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Geleitwort zur digitalen 
Jubiläumsausgabe 70 Jahre 
Bayerischer Landtag 
von Landtagspräsidentin Barbara Stamm 

Im Dezember 2016 feiert der Bayerische Land-
tag den 70. Jahrestag der Konstituierung des 
ersten bayerischen Nachkriegsparlaments. 
Seine Geschichte wird seit vielen Jahren zu-
verlässig und umfassend mit der Chronik des 
Bayerischen Landtags von Peter Jakob Kock 
dokumentiert, die zugleich Kontinuitäten wie 
Wandlungsprozesse aufzeigt.

Von der bunten vielgestaltigen Parteienland-
schaft in den ersten Nachkriegslandtagen ist 
heute nicht mehr viel übrig. Während das po-
litische Spektrum in den Anfangsjahren noch 
sehr breit gefächert war, eint die Parteien der gegenwärtigen Parlamentslandschaft ein allge-
meiner Grundkonsens im Hinblick auf die Werte und Normen der bayerischen Verfassungsord-
nung. CSU, SPD und Grüne bilden dabei seit vielen Jahren eine Konstante unserer Legislative, 
dennoch gibt es auch in der jüngeren Zeit durchaus Bewegung innerhalb der Parteienvielfalt, 
die unser Hohes Haus verändert hat. So ist mit den Freien Wählern 2008 erstmals eine Wähl-
ergruppierung ins Parlament eingezogen, die bis dato nicht auf der landespolitischen Ebene 
in Erscheinung getreten war. Auf der anderen Seite ist mit der FDP eine Partei seit 2013 nicht 
mehr im Landtag vertreten, die im parlamentarischen Leben nach dem Zweiten Weltkrieg als 
feste Größe galt.
Bei der Gliederung des Parlaments in Regierungs- und Oppositionsfraktionen hat sich dage-
gen in Bayern eine kontinuierliche Stabilität gezeigt. In allen Landtagen seit 1946 bildete die 
CSU die stärkste Fraktion und war auch mit Ausnahme der Jahre zwischen 1954 und 1957 als 
führende Kraft in der Regierung. Absolute Mehrheiten waren dabei stets ein Eckpfeiler für die 
Regierungsbildung, wodurch bis 2008 keine Koalitionierung erforderlich war. 2003 gewann die 
CSU sogar eine 2/3-Mehrheit der Sitze im Landtag, was für die bundesdeutsche Parlamentsge-
schichte ein singuläres Ereignis darstellt. Nach der Landtagswahl 2008 musste die CSU eine 
Koalition mit den Freien Demokraten eingehen. Indessen blieb dieses christlich-liberale Regie-
rungsbündnis in Bayern ein fünfjähriges Intermezzo, da die CSU bei der Landtagswahl 2013 
wiederum die absolute Mehrheit erreicht hat.
Ein für die bayerische Politik eher ungewöhnlicher Vorgang war der Wechsel an der Regierungs-
spitze während einer laufenden Legislaturperiode im Jahr 2007. So trat Dr. Edmund Stoiber nach 
14 Jahren Amtszeit als Ministerpräsident zurück und wurde von Dr. Günther Beckstein abgelöst. 
Mit Beginn der 16. Wahlperiode wählte der Bayerische Landtag dann mit Horst Seehofer eine 
aus der Bundespolitik bekannte Persönlichkeit, die erstmals in der aktuellen 17. Legislaturpe-
riode dem Landtag angehört und erneut zum Ministerpräsidenten gewählt wurde.
In Bayern ist es gute Tradition, bei einer Landtagswahl dem Volk zugleich auch Gesetzesvor-
haben zur Entscheidung vorzulegen. Im Jahr 2003 wurden auf plebiszitärem Weg wichtige Än-
derungen an den Beteiligungsrechten von Bürgern und Parlamentariern am politischen Prozess 



10

Geleitwort

vorgenommen. Die Absenkung des passiven Wahlalters von bisher 21 auf 18 Jahre bedeutete 
eine Anpassung an die in der Bundesrepublik vorherrschenden Wahlrechtsgrundsätze und gleich-
zeitig eine Erweiterung der Möglichkeiten für junge Mitbürgerinnen und Mitbürger zur Über-
nahme politischer Verantwortung. Die Stärkung der Informationsrechte des Landtags stellt das 
Zusammenwirken von Parlament und Regierung auf eine klar geregelte rechtliche Grundlage 
und sichert damit deren konstruktive Zusammenarbeit. Auch rund zehn Jahre später konnten die 
Bürgerinnen und Bürger des Freistaates über Änderungen der Verfassung entscheiden. Bei der 
Landtagswahl 2013 stimmten die Wählerinnen und Wähler mit überwältigender Mehrheit der 
Ergänzung der Verfassung um fünf neue Staatsziele zu. Die Verankerung der „Schuldenbremse“ 
gewährleistet nun eine solide und nachhaltige Haushaltsführung. Das Gemeinwohl wird durch 
die Förderung des Ehrenamts gestärkt. 
Die Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie Arbeitsbedingungen in Stadt und Land 
erhielt im September 2013 durch einen Volksentscheid ebenfalls Verfassungsrang. Mit einer in-
terfraktionellen Initiative setzte der Landtag in der Folge eine Enquete-Kommission „Gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ ein, die aufzeigen soll, wie ein Auseinanderdriften des 
Freistaats in stärker und schwächer werdende Gebiete verhindert oder sogar gestoppt werden 
kann. Hauptthemen der einstimmig beschlossenen Kommission sind dabei der Arbeitsmarkt, 
Bildungs- bzw. Wissenschaftsangebote im ländlichen Raum sowie Infrastruktur und Mobilität 
einschließlich des Breitbandausbaus.

Die Mitwirkungsrechte des Landtags in Angelegenheiten der Europäischen Union wurden er-
weitert. So kann die Staatsregierung durch Gesetz gebunden werden – insbesondere hinsicht-
lich ihres Abstimmungsverhaltens im Bundesrat –, falls etwa das Recht auf Gesetzgebung des 
Landtags durch die Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union betroffen ist. 
Darüber hinaus wird seither dem Gewicht der kommunalen Finanzhoheit stärker Rechnung 
getragen. Sichergestellt wird dies durch die Verankerung der vom Bayerischen Verfassungsge-
richtshof entwickelten Grundsätze, wonach die Gemeinden gegenüber dem Land Anspruch auf 
eine angemessene Finanzausstattung haben.
Schwerpunkte der gesetzgeberischen Arbeit der beiden vergangenen Legislaturperioden wur-
den im bildungspolitischen Bereich gesetzt. Die Einführung des achtjährigen Gymnasiums im 
Jahre 2004 bedeutete den tiefgreifendsten Einschnitt in die Schulorganisation in Bayern seit 
langer Zeit. Mit der Verkürzung der gymnasialen Schulzeit von neun auf acht Jahre hatte die 
Bayerische Staatsregierung eine Anpassung der Ausbildungsdauer an die Gegebenheiten der 
Berufs- und Arbeitswelt im 21. Jahrhundert im Sinn. Wie immer bei eine Vielzahl von Bürgern 
betreffenden Strukturreformen war die Maßnahme nicht unumstritten und auch in der Folgezeit 
Ausgangspunkt für Diskussionen in Medien und Öffentlichkeit. Da Schul- und Bildungspoli-
tik einem kontinuierlichen Wandlungs- und Optimierungsprozess unterworfen sind, ist es für 
Staatsregierung und Parlament eine dauerhafte Aufgabe und Herausforderung, diesen zentralen 
Bereich landespolitischer Kompetenz stets in einem konstruktiven Miteinander zu gestalten und 
weiterzuentwickeln. 
Auch im Wissenschafts- und Hochschulbereich obliegen den Ländern im föderativen System 
der Bundesrepublik Deutschland zentrale Entscheidungsmöglichkeiten. Die Einführung der 
Studienbeiträge im Jahr 2007 sollte die materielle und personelle Ausstattung  der Hochschul-
landschaft auf eine sichere Grundlage stellen und die Studierenden an der Finanzierung ihrer 
akademischen Ausbildung beteiligen. Auch diese von der Bayerischen Staatsregierung nach dem 
Vorbild anderer Bundesländer eingebrachte Initiative stieß nicht zuletzt bei den Betroffenen auf 
Vorbehalte und Widerstände, die letztlich in eine gesamtgesellschaftlich geführte Debatte über 
die Aufgaben des Staates bei der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses mündeten. 
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Da sich die parlamentarische Opposition für eine Abschaffung der Studienbeiträge aussprach 
und sich eine breite Mehrheit innerhalb der Bevölkerung für die Aufhebung der betreffenden 
gesetzlichen Regelungen abzeichnete, kam die nunmehr christlich-liberale Regierung einem 
Volksentscheid zuvor. Sie legte den Gesetzentwurf des Volksbegehrens dem Landtag vor, wo 
er mit breiter Mehrheit unverändert angenommen wurde. Dieser Vorgang manifestiert die Wir-
kungsmächtigkeit des in der Bayerischen Verfassung vorgesehenen Zusammenwirkens von 
Parlament und Volksgesetzgebung in exemplarischer Weise. 
Der gemeinsame Gesetzentwurf aller fünf im Landtag vertretenen Fraktionen zur Inklusion an 
den Schulen in Bayern im Jahr 2011 kann als Meilenstein in der Geschichte des bayerischen Par-
laments bezeichnet werden. Mit der schulrechtlichen Umsetzung dieser bereits zwei Jahre zuvor 
in Deutschland in Kraft getretenen Übereinkunft der Vereinten Nationen, nach der Menschen mit 
Behinderung die gleichberechtigte Teilhabe in allen Lebensbereichen ermöglicht werden soll, 
konnte man einen großen Schritt hin zu mehr Normalität im Umgang mit behinderten Menschen 
gehen. Dass der Landtag sich dieses Themas in fraktionsübergreifender Zusammenarbeit ange-
nommen hat, zeugt von hohem Verantwortungsbewusstsein der politischen Entscheidungsträger, 
gerade wenn es um Bereiche geht, die für den Zusammenhalt der Gesellschaft von besonderer 
Relevanz sind. Wiederum Gegenstand intensiver und kontroverser Debatten war hingegen das 
im Juni durch die CSU-Fraktion durchgesetzte bayerische Betreuungsgeld. Grundlage ist das 
Bayerische Betreuungsgeldgesetz: Vom 15. Lebensmonat des Kindes an bis zur Vollendung des 
36. Lebensmonats erhalten seit Sommer 2016 Familien in Bayern monatlich 150 Euro, wenn 
ihr Kind keine Tagesstätte oder keine andere staatlich geförderte Kinderbetreuung besucht.

Mit der Zuwanderung zahlreicher Flüchtlinge ab dem Herbst 2015 wurde Bayern vor eine 
große Herausforderung gestellt. Insbesondere die schwierige Frage nach der Integration sorg-
te für kritische und kontroverse Diskussionen, die nicht nur um den Begriff der „Leitkultur“ 
geführt wurden. Im Juli 2016 setzt die Vollversammlung des Landtags einstimmig eine Enque-
te-Kommission „Integration“ ein. Unter dem Titel „Integration in Bayern aktiv gestalten und 
Richtung geben“ untersucht das 19-köpfige Gremium bis zum Frühjahr 2018 unter anderem 
die Themen Sprache, Erziehung und Bildung, die gesellschaftliche und politische Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshintergrund, Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Religion.

Veränderungen innerhalb der letzten zehn Jahre ergaben sich indessen nicht nur durch die po-
litische Arbeit des Parlaments, sondern auch durch zahlreiche bauliche Maßnahmen auf dem 
Grundstück des Maximilianeums. Zum Jahreswechsel 2005/2006 wurde der alte, seit 1949 
bestehende Plenarsaal durch einen neuen, den modernen Anforderungen eines Arbeitsparla-
ments entsprechenden Sitzungssaal ersetzt. Da der alte Plenarsaal nach mehr als 55 Jahren Par-
lamentsbetrieb im Hinblick auf technische Ausstattung, Beleuchtung, Belüftung, Brandschutz 
und Barrierefreiheit nicht mehr den heutigen Ansprüchen und Standards genügte, mussten sich 
Abgeordnete und Öffentlichkeit von dem vertrauten Anblick der nach dem Krieg eingebauten 
Eichenholzbänke, dem Wandteppich und allen damit verbundenen Erinnerungen verabschieden. 
Mittlerweile ist der Bayerische Landtag räumlich und architektonisch im 21. Jahrhundert ange-
kommen. Mit dem Erweiterungsbau im Nordhof ist ein Gebäude entstanden, das höchsten An-
forderungen entspricht: Modernste Technik ermöglicht schnelle und vielfältige Kommunikation, 
der Passivhaus-Standard sichert größtmögliche Energieeffizienz und seine Barrierefreiheit erfüllt 
den Anspruch, dem eine öffentliche Einrichtung in dieser Hinsicht als Vorbild zu genügen hat. 
Zusammen mit der lichtdurchfluteten, optisch ansprechenden Gestaltung des Plenarsaals bietet 
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der Landtag den Abgeordneten, den Mitarbeitern des Landtags sowie den Landtagsbesuchern 
ideale Rahmenbedingungen für konstruktives Arbeiten und politische Teilhabe.

Angesichts dieser bedeutsamen Veränderungen innerhalb des bayerischen Parlamentarismus 
erscheint es geboten, mit der hier vorliegenden digitalen Ausgabe eine weitere aktualisierte 
Fassung der Landtagschronik vorzulegen. 

Der Autor Dr. Peter Jakob Kock hat dankenswerterweise wieder die verdienstvolle Aufgabe 
des Chronisten übernommen und wichtige Daten und Fakten auf aktuellem Stand zusammen-
gestellt. Neben einer anschaulichen Übersicht über sämtliche Wahlergebnisse der Nachkriegs-
zeit und der sich daraus ergebenden Sitzverteilung im Parlament bietet der Band in gewohnter 
Weise eine Sammlung der biographischen Daten aller am parlamentarischen Leben in Bayern 
beteiligten Persönlichkeiten. So sind die Präsidenten, wie auch die Fraktionsvorsitzenden, die 
Kabinettsmitglieder und die Ausschussvorsitzenden zu den einzelnen Wahlperioden in systema-
tischer Form kompiliert. Ergänzt wird das Ganze durch eine tabellarische Übersicht wichtiger 
Strukturdaten zur Arbeit und Zusammensetzung des Parlaments (Berufs- und Frauenstatistik) 
sowie durch eine Arbeitsbilanz über die Gesetzgebungstätigkeit der Landtage in den einzelnen 
Legislaturperioden.

Diese Jubiläumsausgabe, im siebzigsten Jahr des Bestehens von Verfassung und Landtag, ist da-
bei nicht nur eine Fortschreibung um die Jahre 2013–2016, sondern stellt erstmals die komplette 
Chronik des Bayerischen Landtags in einer digitalen und barrierefreien Version zur Verfügung 
und zeigt damit nicht zuletzt: Der Bayerische Landtag ist ein Parlament auf der Höhe seiner Zeit!

Barbara Stamm
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Chronik des Bayerischen Landtags  
seit 1946 
Die Einträge sind durchnummeriert. Nummern am Ende weisen auf inhaltlich zusammenhän
gende Einträge hin. Ein * neben der Nummer bedeutet, dass der Wortlaut der Landtagsde
batte auszugsweise aufgrund der stenographischen Berichte im Ergänzungsband abgedruckt 
ist (gilt bis Nummer 556).

Anfang Mai 1945   1

Truppen der 7. US-Armee marschieren am 
30. April 1945 in München ein. In Bayern 
ist der Zweite Weltkrieg am 8. Mai mit der 
Besetzung des gesamten Landes zu Ende.

Am Montag, dem 30. April, 4 Uhr nachmit
tags, erreicht der erste amerikanische Jeep 
das Münchner Rathaus. Am nächsten Mor gen 
um 5.30 Uhr ist die bayerische Lan
deshauptstadt in den Händen der USTrup

pen. Die Stadt ist vom Krieg schwer ge
zeichnet. 71 Luftangriffe ließen fast jedes 
zweite Gebäude in Schutt und Asche fallen, 
die Innenstadt ist gar zu drei Viertel zer
bombt. Die Einwohnerzahl beträgt nur 
mehr 480 000, 60 Prozent der Bevölkerung 
von 1939.
Am 7. Mai unterzeichnet Generaloberst 
Jodl mit Ermächtigung von Großadmiral 
Dönitz, den Hitler zu seinem Nachfolger als 
Reichspräsidenten ernannt hat, im Haupt

30. April 1945: Die ersten Amerikaner am Münchner Marienplatz
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quartier von General Eisenhower in Reims 
die Kapitulation. Sie tritt am 9. Mai, eine 
Minute nach Mitternacht, in Kraft. Eine 
Viertelstunde später wird die Kapitulation 
nochmals im sowjetischen Hauptquartier in 
Karlshorst vollzogen.

Bayern ist beim Zusammenbruch des Drit
ten Reiches „kein staatsrechtlicher Begriff 
mehr, sondern nur noch ein Traditionsna
me“ (Anton Pfeiffer). Es besteht aus fünf 
Gauen und einem Reichsstatthalter an der 
Spitze. Zwar existieren bis zum Schluss noch 
Staatsministerien, aber praktisch ohne Zu
ständigkeit, denn sie sind bloße Vollzugsor
gane der Reichsministerien. Es gibt noch 
das Staatsministerium der Finanzen, des In
nern, für Unterricht und Kultus und für 
Wirtschaft (mit den Unterabteilungen Han
del/Industrie, soziale Angelegenheiten, Er
nährung/Landwirtschaft). Das „Minister
präsidium“ mit der Bayerischen Staatskanz
lei ist lediglich das Büro des Gauleiters des 
„Traditionsgaues München Oberbayern“, 
der gleichzeitig  als Ministerpräsident fun
gierte und die Ministerien leitete.

28. Mai 1945   2

„Regional Military Government“ ernennt 
den früheren Vorsitzenden der Bayerischen 
Volkspartei, Staatsrat a. D. Fritz Schäffer, 
zum vorläufigen Ministerpräsidenten.

Die Ernennung Schäffers geht auf eine 
Empfehlung Kardinal Faulhabers zurück, 
den die Militärregierung um eine Vor
schlagsliste bat. Die Berufung kommt für 
Schäffer überraschend. Über die US-Offi-
ziere urteilt er später: „Ich konnte den Ein
druck gewinnen, hier mit Männern zu spre
chen, die ihre erste Aufgabe darin sahen, 
nicht neue Not und neuen Hass zu säen, 
sondern wirklich zu helfen, um Schritt für 
Schritt zum Wiederaufbau des Landes und 
seiner Verwaltung beizutragen.“

In der Ernennungsurkunde Schäffers heißt 
es, er hafte als Ministerpräsident für alle von 
der Besatzungsbehörde festgestellten 

Verstöße und habe gegebenenfalls mit 
Freiheits strafe zu rechnen. Als Erstes versucht 
Schäf fer, dem Finanzchaos Herr zu werden. Er 
friert Sparguthaben über 420 Millionen 
Reichsmark ein und gleicht den Etat durch 
eine Konfiskation von 20 bis 30 Prozent auf 
Einkünfte über 180 Reichsmark monatlich 
aus.
In sein Kabinett holt Schäffer mit Einwilli
gung der Militärbehörden den Ministerialdi
rektor Karl August Fischer für das Innenmi
nisterium, den früheren Regensburger 
Oberbürgermeister Otto Hipp für das Kul
tusministerium und Karl A. Lange für das 
Wirtschaftsministerium. Die Leitung des 
Fi nanzministeriums übernimmt Schäffer 
selbst, der dieses Ressort bereits von 1931 
bis 1933 leitete. Am 20. Juni 1945 wird 
durch Erlass der Militärregierung das Minis
terium für Arbeit errichtet, das der Sozial
demokrat Albert Roßhaupter übernimmt.

13. Juni 1945  3

Ministerpräsident Fritz Schäffer gibt über 
den Rundfunk eine Regierungserklärung ab.

In der ersten Regierungserklärung, ausge
strahlt von „Radio München“, heißt es: 
„Dem nationalsozialistischen Terror haben  

Ministerpräsident Fritz Schäffer

1945
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in den letzten zwölf Jahren am stärksten die 
Kreise widerstanden, die in fester christli
cher Weltanschauung Gott fürchteten und 
daher auch Gott mehr gehorchten als den 
Menschen. <. . .> Bayern weist einen neu
en Weg. Keine nationalsozialistische Lüge, 
kein Massenterror darf mehr sein. Auch der 
Zwillingsbruder des Nationalsozialismus, 
der Militarismus und der Kadavergehorsam, 
muss verschwinden. Wir wollen in Bayern 
Menschen, die frei nach ihrer Art leben 
wollen; die in christlichem Glauben Unrecht 
hassen und für den Gedanken des Rechts 
leben und kämpfen; die sich in gemeinsamer 
Überzeugung als Kinder des gleichen Gottes 
über alle Schranken von Stand und Be
kenntnis hinweg die Hände reichen und die 
eine neue Kultur zu schaffen wissen, die den 
Geist ihrer Heimat wieder zum führenden 
im deutschen Volk machen kann.“

19. September 1945  4

Die US-Militärregierung, abgekürzt OM-
GUS (Office of Military Government in 
Germany – US), erlässt die Proklamation 
Nr. 2, die Geburtsurkunde Nachkriegsbay-
erns. Damit werden in der amerikanischen 
Zone Länder errichtet.

Die Proklamation Nr. 2 bestimmt in Arti
kel 1: „Innerhalb der Amerikanischen Zone 
werden hiermit Verwaltungsgebiete gebil
det, die von jetzt ab als Staaten bezeichnet 
werden; jeder Staat wird eine Staatsregie
rung haben.“ Diese „Staaten“, nämlich 
Großhessen, WürttembergBaden und Bay
ern haben „unter Vorbehalt der übergeord
neten Machtbefugnis der Militärregierung 
volle gesetzgebende, richterliche und voll
ziehende Gewalt, soweit deren Ausübung 
nicht mit früher und zukünftig getroffenen 
Maßnahmen des Kontrollrates für Deutsch
land oder einer von diesem errichteten zen
tralen deutschen Behörde in Widerspruch 
steht.“
Bayern wird mit der Urkunde territorial wie 
folgt abgegrenzt: Es „umfasst ganz Bayern, 

wie es 1933 bestand, ausschließlich des Krei
ses Lindau“. Die bayerische Pfalz wird nicht 
erwähnt, da sie in der französischen Zone 
liegt. Offiziell wird sie erst am 30. August 
1946 dem neuen Staatsgebilde Rheinland
Pfalz zugeschlagen. Der Stadt und Land
kreis Lindau bleibt ausgespart und dient als 
Verbindungsstreifen der französischen Be
satzungszonen in Deutschland und Öster
reich. Bayern ist mit der Proklamation Nr. 2 
das einzige deutsche Land, das aus dem 
Zweiten Weltkrieg territorial nahezu unver
sehrt hervorgeht.

28. September 1945  5

Die Militärregierung setzt Ministerpräsident 
Fritz Schäffer ab. Zum Nachfolger ernennt 
sie den SPD-Politiker Wilhelm Hoegner, 
der im Juni aus dem Schweizer Exil zurück-
kehrte.

Der Sturz Schäffers kommt nicht überra
schend. In amerikanischen Zeitungen wurde 
zuvor wiederholt Kritik an den politischen 
Zuständen in Bayern geübt. Man machte 
Schäffer vor allem zum Vorwurf, die Entna
zifizierung halbherzig voranzutreiben und 
ehemalige „Parteigenossen“ in der Beam
tenschaft zu dulden. Nach einer Inspek
tionsreise des amerikanischen Professors 
Walter Dorn im Auftrag des USHaupt
quartiers werden Schäffer und Hoegner zur 
Militärregierung in München bestellt, ohne 
den Grund zu wissen.
In seinen Memoiren vergleicht Hoegner den 
Vorgang mit einer „ShakespeareSzene“: 
Ohne Erklärung sagt Oberst Dalferes, „Sie, 
Herr Fritz Schäffer, Ministerpräsident von 
Bayern, sind hiermit abgesetzt, hier ist Ihr 
Brief.“ Und ebenso unvermittelt zu Hoeg
ner: „Sie, Dr. Wilhelm Hoegner, werden 
hiermit zum Ministerpräsidenten von Bay
ern ernannt. Hier ist Ihr Brief.“ Vermutun
gen Schäffers, er sei aufgrund deutscher In
trigen gestürzt, tritt Prof. Dorn 15 Jahre 
später mit dem Satz entgegen: „Ich muss 
erklären, dass ich allein die Verantwortung 

1945
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für die Entlassung Schäffers trage und tra
gen muss.“
Hoegners Ernennung wird erst am Sonntag, 
dem 30. September, über Rundfunk be
kannt gegeben. Der neue Regierungschef 
muss auf Anweisung der Amerikaner auch 
einen Kommunisten ins Kabinett aufneh
men. Es ist Heinrich Schmitt, der das Son
derministerium übernimmt. Albert Roß
haupter bleibt Arbeitsminister, der Sozial
demokrat Josef Seifried wird Innenminister, 
das Justizministerium übernimmt Hoegner 
selbst. Landwirtschaftsminister wird der 
CSUPolitiker Josef Baumgartner (später 
Bayernpartei), Wirtschaftsminister auf ame

Kabinett Hoegner 1945 (von links stehend): Staatssekretär Ficker, Arbeitsminister Roßhaupter,  
Staatssekretär Pfeiffer, Staatssekretär Ehard, Wirtschaftsminister Erhard, Innenminister Seifried,  
Kultusminister Fendt, Finanzminister Terhalle, Staatssekretär Krehle, Landwirtschaftsminister  
Baumgartner, Staatsminister Schmitt, Staatssekretär Müller

amerikanische Empfehlung der spätere 
„Vater des  deutschen Wirtschaftswunders“, 
Ludwig Erhard.
Hoegner setzt sich und seinem Kabinett fol
gende Aufgaben: „1. Entnazifizierung und 
Wiedergutmachung; 2. Verfassungspolitik: 
Wiederherstellung eines bayerischen demo
kratischen Staates und deutschen Bundes. 
Neuaufbau des Parlamentarismus; 3. Selbst
verwaltung der Gemeinden und Gemeinde
verbände; 4. Justiz: neues Strafgesetzbuch. 
Einrichtung der Friedensgerichte; 5. Kultur
politik: Bereinigung des Verhältnisses zwi
schen Staat und Kirche. Neuaufbau des 
Schulwesens; 6. Landwirtschaft: Ausbau des

 1945
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Genossenschaftswesens, Hebung der Kul
turverhältnisse auf dem Lande (Landwirt
schaftslehrer, ,Kulturzentren‘); 7. Wirt
schaft: Neuaufbau einer Planwirtschaft auf 
genossenschaftlicher Grundlage.“

9. Februar 1946  6

Ministerpräsident Wilhelm Hoegner erhält 
von der Militärregierung den Auftrag, eine 
Bayerische Verfassung vorzubereiten.

In den „Vorbereitenden Verfassungsaus
schuss“ beruft Hoegner die Staatsminister 
Josef Seifried (SPD), Heinrich Schmitt 
(KPD) und Albert Roßhaupter (SPD), die 
Staatssekretäre Hans Ehard (CSU) und An
ton Pfeiffer (CSU), den Münchner Ober
bürgermeister Karl Scharnagl (CSU) und 
dessen Stellvertreter Thomas Wimmer 
(SPD). Sachverständiger ist Prof. Hans Na
wiasky aus St. Gallen (Schweiz), der bis 
1933 an der Münchner Universität Staats
recht lehrte. Den Vorsitz des Ausschusses 
übernimmt Hoegner.
Grundlage der Beratung ist nicht etwa die 
Bayerische Verfassung von 1919 („Bamber
ger Verfassung“), sondern ein Entwurf aus 
Hoegners Feder, der in 14 Sitzungen vom 
8. März bis 3. Mai beraten wird. Wirklich 
umstritten sind nur die Einrichtung einer 
zweiten Kammer und das Amt eines bayeri
schen Staatspräsidenten. Beide Institutio
nen werden dem Entwurf, der laut Militär
regierung „besonders voll von sozialistischer 
Philosophie“ ist, als Alternativen beigefügt. 
Artikel 1 des Entwurfs lautet: „Bayern ist 
ein Freistaat und Mitglied des Deutschen 
Bundes.“ Der Ausdruck „Freistaat“ wird 
von Hoegner als Übersetzung des Fremd
wortes „Republik“ vorgeschlagen. (8, 9, 10, 
11)

26. Februar 1946  7

Der Bayerische Beratende Landesausschuss 
tritt zu seiner ersten Sitzung zusammen.

Der Beratende Landesausschuss, eine Idee 
Hoegners, dient der „Weiterentwicklung 
des Staatsaufbaues nach demokratischen 
Grundsätzen“ und gilt als „Vorparlament“. 
Die 128 Mitglieder werden von den Parteien 
benannt bzw. von der Staatsregierung beru
fen. Zum Präsidenten des Landesausschus
ses ernennt Ministerpräsident Hoegner den 
letzten Landtagspräsidenten vor 1933, Ge
org Stang. Der Beratende Landesausschuss 
hält bis 13. Juni drei Tagungen ab. 
Bei der Eröffnungssitzung in der Aula der 
Münchner Universität am 26. Februar sagt 
Hoegner, der Ausschuss solle „die bayeri
sche Staatsregierung in ihrer schweren Ar
beit unterstützen“. Er tage „im Zeichen der 
uralten bayerischen Symbole, unseres herr
lichen Landeswappens und unserer weiß
blauen Farben, die wir uns nie wieder neh
men lassen wollen“. Hoegner versichert 
gleichzeitig: „Der Weg Bayerns führt nicht 
aus Deutschland hinaus.“  
Der Bayerische Beratende Landesausschuss 
dient in erster Linie als Gremium, das von 
der Staatsregierung über wichtige Probleme 
und anstehende Entscheidungen unterrich
tet wird. Er erlangt zwar nach Hoegners 
Urteil „keine besondere Bedeutung“. Im 
Ausschuss findet jedoch zum ersten Mal seit 
13 Jahren wieder ein Kontakt zwischen Be
völkerung und Regierung statt. Über „Ra
dio München“ kommentiert Herbert Gess
ner, das Frage und Antwortspiel mit den 
Ministern sei zwar demokratische Selbstver
ständlichkeit, „aber wir sollten nicht verges
sen, dass es noch vor einem Jahr anders war. 
Ein nationalsozialistischer Minister hätte 
ei ne solche Zumutung entrüstet unter Beru
fung auf seine sogenannte Autorität und 
Führereigenschaft abgelehnt.“

1946
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30. Juni 1946  8

Die bayerischen Wähler bestimmen über die 
Zusammensetzung der Verfassunggebenden 
Landesversammlung. Es sind die ersten 
freien landesweiten Wahlen seit 1932.

Die CSU erhält 58,3 % der Stimmen (109 
der 180 Sitze), die SPD 28,8 % (51 Sitze). 
Die KPD kommt auf 5,3 % (9 Sitze), die 
Wirtschaftliche AufbauVereinigung –  
WAV auf 5,1 % (8 Sitze), die FDP auf 2,5 % 
(3 Sitze). Die Wahlbeteiligung beträgt 
72,1 %, schwankt aber örtlich sehr stark. 
Von den wahlfähigen Bayern dürfen 
271 400 nicht wählen (6,6 %), weil sie ehe
malige Mitglieder der NSDAP sind. Viele 
einstige Nazis lassen sich aber gar nicht erst 
in die Wählerlisten aufnehmen, so dass sie 
von der Statistik nicht erfasst sind. 
Aufgrund des Wahlausganges bietet Hoeg
ner der Militärregierung seinen Rücktritt 
an, der jedoch nicht angenommen wird. Mi
litärgouverneur General Muller lässt erklä

ren: „Der Ministerpräsident wurde von der 
Militärregierung ernannt und er hat weiter
hin das Vertrauen und die volle Unterstüt
zung der Militärregierung für Bayern. Die 
alleinigen Wahlen, die über einen Wechsel 
in der bayerischen Regierung entscheiden 
werden, sind die für November vorgesehe
nen Landtagswahlen.“
Die Verfassunggebende Landesversamm
lung besitzt laut Gesetz „nicht die Rechte 
eines vorläufigen Landtages“ und dient „der 
bayerischen Staatsregierung als beratende 
Körperschaft“ anstelle des aufgelösten Be
ratenden Landesausschusses. (6, 9, 10, 11)

15. Juli 1946  9

Die Verfassunggebende Landesversamm-
lung konstituiert sich. Sie wählt aus ihrer 
Mitte einen Ausschuss für Verfassung mit 21 
Mitgliedern.

Die Landesversammlung wählt mit überwie

Eröffnung des Beratenden Landesausschusses
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gender Mehrheit Michael Horlacher (CSU) 
zu ihrem Präsidenten. Grundlage der Bera
tung ist der Entwurf des Vorbereitenden 
Verfassungsausschusses. Ministerpräsident 
Wilhelm Hoegner erläutert die Grundzüge 
des Entwurfs und verweist besonders auf die 
neuen Grundrechte wie das Recht auf Ar
beit, das Recht auf Erholung, das Recht auf 
Ausbildung und auf Naturgenuss, die auf 
seine Initiative aufgenommen wurden.
Die Verfassunggebende Landesversamm
lung bildet einen Verfassungsausschuss. Ihm 
gehören 12 CSUAbgeordnete (Lorenz 
Krapp als Vorsitzender, Hans Ehard, Aloys 
Hundhammer, Albert Kaiser, Josef Müller, 
Adolf Pfeuffer, Wolfgang Prechtl, Friedrich 
von Prittwitz und Gaffron, Peter Schacher, 
Josef Schwalber, Johannes Semler, Josef 
Zahn) und 6 SPDAbgeordnete an (Josef 
Seifried als stellvertretender Vorsitzender, 
Wilhelm Fischer, Wilhelm Hoegner, Johann 
Pittroff, Albert Roßhaupter, Thomas Wim
mer). Jeweils ein Mitglied stellen KPD 
(Hermann Schirmer), WAV (Alfred Loritz) 
und FDP (Thomas Dehler). Sachverständi
ger mit beratender Stimme wird erneut 
Prof. Hans Nawiasky. (6, 8, 10, 11)

Eröffnung der Verfassunggebenden Landesversammlung (am Tisch in der Mitte Hoegner, rechts außen  
sitzend Ehard, stehend Anton Pfeiffer)

26. Oktober 1946  10

Die Verfassunggebende Landesversamm-
lung nimmt nach zehn Sitzungen mit großer 
Mehrheit den Entwurf der „Verfassung des 
Freistaates Bayern“ an. Lediglich die drei 
kleinen Parteien, KPD, WAV und FDP, 
votieren mit nein.

Bei der feierlichen Schlussabstimmung in der 
Aula der Münchner Universität sagen 136 
Abgeordnete ja, 14 nein zur neuen bayeri
schen Verfassung. Es ist die dritte in der 
Geschichte des modernen Bayern. Das letz
te Wort haben die Wähler in einem Volks
entscheid am 1. Dezember.
Ernsthaft umstritten sind in den Verfas
sungsberatungen nur das Wahlrecht, die 
Einrichtung einer zweiten Kammer, das 
Amt eines bayerischen Staatspräsidenten 
und die Schulfrage. Die Differenzen werden 
von den beiden großen Fraktionen, CSU 
und SPD, in dem Willen ausgeräumt, einen 
breiten Konsens für die Verfassung zu 
schaffen.
Die CSU favorisierte das Mehrheitswahl
recht, die SPD das Verhältniswahlrecht. 
Der Kompromiss ist die 10ProzentKlausel, 
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und zwar auf der Ebene der Regierungsbe
zirke. Auf die zweite Kammer, den „Bayeri
schen Senat“, einigt man sich, weil seine 
Kompetenzen stark beschnitten werden, so 
dass die Sozialdemokraten ihre Vorbehalte 
gegen eine ständisch zusammengesetzte 
Kammer zurückstellen. Die Schulfrage wird 
weitgehend zugunsten des CSUStand
punkts gelöst: Die Konfessionsschule wird 
als Regelschule festgeschrieben.
Die Frage, ob es einen bayerischen Staats
präsidenten geben soll, entzweit die CSU 
ebenso wie die SPD. Laut Vorentwurf der 
Verfassung sollte er den Freistaat nach au
ßen vertreten, im Staate die höchste Voll
zugsgewalt ausüben sowie die Mitglieder der 
Staatsregierung ernennen und entlassen. 
Außerhalb Bayerns wird dieses Amt als In
begriff des bayerischen Partikularismus in
terpretiert. In Bayern selbst warnen Kritiker 
vor einem ersten Schritt zur monarchisti
schen Restauration.
Bei der entscheidenden Abstimmung in der 

FDP sagt „nein“ zur Bayerischen Verfassung

Verfassunggebenden Landesversammlung 
kommt die Institution des Staatspräsidenten 
am 12. September mit nur einer Stimme 
Mehrheit zu Fall. 85 Abgeordnete votieren 
mit nein, 84 mit ja, 4 enthalten sich der 
Stimme. In der SPD stimmen 5 Parlamenta
rier für den Staatspräsidenten (unter ihnen 
Hoegner und Roßhaupter), gegen ihn ist bei 
der CSU der Flügel um den Parteivorsitzen
den Josef Müller.
Das Verhältnis Bayerns zu einem künftigen 
deutschen Gesamtstaat klärt die USMilitär
regierung ultimativ in einem Brief vom 
24. Oktober. Der stellvertretende Militär
gouverneur Lucius D. Clay zielt dabei auf 
die bayerische Staatsangehörigkeit und auf 
Artikel 178, wo es heißt: „Bayern wird ei
nem künftigen deutschen demokratischen 
Bundesstaat beitreten. Er soll auf einem 
freiwilligen Zusammenschluss der deutschen 
Einzelstaaten beruhen, deren staatsrechtli
ches Eigenleben zu sichern ist.“
Der amerikanische Genehmigungsvorbehalt 
für die Bayerische Verfassung, den Präsi
dent Horlacher am 26. Oktober bekannt 
gibt, lautet, dass im Zusammenhang mit ei
ner bayerischen Staatsangehörigkeit „die 
Militärregierung <. . .> in keiner Weise ihre 
Zustimmung zu einem Separatismus Bay
erns oder eines anderen deutschen Landes 
erteilt“.
Der Brief von General Clay legt zudem fest, 
dass der Wille Bayerns, einem künftigen 
deutschen Bundesstaat beizutreten, „als ei
ne Anweisung an die Vertreter Bayerns“ zu 
verstehen ist, „aber nicht als ein Recht, die 
Teilnahme zu verweigern, ganz gleich, ob 
sie als Zwischenlösung von den alliierten 
Behörden oder in Form einer beständigen 
Regierung vom deutschen Volk in seiner 
Gesamtheit errichtet wurde“. (6, 8, 9, 11)

1. Dezember 1946  11

Die Bayerische Verfassung wird in einem 
Volksentscheid angenommen. Gleichzeitig 
finden erstmals seit 1932 wieder Wahlen 
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1. Wahlperiode

zum Bayerischen Landtag statt. Stärkste 
Partei wird mit 52,3 Prozent die CSU, ge-
folgt von der SPD mit 28,6 Prozent.

Am Abend des 1. Dezember gehen über der 
Bayerischen Staatskanzlei in der Münchner 
Prinzregentenstraße die Fahnen hoch: Das 
Volk hat die Verfassung des Freistaates 
Bayern angenommen. Von den 4 210 600 
wahlberechtigten Bürgern nehmen 75,7 Pro
zent an der Abstimmung teil. Mit Ja stim
men 2 090 500 (70,6 Prozent), mit Nein 
870 100 (22,3 Prozent). Erstaunlich hoch ist 
mit 7,1 Prozent die Zahl der ungültigen 
Stimmen.
Nach der WahlkreisStatistik wohnen die 
meisten Befürworter in Niederbayern/Ober
pfalz (80,6 Prozent), in Unterfranken (78,6 
Prozent) und in Schwaben (73,2 Prozent), 
während in Oberbayern nur 65,3 Prozent 
und in Oberfranken/Mittelfranken nur 63,6 
Prozent zustimmen. Über 90 Prozent Ja

LDPWahlplakat 1946 SPDWahlplakat 1946

CSUPlakat für die Landtagswahl 1946
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1. Wahlperiode

Stimmen gibt es in Oberviechtach, Parsberg 
und Bad Neustadt an der Saale, über 50 
Prozent NeinStimmen in Erlangen, Hof 
und Nürnberg. Diese regionalen Unter
schiede hängen mit der „fränkischen Oppo
sition“ gegen Altbayern, aber auch mit dem 
Anteil der Flüchtlinge an der Wahlbevölke
rung zusammen.
Die Verfassungsurkunde wird von Minister
präsident Hoegner am 2. Dezember unter
zeichnet. Mit der Veröffentlichung im Baye
rischen Gesetz und Verordnungsblatt tritt 
sie am 8. Dezember in Kraft. Die Original
urkunde ist seitdem verschollen.
Die ersten Landtagswahlen nach Kriegs
ende bestätigen den Trend der Kommunal
wahlen und der Wahl zur Verfassunggeben
den Landesversammlung: Die CSU ist mit 
Abstand stärkste Partei in Bayern. Sie er
hält 52,3 Prozent, die SPD 28,6 Prozent, die 
WAV 7,4 Prozent, die Kommunisten 6,1 
und die Liberalen 5,6 Prozent. Damit nimmt 
die CSU 104 der 180 Landtagssitze ein, die 
SPD 54, die WAV 13 und die FDP 9. Die 
KPD scheitert an der Zehnprozentklausel 
auf Regierungsbezirksebene, obwohl sie 
mehr Stimmen erhielt als die Freien Demo
kraten. (6, 8, 9, 10)

16. Dezember 1946  12*

Der erste bayerische Nachkriegslandtag 
konstituiert sich. Ministerpräsident Hoeg-
ner erklärt seinen Rücktritt, führt aber die 
Amtsgeschäfte bis zur Bildung einer neuen 
Regierung weiter.

Am Montagnachmittag, 15.20 Uhr, eröffnet 
Alterspräsident Georg Stücklen (CSU) die 
konstituierende Sitzung des ersten Bayeri
schen Landtags nach Kriegsende. Zu Gast 
ist der Direktor der Militärregierung für 
Bayern, General Walter Muller. Der 
Festakt findet in der Aula der Münchner 
Universität statt, weil das alte Parlaments
gebäude an der Prannerstraße den Bomben 
zum Opfer gefallen ist.

Zu ihrem Präsidenten wählen die Parlamen
tarier Michael Horlacher, zuvor Präsident 
der Verfassunggebenden Landesversamm
lung. Er ist einer der Repräsentanten des 
CSU-Bauernflügels und seit 1945 Staats-
kommissar für das landwirtschaftliche Ge
nossenschaftswesen. Horlacher tritt sein 
Amt mit einem Ordnungsruf an: „Es ist 
streng untersagt, in diesem Hause zu rau
chen. Wir sind hier nicht in einem gewöhnli
chen Lokal.“
Aufgrund des Wahlergebnisses vom 1. De
zember erklärt Ministerpräsident Wilhelm 
Hoegner seinen Rücktritt. Zuvor legt er Re
chenschaft ab über seine 15monatige Regie
rungszeit und sagt: „Vielleicht werden von 
meiner Regierung nur zwei Taten von länge
rer Dauer sein: die demokratische Verfas
sung und die Sicherung eines föderalisti
schen Aufbaus des Deutschen Reiches. 
Mein Kampf um die Eigenstaatlichkeit Bay
erns im Rahmen eines größeren Deutsch
lands ist nicht vergeblich gewesen. Damit 
legt meine Regierung das künftige Schicksal 
Bayerns und Deutschlands, das wir erst auf
bauen wollen, in die Hände der bayerischen 
Volksvertretung.“

Erste Landtagssitzung am 16. Dezember 1946:  
Der amerikanische Militärgouverneur Walter J.  
Muller spricht sein Grußwort
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1. Wahlperiode

Gleichzeitig appelliert Hoegner mit großem 
Ernst an die Politiker, der „unseligen 
FreundFeindTheorie in der Innenpolitik“ 
abzuschwören. „Es darf nicht sein“, sagt er, 
„dass wir beim Wiederaufbau unserer Hei
mat aus Rechthaberei und Parteibüffelei das 
Werk vergessen, das von uns allen gemein
sam vollbracht werden muss. Das Volk er
wartet in seiner Not rasche Taten und nicht 
flinke spitzige Worte von uns.“

21. Dezember 1946  13

Der CSU-Parteivorsitzende Josef Müller 
scheitert im ersten Wahlgang als Kandidat 
für das Amt des Ministerpräsidenten. An 
seine Stelle wählt der Landtag den Staatsse-
kretär im Justizministerium, Hans Ehard 
(CSU). Er bildet eine „Regierung der Kon-
zentration aller aufbauwilligen Kräfte“ aus 
CSU, SPD und WAV.

Obwohl die CSU aus der Landtagswahl als 

Blick in die überfüllte Aula am 16. Dezember 1946

stärkste Kraft hervorgegangen ist und 104 
der 180 Landtagssitze erobert hat, kann sie 
auf Anhieb keine Regierung bilden. Die 
Mehrheitsfraktion ist in sich zerstritten. Um 
die Vorherrschaft ringt der altbayerischka
tholische Flügel um Hundhammer und 
Schäffer mit dem liberalkonservativen 
Par teiflügel, den Müller anführt. 
Nach einigem Hin und Her nominiert die 
CSUFraktion nicht Müller, sondern den 
ehemaligen BVPGeneralsekretär Anton 
Pfeiffer für das Amt des Ministerpräsiden
ten. Ihn lehnen jedoch die Sozialdemokra
ten ab. Maßgeblich dafür sind Gerüchte, 
Pfeiffers Verhalten im Dritten Reich lasse 
Fragen offen. Damit glaubt Müller, dass 
jetzt doch noch seine Stunde geschlagen ha
be. Nun verbündet sich aber der konservati
ve HundhammerFlügel mit dem „Minister
Flügel“ der SPD, den Hoegner anführt, um 
den eigenen Parteivorsitzenden mit seiner 
Kandidatur für das höchste Staatsamt stol
pern zu lassen.
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Dramatischer Höhepunkt des erbitterten 
Richtungsstreits in der CSU ist die Land
tagssitzung am 21. Dezember. In der weih
nachtlichtannengeschmückten Universi
tätsaula sitzen die Abgeordneten in Mäntel 
gehüllt. Draußen hat es minus 20 Grad. Die 
„eiskalte Regierungsbildung“ dauert fast 
acht Stunden, von ein Uhr mittags bis 9 Uhr 
abends.
Eugen Rindt (CSU) schlägt namens seiner 
Fraktion Josef Müller als Ministerpräsiden
ten vor. Der Sozialdemokrat Jean Stock 
lehnt den Wahlvorschlag ab. Seine Fraktion 
wünsche ein „Konzentrationskabinett aus 
allen Fraktionen“. Dem stehe die Person 
Müllers entgegen. Von den 175 anwesenden 
Abgeordneten stimmen anschließend 73 für 
Müller, 69 mit nein, 33 für Hans Ehard, der 
nicht nominiert ist. Verärgert stürmt darauf
hin Müller mit 27 seiner Getreuen aus dem 
Saal.
Der Kompromisskandidat Ehard sitzt wäh
renddessen „mit Mantel und hochgeschlage
nem Kragen im hinteren Teil des Saales an 
einen Heizkörper angelehnt“. Er erinnert 
sich: „Das Suchen nach mir, das Fotografie-
ren und Befragen ging erst los, als ich von 

Josef Müller

einer starken Gruppe meiner Partei für den 
zweiten Wahlgang vorgeschlagen und dann 
gewählt wurde.“
Bei diesem zweiten Wahlgang werden 147 
Stimmen abgegeben, 121 für Hans Ehard, 
fünf lauten auf Müller, 15 auf nein und sechs 
sind ungültig. Auf die Frage des Präsiden
ten, ob er die Wahl annehme, sagt Ehard: 
„Ich nehme sie trotz schwerer Bedenken, 
die sich aus der Sachlage ergeben, an.“ 
In knappen Sätzen stellt sich Ehard vor: 
„Ich bin ein Mann des Rechts. Ich habe 
mich immer bemüht, Gerechtigkeit zu üben, 
meine Entscheidungen an der Menschen
würde auszurichten und die menschliche 
Persönlichkeit zu achten. Ich will diesen 
Grundsatz auch in mein neues Amt über
nehmen und in diesem Sinne weiterhin ein 
Mann des Rechts bleiben.“
Ehard, gewählt von Teilen der CSU, von 
der SPD und der WAV, stellt anschließend 
sein Kabinett vor. Stellvertretender Minis
terpräsident und Justizminister wird Hoeg
ner, Innenminister Josef Seifried (SPD), 
Kultusminister Aloys Hundhammer (CSU), 
Wirtschaftsminister Rudolf Zorn, Landwirt
schaftsminister Josef Baumgartner (CSU), 
Arbeitsminister Albert Roßhaupter (SPD), 
Sonderminister für Entnazifizierung Alfred 
Loritz (WAV). Finanz und Verkehrsminis
terium werden erst später besetzt.
Von den neun Ministerposten besetzt die 
CSU vier, außerdem stellt sie neun der 13 
Staatssekretäre. Die Koalition stößt auf Wi
derspruch sowohl in der CSU wie in der 
SPD. Ein regelrechtes Koalitionsabkommen 
kommt folglich nie zustande. Nur knapp 
entgehen in der CSULandesausschusssit
zung die Befürworter des Parteienbündnis ses 
einer Niederlage.
Josef Müller vermerkt später, er sei eigent
lich gewählt worden, da die EhardStimmen 
des ersten Wahlganges ungültig gewesen 
sei en. Präsident Horlacher habe sich dann 
auch für seinen „Trick“ halbwegs entschul
digt. Es habe jedoch keine Instanz gegeben, 
„vor der ich gegen den willkürlichen Akt 
hätte vorgehen können“.
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10. Januar 1947  14*

Ministerpräsident Hans Ehard gibt seine ers-
te Regierungserklärung ab. Sie steht unter 
dem Motto „Frieden – Ordnung – Aufbau“. 
Der Landtag billigt die Erklärung mit 98 von 
128 Stimmen, 30 Abgeordnete üben Enthal-
tung.

Ehard erläutert die staatsrechtliche Situa
tion Bayerns: Die bayerische Volksvertre
tung besitze die Zuständigkeit zur gesetzli
chen Regelung aller Angelegenheiten, mit 
Ausnahme jener, die ausdrücklich anderen 
staatsrechtlichen Körpern vorbehalten sei
en. Einschränkungen schaffen das Berliner 
Protokoll der Potsdamer Konferenz, die Er
lasse des Kontrollrates und internationale 
Abmachungen für das gesamtdeutsche Ge
biet sowie Grundsatzentscheidungen des 
amerikanischbritischen ZweizonenAus
schusses. Zu beachten sei schließlich der 
Vorbehalt der Besatzungsmacht, jederzeit 
die vollen Besatzungsrechte wieder in An
spruch zu nehmen, so dass die Rechte der  

Kabinett Ehard 1946: (von links) Landwirtschaftsminister Baumgartner, Arbeitsminister Roßhaupter,  
Kultusminister Hundhammer, Ministerpräsident Ehard, Innenminister Seifried, Justizminister  
Hoegner, Sonderminister Loritz

Regierung und des Landtags zeitweise außer 
Kraft gesetzt werden könnten.
Der Ministerpräsident bezeichnet den Auf
bau des neuen Deutschland als eine „Le
bensnotwendigkeit für alle, die das Schick
sal im deutschen Raum zusammengeführt 
hat“. Er verspricht „jeden Beitrag“ zu leis
ten, den ein bundesstaatlich neu gestaltetes 
Deutschland brauche, schränkt jedoch ein: 
„Wir wollen aber auch Bayern im neuen 
Deutschland eine Stellung verschaffen, die 
ihm nach seiner Größe und seiner Geschich te 
zukommt.“
An die Spitze der innerbayerischen Proble
me stellt Ehard die Flüchtlingsfrage, die 
Durchführung des Befreiungsgesetzes vom 
5. März 1946, die Ernährungslage und die 
Wiederingangsetzung des Wirtschaftsle
bens. Bayern hat durch den Zustrom von 
Evakuierten und Flüchtlingen mittlerweile 
eine Bevölkerung von neun Millionen, ge
genüber 1939 eine Zunahme von knapp zwei 
Millionen. Damit tritt die Ernährung in den 
Vordergrund, vor allem auch wegen der Ab
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lieferungen an außerbayerische Gebiete. 
Vom 29. bis 31. Januar diskutiert das Parla
ment die Erklärung der Staatsregierung. 
Übereinstimmend treten Josef Müller 
(CSU) und Jean Stock (SPD) für ein Verei
nigtes Europa ein. Müller betont dabei, dass 
ohne Friedensvertrag über neue Grenzlinien 
„dieses Deutschland nicht zu bestehen auf
gehört hat“. Er bedauert, dass in der Re
gierungserklärung von den „ehemaligen 
Reichsgebieten östlich der Oder“ die Rede 
ist.
Stock begründet die Teilnahme an der Re
gierung mit der „gesamtdeutschen Haltung“ 
der bayerischen Sozialdemokratie, denn die 
Entscheidung über die Zukunft falle jetzt. 
An der „Weggabelung“ werde die SPD 
nicht in Passivität verharren. Kritik an der 
DreiParteienKoalition übt die FDP. Fritz 
Linnert nennt sie undemokratisch, weil die 
CSU von der Wählerschaft die Mehrheit 
erhalten habe, die Geschicke Bayerns zu 
lenken. Die maßgebliche Beeinflussung der 
Staatsregierung durch die SPD mit ihren 28 
Prozent Stimmen sei eine Folge des „Bru
derstreites“ in der Union. Dabei habe das 
Wahlergebnis gezeigt, dass zwei Drittel der 
Bürger Programm und Ziele der Sozialde
mokratie ablehnten.

31. Januar 1947  15

Einstimmig setzt der Landtag die ersten bei-
den Untersuchungsausschüsse ein.

Der eine hat die Aufgabe, „Missstände im 
bayerischen Wirtschaftsministerium, im 
Landwirtschaftsamt und den Regierungs
wirtschaftsämtern“ zu untersuchen, der an
dere soll die Umstände der Regierungsbil
dung unter die Lupe nehmen.

5. März 1947  16

Vor dem Landtagsausschuss für Fragen des 
Länderrates und für Fragen bizonaler und 
mehrzonaler Art berichtet Ministerpräsi-
dent Hans Ehard über die bizonalen Ver-
waltungsämter.

Ehard beklagt sich, dass von den Mitarbei
tern der Bizonenämter nur „ein ganz ver
schwindend kleiner Teil“ aus Süddeutsch
land komme, kaum einer aus Bayern. Es 
gebe jedoch kaum Abhilfe, denn „wir haben 
keine Leute“, während man in der briti
schen Zone „großzügig die ganze Reichsbü
rokratie“ nehme. Der Ministerpräsident be
gründet den Mangel in Süddeutschland mit 
den strengeren Entnazifizierungsvorschrif-
ten: Wenn er einen Ministerialdirektor in 
der britischen Zone ohne weiteres einsetzen 
könne, so habe er nach den Bestimmungen 
der amerikanischen Zone die größten 
Schwierigkeiten, denselben Mann als Post
boten zu verwenden.
Die im Herbst 1946 gebildeten fünf Zentral
ämter für die britische und amerikanische 
Zone dienten der gemeinsamen wirtschaftli
chen Verwaltung. Ihre Rechtssetzungsbe
fugnis wird von Bayern angezweifelt, der 
britische Zonenzentralismus scharf kriti
siert. Ehard: „Es wird in der englischen 
Zone sozusagen der letzte Hosenknopf in 
Minden (Sitz des Verwaltungsamtes für 
Wirtschaft) verplant.“ Aus dem „Zweizo
nenwirtschaftsrat“ wird 1947 der „Wirt
schaftsrat für das Vereinigte Wirtschaftsge
biet“ gebildet, der eine parlamentarische 
Basis erhält.

25. April 1947  17

Nach einem Besuch des Landtagspräsidiums 
im Internierungslager Moosburg debattiert 
das Parlament über die Umstände der Ent-
nazifizierung. Einstimmig werden Militärre-
gierung und Sonderministerium gebeten, 
bei der Anwendung des „Befreiungsgeset-
zes“ auf mechanische Klassifizierung und 
willkürliche Eingriffe zu verzichten.

Vom Besuch am 1. April in Moosburg, wo 
7 000 Internierte leben, berichtet Landtags
präsident Michael Horlacher (CSU): „Wir 
haben zusammen den Eindruck gehabt, dass 
in den Lagern viele Leute sitzen, die nicht 
hineingehören, während manche draußen 
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herumlaufen, die schon längst interniert sein 
müssten.“ Horlacher sieht darin eine Folge 
der „automatischen Haft“, angeordnet von 
der Militärregierung für sämtliche Natio
nalsozialisten, unabhängig von ihrer Schuld. 
Vizepräsident Georg Hagen (SPD) bezeich
net die Entnazifizierung als „notwendige 
und bei vernünftiger Durchführung heilsa
me Maßnahme für die Neugestaltung unse
res öffentlichen Lebens“. Der bisherige 
Verlauf sei jedoch unbefriedigend. Man ha
be Hunderttausenden „ohne geregeltes Ver
fahren und ohne jede Korrekturmöglichkeit 
bei Fehlentscheidungen von einem Tag auf 
den andern die Existenz genommen, das 
Eigentum in fremde Hände überführt und 
eine Reihe von Maßnahmen getroffen, die 
Furcht, Schrecken und schließlich einen ge
fährlichen Hass auslösten, der auf die junge 
Demokratie wirkte, wie wenn man eine 
Pflanze mit Salzsäure übergießen wollte“.
Vom „Gesetz zur Befreiung von Nationalso
zialismus und Militarismus“ (unterzeichnet 

von den Ministerpräsidenten der USbesetz
ten Länder am 5. März 1946) sind in Bayern 
rund 1,8 Millionen Menschen betroffen. En
de 1946 befinden sich rund 25 000 ehemalige 
Nationalsozialisten in Internierungslagern. 
Die vom Gesetz „Betroffenen“ werden auf
grund eines 131 Fragen umfassenden „Fra
gebogens“ ermittelt und von den Spruch
kammern in die Kategorien „Hauptschuldi
ge“, „Belastete“ (Aktivisten, Militaristen, 
Nutznießer), „Minderbelastete“ und „Mit
läufer“ eingeteilt. Rund eine Million „Mit
läufer“ kommen 1947 in den Genuss der 
Weihnachts bzw. Jugendamnestie. In die 
Kategorie „hauptschuldig“ reihen die 
Spruchkammern etwa 15 000 Personen ein, 
als „belastet“ werden rund 400 000 ange
sehen.
Die „Massenentnazifizierung“ stellt Behör-
den und Schulen vor große Probleme. So 
mussten nach einem Bericht von Kultusminis
ter Hundhammer von 18 000 bayerischen 
Volksschullehrern 11 900 entlassen werden. 
Von ihnen werden im Laufe des Jahres 1947 
wieder 2 500 eingestellt. Dazu kommen 5 000 
Flüchtlinge, die in den Schuldienst über
nommen werden. (83, 139, 145, 203)

30. Mai 1947  18

Landwirtschaftsminister Josef Baumgartner 
gibt dem Landtag einschneidende Ernäh-
rungsauflagen der Militärregierung be-
kannt. Die Parlamentarier sind bestürzt, 
dass trotz Lebensmittelknappheit in Bayern 
zusätzliche Lieferungen an andere Länder 
befohlen werden.

Folgende Maßnahmen der USMilitärregie
rung muss Landwirtschaftsminister Baum
gartner dem Landtag mitteilen: 1. Das to tale 
Brauverbot durch das Amt der amerika
nischen Militärregierung für Deutschland. 
2. Die Anweisung der Militärregierung zur 
Ausfuhr von rund 65 000 Stück Großvieh 
nach außerhalb Bayern allein im Monat Juni 
1947. 3. Die Anweisung, sofort eine Mil
lion Zentner Kartoffeln von Bayern nach 

FDP protestiert gegen Entnazifizierung
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Westfalen und WürttembergBaden zu lie
fern.
Mit dem Befehl der Militärregierung wird 
fürs Erste der Streit zwischen Bayern und 
der britischen Zone um die Nahrungsmittel
lieferungen entschieden. Im Ruhrgebiet war 
es zu Demonstrationen gegen Bayern ge
kommen. Der nordrheinwestfälische Land
wirtschaftsminister Heinrich Lübke hatte 
wiederholt in Presse, Rundfunk und Parla
ment die Versorgungsengpässe damit be
gründet, dass hauptsächlich Bayern seiner 
Verpflichtung zur Ablieferung nicht nach-
komme.
Vor dem Bayerischen Landtag zeigt Minis
ter Baumgartner auf, dass sich auch im Frei
staat „von Monat zu Monat ohne unser Ver
schulden die Lage immer mehr verschlech
tert“. So habe Bayern selbst einen Monats
bedarf von 25 000 Großtieren. Trotz strengs
ter Kontrollen auf dem Lande könnten auch 
die verlangten Kartoffellieferungen nicht 
zusammengebracht werden.
„Man kann aus unseren Ställen auf die Dau
er nicht mehr herausnehmen, als was produ
ziert wird, genauso wenig wie man aus dem 
Industriebetrieb neben den Erzeugnissen 
auch noch die Maschinen entfernen kann“, 
kommentiert Aloys Hundhammer (CSU). 
Seinen Fraktionskollegen Horlacher be
kümmert vor allem das Brauverbot, „eine 
Art Trockenlegung Bayerns“, weil „die 
Bierfrage mit zur entscheidenden Frage un
seres Volkes gehört“. Thomas Wimmer 
(SPD) stimmt da zu: „Sie werden schon 
sehen, wo wir hinkommen, wenn es im 
Lan de Bayern auch noch mit einer solchen 
Flüs sigkeit aus ist.“ Der manuell arbeitende 
Mensch brauche eben sein Bier.
Einmütig beauftragt der Landtag die Staats
regierung, alle Schritte zu unternehmen, 
„um die harten und unerträglichen Maßnah
men noch in letzter Stunde zu mildern“.
Für den Monat Mai 1947 erhält jeder Bürger 
folgende Lebensmittelmarken: 6 kg Brot, 
200 g Fett, 400 g Fleisch, 1250 g Nährmittel, 
125 g Käse, 50 g Zucker, 250 g Ersatzkaffee, 
12 kg Kartoffeln, 500 g Fisch, 3 Liter Mager

milch. Das Bier, das bis dahin gebraut wer
den darf, hat lediglich 1,7 % Stammwürze. 
(27, 31, 42)

20. Juni 1947  19

Über den Ablauf der Münchner Minister-
präsidentenkonferenz vom 6. bis 8. Juni 
gibt Ministerpräsident Ehard im Landtags-
plenum Auskunft.

Zu der Konferenz, die auf Einladung 
Ehards zustande kam, trafen sich alle 17 Re
gierungschefs der deutschen Länder, um die 
wirtschaftliche Not zu erörtern. Die fünf 
Vertreter der Ostzone reisten nach wenigen 
Stunden wieder ab, weil sie sich mit einem 
eigenen Tagesordnungspunkt nicht durch
setzen konnten. Er lautete auf „Bildung ei
ner deutschen Zentralverwaltung durch 
Verständigung der demokratischen Parteien 
und Gewerkschaften zur Schaffung eines 
deutschen Einheitsstaates“.
Dazu Ehard: „Durch Übernahme des gefor
derten Punktes wäre die Konferenz politi
siert worden.“ Arbeitsgebiet sei nämlich le
diglich gewesen, „Wege zur Überwindung 
der deutschen Not“ zu suchen. Es liege nun 
erstmals ein „gesamtdeutsches Notpro
gramm“ vor, das auch der konstruktiven 
Zusammenarbeit mit den Besatzungsmäch
ten diene.
Zu den „seelischen Wirkungen der Konfe
renz“ rechnet Ehard, dass zum ersten Mal 
seit zwei Jahren die Ministerpräsidenten der 
meisten deutschen Länder, kurze Zeit sogar 
die Regierungschefs aller deutschen Länder, 
„in vertrauensvoller Aussprache“ versam
melt waren. Das „schmerzliche Gefühl der 
Isolierung, in dem jedes deutsche Land, 
selbst gegenüber den anderen Ländern, 
lebt“ sei durch die Tagung endlich überwun
den worden.

Münchner Ministerpräsidentenkonferenz (am Rednerpult der Landwirtschaftsminister von Nordrhein 
Westfalen, Heinrich Lübke, davor von links Hoegner, Ehard und Pfeiffer)
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20. Juni 1947  20

Der Landtag wählt die bayerischen Vertre-
ter für den Wirtschaftsrat der amerikani-
schen und britischen Zone.

Die neue Zweizonenorganisation, gebildet 
aufgrund der amerikanischen Proklamation 
Nr. 5, besteht aus dem Wirtschaftsrat, dem 
Exekutivausschuss (gebildet aus Vertretern 
der Landesregierungen) und den Di
rektoren der Verwaltungsämter. Der Wirt
schaftsrat hat 52 Abgeordnete (einer auf 
750 000 Einwohner). Bei der Verteilung der 
Sitze wird die letzte allgemeine Wahl zu
grunde gelegt. Bayern entsendet 12 Wirt
schaftsräte, Hessen 5, WürttembergBaden 
5, Bremen einen. Auf die britische Zone 
entfallen 29.
Die bayerischen Mitglieder des Wirtschafts
rates sind Hugo Karpf (CSU), Fritz Flörl 
(CSU), Alfons Loibl (CSU), Kurt Fromm 
(CSU), Otto Seeling (CSU), Johann Semler 
(CSU), Georg Reuter (SPD), Valentin Baur 
(SPD), Gerhard Kreyßig (SPD), Karl Quil
ling (WAV), Ludwig Ficker (KPD) und 
Everhard Bungartz (FDP). Anfang 1948 
wird die Zahl der Mitglieder im Frankfurter 
Wirtschaftsrat verdoppelt, so dass auf Bay
ern 24 Sitze entfallen. (35, 36)

24. Juni 1947  21

Ministerpräsident Ehard entlässt Sondermi-
nister Alfred Loritz (WAV). Dieser kündigt 
nach erregter Debatte „schärfste Gegner-
schaft“ zur Regierungskoalition an.

Ehard erklärt seinen Schritt damit, dass 
„sich im Laufe der letzten Monate eine poli
tische Atmosphäre zunehmender Span
nung“ entwickelt habe, „die auch den Fort
gang der Regierungsgeschäfte allmählich 
nachteilig beeinflusst“. Zum neuen Sonder-
minister ernennt Ehard den Staatssekretär 
im Justizministerium, Ludwig Hagenauer 
(CSU).
Loritz, der während des Dritten Reiches im 
Schweizer Exil lebte, ist einer der umstrit

tensten bayerischen Nachkriegspolitiker. 
Vor allem sein politischer Stil als Parteifüh
rer der WAV löst Proteste aus. Dazu 
kommt der Verdacht, dass es unter seiner 
Ägide im Sonderministerium zu Unregelmä
ßigkeiten gekommen sei.
Die hemmungslose Demagogie des WAV
Gründers erinnert viele Beobachter an das 
Klima von NSVersammlungen. Loritz ver
spricht, mit einem Schlag Lebensmittelratio
nalisierung, Arbeitslosigkeit und Woh
nungsnot abzuschaffen. Fanatisierte Anhän
ger danken ihm mit „Heil Loritz“Rufen. 
Die Militärregierung leitet im Juni 1947 ge
gen Loritz eine Untersuchung wegen des 
von ihm in den Internierungslagern aufge
stellten „Kontrolldienstes“ (KD) ein. Es 
handelt sich um eine Spitzelorganisation, 
die von WAV und KPDLeuten durchsetzt 
ist und der man „GestapoMethoden“ vor
wirft.
Am Tag der Amtsenthebung von Loritz 
wird das Sonderministerium auf Anweisung 
des Ministerpräsidenten von der Kriminal
polizei besetzt und durchsucht, sämtliche 
Angestellte müssen das Gebäude verlassen. 
Am 15. Juli 1947 hebt der Landtag Loritz’ 
Immunität auf. Wegen des Verdachts eines 
„Kriegswirtschaftsverbrechens“ (Schwarz
handel) wird Loritz verhaftet, kann aber 

Alfred Loritz bei einer WAVKundgebung vor  
der Münchner Feldherrnhalle
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wenig später unter mysteriösen Umständen 
fliehen. Am 21. Juli treten wegen des Lo-
ritzSkandals fünf Abgeordnete aus der 
WAVFraktion aus. Sie werfen ihrem Vor
sitzenden vor, mit ihrem Idealismus als jun
ge unerfahrene Parlamentarier Schindluder 
getrieben zu haben. (60, 67)

25. Juni 1947  22

Aufgrund der Empfehlung des Wahlprü-
fungsausschusses erklärt der Landtag die 
Mandate der CSU-Abgeordneten August 
Haußleiter und Hermann Strathmann für 
ungültig. Die Debatte findet in einer nicht
öffentlichen Plenarsitzung statt.

Beiden Parlamentariern wird vorgeworfen, 
gemäß dem „Gesetz zur Befreiung vom Na
tionalsozialismus und Militarismus“ nicht 
frei von NSIdeologie zu sein. Der Vorwurf 
stützt sich auf Publikationen aus der Zeit 
des Dritten Reiches. Bei Haußleiter geht es 
um die Verherrlichung des Ostfeldzugs. 
Nach der Abstimmung müssen die beiden 
Abgeordneten den Plenarsaal verlassen. 
Haußleiter und Strathmann rufen den Baye

rischen Verfassungsgerichtshof an, der die 
Beschwerden in seiner ersten Sitzung am 
22. September behandelt. Die Verfassungs
richter bestätigen Strathmanns Mandatsver
lust, erklären aber den Ausschluss Haußlei
ters für ungültig. Allerdings muss Haußleiter 
so lange aus dem Landtag ausscheiden, bis 
eine Spruchkammer über seinen Fall ent
schieden hat. Ab 16. Januar 1948 kann er 
dann wieder an Parlamentssitzungen teil
nehmen. Haußleiter ist 1948/49 stellvertre
tender CSUParteivorsitzender, 1949 ver
lässt er die CSU und gründet die „Deutsche 
Gemeinschaft“.

26. Juni 1947  23

102 von 150 anwesenden Abgeordneten 
stimmen dem Gesetz über den Verfassungs-
gerichtshof zu.

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof wird 
am 22. September 1947 feierlich eröffnet. 
Erster Präsident wird Friedrich Welsch, der 
das Gericht als „Bollwerk der demokrati
schen Staatsauffassung“ bezeichnet und be
tont, es sei nicht Aufgabe des Verfassungs
gerichtshofs, „politische Entscheidungen zu 
treffen“.
Die Institution des Verfassungsgerichtshofs 
ist in der Bayerischen Verfassung verankert, 
wo auch die Zuständigkeiten festgelegt sind. 
Neu ist die Popularklage, die auf Anregung 
der Militärregierung geschaffen wird. Sie ist 
weder in anderen deutschen Länderverfas
sungen noch im Grundgesetz vorgesehen. 
(486)

18. Juli 1947  24

Der parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss berichtet über die Vorgänge bei der 
Regierungsbildung.

Der erste vom Landtag am 31. Januar 1947 
eingesetzte Untersuchungsausschuss hatte 
die Aufgabe, dem Vorwurf nachzugehen, 
Angestellte des Sonderministeriums hätten August Haußleiter
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sich in die Regierungsbildung vom 21. De
zember 1946 eingemischt. Es handelte sich 
um die Mitarbeiter Dr. Jürgen Ziebell und 
Viktor Risse, beides abenteuerliche Persön
lichkeiten. Bei Ziebell ist sich der Ausschuss 
nicht einmal sicher, wer er in Wirklichkeit 
ist.
Der Verdacht lautete, Ministeriumsange
stellte hätten, um eigene Vorteile zu erlan
gen, den CSUMinisterpräsidentenkandida
ten Anton Pfeiffer bei der USMilitärregie
rung angeschwärzt und gleichzeitig das Ent
nazifizierungsverfahren von CSU-Parteichef 
Josef Müller beschleunigt. Die Untersu
chung ergibt, dass keine unmittelbare Beein
flussung der Regierungsbildung vorlag, das 
Verhalten Ziebells aber als „unzulässige 
Einmischung in die Regierungsbildung un
ter missbräuchlicher Ausnutzung seiner Stel
lung im Sonderministerium“ zu werten ist.

20. September 1947  25

Nach dem Ausscheiden der Sozialdemokra-
ten aus der Koalition gibt Ministerpräsident 
Hans Ehard die neue Regierungszusammen-
setzung bekannt. Der Antrag der SPD-
Fraktion, den Landtag aufzulösen, wird 
vom Plenum abgelehnt.

Die Auflösung der großen Koalition wurde 
vom SPDLandesausschuss am 14. Septem
ber beschlossen. Von den SPDMinistern 
plädiert vor allem Hoegner für das Verblei
ben in der Regierung. Ursachen des Bruchs 
sind ein „verstärkt antisozialistischer Kurs 
der CSU“ und der Ausgang der Direktoren
wahl des Wirtschaftsrates in Frankfurt, wo 
der CSUMitbegründer Johannes Semler 
Direktor für Wirtschaft wurde. Seine Hände 
mit im Spiel hat mit großer Wahrscheinlich
keit auch Kurt Schumacher.
SPDLandesvorsitzender Waldemar von 
Knoeringen wirft im „Münchner Mittag“ 
der CSU zudem „zögernde Haltung in allen 
Fragen der sozialen Neugestaltung“ und die 
„Methoden des persönlichen Kampfes“ vor.

Die Zeitung selbst sieht als Manko der Koa
lition eine ausgeprägte Kompromissfähigkeit 
auf beiden Seiten, die „nicht nur zur Läh
mung weiterer Entwicklungsmöglichkeiten 
führte“, sondern auch „den persönlichen 
Kampf hinter den Kulissen“ erzeugte. Ge
meint sind damit in erster Linie die Flügel
kämpfe innerhalb der CSU.
Als neue Mitglieder des nun ausschließlich 
aus CSULeuten zusammengesetzten Kabi
netts beruft Ehard Josef Müller als seinen 
Stellvertreter und Justizminister, Hanns Sei
del (Wirtschaftsminister), Josef Schwalber 
(Staatssekretär im Innenministerium), 
Adam Sühler (Staatssekretär im Landwirt
schaftsministerium), Willi Ankermüller (In
nenminister) und Heinrich Krehle (Sozial
minister). Die SPD vertritt die Auffassung, 
dass das gesamte Kabinett zurücktreten müs
se, weil die Mehrheit, die seinerzeit den 
Ministerpräsidenten wählte, nicht mehr vor
handen ist.

23. Oktober 1947  26

Der Landtag billigt nach kontroverser De-
batte einstimmig das von der SPD beantrag-
te „Gesetz über die Straffreiheit bei Kriegs-
dienstverweigerung“.

Es lautet: „Kein Staatsbürger kann zum Mi
litärdienst oder zur Teilnahme an Kriegs
handlungen gezwungen werden. Aus der 
Geltendmachung dieses Rechts darf ihm 
kein Nachteil erwachsen.“ Auf Wunsch der 
CSU erhält das Gesetz folgende Präambel: 
„Bayern bekennt sich zu Frieden, Freiheit 
und Völkerverständigung. Der Krieg ist 
durch das Völkerrecht geächtet. Die bayeri
sche Volksvertretung steht zu den Grund
sätzen dieses Völkerrechts.“
CSU und WAV stimmen dem Gesetz erst 
nach anfänglichem Zögern zu. Die CSU 
fragt sich nach dem Sinn, da Bayern und 
Deutschland auf unabsehbare Zeit keine be
waffnete Macht aufstellen könnten. Die So
zialdemokraten wollen dagegen mit dem 
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Recht auf Kriegsdienstverweigerung ein 
Versäumnis der Verfassung wettmachen. 
SPDFraktionschef Stock sagt: „Es kann 
keinen Krieg mehr geben, wenn einer das 
Recht hat, den Kriegsdienst zu verweigern. 
Denn ohne die Massen können die Kriegs
treiber keinen Krieg mehr machen.“

24. Oktober 1947  27

Die Überwindung der Not steht angesichts 
des kommenden Winters im Mittelpunkt ei-
ner Regierungserklärung von Ministerpräsi-
dent Ehard.

Im Vordergrund aller Erwägungen stehen 
für Ehard die Fragen: „Was können wir zur 
Überwindung oder mindestens zur Milde
rung der schweren Not tun, die uns im be
vorstehenden Winter so beängstigend be
droht? Was werden wir essen? Was können 
wir zum Anziehen bekommen? Wie werden 

wir in unseren Wohnungen die Kälte des 
Winters überstehen? Wie viele Stunden müs
sen wir jeden Tag im Dunkeln sitzen? Die 
Antworten, die der Regierungschef parat 
hat, können der Bevölkerung nur wenig 
Trost spenden.
Zur Flüchtlingsfrage sagt Ehard: „Der 
Flüchtling muss zunächst das bittere Gefühl 
verlieren, dass er ein heimatloser Fremdling 
ist. Er soll Wurzel schlagen in unserem Land 
und in unserem Volk.“ Ehard kündigt die 
Errichtung von größeren Siedlungen auf 
ehemaligen Truppenübungsplätzen an. Dort 
sollen auch die Flüchtlingsindustrien ange
siedelt werden.
Die Unzufriedenheit unter den Flüchtlingen 
artikuliert Ewald Bitom (SPD), einer der 
wenigen Heimatvertriebenen im Landtag: 
„Wenn das bei dem Tempo und mit der 
Hilfsbereitschaft der vergangenen 30 Mona
te unseres Flüchtlingsdaseins so weitergeht, 
dann  fürchten die 2 069 000  Flüchtlinge 

Protestdemonstration in München für Erhöhung der Brotrationen
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eher auf dem Friedhof Wurzeln zu schlagen. 
Wir haben aber dasselbe Recht zum Leben 
wie alle Deutschen, die mit uns übrig geblie
ben sind mit ihrem gesamten Besitz, aber 
nur durch einen glücklichen Zufall, nicht 
durch ihr eigenes Verdienst.“ (18, 31, 42)

31. Oktober 1947  28

Erstmals seit 15 Jahren wird dem Parlament 
wieder ein Haushaltsplan der Staatsregie-
rung vorgelegt.

Der Haushaltsplan 1947, bestehend aus 14 
Einzelplänen, umfasst 3273,6 Millionen 
Mark. Dazu kommen im außerordentlichen 
Etat 75 Millionen für Wiederaufbau und 
Flüchtlingssiedlungen. Die Kriegsfolgelas
ten verschlingen über die Hälfte der 2,3 
Milliarden Mark Steuereinnahmen (Besat
zungskosten 908 Millionen, verschleppte 
Personen 150 Millionen, Flüchtlinge 275 
Millionen). Die Produktion leidet unter den 
Folgen der Demontage. Laut Wirtschaftsmi
nister Seidel ist mit 17,5 % seiner Kapazität 
vor allem der Maschinenbau betroffen. Bei 
den Dieselmotoren beträgt die Demontage
quote sogar 60 %.

31. Oktober 1947  29

Das Bayerische Oberste Landesgericht wird 
vom Landtag wiederhergestellt.

Das Gesetz zur Wiedererrichtung des Obers
ten Landesgerichts tritt am 11. Mai 1948 in 
Kraft. Das Gericht wurde von den Natio
nalsozialisten am 1. April 1935 aufgelöst. Es 
bestand seit 1879 – die Anfänge gehen sogar 
bis 1625 zurück – und hatte die Aufgabe, 
über Revisionen und Beschwerden in bür
gerlichen Rechtsstreitigkeiten zu entschei
den, die eigentlich in die Zuständigkeit des 
Reichsgerichts gehörten.
Nach 1948 übernimmt das Bayerische Obers
te Landesgericht Zuständigkeiten des Bun
desgerichtshofs.   Thomas   Dehler   (FDP)

nennt im Landtag die Wiedererrichtung des 
Obersten Landesgerichts „einen Akt der 
Wiedergutmachung von NaziUnrecht“, der 
aber nicht die Rechtseinheit berühren dürfe. 
Bayern ist das einzige Bundesland, das ein 
Oberstes Landesgericht besitzt.

25. November 1947  30

Unter Missklängen bildet der Landtag ge-
mäß den Vorschlägen der Verbände den 
Bayerischen Senat.

Die konkrete Zusammensetzung des ersten 
Bayerischen Senats aufgrund des Senatsge
setzes, das der Landtag am 18. Juli 1947 
verabschiedete, legt die Unsicherheit bloß, 
mit der die vom Volk gewählten Parlamen
tarier an die zweite Kammer herangehen. 
Fritz Linnert (FDP) nennt den Senat ein 
„Überbleibsel aus den Kreisen, die eine Art 
Ständestaat haben wollten“, er sei als „Ru
diment“ übrig geblieben und damit „wie alle 
Rudimente höchst unvollkommen“.
Der Landtag hat die Aufgabe, entsprechend 
den Vorschlägen der Organisationen deren 
Vertreter als Senatoren zu bestätigen. Es 
entsteht ein heftiger Streit, als die CSU ver
sucht, entgegen dem Vorschlag des Verban
des der Berufsjournalisten einen eigenen 
Kandidaten durchzudrücken. Wilhelm Hoeg
ner mahnt als Mitschöpfer der Bayerischen 
Verfassung den Landtag: „Beim Bayeri
schen Senat haben wir nicht an eine partei
politische Körperschaft gedacht.“
In einer Kampfabstimmung setzt sich dann 
der Kandidat des Journalistenverbandes, 
der sozialdemokratisch orientierte Chefre
dakteur des „Hochlandboten“ in Garmisch
Partenkirchen, Georg Lorenz, durch. Die 
konstituierende Sitzung des Bayerischen Se
nats findet am 4. Dezember 1947 statt. (371, 
557, 570, 590)
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26. November 1947  31

Eine bittere Bilanz der Ernährungslage nach 
dem „Kartoffelkrieg“ mit der Bizonenver-
waltung zieht Landwirtschaftsminister Josef 
Baumgartner in seiner Etatrede vor dem 
Landtagsplenum.

Der Unmut in Bayern über die zentralisti
sche Machtfülle des Frankfurter Wirt
schaftsrates und Engpässe bei der Nah
rungsmittelversorgung führen im Herbst 
1947 zu einer massiven Verstimmung zwi
schen Bayern, der Militärregierung und der 
Bizonenverwaltung. Der Konflikt geht als 
„Kartoffelkrieg“ in die Annalen ein. Ausge
löst wird er durch stark voneinander abwei
chende Ernteschätzungen der Militärregie
rung und bayerischen Stellen. Gegen die 
geplante zentrale Erfassung der Kartoffel
ernte mit Hilfe von Prüfern der Frankfurter 
Ernährungsverwaltung gehen die bayeri
schen Bauern mit ihrem Minister Baumgart
ner an der Spitze auf die Barrikaden. Der 
„Kartoffelkrieg“ endet am 17. November 
1947 mit einem Kompromiss. Die bayeri
schen Verbraucher erhalten einen Zentner

zum Einkellern, der Rest geht nach Hessen 
und WürttembergBaden.
Im Landtag rechnet Landwirtschaftsminis
ter Baumgartner mit seinen Kontrahenten 
ab: „Ich stehe hier, um das ganze bayerische 
Volk zu verteidigen, weil man auf Grund 
fiktiver Zahlen uns eine Strafe auferlegen 
will. <. . .> Uns Obstruktion, schlechten Wil
len und mangelnde Mitarbeit vorzuwerfen 
in einer Lage, die wir nicht selbst verschul
det haben, ist ein Zustand, der nur herbei
geführt worden ist durch einen bürokrati
schen Zentralismus. <. . .> Mit einer solchen 
Methode zu regieren können wir beim Auf
bau Deutschlands unter keinen Umständen 
dulden.“ (18, 27, 42)

9. Dezember 1947  32

Die Konfessionalisierung des Schulwesens 
wird von der Opposition scharf kritisiert. 
Die CSU stellt sich hinter Kultusminister 
Aloys Hundhammer und beruft sich auf die 
Bayerische Verfassung.

Die damals gültige Verfassungsbestimmung

Eröffnungssitzung des Bayerischen Senats mit Präsident Singer
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lautet: „Die öffentlichen Volksschulen sind 
Bekenntnis   oder   Gemeinschaftsschulen. 
Die Wahl der Schulart steht den Erzie
hungsberechtigten frei. Gemeinschaftsschu
len sind jedoch nur in Orten mit bekenntnis
mäßig gemischter Bevölkerung auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten zu errichten.“
Ausgelöst wird die Debatte im Rahmen der 
Etatberatung durch eine Anordnung des 
Kultusministers, evangelische Schüler aus 
den    bisherigen    Klassen    auszugliedern. 
Hundhammer beruft sich auf Stimmen aus 
dem  evangelischen  Bevölkerungsteil,  die 
das Prinzip der Konfessionsschule ebenso 
hochhalten wollen wie die Katholiken.
Namens der SPD bedauert Klaus Pittroff, 
dass trotz des eklatanten Schulraummangels 
Klassen  strikt  nach  Konfession  getrennt 
würden. Für ihn steht der „alte Geist des 
Kulturkampfes“ wieder auf und er fragt, 
was in Bayern gelte: „Die Verfassung oder 
das kanonische Recht oder das Konkordat 
oder ein Kirchenvertrag.“ Vor dem „Gift
hauch   des   Glaubenshasses“,   wie   er  im 
30jährigen Krieg durch Deutschland ging, 
warnt Erich Arno Behrisch (SPD).
Die Einstellung des Kultusministers zur Prü
gelstrafe geißelt Georg Schneider (FDP). 
Aufgrund einer Elternbefragung hob Hund
hammer am 30. 6. 1947 das Züchtigungsver
bot seines Vorgängers Fendt auf. Die Befra
gung ergab eine Zweidrittelmehrheit für 
die Wiedereinführung des Rechts der kör
perlichen Züchtigung in den Schulen. Auf
grund der Ministerialentschließung ist sie 
nur anzuwenden, „wenn alle anderen Erzie
hungsmittel versagt haben“. Bei Mädchen 
ist sie grundsätzlich verboten.
Kultusminister Hundhammer weist die An
griffe  der  Opposition  als  „systematische 
Verleumdung“ zurück. Er schließt die Kul
turdebatte mit den Worten: „Ich glaube, 
wenn wir nicht in allen Dingen einfach dem 
Straßengeschrei, das heute überall nach Mo
dernisierung und Wegwerfen dessen, was 
geworden ist,  erhoben wird,  nachgeben, 
dann gehen wir den rechten Weg.“
Rund 1,2 Millionen Kinder und Jugendliche

besuchen im Schuljahr 1947/48 die bayeri
schen Volksschulen (941 000 sind katho
lisch, 323 000 evangelisch). 20 290 Lehr
kräfte (unter ihnen 5000 Flüchtlingslehrer) 
betreuen 24 000 Schulklassen, die in 16 000 
Schulräumen untergebracht sind. Die 
durchschnittliche Klassenstärke beträgt 53 
Schüler (in WürttembergBaden 68 Schü
ler). Im Gegensatz zum Vorjahr, als 60 000 
Volksschüler wegen Lehrermangel zu Hau
se bleiben mussten, gehen nun alle Schul
pflichtigen zur Schule. (239, 251, 264, 271, 
278)

15. Januar 1948  33

Der Landtag genehmigt den Rücktritt von 
Landwirtschaftsminister Josef Baum-
gartner.

Baumgartner legt sein Amt wegen der stän
digen Querelen mit dem Zweizonenamt für 
Ernährung und Landwirtschaft in Frankfurt 
nieder. Sein Rücktritt wird auch mit dem 
Ausgang der Wahl für den Posten des Di
rektors des Frankfurter Amtes in Verbin

Josef Baumgartner
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dung gebracht, auf den sich Baumgartner 
Hoffnungen machte. Baumgartner ist ver
bittert, dass ihn die Union im Wettbewerb 
mit dem zentralistisch eingestellten Hans 
SchlangeSchöningen im Stich gelassen hat. 
Am 26. Januar 1948 kehrt Baumgartner der 
CSULandtagsfraktion den Rücken. Wenig 
später tritt er der Bayernpartei bei, die mit 
ihm einen weißblauen Volkstribunen ge
winnt, der vor allem bei der bäuerlichen 
Bevölkerung großes Ansehen genießt. Die 
Bayernpartei wählt Baumgartner am 19. Ju
ni 1948 zu ihrem Vorsitzenden und befindet 
sich nun in einem Aufwärtstrend, der sie zur 
ernsthaften Konkurrentin der CSU macht. 
Baumgartners Nachfolger als Landwirt
schaftsminister wird Alois Schlögl (CSU). 
Am 26. Februar 1948 wird er vor dem Parla
ment vereidigt.

28. bis 30. Januar 1948  34

Kultusminister Aloys Hundhammer nimmt 
zur Schulreform Stellung, wie sie von der 
Militärregierung verlangt wird. Das Parla-
ment debattiert anschließend über die Neu-
gestaltung des Schulwesens.

Hintergrund der dreitägigen Aussprache 
sind die Differenzen zwischen der bayeri
schen Staatsregierung und der USMilitärre
gierung in Berlin. Der bayerische Erzie
hungsplan wurde von der Besatzungsmacht 
abgelehnt.
Die Richtlinien der Militärregierung orien
tieren sich am Erziehungssystem in den Ver
einigten Staaten. Umstritten sind zwischen 
Staatsregierung und Militärregierung vor 
al lem ein neuntes Schuljahr, die Schulgeld
und Lernmittelfreiheit, die Lehrerbildung 
an Universitäten und der Übertritt zur hö
heren Schule erst nach der 6. Volksschul
klasse. Die amerikanischen Reformvorstel
lungen werden von Sozialdemokraten und 
Liberalen weitgehend befürwortet, während 
die CSU das bestehende Schulsystem be
wahren will.
Wegen der Weigerung, die Schulgeld und 

Lernmittelfreiheit zu akzeptieren, wird Mi
nisterpräsident Ehard am 4. August 1948 
sogar zur Militärregierung in Berlin zitiert. 
Es kommt zu einem Kompromiss. Die übri
gen Auflagen der Besatzungsmacht geraten 
mit zunehmender Verselbständigung der 
deutschen Verwaltung in Vergessenheit und 
spielen politisch erst viele Jahre später wie der 
eine Rolle. (82)

30. Januar 1948  35

Im Länderratsausschuss berichtet Minister-
präsident Hans Ehard über die Verhandlun-
gen zur Reform des Frankfurter Wirt-
schaftsrates.

Ehard warnt davor, durch neue Vollmach
ten für den Wirtschaftsrat die Länder an die 
Wand zu spielen. Besonders gefährlich er
scheint ihm der Plan, Kontrollbüros in den 
Ländern zu etablieren, was der Einsetzung 
von „Reichskommissaren“ gleichkomme. In 
einer Entschließung betont der Ausschuss, 
eine staatsrechtliche Lösung der deutschen 
Frage sei nur auf dem Wege einer demokra
tischen Verfassung, nicht aber über eine 
Proklamation der Militärgouverneure mög
lich.
Ehards Meinung wird von den Ausschuss
mitgliedern gutgeheißen (außer Hoegner 
enthalten sich die Sozialdemokraten der 
Stimme). Die sogenannte „FrankfurtChar
ta“ des britischen und amerikanischen Mili
tärgouverneurs tritt am 9. Februar 1948 in 
Kraft. Aus dem Exekutivrat wird nun ein 
„Länderrat“, zusammengesetzt aus Mitglie
dern der Landesregierungen. Die Sitze im 
Wirtschaftsrat werden verdoppelt. (20, 36)

18. Februar 1948  36

Der Landtag wählt weitere zwölf Mitglieder 
für den Wirtschaftsrat in Frankfurt. Heftig 
umstritten ist die Wahl von Johannes Sem-
ler (CSU), den die Amerikaner wegen sei-
ner „Hühnerfutter-Rede“ als Direktor der 
Verwaltung für Wirtschaft entthronten.
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Bayern stellt nun 24 der auf 104 verdoppel
ten Mitglieder des Frankfurter Wirtschafts
parlaments. Unter den bayerischen Dele
gierten ist auch der 32jährige Franz Josef 
Strauß, Landrat von Schongau und als 
Oberregierungsrat Leiter des Jugendamtes 
im Innenministerium.
Die Wahl von Johannes Semler führt zu 
einem Eklat mit der Militärregierung. Er 
war als Direktor der Verwaltung für Wirt
schaft geschasst und durch Ludwig Erhard 
ersetzt worden, weil er mit einer Rede vor 
dem CSULandesausschuss in Erlangen am 
4. Januar 1948 die Besatzungsmacht schwer 
brüskiert hatte. In seinem Referat, das als 
„HühnerfutterRede“ in die Zeitgeschichte 
einging, erklärte Semler, die USPolitik tra
ge Mitschuld an der deutschen Ernährungs
krise. Höhepunkt seiner demagogischen 
Ausrutscher war die Äußerung, er lehne es 
ab, sich für das teuer zu bezahlende „Hüh
nerfutter“ aus Übersee zu bedanken.
Die Landtagsmehrheit (nur SPD und Deut
scher Block sind anderer Meinung) will mit 
der demonstrativen Wahl Semlers in den 
Wirtschaftsrat ein Exempel statuieren: 
„Hier muss einmal Fraktur gesprochen wer
den“ (so der CSUAbgeordnete Gerhard 
Kroll). Im Bayerischen Rundfunk kommen
tiert Walter von Cube spitz, dass der Land
tag Semlers Herausforderung wiederhole, 
stelle seiner „mutigen Kollektivtorheit ein 
Zeugnis aus, das gerade Bayern noch lange 
schaden wird“.
Noch zu Sitzungsende muss Ministerpräsi
dent Ehard dem Parlament mitteilen, er ha
be den Befehl der Militärregierung erhalten, 
dass Semlers Wahl nicht gebilligt werde. 
Dies nimmt der Landtag zur Kenntnis und 
vertagt sich. Die nächsten Tage machen 
deutlich, dass der Bayerische Landtag im 
Ringen mit der USMilitärregierung am kür
zeren Hebel sitzt. Am 26. Februar wird für 
Semler der StaatsbankDirektor Franz El sen 
nach Frankfurt geschickt. (20, 35)

20. Februar 1948  37

Das Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz 
wird mit großer Mehrheit verabschiedet.

Beide Wahlgesetze sollen das im Dritten 
Reich heruntergekommene Prinzip der 
kommunalen Selbstverwaltung wieder auf
richten. Der Wähler erhält die Möglichkeit, 
zwischen den Kandidaten sämtlicher Wahl
vorschläge zu entscheiden („Häufeln“ und 
„Panaschieren“). Mit nur zwei Stimmen 
Mehrheit abgelehnt wird der Antrag von 
SPD und FDP, die Bürgermeister aller Ge
meinden vom Volke wählen zu lassen. Das 
bedeutet, dass gemäß CSUVorschlag nur in 
Kommunen bis 10 000 Einwohner die Ge
meindebürger ihren Bürgermeister selbst 
wählen können. (173)

3. März 1948  38

Die Flüchtlingsnot kommt bei der Beratung 
des Innenetats zur Sprache. In Massenla-
gern sind noch 63 000 Menschen unterge-
bracht, zum Teil illegale Grenzgänger aus 
der Ostzone.

Ewald Bitom, ein aus Oberschlesien vertrie
bener Sozialdemokrat, fordert im Plenum 
die Aufhebung der Massenlager, eine wirk
same Bodenreform und die Bereitstellung 
von Krediten. Die Bodenreform brachte 
bislang Grund und Boden für lediglich 400 
Flüchtlinge auf einer Fläche von 2 270 Hek
tar, während 120 000 heimatvertriebene 
Bauern auf eine Ansiedlung warten. Immer
hin gibt es bereits 6 000 Flüchtlingsbetriebe 
in Bayern. Wegen des weitgehend zerstör
ten Wohnraums in den Städten wohnen 
74 % der Flüchtlinge in Gemeinden unter 
4 000 Einwohner. Während in München nur 
6 Prozent der Bevölkerung Vertriebene 
sind, beträgt der Anteil in Straubing/Land 
53 Prozent.
Insgesamt leben in Bayern nach Angaben 
von Wolfgang Jaenicke, Staatssekretär für 
das Flüchtlingswesen, 2,8 Millionen Men
schen „anormal“, also nicht in ihren eigent
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liehen Behausungen. Ein Sonderproblem 
sind die Illegalen. Das von Stacheldraht um
gebene IllegalenLager Moschendorf bei 
Hof vergleicht Erich Arno Behrisch (SPD) 
mit einem „Behelfsgefängnis“. Nachts flam-
men die Scheinwerfer auf, Polizei patrouil
liert, für 800 Menschen beiderlei Ge
schlechts ist nur ein Waschraum vorhanden. 
Unter dem Grenzgängerproblem hat Bay
ern wie kein anderes deutsches Land zu 
leiden. Die Illegalen kommen aus der russi
schen Zone, wohin sie zurückgeschickt wer
den, wenn sie nicht politisch verfolgt sind, 
aber auch aus Österreich, Jugoslawien und 
Rumänien, die sie nicht mehr aufnehmen. 
Schließlich gibt es noch 240 000 Displaced 
Persons (verschleppte Personen), die in DP
Lagern leben, unter ihnen auch Tausende 
von Juden, die der Vernichtung in den Kon
zentrationslagern entgingen. Die Organisa
tion der wenigen zur Verfügung stehenden 
Lager erinnert Staatssekretär Jaenicke an 
die „Quadratur des Kreises“. (53, 68)

17. März 1948  39

In einer gemeinsamen Feierstunde erinnern 
Landtag und Senat an die Revolution von 
1848.

Landtagspräsident Michael Horlacher sagt 
vor der Festversammlung, die in der Aula 
der Universität zusammengekommen ist: 
„Wenn die Sache der Paulskirche – das wis
sen wir heute – zum endgültigen Sieg ge
führt hätte, wenn nicht dynastische Engher
zigkeit und zwischen Hohenzollern und 
Habsburgern hin und her schwankende Be
strebungen der deutschen Volkserhebung 
schwer geschadet hätten, wenn nicht die 
Gegenrevolution es vermocht hätte, das 
Werk der Freiheit in Trotz und Blut zu 
ersticken, dann wäre Deutschlands politi
sche Entwicklung eine ganz andere gewor
den, dann würde die politische Erziehung 
und Reife, die freiheitliche Selbstbestim
mung und Aufwärtsentfaltung unseres Vol
kes kraftvoll weitergeschritten sein, dann 

wäre uns unendlich viel Schweres erspart 
geblieben und dann wäre es einem politi
schen Abenteurer und Usurpator, der von 
rückschrittlichen, undemokratischen Kräf
ten mit emporgetragen wurde, unmöglich 
gewesen, sich an die Spitze des Volkes zu 
setzen, es autokratisch zu seinen finsteren 
Gewaltplänen zu missbrauchen und die gan
ze Welt in ihrem Gefüge zu erschüttern.“

18. März 1948  40

Mit den Stimmen der CSU und einem Teil 
der SPD beschließt der Landtag die Wieder-
herstellung der Kreise Niederbayern, Ober-
pfalz, Oberfranken und Mittelfranken.

Mit dem Gesetz erfüllt der Landtag eine 
Auflage der Bayerischen Verfassung 
(Art. 185). Die Zahl der „Kreise“, wie man 
noch sagt, war 1932 von acht (einschließlich 
der Rheinpfalz) auf sechs reduziert worden. 
Regierungssitz für Niederbayern/Oberpfalz 
war Regensburg, für Ober und Mittelfran
ken Ansbach. Die Einteilung Bayerns in 
Regierungsbezirke besteht territorial weit
gehend unverändert seit 1837.
Die Wiedererrichtung der Regierung von 
Oberfranken mit Sitz in Bayreuth wird be
reits 1949 abgeschlossen. In Niederbayern,, 
wo Landshut wieder Regierungssitz wird, 
dauert es zehn Jahre länger. Die Bezeich
nung Regierungsbezirk, die auf preußische 
Tradition zurückgeht, hat sich längst durch
gesetzt, obwohl in der Bayerischen Verfas
sung noch von „Kreisen“ die Rede ist. Ver
anlasst wurde die Umbenennung durch eine 
Reichsverordnung von 1938. Sie machte aus 
dem bayerischen „Bezirksamt“ das Land
ratsamt und aus dem „Kreis“ den Regie
rungsbezirk.
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29. April 1948  41

Unglaublicher Schlamperei im Wirtschafts-
ministerium kommt ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuss auf die Spur. Im 
Bericht für das Plenum wird dafür Staatsmi-
nister a. D. Ludwig Erhard verantwortlich 
gemacht, der von 1949 bis 1963 Bundeswirt-
schaftsminister ist.

Fast 50 Zeugen – fast alle vereidigt – befrag
te der Ausschuss über die Missstände in der 
Wirtschaftsverwaltung, die von Oktober 
1945 bis Dezember 1946 unter Erhards Ägi
de stand. Besonders entsetzt die Parlamen
tarier, dass es in dem Ressort an der Münch
ner Leopoldstraße nicht mal eine Kasse gab: 
„Stenotypistinnen trugen über 800 000 
Reichsmark in der Tasche mit sich herum.“ 
Erhard selbst rechtfertigte sich: „Es gab teil
weise kein Telefon, keine Schreibtische und 
Schreibmaschinen.“
„In Bezug auf die Lauterkeit seiner Person“ 
macht der Ausschuss dem Minister keine 
Vorwürfe. „In sachlicher Hinsicht“ wird

Bayerns Wirtschaftsminister Ludwig Erhard im 
Kabinett (neben ihm Baumgartner und Hoegner)

aber festgestellt, „dass der Minister seine 
Aufgaben nicht so geführt hat, wie man es 
von ihm hätte erwarten müssen“. Dies habe 
vor allem daran gelegen, dass Erhard „zu 
viel Theoretiker war, dass ihm die nötige 
Verwaltungserfahrung zur Führung eines 
Ministeriums fehlte“. Der Bericht, den der 
Landtag am 29. April 1948 zur Kenntnis 
nimmt, kritisiert auch die „Überfremdung“ 
des Ministeriums durch Nichtbayern und 
Mitarbeiter ohne Beamtenstatus.
Erhard, der keiner Partei angehörte, wurde 
dem Ministerpräsidenten Hoegner nach des
sen eigener Aussage „aufgedrängt“. Hoeg
ner erinnert sich: „Die allezeit fröhliche 
Miene Dr. Erhards wirkte anheimelnd auf 
die Amerikaner. <. . .> Er vermied es, deut
sche Klagen vorzutragen, sie gingen den 
Amerikanern auf die Nerven, denn sie ver
standen es nicht, dass wir mit unseren 
Schwierigkeiten nicht selbst fertig wurden.“ 
Nach dem Ausscheiden aus der Regierung 
wird Erhard Honorarprofessor an der 
Münchner Universität, 1948 Direktor für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsge
bietes.

12. Mai 1948  42

Die schlechte Ernährungssituation führt zu 
wilden Streiks. Der Landtag verlangt von 
der Staatsregierung Auskunft über den 
Stand der Versorgung.

Der eklatante Mangel an Fett und Fleisch 
führt in Bayern zu illegalen Arbeitsniederle
gungen, die von den Gewerkschaften miss
billigt werden. In München liegt der Ver
kehr lahm, weil die Trambahner streiken. 
5 000 Münchner Frauen demonstrieren vor 
der Feldherrnhalle, einige versuchen, mit 
Gewalt ins Ernährungsministerium einzu
dringen. Bei einem Protestmarsch fordern 
11 000 Studenten die Auflösung des „Hun-
gerrates“ in Frankfurt.
In der Landtagsvollversammlung muss 
Landwirtschaftsminister Alois Schlögl 
(CSU) mitteilen, dass die Ernährung des
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deutschen Volkes nur mit Hilfe der Besat
zungsmacht möglich ist. Allerdings rührten 
die Versorgungsengpässe auch von den feh
lerhaften Erfassungs und Verteilungsme
thoden der Bizonenverwaltung her. Frank
furt habe Abhilfe versprochen.
Zita Zehner (CSU) klagt: „Für uns Frauen 
ist es so bitter, dass wir unsere Kinder vor 
uns hungern sehen und ihnen sagen müssen: 
Wir können euch kein Stückchen Brot mehr 
geben. Ein Butterbrot können wir ihnen den 
ganzen Monat nicht mehr schmieren, weil 
wir es nicht haben.“ Dank sagt Zita Zehner 
der Besatzungsmacht für die Schulspeisung, 
ohne die der Gesundheitszustand der Kin
der noch viel schlechter wäre. (18, 27, 31)

1. Juli 1948  43

Bayerns Parlament drückt seine Verbun-
denheit mit Berlin aus, über das die sowjeti-
sche Besatzungsmacht eine Blockade ver-
hängte wegen der Durchführung der Wäh-
rungsreform in den Berliner Westsektoren.

Landtagspräsident Horlacher: „Wir stehen 
voll Bewunderung vor der Haltung, die  
die Berliner StadtverordnetenVersammlung 
eingenommen hat, voll Bewunderung vor 
allem für die Haltung einer Frau in Berlin, 
nämlich der Frau Oberbürgermeister Schrö
der.“ Im Osten Deutschlands wolle man 
„mit den Methoden der Gewalt und des 
Terrors, mit den Methoden der Hunger
blockade und der wirtschaftlichen Abschnü
rung große Bevölkerungsteile zwingen, sich 
einer politischen Mentalität zu fügen, von 
der sie innerlich nichts wissen wollen“.

2. Juli 1948  44

Die sozialen Härten der Währungsreform 
stehen im Mittelpunkt einer SPD-Anfrage.

Die Währungsreform vom 21. Juni 1948 er
folgte aufgrund einer Anordnung der westli
chen Besatzungsmächte. Das deutsche 
Geldvolumen war von 60 Milliarden Reichs

SPDPlakat 1948

mark 1938 auf 300 Milliarden bei Kriegs
ende angewachsen. Laut Währungsgesetz 
erhielt jeder Bürger am Stichtag ein „Kopf
geld“ von 40 DM, später noch einmal 20 
DM. Innerhalb von sechs Tagen war alles 
Altgeld abzuliefern und im Verhältnis 10 zu 
1 umzutauschen. Auf diese Weise wurden 
allein in München 36 Millionen DM verteilt. 
Als „besondere Härte“, an der kein verant
wortlicher Bürger vorübergehen kann, be
zeichnet Hans Kramer (SPD) die völlige 
Vernichtung der kleinen Sparguthaben. Es 
entstehe so die große Gefahr, dass die klei
nen Leute ihre Sympathie radikalen Partei
en schenkten und die „Moral des Sparens 
vernichtet wird“. Regierungschef Ehard gibt 
sich optimistisch: „Man schaut sich die Lä
den an und kann sich darüber wundern, dass 
die Gurken in nur zwei Tagen eine so stattli
che Länge erreicht haben.“ Ungerecht fin-
det Ehard, dass das „Kopfgeld“ von den 
umzutauschenden Spargeldern abgezogen 
wird. (51, 89)
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29. Juli 1948  45

Einstimmig beschließt der Landtag das Ge-
setz über die Errichtung und die Aufgaben 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts „Der 
Bayerische Rundfunk“.

Mit dem Gesetz kommt „Radio München“ 
aus amerikanischen in bayerische Hände. 
General George P. Hays übergibt am 
25. Januar 1949 den Sender offiziell an den 
Rundfunkratsvorsitzenden Alois Johannes 
Lippl und an den Intendanten Rudolf von 
Scholtz. Es ist die erste Rundfunkstation in 
der USZone, die wieder in deutscher Ver
antwortung betrieben wird.  
Rundfunk war bis 1945 in Deutschland 
staatlich organisiert, das Rundfunkgesetz 
von 1928 übertrug dem Reich die Rund
funkhoheit. Auf Betreiben der Amerikaner 
wird im neuen Rundfunkgesetz der staatli
che Einfluss ausgeschaltet. Ein Rundfunk

Münchner Rundfunkhaus 1949

rat, zusammengesetzt aus den gesellschaftli
chen Kräften des Landes, wählt den Inten
danten, der für Betrieb und Programmge
staltung verantwortlich ist. Fünf der 33 
Rundfunkratssitze stehen den Landtagsfrak
tionen zu.
Einziger umstrittener Punkt des Gesetzes ist 
die Bestimmung, dass die Einnahmen auch 
für andere in Bayern lizenzierte Rundfunk
sender verwendet werden können (§ 14). 
Namens der CSU sagt Georg Meixner, der 
„Bayerische Rundfunk“ könne „kein geisti
ges und kein finanzielles Monopol“ bean-
spruchen.
Hintergrund dafür ist das Projekt des „Bam
berger Senders“, das nie verwirklicht wird. 
Es ist ein Gemeinschaftsunternehmen des 
Bamberger Erzbischofs und des Landesbi
schofs in München, die eine christliche 
Rundfunkanstalt gründen wollen. (201, 311, 
312, 319, 324)
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30. Juli 1948  46

Ministerpräsident Ehard unterrichtet das 
Parlament über die Beschlüsse der west-
deutschen Regierungschefs zur Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland.

Auf den Konferenzen von Frankfurt, Kob
lenz und Niederwald hatten die elf Länder
chefs der Westzonen zusammen mit den Al
liierten die Weichen für ein Grundgesetz 
und damit für die Gründung der Bundesre
publik Deutschland gestellt.
Ministerpräsident Ehard rechtfertigt vor 
dem Plenum die Beschlüsse, die ein weiterer 
Schritt zur deutschen Teilung sind, mit dem 
Satz: „Wir können es uns nicht leisten, den 
westlichen Teil Deutschlands, der, wie übri
gens das ganze Deutschland mit dem Schick
sal des europäischen Abendlandes geistig 
und materiell verbunden ist, in einem 
Schwebezustand zu lassen und dadurch ein 
Vakuum zu erzeugen, das für unsere eige
nen und für die gesamteuropäischen Interes
sen zum Verhängnis werden könnte.“ Ehard 
berichtet, dass in Koblenz die Errichtung 
einer gleichberechtigten zweiten Kammer 
der Länder abgesprochen worden sei. 
Ehards Stellungnahme wird vom Landtag 
ohne Aussprache zur Kenntnis genommen. 
Nur der CSUAbgeordnete und stellvertre
tende Vorsitzende seiner Partei, August 
Haußleiter, ergreift das Wort zu einer lan
gen persönlichen Erklärung. Sie gipfelt in 
dem Satz: „Einen westdeutschen Staat lehne 
ich persönlich mit aller Entschiedenheit und 
aller Leidenschaft ab.“ (47, 55, 62, 63, 67, 
72)

25. August 1948  47

Unter heftigen Tumulten wählt die Vollver-
sammlung die Bayern zustehenden 13 Ver-
treter für den Bonner Parlamentarischen 
Rat, der das Grundgesetz ausarbeiten soll.

Anlass der Tumulte, die zu Sitzungsunter
brechung und Saalverweisung notorischer 
Zwischenrufer führen, ist der Auftritt von 

Josef Baumgartner. Der BPVorsitzende, 
der seit seinem Austritt aus der CSU frak
tionslos ist, beansprucht für seine Partei vier 
Bonner Sitze. Er begründet es mit dem sei
ner Meinung nach laschen Auftreten der 
bayerischen Parlamentarier im Frankfurter 
Wirtschaftsrat. Die Bayernpartei, im Land
tag noch nicht vertreten, errang bei den 
Stadt und Landkreiswahlen 1948 erste Er
folge.
Baumgartners Auftreten vor dem Landtag 
lässt die kommenden Konfrontationen be
reits erahnen. Der BayernparteiChef erin
nert an die Jahre 1871, 1919 und 1933, als 
„Bayerns Selbstständigkeit zermalmt“ wor
den sei, und sieht sich in der Nachfolge Josef 
Edmund Jörgs und seines Kampfes gegen 
die Reichsgründung. Die Gegenseite 
kommt prompt mit dem Vorwurf des Sepa
ratismus („Donauföderation“).
Der Parlamentarische Rat setzt sich aus 65 
Mitgliedern zusammen, 13 kommen aus 
Bayern. Die Delegierten werden von den 
Landtagen gewählt. Der Bayerische Land
tag entsendet nach Bonn Anton Pfeiffer 
(CSU), Josef Schwalber (CSU), Gerhard 
Kroll (CSU), Wilhelm Laforet (CSU), Fer
dinand Kleindinst (CSU), Karl Sigmund 
Mayr (CSU), Kaspar Gottfried Schlör 
(CSU), Kaspar Seibold (CSU), Josef Sei
fried (CSU), Jean Stock (SPD), Hannsheinz 
Bauer (SPD), Willibald Mücke (SPD) und 
Thomas Dehler (FDP). (46, 55, 62, 63, 67, 
72)

26. August 1948  48

Der Bayerische Landtag verurteilt einstim-
mig die Ausschreitungen gegen Deutsche in 
der Tschechoslowakei, in Polen, Ungarn 
und Jugoslawien.

Die von der FDP beantragte Entschließung 
verurteilt ebenso die Verbrechen an der 
Menschlichkeit, die das nationalsozialisti
sche Regime beging. Wegen der Vertrei
bungsverbrechen wird die Staatsregierung 
beauftragt, Erhebungen bei den Ausgewie
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senen in Bayern durchzuführen und eine 
Denkschrift darüber zu verfassen. Fritz Lin
nert (FDP) begründet die Initiative mit zahl
reichen Anfragen aus sudetendeutschen 
Kreisen. Sie wollten wissen, warum vom 
internationalen Gericht in Nürnberg Ver
brechen gegen die Menschlichkeit abgeur
teilt würden, wenn sie von Deutschen be
gangen wurden, nicht jedoch Verbrechen 
anderer Völker.

22. September 1948  49

Eine stumme Demonstration veranstalten 
Kriegsversehrte in den Gängen und auf den 
Treppen des Oberfinanzpräsidiums, wo das 
Parlament tagt.

Der Protest richtet sich gegen die schleppen
de Durchführung des Gesetzes über die Leis
tungen an Körperbeschädigte vom 
26. 3. 1947. Die Invaliden tragen Plakate 
mit den Aufschriften „Habt Ihr uns verges
sen?“ – „Müssen wir verhungern?“                        – 
„Schafft uns Räume!“. Obwohl das „KB
Leistungsgesetz“ seit eineinhalb Jahren gilt, 
haben drei Viertel aller Berechtigten – rund 
400 000 – noch keinen Rentenbescheid oder 
Vorschuss erhalten, weil es dem Sozialminis
terium an Personal und Räumen mangelt. 
Landtagsvizepräsident Georg Hagen ver
spricht Abhilfe. Die Bearbeitung der Anträ
ge soll nun in einem Schnellverfahren erfol
gen, Vorschüsse in Höhe der Mindestrente 
ausbezahlt werden.

23. September 1948  50

Der Landtag spricht sich für die Einberu-
fung einer Europäischen Versammlung und 
die Ausarbeitung einer Verfassung der Ver-
einigten Staaten von Europa aus.

Als Abgesandter des Bayerischen Landtags 
berichtet Friedrich von Prittwitz und Gaff
ron (CSU) vom Europäischen Parlamenta
rierkongress in Interlaken (1. bis 4. Septem
ber). Noch im Herbst solle eine Kommission 

aus 16 Staaten zusammentreten, um die Bil
dung eines europäischen Parlaments vorzu
bereiten. Ein Vorparlament aus 350 Mitglie
dern könne dann im nächsten Jahr die euro
päische Verfassung vorbereiten.
Waldemar von Knoeringen (SPD), ebenfalls 
Delegierter, spricht von einem „erhebenden 
Augenblick, als wir als Vertreter Deutsch
lands als gleichberechtigt in diesen Kreis 
europäischer Parlamentarier aufgenommen 
wurden“. Er ist optimistisch, dass die „Ver
einigten Staaten von Europa eine Realität 
werden können“. Knoeringen: „Interlaken 
war keine Konferenz von Phantasten, son
dern von Realisten, von europäischen Parla
mentariern, die an die Möglichkeit einer 
Vereinigung Europas glauben.“

13. Oktober 1948  51

„Unverantwortliche Experimente an einem 
kranken Wirtschaftskörper“ werfen die So-
zialdemokraten dem Direktor der Wirt-
schaftsverwaltung in Frankfurt, Ludwig Er-
hard, vor. Ihr Antrag, Erhard über den Län-
derrat das Misstrauen auszusprechen, wird 
von der Landtagsmehrheit abgelehnt.

Die Preissteigerungen hatten die Bürger auf 
die Straßen getrieben, 100 000 folgten am 
25. August einem Appell des Bayerischen 
Gewerkschaftsbundes, auf dem Münchner 
Königsplatz zu demonstrieren. Die Rufe 
nach Preiskontrollen und Preisfestsetzungen 
wurden unüberhörbar. Eine Gewerkschafts
delegation wurde im Wirtschaftsausschuss 
des Landtags vorstellig, um auf die große 
Diskrepanz zwischen Preisen und Löhnen 
hinzuweisen und die Bekämpfung der Preis
treiberei zu fordern.
In der Landtagsvollversammlung am 
13. Oktober ist auch die CSU der Meinung, 
dass das Preisniveau „vollkommen über
höht“ ist. Otto Schefbeck versichert, „die 
freie Marktwirtschaft bedeutet für uns nicht 
hemmungslose Profitwirtschaft“. Das 
Hauptproblem der Wirtschaft sei aber der 
Mangel an Rohstoffen, worauf deutsche 
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Stellen keinen Einfluss hätten. Staatssekre-
tär Hugo Geiger (CSU) versucht die Gemü
ter mit dem Hinweis zu beruhigen, der Di
rektor für Wirtschaft in Frankfurt habe be
reits eine Verschärfung des „Preistreiberei
gesetzes“ angeordnet. Das Preisniveau der 
Vorkriegszeit könne in absehbarer Zeit frei
lich nicht erreicht werden. Wilhelm Fischer 
(SPD) gibt die Schuld an den Wucherprei
sen Ludwig Erhard, der mit der Währungs
reform „den größten Raubzug legalisiert 
hat, der auf die schaffende Bevölkerung ver
übt worden ist“. Nicht der wirtschaftlich 
Tüchtigste gemäß dem Prinzip der freien 
Wirtschaft habe sich durchgesetzt, sondern 
„die gewissenlosesten Freibeuter haben die 
DMarkGeschäfte gemacht“. Ergebnis: 
Drei bis vier Monate nach dem „Tage X“ 
der Währungsreform sei bereits die „zweite 
Hortungswelle“ eingetreten
Obwohl nur die Liberalen den Wirtschafts
kurs von Ludwig Erhard vorbehaltlos gut
heißen (Linnert: „Vor vier Monaten hat 
kein Mensch auch nur eine Krawatte kaufen 
können.“), wird der SPDAntrag abgelehnt, 
dem Direktor für Wirtschaft im Länderrat 
der Bizone das Misstrauen auszusprechen, 
weil seine Wirtschaftspolitik „die sozialen 
Spannungen in unserem Volke ins Uner
trägliche gesteigert“ habe. (44, 89)

3. November 1948  52

Jugendliche Demonstranten pöbeln im Hof 
des Oberfinanzpräsidiums, dem Tagungsort 
des Landtags, den Ministerpräsidenten an 
und veranstalten ein Pfeifkonzert. Ihre De-
monstration führt zu ersten Überlegungen, 
die parlamentarische Bannmeile wieder ein-
zuführen.

Die Jugenddemonstration, zu der der Ju
gendring aufrief, schockiert die meisten Par
lamentarier. Die Kundgebung richtet sich 
gegen die Absicht des Landesamts für Ver
mögensverwaltung und Wiedergutmachung, 
die Jugendherbergen als „NaziVermögen“ 
unter Kontrolle zu stellen und das Barver

mögen des Jugendherbergsverbandes zu 
sperren. Obwohl Ministerpräsident Ehard 
die Rückgabe der Heime zusichert, johlen 
und pfeifen die Jugendlichen, einige werfen 
Steine gegen die Fensterscheiben.
Am nächsten Tag fordert Georg Stang 
(CSU) ultimativ: „Die Bannmeile muss un
ter allen Umständen möglichst rasch wieder 
geschaffen werden.“ Präsident Horlacher 
versichert, das Präsidium wolle die Staatsre
gierung um einen entsprechenden Gesetz
entwurf bitten, „damit wieder die ordnungs
mäßigen Verhältnisse hergestellt werden“. 
(120)

9. November 1948  53

Das Flüchtlingsproblem in Bayern hat ein 
bedrohliches Stadium erreicht. Staatssekre-
tär Jaenicke sieht keine Unterbringungs-
möglichkeiten mehr. Einweisungen in Woh-
nungen sind kaum noch ohne Polizeigewalt 
möglich.

Im Flüchtlingsausschuss gibt der Staatssekre
tär für das Flüchtlingswesen, Wolfgang Jae
nicke, einen ungeschminkten Situationsbe
richt. Obwohl der Flüchtlingsstrom aus der 
Tschechoslowakei nicht abreißt, fehlt weite
rer Wohnraum. „Einweisungen in Bayern 
sind kaum noch ohne polizeilichen Zwang 
durchzuführen“, sagt Jaenicke. Zwischen 
160 000 bis 200 000 werden von dort erwar
tet, dazu kommen noch die illegalen Zuwan
derer aus der russischen Zone. Einen sofor
tigen Ausgleich mit den anderen Ländern 
der USZone, wo wesentlich weniger 
Flüchtlinge leben, hält Jaenicke für unum
gänglich.
Die Bevölkerung Bayerns ist von 7 Millio
nen im Jahr 1939 auf 9 329 000 am 
31. 8. 1948 gestiegen. Das ist ein Zuwachs 
von 32,4 Prozent. Es gibt 1 883 000 Flücht
linge, 288 000 nichtbayerische Evakuierte 
(ursprünglich waren es 600 000), 300 000 
Evakuierte aus zerstörten bayerischen Städ
ten, 144 000 Ausländer in Quartieren und 
183 000 Ausländer in sogenannten IROLa
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gern. Gemessen am verfügbaren Wohnraum 
leben in Bayern 491 000 Flüchtlinge zuviel. 
Die Bevölkerung von Hessen hat um 
22,5 Prozent zugenommen, die von Würt
tembergBaden nur um 19,7 Prozent.
Den Vorschlag von Staatssekretär Jaenicke, 
einige Flüchtlingslager in Augenschein zu 
nehmen, müssen die Abgeordneten ableh
nen. Der Landtag hat für Reisen kein Geld 
zur Verfügung. (38, 68)

15. Dezember 1948  54

Nur widerstrebend beschließt der Landtag 
die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit. Es 
handelt sich um einen Befehl der Militärre-
gierung.

Die CSU wendet sich dagegen, „dass in un
terschiedsloser Befreiung zahlungskräftige
ren und reicheren Eltern das Schulgeld ge
schenkt wird“. Die Maßnahme gehe zu Las
ten der Unterstützung ärmerer Kinder. Die 
volle Schulgeldfreiheit kostet den Staat jähr

Aufruf des Roten Kreuzes

lich 17,7 Millionen DM, die Lehr und Lern
mittelfreiheit 30,5 Millionen. Das Schulgeld 
beträgt 200 DM pro Jahr, aufgrund von Er
mäßigungen müssen die Eltern durch
schnittlich 120 bis 150 DM bezahlen.
Die SPD plädiert für die volle Schulgeldfrei
heit an allen Schulen. Folglich unterstützt 
sie die Anweisung der Militärregierung an 
die Staatsregierung. Auch die Freien Demo
kraten befürworten das Gesetz über Schul
geld und Lernmittelfreiheit, weil ein „ver
antwortungsbewusstes demokratisches Volk 
seinen Kindern die Güter der Bildung kos
tenlos“ vermitteln müsse. Die namentliche 
Abstimmung über die Schulgeldfreiheit en
det mit 81 Ja und 46 NeinStimmen bei 10 
Enthaltungen. Das Gesetz über die Lern
mittelfreiheit wird mit großer Mehrheit an
genommen. Die volle Schulgeldfreiheit tritt 
allerdings erst mit dem Schuljahr 1950/51 in 
Kraft.

15. Dezember 1948  55

Im Länderratsausschuss warnt Ministerpräsi-
dent Ehard vor einem zentralistischen Kurs 
bei den Bonner Verfassungsberatungen.

„Die Verfassungsentwicklung würde auf ei
ne schiefe Bahn geraten, wollte man eine 
Verfassung erzwingen, der Bayern nicht mit 
freiem Herzen, sondern nur mit innerem 
Missmut und unüberwindbarem Widerstre
ben zustimmen würde“, sagt Ehard. Der 
Bundesrat sei von einer vollkommenen 
Gleichberechtigung noch sehr weit entfernt. 
An ihr müsse man aber unbedingt festhal
ten, wenn der klare föderalistische Stand
punkt nicht aufgegeben werden solle.
An die Adresse scharfmacherischer Kritiker 
im eigenen Land sagt Ehard: „Es wird viel 
darauf ankommen, dass sich das bayerische 
Volk in den entscheidenden Monaten, die 
bevorstehen, den gesunden politischen Sinn 
nicht durch Radikalismen verdrehen lässt.“ 
Aloys Hundhammer betont, der Beitritt 
zum Bund könne nur auf dem Wege der 
Freiwilligkeit   erfolgen   und   ohne   Sorge,
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„dass wir in eine zentralistische Führung ge
nommen werden sollen“. (46, 47, 62, 63, 67, 
72)

16. Dezember 1948  56

Mit 74 gegen 47 Stimmen hebt der Landtag 
die Immunität von Justizminister Josef Mül-
ler auf. Es geht um den Vorwurf räuberi-
scher Erpressung.

Vier Tage vorher schrieb die Wochenschrift 
„Münchner Allgemeine“: „Wir fordern die 
Verhaftung Dr. Josef Müllers!“ Das Blatt 
wärmte eine Geschichte auf, die bereits zwei 
Jahre zuvor die ersten Gehversuche der 
freien Presse im Zwielicht erscheinen ließ. 
Kurz vor der ersten Regierungsbildung wa
ren in den Münchner Blättern schwere An
schuldigungen gegen Müller erhoben wor
den (SZ: „Dr. Josef Müller, Koalitionspart
ner Hitlers“; „Münchner Mittag“: „Wie 
Dr. Müller GestapoProtokolle gegen 
,Nichtarier‘ verwendete“). Die „Süddeut
sche Zeitung“ distanzierte sich wenig später 
von ihrem Artikel. Das Entnazifizierungs-
verfahren entlastete Müller.
Die Beschuldigung, Müller habe sich eines 
Verbrechens der räuberischen Erpressung 
schuldig gemacht, hängt zusammen mit ei
ner undurchsichtigen Finanztransaktion aus 
dem Jahr 1933. Man wirft Müller vor, als 
Anwalt der Hauptstelle der katholisch
sozialen Vereine e. V. („LeoHaus“) und 
der „Leofilm-AG“ den Juden Richard 
Hirschfeld genötigt zu haben, auf seine 
Forderungen in einem Wechselprozess zu 
verzichten.
Im Landtag befürwortet Müller die Aufhe
bung seiner Immunität. Zwei Tage später 
wird er auf eigenen Wunsch von seinem 
Ministeramt für die Dauer des Verfahrens 
beurlaubt. Der Staatsanwalt stellt drei Wo
chen später das Ermittlungsverfahren gegen 
Müller ein.

11. Januar 1949  57

Mit einem Festakt zieht der Landtag in das 
Maximilianeum ein. Damit endet ein zwei-
jähriges Obdachlosendasein des Parla-
ments. 

Da das alte Landtagsgebäude an der Pran
nerstraße bei Kriegsende nur noch Schutt 
und Asche war, mussten die Abgeordneten 
mit provisorischen Tagungsstätten vorlieb 
nehmen.* Das zu 60 Prozent zerstörte Ma
ximilianeum sollte Ersatz bieten. Es wurde 
bereits seit August 1946 wieder instand ge
setzt. Materialmangel, Stromsperren und 
Geldnot behinderten den Wiederaufbau. 
Holz war schwerer zu beschaffen als Mar
mor, für die Türbeschläge wurden zerbors
tene Denkmalreste eingeschmolzen. Fünf 
Millionen Mark kostete schließlich die Wie
derherstellung, davon 1,5 Millionen in har
ter DMark.

* Vgl. Bernhard Ücker, S. 15 20

Festansprache von Präsident Horlacher zum  
Einzug ins Maximilianeum
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Eigentümer des Maximilianeums ist bis heu
te die gleichnamige Stiftung für hochbegab
te Landeskinder, die König Max II. 1852 ins 
Leben rief. Da das Stiftungsvermögen schon 
1923 mit der Inflation dahingeschmolzen 
war und der Krieg das Gebäude schwer in 
Mitleidenschaft zog, versuchten anfangs 
Staatsregierung und Landtag, das Maximi
lianeum der Stiftung abzukaufen. Doch die
se legte sich quer, so dass es zu zähen und 
langwierigen Verhandlungen kam. Zu guter 
Letzt wurde der Landtag (später auch der 
Senat) unkündbarer Mieter und die Stipen
diaten durften weiter im Haus wohnen. Laut 
Vertrag zahlt der Landtag seitdem jährlich 
70 000 DM Miete und kommt für den Un
terhalt des denkmalgeschützten Gebäudes 
auf.*
An der Eröffnung des neuen Parlamentssit
zes nehmen zahlreiche Ehrengäste teil, un
ter ihnen der Direktor der amerikanischen 
Militärregierung für Bayern, Murray D. van 
Wagoner und der Präsident des Parlamen
tarischen Rates, Konrad Adenauer. Land
tagspräsident Michael Horlacher findet an-
gesichts der Bonner Verfassungsberatungen 
auch ernste Worte: „Sie alle, die zu diesem 
Hohen Haus gehören, werden mit mir über
einstimmen, dass wir uns dieses Haus nicht 
bereitet haben, damit hier über kurz oder 
lang ein Landtag tagt, von dem man sagen 
müsste, dass er kein Landtag eines bayeri
schen Staates, sondern ein besserer Provin
ziallandtag geworden ist!“
Den Einzug der Parlamentarier ins Maximi
lianeum kommentiert der „Landtagsabge
ordnete“ Josef Filser in der „Süddeutschen 
Zeitung“ hintersinnig: „Woaßtas ja eh, das 
mir wegen dem Hitler seinen verlorenen 
Krig sparen missen an alen Egen und Enten, 
zwegn dem haben wir auch auf ein neues 
Landtagsgebeide verziechtet, wo das alte 
verbompt ist, dass koa stoa mer auf dem 
anderen stet, sondern haben ins einpfach 
des Maximiliäums bemechtigt, was der hoch

* Vgl. Das Maximilianeum – Stiftung und Bauwerk, 
S.382 ff.

selige Kini Maxi fier seine Kadeten und die 
fleißigen Stutenten erriechtet hat ...“ 
Auch Neid kommt auf, hat doch Bayern 
nach Meinung vieler Besucher das vielleicht 
schönste Parlament Europas. Der sparsame 
Schwabe Reinhold Maier, Ministerpräsident 
im damaligen WürttembergBaden, ärgert 
sich, weil sein Land über den Finanzaus
gleich auch dem Nachbarn Bayern unter die 
Arme greift. Während der Stuttgarter Land
tag in einer „Arbeiterhalle, einem Armen
haus“ gelebt habe, kritisiert er, „verfügte 
das bayerische Parlament in den allerersten 
Anfangsjahren sofort über das umgebaute 
Maximilianeum“. Maier grämt sich: „Wir 
zahlen, die Bayern bauen. Sie bauten auch 
der Repräsentation wegen, wo wir noch 
nicht daran denken konnten, und sie bauen 
unzweifelhaft schön.“

26. Januar 1949  58

Der Landtag verabschiedet mit 93 gegen 68 
Stimmen bei sechs Enthaltungen das Gesetz 
über Landtagswahl, Volksbegehren und 
Volksentscheid (Landeswahlgesetz).

Das neue Landeswahlgesetz erhöht die Zahl 
der Sitze von 180 auf 203. Davon sind 100 
nach dem reinen Mehrheitswahlprinzip zu 
wählen. Ein Sitz kommt Lindau zu, das 
französisch besetzt ist, so dass es insgesamt 
204 Abgeordnete gibt. Die Opposition sieht 
in der Mehrheitswahl der 100 Stimmkreisab
geordneten einen Widerspruch zur Verfas
sung und zieht vor den Verfassungsge
richtshof.
Vor der Abstimmung im Plenum erklärt 
Erich Arno Behrisch (SPD), das Mehrheits
wahlrecht sei für Bayern ungeeignet, „da 
hier zahllose Wähler nicht nach politischen, 
sondern nach konfessionellen Gesichts
punkten entscheiden“. Es bestehe derzeit 
keine echte Chance für die Opposition, zur 
Mehrheit zu werden. Das Verhältniswahl
recht biete die einzige Möglichkeit, in Bay
ern die Interessen der Minderheit wirksam 
zu vertreten.
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Der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
lehnt am 2. Dezember 1949 die Klage von 
SPD und FDP als unbegründet ab, fordert 
aber einige Korrekturen im Abschnitt 
„Volksbegehren und Volksentscheid“. Ein 
SPDAntrag, es bei 180 Abgeordneten zu 
belassen, wird am 17. Mai 1950 mit 85 CSU 
Stimmen gegen 71 Oppositionsparlamenta
rier abgelehnt. (131, 260, 477, 509)

22. Februar 1949  59*

Kultusminister Aloys Hundhammer recht-
fertigt vor dem Landtagsplenum die Abset-
zung des Balletts „Abraxas“ von Werner 
Egk nach nur fünf Aufführungen im Münch-
ner Prinzregententheater. Der allgemein 
von der Presse als „Aufführungsverbot“ 
dargestellte Vorgang führt über Monate zu 
einem heftigen Streit um die Freiheit der 
Kunst.

Während der Kultusminister in der Frage
stunde am 26. Januar den staatlichen Geld
aufwand für eine „Schwarze Messe“ in den 
Vordergrund stellte, spricht er in seiner 
Antwort auf die Interpellation am 22. Feb
ruar von einer „Beleidigung der Mehrheit 
des Volkes“ und einer „Verletzung der reli
giösen Gefühle“. Obwohl Hundhammer 
darauf besteht, dass er das Stück lediglich 
abgesetzt habe, betont er, er könne das 
„Verbot vor der Geschichte und vor der 
Kultur“ verantworten. Kern des Anstoßes 
ist für Hundhammer die Szene, wo sich der 
Satan mit der widerstrebenden Archiposa 
„in einer Art sakrilegischer Zeremonie“ ver
einigt, wie es im Textbuch heißt.
Otto Bezold, der im Namen der FDPFrak
tion die Große Anfrage an Hundhammer 
richtet, pocht auf die Freiheit der Kunst, 
denn Moral könne nicht „mit Polizeiverbo
ten, mit ministeriellen Verboten, mit Ver
boten überhaupt“ geschaffen werden. Be
zold warnt vor kulturellem Provinzialismus, 
wenn in Bayern Werke verboten würden, 
die in der ganzen übrigen kultivierten Welt 
gesehen werden könnten.

Auf eine Parlamentsdebatte über Hund
hammers Stellungnahme verzichten SPD 
und FDP, da Kulturfragen nicht mehrheit
lich entschieden werden könnten. Werner 
Egk, der der Sitzung beiwohnt, erklärt an
schließend, er wolle die Staatsoper wegen 
Vertragsbruch verklagen und gegen Hund
hammer Beleidigungsklage stellen. Es 
kommt wegen des Schadenersatzes zu einem 
jahrelangen Rechtsstreit, der mit einem 
Vergleich endet.
Der ansonsten eher konservativ eingestellte 
„Münchner Merkur“ nennt es „nieder
schmetternd“, dass nach Bezolds „feinsinni
ger gebildeter Rede“ keine Aussprache zu
stande kam, weil die Frage ohnehin durch 
Mehrheitsbeschluss entschieden werde. Die 
Zeitung mutmaßt, dass ohne Parteisolidari
tät ein für den Kultusminister „peinliches 
Ergebnis“ zustande gekommen wäre.
Die amerikanische Besatzungsbehörde be
obachtet den „Abraxas“Skandal mit Be
sorgnis, weil der Staat in die künstlerische

Plakat für Werner Egks Abraxas
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Freiheit eingegriffen habe. Von amerikani
scher Seite sieht man jedoch keine Rechts
grundlage für ein Eingreifen.
Ein Nachspiel im Landtag am 14. Juni 1950 
offenbart, dass Hundhammers Parteifreunde 
nicht geschlossen hinter ihm stehen. Der 
FDPAntrag, das Spielverbot rückgängig zu 
machen, wird mit knapper Mehrheit abge
lehnt. Allerdings trägt dazu die Stimment
haltung der Freien Fraktionsgemeinschaft 
bei. Hundhammer brüskiert in der heftigen 
Debatte seine Kritiker mit dem Satz: „Die
jenigen, die die Schweinerei sehen wollen, 
sollen ihr ruhig nachlaufen.“ Er spielt damit 
auf erfolgreiche Aufführungen von „Abra
xas“ in mehreren Weltstädten an. (103)

16. März 1949  60

Der Landtag hebt die Immunität von Alfred 
Loritz auf. Es kommt zu tumultartigen 
Szenen.

Mit der Immunitätsaufhebung ermöglicht 
das Parlament die Strafverfolgung von Lo
ritz „wegen verleumderischer Beleidigung 
der Beamten der Strafanstalt MünchenSta
delheim“. In Versammlungen hatte Loritz 
behauptet, während seiner Untersuchungs
haft sei er schlechter behandelt worden als 
von der Gestapo. Man habe ihm schimmli
ges Brot gegeben, das nach Urin und Petro
leum gestunken habe.
Während der Rechtfertigungsrede von Lo
ritz kommt es zu heftigen Zwischenrufen, 
ein Teil der CSU und SPDAbgeordneten 
verlässt den Sitzungssaal. Justizminister Jo
sef Müller betont, der Staat müsse sich ge
gen die Behauptungen von Loritz zur Wehr 
setzen, Loritz müsse fühlen, dass er ein 
„Staatsbürger wie jeder andere“ sei.
Als Folge des neuerlichen LoritzSkandals 
trennen sich weitere drei Abgeordnete von 
der WAV, die damit den Fraktionsstatus 
verliert. Zusammen mit abgesprungenen 
CSUAbgeordneten bilden die ehemaligen 
WAVLeute die „Freie Parlamentarische 
Vereinigung“ (FPV). Die FPV schließt sich 

am 17. 1. 1950 mit der „Deutschen Partei 
für Freiheit und Recht“ (DPFR), einer rech
ten Splittergruppe im Landtag, zur Fraktion 
der „Freien Fraktionsgemeinschaft“ (FFG) 
zusammen. (21, 70)

26. April 1949  61

Der Ausschuss für Wohnungs- und Sied-
lungsbau informiert sich über den Wohn-
raumbedarf in Bayern.

Nach Ermittlungen des Statistischen Lan
desamtes waren bei Kriegsende 125 000 
Wohnungen total zerstört, 40 000 schwer 
beschädigt, 80 000 mittelschwer und 120 000 
leicht. Derzeit werden 780 000 Wohnungen 
benötigt (davon 480 000 für Flüchtlinge). In 
den nächsten zehn Jahren werden zusätzlich 
300 000 Wohnungen erforderlich. Seit Ende 
1945 wurden 160 000 Wohnräume gewon
nen (93 000 durch Instandsetzung in den 
Städten, 67 000 – hauptsächlich Neubauten 
– in den Landkreisen).

13. Mai 1949  62*

Ministerpräsident Ehard verkündet im 
Landtag, dass seine Regierung das Grundge-
setz ablehne, die Rechtsverbindlichkeit aber 
akzeptiere. Hohe Wellen schlägt anschlie-
ßend eine SPD-Interpellation, die sich ge-
gen das Treiben „monarchistisch-separatis-
tischer Kreise“ in Bayern wendet.

Das Vorhutgefecht zur eigentlichen Abstim
mung des Parlaments über das Grundgesetz 
wenige Tage später erregt größtes Interesse 
in der Öffentlichkeit. Der Rundfunk über
trägt die Debatte, Zuhörer und Pressetri
bünen im Maximilianeum sind überfüllt. 
Hunderte von Menschen verfolgen die Sit
zung über Lautsprecher in der Eingangshal
le des Landtags. Die Abgeordneten geraten 
so aneinander, dass der Präsident die Sitzung 
unterbrechen muss. Den minutenlangen 
Tumult erleben auch die Bürger am Radio
gerät mit. „Das Echo in der Bevölkerung 
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war nicht gut“, schreibt am nächsten Tag 
der „Münchner Merkur“.
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland wurde vom Parlamentarischen 
Rat in Bonn am 8. Mai verabschiedet. Zu 
seiner Rechtsverbindlichkeit bedarf es nun 
laut Artikel 144 der Zweidrittelmehrheit 
„der deutschen Länder, in denen es zu
nächst gelten soll“. Die Position der CSU 
zeichnete sich schon in Bonn deutlich ab: 
Von den acht CSUMitgliedern des Parla
mentarischen Rates lehnten sechs aus föde
ralistischen Gründen die provisorische Ver
fassung ab. Nur die beiden fränkischen 
CSUAbgeordneten Karl Siegmund Mayr 
und Kaspar Gottfried Schlör sagten ja, denn 
„der fränkische Volksstamm, der mit seinen 
ehemaligen freien Reichsstädten in seiner 
ganzen Geschichte treu zum Reich stand, 
der keinen Sinn für eine überspitzte bayeri
sche Eigenstaatlichkeit besitzt, wird sich in 
der Stunde der Not immer zu dem wiederer
stehenden Deutschland bekennen“ (so der 
mittelfränkische CSUBezirksvorsitzende 
Mayr).
In seiner Erklärung vor dem Landtag unter
streicht Ministerpräsident Ehard „mit aller 
Entschiedenheit“ die Rechtsverbindlichkeit 
des Grundgesetzes für Bayern, wenn die 
erforderliche Zweidrittelmehrheit, zustan
de kommt. Die Staatsregierung trete für eine 
Volksabstimmung ein, die jedoch von den 
Militärregierungen nicht vorgesehen sei. 
Die CSU könnte laut Ehard dann dem 
Grundgesetzentwurf zustimmen, wenn die 
Stellung der Länder auf finanziellem Gebiet 
verbessert und die Zuständigkeiten des 
Bundesrats ausgeweitet worden wären.
Hintergrund der Großen SPDAnfrage sind 
zweideutige Äußerungen von CSU und BP 
Politikern zu der Frage, inwieweit Bayern 
auch ohne Bund auskommen könne. Unter 
der Überschrift „Bundesrepublik ohne Bay
ern?“ berichtete die „Süddeutsche Zeitung“ 
am 3. Mai, Aloys Hundhammer habe er
klärt, man könne nicht aus der gegenwärti
gen politischen Situation eine Verfassung 
machen, mit der sich Bayern auf Jahrhun

derte festlege. Falls Bayern die Bundesver
fassung ablehne, „könnten entweder die Al
liierten die Lage klären, oder aber der Bund 
würde zunächst ohne Bayern entstehen“. 
Bei einem Heimatfest, an dem der BPVor
sitzende Josef Baumgartner und der CSU 
Staatssekretär Josef Schwalber teilnahmen, 
wurden monarchistische Töne laut. Es wur
de die Parole ausgegeben, den Geburtstag 
von Kronprinz Rupprecht am 18. Mai zu 
einer Demonstration bayerischen Unabhän
gigkeitswillens zu machen.
Waldemar von Knoeringen (SPD) greift 
diese Vorgänge im Landtag auf: „Die Be
mühungen monarchistischseparatistischer 
Kreise haben durch die Äußerungen führen
der bayerischer Politiker eine für das Land 
gefährliche Lage geschaffen und dadurch 
dem Ansehen Bayerns großen Schaden zu
gefügt.“ Zur Begründung der Interpellation 
sagt er: „Der Separatismus beginnt für uns 
nicht dann, wenn Bayern eine auf einen 
eigenen König mit eigener Post, Eisenbahn 
und Polizei und einem entsprechenden 
Grenzschutz gegen die übrigen deutschen 
Länder gestützte Souveränität aufrichtet.“ 
Die Gefährlichkeit liege in dem Versuch, 
„Bayern so von dem deutschen Schicksal zu 
separieren, dass es nicht in einem deutschen 
Bundesstaat eingegliedert ist, sondern nur 
als Mitglied eines losen Staatenbundes be
trachtet werden kann“.
Noch lauter in dieses Hörn stößt Thomas 
Dehler (FDP), der damit einen Tumult aus
löst, der zur Sitzungsunterbrechung führt. 
Er zieht eine Parallele zwischen Politikern 
der Bayerischen Volkspartei und ihrem Ver
halten beim Aufstieg Hitlers und der Posi
tion der CSU gegenüber dem Grundgesetz. 
Dehler, der sich dafür eine Rüge von Land
tagspräsident Michael Horlacher einhan
delt, rechtfertigt sich: „Ich habe ein Spruch
band (...) vor Augen aus einer Hitlerver
sammlung, auf dem stand: ,Wir wollen ein 
starkes Bayern in einem einigen Reich!‘.“ 
Dieses Schlagwort entspreche den Beteue
rungen der bayerischen Regierung.
Der BPVorsitzende Josef Baumgartner, im
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Landtag Einzelkämpfer, draußen jedoch 
Symbolfigur des bayerischen Widerstandes 
gegen das Grundgesetz, bestreitet entschie
den monarchistische Neigungen, denn auf 
einen Trümmerhaufen könne man keine 
Königskrone setzen. Allerdings müsse das 
bayerische Volk selbst einmal bestimmen, 
„welche Staatsform es haben will, und nicht 
ein norddeutscher Abgeordneter“. Baum
gartner verlangt kategorisch, der „Bonner 
Frage“ die Bayerische Verfassung zugrunde 
zu legen. Das Grundgesetz verändere Bay
erns Verfassung, weshalb ein Volksent
scheid notwendig sei.
Die Fundamentalopposition der Bayernpar
tei, die gezielt an antipreußische Ressenti
ments auch der CSUWählerschaft appel
liert, bringt die Staatsregierung in Bedräng
nis. Ministerpräsident Ehard ist gezwungen, 
das Nein seiner Regierung zum Grundgesetz 
lauter zu formulieren, als es der in Bonn 
ausgehandelte Kompromiss erfordert hätte. 
Auch Ehard weiß, dass „zur Rettung unserer 
föderalistischen Grundsätze in Bonn“ her
ausgeholt wurde, was überhaupt herauszu
holen war, wie er seinem Parteifreund An
ton Pfeiffer, Fraktionsvorsitzender von 
CDU/CSU im Parlamentarischen Rat kabel
te. „Wenn die Verfassung überhaupt noch 
ein föderalistisches Gesicht hat, so ist es 
Euer Verdienst“, lobte Ehard in der Depe
sche.
Für den Ministerpräsidenten kommt es nun 
darauf an, das mehrheitliche Nein im Land
tag so zu formulieren, dass alle Tore nach 
Bonn offen bleiben. Er macht seiner Frak
tion unzweideutig klar, dass Bayern nicht 
abseits stehen könne, wenn es auf Bundes
ebene mitreden wolle. Somit sei die Aner
kennung der Rechtsverbindlichkeit des 
Grundgesetzes „eine hochpolitische, ja ge
radezu eine Kabinettsfrage“. Und der Re
gierungschef droht sogar: „Wird sie von 
meiner Fraktion nicht bejaht, dann trete ich 
zurück. Ich mache eine Politik nicht mit, die 
auch nur den Anschein einer Separation 
hat.“
(46, 47, 55, 63, 67, 72)

Wahlplakat der Bayernpartei

19./20. Mai 1949  63*

Der Landtag lehnt das Grundgesetz ab. Die 
Entscheidung fällt nach 15-stündiger Debatte 
in den frühen Morgenstunden mit 101 gegen 
63 Stimmen und neun Enthaltungen. 
Gleichzeitig wird die Rechtsverbindlichkeit 
des Grundgesetzes mit 97 Ja-Stimmen gegen 
nur sechs Nein-Stimmen und 70 Enthaltun-
gen bejaht. Bayern ist das einzige Bundes-
land, dessen Parlament das Grundgesetz ab-
lehnt.

Landtagspräsident Michael Horlacher 
(CSU) beginnt am Donnerstag, 9.03 Uhr, 
die Marathondebatte mit einem versöhnli
chen Wort: „Man darf die Dinge nicht so 
tragisch nehmen, wie sie sind.“ Beifall auf 
allen Seiten des hohen Hauses erntet er für 
sein Bekenntnis zu harter parlamentarischer 
Auseinandersetzung: „Mir ist der Zustand 
jedenfalls lieber, dass wir uns in einem freien 
Parlament frei aussprechen können, als das 
vergangene Nazisystem, wo bloß ein Kom
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mandeur und gehorsame Zuhörer da 
waren.“
Eingangs zählt Ministerpräsident Ehard er
neut die Gründe auf, weshalb Bayern dem 
Grundgesetz nicht zustimmen könne: Zwar 
sei die Bundesrepublik Deutschland dem 
Wortlaut nach ein Bundesstaat, doch das 
Grundgesetz selbst biete die Handhabe, oh
ne Verfassungsänderung den staatlichen 
Charakter der Länder auszuhöhlen. Ehard 
erwähnt   die   Gesetzgebungsbefugnis   des

Bundes, die Finanzausstattung der Länder, 
die Steuerverwaltung und die Justizhoheit, 
aber auch die mangelnde Absicherung des 
Elternrechts. Wesentlich für das Nein sei 
aber, dass es nicht gelungen sei, dem Bun
desrat „in allen wichtigen Fragen der Ge
setzgebung die volle Gleichberechtigung zu 
verschaffen“. Bereits erkämpfte Rechte sei
en „in den allerletzten Wochen“ wieder ver
loren gegangen.
Der SPDVorsitzende Waldemar von Knoe

SimplicissimusKarikatur 1949
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ringen meint, „ein Nein zu Bonn, aber ein 
Ja zu Deutschland ist in diesem Augenblick 
unmöglich“, wo „Klarheit die Vorausset
zung wirksamer Politik“ sei. Die elf Landta
ge sollten in einer einheitlichen Abstim
mung ihren Willen manifestieren, „West
deutschland auf dem Boden der Demokratie 
aufzubauen in der festen Erwartung, dass 
eines Tages ganz Deutschland auf diesen 
Boden treten wird“. Thomas Dehler (FDP) 
befürchtet, demokratisches Lebensgefühl 
werde nicht entstehen können, „wenn Sie 
Bayern in die Spannung zu den anderen 
hineinstellen, auch in die Spannung zu den 
demokratischen Grundsätzen, die in diesem 
Grundgesetz enthalten sind“. Dehler wei
ter: „Sie drängen unser Volk gefühlsmäßig 
von dem Staate, von dem Bund und – das ist 
meine bange Sorge – auch von der Demo
kratie weg.“
Josef Baumgartner warnt vor gravierenden 
Mängeln des Grundgesetzes und befürchtet 
eine Entwicklung wie in der Weimarer Re
publik. Er beschwört „in dieser ernsten 
Stunde Deutschlands unsere deutschen Brü
der in den anderen deutschen Staaten und 
Ländern, Verständnis zu haben für die be
sondere Aufgabe Bayerns im deutschen 
Raum“. Und er appelliert an seine Parla
mentskollegen, „nicht jene Kleinherzigkeit, 
jenen Egoismus und jene Herrschsucht an 
den Tag zu legen, die Preußen seinerzeit vor 
genau hundert Jahren bestimmte, einen ur
deutschen Staat mit einer großen deutschen 
Vergangenheit, Österreich, aus dem deut
schen Staatsverband hinauszudrängen“.
Wilhelm Hoegner, der in den Monaten vor 
der Abstimmung aus seinen Bedenken ge
gen den Bonner Entwurf kein Hehl machte, 
weil er Gefahren für die föderalistische Ord
nung witterte, beteiligt sich demonstrativ 
nicht an der Debatte. Erst am Ende gibt er 
zur Abstimmung eine persönliche Erklärung 
ab. Nach Aufzählung seiner erheblichen 
Einwände kündigt er an: „Die Zwangslage, 
in der sich Deutschland befindet, veranlasst 
mich, die staatsrechtlichen Bedenken gegen 
das Bonner Grundgesetz zurückzustellen.“

Hoegner stimmt anschließend „mit seinen 
alten politischen Freunden“ in der SPD für 
das Grundgesetz.
In der Front der Neinsager stehen die meis
ten CSUAbgeordneten, einige von der 
WAV sowie Josef Baumgartner. Zwei frän
kische CSUAbgeordnete stimmen dem 
Grundgesetz zu, sieben enthalten sich der 
Stimme. Wichtiger als dieses Votum ist die 
Frage nach der Rechtsverbindlichkeit. Be
vor sie beantwortet wird, kommt es noch zu 
einem Tumult, der in einer Sitzungsunter
brechung endet. Franz Linnert (FDP) pro
voziert die CSU mit dem Hinweis, wer an
fangs nein sagte, könne nun nicht mehr zu
stimmen. Daraufhin kontert Ehard, die 
Freien Demokraten hätten die Bayerische 
Verfassung auch abgelehnt, ohne dass sie 
deshalb beschimpft worden wären.
Nach einigen Minuten Pause, es ist längst 
nach Mitternacht, bestätigt der Landtag die 
Rechtsverbindlichkeit des Grundgesetzes 
für den Fall, dass in den anderen Parlamen
ten die notwendige Zweidrittelmehrheit 
zustande kommt. Mit überwältigender 
Mehrheit folgt die CSU der von Ehard vor
gegebenen Marschroute. Lediglich Josef 
Scharf sagt auch hier nein, zusammen mit 
Josef Baumgartner und Abgeordneten der 
WAV. SPD und FDP enthalten sich der 
Stimme.
Einstimmig beauftragt der Landtag dann die 
Staatsregierung, bei der Militärregierung 
um ein Volksbegehren über das Grundge
setz in Bayern nachzusuchen. Der Beschluss 
hat lediglich deklamatorische Bedeutung, 
weil die ablehnende Haltung der Militärre
gierung bereits bekannt ist. Der Antrag von 
SPD und der Freien Parlamentarischen Ver
einigung, den Landtag aufzulösen, wird 
nicht zur Abstimmung zugelassen, weil er 
verfassungswidrig sei. SPD und FPV argu
mentieren, das Parlament entspreche in sei
ner derzeitigen Zusammensetzung nicht 
mehr dem Volkswillen.
Der Parlamentsjournalist Bernhard Ücker 
schreibt später über die denkwürdige Nacht
sitzung, in der sich 30 Redner zu Wort mel
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deten: „Dass es draußen noch so etwas wie 
Natur gab, merkten wir erst, als sich nach 
Mitternacht die Blitze eines handfesten Ge
witters erfolgreich gegen die Vakublitze der 
Photographen behaupteten. Vierzehn Stun
den lang Reden, Zwischenrufe, Zwischen
fälle, Telefonate, kein Apparat frei, warten, 
zehn Stenogrammseiten in eine zusammen
ziehen, gegen vierundzwanzig Uhr toter 
Punkt, leichtes Dahindämmern, plötzliches 
Auffahren ,was hat er gesagt?‘, Abstim
mungsergebnis, Wettlauf zum Telefon, zwei 
Uhr zwanzig Schluss der Sitzung, um vier 
Uhr dreißig ziehen wir die letzten Seiten des 
Abschlussberichts aus der Schreibma
schine . . .“
Der „Münchner Merkur“ kommentiert we
nige Tage später, die Regierung Ehard sei in 
der Grundgesetzfrage von SPD und FDP 
auf der einen und der Bayernpartei auf der 
anderen Seite „in die Zange genommen“ 
worden. In zunehmendem Maße habe sie 
die immer stärker wachsende Opposition 
der BP berücksichtigen müssen. Die Zei
tung mahnt: „Es wäre auf alle Fälle unserem 
Lande dienlich, wenn der Wettlauf um den 
Ruhmeskranz des ,besten Bayern‘ bald zu 
Ende wäre, wenn die Mitarbeit in den realis
tischen Aufgaben Deutschlands ungehin
dert beginnen könnte.“
Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt: „Die 
Staatsregierung hatte (...) eine schwierige 
Arbeit, die wahre Meinung ihres Doppelan
trags ,nein zum Grundgesetz, aber ja zum 
deutschen Bund‘ klar zu machen. Ihr kam es 
offenbar darauf an, unbeschadet eines Be
kenntnisses zum selbstverständlichen deut
schen Zusammenhang eine Rechtsverwah
rung gegen bestimmte im Grundgesetz 
schlummernde Möglichkeiten einzulegen, 
damit spätere Übergriffe der Zentralgewalt 
nicht mit einem Hinweis abgetan werden 
können, Bayern habe dem Instrument zuge
stimmt.“ Die Abstimmung über den Regie
rungsantrag habe eine Mehrheit gebracht, 
„die in dieser Höhe und angesichts der Ab
wesenheit einer BayernparteiFraktion wäh

rend der letzten Tage, da man von Einbrü
chen in die fränkische CSU sprach, kaum 
jemand vorausgesehen hatte. Die Progno
sen lauteten auf knappe Mehrheit, so oder 
so.“
Der Chefkommentator des Bayerischen 
Rundfunks, Walter von Cube, urteilt: „Das 
Nein des Landtags wird eine tiefere Wir
kung haben. Es macht unser Land zum  
Kristallisationspunkt aller föderalistischen 
Kräfte und also aller jener, die warnend 
einen neuen Totalitarismus heraufdämmern 
sehen. Entstand aus dem bayerischen Nein 
zu Weimar die Gefahr des Rückschritts und 
der Reaktion, so entsteht aus dem bayeri
schen Nein zu Bonn, wie wir annehmen 
wollen, eher die Hoffnung, wir möchten in 
Zukunft die Heimat des Fortschritts hin zu 
Europa und der Freiheit von Furcht und 
Kollektivismus werden.“ (46, 47, 55, 62, 67, 
72)

22. Juni 1949  64

Finanzminister Hans Kraus legt dem Parla-
ment den ersten vollständigen Etat seit der 
Währungsreform vor.

Im ordentlichen Teil schließt der Etat 1949 
mit 2 866,82 Millionen DM, im außeror
dentlichen mit 132 Millionen DM ab. Der 
Ausgleich war nur durch drastische Abstri
che an den Anforderungen der Ministerien 
und verstärkten Abbau von Beamtenstellen 
möglich. In seiner Haushaltsrede klagt Fi
nanzminister Kraus vor allem über die Be
satzungskosten: „Sie müssen zur allmähli
chen Ausblutung unserer Wirtschaft und zur 
Verarmung unseres Volkes führen.“ Ein 
Drittel der Steuereinnahmen sind für die 
Besatzungskosten reserviert, vom Wäh
rungsstichtag bis 31. März 1949 gab Bayern 
dafür 516 Millionen DMark aus.
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23. Juni 1949  65

Der Landtag verabschiedet einmütig das 
„Gesetz über die Presse“. Es schafft den 
freiheitlichen Rahmen für eine vom Lizenz-
zwang befreite Presselandschaft.

Drei wesentliche Neuerungen bringt das 
Pressegesetz: Den Behörden wird eine Aus
kunftspflicht auferlegt, ein Recht auf Ge-
gendarstellung wird eingeführt und die Be
schlagnahmung von Presseerzeugnissen 
wird rechtsstaatlich geregelt. Die Beschlag
nahmung von Druckerzeugnissen darf da
nach nur auf richterliche Anordnung erfol
en.  Nicht durchsetzen kann sich die FDP 
mit ihrem Vorschlag, für die Tätigkeit des 
verantwortlichen Redakteurs eine „entspre
chende Vorbildung“ zu verlangen.
Das neue Gesetz enthält keine Lizenzbe
stimmungen. Von 1945 bis 20. August 1947 
hatte die USMilitärregierung in Bayern 22 
Lizenzen an 47 Lizenzträger vergeben. Am 
22. August 1949 erlässt die Militärregierung 
die Generallizenz Nr. 3. Damit ist der Li
zenzzwang aufgehoben. Bis Ende 1949 er
scheinen 104 „alte“ Blätter wieder, von de
nen viele aber keinen Bestand haben.

23. Juni 1949  66

Scharfe Angriffe, die im Vorwurf des Ver-
fassungsbruchs gipfeln, richten SPD und 
FDP gegen Kultusminister Hundhammer.

Die Interpellation der beiden Oppositions
parteien ist verursacht durch eine Äußerung 
Hundhammers am 27. März 1949 in Passau. 
Dort erklärte der Kultusminister, die Staats
auffassung des Papstes sei das Programm 
der Bayerischen Staatsregierung. Ein weite
rer Vorwurf lautet, Hundhammer habe un
ter Ausschaltung des Landtags „die ihm zu
sagenden Fragmente“ der Schulreform auf 
dem Verordnungswege zu verwirklichen 
versucht.
Hundhammer rechtfertigt sich, das Passauer 
Zitat sei von der Zeitung entstellt worden 
(„über mich wird in der Presse so viel gelo

gen!“). Bei der Schulreform habe niemals 
die Absicht bestanden, die Volksvertretung 
zu umgehen. Unter Anspielung auf eine SZ 
Karikatur spottet Hundhammer, die Inter
pellanten hätten ihn „irgendeinem Untier 
zum Fraße vorwerfen“ wollen, doch der 
Verlauf seiner Replik habe gezeigt, „dass es 
mit dem Fressen nichts wird“. Die CSU 
dankt ihrem Minister mit stürmischen Bei
fall und Bravorufen.

27. Juni 1949  67

Der Verfassungsausschuss beantragt in sei-
ner Stellungnahme für den Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof, die Klage des BP- 
Vorsitzenden Josef Baumgartner abzuwei-
sen, wonach Bayerns Beitritt zum Bund un-
rechtmäßig zustande gekommen sei.

Die von Baumgartner am 30. Mai einge
reichte Klage richtet sich gegen den Be
schluss des Landtags vom 19./20. Mai 1949, 
das Grundgesetz sei trotz des bayerischen 
Neins als rechtsgültig anzusehen. Rechtsun
gültig seien auch die Unterschriften des Mi
nisterpräsidenten und des Landtagspräsi
denten, weil sie die Bayerische Verfassung 
verändert hätten.
Die Stellungnahme des Landtags lautet, der 
Beschluss, dass das Grundgesetz auch für 
Bayern rechtsverbindlich sei, müsse als „le
diglich rein deklaratorische Feststellung ei
nes bestehenden Rechtszustandes“ angese
hen werden. Bayern sei Mitglied des Bundes 
aufgrund des Besatzungsrechts geworden. 
Über die von der Bayernpartei vorwiegend 
als „Propaganda“ angesehene Klage wurde 
von den Verfassungsrichtern nie entschie
den. Angesichts der raschen Festigung der 
politischen Verhältnisse in der jungen Bun
desrepublik verlor die Bayernpartei das In
teresse an einem spektakulären Prozess und 
ließ die Sache einschlafen. (46, 47, 55, 62, 
63, 72)
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6. Juli 1949  68

Der Verfassungsausschuss verzichtet nach 
einem Einspruch der Militärregierung auf 
eigene Flüchtlingswahlkreise bei den Bun-
destagswahlen am 14. August.

Geplant war aufgrund einer Vorlage der 
Staatsregierung, neben 38 örtlichen Wahl
kreisen in Bayern auch 9 reine Flüchtlings
wahlkreise zu bilden. Danach hätten die 
Wahlberechtigten unter den Flüchtlingen 
Stimmzettel mit eigenen Kandidaten in 
besonders gekennzeichnete Urnen stecken 
müssen. Der Verfassungsausschuss stützte 
am 24. Juni diesen Plan der Staatsregie
rung.
Die amerikanische Militärregierung sagt je
doch ein striktes Nein, weil das Wahlsystem 
Staatsbürger in verschiedene Kategorien 
einteile. Bayern ist das einzige Bundesland, 
das an besondere Flüchtlingswahlkreise 
denkt. Für die erste Bundestagswahl wird 
der Freistaat dann in 47 Wahlkreise einge
teilt, 31 Abgeordnete werden über Landeslis
ten gewählt. (38, 53)

19. Juli 1949  69

Heftige Schelte am Bayerischen Rundfunk 
üben Abgeordnete aller Fraktionen des 
Landtags. Landtagspräsident Michael Hor-
lacher eröffnet die Debatte mit „Kritik an 
demokratieschädigenden Sendungen des 
Bayerischen Rundfunks“.

Besonders erregt ist Horlacher über eine 
Sendung des Kabarettisten Adolf Gondrell. 
In der „Bonbonniere“ spottete er über die 
Farben der jungen Bundesrepublik: Bei 
SchwarzRotGold sähen die Roten schwarz 
und die Schwarzen rot. Wenn man die Far
ben auf einer optischen Scheibe schnell dre
he, so vermischten sie sich zu Braun.
Franz Marx (SPD) greift den Faden auf: „In 
den Kabarettsendungen des Bayerischen 
Rundfunks werden Parlament und öffentli
che Einrichtungen derartig herabgesetzt, 
dass man nicht mehr dazu schweigen kann.“

Justizminister Josef Müller fordert den 
Landtag auf, Schritte zu unternehmen, da
mit „der Äther nicht weiter zu Tendenzen 
missbraucht wird, die nicht dem demokrati
schen Aufbau dienen“.
Im Mittelpunkt des Unmuts stehen Inten
dant Rudolf von Scholtz und sein Chefre
dakteur Walter von Cube, dessen Gehalt – 
monatlich 2600 DM – August Haußleiter 
unter allgemeiner Empörung des Hauses 
preisgibt. Georg Schneider (FDP) attackiert 
den Rundfunk, weil er infolge des Rund
funkgesetzes so selbstständig geworden sei, 
dass er die Verbindung zum Volk verloren 
habe.
Als einziger Redner nimmt Kultusminister 
Hundhammer Chefredakteur Walter von 
Cube in Schutz. Er sei schließlich der „am 
meisten beachtete Kommentator aller deut
schen Sender“. Und: Ein Rundfunkkom
mentator könne niemals unparteiisch sein.

26. Juli 1949  70

Mit einem vierwöchigen Sitzungsstreik pro-
testiert der Landtag gegen die Einmischung 
der Militärregierung in das Loritz-Strafver-
fahren.

Aus Protest gegen das Verhalten der Mili
tärbehörde im Falle Loritz kommen sämtli
che Fraktionen überein, die Sitzungen zu 
unterbrechen. Der Bayerische Senat 
schließt sich diesem Schritt an. Der Landtag 
nimmt erst vier Wochen später seine Bera
tungen wieder auf.
Hintergrund der Fehde ist das Strafverfah
ren gegen ExMinister Alfred Loritz wegen 
seiner Behauptung, man habe ihn während 
seiner Untersuchungshaft im Gefängnis 
MünchenStadelheim schlechter behandelt 
als in den Fängen der Gestapo. Kurz vor 
Prozessbeginn beantragte Loritz Vertagung, 
was das Oberlandesgericht abweist. Die Mi
litärregierung hält es jedoch für unvereinbar 
mit den demokratischen Grundsätzen, wäh
rend der Wahlzeit einem Parteiführer den 
Prozess zu machen. Loritz kandidiert als
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WAVVorsitzender für den ersten Deut
schen Bundestag und erringt am 14. August 
ein Mandat.
Im Landtag vergleicht Justizminister Josef 
Müller das Einschreiten der Besatzungs
macht mit den Methoden des Dritten Rei
ches. Er bietet Ministerpräsident Ehard sei
nen Rücktritt an, da der „Aufbau einer un
abhängigen demokratischen Rechtspflege“ 
nicht mehr gewährleistet sei. Als am 26. 
August der Landtag wieder zusammentritt, 
kann Regierungschef Ehard vom Einlenken 
der Militärregierung berichten: Ihr stellver
tretender Direktor widerrief am 17. August 
die Aussetzung des LoritzVerfahrens und 
gab gleichzeitig die beschlagnahmten Pro
zessakten zurück. (21, 60)

15. September 1949  71

Der Landtag beschließt einstimmig das Ge-
setz über die Gewährung von Blindengeld 
an Friedensblinde.

Damit ist Bayern das erste Bundesland, das 
die Zivilblinden mit den Kriegsblinden 
gleichstellt. Das Pflegegeld beträgt monat-
lich 75 DM und wird unabhängig von weite
ren Einkünften gewährt.

16. September 1949  72

Landtagspräsident Horlacher richtet eine 
Grußadresse an die junge Bundesrepublik 
und ihre Repräsentanten, allen voran Bun-
despräsident Theodor Heuß und Bundes-
kanzler Konrad Adenauer.

Obwohl die heiß ersehnte deutsche Einheit 
ausgeblieben sei, sei die staatliche Neuge
burt doch ein entscheidender Schritt auf 
dem Wege der Wiederzusammenführung 
des ganzen deutschen Volkes zu seiner 
staatlichen Einheit, sagt Horlacher. Mit be
sonderer Genugtuung begrüße der Bayeri
sche Landtag, „dass der neugewählte Bun
despräsident in seiner Ansprache an die 
Bundesversammlung das staatliche Eigenle

ben der deutschen Länder im Rahmen der 
Deutschen Bundesrepublik feierlich aner
kannt, gleichzeitig aber auch bundesfeindli
che Sonderbestrebungen mit aller Entschie
denheit abgelehnt hat“. (46, 47, 55, 62, 63, 
67)

13. Oktober 1949  73

Der Landtag verabschiedet einstimmig das 
Gesetz über das Wappen des Freistaates 
Bayern. Es ist durch Artikel 1 der Bayeri-
schen Verfassung veranlasst.

Dort heißt es: „Die Landesfarben sind Weiß 
und Blau.“ Der Entwurf der Staatsregierung 
hat deshalb im Gegensatz zum Staatswap
pen von 1924 als Symbol Gesamtbayerns das 
Rautenschild als Mittelstück. Dieses weiß
blaue Herzstück war früher das Wappen der 
Grafen von Bogen und wurde von den Wit
telsbachern übernommen. Es stellt auch das 
„Kleine Staatswappen“ dar. Die übrigen 
Felder symbolisieren die bayerischen 
Stämme.

Kleines Staatswappen
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Der goldene Löwe auf schwarzem Grund 
war ursprünglich das Symbol der Pfalzgra
fen bei Rhein und diente nach der Beleh
nung des bayerischen Herzogs Ludwig im 
Jahre 1214 mit der Pfalzgrafschaft jahrhun
dertelang als gemeinsames Kennzeichen der 
altbayerischen und pfälzischen Wittelsba
cher. Heute steht der Pfälzer Löwe für den 
Regierungsbezirk Oberpfalz.
Der „Fränkische Rechen“ entstammt dem 
Wappen des Fürstbischofs von Würzburg 
und steht heute für die drei fränkischen 
Regierungsbezirke Oberfranken, Mittel
franken und Unterfranken.
Der blaue Panther im weißen Wappenfeld 
wurde ursprünglich im Wappen der in 
Niederbayern ansässigen Pfalzgrafen von 
Ortenburg geführt und dann von den Wit
telsbachern übernommen. Der Panther sym
bolisiert heute die altbayerischen Regie
rungsbezirke Oberbayern und Nieder
bayern.
Die drei übereinanderstehenden schwarzen 
Löwen sind das alte Wappen der Hohen

Großes Staatswappen

staufen, der einstigen Herzöge von Schwa
ben. Im Staatswappen vertreten sie den Re
gierungsbezirk Schwaben.

14. Oktober 1949  74

Der Landtag bekundet sein Mitgefühl mit 
den vielen hunderttausend deutschen 
Kriegsgefangenen, die noch hinter Stachel-
draht Zwangsarbeit verrichten.

Vizepräsident Georg Hagen (SPD): „Der 
Bayerische Landtag ist als die berufene Ver
tretung des bayerischen Volkes aufs Tiefste 
erschüttert von dem allen bisherigen völker
rechtlichen Begriffen widersprechenden, 
herzergreifenden Los der deutschen Kriegs
gefangenen. Er erhebt von neuem seine 
Stimme und protestiert im Namen des gan
zen bayerischen Volkes, im Namen aber 
auch der Menschlichkeit gegen eine weitere 
willkürliche Verlängerung der Kriegsgefan
genschaft.“
Nach  einer  Statistik  der  Arbeitsgemein
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schaft der westdeutschen Länder für Kriegs
gefangenen und Heimkehrerfragen ist das 
Schicksal von 1,7 Millionen Vermissten un
geklärt, 300 000 bis 500 000 Kriegsgefange
ne befinden sich in der Sowjetunion, 15 000 
in Polen, einige tausend in Jugoslawien. (87, 
129)

8. November 1949  75

Unter „Waidmannsheil“ und „Waidmanns-
dank!“ verabschiedet der Landtag das Baye-
rische Jagdgesetz.

In der Präambel heißt es: „Für das bayeri
sche Volk ist das Wild in den heimatlichen 
Bergen, Wäldern und Fluren ein Volksgut, 
das gerechte Waidwerk ein Bestandteil sei
ner Kultur. Zum Wohle der Allgemeinheit 
muss die Erhaltung eines artenreichen und 
gesunden Wildbestandes bei nachhaltiger

USMilitärpolizei führt 1945 deutsche Soldaten in die Kriegsgefangenschaft

volkswirtschaftlicher Nutzung für kommen
de Geschlechter gesichert, der gerechte 
Ausgleich zwischen den jagdlichen Bedürf
nissen und Forderungen und denen der Lan
deskultur gewährleistet sein.“  
Zwei Hauptsorgen der Jägerschaft kann das 
Gesetz allerdings nicht lösen, nämlich das 
Jagdrecht der Angehörigen der Besatzungs
behörden und das Verbot für deutsche Jä
ger, Büchse oder Schrotflinte zu benutzen. 
Ihnen ist bislang nur die Armbrust erlaubt.

9. November 1949  76

Mit überwiegender Mehrheit beschließt der 
Landtag das Gesetz über den Schutz der 
Sonn- und Feiertage.

Bedenken gegen die hohe Zahl der Feierta
ge kommen lediglich von den Freien Demo
kraten. Eine ganze Woche mehr Feiertage
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als die norddeutschen Länder sei eine Vor
belastung der bayerischen Wirtschaft, meint 
Kurt Weidner (FDP). Georg Meixner 
(CSU), Domkapitular aus Bamberg, kon
tert: Bayern habe hinsichtlich der Feiertage 
eine ausgeprägte Tradition. „Wir sind froh 
darum, dass sich Bayern im Rahmen der 
gesamten deutschen Länder in besonderer 
Weise als christlichkonservatives Land be
trachten kann“, bekennt der CSUPolitiker. 
Und schließlich: „Der Mensch lebt nicht 
allein vom Brote und lebt nicht allein von 
der Arbeit.“
Lorenz Hagen (SPD), Vorsitzender des 
Bayerischen Gewerkschaftsbundes, glaubt 
nicht, dass Unternehmer ihre Betriebe we
gen der Zahl der gesetzlichen Feiertage ver
lagern werden. Auch bei weniger Feiertagen 
wären die Unternehmer nicht bereit, „auch 
nur einen Pfennig mehr Lohn zu geben“.
Der Landtag legt zwölf gesetzliche und drei 
staatlich geschützte Feiertage fest (Josefi-
tag, Peter und Paul, Fest Mariae Empfäng
nis). Als gesetzliche Feiertage gelten in ganz 
Bayern das Neujahrsfest, das Fest der Heili
gen Drei Könige, Karfreitag, Ostermontag, 
1. Mai, Christi Himmelfahrt, Pfingstmon-
tag, erster und zweiter Weihnachtstag.
In Gemeinden mit überwiegend katholi
scher Bevölkerung sind Fronleichnam, Ma
riae Himmelfahrt und Allerheiligen zusätzli
che gesetzliche Feiertage, in überwiegend 
evangelischen Gemeinden der 31. Oktober 
und der Buß und Bettag. (397, 543)

15. Dezember 1949  77

Die Parlamentarier beschließen ein neues 
Gesetz über die Aufwandsentschädigung 
der Abgeordneten des Bayerischen Land-
tags.

Es löst das Diätengesetz vom 12. Mai 1947 
ab. Der Grundbetrag macht nun 350 DM 
monatlich aus. Dazu kommt ein Tagegeld 
von 30 DM (Münchner Abgeordnete 
20 DM). Abgeordnete, die mehr als 200 km 
anreisen müssen, erhalten zwei Tage ange

rechnet, zwischen 50 und 200 Eisenbahn
kilometern wird nur ein Sitzungsgeld gutge
schrieben. Die Abgeordneten des Deut
schen Bundestages erhalten einen monatli
chen Grundbetrag von 600 DM sowie ein Ta
gegeld in Höhe von 30 DM. (189, 370, 555)

16. Dezember 1949  78

Der Vorsitzende des „Deutschen Blocks“, 
Karl Meißner, wird von SPD-Abgeordneten 
wegen rechtsradikaler Äußerungen gewalt-
sam aus dem Landtagsgebäude entfernt.

Der SPDFraktionsvorsitzende Jean Stock 
zitiert im Plenum Äußerungen Meißners bei 
einer Versammlung seiner Partei in Mem
mingen: Die deutsche Jugend müsse in einer 
neuen Wehrmacht wieder Zucht und Ord
nung lernen. Das heutige System müsse zer
trümmert werden, die Demokratie habe kei
ne Daseinsberechtigung. Stock kündigt an, 
seine Fraktion werde „diesen Kerl hinaus
schmeißen, wenn er wieder in den Landtag 
kommt“. Die Vollversammlung antwortet 
mit allgemeinem stürmischem Beifall.
Als wenig später der Abgeordnete Meißner 
den Plenarsaal betreten will, wird er aus 
dem Maximilianeum hinausgetrieben. Stock 
appelliert an CSU und FDP, „eine geschlos
sene Phalanx zu bilden“. Unter Zustim
mung des Parlaments fordert er, „wir müs
sen zusammenhalten gegenüber denen, die 
wiederum unser Deutschland zerstören, die 
wiederum Millionen Tote auf sich laden 
wollen“. Meißner erklärt unterdessen vor 
Pressevertretern, er wolle keine Klage ge
gen die Abgeordneten erheben, die ihn aus 
dem Maximilianeum drängten, sondern den 
Kampf mit „geeigneten Mitteln“ aufneh
men. (79, 117)

17. Januar 1950  79*

Der Landtag verurteilt neonazistische Er-
scheinungen im politischen Leben. Hinter-
grund der Debatte sind die Entgleisungen
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Karl Meißners sowie eine Zusammenkunft 
ehemaliger Mitglieder von SS, Gestapo und 
SD auf Einladung von Karl Feitenhansl, 
dem Führer der „Vaterländischen Union“.

Das Interesse der Öffentlichkeit ist groß, die 
Aussprache wird vom Rundfunk übertra
gen. Wilhelm Hoegner (SPD) fordert neue 
Gesetze gegen Neofaschismus und militaris
tische Umtriebe. Die bayerische Arbeiter
schaft werde bei einem etwaigen Versagen 
der Staatsgewalt diesmal nicht zusehen, 
kündigt er an. Die Sozialdemokraten wür
den von dem Recht Gebrauch machen, „das 
dem freien Mann im äußersten Falle zu
steht, dem Recht des Widerstandes bis zum 
Äußersten, dem Recht der Notwehr, der 
Staatsnotwehr gegen gemeine Gewalt“.

Friedrich von Prittwitz und Gaffron (CSU) 
verlangt für die Exekutive „Mittel und We
ge, um alle diese Erscheinungen im Keime 
zu ersticken, sobald sie auftauchen“. Otto 
Bezold (FDP) versichert die Bereitschaft 
seiner Fraktion, mitzuarbeiten. Lediglich 
August Haußleiter (fraktionslos) verirrt sich 
in propagandistischen Phrasen („ein Gesetz 
zur Sicherung der Freiheit der Meinungsäu
ßerungen – nicht zur Unterdrückung der 
Meinung“) und wird vom Präsidenten er
mahnt, bei der Sache zu bleiben.
Julius Höllerer (Mitglied der von der WAV 
abgespaltenen „Deutschen Partei für Frei
heit und Recht“) berichtet, Karl Meißner 
habe versucht, nach Italien zu fahren, „um 
dort die Reste der SS und der Faschisten zu 
sammeln“. Er sei an der Grenze verhaftet 
und zehn Tage in Salzburg inhaftiert 
worden.
„Mit leisem Schrecken“, so Ministerpräsi
dent Ehard, habe er den Ruf nach der 
„Staatsnotwehr“ vernommen. „Wenn wir 
nicht die geistigen Kräfte aktivieren, kön
nen Sie Polizeitruppen aufstellen, so viel Sie 
wollen, Gesetze machen und mit Gewalt 
drohen. Sie werden keinen Erfolg haben.“ 
Der „Münchner Merkur“ kommentiert, die 
große Landtagsdebatte habe zum ersten Mal 
den Eindruck erweckt, dass es eine politi

sche Gemeinschaft gebe, „die sich in der 
Abwehr gegen Gefahren, die der Demokra
tie drohen, einig ist“. Es sei eine „Gemein
schaft der aktiven Mitte“ entstanden. (78, 
117)

19. Januar 1950  80*

In der bis dahin längsten Nachtsitzung stellt 
der Landtag nach 13-stündiger Debatte die 
Entscheidung über die Gründung einer vier-
ten Landesuniversität um zwei Jahre zu-
rück.

Die CSU beantragt, den katholischen philo
sophischtheologischen Hochschulen in 
Bamberg und Regensburg rückwirkend zum 
1. Oktober 1949 den Status einer „vierten 
bayerischen Landesuniversität“ zu verlei
hen. Voll ausgebaute Universitäten gibt es 
in München, Erlangen und Würzburg. Das 
Projekt ist quer durch die Parteien umstrit
ten. Vehemente Befürworter in der CSU 
sind Hans Ehard und Kultusminster Aloys 
Hundhammer, es sträuben sich in der Union 
aber einige „Individualisten“ (so die 
Presse).
Die Auseinandersetzung hat neben finan-
ziellen auch konfessionelle Hintergründe. In 
der fränkischen CSU wird der „Hundham
merkurs“, also die Vormacht des katholi
schen Altbayern in der Kulturpolitik, miss
trauisch verfolgt. Protestantische Kreise 
warnen vor einer „Missionierung des evan
gelischen Franken“.
Da die Landtagsmehrheit für eine vierte 
Landesuniversität höchst ungewiss ist, zieht 
sich die Aussprache quälend über Stunden 
hin. Kultusminister Hundammer hält nach 
Mitternacht ein flammendes Plädoyer, wäh-
rend hinter seinem Rücken Parlamentarier 
von CSU, SPD und FDP über einen Kom
promiss verhandeln.
Die CSUFraktion diskutiert während einer 
Sitzungsunterbrechung die verworrene La
ge. Aus dem Fraktionssaal dringt Lärm und 
Geschrei bis auf den Korridor. Letztlich 
sind sich aber die Mitglieder der CSUFrak
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tion einig, dass nur ein „ehrenvoller Rück
zug“ übrig bleibt, wenn man nicht einer Ab
stimmungsniederlage entgegengehen will. 
Der Kompromiss, die Entscheidung um zwei 
Jahre aufzuschieben, findet um 3 Uhr mor-
gens 111 JaStimmen. 46 Abgeordnete vo
tieren mit Nein (unter ihnen Hundhammer 
und Ehard). Der Ausgang der Kontroverse 
wird allgemein als erste deutliche Niederla
ge für den Kultusminister gewertet.
Zweieinhalb Jahre später führt das Thema 
„vierte Landesuniversität Regensburg“ er
neut zu einer erregten Debatte. Aus finan-
ziellen Gründen verschiebt der Landtag die 
Entscheidung am 8. Oktober 1952 um zwei 
Jahre. Kultusminister Schwalber: „Drei 
Universitäten sind für ein steuerschwaches 
Land wie Bayern zur Zeit das höchste, was 
getragen werden kann.“ (232, 288, 296)

8. Februar 1950  81

Georg Stang wird für den zurückgetretenen 
Michael Horlacher zum neuen Landtagsprä-
sidenten gewählt.

Horlacher tritt zurück, weil er in den ersten 
Deutschen Bundestag gewählt wurde. Er 
prägte den Wiederbeginn des bayerischen 
Parlamentarismus nach 1945. Horlachers 
Ausspruch während der Redeschlacht um 
das Grundgesetz, „man soll die Dinge nicht 
so ernst nehmen, wie sie sind“, wurde im 
Maximilianeum zum geflügelten Wort. Hor-
lachers schlagfertiger Witz entschärfte viele 
der hitzigharten Debatten. Der Parla
mentsbeobachter Bernhard Ücker erinnert 
sich: „Wenn er mit der für ihn typischen 
Geste die rechte Hand halb erhob, als wollte 
er zu einem Segen ansetzen – wenn dazu 
seine pfiffigen Äuglein über die schwarzge-
ränderte Brille hinwegfunkelten –, dann ge
nügte das, um jede Aufregung im Saal zu 
dämpfen.“
Nachfolger des barocken Oberfranken, der 
1888 in Pottenstein geboren wurde, wird 
Georg Stang, auch er Franke. Der Philologe 
und Historiker, von Beruf Gymnasialprofes

Michael Horlacher

Georg Stang

sor, lenkt das Parlament wie ein milder 
Schulmeister. Ücker: „Für die Bewältigung 
schwieriger Situationen hatte er das jeweils 
passende Zitat eines Klassikers parat, falsch 
betonte Fremdwörter gingen ihm gegen den 
Strich, die musste er korrigieren, das ging 
einfach nicht anders.“
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15. Februar 1950  82

Kultusminister Hundhammer verteidigt sein 
Schulorganisationsgesetz gegen Kritik der 
Militärregierung und der Opposition und 
wirft seinem SPD-Kontrahenten Klaus Pit-
troff Nazi-Vergangenheit vor.

Nach Meinung der Militärregierung diskri
miniert die Regierungsvorlage Eltern, die 
ihre Kinder in Gemeinschaftsschulen schi
cken wollen, benachteiligt aber auch mit 
Ausnahme der beiden großen Kirchen aner
kannte Religions und Weltanschauungsge
meinschaften. Die CSU sieht in der Kritik 
einen „radikalen Angriff auf das gesamte 
bayerische Volksschulwesen.
Während der Haushaltsdebatte im Plenum 
kanzelt Hundhammer den amerikanischen 
Einspruch als Verletzung der zwischen dem

Aloys Hundhammer und Kardinal Faulhaber (in der Mitte Elly HeussKnapp)

Staat und den Kirchen getroffenen Abkom
men ab. Klaus Pittroff (SPD), im ersten 
Kabinett Ehards für einige Wochen Staats
sekretär im Kultusministerium, wirft dage
gen Hundhammer vor, in seinem Schulorga
nisationsgesetz gebe es acht Punkte, die der 
Bayerischen Verfassung widersprächen. 
Der Kultusbehörde bescheinigt er, „autori
tär wie vor hundert Jahren“ zu sein. 
Pittroffs Vorwurf, Hundhammer habe bei 
der demokratischen Erziehung der Jugend 
versagt, veranlasst den Kultusminister zu ei
ner geharnischten Replik: Er lasse sich von 
Leuten keine Lehre erteilen, deren Eintre
ten für die Demokratie nicht ohne Zweifel 
sei. Hundhammer spielt damit auf die Ver
gangenheit Pittroffs im Dritten Reich an, 
zitiert aus belastenden Briefen und erwähnt 
ein Gedicht Pittroffs auf Hitler. (34)
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8. März 1950    83

Das Sonderministerium für Entnazifizierung 
wird aufgrund eines einstimmigen Landtags-
beschlusses aufgelöst.

Das Staatsministerium für Sonderaufgaben 
und sein „Minister für politische Befreiung“ 
haben seit Oktober 1945 die Aufgabe, die 
Entnazifizierung durchzuführen. Grundlage 
ist das Gesetz zur Befreiung von Nationalso
zialismus und Militarismus vom 5. 3. 1946. 
Erster Sonderminister war der Kommunist 
Heinrich Schmitt, ihm folgten Anton Pfeif
fer (CSU), Alfred Loritz (WAV) und Lud
wig Hagenauer. Das Ministerium organi
sierte die Spruch und Berufungskammern, 
bestellte die öffentlichen Kläger und über
wachte die Internierungslager.
Die Abwicklung der Entnazifizierung ist 
nach der Aufhebung des Sonderministe
riums unter der Bezeichnung „Minister für 
politische Befreiung in Bayern“ Sache des 
Finanzministers. Das Gesetz zum Abschluss 
der politischen Befreiung vom 27. Juli 1950 
grenzt den Kreis der Betroffenen stark ein. 
Ein „Amt für politische Befreiung“ existiert 
formal bis 1960, bis es durch das dritte Ab
schlussgesetz aufgehoben wird.
Die in der amerikanischen Zone praktizierte 
„Massenentnazifizierung“ ist von Anfang an 
umstritten. Das Interesse der Besatzungs
macht an der „politischen Befreiung“ 
schwindet in dem Maße, wie die Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland Konturen 
annimmt. Bis Ende 1949 haben 6,78 Millio
nen bayerische Bürger Fragebögen über ih
re politische Vergangenheit ausgefüllt. Vom 
„Befreiungsgesetz“ nicht betroffen sind 
4,9 Millionen Bürger, 216 000 sind Mitläu
fer. Die Zahl der „Hauptschuldigen“ be
trägt lediglich 753. Auf dem Höhepunkt der 
Entnazifizierung arbeiteten 12 000 Beschäf-
tigte für das Sonderministerium. Bei der 
Auflösung sind es noch 400, die sich haupt-
sächlich mit den Kriegsheimkehrern befas
sen. (17, 139, 145, 203)

9. März 1950  84

Vor dem Maximilianeum demonstrieren 
1000 Mitglieder der „Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes“ (VVN) gegen die 
„Verschleppung der Wiedergutmachung“.

800 Polizisten schirmen das Parlamentsge
bäude ab. Eine zehnköpfige Abordnung 
trägt dem Präsidenten Stang ihre Anliegen 
vor. Der Wunsch, vor dem Plenum aufzu
treten, wird abgelehnt. Stang gibt anschlie
ßend dem Parlament bekannt, dass von den 
13 000 Anträgen ehemaliger Verfolgter auf 
Wiedergutmachung 2 000 bis 3 000 bearbeitet 
seien. In sechs Monaten sei die Auszahlung 
der Haftentschädigungen abgeschlossen. In 
einer Entschließung versichert der Landtag, 
„dass es ihm eine ernste Sorge ist, die vorge
brachten Wünsche mit Verständnis und 
Wohlwollen in dem zuständigen Ausschuss 
sowie in der Vollversammlung baldigst zu 
überprüfen“. (95)

23. März 1950  85

Der vom Plenum am 10. März beschlossene 
Pfalz-Ausschuss tritt zu seiner ersten Sitzung 
zusammen.

Der Ausschuss dokumentiert die engen Be
ziehungen zum einstigen „linksrheinischen“ 
Bayern. Bis 1956 ist es das erklärte Ziel des 
Landtags und jeder bayerischen Staatsregie
rung, die bayerische Pfalz, die in der von 
den Franzosen am 30. 8. 1946 gegründeten 
„RheinlandPfalz“ weitgehend aufgegangen 
ist, zurückzugewinnen
Die 28 Ausschussmitglieder (14 Mitglieder 
des Ältestenrates und weitere 14, die von 
den Fraktionen benannt werden) starten am 
22. April zur ersten PfalzReise, die von da 
ab regelmäßig stattfindet und mitunter zu 
handfesten Verstimmungen bei der rhein
landpfälzischen Landesregierung in Mainz 
führt. Über die erste PfalzReise berichtet 
Präsident Stang, das Bewusstsein der Zu
sammengehörigkeit von Bayern und Pfalz 
sei überall lebendig. Aufgabe des Bayeri
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sehen Landtags sei vor allem, der Pfalz wirt
schaftlich zu helfen.
Der PfalzAusschuss existiert bis Anfang 
1959. Seine Aufgaben übernimmt dann der 
Ältestenrat. Bereits 1956 entpuppen sich 
Bayerns Ansprüche auf die Rheinpfalz als 
politische Träume, denn bei einem Volksbe
gehren am 22. 4. 1956 votieren nur 7,6 % 
der Pfälzer für Bayern. (165)

26. April 1950  86

Gegen die Stimmen der SPD nimmt der 
Landtag das Urlaubsgesetz an.

Es gewährt allen bayerischen Arbeitneh
mern 12 Arbeitstage Urlaub pro Jahr, also 
zwei Wochen. Schwerbeschädigte erhalten 
Zusatzurlaub. Umstritten ist der Urlaub für 
Jugendliche. Sie erhalten schließlich bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres 24 Ar
beitstage, bis zur Vollendung des 18. Le
bensjahres 18 Arbeitstage.

16. Mai 1950  87

Die Abgeordneten des Bayerischen Land-
tags appellieren an das Weltgewissen, damit 
die Sowjetunion die deutschen Kriegsgefan-
genen freilässt.

Die sowjetische Nachrichtenagentur TASS 
berichtete, dass die Rückführung der deut
schen Kriegsgefangenen aus der Sowjet
union beendet sei. Nach amtlichen Schät
zungen muss es jedoch in der Sowjetunion 
noch mehr als eine Million deutsche Kriegs
gefangene und Zivilinternierte geben.
Namens des Parlaments wendet sich Präsi
dent Stang mit der „beschwörenden Bitte“ 
an die Bundesregierung, die Regierungen 
der Besatzungsmächte und darüber hinaus 
an alle Völker, „die sich durch ein Weltge
wissen und durch die Gesetze der Kultur 
verbunden fühlen, auf jedem nur gangbaren 
Wege alles zu tun, um Klarheit und Wahr
heit über den Verbleib der vielen Hundert
tausenden von Männern und Frauen zu

schaffen“. Im Namen der „verzweifelten 
deutschen Mütter und Frauen“ bittet der 
Bayerische Landtag die Vereinten Natio
nen, alle Anstrengungen zu unternehmen, 
um den noch zurückgehaltenen Gefangenen 
die Heimkehr zu ermöglichen. (74, 129)

13. Juni 1950  88

Der Bonner Plan für eine Bundespolizei 
wird vom Landtag fast einmütig scharf abge-
lehnt.

Staatssekretär Josef Schwalber vom Innen
ministerium bestreitet die Notwendigkeit ei
ner Bereitschaftspolizei nicht. Sie müsse 
aber aus verfassungsrechtlichen Gründen 
von den Ländern aufgestellt werden. Als 
einziger Parlamentarier stützt August Hauß
leiter (fraktionslos) die Absicht der Bundes
regierung und tritt für eine Grundgesetzän
derung ein, um eine starke Bundespolizei zu 
schaffen.

25 000 Mann stark sollte die Bundespolizei 
sein, deren Konzept schnell wieder in den 
Schubladen der Bonner Bürokratie ver
schwindet. Walter von Cube kommentiert 
spitz im Rundfunk: „250 000 gewährten 
vielleicht den Schatten eines Schutzes bei 
drohenden äußeren Konflikten – 2500 reich-
ten vollkommen aus, um in Bonn Parlament 
und Regierung vor einer handgreiflichen 
Opposition zu sichern.“

18. August 1950  89

Die Sozialdemokraten protestieren mit ei-
ner Interpellation gegen die Preissteige-
rungen.

Waldemar von Knoeringen fragt die Staats
regierung: „Glaubt sie, dass die schaffenden 
Stände unseres Volkes auf die Dauer die 
krasse Selbstsucht raffender Kreise mit 
Lammesgeduld hinnehmen?“ Er will wis
sen, was angesichts der fast von Tag zu Tag 
zunehmenden Verteuerung aller Lebensmit
tel geplant sei. Die Teuerungswelle habe
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Millionen zu Protestkundgebungen getrie
ben. Knoeringen erwähnt als Beispiel das 
Roggenbrot: Ein Kilo habe bei der Wäh
rungsreform 38 Pfennig gekostet, im Sep
tember 1949 46, im Juli 1950 bereits 50 und 
am 15. August 1950 55 Pfennig.
Der stellvertretende Ministerpräsident Josef 
Müller erklärt die Teuerung mit dem Fort
fall der Subventionen für Importgetreide, 
dem Ansteigen der Weltmarktpreise infolge 
des Korea-Konflikts und durch Angstkäufe 
wegen der „allgemeinen Kriegspsychose“. 
Sofern Waren zurückgehalten oder unange
messene Preise gefordert würden, werde un
nachsichtig eingeschritten. Eine Teuerungs
zulage lehnt Müller kategorisch ab. Die 
Kassenlage des bayerischen Staates sei be
reits so besorgniserregend, dass die Auszah
lung der Löhne und Gehälter auf dem jetzi
gen Stand nur mit großen Schwierigkeiten 
durchgehalten werden könne. (44, 51)

18. August 1950  90

Nach zweijähriger Beratung verabschiedet 
das Parlament mit den Stimmen der CSU 
das Betriebsrätegesetz. Vor der Endabstim-
mung kommt es zu einem handfesten Streit 
zwischen CSU und SPD, der mit dem Aus-
zug der Sozialdemokraten endet.

Verschiedene Bestimmungen des Gesetzes 
sind bis zum Schluss heftig umstritten, es 
kommt zu erregten Geschäftsordnungsde
batten. Die Stimmung kocht über, als der 
SPDFraktionsvorsitzende Jean Stock in 
Richtung Regierungsfraktion ausruft: „Ihr 
habt den Nationalsozialisten den Weg geöff
net, Ihr öffnet ihn auch den Bolschewisten.“ 
Zwischenruf von Hanns Seidel (CSU): „Sie 
sind ein gemeiner Verleumder!“ Präsident 
Stang versucht nun vergeblich, die Ruhe 
wieder herzustellen. Mit Mühe können be
sonnene Abgeordnete Tätlichkeiten unter
binden. Die SPD verlässt schließlich ge
schlossen den Saal.
Einen Tag später wird das Betriebsrätege
setz mit 86 Stimmen der CSU gegen 66 der

Opposition verabschiedet. Danach werden 
„in allen Betrieben, die in der Regel zehn 
Arbeitnehmer beschäftigen, darunter fünf 
wählbare“, Betriebsräte errichtet. Mit die
ser Fassung setzen sich SPD und Teile der 
CSU durch. Die Alternative lautete, dass 
„mindestens zehn wählbare Arbeitnehmer“ 
Voraussetzung sein sollten.
Gleichwohl haben nach Auffassung der SPD 
mit der Verabschiedung des Betriebsrätege
setzes in der CSU „sozial rückschrittliche 
Kreise“ die Oberhand gewonnen.
Entschieden abgelehnt wird von den Sozial
demokraten die in letzter Minute durch ei
nen CSUAbänderungsantrag ins Gesetz 
eingefügte Bestimmung, dass Arbeiter und 
Angestellte getrennt zu wählen haben 
(Gruppenwahl). Die SPD argumentiert, nur 
eine Gemeinschaftswahl könne ein Vordrin
gen der Kommunisten verhindern. Es ist ein 
offenes Geheimnis, dass auch viele CSU 
Abgeordnete über ihren Abstimmungssieg 
nicht sehr glücklich sind.

26. September 1950  91

Mit einer einmütigen Kundgebung pro-
testiert der Landtag gegen den „ostzonalen 
Wahlbetrug“.

Die für den 15. Oktober in der sowjetischen 
Besatzungszone geplanten Wahlen sind 
nach den Worten von Präsident Stang eine 
„beispiellose, jedem freien Volkswillen 
hohnsprechende heimtückische Entrech
tung der 18 Millionen deutschen Menschen 
in der Ostzone“. Stang geißelt den Urnen
gang als einen „mit verschlagener Hinterlist 
unternommenen Versuch, aus Angst vor 
dem wahren Volkswillen auf den Schleich
wegen eines grotesken Wahlbetrugs und un
ter Verneinung aller demokratischen 
Grundrechte ein einer freien Presse, eines 
freien Rundfunks und einer freien Rede, 
auch einer freien Parteienbildung und einer 
freien Lebensäußerung beraubtes, dem Ter
ror unterworfenes Volk endgültig unter die 
Willkür und Botmäßigkeist einer menschen
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quälerischen Vergewaltigung zu zwingen“. 
Um Zustimmung zur Erklärung des Präsi
denten zu bekunden, erheben sich alle Ab
geordneten von ihren Sitzen.

27. September 1950  92

Die Errichtung von Spielbanken wird mit 71 
gegen 56 Stimmen abgelehnt.

Der FDPAntrag führt im Plenum zu einem 
Abwägen aller Argumente, die für und ge
gen Spielbanken ins Feld geführt werden 
können. Karl Bickleder (CSU) bringt die 
christlichen Lebensgrundsätze ins Spiel und 
meint, „wenn wir ein christlich orientierter 
Staat sein wollen, dürfen wir unsere christli
chen Grundsätze nicht immer über den 
Haufen werfen“. Antragsteller Otto Bezold 
(FDP) hält den Staat nicht für befugt, „Hü
ter der Moral“ zu sein und sieht die Mög
lichkeit, mit der Spielbankenabgabe den 
Wohnungsbau anzukurbeln.
Ritter von Rudolph (SPD) warnt dagegen

Ostzonale Grenzsoldaten eggen den Spurenstreifen am „Eisernen Vorhang“

vor der Gefahr, dass mit Spielbanken der 
„Wunderglaube im Menschen“ verstärkt 
werden könne: „Unser Volk ist viel zu viel 
mit Wunschträumen, Kino, Schundheften 
usw. überfüttert.“ Der Staat solle stattdes
sen die „ehrliche Sparsamkeit“ fördern. 
Aloys Hundhammer (CSU) rechtfertigt die 
ablehnende Haltung des Ministerrats und 
führt ebenfalls soziale Gesichtspunkte ins 
Feld. Spielbanken würden die sozialen Ge
gensätze verschärfen, befürchtet Hund
hammer.
Friedrich Zietsch (SPD) macht den Ver
such, die „Moralisten“ des Landtags zu 
überzeugen, dass eine Ablehnung der Spiel
banken eine doppelte Moral bringe, wolle 
man nicht gleichzeitig andere Spiele verbie
ten. Als er dabei die Schafkopfrunden er
wähnt, zu der sich Abgeordnete aller Frak
tionen gesellen, handelt sich Zietsch einen 
milden Ordnungsruf von Präsident Stang ein: 
„Ich bitte, die Gepflogenheiten der Mitglie-
der dieses Hauses nicht in die Debatte zu wer
fen.“ (111, 157, 163, 179, 196, 217, 254, 547)
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28. September 1950  93

Der Landtag schafft für die 170 Jahre alte 
Bayerische Staatsbank eine gesetzliche 
Grundlage.

Die Bayerische Staatsbank ist eine Bank des 
Staates und gleichzeitig eine private Deposi
ten und Kreditbank. Sie hat nach dem Sta
tut und der neuen Satzung als Staatsanstalt 
die Aufgabe, „innerhalb ihres Wirkungs
kreises Handel, Industrie, Gewerbe und 
Landwirtschaft zu unterstützen und zu för
dern“. Die Bayerische Staatsbank wurde 
1780 als AnsbachBayreuthische Hofbank in 
Ansbach gegründet und ging 1806 an Bay
ern über. 1970 wird sie privatisiert und mit 
der Bayerischen Vereinsbank zusammenge
schlossen. (295, 536, 560)

19. Oktober 1950  94

Zur Deckung des außerordentlichen Haus-
halts beschließt das Parlament die Einfüh-
rung von Steuergutscheinen.

Das Gesetz über Steuergutscheine ermög
licht die Finanzierung des außerordentli
chen Haushalts in Höhe von 150 Millionen 
DM, da der Kapitalmarkt längerfristige An
leihen nicht hergibt. Mit Hilfe der Steuer
gutscheine kann der Staat Zahlungen täti
gen, sie stellen eine Art Handelswechsel 
dar. Allerdings ist die zwangsweise Annah
me der Steuergutscheine, wie sie im Dritten 
Reich üblich war, im neuen Gesetz nicht 
vorgesehen.

19. Oktober 1950  95

Die Anerkennung von rassisch, religiös und 
politisch Verfolgten wird auf eine gesetzli-
che Grundlage gestellt.

Bei der Verabschiedung im Landtagsple
num kommt es zu heftigen Protesten gegen 
angebliche Äußerungen des fraktionslosen 
Abgeordneten August Haußleiter. Nach 
Aussage von Peter Miehling (Freie Fraktions

gemeinschaft) beschimpfte Haußleiter auf 
einer Versammlung im Münchner Co
losseum den Landtag und meinte, im Parla
ment hätten ehemalige Soldaten zu wenig 
mitzureden. Präsident Georg Stang kündigt 
daraufhin eine ehrengerichtliche Unter
suchung an.
Konrad Kubier (CSU), 1933/34 im Konzen
trationslager Dachau, wirft die Frage auf, 
was das neue Gesetz den politisch Verfolg
ten anderes bringe als einen neuen Ausweis. 
In einer bitteren Anklage weist er darauf 
hin, dass die sadistischen Schergen von Ge
stapo und Konzentrationslagern „heute Mit
läufer geworden sind und den Ton ange
ben“, während die Verfolgten, „wenn sie 
bei irgendwelchen Behörden des Staates 
oder der Kommune pochend auf ihr Recht 
und auf die Wiedergutmachung vorstellig 
werden, tauben Ohren predigen oder ver
schlossene Türen finden“. (84)

20. November 1950  96

In der letzten Sitzung der ersten Wahlperio-
de beschließt der Landtag das Gesetz über 
die Bayerische Landesanstalt für Aufbaufi
nanzierung.

Aufgabe der Landesanstalt für Aufbaufi-
nanzierung ist vorrangig die Förderung von 
Flüchtlingsunternehmen. Sie überlässt den 
Betrieben staatliche Liegenschaften, ge
währt staatliche Bürgschaften und vergibt 
Kredite. Das Grundkapital beträgt 40 Mil
lionen DM. Die Landesanstalt für Aufbaufi-
nanzierung (Lf A) ist eine Anstalt des öffent
lichen Rechts unter Aufsicht des Finanzmi
nisteriums.

26. November 1950  97

Bei der Landtagswahl erleidet die CSU mit 
nur 27,4 Prozent der Stimmen eine vernich-
tende Niederlage. Stimmenmäßig stärkste 
Partei ist mit 28 Prozent die SPD. Die 
Bayernpartei als schärfste Konkurrentin der 
CSU kommt auf 17,9 Prozent.
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Die FDP erhält 7,1 Prozent, der Block der 
Heimatvertriebenen und Entrechteten/ 
Deutsche Gemeinschaft (BHE/DG) 12,3 
Prozent, während die WAV mit 2,8 Prozent 
weit abgeschlagen wird. Auch die KPD ist 
mit nur 1,9 Prozent stark geschrumpft. Ob
wohl die CSU rund 60 000 Stimmen weniger 
hat als die SPD, nimmt sie aufgrund von 
Überhangmandaten im Landtag einen Sitz 
mehr ein. Die CSU bekommt 64 Sitze (104), 
die SPD 63 (54), die FDP 12 (9), die BP 39 
(), BHE/DG 26 ().
Dank der Spaltung des bürgerlichen Lagers 
ist die SPD zum ersten Mal in der bayeri
schen Geschichte stärkste Partei. Der Stim
menrückgang von 52,3 Prozent bei der Wahl 
1946 auf nunmehr 27,4 dokumentiert den 
Einbruch der Bayernpartei in die katho
lischkonservative Wählerschaft der CSU, 
aber auch die Abwendung von Wählern im 
fränkischprotestantischen Raum. Die 
„Süddeutsche Zeitung“ hat den Eindruck, 
dass zum Bayerischen Landtag so gewählt 
wurde, „als habe es sich um eine Abstim
mung über die Politik der Bundesregierung 
gehandelt“.
Der Wahlausgang macht eine Regierungs
bildung kompliziert, denn in der CSU ste
hen sich die Befürworter einer großen Koa
lition, angeführt von Ministerpräsident 
Ehard, und die Anhänger eines Bündnisses 
der bayerischbürgerlichen Gruppen gegen
über.   Diese  Kombination  verficht  Aloys

BPWahlplakat 1950

CSUWahlplakat 1950

Wahlplakat 1950 der
Wirtschaftlichen Aufbauvereinigung (WAV)
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Hundhammer, aber auch die Mehrzahl der 
Mitglieder der CSULandesgruppe im Bun
destag, die damit einen Wunsch von Bun
deskanzler Adenauer entsprechen. Nach 
17tägigen Koalitionsverhandlungen sind 
dann am 17. Dezember die Weichen für eine 
große Koalition unter Einschluss des BHE 
gestellt.

11. Dezember 1950  98

Alterspräsident Georg Stang (CSU) eröff-
net den zweiten Landtag. Er wird erneut 
zum Parlamentspräsidenten gewählt.

Erster Vizepräsident wird wieder Georg Ha
gen (SPD), zweiter Vizepräsident der BP 
Abgeordnete Jakob Fischbacher.

18. Dezember 1950  99

Mit 131 Stimmen bei 68 Enthaltungen wählt 
der Landtag Hans Ehard wieder zum Minis-
terpräsidenten. Er bildet eine Regierung 
aus CSU, SPD und BHE/DG.

Die SPD strebte von Anfang an auf eine 
große Koalition zu, stellte aber die Forde
rung, dass Hundhammer auf seinen Posten 
als Kultusminister verzichten müsse. In der 
Person Hundhammers wird die katholisch
konservative Kulturpolitik der vergangenen 
vier Jahre abgelehnt, scharf attackiert von 
der SPD auch im Wahlkampf. Ehard, der 
ein Bündnis mit der Sozialdemokratie 
wünscht, muss wohl oder übel Hundhammer 
fallen lassen, was die Anhängerschaft des 
ExMinisters mobilisiert und nicht zur inner
parteilichen Befriedung beiträgt. Hundham
mer behält den CSUFraktionsvorsitz, wird 
aber ein Jahr später mit dem Amt des Land
tagspräsidenten gewissermaßen „entschä
digt“, als Georg Stang stirbt.
Für den Kommentator Walter von Cube ist 
es ein Makel der neuen Koalition, dass der 
„schwarze Mann mit der weißen Weste“ 
gehen muss. Denn: „Jetzt steht er abseits 
und in einer gefährlichen Stellung. Ein Feh

ler, ein bayerischer Strukturfehler.“ Auch 
Wilhelm Hoegner, der die Koalition zur Si
cherung der Demokratie befürwortet, ist 
über Hundhammers Ausbootung nicht ganz 
glücklich.
Die CSU stellt im neuen Kabinett fünf Minis
ter, die SPD vier, der BHE erhält zwei 
Staatssekretärsposten. Innenminister und 
stellvertretender Ministerpräsident wird 
Wilhelm Hoegner. Das Kultusministerium, 
das der CSU zusteht, übernimmt Josef 
Schwalber. Vor der Presse verspricht er „ei
ne Atmosphäre der Ruhe in der Kulturpoli
tik“. Er wolle alles zurückstellen, was 
„Sprengstoff für die Koalition“ bedeuten 
könne. Schwalber drückte zusammen mit 
Hundhammer die Schulbank im Kloster 
Scheyern.

9. Januar 1951  100

In einer Regierungserklärung stellt Minis-
terpräsident Hans Ehard das Programm 
der großen Koalition vor.

Hauptaufgaben sind die Integration von 
Flüchtlingen und Vertriebenen, die Verbes
serung der Wirtschaftsstruktur durch die In
dustrialisierung des Landes und die Reform 
der Kommunalgesetze. Zum „heißen Eisen“ 
der Koalition, der Schulreform, bemerkt 
Ehard: „Den konfessionellen Frieden zu er
halten betrachtet die Staatsregierung als ih
re vornehmste Pflicht.“
Beobachter urteilen, die neue Regierung 
werde von zwei Seiten scharf bewacht wer
den: Auf der rechten Seite von Aloys Hund
hammer, auf der linken von Waldemar von 
Knoeringen. In der Debatte zur Regierungs
erklärung am 23. und 24. Januar lässt dies 
der CSUFraktionsvorsitzende Hundham
mer, dessen Ministeramt am Einspruch  
der Sozialdemokraten zerschellte, deutlich 
durchblicken. Spitz merkt er an, „nicht alle 
im Lande“ seien mit der Art der Regie
rungsbildung einverstanden. Von Knoerin
gen versichert dagegen, die SPD stehe ge
schlossen hinter der Regierung und nicht
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nur hinter der Person des CSUMinisterprä
sidenten.
Otto Bezold (FDP) findet die Regierungszu-
sammensetzung „unorganisch“. Unter de
monstrativem Beifall Hundhammers pro
phezeit er angesichts der Gegensätze das 
Ausscheiden der SPD. Hermann Etzel (BP) 
vermisst in der Regierungserklärung ein Ur
teil, ob der Weg nach Bonn richtig gewesen 
sei, und fordert eine stärkere Berücksichti
gung des Föderalismus.

26. Januar 1951  101

Der Landtagsausschuss für Grenzlandfragen 
nimmt eine Bestandsaufnahme der Proble-
me des bayerischen Grenzlandes vor.

In der Nähe des „Eisernen Vorhangs“, also 
an den Grenzen zur Sowjetischen Besat
zungszone und zur Tschechoslowakei, lebt 
ein Drittel der bayerischen Bevölkerung.

Nach dem Krieg unterbrochene Straße zwischen Bayern und Thüringen

Das sind rund 3,2 Millionen Menschen, de
ren traditionelle Bande nach dem Osten ab
geschnitten sind aufgrund einer hermeti
schen Abriegelung. Ausschussvorsitzender 
Georg Bantele (BP) spricht von „Notstands
gebieten“. Früher seien die Rohstoffe aus 
100 bis 150 Kilometer Entfernung heran
transportiert worden, heute bis zu 650 Kilo
meter. Die Straßen und Bahnverhältnisse 
seien miserabel. Dazu komme die Überfül
lung der Grenzgebiete mit Flüchtlingen. 
Bantele hält die wirtschaftliche und kultu
relle Förderung des Grenzlandes für drin
gend erforderlich.

8. Februar 1951  102

Über den Stand der Ermittlungen gegen das 
Landesentschädigungsamt unterrichtet Jus-
tizminister Josef Müller den Landtag. Der 
Verdacht der Untreue führte am 27. Januar 
zur Besetzung der Behörde durch die Polizei.
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Müller berichtet, dass nach bisheriger Er
kenntnis wahrscheinlich ein Schaden von 1,3 
Millionen DM entstanden sei. Von 2810 
überprüften Dokumenten hätten sich 336 als 
gefälscht erwiesen, die Echtheit von weite
ren 392 sei zweifelhaft. Der Justizminister 
teilt mit, dass gegen den Präsidenten des 
Landesentschädigungsamtes Philipp Auer
bach, ein Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts der Untreue eingeleitet worden 
sei.
Müllers Mitteilungen werden wiederholt 
von empörten Zwischenrufen der Parlamen
tarier unterbrochen („Das alles bezahlt der 
Steuerzahler!“, „Einsperren sollte man den 
Kerl!“). Die Erregung steigert sich, als der 
Justizminister mitteilt, dass in rund 45 Ge
meinden falsche Aufenthaltsbescheinigun
gen von bestochenen deutschen Beamten 
ausgestellt worden seien. Müller teilt dem 
Landtag auch ein angebliches Zitat Auer
bachs mit. Er soll gegenüber Polizisten bei 
der Durchsuchung seines Amtes gedroht ha
ben: „Hüten Sie sich, wir sind zwar nur noch 
30 000 Juden, aber wir sind immer noch eine 
Macht.“
Der „Münchner Merkur“ kommentiert: 
„Der Fall Landesentschädigungsamt ist zu 
einem spannungsvollen Kriminalroman ge
worden. Er ist das Gesprächsthema Num
mer eins in den bayerischen Unterhaltun
gen. Geschädigte, Betrogene, Betrüger und 
betrogene Betrüger sind über alle Welt ver
teilt.“ (125, 143)

27. Februar 1951  103

Innenminister Wilhelm Hoegner berichtet 
dem Landtag über die Ausschreitungen in 
Regensburg wegen der Aufführung des 
Films „Die Sünderin“. Unter Bravorufen 
und Beifall kündigt er an, auch in Zukunft 
werde die Polizei scharf durchgreifen.

Am 21. Februar 1951 demonstrierten in Re
gensburg 4 000 bis 5 000 Menschen gegen die 
Aufführung der „Sünderin“. Der Oberbür
germeister ließ den Vorführraum besetzen, 

Filmplakat „Die Sünderin“

um die Vorstellung zu verhindern. Gegen
demonstranten zogen daraufhin zum Bi
schöflichen Ordinariat und beschimpften die 
Geistlichkeit („Schwarze Halunken, hängt 
sie auf, die schwarze Pest“). Am nächsten 
Tag wurde erneut für den Film demons
triert. Es kam nach Hoegners Worten zu 
„wüsten Beleidigungen und Beschimpfun
gen“ („Die Pfaffen haben den Film gesehen, 
das dumme Volk soll leer ausgehen“). 
Laut Hoegner wurden die Demonstrationen 
gegen und für den Film „von dunklen Ele
menten zu Ausschreitungen benutzt“. Im 
Einverständnis mit dem Ministerpräsiden
ten habe er 50 Mann Landpolizei nach Re
gensburg geschickt, die jedoch nicht eingrei
fen mussten.
Proteste wegen der „Sünderin“ gibt es in 
mehreren bayerischen Städten. Auch der 
Film „Die ewige Geliebte“ von Veit Harlan 
stößt auf heftige Ablehnung. Ebenso erregt 
die Gemüter ein geplantes „Abraxas“Gast
spiel im Kongresssaal des Deutschen Mu
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seums in München. Im Rahmen einer Inter
pellation am 1. März teilt Ministerpräsident 
Ehard dem Landtag mit, die „Abraxas“ 
Aufführung sei unerwünscht. Wegen be
fürchteter Demonstrationen habe er den 
Vorstand des Deutschen Museums gebeten, 
den Saal nicht zur Verfügung zu stellen. Das 
Gastspiel kommt dennoch zustande, Pro
testkundgebungen finden nicht statt. (59)

28. Februar 1951  104

Der Präsident des Thüringischen Landtags 
schreibt an den Bayerischen Landtag und 
bietet eine gemeinsame Aussprache „zum 
Zwecke der Verständigung zwischen Ost-
und Westdeutschland“ an.

Unter allgemeiner Zustimmung des Hauses 
erklärt Vizepräsident Georg Hagen (SPD) 
dazu: „Der Bayerische Landtag, der aus 
freier und geheimer Wahl hervorgegangen 
und immer auf dem Boden eines einigen, 
freien Deutschland gestanden ist, ist der 
Auffassung, dass für solche Verhandlungen 
nur der Bund zuständig ist.“ Landespar 
lamente gibt es in der Sowjetischen 
Besatzungszone bis 23. Juli 1952. Dann 
werden die fünf Länder aufgelöst. An ihre 
Stelle treten 15 Verwaltungsbezirke.

24. April 1951  105

Mit einer Gedenksitzung ehrt der Landtag 
die Opfer der Konzentrationslager.

Der Plenarsaal im Maximilianeum ist mit 
Blumen und Lorbeer geschmückt. Vor dem 
Präsidentenpult steht ein großer Lorbeer
kranz mit den Fähnchen von 32 Nationen, 
deren Angehörige vor sechs Jahren aus dem 
Konzentrationslager Dachau befreit wur
den. Landtagspräsident Stang warnt davor, 
die KZOpfer zu vergessen, denn dadurch 
würde der Weg zur Wiederkehr ähnlicher 
Verbrechen freigemacht. „Es gibt keinen 
schärferen Aufruf an die menschliche Frei
heit als die Erinnerung an die Konzentra

tionslager“, sagt Stang und schließt in das 
Gedenken auch die Millionen ein, die auf 
den Schlachtfeldern starben oder Opfer des 
Bombenkriegs wurden.

27. April 1951  106

Eine große Anfrage der Sozialdemokraten 
will Aufschluss über das Los der über eine 
Million Sozialrentner in Bayern, die zumeist 
am Rande des Existenzminimums leben.

Innenminister Hoegner hält die Rentenleis
tungen für völlig unzureichend. Oft müssten 
zwei Personen monatlich von 50 bis 60 DM 
leben. Gründe des RentnerElends seien die 
Währungsreform und der Flüchtlingszu
strom. Karl Weishäupl (SPD) bezeichnet es 
als eine Aufgabe aller Parteien dafür zu 
sorgen, dass „die Leute in ihren noch weni
gen Lebensjahren nicht verhungern“, son
dern das erhielten, was ihnen gerechterwei
se zustehe. Es handle sich um Menschen, 
die 30 oder 40 Jahre Sozialversicherung be
zahlt hätten.

16. Mai 1951  107

Das Gesetz über die Bayerische Bereit-
schaftspolizei wird verabschiedet.

Der kasernierte Polizeiverband hat keine 
militärischen Zwecke, sondern dient der 
Unterstützung der regulären Polizei bei der 
Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit 
und Ordnung und dem Schutz wichtiger 
Einrichtungen. Die Leitung obliegt dem 
„Landesamt für die Bayerische Bereit
schaftspolizei“. Auf Ersuchen der Bundes
regierung kann die Bereitschaftspolizei auch 
in anderen Bundesländern eingesetzt wer
den. Bis Ende Mai bewerben sich 3000 jun
ge Männer um Aufnahme, weniger als ur
sprünglich erwartet.
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7. Juni 1951  108

Der Verkehrsausschuss beauftragt bei 
Stimmenthaltung der SPD die Staatsregie-
rung, mit dem Bund über eine Entschädi-
gung für die am 1. 4. 1920 auf das Reich 
übergegangenen bayerischen Staatsbahnen 
zu verhandeln.

Die Abgeordneten fordern die nicht einge
lösten Rechte aus dem Staatsvertrag zwi
schen Bayern und dem Reich ein. Sie wün
schen eine Abfindung und Frachtvergünsti-
gungen für die bayerische Industrie, vor al
lem im Hinblick auf die Zonengrenzen. Ot
to Schedl (CSU) schimpft, die bayerische 
Eisenbahn sei 1920 kassiert worden, aber 
niemand wolle nun die Rechnung zahlen. 
Bundesfinanzminister Fritz Schäffer (CSU) 
weist im September 1953 die Forderung, 
den Staatsvertrag von 1920 als gültig anzuer
kennen, zurück: „Wollte man den Vertrag 
noch als gültig ansehen, so könnte man die 
dem Lande Bayern etwa zuzubilligenden 
Abfindungsansprüche den anderen Län-
dern, insbesondere auch den Nachfolgelän
dern Preußens, nicht vorenthalten.“ Die 
Mittel müssten durch neue Bundesabgaben 
erhoben werden, da die Bundesbahn in ab
sehbarer Zeit keine Erträge erwirtschafte. 
Die Betriebslänge des bayerischen Eisen
bahnnetzes links und rechts des Rheins be
trug 1920 8 257 Kilometer. Der Wert wurde 
mit 620 Millionen Mark angesetzt, die das 
Reich nie bezahlte. (197, 252, 424, 558)

19. Juni 1951  109

Mit 103 von 184 Stimmen wird Aloys Hund-
hammer im zweiten Wahlgang zum neuen 
Landtagspräsidenten gewählt. Er ist Nach-
folger von Georg Stang, der am 10. Mai 
starb.

In der stürmisch verlaufenden Präsidenten
wahl stehen sich im zweiten Durchgang 
Hundhammer und Friedrich von Prittwitz 
und Gaffron (ebenfalls CSU) gegenüber. 
Hundhammer erhält die Mehrheit.  Seine

Landtagspräsident Hundhammer und 
Innenminister Hoegner bei der MaibockProbe

Wahl gilt allgemein als Ausgleich dafür, dass 
er bei der Koalitionsbildung keinen Kabi
nettsposten errang. Sein Nachfolger als 
CSUFraktionsvorsitzender wird Prälat Ge
org Meixner.
Der am 10. Mai verstorbene Landtagspräsi
dent Georg Stang war ein altgedienter baye
rischer Parlamentarier: Mitglied des Land
tags von 1912 bis 1933, 1929 bis 1933 Präsi
dent des Bayerischen Landtags, 1946 Präsi
dent des Beratenden Landesausschusses 
und ab 8. 2. 1950 für ein gutes Jahr erneut 
Landtagspräsident. Am 15. Mai fand im 
Maximilianeum für Stang eine feierliche 
Trauerkundgebung statt. Seine Leiche wur
de in der Vorhalle zum Plenarsaal aufge
bahrt.
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21. Juni 1951  110

Die Wiedereinführung der Todesstrafe wird 
vom Landtag mit 89 gegen 72 Stimmen (bei 
sechs Enthaltungen) gefordert.

Das Plenum nimmt einen entsprechenden 
Antrag der Bayernpartei in namentlicher 
Abstimmung an. Ja sagen die meisten CSU 
Abgeordneten, der GB/BHE und die BP. 
Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich 
beim Bund für die Wiedereinführung der 
Todesstrafe bei Mord einzusetzen. Vorher 
äußert Justizminister Josef Müller: „Ich per
sönlich hätte die Todesstrafe nicht abge
schafft, aber ich hätte Maßnahmen getrof
fen, dass sie nur im äußersten Fall vollstreckt 
werden kann.“
Bis zur Verabschiedung des Grundgesetzes 
gab es zumindest auf dem Papier noch die 
Todesstrafe. Die Bayerische Verfassung re
gelte das Begnadigungsrecht (Art. 47). Das 
Grundgesetz bestimmt dagegen lapidar in 
Artikel 102: „Die Todesstrafe ist abge
schafft.“ Versuche auf Bundesebene, die 
Todesstrafe wieder einzuführen, etwa von 
Fritz Schäffer, scheitern.

22. Juni 1951  111

Mit knapper Mehrheit ermächtigt der Land-
tag die Staatsregierung, an sechs bayeri-
schen Orten Spielbanken zuzulassen. Einige 
Wochen später widerruft das Parlament sei-
ne Entscheidung.

Das SpielbankenGesetz wird mit 89 gegen 
69 Stimmen bei acht Enthaltungen ange
nommen. Dafür stimmt die Bayernpartei, 
die große Mehrheit der SPD, ein Teil des 
BHE und eine Minderheit in der CSU. Mit 
dem Gesetz erhalten die Gemeinden Gar
mischPartenkirchen, Bad Reichenhall, Bad 
Wiessee, Bad Kissingen, Oberstdorf und 
Starnberg die Spielbankenkonzession, die 
sie mit Zustimmung der Staatsregierung auf 
juristische oder natürliche Personen über
tragen können. Vor der Verabschiedung des 
Gesetzes kommt es zu Tumulten, weil der

In anderen Ländern blüht bereits das Glücksspiel 
(Casino BadenBaden 1949)

BHEAbgeordnete Erich Luft die BP be
schuldigt, Geld für ihre Zustimmung erhal
ten zu haben.
In der „Süddeutschen Zeitung“ ist zu lesen: 
„Aus dem Topf, in dem das bayerische 
Spielbankengesetz unter atemloser Span
nung allerlei luchsäugiger Hintermänner gar 
gekocht werden soll, steigen schlechte Ge
rüche gen Himmel.“
Die Feinde des Glücksspiels können bereits 
am 7. September aufatmen. Mit 83 gegen 76 
Stimmen bei elf Enthaltungen folgt nun das 
Parlament den Einwendungen des Senats 
gegen das Spielbankengesetz, das damit er
ledigt ist. Landtagspräsident Hundhammer 
kommentiert freudestrahlend: „Die Abstim
mung schlägt alle Knoten durch. Damit ist 
das Gesetz gefallen und die Angelegenheit 
erledigt.“
Das Nein des Senats beruht ausschließlich 
auf moralischen Gründen: Das Glücksspiel 
in öffentlich konzessionierten Kasinos ver
unehre die Arbeit und den arbeitenden 
Menschen, verführe die Jugendlichen und 
untergrabe die sittliche Autorität des Staa
tes, dem man den Vorwurf der doppelten 
Moral machen könne.
Ähnliche Argumente werden ein Jahr später 
bei einem erneuten Vorstoß für die Errich
tung von Spielbanken laut. Am 23. Juli 1952 
warnt   Innenminister   Wilhelm   Hoegner
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(SPD) im Landtag: „Führe mich nicht in 
Versuchung“, der Staat dürfe nicht seine 
Hand zur Befriedigung des an sich unmora
lischen Spieltriebs der Massen bieten. Aloys 
Hundhammer (CSU) wettert gegen die 
„SpielSeuche“ und würde am liebsten auch 
das FußballToto abschaffen.
Der Antrag, den Abgeordnete aller Fraktio
nen außer der CSU unterschreiben, in Gar
mischPartenkirchen und Bad Reichenhall 
den Spielbetrieb zu erlauben, wird bei Stim
mengleichheit abgelehnt: Erst während der 
„ViererKoalition“ stellt der Landtag die Wei
chen zur Errichtung von Spielbanken in Bay
ern. (92, 157, 163, 179, 196, 217, 254, 547)

30. Oktober 1951  112

Der Präsident des Landesentschädigungs-
amtes, Franz Zdralek, unterrichtet den Ein-
gabenausschuss über den Stand der Wieder-
gutmachung.

Bislang wurden knapp 70 Millionen DM 
Entschädigungen ausbezahlt. Das Geld 
stammte zum Teil aus einer Beleihung ehe
maligen NaziVermögens. Beim Ausbruch 
des „AuerbachSkandals“ waren die Kassen 
des Landesentschädigungsamtes leer gefegt. 
Deshalb mussten auch Mittel aus dem 
Staatshaushalt genommen werden. Dem 
Landesentschädigungsamt liegen 107 000 
formale Anträge vor. Die Wiedergutma
chungsansprüche stützen sich auf 3 350 000 
„Haftmonate“ mit einem Entschädigungs
wert von rund 500 Millionen DM. Der ge
samte Vermögensschaden wird auf 100 Mil
lionen DM geschätzt, der Berufsschaden auf 
140 Millionen DM.
Das Landesamt für Wiedergutmachung 
wurde unter Philipp Auerbach 1948 einge
ichtet.  Seit 1949 obliegt die Durchführung 
der Wiedergutmachung nationalsozialisti
schen Unrechts nach dem Entschädigungs
gesetz dem Bayerischen Landesentschädi
gungsamt. 1953 wird die Wiedergutmachung 
bundeseinheitlich geregelt, die Durchfüh
rung bleibt bei den Ländern.

13. November 1951  113

Der Kulturpolitische Ausschuss ersucht die 
Staatsregierung, „geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um dem übergroßen Zustrom 
zum akademischen Studium entgegenzu-
wirken“.

Der CSUAbgeordnete Heinrich Junker be
antragt Zulassungsbeschränkungen, weil die 
medizinischen und die juristischen Fakultä
ten überfüllt seien. Dagegen bestehen recht
liche Bedenken. Notwendig ist dagegen 
nach Meinung des Ausschusses, dass bereits 
in den Anfangsjahren der höheren Schulen 
verschärft ausgesiebt wird. Entlastung er
hofft man sich auch durch einen Ausbau der 
Mittelschulen.

23. November 1951  114

Ein Landtagsausschuss für Information über 
Bundesangelegenheiten wird eingerichtet.

Der neue Ausschuss ersetzt den Länderrats
ausschuss. Er hat 14 Mitglieder. Der Aus
schuss wird aufgrund eines Antrages von 
CSU, SPD, BP und FDP eingerichtet. Man 
ist der Meinung, dass eine Reihe von Fragen 
eine Erörterung zwischen Parlamentariern 
und Vertretern der Staatsregierung notwen
dig macht. Die erste Sitzung des Ausschus
ses findet am 25. Juni 1952 statt. Minister-
präsident Ehard berichtet in nichtöffent
licher Sitzung über den Stand der Beratun
gen des Deutschlandvertrages im Bun
desrat.

11. Dezember 1951  115

Mit knapper Mehrheit lehnen die Parlamen-
tarier ein Verbot der körperlichen Züchti-
gung in den Volksschulen ab.

Kultusminister Franz Fendt hatte am 5. Juni 
1946 jede Art der körperlichen Züchtigung 
an den bayerischen Schulen verboten. Diese 
Entschließung hob sein Nachfolger Aloys 
Hundhammer am 30. Juni 1947 wieder auf.
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Voraussetzung für eine körperliche Züchti
gung ist, dass „alle anderen Erziehungsmittel 
versagt haben“. Bei Mädchen ist sie in jeder 
Form verboten. Anträge von FDP und 
BHE, Prügelstrafe generell zu verbieten, 
kommen mit 95 gegen 90 Stimmen zu Fall. 
Die Befürworter des Züchtigungsrechts sind 
überwiegend in den Reihen von CSU und 
Bayernpartei zu finden.
Georg Meixner (CSU) macht sich die Argu
mente des Bayerischen Lehrervereins zu ei
gen: Zur Zeit könne das Züchtigungsrecht 
in den Schulen nicht entbehrt werden wegen 
der oft mangelhaften und gestörten Fami
lienerziehung und des Rückgangs der öf
fentlichen Moral. Vor einer Aufhebung des 
Züchtigungsrechts müssten die überfüllten 
Schulklassen verkleinert und die Lehrer bes
ser ausgebildet werden. Georg Bantele 
(BP), selbst Lehrer, meint: „Solange Sie 60 
Schüler in der Klasse haben, ist es zunächst 
die Hauptaufgabe, die Disziplin zu wah
ren.“ Franz Förster (SPD) setzt dagegen: 
„Der Stock gehört nicht mehr in die moder
ne Schule, er gehört nicht mehr in die Hand 
des fortschrittlichen Lehrers.“

12. Dezember 1951  116

Der Landtag verabschiedet das Schulpflicht
gesetz. Umstritten ist der Schuljahresbe-
ginn.

Das Gesetz wird von der CSU und der 
Bayernpartei getragen. Dagegen sind SPD, 
FDP und teilweise der BHE. Mit dem 
Schulpflichtgesetz beharrt Bayern auf dem 
Schuljahresbeginn im Herbst. Das Gesetz 
beendet eine lange und lebhafte Debatte in 
der Öffentlichkeit. Wenige Monate zuvor 
nahm das Landtagsplenum mit knapper 
Mehrheit (90 gegen 87 Stimmen bei fünf 
Enthaltungen) einen SPDAntrag an, dass 
ab 1952 Bayern sich den übrigen zehn west
deutschen Ländern anschließen und den 
Schuljahresbeginn auf das Frühjahr legen 
solle. Der Kommentar von Aloys Hund
hammer (CSU) lautete: Nicht Bayern tanze

aus der Reihe, sondern die übrigen deut
schen Länder im Vergleich mit der Welt. 
(167)

18. Dezember 1951  117

Innenminister Wilhelm Hoegner (SPD) un-
terrichtet den Landtag über den „Fall Fei-
tenhansl“ und rechtfertigt den Einsatz der 
Bereitschaftspolizei zum Schutz des Land-
tagsgebäudes.

Karl Feitenhansl, Gründer und Ehrenvorsit
zender der rechtsradikalen „Vaterländi
schen Union“, berichtete den Behörden von 
einem geplanten Mordanschlag auf Innen
minister Hoegner und einem Sprengstoff
attentat auf Regierungsgebäude. Daraufhin 
werden auf Anweisung des Innenministers 
die öffentlichen Gebäude, darunter auch 
das Maximilianeum, von der Bereitschafts
polizei scharf bewacht, obwohl Feitenhansl 
wenig später seine Mitteilung als frei erfun
den bezeichnet. „Hoegners Wintermanö
ver“, spöttelt die Presse.
Im Kabinett wehrt sich Hoegner gegen seine 
Kritiker und bietet sogar seinen Rücktritt 
als Innenminister an. Ministerpräsident 
Ehard spricht ihm jedoch sein „vollstes Ver
trauen“ aus, da die Drohungen durchaus 
ernst zu nehmen gewesen seien. Auch Land
tagspräsident Hundhammer habe den 
Schutzmaßnahmen zugestimmt.
Im Landtag erhält Hoegner Schützenhilfe 
von seinem Parteifreund Waldemar von 
Knoeringen. Der SPDFraktionsvorsitzende 
verlangt sogar, dass vor Aufhebung der Be
wachung des Landtags die Zugänge besser 
kontrolliert werden, denn man müsse wis
sen, „wer sich im Hause aufhält“. (78, 79)
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21. Dezember 1951  118

Der Landtag beschließt mit den Stimmen 
von CSU und BP die neue Bayerische Ge-
meindeordnung. Darin fehlt der von der 
SPD gewünschte „Gemeindeentscheid“.

Die Gemeindeordnung führt in sämtlichen 
Gemeinden die Wahl der ersten Bürgermeis
ter durch das Volk ein. Ihre Wahldauer 
beträgt sechs Jahre. Der Volksentscheid auf 
kommunaler Ebene, auch „Sachentscheid“ 
genannt, scheitert knapp an einer „kleinen 
Koalition“ aus CSU und BP. Aus diesem 
Grund enthält sich die SPD der Stimme. 
Innenminister Hoegner (SPD), der schon 
1946 den Volksentscheid in der Bayerischen 
Verfassung durchdrückte, konnte das Kabi
nett für den Gemeindeentscheid gewinnen. 
Der Gesetzentwurf der Staatsregierung sah 
ihn als „Sachentscheid“ für den Fall vor, dass 
drei Viertel der Gemeinderäte oder ein 
Drittel der Gemeindebürger dies verlang
ten. Für Hoegner geht es um den „Kern 
einer Reform unserer Demokratie“.

Die Landtagsdebatte zeigt, dass die Koali
tion in dieser Frage gespalten ist. Ein Groß
teil der CSU lehnt den Gemeindeentscheid 
aus Angst ab, dass damit Missbrauch getrie
ben werden könnte. Die Abstimmung bringt 
dann 94 Nein zu 87 JaStimmen bei sechs 
Enthaltungen. Josef Baumgartner (BP) 
frohlockt anschließend: „Wir haben dem 
Gesetz die sozialistischen Giftzähne gezo
gen, und wir werden eifersüchtig darüber 
wachen, dass sie nicht nachwachsen.“ Hoeg
ner klagt jedoch, die „schönste Perle“ sei 
aus der „Krone der gemeindlichen Selbst
verwaltung“ gebrochen worden.

6. Februar 1952  119

Nach heftigen Tumulten verabschiedet der 
Landtag die Landkreisordnung und das Ge-
meindewahlgesetz. Krach entsteht um die 
Wählbarkeit ehemaliger Nationalsozialisten.

Vergebens versuchen BHE und Deutsche 
Gemeinschaft, die Liste der nicht wählbaren

ehemaligen Nationalsozialisten im Gesetz 
völlig zu streichen. Walter Becher (DG) 
kritisiert, kleinen Ortsgruppenleitern wolle 
man die Wählbarkeit zum Gemeinderat ab
sprechen, während andererseits sogar in der 
bayerischen Regierung ehemalige Natio
nalsozialisten säßen. Becher spricht von ei
ner „Kollektivbestrafung“ und provoziert 
vor allem die linke Seite des Hauses mit dem 
Vorwurf, wer für die Liste stimme, unter
stütze noch im Jahre 1952 den Gedanken 
Morgenthaus.
Entrüstet springen SPDAbgeordnete, allen 
voran Fraktionsvorsitzender Waldemar von 
Knoeringen, von ihren Bänken auf und 
dringen zum Rednerpult vor. Drohende 
Fäuste werden gegen Becher geschüttelt, 
ein minutenlanger Tumult setzt ein. Wegen 
der „Beleidigung des Hauses“ entzieht Vize
präsident Georg Hagen (SPD) Becher das 
Wort.
Nach der Abstimmung kündigt August 
Haußleiter (DG) Verfassungsklage an. Jean 
Stock (SPD) urteilt später über den Zwi
schenfall, „wenn August Haußleiter oder 
einer seiner politischen Freunde von der 
Deutschen Gemeinschaft von Demokratie 
sprechen, kommt es mir immer so vor, als 
wenn der Wolf der Geißmutter versichert, 
dass er ihre Lämmchen nicht fressen will“.

13. Februar 1952  120

Mit dem „Gesetz über die Befriedung des 
Landtagsgebäudes“ wird eine Bannmeile 
um das Maximilianeum gezogen.

Laut Gesetz dürfen innerhalb des befriede
ten Bannkreises Versammlungen unter frei
em Himmel und Umzüge nicht stattfinden. 
Ausnahmen kann der Innenminister im Ein
vernehmen mit dem Landtagspräsidenten 
zulassen. Den genauen Verlauf des Bann
kreises legt das Innenministerium fest. Der 
Halbmesser darf einen Kilometer nicht 
überschreiten. (52)
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20. März 1952  121

Einstimmig wird das Gesetz über die Ver-
wahrung geisteskranker, geistesschwacher, 
rauschgift- und alkoholsüchtiger Personen 
angenommen.

Das Gesetz bestimmt, dass Personen, die 
gemein oder selbstgefährlich sind, in einer 
Heil- und Pflegeanstalt, einer Nervenklinik, 
einer Entziehungsanstalt oder sonstwie ver
wahrt werden können, wenn dies aus Grün
den der öffentlichen Sicherheit und Ord
nung erforderlich ist. Die Verwahrung wird 
auf Antrag der Kreisverwaltungsbehörde 
vom Amtsgericht angeordnet. (410)

1. April 1952  122

Der umstrittene deutsche Wehrbeitrag wird 
im Landtag aufgrund einer Großen Anfrage 
der Bayernpartei diskutiert. Dabei kommen 
auch gesamtdeutsche Wahlen zur Sprache.

Namens der Bayernpartei macht Josef 
Baumgartner die Remilitarisierung von ei
ner Änderung des Grundgesetzes, der Baye
rischen Verfassung und des Potsdamer Ab
kommens abhängig. Zur Möglichkeit ge
samtdeutscher Wahlen teilt er mit, die BP 
lehne eine gesetzgebende, regierungsbilden
de und verfassunggebende Nationalver
sammlung ab. Baumgartner: „Wir wehren 
uns dagegen, dass man die Dinge einfach als 
Selbstverständlichkeit betrachtet und dass 
der souveräne Bayerische Landtag zu diesen 
schwerwiegenden Zusammenhängen gar 
nicht Stellung nehmen soll.“
Die Frage des Wehrbeitrags ist nach Mei
nung von Ministerpräsident Hans Ehard 
(CSU) noch nicht akut. Der Entwurf der 
Bundesregierung zur Wahl einer verfassung
gebenden Nationalversammlung gehe je
doch zu weit. Er habe bereits an Bundes
kanzler Adenauer telegrafiert, dass die Wie
dervereinigung nicht über eine Nationalver
sammlung anzustreben sei, der gesetzgeben
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de Befugnisse eingeräumt würden. Als Ers
tes benötige man eine „gesamtdeutsche 
Verfassung“. Ehard warnt davor, über die 
föderative Struktur der Bundesrepublik hin
wegzugehen. (156)

2. April 1952  123

Mit einer Großen Anfrage erkundigt sich 
die CSU-Fraktion nach dem Ruf der FDP- 
Fraktion im Bundestag, einen „Bundesbei-
rat für das Erziehungs- und Bildungswesen 
beim Bundesinnenministerium“ ins Leben 
zu rufen.

CSUFraktionschef Georg Meixner weist 
darauf hin, dass dies eindeutig dem Grund
gesetz widerspräche. Kultusminister Josef 
Schwalber (CSU) bestätigt, dass der Bundes
exekutive jede verfassungsmäßige Legitima
tion zur Schaffung eines solchen Beirats 
oder eines Bundeskultusministeriums fehle. 
Trotz dieser klaren Rechtslage werde immer 
wieder gegen die Kulturhoheit der Länder 
verstoßen. Dies sei auf eine „Grundhaltung 
im Bund zurückzuführen, die sich mit der 
Regelung im Grundgesetz nicht abfinden 
will“. Besonders starke zentralistische Ten
denzen sieht Schwalber im Bundesinnenmi
nisterium.
Für die Bayernpartei wehrt sich Albert En
gel entschieden gegen die „Einmischungsbe
strebungen“ in Bonn. Wilhelm Korff (FDP) 
versichert, die föderalistische Gliederung 
der Kultur in Deutschland solle nicht ange
tastet werden. Johannes Strosche (BHE) 
verlangt, den „gesamtdeutschen Charakter 
auch im Kulturellen wieder zu pflegen“.

3. April 1952  124

Aufgrund eines BP-Antrages fordert der 
Landtag die Staatsregierung auf, einen Ge-
setzentwurf über die bayerische Staatsange-
hörigkeit vorzulegen.

Die Initiative stützt sich auf die Bayerische 
Verfassung (Artikel 6). Ein erster Entwurf

Bayerischer Staatsangehörigkeitsausweis 1920

für ein Staatsangehörigkeitsgesetz aus der 
Feder Hoegners scheiterte 1947 am Ein
spruch der USMilitärregierung. Sie argu
mentierte, die Frage der Staatsangehörig
keit gehöre in die Kompetenz einer künfti
gen deutschen Regierung.
Der neuerliche Vorstoß der Bayernpartei 
findet in der Staatsregierung keine große 
Aufgeschlossenheit. Bei der Ausschussbera
tung schlägt sie vor, wegen der Frage der 
Volksdeutschen Vorarbeiten des Bundes 
abzuwarten. Ludwig Lallinger (BP) erklärt, 
das Gesetz sei für die Verwaltung notwen
dig, vor allem für die Polizei, damit unlieb
same Personen, die eine starke Belastung 
der Gemeinde darstellten, auf dem Verwal
tungswege abgeschoben werden könnten. 
Es richte sich nicht gegen die Heimatvertrie
benen. Trotz des Landtagsvotums kann sich 
die Staatsregierung nicht zur Vorlage eines 
Gesetzentwurfs durchringen. (169)
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8. Mai 1952  125

Nach einer stürmischen Debatte um die Per-
son von Justizminister Josef Müller (CSU) 
wird seine Amtsenthebung abgelehnt. Er 
tritt jedoch wenig später von sich aus zurück 
wegen seiner Verwicklung in die Auerbach- 
Affäre. Dabei geht es um Parteispenden.

Den Rücktritt Müllers „im Interesse der 
Unantastbarkeit der Staatsführung“ ver
langte bereits Anfang April sein parteiinter
ner Gegenspieler Landtagspräsident Aloys 
Hundhammer. Die Plenardebatte auf An
trag der FDP gipfelt in einem heftigen Zu
sammenstoß zwischen Müller und Josef 
Baumgartner (BP). Dabei kommt auch 
Müllers Widerstand im Dritten Reich zur 
Sprache. Baumgartner provoziert Müller 
mit dem Zwischenruf, ein Gegner des Na
tionalsozialismus sei nicht Abwehroffizier 
geworden. Er spielt damit auf die Zusam
menarbeit Müllers mit dem Abwehrchef 
Admiral Canaris an. Der Justizminister legt 
daraufhin Telefongespräche mit Baumgart
ner offen, um ihn bloßzustellen.

Nun gibt Baumgartner seinerseits Details 
über Müller preis. Und zwar geht es um den 
Vorwurf, Müller habe das Datum der Deut
schen Westoffensive vom 10. Mai 1940 an 
die Westmächte weitergegeben. Unter 
atemloser Stille des ganzen Hauses berichtet 
Baumgartner, er wisse von Müller, dass die
ser die Feindmächte lediglich von einem 
bevorstehenden Angriff unterrichtet habe 
(„und das hat Tausenden deutscher Solda
ten das Leben gekostet“ tönt es aus den 
Reihen des BHE).
Müller selbst gibt zu Baumgartners Enthül
lungen keine Stellungnahme ab. Aufgrund 
seiner Verwicklung in die AuerbachAffäre 
tritt er einen Urlaub an und reicht dann auf 
Druck von Ministerpräsident Ehard sein 
Rücktrittsgesuch ein.
Die Landtagsvollversammlung beauftragt 
den AuerbachUntersuchungsausschuss mit 
der Klärung, ob an Persönlichkeiten für po
litische Zwecke Gelder gegeben wurden. 
Am Tag der Vereidigung von Müllers Nach

folger am 5. Juni, es ist der Augsburger 
Rechtsrat Otto Weinkamm, nimmt das 
Plenum den Bericht des Untersuchungsaus
schusses zur Kenntnis. Danach sagte Müller 
aus, er habe vom Landesrabbiner Ohren
stein Geld in mehreren Beträgen erhalten. 
Da Müller sich weigerte, die Höhe zu nen
nen, wurde er mit einer Ordnungsstrafe von 
500 DM belegt. Ohrenstein selbst sprach 
von insgesamt 25 000 DM. Ein Teil des Gel
des sei von Müller zurückbezahlt worden. 
Auch Baumgartner (BP) habe Geld bekom
men, und zwar 2500 DM für den „Bayeri
schen Verlag“.
Walter von Cube kommentiert im Bayeri
schen Rundfunk Müllers Abtritt: „Der jo
viale Mann mit dem populären Spitznamen 
galt als unverwundbar. Nun, was andere 
nicht fertig brachten, hat er selbst geschafft: 
sich unmöglich zu machen. Den Ochsensepp 
zu töten, war des Ochsensepps Meister
stück. So tritt er denn unter dem gleichen 
Beifall von der Bühne ab, unter dem er so 
oft aufgetreten ist.“ (102, 143)

26. Juni 1952  126

Eine von der Staatsregierung genehmigte 
Bierpreiserhöhung erregt die Gemüter der 
Abgeordneten.

„Vor einhundert Jahren wäre das nicht mög
lich gewesen, da hätte man eine Regierung 
gestürzt, die eine solche Maßnahme trifft“, 
kritisiert Otto Priller (SPD). Er persönlich 
wäre zwar für die Einschränkung des Bier
konsums, doch es komme immer so: „Man 
schimpft, zahlt und sauft. Man trinkt eben 
ohne Verstand.“ August Geislhöringer (BP) 
warnt: Wenn es um die Erhöhung des Bier
preises gehe, „dann kommen die Gemüter 
in Wallung und die Volksseele kocht“.

Wirtschaftsminister Hanns Seidel (CSU) 
rechtfertigt die Erhöhung damit, dass der 
Bierpreis hinter den übrigen Nahrungsmit
teln zurückgeblieben sei. Es gebe Preisstei
gerungen bei der Braugerste, bei Treibstoff, 
Kohle und Holz. Auch die Löhne im Brau
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gewerbe seien gestiegen. Außerdem handle 
es sich um Höchstpreise, die von den 
Brauern jederzeit unterschritten werden 
könnten.

17. Juli 1952  127

Der Landtag beschließt nach zweitägiger 
Debatte die Auflösung des Verkehrsminis-
teriums. Dagegen sind Teile der CSU und 
die Bayernpartei, die „keinen Stein aus der 
Selbstständigkeit Bayerns herausbrechen“ 
will.

Die Aufhebung des mit 90 Mitarbeitern 
kleinsten bayerischen Ministeriums war eine 
Forderung der SPD bei den Koalitionsver
handlungen. Ein Verkehrsministerium be
stand bereits 1903 bis 1920. Es wurde aufge
löst, als die bayerische Eisenbahn in Reichs
besitz überging. Im Kabinett Schäffer gab es 
1945 wieder einen Vertreter der Bahn, das 
Staatsministerium für Verkehrsangelegen
heiten wurde im Januar 1946 gegründet.

Das bayerische Verkehrsministerium an der Arnulfstraße (errichtet 1905–1912, im Krieg zerstört)

Mit der Gründung der Bundesrepublik 
schrumpften die Aufgaben des Verkehrsmi
nisteriums rapide. Die Staatsregierung kal
kulierte, jährlich eine halbe Million Mark 
sparen zu können, wenn die Zuständigkei
ten auf das Wirtschaftsministerium über
gingen.
Die Verfechter des Verkehrsressorts wollen 
angesichts wachsender Bundeskompetenz 
auf ihr Attribut bayerischer Staatlichkeit 
nicht verzichten. „Wehret den Anfängen“ 
lautet ihre Parole. Auch Klagen über die 
Tarifpolitik der Bundesbahn werden im 
Landtag laut. Der Bund vernachlässige die 
verkehrspolitische Lage Bayerns. Im Tau
ziehen mit dem Bundesverkehrsminister 
müsse ein bayerischer Verkehrsminister 
„auf die Pauke schlagen und nicht bitten, 
sondern fordern“, verlangt der BPAbge
ordnete Georg Bantele.
Die Auflösung des Verkehrsministeriums 
wird dennoch vom Landtag gutgeheißen, 
und zwar mit 111 gegen 60 Stimmen bei 
neun Enthaltungen. Am 18. September
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1952 billigt das Parlament dann das Gesetz 
über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens. Damit wird das Ver
kehrsressort in das Wirtschaftsministerium 
eingegliedert.

9. Oktober 1952  128

Mit dem Polizeiorganisationsgesetz schafft 
der Landtag eine einheitliche Grundlage für 
die bayerische Polizei. Das Landesrecht tritt 
nun endgültig an die Stelle des Besatzungs-
rechts auf dem Gebiet des Polizeiwesens.

Das Polizeiorganisationsgesetz bestimmt als 
Träger der Polizei den Staat und die Ge
meinden. Zur staatlichen Polizei gehören 
Landpolizei, Grenzpolizei, Bereitschaftspo
lizei und das Landeskriminalamt. Die Ge
meindepolizei geht auf die Polizeiorganisa
tion durch die amerikanische Militärregie
rung zurück. Danach sollte jede Gemeinde 
mit mehr als 5 000 Einwohnern ihre eigene 
Polizei haben.
Ein heftiges Tauziehen gibt es im Landtag 
um die Verweigerung des passiven Wahl
rechts für Polizeibeamte gemäß dem Ge
setzentwurf der Staatsregierung. Dahinter 
steht die Furcht vor einer Politisierung der 
Polizei. Innenminister Wilhelm Hoegner 
(SPD), Waldemar von Knoeringen (SPD) 
und Otto Bezold (FDP) appellieren an das 
Parlament, den Polizisten die gleichen poli
tischen Rechte zuzugestehen wie jedem an
deren Bürger auch. Mit knapper Mehrheit 
beschließt daraufhin der Landtag, den Poli
zeibeamten das passive Wahlrecht einzu
räumen.
Bei Inkrafttreten des Polizeiorganisations
gesetzes haben 150 bayerische Gemeinden 
(davon 48 kreisfreie Städte) eine eigene Po
lizei. 1960 gibt es neben den 48 Stadtpolizei
en nur noch 17 Gemeindepolizeien, weil die 
übrigen Kommunen ihre polizeilichen Auf
gaben der Landpolizei übertrugen. Mit Ge
setz vom 7. 9. 1972 können auch kreisfreie 
Städte die Verstaatlichung ihrer Polizei be
antragen. Ab 1976 ist ausschließlich der

Staat Träger der Polizei. Die Landpolizei 
heißt seit 1972 „Landespolizei“. (358)

22. Oktober 1952  129

Die Neueinführung der Sklaverei wirft 
Landtagspräsident Aloys Hundhammer 
(CSU) der Sowjetunion vor, weil sie die 
deutschen Kriegsgefangenen nicht freigibt.

In einer Sondersitzung des Landtags im 
Rahmen der Gedenkwoche für die deut
schen Kriegsgefangenen sagt Landtagspräsi
dent Hundhammer: „Wir appellieren an das 
Gewissen der Staatsmänner, die in den Ver
einigten Nationen sich verbündet haben, 
und mit besonderem Nachdruck betrifft un
ser Ruf die Union der Sowjetrepubliken: 
Gebt endlich unsere Gefangenen frei!“ Der 
Präsident stellt die Frage, „ist nicht das, was 
die Sowjetunion mit unseren Gefangenen 
treibt, die Neueinführung der Sklaverei in 
den übelsten Formen der barbarischen 
Zeit?“ (74, 87)

29. Oktober 1952  130

Innenminister Wilhelm Hoegner (SPD) 
deckt vor dem Landtag die Machenschaften 
antikommunistischer „Partisanen“ auf. Er 
wirft deutschen und amerikanischen Dienst-
stellen Unterstützung vor.

Auf eine SPDInterpellation antwortet der 
Minister, hinter dem Rücken der Staatsre
gierung würden von „gewissen amerikani
schen Dienststellen“ deutsche Staatsbürger 
nicht nur militärisch, sondern auch in der 
Beseitigung von Mitbürgern ausgebildet und 
im Geheimen mit Waffen ausgestattet. 
Hoegner hält es für unerträglich, dass Bun
desbehörden diese Geheimorganisationen 
duldeten und förderten, ohne die zuständi
gen Landesregierungen über deren Ziele 
und Tätigkeit in Kenntnis zu setzen.
„Wir verwahren uns dagegen, dass Bundes
mittel mit unbekanntem Zweck an unbe
kannte Organisationen und ohne genügende 
Kontrolle über die Verwendung gegeben

2. Wahlperiode



85

werden. Eine Wiederholung solcher Vor
gänge müsste zu einer schweren Belastung 
des guten Verhältnisses zwischen Bundesre
gierung und Länderregierungen sowie zur 
Zerstörung des gegenseitigen Vertrauens 
führen“, sagt der Innenminister.
Der Kampf gegen bolschewistische Zerset
zung dürfe nicht die Form „halbmilitärischer 
Geheimorganisationen unter unbekannten 
Führern“ annehmen. Die Lehren der Ver
gangenheit müssten davor bewahren, „brau
ne Böcke zu unseren Gärtnern zu machen“, 
warnt Hoegner. Die Polizei habe den 
„Technischen Dienst des Bundes deutscher 
Jugend“, den „Stoßtrupp gegen bolschewis
tische Zersetzung“ mit seiner Unterorgani
sation „Deutscher Heimatschutz“ und die 
Aktion „Freiheit, Aktion der Jugend“ er
fasst. Hoegner ist sich sicher, dass Angehöri
ge des „Technischen Dienstes“ von ihren 
amerikanischen Lehrern Hinweise erhiel
ten, „wie man einen Menschen töten könne, 
ohne dass Spuren von Gewaltanwendung 
nachweisbar sind“. („Das sind ja Gangster 
Methoden!“, ruft der SPDAbgeordnete 
Jean Stock dazwischen.)
Wenige Tage vor dem Landtag erörterte der 
Ministerrat das Problem. Im Protokoll heißt 
es wörtlich: „Es habe sich herausgestellt, 
dass die Amerikaner Deutsche in der mög
lichst unauffälligen Ermordung von Men
schen ausgebildet hätten. Der Leiter des 
Landesamts für Verfassungsschutz habe die 
ausdrücklich als solche bezeichnete Pro
skriptionsliste selbst gesehen, ferner einen 
weiteren Akt, der hauptsächlich Nachrich
ten über sozialdemokratische Politiker ent
halten habe.“ Auf der Liste hätten 200 Na
men gestanden.

17. Dezember 1952  131

Mit einer Änderung des Landeswahlgeset-
zes werden Nachwahlen abgeschafft.

Bisher gab es bei Ausscheiden eines Stimm
kreisabgeordneten vorgezogene Wahlen. 
Nunmehr rückt der nächste Ersatzmann von

der Wahlkreisliste nach. Die Befürworter 
der Gesetzesänderung argumentieren, das 
Ergebnis einer Nachwahl könnte unter Um
ständen zum Sturz der Regierung führen, 
wenn ein einziger Stimmkreis die Mehr
heitsverhältnisse verschiebt. Ein weiterer 
Grund ist die Tatsache, dass die Parteien 
durch die Nachwahlen Zeit und Geld auf
wenden müssen. (58, 260, 477, 509)

18. Dezember 1952  132

In einer heißen Debatte streitet der Landtag 
um die gerechte Bezahlung der Kabinetts-
mitglieder.

Die Grundbezüge der Minister und Staats
sekretäre werden den Gehältern der Beam
ten angeglichen und um 20 Prozent erhöht. 
Der Ministerpräsident erhält damit statt 
28 000 DM jährlich 33 600 DM. Das Minis
tergehalt erhöht sich von 26 500 auf 31 800 
DM. Die meisten Kabinettsmitglieder ha
ben auch noch ihre Abgeordnetendiäten in 
Höhe von mindestens 700 DM monatlich.
Ernst Rabenstein (FDP) lehnt den Ver
gleich mit Beamtenbezügen ab, denn es sei 
ein Unterschied, ob sich ein Beamter sein 
Leben lang eine Stellung erdiene oder je
mand durch politische Gunst plötzlich Minis
ter werde. Die Erhöhung mache bei einem 
Minister 5 300 DM aus, während ein Volks
schullehrer das ganze Jahr nur 3 500 bis 5 000 
DM erhalte. Besonders scharf äußert sich 
als „Bauer und Steuerzahler“ der BPAbge
ordnete Simon Weinhuber. Er äußert den 
Verdacht, der Gesetzentwurf sei von denen 
eingebracht, die das Wort „Dienen ist seli
ger als Verdienen“ nie gehört hätten.
Dagegen verteidigen Fritz von HanielNiet
hammer (CSU) und Georg von und zu Fran
ckenstein (CSU) die Ministergehälter. Die 
große Verantwortung von Ministern und 
Staatssekretären müsste eine entsprechende 
Bezahlung wert sein. Franz Haas (SPD) 
meint, der Staat habe schon viele fähige 
Kräfte verloren, weil er schlechter zahle als 
die Privatwirtschaft.
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30. April 1953  133

Der Rechtsausschuss debattiert den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zur Euro-
päischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG).

Dabei wird der Antrag von August Haußlei
ter (Deutsche Gemeinschaft) abgelehnt, die 
Staatsregierung solle gegen die EVG Stel
lung nehmen. Haußleiter erinnert an das 
bayerische Gesetz über die Kriegsdienstver
weigerung und fordert, „weder für den 
Osten noch für den Westen Soldaten zur 
Verfügung zu stellen“.
Ministerpräsident Hans Ehard (CSU) sieht 
keine Möglichkeit, sich einzumischen, da 
die auswärtigen Angelegenheiten Sache des 
Bundes seien. Auch das bayerische Kriegs
dienstverweigerungsrecht könne die Staats
regierung nicht zwingen, „sich für alle Zeit 
und Ewigkeit der Außenpolitik des Bundes 
entgegenzustemmen“. Sollte es wieder eine 
deutsche Wehrmacht geben, müssten die

SPDPlakat 1953 gegen die Wiederaufrüstung

landsmannschaftlichen Interessen gewahrt 
werden.
Die Differenzen zwischen den Koalitions
partnern CSU und SPD werden deutlich, als 
Ausschussvorsitzender Jean Stock (SPD) 
den Vorwurf erhebt, die Gegner des EVG 
Vertrages würden diffamiert und als „Kom
munisten“ verschrien. Im bayerischen Kabi
nett stimmen die sechs Sozialdemokraten 
gegen den EVGVertrag, die übrigen Mit
glieder sind dafür. Der am 27. Mai 1952 
unterzeichnete Vertrag scheitert zwei Jahre 
später an der Ablehnung der französischen 
Nationalversammlung.

7. Mai 1953  134

Mit der Bezirksordnung schließt der Land-
tag die Reform der kommunalen Gesetzge-
bung ab.

Die Bezirksordnung schafft die von der Be
völkerung zu wählenden Bezirkstage. Die 
Zahl der Bezirksräte richtet sich nach der 
Anzahl der Landtagsabgeordneten, die auf 
den Regierungsbezirk entfallen. Der Aus
druck „Bezirk“ wird endgültig eingeführt, 
während die Verfassung noch von „Kreisen“ 
spricht.
Innenminister Wilhelm Hoegner verteidigt 
die Selbstverwaltung der Bezirke gegen Kri
tiker und erklärt sie mit der stammesmäßi
gen Gliederung des bayerischen Volkes. 
Heinrich Junker (CSU) und Karl Eberhardt 
(FDP) gehen die Kompetenzen der Bezirks
tage nicht weit genug. Eberhardt verlangt 
eine echte Dezentralisierung, „einen Föde
ralismus auch im Innern Bayerns“. Wenn 
Aufgaben verlagert würden, könnte der 
Landtag auf die Hälfte verkleinert werden, 
meint der FDPAbgeordnete.

19. Mai 1953  135

Der Landtagsausschuss für Heimatvertriebe-
ne und Kriegsfolgegeschädigte besucht das 
Lager Föhrenwald bei Wolfratshausen. Es 
ist das letzte jüdische Lager in der Bundes-
republik Deutschland.
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In Föhrenwald, einer ehemaligen Arbeiter
siedlung der nahen Munitionsfabrik, leben 
legal rund 1 600 meist aus Osteuropa stam
mende Juden, die nach der Befreiung aus 
den Konzentrationslagern nicht in ihre Hei
mat zurückwollten oder konnten. Das La
ger bietet aber auch mehr als 300 „Illegalen“ 
Unterschlupf, die zumeist aus Israel zurück
wanderten, weil sie nicht Fuß fassen 
konnten.
Wegen der „Illegalen“ richtet Flüchtlings
staatssekretär Theodor Oberländer (BHE) 
einen Hilferuf an den Landtag und bittet um 
den Besuch der Abgeordneten. Oberländer 
spricht von einem „nicht geringen Anteil“ 
an Kriminellen, was ihm die Lagerinsassen 
verübeln. Der Vorwurf des Antisemitismus 
wird laut. Föhrenwald unterstand von 1945 
bis 1951 UNOHilfsorganisationen. Seither 
sind die deutschen Behörden verantwort
lich.

Protest jüdischer „DPs“ aus dem Lager Föhren
wald gegen die Ausweisung rückgewanderter 
Personen nach Israel
(aufgenommen vor dem American Joint Distri
bution Committee in München, 13. 8. 1953)

Ausschussvorsitzender Walter Stain (BHE) 
will den Landtagsbesuch als „rein lagertech
nische Maßnahme“ verstanden wissen. Poli
tisch werde die Sache „erst durch die Ereig
nisse der letzten 20 Jahre“. Das Lager hat 
Schulen und Kindergärten, Läden, ein 
Krankenhaus und ein Filmtheater. Die Ge
bäude sind abgewohnt, die Zimmer oft mit 
vier Personen belegt. Die Stimmung unter 
den Bewohnern ist durch Hoffnungslosig
keit gekennzeichnet. Die meisten Insassen 
möchten gerne auswandern und warten auf 
ein Visum. Oft steht dem Krankheit entge
gen: Über 500 Lagerbewohner sind Tbc
gefährdet, 300 an Tuberkulose erkrankt.
Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt nach 
dem Lagerbesuch, Legale wie Illegale in 
Föhrenwald hätten das Gefühl, „in Deutsch
land ein ‚Recht‘ zu haben. Ein Recht auf 
mehr als nur die übliche Fürsorge, ein 
Recht, hergeleitet aus den Leiden, die sie 
durch Deutsche erlitten haben.“ Das Lager 
wird im Frühjahr 1956 aufgelöst. Soweit die 
Bewohner nicht auswandern, erhalten sie 
Wohnungen in verschiedenen deutschen 
Städten.

23. Juni 1953  136

Ein Bayerischer Landesgesundheitsrat wird 
gesetzlich verankert.

Bayern ist das einzige Land in der Bundes
republik Deutschland, das seinem Lan
desgesundheitsrat eine gesetzliche Grundla
ge gibt. Die 30 Ratsmitglieder sind beratend 
auf allen Gebieten des Gesundheitswesens 
tätig. Die eine Hälfte wird aus der Mitte des 
Landtags gewählt, die andere Hälfte von 
den wichtigsten Gesundheitsorganisationen 
benannt. Verdienste erwirbt sich der Lan
desgesundheitsrat im Laufe der Jahre bei 
der Einführung der kostenlosen Schluck
impfung gegen Kinderlähmung, des Sehtests 
für Führerscheinbewerber, der Röntgen 
Reihenuntersuchungen und bei der Errich
tung des Herzzentrums München.
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23. Juni 1953  137

Schwere Krawalle in München wegen des 
Samstag-Ladenschlusses führen zu einer 
Anfrage im Landtag.

In der Münchner Innenstadt war es am vor
hergehenden Samstag zu schweren Aus
schreitungen gekommen, als mehrere Kauf
häuser nachmittags offenhielten. Die wilden 
ArbeitnehmerDemonstrationen arteten in 
Schlägereien aus, Polizisten und Demons
tranten wurden verletzt. Erstmals war auch 
die Bayerische Bereitschaftspolizei im Ein
satz.
Innenminister Wilhelm Hoegner (SPD) sagt 
vor dem Plenum, die Protestkundgebung sei 
von „politisch radikalen Elementen ausge
nützt worden“. Er versichert, gegen Aus
schreitungen gleich welcher politischen 
Richtung „mit allen gesetzlichen Mitteln“ 
vorzugehen. August Geislhöringer (BP) 
schimpft, das bayerische Volk habe kein 
Verständnis dafür, dass „Fragen, die aus
schließlich im Bereich der Rechtsaufsichts
behörden liegen, auf der Straße ausgetragen 
werden“.
Nach der Sitzung kritisieren zahlreiche Ab
geordnete vor Pressevertretern, dass sich der 
Münchner Stadtrat einschüchtern ließ und 
den Ladenschluss auf zwei Uhr festsetzte. 
„Was wird geschehen“, fragt man sich,

Berittene Polizei löst in der Münchner Neuhauser 
Straße Demonstration wegen des Samstag 
Ladenschlusses auf

„wenn eines Tages 20 000 vor dem Maximi
lianeum demonstrieren, wird dann der 
Landtag schließen?“

4. August 1953  138

In seiner Haushaltsrede beklagt sich Innen-
minister Wilhelm Hoegner (SPD) bitter 
über den Bund, der ihm nicht zustehende 
Gesetzgebungskompetenzen beanspruche.

„Häufig musste Bayern gegen die vom Bund 
in Anspruch genommene Gesetzgebungszu
ständigkeit Einspruch einlegen“, bis hin 
zum Verfassungsstreit in Karlsruhe, berich
tet Hoegner dem Plenum. Mit Hilfe von 
Bundesoberbehörden und bundesunmittel
baren Anstalten werde versucht, die Län
derverwaltungen zu übergehen. Außerdem 
werde mit Hilfe von Weisungsrechten und 
durch Mischverwaltungen Länderrecht be
schränkt. Hoegner verspricht, die „bayeri
sche Polizeihoheit auch in Zukunft, wenn 
notwendig mit allem Starrsinn, zu vertei
digen“.

14. Oktober 1953  139

Einstimmig billigt der Landtag ein Gesetz, 
das seit 1. 1. 1953 heimgekehrte und noch 
festgehaltene Kriegsgefangene von der Ent-
nazifizierung ausnimmt.

Namens des BHE, von dem die Gesetzes
vorlage stammt, sagt Erich Simmel, es solle 
nun ein Schlussstrich gezogen werden „unter 
eine Epoche, die zweifellos kein Ruhmes
blatt in der Nachkriegsgeschichte gewesen 
ist“. Dies sei auch notwendig, „weil man 
bisher einen politischen Irrtum bestraft hat, 
und auf einen politischen Irrtum hat jeder 
das Recht“. (17, 83, 145, 203)

5. November 1953  140

Erstmals machen die Abgeordneten einen 
„Hammelsprung“. Es geht um Dürers „Vier 
Apostel“, die nach Nürnberg sollen.
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Der Hammelsprung, in der Geschäftsord
nung des Landtags nachträglich eingefügt 
am 14. Oktober 1953, ist eine Form der 
Abstimmung. Sämtliche Abgeordnete ver
lassen den Saal und betreten ihn wieder 
durch Türen, die mit „ja“, „nein“ oder 
„Enthaltung“ bezeichnet sind. Beim Wie
derbetreten werden sie von den Schriftfüh
rern laut gezählt.
Diese Abstimmungsform war bereits im 
Reichstag der Kaiserzeit üblich. Dort befan
den sich über den Türen des Plenarsaales 
Giebelbilder: Die NeinSager schritten un
ter einem Rübezahl durch. Über den Köp
fen der JaSager zählte ein Schafhirte seine 
Herde. Dabei sprangen die Tiere zwischen 
seinen Beinen durch. Daraus wurde der Na
me einer exakten, aber nicht namentlichen 
Abstimmung. Der Hammelsprung „war um 
so weniger anstößig, als es damals noch 
keine weiblichen Abgeordneten gab“, wit
zelte später Paul Lobe, Reichstagspräsident 
von 1925 bis 1932.
Der erste „Hammelsprung“ im Bayerischen 
Landtag bringt ein klares Nein. Mit 81 ge
gen 63 Stimmen entscheiden die Abgeord
neten, dass Dürers Gemälde „Die vier Apos
tel“ von 1526 in der Münchner Pinakothek 
bleiben solle. Antragsteller Ludwig von Ru
dolph (SPD) findet aber Fürsprecher in al-
len Fraktionen, das Bild zumindest als Leih
gabe der Stadt Nürnberg zu überlassen.

16. November 1953  141

Sechs Abgeordnete der Bayernpartei treten 
zur Landtagsfraktion der CSU über.

Der Übertritt der Parlamentarier bringt eine 
Klärung des BayernparteiKurses: Der 
christlichkonservative Flügel, der zur CSU 
neigt, wird geschwächt, die liberalere Rich
tung um Ludwig Lallinger und den von der 
CSU gekommenen Carl Lacherbauer ge
winnt an Boden. Damit steigen die Chancen 
einer Koalition zwischen BP und SPD. 
Ministerpräsident Ehard urteilt, der Schritt 
der sechs Abgeordneten diene dem Interes

se Bayerns, „nämlich die politische Kluft in 
einem Bereich zu überwinden, in dem nicht 
Trennung, sondern Einigkeit und Zusam
menhalt herrschen sollten“. Der neue BP 
Vorsitzende Josef Baumgartner – er löste 
Anton Besold ab, der kurz darauf zur CSU 
geht – versteht dagegen die Bayernpartei als 
„dritte Kraft“ Bayerns. Bei der Bundestags
wahl am 6. September 1953 kam sie in Bay
ern auf 9,2 Prozent, die CSU errang 47,9 
und die SPD 23,3 Prozent.
Der Aderlass der BPLandtagsfraktion hat 
zur Folge, dass Jakob Fischbacher, 2. Vize
präsident des Landtags, seinen Stuhl räu
men muss. Nachfolger wird Georg Bach
mann (CSU).

15. Januar 1954  142

Nach jahrelangem Streit entscheidet sich 
der Landtag für den Bau eines Hochwasser-
speichers am Sylvenstein.

Der 30 Meter hohe Staudamm wird rund 80 
Millionen Kubikmeter Wasser fassen und ist 
auf 30 Millionen Mark veranschlagt. Wort
führer der Kritiker ist Landtagspräsident 
Aloys Hundhammer (CSU): Der Speicher 
trage nur unwesentlich zur Stromversorgung 
bei und garantiere an der unteren Isar kei
nen sicheren Schutz vor Hochwasser. Aus 
„moralischer Verantwortung“ müsse man 
ein solch riskantes Projekt ablehnen. 
Dagegen beharrt Innenminister Wilhelm 
Hoegner (SPD) darauf, das Versprechen 
einzulösen, das der Bevölkerung des Isar
winkels gegeben wurde. Schon wenige Mo
nate später sieht sich Hoegner durch eine 
Hochwasserkatastrophe bestätigt. In einer 
Sondersitzung des Landtags am 14. Juli 
rechnet Hoegner vor, dass der geplante Syl
vensteinSpeicher die Flutwelle in Tölz von 
780 auf 380 Kubikmeter Wasserdurchlauf je 
Sekunde in Bad Tölz reduziert hätte, in 
München, Landshut und Plattling sogar et
was mehr. Der Schaden, er wird auf 200 
Millionen DM geschätzt, wäre dann um 45 
Prozent niedriger gewesen.
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Gleichwohl sind die Bürger im Isartal skep
tisch. Eine der ersten bayerischen Bürger
initiativen schürt die Angst vor einer Flut
welle, die Lenggries, Bad Tölz und Wolf
ratshausen wegspülen und bis München rei
chen könnte, wenn der Damm brechen 
würde.

10./11. März 1954  143

Eineinhalb Jahre nach dem Freitod von 
Philipp Auerbach endet im Landtag die Un-
tersuchung der Affäre um den einstigen Präsi-
denten des Landesentschädigungsamtes.

Der Schlussbericht, der nach dreijähriger 
Untersuchung vor überfüllten Zuhörertri
bühnen diskutiert wird, spricht das Finanz
ministerium, dem das Landesentschädi
gungsamt untersteht, frei von dem Vorwurf, 
die Dienstaufsichtspflicht verletzt zu haben. 
Der Untersuchungsausschuss, eingesetzt auf 
Antrag der BP, hörte 39 Zeugen, davon 26 
unter Eid. Befragt wurde auch Justizminis
ter Josef Müller, den die Verwicklung in 
die Affäre sein Amt kostete. Auerbach 
selbst erschien nicht vor dem Ausschuss, 
weil ihn die Justiz nicht freigab.
Die Plenardebatte wird von der Opposition 
zu einer heftigen Attacke auf die Regierung 
genutzt. Walter Becher (DG) spricht von 
einem „Koalitionsbericht, der nichts enthül
le, sondern nur verhülle. Als „wahrhaft 
Schuldigen“ benennt er Staatssekretär Ri
chard Ringelmann. August Geislhöringer 
(BP) bezeichnet den Schlussbericht als „Ka
binettstückchen dafür, wie man mit viel 
Worten möglichst wenig sagt“. Einen 
„Dschungel bayerischer Innenpolitik“ 
macht August Haußleiter (DG) aus. „Auer
bach konnte nur deshalb zum ungekrönten 
König von Bayern werden, weil seine vorge
setzten Dienststellen versagt haben“, be
hauptet er.
Zum Schluss bekommt die Debatte noch 
eine heitere Note, als Ausschussvorsitzender 
Karl Fischer (CSU) bekennt, er wolle nie 
wieder einen Untersuchungsausschuss lei

Philipp Auerbach vor Gericht

ten. Darauf verspricht Josef Baumgartner 
(BP), „ich werde nie wieder einen Antrag 
auf Einsetzung eines solchen Ausschusses 
stellen“.
Weit spektakulärer als die parlamentarische 
Untersuchung der AuerbachAffäre ist der 
Gerichtsprozess, der mit einem Urteilspruch 
von zweieinhalb Jahren Gefängnis für den 
Hauptangeklagten endete. Der mitange
klagte Landesrabbiner Ohrenstein erhielt 
ein Jahr Haft. Zwei Tage nach dem Urteil, 
am 16. August 1952, nahm sich Auerbach 
das Leben. „Ich kann dieses entehrende Ur
teil nicht weiterhin tragen, mein Blut kom
me auf das Haupt der Meineidigen“, laute
ten seine letzten Zeilen.
Das Gericht konnte Auerbach nicht nach
weisen, in die eigene Tasche gewirtschaftet 
zu haben. Die Richter lobten sogar, dass er 
seine Geschäfte mit Fleiß erledigt, Bayerns 
Belange gut gewahrt und ein hervorragen
des Verdienst an der Auswanderung von 
Zehntausenden heimatloser Ausländer hat
te. Deshalb erschien vielen das Urteil, aus
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gesprochen wegen falscher eidesstattlicher 
Erklärungen, ungewöhnlich hart. Bei Auer
bachs Beerdigung auf dem Israelitischen 
Friedhof in München kam es zu Tumulten, 
man sprach von „Bayerns Dreyfus 
Skandal“.
Der „Rheinische Merkur“ schrieb: „Eine 
schwache Regierung hatte Auerbach 1946 in 
turbulenten Zeiten nach Bayern gerufen 
und ihm Macht und Vollmacht in die Hand 
gegeben, denen keine verständige Dienst
aufsicht rechtzeitig ihre Grenzen gesetzt 
hatte. Berechtigte Forderungen der Opfer 
des Dritten Reiches und berechtigte und 
unberechtigte Vorwürfe von allen Seiten 
vermischten sich trübe mit Intrigen und 
machten Auerbach bald zum Mittelpunkt, 
bald zur Zielscheibe nicht immer ganz wür
diger Intrigen.“ Mancher in Bayern, „der 
nach außen hin unangefochten und bestens 
reputiert dasteht“, werde „den Tod des nun 
stummen Angeklagten als laute Anklage 
seines Gewissens empfinden müssen“. (102, 
125)

23. April 1954  144

Der Landwirtschaftsausschuss übt scharfe 
Kritik am Bodenreformgesetz aus dem Jahr 
1946. Josef Baumgartner (BP) nennt es eine 
„Erpressung“ durch die Amerikaner.

Der Ausschuss lässt sich von Landwirt
schaftsminister Alois Schlögl über den Stand 
der Bodenreform unterrichten. Ausschuss
vorsitzender Josef Baumgartner (BP), von 
1945 bis 1948 selbst Landwirtschaftsminis
ter, nennt das Bodenreformgesetz aus dem 
Jahr 1946 „eine der größten Erpressungen, 
die die Amerikaner an uns verübt haben“. 
Der Militärregierung habe damals nichts 
daran gelegen, Flüchtlinge unterzubringen, 
sondern sie habe lediglich die Großgrundbe
sitzer „erledigen“ wollen.
Auch Georg Schuster (CSU) vertritt die 
Meinung, die Bodenreform sei ursprünglich 
als „Entmachtung“ des Großgrundbesitzes 
gedacht gewesen. Den Siedlungszweck habe

man anfangs übersehen. Bayern habe aber 
keinen Anlass, den Großgrundbesitz, der 
kaum drei Prozent der landwirtschaftlich ge
nutzten Fläche besitze, zu zerschlagen und 
unproduktiv zu machen. Als Bauer plädiert 
Schuster für die Wahrung des Privateigen
tums. Fritz von HanielNiethammer (CSU), 
niederbayerischer Gutsbesitzer und von der 
Bodenreform „Betroffener“, macht für das 
Gesetz den „MorgenthauGedanken“ ver
antwortlich.
Landwirtschaftsminister Schlögl berichtet 
von mühsamen Versuchen, auf dem freien 
Markt Güter anzukaufen (bislang erst 700 
Hektar). Das Ministerium erhalte Zuschrif
ten, die es als „Güterschlächter“ bezeichne
ten, die Erbitterung der Bevölkerung wach
se von Tag zu Tag. Darauf der Zuruf des 
SPDAbgeordneten Otto Priller, der große 
Unruhe verursacht: „Wenn 25 Landarbei
terFamilien brotlos werden, damit Sie acht 
Bauern ansiedeln können, dann werden wir 
revolutionär!“
Bis Ende 1953 wurden in Bayern 1 085 Voll
und Kleinbauern sowie Gärtner angesiedelt 
auf einer Fläche von 111 35 Hektar. Davon 
entfielen 9 503 Hektar auf Heimatvertriebe-
ne. Außerdem wurden 2 918 Nebener
werbs, Land und Forstarbeiterstellen auf 
980 Hektar geschaffen, sowie 7 238 ländliche 
Kleinsiedlungen. Aus privatem Großgrund
besitz kamen rund 12 000 Hektar. Rechts
grundlage war das Gesetz zur Beschaffung 
von Siedlungsland und zur Bodenreform 
vom 18. 9. 1946. Vollzogen wurde es von 
den Landessiedlungsämtern bei den Regie
rungen und von Siedlungsämtern der Kreis
verwaltungsbehörden. (190, 299)

3. August 1954  145

Das zweite Gesetz zum Abschluss der politi-
schen Befreiung wird ohne Gegenstimmen 
bei 21 Enthaltungen angenommen. Dieses 
vorläufige EntnazifizierungsEnde geht mit 
Tumulten über die parlamentarische Bühne.

Das zweite Abschlussgesetz legt als Schluss
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termin der Entnazifizierung den 30. Okto-
ber 1954 fest. Anträge auf Einleitung von 
Verfahren oder auf Wiederaufnahme kön
nen nur bis dahin gestellt werden. Für Per
sonen, die ihren Wohnsitz in Bayern erst 
nach dem 1. Oktober 1954 nehmen, gilt die 
Frist nicht. Der Verlust der Wählbarkeit für 
Belastete ist vom 1. Mai 1957 an erlassen. 
Der endgültig letzte Akt der Entnazifizie-
rung in Bayern ist das dritte Abschlussgesetz 
von 1960.
Im Landtagsplenum kommt es am 3. August 
wegen des zweiten Abschlussgesetzes zu ei
nem ernsten Zwischenfall, der knapp an 
Tätlichkeiten vorbeiführt. Max Klotz (BP) 
verdammt die Entnazifizierung in Bausch 
und Bogen und kritisiert gleichzeitig das 
Eintreten von Sozialdemokraten für die po
litische Befreiung. Dazu bemerkt er, hier 
äußere sich immer noch ein Geist des Has
ses, der Vergeltung und der Rückständig
keit derer, „die während des Dritten Rei
ches vielleicht nicht an die Futterkrippe ge
kommen sind“.
Heftiger Protest aus den Reihen von CSU 
und SPD ist die Antwort auf den BPRed
ner. Zahlreiche Abgeordnete stürzen erregt 
zum Pult, einige machen Anstalten, tätlich 
zu werden. Der Schriftführer des Präsi
diums, Fritz Gräßler (SPD), stellt sich 
schützend vor Klotz. Präsident Hundham
mer erklärt die Sitzung für geschlossen und 
verlässt den Plenarsaal.
Nach einer halben Stunde bedauert Georg 
Bantele namens der BPFraktion die Äuße
rung von Klotz. In knappen Erklärungen 
rechtfertigen CSU und SPD den Abschluss 
der Entnazifizierung, weil damit eine uner-
freuliche Periode der Nachkriegszeit ende. 
(17, 83, 139, 203)

13. August 1954  146

Schwere Streiks in Bayern, die von Aus-
schreitungen begleitet sind, führen zu einer 
Sitzung des Sicherheitsausschusses, wo In-
nenminister Wilhelm Hoegner Rede und 
Antwort steht.

Der Sozialdemokrat Hoegner, der Bereit
schaftspolizei aufmarschieren ließ, wird von 
den Gewerkschaften und Parteifreunden 
heftig angegriffen. In seinen Memoiren erin
nert sich Hoegner, in manchen Städten wur
den „die bestreikten Betriebe von Tausen
den von Arbeitern umlagert, die Zahl der 
Streikposten ging in die Hunderte, es kam 
zu Ausschreitungen, zu Misshandlungen Ar
beitswilliger und zu Zusammenstößen mit 
der Polizei“.
Nach Hoegners Bericht billigt der Sicher
heitsausschuss das Vorgehen des Innenminis
ters, gegen Ausschreitungen mit aller Ent
schiedenheit eingeschritten zu sein. Streik
recht und der Schutz der Arbeitswilligen 
müssten in gleicher Weise gewährleistet 
werden.
Dem Verhandlungsgeschick von Minister
präsident Ehard ist es zu verdanken, dass der 
Arbeitsfriede wieder eintritt. Die Opposi
tion aus FDP und BP nützt die Streiks zu 
einer harten Attacke auf die Regierung im 
Rahmen einer Interpellation am 16. Sep
tember. Als die Landtagswahl am 28. No
vember Einbußen für die SPD bringt, er
klärt Hoegner dies mit dem Schrecken der 
Bürger, die seit Jahrzehnten keinen Streik 
mehr erlebt hätten.

17. September 1954  147

Nach dreijähriger Tätigkeit legt der Unter-
suchungsausschuss zur Überprüfung der Kos-
tenüberschreitung beim Bau des Münchner 
Residenztheaters seinen Bericht vor.

„Müder Abgesang“ schreibt die „Süddeut
sche Zeitung“ über die Landtagsdebatte, 
denn ein eindeutig Schuldiger wurde nicht 
gefunden. Bei der Untersuchung ging es 
auch um den Bau einer Luxusvilla für den 
Regierungspräsidenten von Schwaben und 
um die Forstvillen in Geiselgasteig.
Der Bau des Residenztheaters kostete rund 
drei Millionen DM mehr als veranschlagt. 
Raimund Lang (BP) berichtet dem Plenum, 
dass im Laufe der Untersuchung die Zahl
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der Schuldigen abgenommen habe, weil das 
Verschulden fast alle treffe, die irgendwie 
mit dem Bau zu tun gehabt hätten. Lang 
spricht von einer „Kettenreaktion“. Ein un
verständlicher Bürokratismus habe hier ge
waltet, für den vor allem das Kultusministe
rium als Bauherr verantwortlich sei.
Everhard Bungartz (FDP) vergleicht das 
Residenztheater mit dem weltberühmten 
CuvilliésTheater und meint, der Neubau sei 
lediglich ein „kultiviertes Vergnügungsetab
lissement“ geworden. Innenminister Wil
helm Hoegner nimmt die Staatsbauverwal
tung in Schutz. Sie habe von 1946 bis 1954 
über 13 000 Bauvorhaben mit rund 400 Mil
lionen DM abgewickelt, der größte Teil da
von ohne Beanstandungen. „Die Debatte 
endete schließlich sang und klanglos, ohne 
dass ernst zu nehmende Anträge gestellt 
oder Beschlüsse gefasst wurden“, heißt es in 
der „Süddeutschen Zeitung“.

Fassade des Residenztheaters

6. Oktober 1954  148

Mit großer Mehrheit beschließt der Landtag 
das Polizeiaufgabengesetz, das Karl Eber-
hardt (FDP) als „Magna Charta des kleinen 
Mannes auf der Straße gegenüber der Poli-
zei“ bezeichnet.

Ganz zufrieden ist keine Seite. Heinrich 
Junker (CSU) bedauert, es sei etwas zu viel 
„jener individualistischen Freiheit“ einge
führt worden, die sich in Deutschland schon 
einmal verhängnisvoll ausgewirkt habe. 
Claus Pittroff (SPD) sagt, „wir sind für das 
Gesetz, nicht weil wir es bedenkenlos für 
gut halten, sondern weil es doch das Rechts
verhältnis zwischen Polizei und Bürger her
stellt“.
Innenminister Wilhelm Hoegner (SPD) be
tont, das Gesetz verzichte, abweichend von 
allen übrigen deutschen Ländern, auf eine 
dem preußischen Polizeiverwaltungsgesetz 
nachgebildete Generalklausel und fuße auf 
dem Prinzip der Spezialermächtigung und 
enthalte eine konkrete Beschränkung der 
einzelnen Polizeiaufgaben, (379, 470, 542, 
601, 648)

7. Oktober 1954  149

Die staatliche Filmfinanzierung endet mit 17 
Millionen DM Verlust. Ein Untersuchungs-
ausschuss prüfte ein Jahr lang, wie es dazu 
kommen konnte.

Von den Filmbürgschaften der Jahre 1950 
und 1951 muss der Staat 70 Prozent abschrei
ben. Die Hauptschuld gibt der Untersu
chungsausschuß dem Staatssekretär im Fi
nanzministerium, Richard Ringelmann, der 
fahrlässig und eigenmächtig gehandelt habe. 
Bei der Bürgschaftsgewährung sei zu wenig 
auf die Bonität der Produzenten und Verlei
her geachtet worden, sondern man habe auf 
die mutmaßlichen Erfolgsaussichten der Fil
me gebaut.
August Geislhöringer (BP), der im Mai 1953 
den Untersuchungsausschuss beantragte, be
merkt in der Plenardebatte, es sei bei den 
Filmbürgschaften von Anfang an eine Ver
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tuschungs und Verheimlichungspolitik be
trieben worden. Als Hauptfehler bezeichnet 
er die hundertprozentige Verbürgung der 
Kredite. Wilhelm Korff (FDP) spricht von 
einer Tragödie des Steuerzahlers, der die 
Verluste zu bezahlen habe.

23. November 1954  150

Mit 108 gegen 56 Stimmen bei fünf Enthal-
tungen spricht sich der Landtag aufgrund 
eines SPD-Antrags für eine Revision des 
Saar-Statuts aus.

Das „Europäische Statut für die Saar“ ist 
Bestandteil der Pariser Verträge, die der 
Bundesrepublik Deutschland die formale 
Souveränität gewähren. Die CSU lehnt den 
Antrag ab, weil die Verträge Sache des Bun
des seien und der Bundestag darüber im 
Dezember beraten werde. Der BHEAbge
ordnete Erich Simmel ruft darauf „Drücke
bergerei“. Im weiteren Verlauf der Debatte 
verlässt die CSU nahezu geschlossen den 
Saal.
Schon eine Woche früher erklärte Minister
präsident Ehard, er fühle sich in der Saarfra
ge an Beschlüsse des Landtags nicht gebun
den, denn die Landespolitik und damit auch 
das Abstimmungsverhalten im Bundesrat 
bestimme er allein. Das SaarStatut wird 
von der Saarbevölkerung am 23. Oktober 
1955 in einer Volksabstimmung abgelehnt. 
Damit ist der Weg zur Rückgliederung frei.

28. November 1954  151

Bei der Landtagswahl kann die CSU be-
trächtliche Stimmengewinne verbuchen, die 
BP und der Gesamtdeutsche Block verlie-
ren, während SPD und FDP fast unverän-
dert bleiben.

Die CSU erhält 38,4 Prozent der Stimmen 
(1950: 27,4 Prozent), die SPD 28,1 (28,0), 
die Bayernpartei 13,2 (17,9), der Gesamt
deutsche Block – GB/BHE 10,2 (12,3) und 
die FDP 7,2 (7,1). Damit steigt für die CSU

Hundhammer auf dem Weg zur Stimmabgabe

CSUWahlplakat 1954
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die Zahl der Mandate um 19 auf 83, die SPD 
verliert zwei und hat nun 61, die BP kommt 
auf 28 (39), der Gesamtdeutsche Block auf 
19 (26) und die FDP erhält 13 (12) Sitze.
Die „Süddeutsche Zeitung“ führt den Wahl
ausgang weder auf „Hundhammers Kultur
politik“ noch auf „Blanks neue Wehrmacht“ 
zurück. Gewählt worden seien „der wohlge
füllte Magen, die wohlgefüllten Schaufens
ter, die trotz traditioneller Klagen leidlich 
wohlgefüllten Lohn und Gehaltstüten“. 
Das Ergebnis sei ein „Schiedsspruch zuguns
ten der CSU“, die auch in Zukunft die 
Regierung bilden solle. Noch spekuliert 
man lediglich, ob es eine bürgerliche Koali
tion mit BP und GB/BHE sein wird oder 
wieder eine große Koalition.
Hinter den Kulissen wird unmittelbar nach 
der Wahl fieberhaft sondiert. In Bonn hofft 
man wegen der Mehrheitsverhältnisse im 
Bundesrat auf ein Ausscheiden der Sozial
demokraten. Die CSU um den Fraktions
vorsitzenden Prälat Meixner und Aloys 
Hundhammer setzt wegen der anstehenden 
Lehrerbildungsreform   ebenfalls   auf  eine

GB/BHEWahlplakat 1954

„bürgerliche Koalition“. Meixner pocht auf 
den „unbedingten Führungsanspruch“ der 
CSU, den die Bayernpartei strikt ablehnt. 
Selbst der parteipolitisch neutrale Bayeri
sche Lehrer und Lehrerinnenverband 
(BLLV) in Person seines Vorsitzenden Wil
helm Ebert wird aktiv. Ebert hofft auf ein 
Parteienbündnis, das die Lehrerausbildung 
reformiert und aus den konfessionellen Fes
seln löst.

9. Dezember 1954  152

Vertreter von SPD, BP, BHE und FDP 
unterzeichnen eine Koalitionsvereinbarung 
und schalten damit überraschend die CSU 
von der Regierungsbildung aus. Das Vier-
Parteien-Bündnis verfügt über 121 Stimmen 
gegen 83 der CSU.

Schlüsselfigur beim Zustandekommen der 
„Viererkoalition“ ist der SPDVorsitzende 
Waldemar von Knoeringen. Das Ziel sind in

Georg Meixner
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erster Linie kulturpolitische Reformen. Sein 
Schlachtruf für die Koalition lautet „Licht 
über Bayern“. Einvernehmlich wird Wil
helm Hoegner von den Fraktionen als Re
gierungschef vorgeschlagen. Von Knoerin
gen „weigert sich wie immer, ein Staatsamt 
zu übernehmen“ (Hoegner).
Nach anfänglicher Neigung der SPD, die 
große Koalition mit der CSU fortzusetzen, 
streckten die Sozialdemokraten ihre Fühler 
zu den übrigen Parteien aus. Dort war man 
ähnlich verstimmt über den bedingungslo
sen Führungsanspruch der CSU, vor allem, 
was die Lehrerbildung anbelangte. Da sich 
die Bayernpartei als „dritte Kraft“ im Frei
staat fühlte, waren für sie die demütigenden 
Koalitionsbedingungen der CSU unan
nehmbar. Dazu kam für die BP die stille 
Hoffnung, sich abseits der CSU erneut pro
filieren zu können. Bei der Bundestagswahl 
1953 („erste AdenauerWahl“) war sie an 
der Fünfprozenthürde gescheitert.
Die Bekanntgabe des VierParteienBünd

Verkündung der Viererkoalition vor der Presse (von links): Lacherbauer (BP), Bezold (FDP), 
v. Knoeringen (SPD), Baumgartner (BP), Hildegard Brücher (FDP)

nisses erregt bei der überrumpelten CSU 
Verärgerung und Bitterkeit. Der hauptsäch
liche Groll richtet sich gegen die Bayernpar
teiler. Die CSUFraktion nennt die Vierer
koalition eine „unerhörte Missachtung des 
Wählerwillens“ und das BPVerhalten 
„Verrat an ihren Wählern und am bayeri
schen Volk“. Intern wird freilich bald Kritik 
an den Koalitionsverhandlungen laut. Minis
terpräsident Ehard gerät ins Schussfeld bei 
der Jagd nach Sündenböcken. Er legt wenig 
später den Parteivorsitz nieder. An seiner 
Stelle wird am 22. Januar 1955 Hanns Seidel 
zum CSUVorsitzenden gewählt, der daran
geht, die Partei von Grund auf zu moderni
sieren.
Die CSUAttacken auf das „widernatürli
che“ Bündnis setzen vor allem die Bayern
partei unter Rechtfertigungszwang. Josef 
Baumgartner revanchiert sich: Erst als sei
ner Partei klar geworden sei, dass es der CSU 
um „die Kapitulation der Bayernpartei zu 
tun war“, sei sie mit den drei anderen Par
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teien in Verhandlung getreten. Ein wenig 
verstimmt über die FDP sind bayerische 
Wirtschaftskreise. Gleichwohl fiel den Libe-
ralen der Regierungseintritt kaum weniger 
schwer als dem BHE, dessen Bundesvorsit
zender Oberländer eigens aus Bonn gekom
men war, um die bayerischen Parteifreunde 
zur Raison zu bringen.
Die vier ungleichen Regierungspartner ver
einbaren zur Koordinierung einen ständigen 
Koalitionsausschuss. Er entwickelt sich zu
mindest nach Meinung der Opposition bald 
zu einer Art Nebenregierung. Im In und 
Ausland stößt die Viererkoalition auf brei
tes Interesse. Bundesweit werden Überle
gungen angestellt, ob München für die Bon
ner Politik nach der Wahl von 1957 Pate sein 
könne. Die liberalen „Jungtürken“ in Nord
rheinWestfalen nehmen sich das bayerische 
Regierungsbündnis zum Modell bei ihrer 
Rebellion gegen die CDUgeführte Lan
desregierung.
Die Basler „Nationalzeitung“ urteilt, von 
politischer Bedeutung sei es, „dass die Vor
gänge in Bayern dem reaktionären Klerika
lismus, für den der Name Hundhammer ein 
Symbol geworden ist, eine arge Niederlage 
bereitet haben“. Die „Neue Zürcher Zei
tung“ schreibt, die bayerische Bevölkerung 
beobachte „mit einiger Schadenfreude, wie 
der nach den Wahlen sich etwas allzu mäch
tig aufspielenden CSU eine Lehre erteilt 
wird; andererseits erkennt sie aber mit kla
rem politischem Sinn, dass sich hier etwas 
Unnatürliches und demnach auch Fragwür
diges zu bilden beginnt“.
Im Pariser „Le Monde“ ist zu lesen: „Die 
Wiederbelebung der Koalition aus CSU und 
SPD wurde von Anfang an durch die Intran
singenz des reaktionären und klerikalen 
Flügels der CSU torpediert, der nun, auf 
einen Wink des Ordinariats, gesonnen war, 
ein übertriebenes Programm der ,Konfessio
nalisierung‘ im Unterrichtswesen voranzu
treiben.“ Die Viererkoalition sei weniger 
ein Protest gegen die Politik des Bundes
kanzlers als eine Verteidigungsfront „gegen 
die Gefahr eines klerikalen Absolutismus“.

13. Dezember 1954  153

Hans Ehard wird mit 157 von 200 Stimmen 
zum neuen Landtagspräsidenten gewählt.

Zahlreiche Neugierige warten in den Gän
gen des Maximilianeums vergeblich auf Ein
lass in den Plenarsaal. Allgemein werden 
heftige Auseinandersetzungen um die Per
son des Landtagspräsidenten erwartet. 
Doch Aloys Hundhammer (CSU) verzichtet 
auf eine erneute Kandidatur, weil ihn die 
Viererkoalition ablehnt. Schweren Herzens 
kandidiert der bisherige Regierungschef 
Hans Ehard, nachdem ihn sein designierter 
Nachfolger Hoegner dazu überredete. „Wie 
die Folgezeit bewies, war es eine glückliche 
Wahl“, erinnert sich Hoegner später.

14. Dezember 1954  154

Der Landtag wählt Wilhelm Hoegner (SPD) 
zum Ministerpräsidenten und billigt das 
neue Kabinett.

In geheimer Wahl entfallen auf Hoegner 112 
von 197 abgegebenen Stimmen, sein CSU 
Gegenkanditat Hanns Seidel, der bisherige 
Wirtschaftsminister, erhält 82 Stimmen, drei 
Stimmzettel sind leer.
Hoegner sagt in einer kurzen Antrittsrede: 
„Ich habe in meiner Jugend die Sorgen und 
den Kummer des kleinen Mannes aus dem 
Volke kennengelernt. Der heiße Drang 
nach Gerechtigkeit für den kleinen Mann 
hat mich früh ins politische Leben geführt. 
Als Vertreter des bayerischen Volkes im 
Landtag und im Reichstag, als Ministerprä
sident der schwierigen Jahre 1945 bis 1946 
und als bayerischer Staatsminister habe ich 
mich bemüht, dem Volke zu dienen, aus 
dem ich gekommen bin. Diesem Dienst am 
Volke soll auch meine Arbeit in dem neuen 
Amt gewidmet sein.“
Die SPD stellt neben dem Ministerpräsiden
ten nur zwei Staatsminister und zwei Staats
sekretäre. Die Bayernpartei erhält ebenfalls 
zwei Ministerstühle und zwei Staatssekre
tärsposten. Der BHE bekommt einen Minis
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terposten und zwei Staatssekretäre, die 
FDP einen Staatsminister und einen Staats
sekretär. Stellvertretender Ministerpräsi
dent wird Landwirtschaftsminister Josef 
Baumgartner (BP). Das Amt des Kultusmi
nisters wird dem parteilosen Prof. August 
Rucker übertragen.
In den Mittelpunkt ihres Programms stellt 
die Koalition die Lösung kulturpolitischer 
Aufgaben. Als Erstes wird ein neues Lehrer
bildungsgesetz anvisiert. Die „Zwergschu
len“ sollen verschwinden, die staatsbürgerli
che und demokratische Erziehung in allen 
Unterrichtsanstalten ausgebaut werden. 
Breiten Raum nimmt auch die Sozialpolitik 
ein. Zurückhaltend ist das Wirtschaftspro
gramm. Entgegen kritischen Stimmen will 
die Regierung darauf achten, dass Privatei
gentum und Privatwirtschaft unangetastet 
bleiben.
Am Tage von Hoegners Vereidigung gibt es 
bereits den ersten Überläufer. Der nieder
bayerische BPAbgeordnete Josef Reichl 
tritt zur CSU über, die damit 84 Sitze hat.

Die Bayernpartei wirft der CSU vor, Reichl 
„gekauft“ zu haben, um die Regierungsbil
dung im letzten Augenblick zu torpedieren. 
Für Zündstoff sorgt auch die Sitzordnung im 
Plenarsaal. Die Bayernpartei will nicht 
mehr auf der äußersten rechten Seite des 
Hauses sitzen, sondern in die Mitte zwi
schen CSU und FDP rücken. Die CSU pro
testiert heftig gegen diesen Beschluss der 
Viererkoalition, so dass es beim gewohnten 
Bild bleibt.

11. Januar 1955  155*

In einer Regierungserklärung stellt Minis-
terpräsident Wilhelm Hoegner die politi-
schen Ziele der Viererkoalition vor.

Hoegners Auftritt vor dem Landtag ist vom 
Geiste des Ausgleichs und der demokrati
schen Toleranz gelenkt. In den Mittelpunkt 
seiner Regierungserklärung stellt er die Zu
kunft der bundesstaatlichen Ordnung, die 
Kulturpolitik und Probleme der Agrarwirt

Kabinett Hoegner 1954 (von links sitzend): Arbeitsminister Stain, Wirtschaftsminister Bezold, 
Kultusminister Rucker, Justizminister Koch, Ministerpräsident Hoegner, Finanzminister Zietsch, 
Innenminister Geislhöringer, Landwirtschaftsminister Baumgartner (dahinter stehend von links die 
Staatssekretäre Weishäupl, Guthsmuths, Meinzolt, Eilles, Haas, Panholzer, Vetter, Simmel)
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schaft. Die künftige Ausbildung der Volks
schullehrer wünscht sich der SPDRegie
rungschef „in hochschulmäßiger Form und 
in gegenseitiger Berührung der religiösen 
Bekenntnisse“. Dazu versichert er: „Die 
neuen Koalitionsparteien werden über die 
heißen Eisen gehen, ohne sich die Fußsoh
len zu verbrennen.“ Hoegner verspricht, 
sich bei der Haltung Bayerns im Bundesrat 
an den jeweiligen Kabinettsbeschluss zu 
halten.
„Über allem, was uns trennt“, sagt Hoegner 
zum Schluss, „wollen wir nicht vergessen, 
was uns gemeinsam ist. Gemeinsam ist uns 
allen unsere Liebe zu unserer bayerischen 
Heimat und zu unserem deutschen Volk. 
Gemeinsam ist uns das heiße Verlangen 
nach baldiger Wiederherstellung der Einheit 
des gesamtdeutschen Volkes in Frieden und 
Freiheit. Gemeinsam ist uns allen der 
Wunsch nach baldiger Rückkehr pfälzischer 
Abgeordneter in dieses Hohe Haus.“
Oppositionsführer Hanns Seidel (CSU), der 
Hoegner am 26. Januar 1955 antwortet, lässt 
ebenfalls die schrillen Töne beiseite, wie sie 
während des Wahlkampfes und der Regie
rungsbildung zu hören waren. Seine Skepsis 
über die Dauerhaftigkeit des Viererbündnis
ses drückt er in dem Satz aus: „Es wird sich 
zeigen, wie lange Sie ohne uns, gegen die 
CSU, die mit dem Vertrauen eines großen 
Teiles unserer Bevölkerung ausgestattet ist, 
regieren können.“
Ganz leicht zum „zündenden Funken“ für 
kulturkämpferische Streitigkeiten könne das 
Bildungsprogramm der Regierung werden, 
warnt Seidel. Doch auch der SPDFrak
tionsvorsitzende Waldemar von Knoeringen 
will von einem neuerlichen Kulturkampf 
nichts wissen. Die Bedeutung des Religiö
sen werde von der Regierung voll aner
kannt. „Der Staat hat dafür zu sorgen, dass 
jeder Mensch, der in diesem Land lebt, in 
der Freiheit seines Glaubens leben kann.“ 
v. Knoeringen bittet die Opposition um Mit
arbeit bei der geplanten Verwaltungsverein
fachung, die auch vor unpopulären Schritten 
nicht haltmachen werde.

19. April 1955  156

Über Bayerns Wünsche beim Aufbau einer 
neuen deutschen Wehrmacht unterrichtet 
Ministerpräsident Hoegner den Landtag.

Gegenüber Theodor Blank, dem Sicher
heitsbeauftragten der Bundesregierung, ha
be er betont, dass der Freistaat an der lands
mannschaftlichen Gliederung der künftigen 
Truppenverbände und an einem Mitwir
kungsrecht der Länder bei der Auswahl der 
Offiziere festhalte. Diese Forderungen 
müssten im Grundgesetz verankert werden. 
Bei der Gestaltung der Wehrverwaltung und 
der Landbeschaffung für militärische Zwek
ke müssten Verwaltungszuständigkeiten und 
zentrale Lenkungsmaßnahmen des Bundes 
auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 
(122)

21. April 1955  157

Der Landtag macht endgültig den Weg frei 
für die Errichtung von Spielbanken in 
Bayern.

Auf Antrag der Koalitionsparteien wird 
beim siebten Anlauf mit 92 gegen 79 Stim
men und 16 Enthaltungen grünes Licht für 
Kasinos in Bad Reichenhall, GarmischPar
tenkirchen und Bad Kissingen gegeben. Bad 
Wiessee muss noch warten, weil unklar ist, 
ob es die Bestimmungen des Reichsspiel
bankgesetzes von 1933 erfüllt.
Die CSU pocht wie früher auf moralische 
Bedenken. Aloys Hundhammer: „Man soll 
dem Spielteufel nicht von Amts wegen die 
Türe aufmachen.“ Die Befürworter hoffen 
auf eine Förderung des Fremdenverkehrs 
und führen die Gewinne für die öffentliche 
Hand ins Feld. Sie sollen für den sozialen 
Wohnungsbau verwendet werden.
Nein zum staatlich konzessionierten Glücks
spiel sagen die meisten Unionsabgeordneten 
und von der Koalition zwei Sozialdemokra
ten sowie die Kabinettsmitglieder Wilhelm 
Hoegner (SPD) und Willi Guthsmuths 
(BHE).
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Bereits ein Jahr später kann das Finanzminis
terium eine stattliche Spielbankenabgabe 
von rund 2,7 Millionen DM verbuchen, wo
von etwa zwei Millionen Mark im Staatssäk
kel bleiben. (92, 111, 163, 179, 196, 217, 
254, 547)

12. Juli 1955  158

Das Gesetz über den Bayerischen Kreis Lin-
dau schafft die Voraussetzung, dass Stadt 
und Landkreis zum 1. September 1955 nach 
zehnjähriger Trennung wieder zu Bayern 
kommen.

Lindau Stadt und Land waren 1945 der fran
zösischen Besatzungszone zugeschlagen 
worden. Es war die Landverbindung zwi
schen den französischen Zonen in Deutsch
land und Österreich. Obwohl die Zugehö
rigkeit Lindaus zu Bayern niemals in Frage 
stand, hatte es einen Sonderstatus. Die Bo

Löwenmonument am Lindauer Hafen

denseestadt samt Umland war ein Mini
Bundesland. An der Spitze stand „Kreisprä
sident“ Anton Zwisler, der wie ein Minister
präsident schalten und walten konnte. Die 
Bürger, denen die Eigenständigkeit mate
rielle Vorteile brachte, sprachen von ihrem 
„König Anton L“.
Die Aufhebung des Besatzungsstatus für die 
Bundesrepublik Deutschland am 5. Mai 
1955 machte den Weg frei für die Rückkehr 
Lindaus zu Bayern. Das einstimmig vom 
Landtag beschlossene Gesetz legt fest, dass 
der Freistaat Bayern in die Rechte und 
Pflichten des bisherigen Bayerischen Krei
ses Lindau eintritt. Damit enden die auf 
Besatzungsrecht beruhenden Rechtsset
zungsbefugnisse des Kreispräsidenten von 
Lindau.

14. Juli 1955  159*

Nach achtjähriger Diskussion beschließt der 
Landtag gegen die Stimmen der CSU-Oppo-
sition das Lehrerbildungsgesetz, das wich-
tigste Reformvorhaben der Viererkoalition. 
Ministerpräsident Hoegner unterzeichnet 
jedoch das Gesetz nicht, weil sich die katho-
lische Kirche quer legt.

Einig sind sich die Parlamentarier schon seit 
Jahren, dass die Lehrerausbildung nicht 
mehr in Seminaren, sondern an Pädagogi
schen Hochschulen, die den Universitäten 
angeschlossen sein sollten, stattfinden müs-
se. Umstritten ist lediglich die konfessionel
le Trennung der Studenten, die von der 
CSU unter Hinweis auf die Kirchenverträge 
verlangt wird.
Oppositionssprecher Hanns Seidel äußert 
seine „sichere Überzeugung“, dass der Koa
litionsentwurf weder mit der Verfassung 
noch mit den Kirchenverträgen in Einklang 
zu bringen sei. Waldemar von Knoeringen 
(SPD) verteidigt im Namen der Koalition 
die Reform mit den Worten: „Menschen 
verschiedenen Bekenntnisses müssen ne
beneinander und miteinander leben“. Das 
Gesetz stelle die Gemeinsamkeit der Leh
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rerbildung her und garantiere das Recht der 
Konfession auf volle Entfaltungsmöglich
keit.
Hoegner kündigt an, mit dem Vatikan und 
der evangelischlutherischen Landeskirche 
über die notwendige Änderung der Kirchen
verträge Verhandlungen aufzunehmen. Erst 
nach Klärung der Rechtsfrage wolle er das 
Gesetz unterzeichnen. „Ich kannte als baye
rischer Politiker die Macht der katholischen 
Kirche zu gut, um mich auf einen offenen 
Kampf mit ihr einzulassen“, schreibt er in 
seinen Erinnerungen.
Die Verhandlungen mit dem Vatikan kom
men erst gar nicht richtig in Gang. Beim 
Heiligen Stuhl gibt man sich verstimmt, dass 
die Nuntiatur nicht bereits während der Ge
setzesberatungen um eine Stellungnahme 
gebeten wurde. Weder dem Staatsrechtler 
Prof. Hans Nawiasky, den die Staatsregie
rung als „Unterhändler“ gewinnt, noch ei
ner persönlichen Initiative Baumgartners 
gelingt es, den Vatikan zum Einlenken zu 
bewegen.
Der Streit, der in Bayern zeitweise die Züge 
eines Kulturkampfes annimmt, hat als 
Dreh und Angelpunkt eine Auslegungsfra
ge. Im Konkordat von 1924, das die Verfas
sung von 1946 bestätigte, heißt es: „Der 
Staat wird bei der Neuordnung der Lehrer
bildung für Einrichtungen sorgen, die eine 
den obigen Grundsätzen entsprechende 
Ausbildung der für katholische Volksschu
len bestimmten Lehrkräfte sichern.“ Unter 
diesen „Einrichtungen“ (im Original „istitu
ti“) versteht der Vatikan, aber auch die 
CSU, eigene „Anstalten“ für die katholi
schen Lehrerstudenten.
Das Lehrerbildungsgesetz der Viererkoali
tion legt das Konkordat so aus, dass an jeder 
Pädagogischen Hochschule ein Lehrer für 
„die dem Bekenntnis der beiden Kirchen 
entsprechende Zusammenschau der Erzie
hungswissenschaft und der Bildungsgüter 
(konfessionelle Wertlehre)“ zuständig sein 
müsse. Ansonsten sollen die Studenten ge
meinsam ausgebildet werden. Die evangeli
sche Kirche ist damit einverstanden. Nach

dem endgültigen Nein des Heiligen Stuhls 
vom Juli 1957 liegt jedoch das Reformgesetz 
auf Eis, bis der Landtag aufgrund neuer 
Mehrheitsverhältnisse am 2. Juni 1958 einen 
Kompromiss findet.
Die Diskussion um die Reform der Lehrer
bildung hatte in Bayern bereits in den zwan
ziger Jahren eingesetzt. Einen neuerlichen 
Anstoß erhielt sie dann 1947, als die US 
Militärregierung die sechsklassigen Lehrer
bildungsseminare verbot. Sie wurden dar
aufhin von der Staatsregierung geschlossen. 
Als Provisorium gab es nun eine „Oberschu
le in Kurzform“, der viersemestrige pädago
gische Lehrgänge folgten. Eine hochschul
mäßige Ausbildung strebten alle Landtags
parteien an, wobei die SPD wie auch der 
Bayerische Lehrer und Lehrerinnenver
band eine universitäre Ausbildung favori
sierten. (188, 315, 340, 360, 367)

2. August 1955  160

Die Parlamentarier gedenken Kronprinz 
Rupprechts von Bayern, der am Nachmittag 
im Schloss Leutstetten im Alter von 86 Jah-
ren starb.

„Er war ein königlicher Demokrat. So trau
ern wir aufrichtig mit dem Hause Wittels
bach um den Verstorbenen“, sagt Landtags
präsident Hans Ehard etwa eine Stunde 
nach Rupprechts Tod. Ehard fährt fort: 
„Wir empfinden den Hauch einer geschicht-
lichen Stunde. Mit dem Tode des Kronprin
zen Rupprecht ist eine große Epoche der 
bayerischen Geschichte abgeschlossen.“
Kronprinz Rupprecht von Bayern war der 
Sohn des letzten bayerischen Königs Lud
wigs III., der 1918 beim Ausbruch der Re
volution seine Heimat verließ. Wie sein Va
ter, so verzichtete auch Rupprecht nie auf 
den Königsthron der Witteisbacher. Minis
terpräsident Wilhelm Hoegner ordnet für 
den Verstorbenen ein Staatsbegräbnis an. 
Bayerns „ungekrönter König“ wird unter 
großer Anteilnahme der Bevölkerung zu 
Grabe getragen.
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22. September 1955  161

In einer Resolution begrüßt der Landtag die 
Ergebnisse der Moskaureise von Bundes-
kanzler Adenauer, insbesondere die Freilas-
sung der über 9 000 Kriegsgefangenen, die 
sich noch in der Sowjetunion befinden.

Ministerpräsident Wilhelm Hoegner spricht 
von einer „längst fällig gewesenen Tat der 
Menschlichkeit“. Die deutsche Delegation 
habe durch „Klugheit und Mäßigung“ die 
feindselige Gegenstimmung in Moskau ge
brochen. Sie habe „die deutsche Würde ge
wahrt“ und die Überzeugung mitgebracht, 
„dass die Katastrophe eines dritten Welt
krieges abgewendet ist, dass auch das russi
sche Volk genau wie alle Völker der Welt 
den Frieden will“. Auf dieser Tatsache kön
ne eine deutsche Außenpolitik wieder auf
gebaut werden. Ihr Ziel könne nur Gesamt
deutschland sein. Die Erklärung des Minis
terpräsidenten wird einstimmig gebilligt.

23. September 1955  162

Der Landtagsausschuss für Verwaltungsver-
einfachung beginnt mit der Beratung des 
Kollmann-Gutachtens.

Unter Leitung von Staatsrat a. D. Ottmar 
Kollmann hat eine 13-köpfige Expertengrup-
pe Vorschläge zur Staatsvereinfachung ge
macht. Aufsehen erregt vor allem die Idee, 
den Bayerischen Senat umzubilden und sei
ne Position zu stärken.
Der Ausschuss beauftragt einstimmig die 
Staatsregierung, ernsthaft an den Abbau 
überholter Aufgaben heranzugehen und zu 
prüfen, welche öffentlichen Aufgaben über
flüssig sind. Als Grundsatz solle gelten, dass 
der Staat nicht selbstverständlicher Helfer 
bei allen Bedürfnissen des Einzelnen zu sein 
habe. Die Parlamente seien „Hüter der 
Freiheit des Bürgers und haben bei der Ge
setzgebung vor allem finanzielle Lasten vom 
Volk abzuwehren“. (180, 182, 224, 610, 635)
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6. Oktober 1955  163

Die Opposition rührt erneut an den Spiel-
bankenkonzessionen, nachdem Gerüchte 
über Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe 
nicht verstummen wollen.

Vordergründiger Anlass für die CSUInter
pellation ist die Frage, warum Innenminister 
August Geislhöringer (BP) in den Verträ
gen „zur Sicherung des bayerischen Staates 
vorgesehene Bestimmungen“ gestrichen ha
be. Doch seit Monaten wird bereits im Ma
ximilianeum getuschelt, dass es bei der Li
zenzvergabe für die Kasinos in Bad Kissin
gen, Bad Reichenhall und GarmischParten
kirchen nicht mit rechten Dingen zugegan
gen sein soll.
Rudolf Hanauer (CSU) bringt die Regie
rungsparteien mit seinen Andeutungen in 
Harnisch. Er zitiert Pressemeldungen, wo
nach der Kissinger Konzessionär Simon 
Gembicki gedroht habe, falls er nicht zum 
Zuge komme, fliege die ganze bayerische 
Koalition auf. Der Innenminister sei der 
Erste, den er stürzen könne. Geladen wird 
die Atmosphäre, als Hanauer kolportiert, 
bei einer Besprechung in einem Münchner 
Café habe ein Spielbankeninteressent 30 000 
Mark in der Tasche gehabt, die für einen 
Landtagsabgeordneten bestimmt gewesen 
seien.
Den Ministerpräsidenten ruft Hanauer auf 
den Plan, wie er mitteilt, ein Mann des 
„Freundeskreises des Innenministers“ sei 
angegangen worden, damit ein bestimmter 
Beamter die Konzessionen bearbeite. Als 
Lohn sei ihm eine Beteiligung am Kasino 
Bad Kissingen versprochen worden. Darauf 
Hoegner erregt: „Diese Behauptung be
rührt die Ehre der ganzen bayerischen Be
amtenschaft.“
Die Oppositon beharrt nach der Interpella
tion auf gründlicher Aufklärung aller Vor
würfe und beantragt einen Untersuchungs
ausschuss, der am 27. Oktober eingesetzt 
wird. Vorsitzender wird Martin Hirsch 
(SPD), sein Stellvertreter Franz Lippert 
(CSU). Als Erstes knöpfen sich die Parla

August Geislhöringer

mentarier die Konzessionäre Simon Gem
bicki und Karl Freisehner vor, die „unge
niert Kübel voll Unrat gegeneinander aus
schütten und sich mit Ausdrücken be
schimpfen, die ein ordentliches Gericht nie
mals zulassen würde“ (so der Parlamentsbe
obachter des „Münchner Merkur“).
Im „Merkur“ ist weiter zu lesen, dass schon 
während der ersten vier Sitzungen die Ver
handlung „circensischen Charakter“ an
nahm, „von Würde konnte keine Rede 
sein“. Über den „CSUMatador des Aus
schusses“, Rudolf Hanauer, schreibt das 
Blatt, seine wohlüberlegte Strategie scheine 
nicht nur auf genauen Aktenstudien zu beru
hen, „sondern auch auf überraschend präzi
sen Informationen geheimnisvoller Her
kunft“. (92, 111, 157, 179, 196, 217, 254, 547)

26. Oktober 1955  164

Vorwürfe der Opposition, die Koalition ha-
be das Kultusministerium von missliebigen 
Beamten gesäubert, führen im Plenum zu 
Tumulten.
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In einer Interpellation nimmt die CSU Per
sonalveränderungen im Kultusministerium 
aufs Korn. Der letzte Satz von Hanns Seidel 
führt zu lautstarken Protesten: Es sei „ein 
bitteres Gefühl zu wissen, dass Frauen und 
Männer im Jahre 1955 wegen ihrer weltan
schaulichen Einstellung genauso behandelt 
werden wie vor 22 Jahren“. Erst nach Minu
ten kann sich Präsident Ehard wieder Gehör 
verschaffen. Waldemar von Knoeringen 
(SPD) kontert, dies sei „der schwerste Vor
wurf, der neben der Verfassungsverletzung 
der Staatsregierung und den Parteien ge
macht werden kann“.
Die Sitzung wird daraufhin unterbrochen. 
Am nächsten Tag rechtfertigt sich Seidel mit 
dem Hinweis, er habe seine ernste Besorg
nis zum Ausdruck bringen wollen, weil bei 
den betroffenen Beamten nicht der Ein
druck entstehen dürfe, so behandelt zu wer
den wie andere 1933. Dementis von Staats
sekretär Hans Meinzolt, der für den er
krankten Kultusminister August Rucker 
spricht, hindern den einstigen Kultusminis
ter Aloys Hundhammer nicht an einer 
scharfen Attacke: Die personellen Verände
rungen im Ministerium seien nicht aus sach
lichen, sondern aus religiösen und weltan
schaulichen Gründen auf Betreiben der 
Koalition erfolgt.
Am 13. Dezember kommt es zu einer erneu
ten scharfen Konfrontation zwischen Koali
tion und CSU. Aus Protest gegen eine 
Rundfunkrede von Innenminister August 
Geislhöringer, in der er die CSU scharf at
tackierte, boykottiert sie die Landtagssit
zungen. Diesem bis dahin einmaligen Vor
gang schließt sich am 14. Dezember ein 
weiterer an: Landtagspräsident Hans Ehard 
verlässt nach einem Streit um die Geschäfts
ordnung mit Ministerpräsident Wilhelm 
Hoegner den Plenarsaal. Während Ehard 
und Hoegner ihren Konflikt bereits einen 
Tag später beilegen, lenkt die CSU erst 
Mitte Januar 1956 ein.

31. Januar 1956  165

Der Landtag lädt die ehemals bayerische 
Rheinpfalz zur Wiedervereinigung mit dem 
Freistaat ein. Ein einmütig gebilligtes Pfalz-
Manifest der Staatsregierung verspricht der 
einen Million Pfälzer weitgehende Sonder-
rechte.

Gedacht ist an die Errichtung eines Sonder
ministeriums für pfälzische Angelegenhei
ten („Pfalzministerium“), die Ernennung 
des Regierungspräsidenten für die Pfalz 
nach Vorschlag des Pfälzer Bezirkstages, die 
Beibehaltung der pfälzischen Behörden
und Gerichtsorganisation und die besondere 
Berücksichtigung der Pfalz bei der Vergabe 
staatlicher Aufträge. Die pfälzischen Wün
sche in der Personalpolitik sollen berück
sichtigt werden, die kulturpolitischen Be
stimmungen fortbestehen und die in der 
Pfalz aufkommenden Steuern dort wieder 
ausgegeben werden.
Ministerpräsident Hoegner sagt unter dem 
Beifall des ganzen Hauses: „Die Bayerische 
Staatsregierung, der Bayerische Landtag 
und damit das gesamte bayerische Volk be
kunden heute vor aller Öffentlichkeit ihre 
untrennbare Verbindung mit dem Pfälzer 
Volk, das seit 150 Jahren in einmütiger 
Treue zu Bayern gestanden hat. Bayern hat 
die Pfälzer nie vergessen!“
Der Traum von der Heimkehr der Pfalz 
nach Bayern ist bereits drei Monate später 
ausgeträumt; die mit der Gründung des 
Landes RheinlandPfalz geschaffenen Tat
sachen erweisen sich als stärker. Am 22. 
April sprechen sich in einem Volksbegehren 
nur 7,6 Prozent der Pfälzer für die bayeri
sche Lösung aus, 9,3 Prozent wollen nach 
BadenWürttemberg. Zwei Tage später 
weist Ministerpräsident Hoegner „mit aller 
Entschiedenheit“ die Vermutung des CSU 
Politikers Hundhammer zurück, die in Bay
ern regierende Viererkoalition sei schuld am 
Ausgang des Volksbegehrens.
„Hauptursache“ ist nach Meinung Hoeg
ners, „dass sich Kräfte, die für die Erhaltung 
des Landes RheinlandPfalz aus Gründen
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der Bundespolitik eingetreten sind, gerade 
in der Pfalz als stärker erwiesen haben“. 
Kaum mehr als ein Lippenbekenntnis ist 
schließlich Hoegners Versicherung, die 
Bayerische Staatsregierung werde „einge
denk der langen Verbundenheit der Pfalz 
mit Bayern“ bei der Neugestaltung der Län
der am Rhein im Bundesrat „für eine ver
nünftige Lösung der Pfalzfrage eintreten“. 
(85)

22. März 1956  166

Sorgen um den technischen Nachwuchs 
äußert die SPD-Fraktion in einer Großen 
Anfrage. Die Befürchtung, dass der Osten 
den Westen überflügeln könnte, wird allge
mein geteilt.

Waldemar von Knoeringen (SPD) hält den 
deutschen Hochschulen vor, mit der „zwei
ten industriellen Revolution“ nicht Schritt 
zu halten. Von 1950 bis 1954 habe sich das 
Stellenangebot auf dem technischen Sektor 
verfünffacht. Es gebe aber nur 5400 Stu
dienplätze an den bayerischen Ingenieur
schulen, während man 20 000 benötige.
In der Debatte am 26. April machen sich die

Drei der ersten 
Unterzeichner des 
Volksbegehrens im 
pfälzischen Haßloch

Abgeordneten angesichts des OstWest
Konfliktes Sorgen um die Zukunft der west-
lichen Industrien und der Wirtschaft. Nur 
Hanns Seidel (CSU) teilt den Kulturpessi
mismus Knoeringens nicht und sieht die 
deutschen Techniker an der Spitze der euro
päischen Länder. Enttäuscht über den par
teilosen Kultusminister Prof. August Ruk
ker äußert sich Heinrich Junker (CSU), weil 
dieser als Professor an einer Technischen 
Hochschule sein eigenes Fach nicht gebüh
rend fördere. Außerhalb des Parlaments er
heben auch Sozialdemokraten diesen Vor
wurf. Ministerpräsident Hoegner kündigt 
an, das Thema des technischen Nachwuch
ses auf der MinisterpräsidentenKonferenz 
zur Sprache zu bringen. (172, 242)

26. Juni 1956  167

Mit knapper Mehrheit lehnt der Landtag die 
Verlegung des Schuljahresbeginns auf das 
Frühjahr ab.

Damit setzt sich das Parlament endgültig in 
Widerspruch zu den übrigen deutschen Bun
desländern. Mit 103 gegen 86 Stimmen 
(zwei Enthaltungen) lehnen die Abgeordne
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ten eine Empfehlung der Ministerpräsiden
ten ab. Für den Frühjahrstermin stimmen 
SPD, FDP, Teile des BHE und der Bayern
partei. Ministerpräsident Hoegner beharrt 
auf dem Herbst. (116)

11. Juli 1956  168

Der Physiker und Nobelpreisträger Prof. 
Werner Heisenberg unterrichtet den Land-
tag im Plenarsaal des Maximilianeums über 
die Zukunft der Atomforschung in Deutsch-
land.

Für den Aufbau einer Atomindustrie in 
Deutschland bedürfe es großer Anstrengun
gen und erheblicher Mittel, prophezeit Prof. 
Heisenberg. Erster und wichtigster Schritt 
sei eine ReaktorForschungsstation für die 
Ausbildung von Wissenschaftlern. Ängste 
vor den Gefahren der Atomtechnik dürften 
weder bagatellisiert noch übertrieben wer
den. Wenn man jedoch alle Vorsichtsmaß
nahmen beachte, bestehe kein Hinderungs
grund mehr, auf die Ausnutzung des Urans 
oder anderer radioaktiver Stoffe zu verzich
ten, sagt Heisenberg zum Schluss seines mit 
großem Beifall aufgenommenen Vortrags. 
Die Frage eines Abgeordneten, ob die 
Atombombenexplosionen für die sich häu
fenden Regenfälle verantwortlich seien, be
antwortet der Physiker lakonisch: „Ich glau
be nein, aber ich weiß es nicht.“
Dieses Problem, das die Öffentlichkeit 
beunruhigt, steht am 9. Oktober im Mittel
punkt einer Großen Anfrage der Koalitions
fraktionen. Karl BrentanoHommeyer (BP) 
zitiert aus dem Gutachten eines Radiologen. 
Danach fiel von November 1955 bis März 
1956 in Süddeutschland zwölfmal radioakti
ver Regen, der nahe an die Gefährlichkeits
grenze herankam.
Innenminister August Geislhöringer (BP) 
antwortet, der Ursprung der radioaktiven 
Niederschläge gehe auf den Abschuss von 
Atombomben zurück. Schädigungen bei 
Menschen, Tieren oder Pflanzen habe man 
in Bayern noch nicht festgestellt. Entspre

chende Meldungen seien reine Vermutun
gen, die durch nichts bewiesen werden 
könnten. (181, 366, 529)

19. Juli 1956  169

Wie das „Hornberger Schießen“ geht ein 
neuerlicher Anlauf der Bayernpartei aus, 
dass der Freistaat ein eigenes Staatsangehö-
rigkeitsgesetz erhält.

Der Rechtsausschuss nahm zuvor den An
trag von Hans Utz (BP) bei vier Enthaltun
gen an. Im Landtagsplenum überwiegen die 
Bedenken. Die Rechtspolitiker sollen die 
Initiative nochmals auf ihre Hieb und Stich
festigkeit prüfen. Daraufhin zieht Utz sei
nen Antrag zurück, denn schon 1952 habe 
der Landtag fast einstimmig ein Staatsange
hörigkeitsgesetz angemahnt. Die Bedenken 
gegen eine bayerische Staatsangehörigkeit 
kommen außer von der BP von allen Seiten 
des Hauses. Auch im Koalitionsausschuss 
sieht man angesichts des Widerstandes von 
FDP und BHE keinen rechtlichen und poli
tischen Weg, das Gesetz durchzudrücken. 
Selbst Ministerpräsident Hoegner hält es in
folge des Grundgesetzes für überholt.
Im Laufe der Jahre werden vom Bayeri
schen Verfassungsgerichtshof verschiedent
lich Klagen auf Vorlage eines Staatsangehö
rigkeitsgesetzes abgelehnt. Am 12. März 
1986 stellen die Verfassungsrichter klipp 
und klar fest, „bayerische Staatsangehörige, 
die nicht Deutsche sind, kann es im Bundes
staat nicht geben“. Aus diesem Grund kön
ne in Bayern geborenen Ausländern keine 
bayerische Staatsangehörigkeit zuerkannt 
werden. (124)

11. Oktober 1956  170

Mit einem neuen Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz löst der Landtag das bayerische 
Polizeistrafgesetzbuch von 1871 ab. Um-
stritten ist in der Koalition der „Konkubi-
natsartikel“.
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Die Staatsregierung verzichtete in ihrem 
Entwurf auf diesen Artikel, der „wilde 
Ehen“ unter Strafe stellt. Im Landtag setzen 
dann CSU und BP seine Beibehaltung 
durch, da die Bayerische Verfassung Ehe 
und Familie unter den besonderen Schutz 
des Staates stelle. Die Abstimmung ergibt 
115 Ja gegen 58 NeinStimmen bei fünf 
Enthaltungen. Auch einige SPD und BHE 
Abgeordnete votieren für den „Konkubi
natsartikel“, der selbst die in der Nach
kriegszeit häufige „Onkelehe“ mit Strafe be-
droht.
Der Artikel lautet: „Personen, die durch 
fortgesetztes häusliches Zusammenleben in 
außerehelicher Geschlechtsverbindung er
hebliches öffentliches Ärgernis erregen, 
werden mit Geldstrafe bis zu 150 DM oder 
mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.“ Erst 1970 
wird diese Bestimmung aufgehoben.
Auch das Nacktbaden beschäftigt die Parla
mentarier. Es bleibt dann bei der alten Be
stimmung, wonach Nacktbadeplätze abge
grenzt und den Blicken Neugieriger entzo
gen sein müssen.

6. November 1956  171

Die Flaggen auf dem Maximilianeum wehen 
auf halbmast: Der Landtag gedenkt der Op-
fer des Ungarn-Aufstandes.

„Wenn die Koexistenz so aussieht, dann 
behüte uns der Himmel davor“, erklärt 
Landtagspräsident Hans Ehard im Namen 
aller Fraktionen. „Mit Schrecken, mit Ent
setzen, aber auch mit Empörung, vor allem 
jedoch mit tiefer Trauer erleben wir, was in 
diesen Tagen, wenige hundert Kilometer 
von hier entfernt, in Ungarn vor unseren 
Augen und vor den Augen der Welt ge
schieht.“ Ehard versichert: „Unser tiefstes 
Mitgefühl gilt dem kleinen mutigen ungari
schen Volk.“

8. November 1956  172

Die Staatsregierung legt dem Landtag einen 
Zehnjahresplan zur Förderung von Schul-
wesen, Wissenschaft und Forschung vor 
(„Ruckerplan“). Die Kosten werden mit 1,8 
Milliarden DM angenommen.

Ministerpräsident Hoegner nimmt kein 
Blatt vor den Mund: „Wir sind auf der Stufe 
des 19. Jahrhunderts stehen geblieben. 
Wenn wir am Wege liegen bleiben, bedeutet 
das nicht nur wissenschaftliche, sondern 
auch wirtschaftliche Verarmung. Mit Flick
arbeit kommen wir auf die Dauer nicht 
aus.“
Kultusminister August Rucker fordert die 
Verbesserung des Volksschul und Berufs
schulwesens, Stipendien für die Studenten, 
Wohnheime, Begabtenförderung und eine 
fünfzigprozentige Steigerung der Absolven
ten der technischen Bildungsanstalten. All 
dies erscheint Finanzminister Friedrich 
Zietsch kaum finanzierbar.
Die CSU will den Zehnjahresplan mittra
gen. Auf ihren Antrag wird ein 14-köpfiger 
Ausschuss gebildet, der sich mit der Förde
rung der wissenschaftlichen Forschung und 
des Nachwuchses befassen soll. Am 30. Ja
nuar 1957 fordert der Landtag die Staatsre

CSUPlakat 1957
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gierung in einer Resolution auf, in Verhand
lungen mit den übrigen Ländern ein Förder
programm durchzusetzen.
Hoegners Entwurf eines Verwaltungsab
kommens zwischen Bund und Ländern über 
die Bildung einer deutschen Kommission 
zur Förderung der Wissenschaften wird von 
der Ministerpräsidentenkonferenz am 28. 
Februar 1957 angenommen und am 5. Sep
tember 1957 von Bundeskanzler Adenauer 
und den Vertretern der Länder unterzeich
net. (166, 242)

12. Dezember 1956  173

In einer Kampfabstimmung beschließt der 
Landtag, dass Kommunalwahlen nicht mehr 
alle vier, sondern nur noch alle sechs Jahre 
stattfinden sollen.

Das Gemeindewahlgesetz wird mit 104 ge
gen 80 Stimmen (sechs Enthaltungen) geän
dert. Mit nur zwölf Stimmen Mehrheit wird 
das Gesetz rückwirkend zum 1. Mai 1956 in 
Kraft gesetzt. Kritiker sprechen von einer 
„Lex Oberammergau“, weil sie vermuten, 
dass der Hauptinitiator Raimund Lang (BP) 
als Bürgermeister Oberammergaus auf diese 
Weise während der nächsten Passionsspiele 
1960 auf jeden Fall im Amt sein wolle. Auf 
Antrag von SPD und FDP erklärt der Ver
fassungsgerichtshof am 13. Februar 1958 die 
rückwirkende Verlängerung der kommuna
len Wahldauer für verfassungswidrig.
Die Verlängerung auf sechs Jahre wird mit 
der Möglichkeit, weitschauender zu planen, 
die Verwaltung zu vereinfachen und Steuern 
zu sparen begründet. Hans Högn (SPD), 
Oberbürgermeister von Hof, warnt jedoch, 
die demokratischen Rechte des Bürgers zu 
beschneiden. „Es wird zu viel gewählt“, 
setzt die BP, die den Gesetzentwurf ein
brachte, lakonisch dagegen. Am 1. 1. 1960 
wird die sechsjährige Wahldauer endgültig 
Gesetz, erstmals angewandt bei der Kom
munalwahl im Frühjahr 1960. (37)

17. Januar 1957  174

Ministerpräsident Hoegner warnt vor der 
Entwicklung zum Zentralstaat.

Hoegner will die Rechte des Freistaates 
Bayern „gegen das zügellose Machtstreben 
der eingeschworenen Zentralisten auch wei
terhin mit aller Kraft verteidigen“. Denn: 
„Wir können die Hoheitsrechte der Länder, 
vor allem auch unsere Kulturhoheit nicht 
dem Götzen Einheitsstaat‘ opfern.“ Oppo
sitionssprecher Hanns Seidel appelliert an 
die Staatsregierung, den Bundesrat wieder 
zum „wahren Forum des Föderalismus“ zu 
machen.
Finanzminister Friedrich Zietsch (SPD) 
klagt über den finanziellen Druck des Bun-
des, der auf den Ländern laste: „Es ist nicht 
leicht, ein Land zu sein.“ Zietsch fordert, 
der Bund solle seine Dotationen wie beim 
„Grünen Plan“ auch auf das weite Feld von 
Schule, Wissenschaft und Nachwuchsförde
rung ausdehnen. Der vom Finanzminister 
vorgelegte Haushalt 1957 umfasst 3,29 Mil
liarden DM, davon 610 Millionen allein für 
den Etat des Kultusministeriums.

22. Januar 1957  175

Der Kulturpolitische Ausschuss diskutiert 
das „Halbstarken-Problem“. Die Abgeord-
neten setzen mehrheitlich auf pädagogische 
Maßnahmen.

Der PsychologieProfessor Huth klärt die 
Kulturpolitiker über die Hintergründe der 
„HalbwüchsigenFrage“ auf. Die Jugend 
von heute sei körperlich zwei Jahre zu früh 
dran, seelisch aber vier Jahre zu spät. Die 
Bandenbildung nennt der Psychologe eine 
natürliche Erscheinung. Gefährlich sei sie 
nur deshalb geworden, „weil keine sittlichen 
Grundsätze dahinter stehen“. Dafür macht 
Prof. Huth den Zerfall der Familien verant
wortlich, aber auch das Kino, Sexualreize, 
Schmutz und Schundhefte und die Gewöh
nung an den „dauernden Lärm des Rund
funks“.
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Der CSUAbgeordnete Heinrich Junker will 
das Problem durch hartes Durchgreifen lö
sen. Die Mehrheit aus SPD und FDP folgt 
jedoch nicht seinem Vorschlag, die Schulge
setzgebung zu ändern, damit Schüler, die 
eine ernstliche Gefahr für die sittliche Ent
wicklung der anderen oder für den Unter
richt bedeuten, aus der Schule ausgeschlos
sen werden können. SPD und FDP setzen 
stattdessen auf die Mittel der Pädagogik. 
Schon eine Woche zuvor scheiterte Junker 
mit seinem Antrag, Widerstand gegen die 
Staatsgewalt durch Halbstarke mit Mitteln 
zu brechen, „die bis an die Grenze des Ge
setzes gehen“.

30. Januar 1957  176

Gegen die Stimmen der Opposition verab-
schiedet die Viererkoalition das Gesetz über 
die Errichtung einer Politischen Akademie.

Dem Beschluss ging ein monatelanges Tau
ziehen voraus. Georg Meixner (CSU) be
tont ebenfalls die Bedeutung der politischen

„Halbstarke“ Jugendliche

Bildung. Da die CSU bei den Beratungen 
immer überstimmt, „schließlich ausgeschal
tet“ worden sei, sage sie nein. Zweck der 
Akademie ist die „Festigung des Gedanken
guts der freiheitlichdemokratischen Staats
ordnung“ (Art. 2). Die Akademie, die das 
Recht der Selbstverwaltung erhält, soll die 
politische Bildung in Bayern auf überpartei
licher Grundlage fördern und vertiefen.

15. Mai 1957  177

Mit einer Wahlgesetzänderung werden den 
Kommunisten ihre Kommunalmandate ab-
erkannt. Dem liegt das KPD-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 17. August 
1956 zugrunde, das die Partei verbot.

Infolge der Änderung des Landeswahlgeset
zes, des Bezirks und des Gemeindewahlge
setzes werden in Bayern 76 KPDMandate 
ungültig (zwei Bezirksräte, 14 Kreisräte, 15 
Stadträte kreisfreier Städte und 45 Gemein
deräte). Die Sitze bleiben bis zum Ende der 
Wahlzeit unbesetzt. Im Landtag war die 
KPD nach 1946 nie vertreten.

15. Mai 1957  178

Mit großer Mehrheit schafft der Landtag 
den Bayerischen Verdienstorden. Er wird 
als „Zeichen ehrender und dankbarer Aner-
kennung für hervorragende Verdienste um 
den Freistaat Bayern und das bayerische 
Volk“ verliehen.

Der Orden hat die Form eines „Malteser
kreuzes“, auf der Vorderseite ist das bayeri
sche Rautenwappen, auf der Rückseite der 
bayerische Löwe in Gold auf schwarzem 
Emailgrund. Das nur in einer Klasse verlie
hene Ordenskreuz wird an einem weißblau
en Band um den Hals getragen. Ein Ordens
beirat unterbreitet dem Ministerpräsidenten 
Empfehlungen für die Verleihung. Die Zahl 
der lebenden Ordensträger soll 2 000 nicht 
überschreiten.
Bei der Verabschiedung des Ordensgesetzes
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schlägt Ministerpräsident Hoegner unter 
stürmischem Beifall auf allen Seiten des 
Hauses patriotische Töne an: „Wir sind 
nicht gewillt, in einem Einheitsstaat aufzu
gehen. Auch wenn es sich nur um einen 
Orden handelt – hier steht die bayerische 
Souveränität auf dem Spiel.“
Erster Ordensträger wird am 7. Mai 1958 
Landtagspräsident Hans Ehard. Minister
präsident Hoegner und sein Nachfolger 
Hanns Seidel erhalten ihn laut Gesetz auto
matisch kraft ihres Amtes. Später werden 
auch Charles de Gaulle, Konrad Adenauer 
und Ludwig Erhard ausgezeichnet.

20. Mai 1957  179

Der Untersuchungsausschuss „zur Prüfung 
der Vorgänge um die Verteilung der Spiel-
bankenkonzessionen“ legt seinen Schlussbe-
richt vor. Vermutungen, dass es bei der Kon-
zessionsvergabe zu Unregelmäßigkeiten 
kam, lassen sich nicht bestätigen.

„Hornberger Spielbank“, „mageres Ergeb
nis“, kommentiert die Presse den Ausgang

Bayerischer Verdienstorden

der mehr als eineinhalbjährigen Untersu
chung. In 43 Sitzungen wurden 56 Zeugen 
ins Kreuzfeuer genommen, unter ihnen die 
Spielbankenbewerber – „ein Völkchen, das 
außerhalb von bürgerlichen Maßstäben zu 
messen ist“ (so Ausschussmitglied Franz 
Zdralek, SPD).
Der Mehrheitsbericht sieht die Korruptions
vorwürfe gegen BayernparteiPolitiker als 
widerlegt an. Der Minderheitsbericht der 
CSU beharrt jedoch darauf, dass die „Frage 
der Zuwendungen an einzelne Personen 
oder Parteien nicht restlos geklärt“ sei. Als 
Einziger bleibt der CSUAbgeordnete Franz 
Michel auf der Strecke, der wegen des Ver
dachts des Meineids aus der Partei ausge
schlossen wird. Damit hat die CSU ihr Ziel, 
die Viererkoalition und insbesondere die 
Bayernpartei in Bedrängnis zu bringen, fürs 
Erste verfehlt.
Zunächst wächst Gras über eine Affäre, die 
sich als Seifenblase entpuppte. Doch hinter 
den Kulissen ist es kein Geheimnis, dass 
nicht jede Zeugenaussage vor dem Untersu
chungsausschuss auf die Goldwaage zu legen 
ist. Schon im Februar 1956 äußerte Minis
terpräsident Hoegner im Kabinett, im Aus
schuss habe wiederholt Eid gegen Eid ge
standen, es sei mit mindestens vier Mein
eidsverfahren zu rechnen. Erst Anfang 1959 
beginnt sich das SpielbankenKarussell er
neut zu drehen, und zwar infolge einer 
„Selbstanzeige“ eines ehemaligen Konzes
sionärs von Bad Wiessee. (92, 111, 157, 163, 
196, 217, 254, 547)

28. Mai 1957  180

Vor dem Ausschuss für Verwaltungsverein-
fachung verteidigt Ministerpräsident Hoeg-
ner die „Richtlinien für Verwaltungsverein-
fachungsmaßnahmen“, die sein Kabinett 
aufgrund des Kollmann-Gutachtens be-
schlossen hat.

Zu den unpopulären Schritten gehören die 
Aufhebung der 18 bayerischen Landkreise 
unter 30 000 Einwohnern und der Zusam
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menschluss der 866 bayerischen Gemeinden 
mit weniger als 200 Einwohnern. Staunen 
erregt bei der Opposition, dass die Regie
rung ihre Ziele in Form eines Parlamentsan
trags durchsetzen will und nicht wie üblich 
einen Gesetzentwurf vorlegt. Hoegner weiß 
jedoch um die Schwierigkeiten einer Ver
waltungsreform und erwartet sich „keine 
blauen Wunder“. Im Nachbarland Baden 
Württemberg wanderten die Regierungsvor
schläge nach zahllosen Sitzungen in den Pa
pierkorb. Einen kleinen Erfolg kann Hoeg
ner dann doch mit nach Hause nehmen: Die 
Flüchtlingsämter werden aufgelöst. (162, 
182, 224, 610, 635)

9. Juli 1957  181

Mit dem „Gesetz zur vorläufigen Regelung 
der Errichtung und des Betriebs von Kern-
reaktoren“ beginnt in Bayern das Atomzeit-
alter.

Das bayerische Atomgesetz, vom Landtag 
einstimmig beschlossen, ist das Erste seiner 
Art in der Bundesrepublik Deutschland. 
Bayern springt damit in die Bresche, denn 
Ende Juni scheiterte im Bundestag überra
schend das „Gesetz zur Regelung der friedli
chen Kernenergienutzung“ als Folge der 
heißen Diskussion um die Atombewaffnung 
der Bundeswehr.

9. September 1957: Ministerpräsident Hoegner freut sich über den ersten aus Amerika eingetroffenen 
Uranstab für den Versuchsreaktor Garching
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In Bayern eilt die Zeit, denn der erste deut
sche Atomreaktor in Garching bei München 
mit seinen ganzen 4 000 Kilowatt, den die 
Staatsregierung nach München holte, steht 
kurz vor der Fertigstellung. Vor seiner Inbe
triebnahme müssen alliierte Vorbehalte, 
niedergelegt im Gesetz Nr. 22 der Alliierten 
Hohen Kommission, ausgeräumt werden.
Das bayerische Gesetz, „lex Garching“ ge
nannt, kommt gerade noch rechtzeitig. Am 
9. September wird das „Atomei“ des Max
PlanckInstituts am Rande der Lan
deshauptstadt München eingeweiht. Vor 
den neugierigen Augen der Festgäste packt 
Regierungschef Hoegner eigenhändig den 
ersten aus Amerika gelieferten eineinhalb 
Meter langen Stab mit spaltbarem Material 
aus. Kabinettskollegen helfen mit Taschen
messern, weil keiner an einen Schraubenzie
her gedacht hat.
„Es lebe die Aktivität“, sagt Hoegner 
scherzhaft. Die Anlieger betrachten dage
gen das „Atomei“ eher misstrauisch. Genau 
zwei Jahre zuvor beschwerten sich die 
Münchner Brauereien mit einer Petition im 
Landtag über den Atommeiler. Der „Verein 
der Münchner Brauereien e. V.“ sorgte sich 
um Auswirkungen auf Menschen, Tiere, 
Pflanzen, Luft und Wasser und verlangte, 
für mögliche Schäden müsse der Staat auf
kommen.
Der Landtag erlaubt durch Gesetzesände
rung am 4. November 1958 auch private 
Atomreaktoren. Das bayerische Atomge
setz tritt am 7. Dezember 1959 außer Kraft, 
da der Bundestag die Gesetzeslücke endlich 
schließt. (168, 366, 529)

9. Juli 1957  182

Der Landtag setzt einen Schlussstrich unter 
die Rechtsbereinigung, die von 1870 Geset-
zen seit dem Jahr 1802 knapp 1600 aufhebt.

Das Zweite Gesetz zur Bereinigung des 
bayerischen Landesrechts beendet die Ar
beit des seit März 1955 bestehenden Haupt
ausschusses, der unter Leitung des Amtsge

richtsrats HansJochen Vogel, des späteren 
Münchner Oberbürgermeisters, sämtliche 
bayerischen Rechtsvorschriften durchforste
te. Das Erste Gesetz, vom Landtag am 
25. 4. 1956 verabschiedet, erteilte der 
Staatsregierung den Auftrag für die „Flur
bereinigung“. Das Zweite Gesetz enthält 
eine negative Abschlussklausel. Damit wer
den alle nicht in der Sammlung aufgenom
menen landesrechtlichen Gesetze und Ver
ordnungen außer Kraft gesetzt.
Übrig bleiben von 177 Bänden mit über 
110 000 Druckseiten ganze vier Bände mit 
2 700 Seiten. Diese „Bereinigte Sammlung“, 
die erste eines Bundeslandes in der Bundes
republik Deutschland, tilgt im Landesrecht 
beispielsweise den Friedensvertrag zwischen 
Bayern und Frankreich vom 24. August 
1801, den Rheinbundvertrag vom 12. Juli 
1806, das Judenedikt von 1813 und das Zoll
vereinsgesetz von 1869.
Am 15. Oktober, eine Woche nach dem 
Bruch der Viererkoalition, werden Minis
terpräsident Hoegner die vier Bände der 
„Bereinigten Sammlung“ überreicht. Hoeg
ner, der sich bereits als Innenminister für 
die Entrümpelung des Rechts stark machte, 
bezeichnet die Sammlung als „ein Doku
ment der bayerischen Eigenstaatlichkeit und 
der trotz allem ungebrochenen bayerischen 
Rechtsentwicklung“. (162, 180, 224, 610, 
635)

12. Juli 1957  183

Auf Initiative des GB/BHE verabschiedet 
der Landtag einstimmig das Landespla-
nungsgesetz.

Das Gesetz umschreibt erstmals die Aufga
ben der Landesplanung, die sich bis dahin 
auf Rechtsverordnungen stützte. Die Pla
nungen für eine den wirtschaftlichen, sozia
len und kulturellen Erfordernissen des Rau
mes entsprechende Ordnung müssen nun 
zwischen den einzelnen Ministerien abge
stimmt werden. Neu ist die Einführung ei
nes Raumordnungsverfahrens zur Abstim
mung einzelner Planungsträger mit den Be
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langen der Landesplanung. Landespla
nungsbehörde ist das Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr, Bezirksplanungs
behörden sind die Regierungen. 
Aufgrund des Bundesraumordnungsgeset
zes von 1965 muss das bayerische Gesetz 
überarbeitet werden. (243, 250, 289, 354, 
406, 524)

8. Oktober 1957  184

Nach 34 Monaten bricht die Viererkoalition 
auseinander. Den Todesstoß gab die Bun-
destagswahl vom 15. September, welche die 
kleinen Koalitionspartner in Existenzangst 
versetzte.

Der sensationelle Ausgang der „Adenauer
Wahl“ – CDU/CSU errangen bundesweit 
mit 50,2 Prozent die absolute Mehrheit – 
hatte auch Konsequenzen für Bayern. Die 
CSU kam im Freistaat auf 57,2 Prozent, die 
SPD erhielt 26,4 Prozent. Bayernpartei, 
FDP und BHE fielen auf 3,2, 4,5 und 6,8 
Prozent zurück. Nach außen hin wurde von 
der Koalition die Behauptung der CSU, der 
Viererbund habe nun seine Basis verloren, 
heftig bestritten. Doch hinter den Kulissen 
gärte es. Die drei kleinen Parteien fürchte
ten, bei der Landtagswahl 1958 die Quittung 
zu bekommen für ihren Flirt mit der Sozial
demokratie.
Vor allem in der Bayernpartei, aufge
schreckt von den jüngsten CSUErfolgen, 
ging die Angst um. Während die BP wackel
te und Sendboten zur ungeliebten Konkur
rentin CSU schickte, versicherte Minister
präsident Hoegner, er werde von sich aus 
nicht zurücktreten. Am 7. Oktober berich
tete Walter Becher (GB/BHE) im Koali
tionsausschuss, eine „größere Mehrheit“ der 
Fraktion sei entschlossen, die Koalition zu 
verlassen. Baumgartner versprach, zur Koa
lition zu halten, doch sei in der BPFraktion 
eine „größere Gruppe“ dagegen.
Einen Tag später zieht der GB/BHE seine 
Regierungsmitglieder mit der Begründung 
zurück, die ungewisse Haltung der BP sei

nicht länger tragbar. In der letzten Minister
ratssitzung am Spätnachmittag des 8. Okto
ber verliest Hoegner eine Erklärung der 
Bayernpartei, „wonach die Entscheidung 
über den Rücktritt des Herrn Ministerpräsi
denten beim Landtag liege. Die Bayernpar
tei werde von sich aus keinen Antrag auf 
Abberufung des Ministerpräsidenten im 
Landtag stellen“.
Als Baumgartner die Hoffnung ausdrückt, 
dass die guten menschlichen Beziehungen 
auch nach Auflösung der Koalition fortbe-
stehen möchten, „ergrimmt“ Hoegner, wie 
er in seinen Erinnerungen festhält. Er ant
wortet: „Die guten menschlichen Beziehun
gen sind zum Schlusse durch Verrat getrübt 
worden. Die Sitzung ist geschlossen.“ Am 
Abend drückt ein Bote Hoegners Haushäl
terin am Gartentor ein Kuvert in die Hand. 
Es enthält die Rücktrittserklärung der vier 
BPRegierungsmitglieder. Telefonisch teilt 
daraufhin Hoegner Landtagspräsident 
Ehard seinen Rücktritt mit. Am nächsten 
Tag steht bereits fest, dass Hanns Seidel 
(CSU) die neue Regierung bilden wird.
Die Bilanz der Viererkoalition, wie sie der 
„Münchner Merkur“ zieht, ist bescheiden. 
Die Koalition habe sich nach Kräften be
müht, die Versprechen ihrer Gründungsvä
ter zu verwirklichen. Wenn das nicht gelun
gen sei, „dann lag das daran, dass der Vie
rerkoalition im Grunde gar keine Kraft in
newohnte. Sie lebte praktisch ständig von 
ihrer Substanz, nicht jedoch vom Ertrag ih
rer Arbeit.“ Reverenz erweist das Blatt dem 
geschäftsführenden Ministerpräsidenten 
Wilhelm Hoegner. Er habe im Bundesrat 
„auch kein Jota vom Ansehen seiner bayeri
schen Heimat preisgegeben“. Der „alte 
Hoegner“ habe durch seine unauffällige und 
stille Arbeit, durch seine Pflichterfüllung 
nicht nur für Bayern, sondern auch für 
Deutschland Bemerkenswertes geleistet.
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16. Oktober 1957  185

Der Landtag wählt Hanns Seidel (CSU) 
zum neuen Ministerpräsidenten. Er bildet 
eine Koalitionsregierung aus CSU, GB/ 
BHE und FDP.

Seidel erhält 110 Stimmen, auf Hoegner, 
der nicht vorgeschlagen ist, entfallen 79, 18 
mehr, als die SPD Sitze hat. Die neue bür
gerliche Koalition entspricht den Vorstel
lungen Adenauers, wie er sie schon 1950 
äußerte. Die Bayernpartei geht leer aus, 
obwohl sie in letzter Stunde versuchte, ihre 
Mannen vor den Bänken der Opposition zu 
retten. Vor allem beim GB/BHE hat sich 
eine unüberwindliche Abneigung gegen die 
BP aufgestaut.

Vereidigung der Regierung Seidel (von links): Innenminister Bezold, die Staatssekretäre Junker und 
Haas, Justizminister Ankermüller (vorne), Arbeitsminister Stain, Staatssekretär Goppel, 
Kultusminister Maunz, Staatssekretär Guthsmuths, Landwirtschaftsminister Hundhammer

Die Verbitterung in der Bayernpartei macht 
sich in heftigen Vorwürfen an die Adresse 
der CSU Luft. BPChef Baumgartner be
zichtigt die Union des „Wortbruchs“, wohl 
gemünzt auf die beidseitigen Koalitionsver
handlungen. Die CSU habe keine christliche 
Einheitsfront gewünscht. Ihr Ziel sei gewe
sen, „die Bayernpartei zu sprengen, zu ver
nichten, zu köpfen“. Die SPD reagiert auf 
den Regierungswechsel gelassener. Sie will 
nach den Worten ihres Vorsitzenden Walde
mar von Knoeringen ihr Programm in der 
Opposition weiterverfolgen, allerdings ohne 
Bündnis mit der Bayernpartei.
In sein Kabinett holt Seidel als Sozialminis
ter und Stellvertreter des Ministerpräsiden
ten Walter Stain (GB/BHE), Otto Bezold
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(FDP) als Innenminister und Willi Anker
müller (CSU) als Justizminister. Staatsminis
ter für Unterricht und Kultus wird Prof. 
Theodor Maunz, parteilos, aber der CSU 
nahestehend, Finanzminister wird Rudolf 
Eberhard (CSU) und Wirtschaftsminister 
Otto Schedl (CSU). Aloys Hundhammer 
kehrt nach siebenjähriger Pause wieder ins 
Kabinett zurück, und zwar als Landwirt
schaftsminister.

5. November 1957  186

Ministerpräsident Hanns Seidel stellt sein 
Regierungsprogramm vor. Er verspricht, 
die Reform der Lehrerbildung zum Ab-
schluss zu bringen.

Seidels Regierungserklärung vor dem Land
tagsplenum wird allgemein als maßvoll und 
tolerant beurteilt. Der Bürgerblock will 
ebenso wie die Viererkoalition die Lehrer
bildung modernisieren, allerdings in Ab
stimmung mit dem Vatikan. „Der Beruf des 
Lehrers muss so anziehend sein“, fordert 
Seidel, „dass sich ihm beste Kräfte zuwen
den“. Der Regierungschef sagt auch der 

Hanns Seidel

Schulraumnot den Kampf an: Jede Volks
schulklasse müsse ihr eigenes Schulzimmer 
erhalten.
Der einstige Wirtschaftsminister Seidel hat 
sich auch vorgenommen, Bayerns Wirt
schaftskraft zu stärken, damit es nicht den 
Anschluss ans Industriezeitalter verliert. Das 
ZehnPunkteProgramm der neuen Koali
tion enthält die Förderung der gewerblich
industriellen Forschung, der Atomtechnik, 
der Luftfahrtindustrie und der Luftfahrtfor
schung. Hilfen sind auch für den Mittelstand 
und die freien Berufe vorgesehen. Seidel 
wünscht sich einen „zeitoffenen Föderalis
mus“, der nicht im „traditionellen Pathos“ 
erstarrt, um Deutschland vor „zentralisti
schen, einheitsstaatlichen Entwicklungen zu 
bewahren“.
Am 4. Dezember antwortet SPDOpposi
tionssprecher Waldemar von Knoeringen in 
leisen Tönen. Mit Genugtuung stellt er fest, 
Seidels Programm sei „in fast allen Punkten 
eine Darstellung der Politik und der prakti
schen Arbeit der Viererkoalition“. Aller
dings vermisst er den „Vorrang der Kultur
politik auf allen Ebenen“
Knoeringens moderate Opposition verur
sacht bei der Bayernpartei Misstrauen. Frak
tionschef Jakob Fischbacher bringt die Mög
lichkeit einer neuerlichen großen Koalition 
nach der Landtagswahl im Herbst 1958 aufs 
Tapet. Fischbacher kann es sich nicht ver
kneifen, nochmals die Vorgänge bei der Re
gierungsumbildung anzusprechen und hinter 
allem einen Wink Adenauers zu vermuten. 
ExWirtschaftsminister Friedrich Zietsch 
(SPD) pflichtet Fischbacher bei: Es sei beim 
Koalitionsbruch „nicht gerade ganz redlich 
zugegangen“, so dass es „anscheinend so
wohl Betrüger als auch betrogene Betrüger 
geben wird“.
In seinem Schlusswort am 5. Dezember de
mentiert Seidel energisch einen „Befehl aus 
Bonn“: „Der Herr Bundeskanzler weiß, dass 
sich die bayerische CSU in bayerische politi
sche Angelegenheiten nicht hineinreden 
lässt.“ Seidel setzt sich nur mit der SPD
auseinander, die Bayernpartei erwähnt er 
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mit keinem Wort. Der Ministerpräsident 
versichert, er wolle alles tun, um die aus der 
Behandlung seiner Partei während ihrer Op
positionszeit entstandenen verhärteten 
Fronten wieder aufzuweichen.

24. April 1958  187

Der bundesweite Streit um die Atombewaff-
nung der Bundeswehr führt zu einem Nach-
hutgefecht im Landtag. Gegen die Stimmen 
von SPD und BP wird eine Volksbefragung 
abgelehnt.

Die LandtagsSPD will eine Volksabstim
mung in Bayern durchsetzen. Sie soll klä
ren, ob die Bundeswehr mit atomaren 
Sprengkörpern ausgerüstet und in der Bun
desrepublik Deutschland Abschussvorrich
tungen gebaut werden sollen. Der sozialde
mokratische Gesetzentwurf scheitert nach 
mehrstündiger leidenschaftlicher Diskussion 
bereits in erster Lesung. Die Kampagne 
„Kampf dem Atomtod“ mobilisiert bundes
weit die Bürger. Das Bundesverfassungsge
richt erklärt am 30. Juli Anläufe für Volks
befragungen in Hessen, Hamburg und Bre
men für verfassungswidrig.
Im Bayerischen Landtag stehen sich CSU, 
GB/BHE und Teile der FDP auf der einen, 
SPD und Bayernpartei auf der anderen Sei
te gegenüber. SPDVorsitzender Waldemar 
von Knoeringen ruft im Plenum empört: 
„Atomwaffen sind überhaupt keine Waffen. 
Atomwaffen sind Massenvernichtungs, Le
bensvernichtungsmittel, Atomwaffen sind 
Selbstmordmittel schlechthin.“ Von Knoe
ringen warnt, durch die atomare Aufrüstung 
„sinkt auch die Chance der Wiedervereini
gung auf null“.
Ministerpräsident Seidel antwortet mit ei
nem Ausspruch von Bundespräsident Theo
dor Heuss: Das Plebiszit sei in der Zeit der 
Vermassung „eine Prämie für jeden Dem
agogen“. Schwereres Geschütz fährt Walter 
Becher (GB/BHE) auf, der von einem „ge
radezu klassischen Fall plebiszitärer Dem
agogie“ spricht. Landtagspräsident Ehard 

rügt dies ebenso wie den SPDZuruf „Fa
schist“. Franz Lippert (CSU) vermisst für die 
Frage der Bundeswehrbewaffnung die Zu
ständigkeit des Landtags. Die CSU sei im 
Übrigen der Meinung, „dass eine von vorn
herein ausgesprochene Kapitulation vor der 
Gewalt nur die Freiheit aufs Spiel setzt, 
ohne einen Schutz vor Atombomben geben 
zu können“.

2. Juni 1958  188

Ein Kompromiss beendet den jahrelangen 
Streit um die Reform der Lehrerbildung. 
Das einstimmig angenommene „Gesetz 
über die Ausbildung für das Lehramt an 
Volksschulen“ weist sie „Pädagogischen 
Hochschulen“ mit bekenntnismäßigem Cha-
rakter zu.

Die zu errichtenden Pädagogischen Hoch
schulen werden den Universitäten ange
schlossen, an denen die Lehrerstudenten 
immatrikuliert sind. Den „bekenntnismäßi
gen Charakter“ der Ausbildung sichern kon
fessionell gebundene Pflichtvorlesungen in 
den Fächern Philosophie, Psychologie und 
Pädagogik. In einer Sondersitzung würdigt 
Landtagspräsident Ehard das Gesetz als ei
nen „Markstein in der Kulturpolitik unseres 
Landes“.
Ministerpräsident Seidel erwartet keine Ein
wendungen der Kirchen. Er gibt bekannt, 
mit der katholischen Kirche werde ein Ver
waltungsabkommen abgeschlossen, das die 
Stundenzahl der weltanschaulich bedeutsa
men Fächer auch für künftige Regierungen 
verbindlich festlegt.
Stärkere Bedenken gegen das Gesetz hat 
nur die FDP, deren Fraktionsvorsitzender 
Karl Eberhardt bedauert, dass nun „zum 
ersten Mal auf gesetzlichem Wege ein be
kenntnismäßiger Charakter von Universi
tätsinstituten eingeführt wird“. Doch auch 
die Liberalen wollen dem Kompromiss nicht 
im Wege stehen, weil er die lang geforderte 
akademische Ausbildung der Lehrer ver
wirklicht. (159, 315, 340, 360, 367)
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7. Juli 1958  189

Fast einstimmig erhöht der Landtag die Ab-
geordneten-Diäten um 15 Prozent und führt 
ein Übergangsgeld ein.

Durchschnittlich beträgt das monatliche un
versteuerte Einkommen eines Parlamenta
riers nunmehr 1600 DM. Die Summe setzt 
sich aus dem Grundbetrag von 577,50 DM, 
der Unkostenpauschale von 550 DM und 
den Sitzungsgeldern zusammen, die pro Sit
zung und Tag 30 DM ausmachen. Der 
Grundbetrag wird künftig entsprechend der 
Entwicklung der Beamtengehälter erhöht. 
Neu ist das Übergangsgeld für nicht wieder
gewählte Abgeordnete. Drei bis neun Mo
nate lang wird je nach Dauer der Parla
mentszugehörigkeit die Grunddiät weiterbe
zahlt. (77, 370, 555)

6. Oktober 1958  190

Über den Abschluss der Bodenreform in 
Bayern informiert sich der Landwirtschafts-
ausschuss.

Die Entschädigung der Großgrundbesitzer 
ist nach langen Verhandlungen geklärt. Wie 
in Hessen und in BadenWürttemberg, so 
erhalten auch die bayerischen Grundbesit
zer für die von ihnen abgetretenen Flächen 
260 Prozent des Einheitswertes. Von den 
471 Bodenreformfällen seit 1948 sind bereits 
413 völlig abgeschlossen. (144, 299)

14. Oktober 1958  191

Die Parlamentarier trauern um den am 
9. Oktober verstorbenen Papst Pius XII.

„Er verkörperte auf Erden in vollkommener 
Weise sein hohes Amt und gab unserer Zeit 
ein Vorbild von Menschlichkeit und tiefer 
Religiosität“, sagt Landtagspräsident Hans 
Ehard vor dem Plenum. Er würdigt insbe
sondere das Wirken des einstigen Nuntius in 
Bayern und Deutschland und seine Bemü
hungen um einen Frieden im Ersten Welt

krieg: „Hätte doch die Welt, hätten vor 
allem die Deutschen diesen Bemühungen 
aufgeschlossener gegenübergestanden, was 
wäre uns an Unheil erspart geblieben!“

6. November 1958  192

Der Landtag verabschiedet nach heftigen 
Kontroversen das Personalvertretungsge-
setz.

Oskar Soldmann (SPD) löst scharfe Proteste 
aus mit seiner Bemerkung, in der vorliegen
den Form des Gesetzes würden die 280 000 
öffentlich Bediensteten in Bayern zu Arbeit
nehmern zweiter Klasse gestempelt. Rudolf 
Hanauer (CSU) beschuldigt die SPD, mit 
ihren Änderungswünschen das Betriebs
klima in den Behörden zu vergiften. Alfred 
Euerl (CSU) sieht die Beamtenschaft „lang
sam den Gewerkschaften ausgeliefert“. Es 
gehe nicht, dass Anstellung und Beförde
rung im öffentlichen Dienst von Funktionä
ren gelenkt würden.
Besonders heiß umstritten ist das Mitwir
kungsrecht der Personalräte bei der Einstel
lung und Beförderung und die Einrichtung 
von „Einigungsstellen“ für den Fall, dass es 
zwischen Personalrat und Dienststellenleiter 
zu keiner Verständigung kommt. Das Mit
wirkungsrecht, das von der CSU auf BP 
Antrag im Verfassungsausschuss aus dem 
Gesetzentwurf gestrichen wurde, wird vom 
Staatssekretär im Sozialministerium, Paul 
Strenkert (CSU) entschieden verteidigt. Die 
Streichung wäre „ein nicht berechtigtes 
Misstrauen gegenüber der bisher so verant
wortungsvollen Mitarbeit der Betriebsräte 
im öffentlichen Dienst“, argumentiert 
Strenkert. Die SPD spendet ihm demonstra
tiven Beifall.
Das Mitwirkungsrecht der Personalräte 
bleibt dann doch erhalten, die Einigungs
stellen werden jedoch gestrichen. Das Per
sonalvertretungsgesetz wird vom Landtag 
bei 22 Enthaltungen und nur drei Gegen
stimmen der SPD gebilligt. (337)
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23. November 1958  193

Die Wähler entsenden erneut fünf Parteien 
in den Landtag. Obwohl sich der Trend zum 
Zweiparteiensystem deutlich herausschält, 
schaffen BP, GB/BHE und FDP den 
Sprung über die Zehnprozent-Hürde auf 
Regierungsbezirksebene.

Eindeutiger Wahlsieger ist die CSU, die auf 
45,6 Prozent der Stimmen kommt (1954 38,4 
Prozent). Die SPD verbessert sich um 2,7 
Prozent auf 30,8 Prozent. Die nach dem 
Wahlgesetz vorgeschriebene Zehnprozent
Klausel erfüllen BP und – zur Überraschung 
politischer Beobachter – GB/BHE in Nie
derbayern und die FDP in ihrer Hochburg 
Mittelfranken. Die Bayernpartei erhält lan
desweit 8,1 Prozent (13,2), der Gesamtdeut
sche Block/BHE 8,6 (10,2), die FDP 5,6 
Prozent (7,2).
Aufgrund des Wahlergebnisses erreicht die 
CSU mit 101 Sitzen fast die absolute Mehr
heit (1954 83 Sitze). Die SPD erhält 64

Wahlplakat der Deutschen Partei 1958 SPDWahlplakat 1958

Mandate (61), die FDP 8 (13), die Bayern
partei 14 (28) und der GB/BHE 17 (19). 
Damit ist die CSU erneut auf Koalitions
partner angewiesen. Ein Bündnis mit der 
Sozialdemokratie ist von vornherein ausge
schlossen, wie Fraktion und Parteivorstand 
übereinstimmend festlegen. Schwieriger zu 
beantworten ist die Frage, ob diesmal die 
Bayernpartei mit von der Partie sein soll. Es 
gibt Stimmen, die vor Spätfolgen der „Spiel
bankenaffäre“ warnen. Das Gerücht geht 
um, dass gegen die BP Belastungsmaterial 
auftauchen und die Gerichte Arbeit bekom
men könnten.

9. Dezember 1958  194

Hanns Seidel (CSU) wird vom Landtag mit 
120 von 193 gültigen Stimmen wiederum 
zum Ministerpräsidenten gewählt. Er bildet 
eine Koalitionsregierung aus CSU, Gesamt-
deutschem Block/BHE und FDP.
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Die Koalitionsbildung verlief ohne große 
Aufregung. Gesprächsstoff lieferte lediglich 
das Angebot Seidels an die Bayernpartei, 
der ehemalige Staatssekretär im Finanzmi
nisterium, Josef Panholzer, solle „für seine 
Person“ ins Kabinett eintreten. Seidel ver
stand dies als Akt „des guten Willens“ ge
genüber der BP, doch die Fraktion winkte 
entschieden ab.
Der Wahlerfolg der CSU zeichnet sich in 
der Kabinettszusammensetzung ab. Stell
vertreter des Ministerpräsidenten ist nun Fi
nanzminister Rudolf Eberhard, Alfons 
Goppel (CSU) übernimmt anstelle Otto Be
zolds (FDP) das Innenministerium. Dafür 
bekommen die Freien Demokraten für Al
brecht Haas das Justizressort. Die Einstel
lung der Opposition zum neuen Kabinett ist 
geteilt: Die Sozialdemokraten verweigern 
die Zustimmung, der größte Teil der BP 
begnügt sich mit Stimmenthaltung. Bereits

am 4. Dezember wählte der Landtag mit 
dem Rekordergebnis von 196 der 200 abge
gebenen Stimmen Hans Ehard erneut zu 
seinem Präsidenten.

15. Januar 1959  195*

Den Ausbau der bayerischen Industrie stellt 
Ministerpräsident Hanns Seidel in den Mit-
telpunkt seines Regierungsprogramms für 
die nächsten vier Jahre. Er will „Bayern 
finanziell auf die eigenen Füße stellen“.

„Die Industrie mit dem ihr folgenden Ver
teilungs und Verkehrsapparat ist eindeutig 
zum beherrschenden Faktor der bayerischen 
Wirtschaft geworden“, lautet der Kernsatz 
von Seidels Erklärung vor dem Landtags
plenum. Trotz der „wirtschaftlichen Dyna
mik“ der letzten Jahre will er das Industrie
potential weiter heben. Seidel eifert dabei

Alterspräsident Michael Helmerich eröffnet die erste Sitzung des neuen Landtags
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den reichen Bundesländern Nordrhein 
Westfalen, BadenWürttemberg und den 
Hansestädten nach.
Großen Wert legt der Ministerpräsident auf 
die Verkehrserschließung Bayerns. Ange
sichts seiner Randlage will er die Groß
schifffahrtsstraße RheinMainDonau be
schleunigt ausbauen. Außerdem setzt er auf 
die Elektrifizierung der Eisenbahn bzw. die 
Umstellung auf Diesellokomotiven, sowie 
auf den Ausbau des Straßennetzes und Ein
richtungen des Luftverkehrs.
Die internationale Arbeitsteilung verlangt 
laut Seidel, dass die bayerische Wirtschaft 
ihren erfolgreichen Weg zur Spezialisierung 
fortsetzt, wobei er große Chancen für den 
gewerblichen und industriellen Mittelstand 
sieht. Wegen der „staatspolitischen Bedeu
tung eines gesunden Bauernstandes“ soll 
auch dessen Leistungsfähigkeit gestärkt 
werden.
Namens der SPDOpposition antwortet am 
28. Januar Wilhelm Hoegner: „Wir Sozial
demokraten werden die Regierung Seidel 
unterstützen, soweit sie gewillt ist, die Rech
te Bayerns zu wahren, den kulturellen und 
sozialen Fortschritt zu fördern, eine unpar
teiische Justiz zu gewährleisten und über
haupt im Geiste der demokratischen bayeri
schen Verfassung zu regieren.“ Auch Josef 
Panholzer (BP), der im grünen Trachtenan
zug ans Rednerpult tritt, findet verbindliche 
Worte. Er verspricht, das „weitschauende 
Programm“ zu unterstützen, damit Bayern 
dem Beispiel BadenWürttembergs nachei
fern könne.
Panholzer erneuert die Forderung der 
Bayernpartei, Bayern solle diplomatische 
Beziehungen zum Heiligen Stuhl aufneh
men, „der größten moralischen Macht der 
Erde“. Außerdem fordert er, Bayerns Inte
ressen in Bonn solle ein Staatsminister für 
besondere Aufgaben wahrnehmen.
Eine bayerische Gesandtschaft beim Heili
gen Stuhl scheiterte nach Seidels Worten an 
der Viererkoalition, da sie erfolgreiche Vor
stöße im Herbst 1954 im Sande verlaufen 
ließ. Bundeskanzler Adenauer habe damals

bereits sein Einverständnis für eine weiß
blaue Vatikanvertretung gegeben, und auch 
der Heilige Stuhl habe der Wiedererrich
tung der Gesandtschaft wohlwollend gegen
übergestanden. Ob dies heute nach dem 
Tode von Papst Pius XII., der Bayern eng 
verbunden war, noch gilt, kann Seidel nicht 
sagen. Es müssten mit Papst Johannes 
XXIII. neue Verhandlungen aufgenommen 
werden.

20. Februar 1959  196

Nach erregten Auseinandersetzungen hebt 
der Landtag die Immunität von Josef Baum-
gartner auf und erteilt die Befugnis zur Ver-
haftung. Gegen den BP-Vorsitzenden er-
mittelt der Staatsanwalt wegen des Ver-
dachts des Meineids im Zusammenhang mit 
der Spielbanken-Affäre.

Eine „Selbstanzeige“ des Kaufmanns Karl 
Freisehner brachte die Ermittlungen in 
Gang. Er bezichtigte sich des Meineids vor 
dem Untersuchungsausschuss und im 
Rechtsstreit zwischen der BP und dem CSU 
Abgeordneten Rudolf Hanauer. Freisehner, 
allgemein als „schillernde Persönlichkeit“ 
eingestuft und einer der eifrigsten Kasino
Interessenten, wirft dem BPVorsitzenden 
Baumgartner und dem BPAbgeordneten 
Max Klotz vor, von ihm erhebliche Beste
chungsgelder erhalten zu haben. Später 
stellt sich heraus, dass führende Persönlich
keiten der CSU vor Freisehners Selbstbe
zichtigung Kontakt mit ihm hatten.
Als Beweis für seinen Vorwurf legt Freiseh
ner Fotokopien von Quittungen vor aus den 
Jahren 1953 und 1954, die auf 700, 1 000 und 
1 200 DM lauten. Baumgartner erklärt zu 
Presseveröffentlichungen, er habe weder 
persönlich noch für seine Partei Geld im 
Zusammenhang mit den Verhandlungen 
über die Errichtung von Spielbanken erhal
ten. Spenden Freisehners für die Bayernpar
tei hätten mit den Konzessionen nichts zu 
tun gehabt.
Die Aufhebung der Immunität Baumgart
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ners ist im Landtag nicht umstritten. Eine 
heftige Kontroverse löst jedoch der Antrag 
der Staatsanwaltschaft aus, das Parlament 
solle die Verhaftung des Abgeordneten ge
nehmigen. Mit 96 Stimmen gegen 77 (sieben 
Enthaltungen) wird dem stattgegeben 
(SPD, BP und einige FDPAbgeordnete 
sind dagegen). Ludwig Huber (CSU) warnt 
vor einer „Sondertour“, denn das Ermitt
lungsverfahren dürfe weder verzögert noch 
beschränkt werden. Franz Zdralek (SPD) 
kontert, die CSU wolle ein „Sonderrecht“ 
für Baumgartner schaffen, der nicht einmal 
die Möglichkeit gehabt habe, schriftlich 
Stellung zu nehmen.
Der sensationelle „Spielbankenprozess“ be
ginnt am 7. Juli 1959 vor der großen Straf
kammer des Landgerichts München I. Be
reits am 8. August ergehen die Urteile. Der 
Verdacht der Bestechung lässt sich weder bei 
Baumgartner noch beim ehemaligen Innen
minister Geislhöringer, der ebenfalls in den 
Strudel der neuen Ermittlungen geriet, 
nachweisen. Ein genaues Studium der Pro
tokolle des Untersuchungsausschusses 
brachte jedoch bei den Aussagen der beiden

Urteil im Spielbankenprozess (auf der Anklagebank von links Freisehner, Klotz, Baumgartner, 
Geislhöringer, Michel)

einige Ungereimtheiten zutage, die dem Ge
richt zur Verurteilung wegen Meineids aus
reichen. Baumgartner wird vorgeworfen, er 
habe sein freundschaftliches Verhältnis zu 
Freisehner verschwiegen, Geislhöringer ha
be Informationen über den Konzessionär 
Simon Gembicki für sich behalten.
Die Strafen fallen drakonisch aus: Baum
gartner erhält zwei Jahre Zuchthaus, der 
73jährige Geislhöringer 15 Monate Gefäng
nis. Geislhöringer werden die bürgerlichen 
Ehrenrechte auf drei Jahre aberkannt, 
Baumgartner auf fünf Jahre. Freisehner 
wird wegen zweier Meineide lediglich zu 
einem Jahr und zehn Monaten Gefängnis 
verurteilt. Noch im Gerichtssaal wird Baum
gartner verhaftet, da man Fluchtgefahr an
nimmt.
Die Urteile werden in den Pressekommen
taren durchwegs als hart empfunden, aber 
mit einer gewissen Genugtuung aufgenom
men, weil sich die Richter nicht scheuten, 
ohne Ansehen der Person Recht zu spre
chen. Das ungute Gefühl, dass der Prozess 
auch eine politische Seite hatte, kommt bei 
vielen Beobachtern immer wieder hoch.
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Hans Kapfinger, Herausgeber der „Pas-
sauer Neuen Presse“: „Wenn man hundert 
Mal sagt, der Prozess in München sei kein 
politischer Prozess gewesen, so ist das nur in 
einem Sinn richtig. Dieser Prozess ist über
haupt nur von der politischen Atmosphäre 
her zu begreifen.“ Wilhelm Hoegner, ein 
engagierter Gegner der Spielbanken, 
schreibt später: „Die Meineidsprozesse ge
gen die früheren Minister der Bayernpartei 
sind kein Ruhmesblatt für die bayerische 
Justiz“, ein Urteil, dem sich auch Hans 
Ehard anschließt.
Mit dem schmählichen Abtritt Baumgart
ners von der politischen Bühne ist das 
Schicksal der Bayernpartei besiegelt. Trotz 
vieler Fragen, die der Spielbankenprozess  
offen lässt, lastet auf dem „weißblauen Tri
bun“ Baumgartner der Schatten des Mein
eids. Bei der Landtagswahl 1962 kommt die 
Bayernpartei nur mehr auf 4,8 Prozent der 
Stimmen und kann lediglich dank der Zehn
prozentKlausel auf Regierungsbezirksebe
ne nochmals ins Parlament einziehen.
Der Bundesgerichtshof hebt am 19. Februar 
1960 die Strafen gegen die Beschuldigten im 
Spielbankenprozess auf, bestätigt jedoch die 
Schuldsprüche der Zweiten Strafkammer 
des Landgerichts München I. Im Dezember 
1960 wird Geislhöringer dann zu neun Mo
naten Gefängnis mit Bewährung verurteilt. 
Gegen Baumgartner, der am 21. Januar 
1964 stirbt, kann wegen seines schlechten 
Gesundheitszustandes nicht mehr verhan
delt werden.
Drei Tage nach Beendigung des Spielban
kenprozesses verkündet die Staatsregie
rung, sie wolle „so bald wie möglich Ord
nung in die Verhältnisse“ bringen. Nach und 
nach werden daraufhin die Anteile der Kon
zessionäre und Teilhaber vom Staat aufge
kauft. Der Ruf nach Schließung der Kasinos 
wird im Laufe der Jahre immer leiser, nach
dem die beträchtlichen Gewinne voll in die 
Kassen des Freistaates fließen. (92, 111, 
157, 163, 179, 217, 254, 547)

18. März 1959  197

Alarm schlägt der Landtag wegen Plänen 
der Deutschen Bundesbahn, zahlreiche 
Strecken stillzulegen.

Wirtschafts und Verkehrsminister Otto 
Schedl antwortet auf eine Interpellation der 
CSU, das Abbauprogramm der Bahn gehe 
hauptsächlich zu Lasten Bayerns. Betroffen 
seien 14 Nebenbahnen mit 122 km Betriebs
länge vorwiegend in den abseits gelegenen 
Gebieten. Schedl fordert, die Finanzlage 
der Bundesbahn vor allem durch Freistel
lung von politischen Lasten wie der Beam
tenversorgung zu verbessern. Die Dis
kussion am 15. April ist ein einziger  
Appell an Bonn, die „Gesundschrump
fung der Bahn“ im Rahmen ihrer „gemein
wirtschaftlichen Verpflichtungen“ vorzu-
nehmen. Franz Sichler (SPD) warnt vor der 
Gefahr, dass sonst Bayern vom europäischen 
Wirtschaftsraum aus gesehen zum Randge
biet werden könnte. Georg Bantele (BP) 
gibt der CSU den Rat: „Machen Sie hier 
weniger Schaum! Reden Sie weniger hier in 
München, sondern handeln Sie in Bonn!“ 
(108, 252, 424, 558)

6. Mai 1959  198

Aus Protest gegen den Gesamtdeutschen 
Block verlässt die SPD geschlossen den Ple-
narsaal. Es geht um den Deutschlandplan 
der Sozialdemokraten.

Vor Beginn der Haushaltsrede von Sozial
minister Walter Stain protestiert Fritz Gräß
ler namens der SPDFraktion gegen den 
Auftritt des Ministers bei einer Tagung des 
Gesamtdeutschen Blockes in Weiden. Dort 
habe Stain „die demokratischen Parteien in 
unverantwortlicher Weise angegriffen und 
beleidigt“. Die bayerische Sozialdemokratie 
werde eine Wiederholung der Ereignisse 
von 1920 bis 1933 in Bayern mit allen gesetz
lichen Mitteln verhindern, Bayern dürfe 
„nicht ein zweites Mal zum Aufmarsch
gebiet rechtsradikaler Staatsverbrecher  
werden“.
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Nach einer Sitzungsunterbrechung verurteilt 
CSUFraktionsvorsitzender Franz Heubl 
den Auszug der SPD als Äußerung „eines 
einseitigen Parteiwillens“ und „groben Ver
stoß gegen die parlamentarische Übung“. 
Der Vorwurf gegen Staatsminister Stain sei 
unbegründet.
Stain attackierte in seiner Rede scharf den 
Deutschlandplan der SPD vom 18. März 
1959. Der Plan proklamierte, „dass die Wie
derherstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands durch eine frei gewählte Na
tionalversammlung eine allmähliche Annä
herung in Stufen voraussetzt“. Erste Stufe 
sollte eine „Gesamtdeutsche Konferenz“ 
sein.

16. Juni 1959  199

Heftige Vorwürfe wegen des Lehrermangels 
macht der kulturpolitische Ausschuss dem 
Kultusministerium.

Auslöser ist eine Bekanntmachung des Mi
nisteriums, die dem akuten Lehrermangel 
notdürftig abhelfen soll. Pensionierte oder 
früher freiwillig ausgeschiedene Lehrkräfte 
sollen wieder eingestellt und notfalls zwei 
Klassen einem Lehrer übertragen werden. 
Den Protest von Opposition und Regie
rungsparteien drückt Ausschussvorsitzender 
Franz Heubl aus, der dem Kultusminister 
vorwirft, den Lehrermangel nie offen einge
standen, sondern offiziell verschwiegen zu 
haben.
Kultusminister Theodor Maunz räumt ein, 
dass derzeit 1 097 Volksschulklassen in Bay
ern keinen Klassenlehrer haben. Auf Vor
würfe, verheiratete Lehrerinnen würden 
„heruntergeputzt“, wenn sie sich bei der 
Regierung um Wiedereinstellung bemüh
ten, verspricht Maunz, dass die Bewerberin
nen künftig „besser behandelt“ würden. Der 
Ausschuss kritisiert auch, dass wiederange
stellte Lehrer anders als ihre verbeamteten 
Kollegen nur für zehn Monate Unterricht 
bezahlt werden. (211, 233, 327)

25. November 1959  200

„Besorgnis und Empörung der Bevölke-
rung“ über die Preislawine vor allem bei 
den Lebensmitteln veranlassen die Sozialde-
mokraten zu einer Interpellation.

SPDSprecherin Gerda Laufer sagt, nicht 
von neuen Lohnforderungen sei die Preis
welle ausgegangen, sondern von der zuneh
menden Tendenz, „dass man schon in einer 
Generation reich werden will“. Weder Bun
desregierung noch Bayerische Staatsregie
rung kümmerten sich um den Schutz der 
Verbraucher. Sie seien „offenbar keine 
Macht, die den Ausgang der Wahlen beein
flussen kann“.
Landwirtschaftsminister Aloys Hundham
mer muss zugeben, dass bei etwa einem Drit
tel der Lebensmittel in den letzten drei Mo
naten „die Preise beachtlich nach oben ge
gangen sind“. Schuld sei in erster Linie die 
Verknappung. Soweit sie zu Preiserhöhun
gen ausgenützt worden sei, könne dies kaum 
verhindert werden. „Der Regierung sind 
weitgehend die Hände gebunden, weil wir 
einen freien Markt haben.“ Dies betreffe 
auch die Metzger, auf die nicht einmal die 
Verbände Einfluss hätten, obwohl trotz fal-
lender Viehpreise die Fleischpreise hoch
gingen.

26. November 1959  201

Eine Änderung des Rundfunkgesetzes ver-
stärkt den Einfluss der Parteien im Rund-
funkrat.

Die Novelle zum Bayerischen Rundfunkge
setz wird vom Landtag bei Stimmenthaltung 
der BP beschlossen. Damit erhöht sich die 
Zahl der Rundfunkratssitze von 33 auf 43. 
Das Parlament besetzt elf statt fünf. Erwei
tert werden auch die Kompetenzen des 
Rundfunkrats, der nun bei der Berufung 
und Abberufung aller leitenden Angestell
ten ein wichtiges Wort mitzureden hat. Den 
Anstoß für die Gesetzesänderung gab der 
Gesamtdeutsche Block/BHE, der seit Jah
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ren warnte, der Rundfunk dürfe „kein Staat 
im Staate und gegen den Staat werden“. (45, 
311, 312, 319, 324)

1. Dezember 1959  202

Justizminister Albrecht Haas (FDP) bestrei-
tet Vorwürfe der ostzonalen Presse, dass die 
westdeutsche Justiz ehemalige „Nazi-Blut-
richter“ beschäftige. 700 Urteile bayerischer 
Sondergerichte seien überprüft worden. In 
den meisten Fällen hätten sich keine Beden-
ken ergeben.

Im Rechtsausschuss steht der SPDAntrag 
zur Debatte, eine „Säuberung der bayeri
schen Justiz von solchen Personen beschleu
nigt durchzuführen, die während des Drit
ten Reiches an den Justizverbrechen aktiv 
beteiligt gewesen waren“. Justizminister 
Haas hält dies nicht für erforderlich. Alle 
erreichbaren Sondergerichtsakten seien 
überprüft worden.
Die Recherchen ergaben, dass von 186 Rich
tern und Staatsanwälten, die an bayerischen 
Sondergerichten tätig waren, 85 wieder 
übernommen wurden (40 Richter, 45 An
klagevertreter), weil sie unbelastet waren. 
Haas räumt jedoch ein, dass auch Richter 
dem „Rechtspositivismus“ im Dritten Reich 
erlegen seien, „deshalb können wir nicht 
sagen, sie haben das Recht gebeugt; sie 
haben damals Recht gesprochen nach dem, 
was sie für Recht hielten“.
Haas betont, in keinem einzigen Fall sei seit 
1945 ein Richter in der Bundesrepublik we
gen Rechtsbeugung verurteilt worden. Von 
den in ostzonalen Presseveröffentlichungen 
genannten Juristen seien gegenwärtig 110 
noch im bayerischen Staatsdienst. Schwer
wiegende Vorwürfe würden gegen 19 erho
ben, von denen aber nur fünf an bayerischen 
Sondergerichten tätig gewesen seien.
Bruno Merk (CSU) und Rudolf Hanauer 
(CSU) wenden sich scharf gegen eine „ku
mulative Verdächtigung der bayerischen Jus
tiz“. Herbert Schier (BHE) ruft nach einem 
Schlussstrich unter das „traurige Kapitel“

der Entnazifizierung. Auch die SPD ist von 
ihrem Antrag, der abgelehnt wird, nicht 
restlos überzeugt. Das Bayerische Fernse
hen, das die Debatte filmen will, muss auf 
den Protest der CSU hin den Sitzungssaal 
wieder verlassen.
Vier Monate später, am 15. März 1960, 
weist Justizminister Haas in seiner Etatrede 
erneut die Attacken aus der Ostzone zu
rück. Haas mahnt: „Eine auch nur scheinba
re Verallgemeinerung solcher Vorwürfe 
wird der Propaganda des Ostens Vorschub 
leisten, die ganz bewusst das Vertrauen in 
unsere Rechtsstaatlichkeit unterhöhlen 
will.“

17. Dezember 1959  203

Das Dritte Abschlussgesetz zur politischen 
Befreiung setzt einen Schlussstrich unter die 
Entnazifizierung in Bayern. Vor der Verab
schiedung kommt es im Landtagsplenum zu 
Tumulten.

Das Gesetz, das gegen die Stimmen eines 
Teils der SPD und der BP angenommen 
wird, hält nur noch wenige Sühnemaßnah
men gegen ehemalige Nationalsozialisten 
aufrecht. So besitzen die „Hauptschuldigen“ 
weiterhin kein passives Wahlrecht und kön
nen auch nicht öffentliche Ämter bekleiden. 
Die rechtskräftige Einziehung ihres Vermö
gens gilt weiter. Die Spruchkammern wer
den aufgelöst.
Das letzte Kapitel der Entnazifizierung im 
Landtag ist von Tumulten überschattet. 
Walter Becher (GB/BHE) provoziert insbe
sondere die Sozialdemokraten mit dem 
Satz, das Abschlussgesetz sei „ein wesentli
cher Fortschritt auf dem Wege zur Beendi
gung einer der auch in der Art ihrer Durch
führung unglücklichsten Maßnahmen der 
Nachkriegszeit“. Becher bedauert, dass 
Art. 9 des Gesetzes eine Untersuchung der 
politischen Vergangenheit, so beim Eintritt 
in den öffentlichen Dienst, „einseitig nur im 
Hinblick auf Beziehungen zum Nationalso
zialismus“ vorschreibt.
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„Das alte Befreiungsgesetz darf die Befrei
ung unseres Volkes vom Bolschewismus 
nicht vergessen machen“, lautet Bechers 
Resümee, das die Stimmung überkochen 
lässt. Dies hält der BHESprecher deshalb 
für besonders wichtig, weil „beamtete 
Hochschullehrer in Bayern“ ihre Verbin
dungen „mit dem Weltbolschewismus offen 
zum Ausdruck bringen“. Becher, aus dessen 
Feder erst kürzlich einige Artikel aus der 
NSZeit ans Licht kamen, muss sich von den 
SPDBänken erregte Zurufe wie „Gemein
heit“ und „Obernazi“ anhören. Mehrere 
Abgeordnete schicken sich an, den Saal zu 
verlassen. Nur mit Mühe kann Landtagsprä
sident Hans Ehard die Ruhe wieder herstel
len. (17, 83, 139, 145)

14. Januar 1960  204

Einmütig verurteilt der Landtag antisemiti-
sche Ausschreitungen in Bayern und beauf-
tragt die Staatsregierung, Sicherungsvor-
kehrungen gegen die Wiederholung solcher 
Schandtaten zu treffen.

Walter Becher

Zur Jahreswende 1959/60 kommt es in der 
Bundesrepublik zu antijüdischen und nazis
tischen Ausschreitungen, die Bayern nicht 
ausschließen. Jüdische Friedhöfe, Gedenk
stätten und Gedenktafeln werden geschän
det. Mit „größter Entrüstung und tiefstem 
Bedauern“ nimmt dies der Landtag zur 
Kenntnis. Präsident Hans Ehard gibt eine 
Erklärung ab, die die Abgeordneten ste
hend entgegennehmen.
„Der Landtag betrachtet es in seiner Ge
samtheit ohne Unterschied der Parteien als 
seine vornehmste politische Verpflichtung, 
den in diesen Exzessen sichtbar gewordenen 
Ungeist einer unseligen Vergangenheit mit 
allen zu Gebote stehenden Mitteln zu be
kämpfen“, sagt Ehard. Die Parlamentarier 
fordern von der Staatsregierung, durch päd
agogische Maßnahmen die Jugend über das 
verbrecherische Treiben des NSRegimes 
und seine verhängnisvollen Folgen für das 
deutsche Volk und seine Zukunft aufzu
klären.

22. Januar 1960  205

Ministerpräsident Hanns Seidel teilt aus ge-
sundheitlichen Gründen Landtagspräsident 
Hans Ehard seinen Rücktritt mit. Die CSU- 
Fraktion nominiert als Nachfolger Ehard.

Laut Verfassung muss nun das gesamte Ka
binett ebenfalls zurücktreten. Die „Vertre
tung Bayerns nach außen“ geht auf den 
Landtagspräsidenten über. In seinem Rück
trittsschreiben teilt Seidel mit, dass er sich 
aufgrund ärztlicher Untersuchung „den Be
lastungen seines Amtes noch nicht ohne Ge
fahr aussetzen“ könne. „Unter diesen Um
ständen halte ich es für meine Pflicht, mein 
Amt aufzugeben, damit in der Führung der 
Regierung eine länger dauernde Unterbre
chung vermieden wird.“
Seidels Schritt löst nicht nur bei den Koali
tionsparteien Betroffenheit aus. SPDLan
desvorsitzender Waldemar von Knoeringen 
drückt das „größte menschliche Bedauern“ 
aus und lobt Seidels „Fairness und seine
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Loyalität gegenüber den Grundgedanken 
der Demokratie“. Er sei nach bestem Wis
sen und Gewissen bestrebt gewesen, das 
Beste für die gemeinsame bayerische Hei
mat zu erreichen. Der BayernparteiVorsit
zende Josef Panholzer bedauert, dass die 
CSU einen „sehr guten Mann“ verliert.
Der „Münchner Merkur“ schreibt, Seidel 
habe „redlich als ein Treuhänder der bayeri
schen Sache die Reihe der Regierungschefs 
fortgesetzt, die unseres Landes Stellung in
nerhalb des Bundes nicht nur gehalten, son
dern auch ausgebaut haben“. In der „Pas
sauer Neuen Presse“ ist zu lesen: „Er war 
die Mitte, die nach links und rechts aus
strahlte, seiner moralischen Autorität beug
te man sich schweigend.“
Zwei Tage nach Seidels Rücktritt, an einem 
Sonntag, verliest Fraktionsvorsitzender 
Franz Heubl vor seinen Parteifreunden im 
Maximilianeum einen Brief Seidels, der die 
Weichen stellt. Seidel empfiehlt eindringlich 
der Fraktion als seinen Nachfolger Hans 
Ehard, denn „mein Rücktritt darf keine 
Zerreißprobe für Partei und Fraktion wer
den“. Beobachter vermuten eine Reaktion 
Seidels auf Überlegungen des Hundham
merFlügels, den Landwirtschaftsminister 
als Regierungschef zu nominieren. Seidel 
rät auch dringend davon ab, in den Ministe
rien personelle Änderungen vorzunehmen 
und „damit politische Experimente auszu
lösen“.
Die CSUFraktion nominiert mit 83 von 94 
Stimmen Hans Ehard zum Nachfolger Sei
dels. Finanzminister Rudolf Eberhard, der 
Seidels Stellvertreter war und ebenfalls als 
Anwärter gilt, kandidiert nicht. Ehards lapi
darer Kommentar nach seiner Nominie
rung: „Ich weiß, was mich erwartet.“ Als 
Kandidaten für das Amt des Landtagspräsi
denten wählt die CSUFraktion mit 52 von 
90 Stimmen den Rechtsanwalt Rudolf Ha
nauer aus Herrsching.

26. Januar 1960  206

Der Landtag wählt den 72-jährigen Hans 
Ehard als Nachfolger Seidels zum Minister-
präsidenten.

Ehard, der nun zum viertenmal ein Kabinett 
bildet, erhält 115 von 176 gültigen Stimmen. 
Er übernimmt sämtliche Mitglieder der Sei
delRegierung. Neu in der Mannschaft ist 
lediglich der CSUFraktionsvorsitzende 
Franz Heubl, der als Staatssekretär mit der 
Leitung der Bayerischen Staatskanzlei be
traut wird.
Einen Tag später wählt der Landtag den 
51jährigen Rudolf Hanauer zum neuen 
Landtagspräsidenten. Das knappe Ergebnis 
von 101 zu 81 Stimmen macht die Vorbehal
te deutlich, die gegen Hanauer von der Op
position vorgebracht werden. Beobachter 
sehen darin eine Folge von Hanauers Enga
gement beim Aufdecken der Spielbanken
affäre.

29. Januar 1960  207

Die Hochkonjunktur veranlasst Finanzminis-
ter Rudolf Eberhard zu einem ernsten 
Sparappell.

Rudolf Eberhard
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In seiner Haushaltsrede kündigt der Finanz
minister an, er wolle den staatlichen Hoch
bau bremsen, „denn die Gleichzeitigkeit 
fortgesetzter Steigerung auf allen Gebieten 
wäre der sichere Managertod einer blühen
den Konjunktur“. Es gehe darum, die Fol
gen einer „Überbeschäftigung“, welche 
Massenkaufkraft erzeuge und das Preisni
veau ungünstig beeinflusse, zum Schutz des 
Sparers unter Kontrolle zu halten. Eberhard 
versichert, Bayern wolle aber keinen „Ju
liusturm“ errichten, also Etatüberschüsse 
horten, denn dagegen sprächen schon die 
bösen Erfahrungen des Bundes.

12. Februar 1960  208

Mit dem Privatschulleistungsgesetz schafft 
der Landtag für die 620 Privatschulen in 
Bayern eine solide finanzielle Grundlage.

Das Gesetz über die Leistungen des Staates 
für Private Höhere Schulen und Mittelschu
len begründet einen Rechtsanspruch der 
Privatschulen auf Staatszuschüsse. Es wird 
von allen Parteien im Parlament gutgehei
ßen, wenn auch mit unterschiedlicher Ak
zentuierung. Die SPD rühmt sich, den Ge
setzentwurf der Staatsregierung bei der Be
ratung so beeinflusst zu haben, dass die Ent-
wicklung von Privatschulen zu „Standes
schulen für Begüterte“ ebenso verhindert 
worden sei, wie die Beteiligung privater 
Schulträger an der Schulaufsicht. In die glei
che Kerbe schlägt unter heftigem Protest 
von den CSUBänken Hildegard Hamm
Brücher (FDP). Sie ist froh, dass „nun alle 
Besorgnisse über die mögliche Wiederein
führung einer geistlichen Schulaufsicht be
seitigt wurden“.

18. Februar 1960  209

Staatsminister Otto Schedl unterrichtet den 
Wirtschaftsausschuss von Plänen der Ölkon-
zerne, Pipelines vom Mittelmeer nach Bay-
ern zu legen.

Einweihung der ersten Ingolstädter Raffinerie 
durch Regensburgs Bischof Rudolf Graber am 
25. 11. 1963

Bayerns Randlage im westeuropäischen 
Wirtschaftsraum bringt hohe Energiekosten 
mit sich, die wiederum das Wirtschafts
wachstum hemmen. Schedls Plan, ÖlPipe
lines von Mittelmeerhäfen nach Bayern zu 
legen, wird anfangs als „groteske Fehlinves
tition“ und „bayerischer Schwabenstreich“ 
belächelt. Seine Erfolgsmeldung im Wirt
schaftsausschuss wird mit Beifall aufgenom
men. Namens aller Abgeordneten dankt 
Konrad Pöhner, Präsident der Industrie
und Handelskammer für Oberfranken, dem 
Minister für seinen „Husarenritt“. Ende 
1963 werden im Raum Ingolstadt die 
ersten beiden Raffinerien in Betrieb genom-
men. Sie tragen dazu bei, dass die Preisdiffe
renzen für Mineralölprodukte, die, gemes
sen an Hamburg, bis zu 40 Prozent betra
gen, abgebaut werden. Damit kann die 
bayerische Energiewirtschaft mit der Kon
kurrenz außerhalb des Freistaats mithalten 
und eine wichtige Weiche für die wirtschaft
liche Prosperität stellen.
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6. April 1960  210

Die Überfüllung der Universitäten alarmiert 
den Landtag. Innerhalb von 30 Jahren ist 
die Zahl der Studenten in Bayern von 
19 000 auf 31 000 angewachsen.

Mit einer Interpellation macht die CSU auf 
das Problem der überfüllten Universitäten 
aufmerksam. Die Studentenzahl an der 
Münchner Universität stieg von 1930 bis 
1960 genau um das Doppelte auf 17 000. 
Gleichwohl gibt es noch Studienplätze in 
den Fächern Zahnmedizin und Tiermedizin. 
Kultusminister Theodor Maunz kündigt an, 
die Auslese an den höheren Schulen werde 
künftig schärfer. Er gibt den Ausbau neuer 
Wissenschaftszweige bekannt, insbesondere 
im Rahmen der Sozialwissenschaften, wo es 
im Vergleich zu anderen Staaten noch einen 
Nachholbedarf gebe.

18. Mai 1960  211

Kultusminister Theodor Maunz verspricht 
in seiner Haushaltsrede, dass Schichtunter-
richt und Lehrermangel bald der Vergan-
genheit angehörten.

Laut Maunz hat Bayern noch einen Fehlbe
darf von rund 4 900 Klassenräumen. Aller
dings wurden von 1945 bis 1956 insgesamt 
12 956 neue Schulräume für rund 780 Millio
nen DM geschaffen. Für die staatlichen hö
heren Schulen stellt der Minister das Ende 
des Schichtunterrichts in Aussicht. Bei den 
Volksschulen bereitet der Lehrermangel im
mer noch große Sorge, so dass die durch
schnittliche Schülerzahl pro Klasse von 35,3 
auf 36,3 erhöht werden musste. Die steigen
den Studentenzahlen an den Pädagogischen 
Hochschulen lassen jedoch den Kultusminis
ter mit Optimismus in die Zukunft blicken. 
(199, 233, 327)

7. Juli 1960  212

Bei Stimmenthaltung der SPD billigt der 
Landtag das neue Bayerische Beamtenge-
setz.

Ziel des Gesetzes ist es laut Staatssekretär 
Franz Lippert, ein Beamtentum zu schaffen, 
das den fachlichen und charakterlichen An
forderungen, wie sie die Allgemeinheit an 
den öffentlichen Dienst zu stellen gewohnt 
ist, voll genügt. „Wir wollen keine stickige 
Luft in den Amtsräumen, sondern die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit. Wir wün
schen keine sich von der Bevölkerung ab
sondernde Beamtenschaft, sondern ein Ver
trauensverhältnis zwischen denen, die die 
Behörden in Anspruch nehmen, und den 
staatlichen Bediensteten“, betont Lippert. 
Das Gesetz regelt Rechte und Pflichten von 
rund 85 000 Staatsdienern in Bayern, be
trifft aber auch 30 000 Gemeindebeamte so
wie rund 50 000 Pensionisten.
Wilhelm Hoegner begründet die Stimment
haltung der SPD mit der Zusammensetzung 
des Landespersonalausschusses, dem neu 
eingeführten Begriff des Ehrenbeamten so
wie dem Verbot parteipolitischer Betäti
gung und der Heirat für die kasernierte Be
reitschaftspolizei. Mit hauchdünner Mehr
heit wird der SPDAntrag abgelehnt, die 
Mitglieder des Landespersonalausschusses 
von sieben auf neun zugunsten der Indus
trie und Handels und der Handwerks
kammern zu erhöhen.

14./15. November 1960  213

In einer zweitägigen Schuldebatte erteilen 
Kultusminister Theodor Maunz sowie Spre-
cher von CSU und BP Experimenten im 
Bildungswesen eine klare Absage.

Im Mittelpunkt der SPDInterpellation ste
hen die Vorschläge des „Deutschen Aus
schusses für das Erziehungs und Bildungs
wesen“. Franz Förster (SPD) wünscht unter 
Hinweis auf den Rahmenplan des Ausschus
ses ein besseres Ausleseverfahren beim
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Übertritt in die höheren Schulen, ein neun
tes Schuljahr sowie eine Landschulreform. 
Der Kultusminister sagt jedoch ein hartes 
Nein zu den Oppositionsforderungen. Es 
werde weder Experimentierschulen auf der 
Basis des Rahmenplans noch eine „Förder
stufe“ an der Volksschule vor Übertritt in 
die höheren Schulen geben. Die Zeit für ein 
neuntes Schuljahr sei „so lange nicht reif, als 
noch die Lehrer fehlen“. Friedrich Arnold 
(CSU) wirft den Vätern des Rahmenplans 
vor, sie stellten Bildungswerte hinter organi
satorische Fragen.
Ein Loblied auf die bayerischen Schulen 
stimmt Georg Bantele (BP) an. Blinden Re
formeifer und „eine Art von Begabtenklau“ 
hält er der Linken vor. Unter Beifall der 
SPD verteidigt Hildegard HammBrücher 
(FDP) die Reformvorschläge, die den mün
digen Bürger zum Ziel hätten. Als Min
destprogramm wünscht sie eine bayerische 
Versuchsschule für den Rahmenplan, eine 
Stoffbeschränkung sowie eine bessere Aus
bildung der Berufsschullehrer.

14. Dezember 1960  214

Mit der fast einmütigen Verabschiedung des 
Schulverbandsgesetzes macht der Landtag 
den ersten Schritt zur Dorfschulreform.

Dörfliche „Zwergschule“ 
in Bayern (um 1950)

Das Gesetz ermöglicht den Zusammen
schluss kleiner Volksschulen mehrerer Dör
fer zu einer gemeinsamen „Verbandsschu
le“. Es handelt sich jedoch nicht um die von 
der SPD verlangten „Mittelpunktsschulen“, 
in denen auch größere Volksschulen zusam
mengeführt werden sollten. Sprecher von 
CSU, GB und BP sprechen sich grundsätz
lich für die Beibehaltung der dorfeigenen 
Schule aus.

17. Januar 1961  215

In einer Regierungserklärung zieht Minis-
terpräsident Ehard die Halbzeitbilanz der 
Wahlperiode. Mit Befriedigung stellt er fest, 
dass Bayern innerhalb von 15 Jahren „gera-
dezu zum Prototyp eines Agrar- und Indus-
triestaates“ wurde.

Die munter sprudelnden Steuerquellen er
lauben es dem Regierungschef, steigende 
Staatsausgaben für den Schulbau, die Er
weiterung der Ingenieurschulen, die Begab
tenförderung, den Krankenhaus und Woh
nungsbau anzukündigen. In der Kulturpoli
tik will Ehard „die Werte der Vergangenheit 
mit neuen Erkenntnissen der Gegenwart in 
harmonischer Weise verbinden“.
Wilhelm Hoegner (SPD), Führer der stärks
ten Oppositionsfraktion, eröffnet am 7. Fe
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bruar die Aussprache mit staatspolitischen 
Ausführungen, die in der Warnung gipfeln: 
„Weil wir als Deutsche, als Europäer, als 
Mitglieder der westlichen Welt nicht mehr 
imstande sind, dem Osten die sittlichen 
Werte des Abendlandes entgegenzuhalten, 
wird unser geistiger und seelischer Wider
stand nicht von langer Dauer sein.“ Hoeg
ner unterstreicht vor allem die Gemeinsam
keiten zwischen Regierung und sozialdemo
kratischer Opposition und lobt die Initiati
ven zum Wohnungsbau, zur Förderung des 
IngenieurNachwuchses und zum Ausbau 
der Energieversorgung.
Josef Panholzer (BP) will die Staatsausga
ben auf das Notwendige beschränken und 
befürchtet, das Wirtschaftswunder könne 
das Volk demoralisieren. Er beklagt auch 
den „Prozess der immer größeren Macht
konzentration zugunsten der Zentralge
walt“. Otto Bezold (FDP) rät, Bayern solle 
seine föderalistischen Rechte sichern und 
gleichzeitig seine Kräfte einschmieden „in 
der Front eines größeren Deutschland“. 
Paul Wüllner (GB/BHE) fordert als Hei
matvertriebener einen offensiven Föderalis
mus von Staatsregierung und Parteien. Mit 
einem parlamentarisch ungewöhnlichen 
Kompliment schließt Ministerpräsident 
Ehard die Debatte: „Ich muss gestehen, dass 
mich die Ausführungen des Kollegen 
Dr. Hoegner über Staat und Bayern sehr 
beeindruckt haben.“

3. Februar 1961  216

Über den Stand der Wiedergutmachung un-
terrichtet der Präsident des Landesentschä-
digungsamtes, Max Troberg, den Haushalts-
ausschuss.

Danach bezahlte Bayern seit Juni 1948 ins
gesamt 956 Millionen DM an Wiedergutma
chungsleistungen. Troberg ist optimistisch, 
dass die meisten Entschädigungsansprüche 
bis zum vorgesehenen Abschlusstermin am 
31. Dezember 1962 bearbeitet werden kön
nen. Angemeldet wurden bislang 336 279

Ansprüche, erledigt 217 575. Namens der 
SPDFraktion betont Volkmar Gabert, dass 
die Wiedergutmachung 15 Jahre nach dem 
Zusammenbruch des Dritten Reiches als ei
ne „Ehrenpflicht“ beschleunigt durchge-
führt werden müsse. Dies ist auch die An
sicht der übrigen Ausschussmitglieder. 
Grundlage der Wiedergutmachung ist seit 
1953 das Bundesentschädigungsgesetz. An
spruch auf Entschädigung hat, wer zwischen 
1933 und 1945 „wegen seiner gegen den 
Nationalsozialismus gerichteten politischen 
Überzeugung, aus Gründen der Rasse, des 
Glaubens oder der Weltanschauung durch 
das nationalsozialistische Regime verfolgt 
worden ist und hierdurch Schäden an Le
ben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigen
tum, Vermögen oder in seinem beruflichen 
Fortkommen erlitten“ hat. Der ins Auge 
gefasste Abschlusstermin Ende 1962 kann 
nicht eingehalten werden.

9. Februar 1961  217

Dem Betrieb der Spielbanken wird eine 
Galgenfrist eingeräumt. Ursprünglich wollte 
die CSU die Kasinos noch im gleichen Jahr 
schließen.

Erneut quält sich der Landtag mit der Fra
ge, ob die Spielbanken aus moralischen 
Gründen geschlossen oder wegen der be
trächtlichen Staatseinnahmen unter staatli
cher Regie weitergeführt werden sollen. Die 
Staatsregierung steht auf dem Standpunkt, 
dass nach dem Spielbankengesetz aus den 
dreißiger Jahren das Parlament eigentlich 
gar nicht zuständig ist. Trotzdem solle der 
Landtag seinen ursprünglichen Beschluss 
vom 21. April 1955 revidieren.
Die CSU, die im Haushaltsausschuss noch 
mit einer Stimme Mehrheit die Kraftprobe 
für sich entscheidet, stößt im Plenum auf 
Widerspruch. Es kommt mit 94 gegen 83 
Stimmen zu einem Kompromiss. Danach 
kann der Spielbetrieb in Bad Kissingen, Bad 
Reichenhall, Bad Wiessee und Garmisch 
Partenkirchen „im Interesse einer Bereini
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gung noch offener Fragen unter Einschal
tung aller Vorsichtsmaßnahmen in geeigne
ter Form vorübergehend abgewickelt wer
den“. Fraktionsvorsitzender Franz Heubl 
erklärt, dies solle unter keinen Umständen 
länger als bis 1965 dauern.
Mit der CSU stimmen die Sozialdemokraten 
Hoegner, Hirsch, Laufer, Oechsle und 
Wolff sowie Staatssekretär Guthsmuths 
(GB/BHE). Die Gegner des CSUAntrags, 
an ihrer Spitze Paul Wüllner (BG/BHE), 
wollen die Kasinos weiterführen, um dem 
Staat beträchtliche Einnahmen zu sichern. 
Von Mitte 1955 bis Ende 1960 war das Brut
toEinspielergebnis der vier Spielbanken 39 
Millionen DM. Josef Panholzer (BP) ist sich 
sicher, dass der Spielbetrieb auf die Bewoh
ner der Spielbankengemeinden nicht „de
moralisierend“ wirkte.
Ludwig Huber (CSU) kontert, die Bevölke
rung „in ihrer breiten Masse“ wünsche kei
nen Spielbetrieb. „Arbeiter, Bauern und 
Beamte spielen nicht und sind gegen das 
Spielen“, ruft Huber unter Unmuts und 
Beifallsäußerungen aus. Der „Münchner 
Merkur“ kommentiert spitz: „Es ist ausge
standen. Den bayerischen Politikern gelang 
das Kunststück, für voraussichtlich weitere 
vier Jahre der ,Unmoral‘ der Spielbanken 
ein Schnippchen zu schlagen. Vier Jahre 
sind eine lange Zeit und des Menschen Ge
dächtnis ist kurz – auch in Bayern.“ (92, 
111, 157, 163, 179, 196, 254, 547)

7./8. März 1961  218

Ihren Grimm über die Landwirtschaftspoli-
tik der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Bundesregierung äußert die 
Bayernpartei in einer Interpellation.

Simon Weinhuber (BP), von Beruf Land
wirt, ist verbittert, dass trotz der „Grünen 
Pläne“ der Bundesregierung die westdeut
sche Landwirtschaft an dem allgemeinen 
Aufschwung nach der Währungsreform nur 
unzureichend teilnehmen konnte. Wenn 23 
Prozent der bäuerlichen Betriebe in den

letzten zehn Jahren eingegangen seien – also 
„mehr als ein Viertel der bäuerlichen Bevöl
kerung die Bindung an den Boden verloren 
hat“, könne man „wahrhaftig nicht von ei
nem Erfolg der Grünen Pläne sprechen“. 
Durch sie sei der Bauer zum „Almosenemp
fänger und Bittsteller des Volkes“ gewor
den. Wie noch selten in der Geschichte sei 
der Landwirt „an die Kandare des Staates 
gebracht“ worden, wobei man den „Ge
schenkkorb je nach wahlpolitischen Erfor
dernissen in der Höhe verändert“ habe.
Landwirtschaftsminister Aloys Hundham
mer sieht dagegen seit 1955, als das Land
wirtschaftsgesetz erlassen wurde, eine lang
same, aber stetige Besserung. Erst das Jahr 
1960 habe für die Landwirtschaft einen 
Bruch bedeutet. Seitdem gehe es wieder 
aufwärts. Hundhammer rechtfertigt die Hil
fe des Staates, um Produktionsschwierigkei
ten auszuräumen. Ein Dauerproblem bleibe 
allerdings die Frage, wie man der von der 
Natur benachteiligten Landwirtschaft helfen 
könne, besonders, „wenn die übrige Wirt
schaft eine Hochkonjunktur hat“. (225, 286, 
297)

8./9. März 1961  219

In einer zweitägigen Landtagsdebatte steht 
die bayerische Justiz im Kreuzfeuer der Kri-
tik. Die SPD will mit einer Interpellation 
Aufschluss über „Schädigungen der Staats-
bürger durch die Justizbehörden“.

Dabei handelt es sich im Wesentlichen um 
ein Nachbeben der Spielbankenaffäre. Mar
tin Hirsch (SPD), ehemals Vorsitzender des 
SpielbankenUntersuchungsausschusses, 
hält der Justiz ein langes Sündenregister 
vor. Die Staatsanwaltschaft sei bei den „pro
minenten“ Angeklagten, dem BPAbgeord
neten Ludwig Max Lallinger, dem CSU 
Generalsekretär Friedrich Zimmermann so
wie dem Mitherausgeber der „Süddeutschen 
Zeitung“, Werner Friedmann, und dem 
Rechtsanwalt Fritz J. Berthold weit über 
das Ziel hinausgeschossen.
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Besonders erbost äußert sich Hirsch über 
die Behandlung des früheren Justitiars der 
Spielbank GarmischPartenkirchen, Fritz 
J. Berthold. Er sei „nach einer WildWest 
Verfolgung“ in München auf offener Straße 
vom Staatsanwalt verhaftet und zwangswei
se in die Nervenheilanstalt Haar eingeliefert 
worden. Im Ermittlungsverfahren habe ein 
„unvollständiges und verstümmeltes Ton
band“ als Beweismittel vorgelegen. Scharf 
kritisiert er die „Indiskretionen“ der Justiz
pressestelle und die Informationspolitik des 
Justizministers. So seien Auskünfte über 
ärztliche Gutachten im Falle Berthold an die 
Öffentlichkeit gelangt.
Justizminister Albrecht Haas (FDP) weist 
die Vorwürfe energisch zurück und stellt 
sich vor die Justizverwaltung. Er bedauert 
die materiellen Folgen für Berthold, die je
doch nicht auf die Justizverwaltung zurück
zuführen seien. In der Debatte verurteilt 
Rechtsanwalt Alfred Seidl (CSU) die „zu 
schematische Anwendung“ der Untersu
chungshaft und ihre oft allzu lange Dauer. 
Reinhold Vöth (CSU) warnt vor Verallge
meinerungen, wenn auch im Falle Berthold 
Kritik angebracht sei.
Rechtsanwalt Berthold wird Ende 1963 voll 
rehabilitiert. Die Münchner „Abendzei
tung“ schreibt von einem „Rückzugsgefecht 
auf der ganzen Linie“. Die Justizbehörden 
billigen Berthold „ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht“ eine sechsstellige Entschädi-
gungssumme zu. Der Justizminister, er heißt 
nun Hans Ehard, gibt für Berthold eine 
Ehrenerklärung ab.

17. Mai 1961  220

Der Landtag fordert die Staatsregierung 
auf, gegen die „immer größer werdende Ge-
fahr sittengefährdender Filme“ vorzugehen.

Der einstimmige Beschluss wendet sich nicht 
nur gegen sittengefährdende Filme, sondern 
auch gegen Plakate und Filmtitel. Die Parla
mentarier sind empört über Titel wie „Der 
Dämon mit den blutigen Händen“, „Die

Begierde treibt den Mann“ und „Mademoi
selle Striptease“. Josef Helmschrott (CSU) 
fordert eine schärfere Handhabung der Prü
fung durch die Freiwillige Selbstkontrolle 
(FSK). Willy Reichstein (GB/BHE) wendet 
sich gegen die Behauptung, strenger Ju
gendschutz bringe die Freiheit in Gefahr. 
Bedroht sei lediglich die „Freiheit der Zü
gellosigkeit“.

13. Juni 1961  221

Zentralistische Äußerungen von Bundes-
kanzler Adenauer veranlassen Ministerprä-
sident Ehard im Landtag, namens der 
Staatsregierung ein neuerliches Bekenntnis 
zum Föderalismus abzulegen.

Vor Studenten in Würzburg äußerte sich 
Adenauer geringschätzig über den föderati
ven Staatsaufbau, der Westdeutschland lei
der von den Besatzungsmächten aufgezwun
gen worden sei. Volkmar Gabert (SPD) will 
in der Fragestunde wissen, ob die Staatsre
gierung diesen Standpunkt unwiderspro
chen zur Kenntnis nehmen wolle. 
Ministerpräsident Ehard antwortet, ohne 
auf die Kanzlerworte einzugehen, die 
Staatsregierung habe sich „zu jeder Zeit mit 
Nachdruck zum föderativen Aufbau der 
Bundesrepublik nicht nur als einer im 
Grundgesetz niedergelegten Verfassungs
norm, sondern als einem tragenden Prinzip 
unserer freiheitlichrechtsstaatlichen Ord
nung bekannt. Hieran wird sich auch  
in Zukunft gar nichts ändern.“ Als 
Gabert nachhakt mit der Frage, ob 
Ehard dies dem Bundeskanzler „mit aller 
Deutlichkeit“ darlegen wolle, antwortet 
Ehard: „Ich brauche dem Herrn Bundes
kanzler meine Auffassung keineswegs aus
drücklich vorzutragen; er kennt sie sehr 
genau.“
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17. Oktober 1962  222

Das Parlament trauert um Ministerpräsi-
dent a. D. Hanns Seidel, der am 5. August 
starb.

Landtagspräsident Rudolf Hanauer rühmt 
vor allem in Seidel den Wirtschaftspolitiker: 
„Wenn Bayern heute, durch die Besonder
heiten seiner wirtschaftlichen Situation und 
seiner geographischen Lage von Anfang an 
benachteiligt, über eine aufblühende Wirt
schaft verfügt und den Anschluss an die Ent
wicklung in den übrigen Ländern gefunden 
hat, dann ist dies nicht zuletzt ein Verdienst 
des Verstorbenen während der verschiede
nen Stadien seines politischen Wirkens.“
In der Opposition 1954 bis 1957 habe sich 
„besonders eindrucksvoll der vornehme 
Charakter des Verstorbenen“ offenbart. 
„Als überzeugter Demokrat übersah er bei 
allen sachlichen Auseinandersetzungen nie 
die Gemeinschaftlichkeit des Zieles“, sagt 
Hanauer weiter. Im Amt des Ministerpräsi
denten habe Seidel dann sein ganzes staats
männisches Können zur Entfaltung ge
bracht.

5. Dezember 1961  223

Der kulturpolitische Ausschuss diskutiert die 
Gründung eines Hauses der bayerischen 
Geschichte. Es soll auf dem Gelände des 
ehemaligen Armeemuseums in München er-
richtet werden.

Den Anstoß geben Anträge von SPD und 
BP. Mitantragsteller Karl Weishäupl (SPD) 
wünscht sich eine „Stätte umfassender ge
schichtlicher Selbstdokumentation des baye
rischen Staates“, Land und Volk sollten dar
in in ihrer Tradition lebendig sein. Auf dem 
Ruinengrundstück des einstigen Armeemu
seums solle ein „repräsentativer Neubau“ 
entstehen. Weishäupl kann sich das Haus 
der bayerischen Geschichte auch als „Resi
denz des Ministerpräsidenten“ vorstellen. 
Georg Bantele (BP) unterstützt die Idee 
und träumt gar vom Sitz eines künftigen 
bayerischen Staatspräsidenten.
Die Staatsregierung greift 1962 den Plan auf 
und beschließt, das Haus der bayerischen 
Geschichte zusammen mit der Staatskanzlei 
auf dem ArmeemuseumsGelände unterzu
bringen, die Sammlungen des Armeemu

Das Bayerische Armeemuseum vor der Zerstörung
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seums aber nach Ingolstadt zu verlagern. 
Erst 16 Jahre später wird das Haus der 
bayerischen Geschichte als Behörde im Ge
schäftsbereich des Kultusministeriums orga
nisiert. Von der Vorbereitung historischer 
Ausstellungen abgesehen bleibt die Funk
tion des Hauses umstritten. Am 1. 1. 1983 
wird es der Bayerischen Staatskanzlei unter
stellt. Der in Aussicht genommene Neubau 
am Münchner Hofgarten löst heftige Pro
teste der Bevölkerung aus. (439)

12. Dezember 1961  224

Mit Skepsis beurteilt Ministerpräsident 
Ehard Pläne zur Staats- und Verwaltungs-
vereinfachung. Bei „ungeteilter Unterstüt-
zung des Landtags“ ist er zu einer grundle-
genden territorialen Neugliederung Bayerns 
bereit.

Ehard befürchtet im Falle von Ämterauflö-

Der stehen gebliebene Kuppelbau

sungen heftigen Widerstand der Bevölke
rung und der örtlichen Abgeordneten. Für 
die Verwaltungsvereinfachung sei „leider 
von keiner Stelle und keiner Instanz bisher 
der Stein der Weisen gefunden“ worden, 
bedauert er. Eine Organisationsreform kün
digt Ehard für die Forstverwaltung und die 
Bauämter an.
Einschneidende Pläne zur Verwaltungsver
einfachung, wie sie der CSUAbgeordnete 
Alfred Seidl verfolgt, lehnt der Landtag be
reits in Erster Lesung ab. Der Gesetzent
wurf verlangt die Abschaffung des Bayeri
schen Senats, der Staatssekretäre, die Auf
lösung des Arbeitsministeriums und die Re
duzierung der Zahl der Landtagsabgeordne
ten von 204 auf 150. Seidl will damit Steuer
gelder sparen, Erleichterungen für den Bür
ger im Behördenverkehr sowie eine leis
tungsfähigere Verwaltung erreichen.
Seidls Parteifreund Bruno Merk wendet sich 
gegen diese „Demontage unserer verfas
sungsmäßigen Ordnung, die den Freistaat 
Bayern auch im Erscheinungsbild als echten 
Staat ausweist“. Wilhelm Hoegner (SPD) 
warnt vor einem Teilabbau demokratischer 
Einrichtungen und ist besonders empört, 
dass Seidl auch den Volksentscheid streichen 
will: „Wir sind nicht gewillt, dem bayeri
schen Volk ein Recht rauben zu lassen, das 
es sich nach zwölfjähriger Willkür und 
Schreckensherrschaft errungen hat.“
Eine behutsame Verwaltungsvereinfachung 
nimmt 17 Jahre später eine von Ministerprä
sident Alfons Goppel eingesetzte Arbeits
gruppe in Angriff. Diese „Kommission für 
den Abbau von Staatsaufgaben und zur Ver
waltungsvereinfachung“, nach ihrem Leiter 
Staatssekretär Franz Neubauer kurz „Neu
bauerKommission“ genannt, durchforstet 
in fast fünfjähriger Arbeit sämtliche im Frei
staat geltenden Rechtsvorschriften. Der 
Landtag reduziert auf Vorschlag der Kom
mission die Zahl der Landesgesetze von 420 
auf 344. Die verbleibenden Rechtsnormen 
werden in einer „Neuen Bereinigten Samm
lung des bayerischen Landesrechts“ zusam
mengefasst. (162, 180, 182, 610, 635)
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13./14. Dezember 1961  225

Das Hineinwachsen der bayerischen Agrar-
wirtschaft in den größeren europäischen 
Wirtschaftsraum bereitet Landwirtschafts-
minister Aloys Hundhammer (CSU) große 
Sorgen.

In seiner Haushaltsrede zeigt er die Diskre
panz zwischen dem Lohn für die Bauernar
beit und den Preisen für die Agrarprodukte 
auf. Die schärfsten Konkurrenten der deut
schen Landwirtschaft gewährten ihren Bau
ern eine viel größere finanzielle Hilfe. 
Hundhammer rechnet vor, dass in der Bun
desrepublik jede in der Landwirtschaft täti
ge Arbeitskraft 1961 760 DM erhalte, in 
Holland jedoch 1 320 DM, in den USA 2 375 
DM und in England sogar 2 950 DM.
Laut Hundhammer hat sich die Zahl der 
kleinbäuerlichen Betriebe unter zehn Hek
tar in der Bundesrepublik seit 1 949 um 
364 000 verringert, während die Mittelbe
triebe zwischen zehn und 20 Hektar um 8 000 
zunahmen. Infolge der Technisierung sei die 
Zahl der Pferde in Bayern von 322 000 im 
Jahr 1938 auf 137 000 im Jahr 1960 ge
sunken.
Johann Maag (SPD), einstmals Staatssekre
tär im Landwirtschaftsministerium, ruft 
nach Strukturverbesserung, lehnt aber Ein
heitssubventionen ab, da sie nur den Groß
bauern zugute kämen. Simon Weinhuber 
(BP) sieht die Agrarwirtschaft am Scheide
weg: „Wir stehen in Bayern vor der Frage, 
ob wir das teure Farmersystem wie in Ame
rika einführen oder ob wir unsere bäuerli
chen Familienbetriebe erhalten sollen. Jo
hannes Lorenz (GB/BHE) verlangt, das 
Bauernland müsse unbedingt erhalten wer
den als „Bollwerk der Freiheit gegenüber 
der Bedrohung des Ostens“. (218, 286, 297)

14. Dezember 1961  226

Als erstes Bundesland beschließt Bayern ein 
Gesetz über die öffentliche Schluckimpfung 
gegen Kinderlähmung.

Damit wird ab Februar 1962 die kostenlose 
allgemeine Impfung der Altersjahrgänge 1 
bis 18 eingeführt. Den Anstoß gab ein An
trag der SPDAbgeordneten Georg Ludwig 
Oeckler und Gerda Laufer, der die Staatsre
gierung aufforderte, zur wirksamen Be
kämpfung der Kinderlähmung die Schluck
impfung einzuführen. Versuche der Staats
regierung, den Bund zum Handeln zu bewe
gen, schlugen fehl, so dass die Staatsregie
rung den Alleingang wählte. Von 1956 bis 
1961 erkrankten in Bayern mehr als 3 000 
Menschen an Kinderlähmung, über 300 
starben.

4. April 1962  227

Die Sozialdemokraten verkünden ihr 
„Bayernprogramm“. Unter dem Schlagwort 
„Mehr Gerechtigkeit“ ziehen sie in den 
Wahlkampf.

An dem Programm, das eindeutig die Hand
schrift Waldemar von Knoeringens trägt,

Waldemar von Knoeringen
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haben mehr als 500 Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens mitgearbeitet. Unter
zeichner sind die zwölf Mitglieder des Lan
desrats der bayerischen SPD. Das „Bayern
programm“ dient nicht nur dem Wahl
kampf, sondern soll eine „offene Diskus
sionsgrundlage sein für das Gespräch mit 
jedermann“.
Die Sozialdemokraten rufen zur „Ver
menschlichung“ des Staates auf. Sie fordern 
die Einführung von Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid in den Gemeinden, Ver
einfachung des Instanzenwegs, menschliche
re Behandlung der Bürger vor den Gerich
ten, modernere Gefängnisse und keinen 
Missbrauch von Staatsämtern für Partei
zwecke. Breiten Raum nimmt die Kulturpo
litik ein. Zu den Zielen zählen das neunte 
bzw. zehnte Volksschuljahr, mehr Schul
häuser, Zusammenlegung von Zwergschu
len auf dem Lande, Ausbau der Universitä
ten samt einer Hochschulreform und die 
Förderung der politischen Wissenschaften.

14. Mai 1962  228

Die Gesamtdeutsche Partei (bisher GB/ 
BHE) verliert erneut zwei Abgeordnete. 
Damit sind seit Beginn der vierten Legisla-
turperiode bereits fünf aus der Fraktion aus-
getreten.

Die für den GB/BHE in den Landtag ge
wählten Abgeordneten Paul Wüllner und 
Rudolf Stracke wechseln zur FDP, wie dies 
zuvor schon Willy Reichstein machte. Die 
CSU hat nun 102 Mandate, die SPD 65, die 
Bayernpartei 13, FDP und GDP jeweils 
zwölf. Die Chancen der GDP für einen Wie
dereinzug in den Landtag haben sich so 
weiter verschlechtert. 1958 schaffte der GB/ 
BHE nur knapp den Sprung über die Zehn
prozentHürde (Niederbayern 10,9 Prozent, 
Schwaben 10,2 Prozent). Dahinter verbirgt 
sich die geglückte Eingliederung der Flücht
linge und Heimatvertriebenen, die einer rei
nen Interessenpartei den Boden entzieht.

26. Juni 1962  229*

Mit knapper Mehrheit ratifiziert der Land
tag als letztes Parlament den Staatsvertrag 
über die Errichtung der Länderanstalt 
„Zweites Deutsches Fernsehen“ in Mainz.

Damit ist ein fast zwei Jahre alter Streit 
zwischen Bund und Ländern beigelegt, den 
Adenauers Versuch auslöste, eine 
„DeutschlandFernsehen GmbH“ zu grün
den. Bereits am 26. Juli 1960, einen Tag 
nach dem Alleingang des Bundeskanzlers, 
verwahrte sich Bayerns Staatsregierung ent
schieden gegen diesen Eingriff in die Kultur
hoheit der Länder, sekundiert von SPD und 
Bayernpartei. Am 28. Februar 1961 gab das 
Bundesverfassungsgericht einer Klage der 
sozialdemokratisch regierten Länder statt: 
Die Gründung der DeutschlandFernsehen 
GmbH war verfassungswidrig, weil die Ge
sellschaft ganz vom Bund beherrscht wurde. 
Der Landtag pochte nun darauf, dass zumin
dest die bayerischen Fernseher ein eigenes 
Zweites Fernsehen erhalten, was auch die 
Staatsregierung befürwortete. Das Kabinett 
beauftragte Kultusminister Theodor Maunz, 
beim Bundespostminister sofort die Zutei
lung eines für das neue Fernsehen voll ge
eigneten Kanals zu beantragen.
Der am 6. Juni 1961 in Stuttgart von den 
Ministerpräsidenten unterzeichnete Staats
vertrag zur Einrichtung des bundesweiten 
zweiten Fernsehprogramms brachte die Ein
heitsfront im Bayerischen Landtag ins Wan
ken. Somit stehen sich im Juni 1962 vor der 
entscheidenden Abstimmung Befürworter 
und Gegner des Staatsvertrags unversöhn
lich gegenüber. Die eine Seite argumentiert, 
Bayern dürfe nicht abseits stehen, wenn der 
Föderalismus, der Kooperation verlange, 
nicht unglaubwürdig werden solle. Zudem 
sei ein eigenes bayerisches Programm uner
schwinglich. Dem hält die andere Seite ent
gegen, ein Programmaustausch mit Mainz 
erfülle das Gebot der Bundestreue ausrei
chend, während der Staatsvertrag ein Über
gewicht der Fernsehzentren Hamburg, Köln 
und Mainz zu Lasten des Südens zementie
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re. Das Mainzer „Staatsfernsehen“ sei ledig
lich ein „Abklatsch des AdenauerFernse
hens“.
Der Landtag macht sich sein letztes Wort 
schwer. Die für den 19. Juni geplante End
abstimmung platzt, weil die Gegner der 
Mainzer Anstalt auf Bodengewinn hoffen. 
Eine Woche später, am 26. Juni, ist es dann 
so weit: Mit 96 gegen 85 Stimmen bei acht 
Enthaltungen stellt sich der Landtag hinter 
die Abmachung der Ministerpräsidenten. 
Für den Staatsvertrag votieren Gesamtdeut
sche Partei und FDP, dagegen ist die 
Bayernpartei. CSU und SPD sind gespalten. 
Als einziges Regierungsmitglied stimmt 
Aloys Hundhammer mit nein. Weitere pro
minente Neinsager sind Landtagspräsident 
Rudolf Hanauer (CSU) und die SPDPoliti
ker Waldemar von Knoeringen und Wil
helm Hoegner.
Nicht ohne Einfluss auf das Parlamentsvo-
tum ist ein Brief des Mainzer Intendanten 
Karl Holzamer. Einen Tag vor der Dritten 
Lesung verspricht er den Fraktionen, in 
München werde in Kürze ein Landesbüro 
errichtet, das die Studiogröße „gleichen 
Ausmaßes wie etwa in Berlin und Bonn“ 
bekommen werde. Die „AntiMainzer“ in 
der CSU, angeführt von Ludwig Huber, ge
ben jedoch nicht auf. „Das ist die Geburts
stunde des Dritten Fernsehens in Bayern“, 
erklärt Huber. An seine Organisation müsse 
der Bayerische Rundfunk nun möglichst 
rasch herangehen.
Den Nerv des Streits trifft ein Kommentar 
des „Münchner Merkur“: „Niemals wäre die 
Fernsehfrage derart in das Kreuzfeuer der 
öffentlichen Diskussion geraten, wenn nicht 
zum ersten Mal seit 1949 die Frage nach dem 
Selbstverständnis Bayerns wach geworden 
wäre. Sie war aber nicht zu beantworten, 
ohne das Verhältnis zum Bund zu definie-
ren. Daran – mehr noch als an München 
oder Mainz – haben sich die Geister ge
schieden.“

26. Juni 1962  230

Nach zweijährigen Beratungen beschließt 
der Landtag das neue Bayerische Wasserge-
setz. Es füllt das Bundesrahmengesetz aus 
und löst das Gesetz von 1907 ab.

Das einstimmig verabschiedete Wasserge
setz soll angesichts zunehmender Bevölke
rungsdichte und Industrialisierung gutes 
Wasser in ausreichender Menge sichern. Es 
schafft Wasserschutzgebiete und eine An
zeigepflicht für Stoffe, die das Wasser ver-
unreinigen können. Außerdem ordnet es die 
Benutzung des Grundwassers, Schadensver
hütung, Enteignungen, den erlaubnisfreien 
Gemeingebrauch des Wassers und die Auf
lagen für Anlieger bei Wasser und Eisge
fahr. Schließlich werden die bayerischen 
Gewässer in drei Gruppen gegliedert und 
müssen entsprechend vom Staat, den Bezir
ken oder den Gemeinden unterhalten 
werden.

28. Juni 1962  231

Bei nur einer Gegenstimme verabschiedet 
der Landtag eine neue Bayerische Bauord-
nung.

Sie ersetzt das noch von 1901 stammende 
Baurecht und macht weitere 23 Gesetze und 
Verordnungen überflüssig. Zum Teil 
stammten die Vorschriften noch aus dem 
vorigen Jahrhundert. Die Reform wurde 
notwendig, da Bautechnik und Bauwirt
schaft umwälzende Fortschritte machten. So 
war in der alten Bauordnung keine Zeile 
über Schall und Wärmeschutz zu lesen. Das 
neue Gesetz zieht auch die Konsequenzen 
aus dem ständig wachsenden Straßenver
kehr und macht die Anlage von Garagen 
und Abstellplätzen für Kraftfahrzeuge zur 
Auflage. Kinderspielplätze werden eben-
falls unter bestimmten Voraussetzungen in 
unmittelbarer Wohnungsnähe gefordert.
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10. Juli 1962  232

Der Freistaat Bayern erhält eine vierte Uni-
versität. Nach mehr als zehnjährigen Über-
legungen entscheiden sich die Abgeordne-
ten mit großer Mehrheit für die Gründung 
einer Universität in Regensburg.

Pläne für eine vierte Landesuniversität in 
Regensburg zur Entlastung der Universitä
ten München, Erlangen und Würzburg wur
den seit 1948 immer wieder diskutiert. Ge
gen den CSUGesetzentwurf stimmen ledig
lich die FDPFraktion und der CSUAbge
ordnete Alfred Euerl. Die „geistige Pla
nung“ übernimmt aufgrund eines SPDAn
trags ein Gremium von Wissenschaftlern 
und Parlamentariern.
Kultusminister Theodor Maunz erwartet 
sich von der neuen Uni eine „Milderung des 
Massenproblems“. Er fordert, dass neben 
Vorlesungen die geistige Auseinanderset
zung zwischen Professoren und Studenten in 
kleinen Gruppen stattfinden müsse, weshalb 
es mehr Seminarübungen geben solle. Au
ßerdem will der Minister in Regensburg

Universität Regensburg (Luftbildfreigabe Reg. d. Opf., 9/50869)

vom Prinzip der Fakultäten abgehen und 
Abteilungen einrichten. Der Vorlesungsbe
trieb an der Universität Regensburg beginnt 
Ende 1967. Die PhilosophischTheologische 
Hochschule Regensburg geht in der Univer
sität auf. 1972 wird ihr auch die Pädagogi
sche Hochschule eingegliedert. (80, 288, 
296)

11. Oktober 1962  233

Zur Überwindung des katastrophalen Leh-
rermangels kündigt Kultusminister Theodor 
Maunz einschneidende Maßnahmen an. Die 
Unterrichtsstunden sollen gekürzt und die 
Klassen vergrößert werden.

Maunz beantwortet eine Interpellation der 
SPD, die ihr Abgeordneter Franz Förster 
mit dem Vorwurf begründet, der Kultusmi
nister beschränke sich auf „beschwichtigen
de“ Erklärungen. In der Debatte wird auch 
die Abschaffung der Zwergschulen verlangt. 
Hildegard HammBrücher (FDP) berichtet 
von einer Volksschule mit nur vier Schülern
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in Elmenau und der Absicht, in Linderhof 
eine neue Schule für nur neun Schüler zu 
bauen.
Laut Kultusminister gibt es in Bayern 25 971 
Volksschullehrer. Die durchschnittliche 
Klassenstärke beträgt 37,22 Schüler (1926 
waren es 39,4), der Bundesdurchschnitt 
36,8. In Unterfranken beträgt die Messzahl 
39,1, in München 35,22. An den Pädagogi
schen Hochschulen studieren 5 000 Lehrer
studenten (1957: 1 700). Der Minister will 
keinesfalls an der akademischen Lehreraus
bildung rütteln. Um Lehrernachwuchs zu 
gewinnen, soll die Werbung verstärkt wer
den. (199, 211, 327)

25. November 1962  234

Mit 47,5 Prozent der Wählerstimmen er-
ringt die CSU die absolute Mehrheit der 
Landtagssitze. Die Gesamtdeutsche Partei 
scheitert an der Zehnprozenthürde.

Das Wahlergebnis lautet: CSU 47,5 Prozent 
(1958: 45,6), SPD 35,3 Prozent (30,8), GDP 
5,1 Prozent (8,6), FDP 5,9 Prozent (5,6), 
BP 4,8 Prozent (8,1). Die BP überspringt 
die Zehnprozentklausel in Niederbayern 
und kann als kleinste Fraktion in den Land
tag einziehen, während die GDP mit 0,3 
Prozent mehr draußen bleiben muss. Die 
Sitzverteilung ergibt folgendes Bild: CSU 
108 (1958: 101), SPD 79 (64), FDP 9 (8), BP 
8 (14).
Der Wahlausgang wird in der Öffentlichkeit 
mit großer Überraschung aufgenommen. 
Allgemein wurde erwartet, dass sich die 
Bonner „Spiegel“Affäre in Bayern zu einer 
„negativen Volksabstimmung“ über Vertei
digungsminister Franz Josef Strauß aus
wirkt. Der Stimmengewinn wird von der 
CSU als Vertrauensbeweis für ihren Partei
vorsitzenden gewertet. Die „Süddeutsche 
Zeitung“ verweist jedoch auf das CSUBun
destagswahlergebnis in Bayern von 54,9 
Prozent und meint, „dass die Wähler sich 
von dem Gezerre um Strauß nicht allzu sehr 
beeindrucken haben lassen, weder nach der

BPWahlplakat 1962

positiven noch nach der negativen Seite“. 
„Es war eine Wahlnacht, wie sie Bayern in 
der Nachkriegszeit noch nicht erlebte“, 
schreibt die „Augsburger Allgemeine“. 
„Das politische Spannungsfeld war durch 
die Bonner Regierungskrise derart geladen, 
dass wohl jeder unwillkürlich an die unheil
vollen Plebiszite der Weimarer Zeit erinnert 
wurde. Aber der bayerische Wähler, unge
wollt in die bundesrepublikanische Staats
krise hineinmanövriert, hat mit kühlem 
Kopf seine Entscheidung getroffen.“
Die Würfel für den Ministerpräsidenten 
Kandidaten sind inzwischen längst gefallen. 
Er heißt Alfons Goppel, seit 1958 Innenmi
nister im Kabinett Ehards. Auf ihn einigte 
sich bereits Mitte September der CSUPar
teivorstand, nachdem der Favorit Franz Jo
sef Strauß sich für Bonn entschied. Die 
CSULandesgruppe im Bundestag wollte ih
ren Parteivorsitzenden nicht ziehen lassen. 
Auch Bundeskanzler Adenauer bat seinen 
Verteidigungsminister, in der Bundesregie
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rung zu bleiben. Rudolf Eberhard, Finanz
minister und Stellvertreter des Ministerprä
sidenten, blieb chancenlos, nachdem er den 
starken katholischkonservativen Flügel um 
Hundhammer gegen sich hatte.

7. Dezember 1962  235

Der fünfte bayerische Nachkriegslandtag 
konstituiert sich. Landtagspräsident wird 
wieder Rudolf Hanauer (CSU).

Die konstituierende Sitzung ist von Misstö
nen begleitet. Altministerpräsident Hans 
Ehard bleibt der Sitzung fern. Vergeblich 
versuchte er in den Vortagen, für sich das 
Amt des Landtagspräsidenten zu sichern. 
Die CSUFraktion entschied sich jedoch mit 
großer Mehrheit erneut für Hanauer, der 
dann von den 200 abgegebenen Stimmen 
111 erhält. Auf Ehard entfallen 84 Stimmen. 
Zum ersten Vizepräsidenten wählt der 
Landtag Wilhelm Hoegner (SPD), der auf 
das Amt des Fraktionsvorsitzenden verzich
tete. Sein Nachfolger wird der 39jährige 
Volkmar Gabert. Der von den Liberalen als 
zweiter Vizepräsident nominierte Klaus 
Dehler fällt mit nur 24 Stimmen durch, wäh
rend sein Fraktionskollege Otto Bezold 89 
bekommt. Im zweiten Wahlgang wird Be
zold dann mit 120 von 179 abgegebenen 
Stimmen zum zweiten Vize gewählt.

11. Dezember 1962  236

Der Landtag wählt mit 109 von 201 abgege-
benen Stimmen Alfons Goppel zum neuen 
Ministerpräsidenten. Er bildet gemeinsam 
mit der nur acht Abgeordnete starken 
Bayernpartei eine Koalitionsregierung.

Zur allgemeinen Überraschung ist Goppels 
Vorgänger Hans Ehard als Justizminister in 
der neuen Regierungsmannschaft vertreten. 
Der MiniKoalitionspartner Bayernpartei, 
auf den die CSU aufgrund der Mehrheits
verhältnisse gar nicht angewiesen ist, erhält 
einen Staatssekretärsposten. Robert Weh

Staatsminister Franz Heubl, bisher Leiter der 
Staatskanzlei, begrüßt den neuen Minister
präsidenten vor seinem Amtssitz

gartner, Staatssekretär des Innern, tritt we
nige Jahre später zur CSU über. Finanzmi
nister und Stellvertreter des Ministerpräsi
denten bleibt der Repräsentant des pro
testantischen CSUFlügels Rudolf Eber
hard. Auch sein katholischer Gegenspieler 
Aloys Hundhammer ist als Landwirtschafts
minister erneut Kabinettsmitglied
Der bisherige Leiter der Staatskanzlei, 
Staatssekretär Franz Heubl, wird zum 
Staatsminister für Bundesangelegenheiten 
berufen. Dieses neue Amt mit Dienstsitz in 
Bonn hält der Regierungschef wegen der 
Bildung eines Bundesministeriums für wis
senschaftliche Forschung für notwendig. Er 
befürchtet, es könnte „sehr schnell zu einer 
gesetzwidrigen Ausweitung der Zuständig
keiten des Bundes auf einem den Ländern 
vorbehaltenen Gebiet führen“, weshalb die 
bundespolitische Entwicklung sorgfältig zu 
beobachten sei. Chef der CSUFraktion 
wird der erst 33jährige Münchner Abgeord
nete Ludwig Huber.
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Die „Süddeutsche Zeitung“ prophezeit nach 
der Regierungsbildung, Alfons Goppel, 
„bisher hauptsächlich durch Verwaltungs
routine und als ein Mann hervorgetreten, 
auf den sich widerstreitende Gruppen in der 
CSU zu einigen vermochten, wird es nicht 
leicht haben, Bayern jenes Ansehen zurück
zugewinnen, das es während der Regierun
gen Ehard, Hoegner und Seidel hatte“. Die 
in Goppels Heimatstadt Regensburg er
scheinende „Mittelbayerische Zeitung“ be
scheinigt ihm „nicht nur Sinn für Humor 
und Verständnis für Allzumenschliches“, es 
zeichneten ihn auch „Aufrichtigkeit, Gerad
linigkeit und die Neigung zu klaren Verhält
nissen“ aus.

19. Dezember 1962  237*

In der kürzesten Regierungserklärung aller 
zehn bayerischen Kabinette seit Kriegsende 
stellt Ministerpräsident Alfons Goppel sein 
Programm für die nächsten vier Jahre vor.

An der Spitze der einstündigen Regierungs
erklärung steht die Wirtschaft: Weitere In
dustrialisierung Bayerns, Förderung des 
Mittelstandes, billigere Energiequellen, 
Straßenbau und Ausbau des Münchner 
Flughafens „in allernächster Zukunft“. Der 
bayerischen Landwirtschaft will Goppel ei
nen möglichst krisensicheren Zugang zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft er
öffnen. Dazu zählen billige Kredite, eine 
beschleunigte Flurbereinigung und Geld für 
Maschinenringe und Genossenschaften.
Auf dem Gebiet der Kulturpolitik kündigt 
der Regierungschef einen Schulentwick
lungsplan an. Die Mittelschulen sollen ver
mehrt, die Hochschulen entsprechend den 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates aus
gebaut werden. Ein sehr verhaltenes Ja 
spricht Goppel zu dörflichen Mittelpunkt
schulen, in denen die Oberstufen der Volks
schulen zusammengefasst werden sollen.
Am 15. Januar 1963 antwortet der SPD 
Landesvorsitzende Waldemar von Knoerin
gen auf Goppels Regierungserklärung mit

einer Grundsatzrede zur Stellung der Oppo
sition im Parlament. „Die Demokratie 
hängt entscheidend von der Spannkraft der 
Opposition ab“, betont der Oppositions
sprecher einleitend. Sei sie dazu nicht fähig, 
„dann erschlafft das Leben in der Demokra
tie, dann wird die einseitige Routine des 
Verwaltungsstaates immer festere Formen 
annehmen“.
Das Oppositionsprogramm der SPD lautet 
folglich: Anerkennung der Träger der Herr
schaftsgewalt, die nach den Spielregeln de
mokratischer Ordnung die Regierung bil
den, Verpflichtung zur Kontrolle der staatli-
chen Macht, Entwicklung politischer Alter
nativen dort, wo das Handeln der Regierung 
„den Bedingungen des sozialen Kulturstaa
tes nicht gerecht wird“. Von Knoeringen 
versichert: „Wir fühlen uns als eine Institu
tion der Demokratie, als tragendes Element 
unserer politischen Ordnung und als Teil 
der staatlichen Herrschaft.“
Zur Schulpolitik merkt der SPDSprecher 
an, nach Berechnungen des „Ettlinger Krei
ses“, der sich mit Bildungsfragen befasse, 
fehlten in Bayern im Jahre 1970 18 000 bis 
20 000 Lehrer. 1960 habe die Zahl der Leh
rer 27 000 betragen. Enttäuscht äußert sich 
von Knoeringen über die Haltung der 
Staatsregierung zu den Mittelpunktschulen 
auf dem Lande. Diese Äußerung unter
streicht auch Klaus Dehler (FDP).

13. März 1963  238

Wirtschaftsminister Otto Schedl wehrt sich 
gegen Bonns Energiepolitik, Bayerns Ener-
giekosten künstlich hochzuhalten.

Ausgelöst durch eine CSUInterpellation 
macht der Minister dem Landtagsplenum 
klar, dass Bayern trotz höherer Heizölsteuer 
nicht auf ein Großkraftwerk in Ingolstadt 
verzichten werde. Bonner Überlegungen, 
die Ölsteuer auf Raffineriegas auszudehnen, 
sind für Schedl „bewusst gegen die bayeri
schen Energieausbaupläne gerichtet“. Zu 
Unrecht werde dieses Konzept als „kohle
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feindlich“ kritisiert. Bayern wolle lediglich 
ein Preisniveau, das dem Bundesdurch
schnitt entspreche.
Schedl bezeichnet es als zwangsläufig, dass 
Bayerns ProKopfVerbrauch an Energie 
rascher zunehmen müsse als der Durch
schnitt der Bundesländer, weil es mit 2,69 
Tonnen Steinkohleeinheiten gegenüber 4,02 
Tonnen erheblich hinterherhinke. Anders 
sei es unmöglich, die Wirtschaft anzukur
beln. Die Heizölsteuer sei nur als eine vor
übergehende Maßnahme berechtigt, um den 
Bergbau zu sanieren.

7./8. Mai 1963  239

Die SPD kritisiert, dass die Landschulre-
form nur schleppend vorangeht. Sie fordert 
voll ausgebaute achtklassige Mittelpunkt-
schulen.

Unter Berufung auf das am 14. Dezember 
1960 vom Landtag verabschiedete Schulver
bandsgesetz will die SPD mit einer Interpel
lation erfahren, warum es immer noch keine 
Durchführungsverordnung gebe und ob die

Otto Schedl

Staatsregierung an ihrer Auffassung festhal
te, dass „für die Unterstufe Mittelpunktschu
len keinesfalls errichtet werden“. Nach Be
rechnung der Sozialdemokraten gibt es in 
Bayern fast 2 000 einklassige Volksschulen 
auf dem Lande. Richtzahl für die Auflösung 
einer „Zwergschule“ sind weniger als 20 
Schüler. Die bereits existierenden 1 833 Ver
bandsschulen sind zum größten Teil nicht 
voll ausgebaut.
Kultusminister Theodor Maunz unterschei
det in seiner Antwort zwischen Mittelpunkt
schule und Verbandsschule. Die Mittel
punktschule sei eine meist in städtischer 
Umgebung errichtete Zentralschule und leis
te einer „staatlich eingerichteten Entlee
rung der Dörfer“ Vorschub. Verbandsschu
len kombinierten dagegen die Vorteile der 
mehrgliedrigen Schule mit Vorzügen der 
dorfständigen Schule. Das sei der Bayern 
am besten entsprechende Typ einer Zusam
menfassung kleinerer Schulen.
Gerda Laufer (SPD) will das Schulver
bandsgesetz endlich zum Leben erwecken. 
„Auch wir wollen keine Diktatur von 
oben“, versichert sie. Notwendig sei jedoch 
eine Aufklärung der Eltern. Die früher von 
Ministerpräsident Goppel geäußerten Be
denken, die Schulbusse bedeuteten eine 
„sittliche Gefährdung“, lässt die Abgeordne
te nicht gelten. Fritz Gentner (SPD) nennt 
das Bildungsgefälle zwischen Stadt und 
Land unerträglich.
Der Vorsitzende des kulturpolitischen Aus
schusses, Leopold Lerch (CSU), sagt ein 
„volles und ernstes Ja“ seiner Fraktion zur 
Verbandsschule, aber ein Nein zur Mittel
punktschule. Die Verbandsschule sei das 
„naturhaft Gewachsene“, die Mittelpunkt
schule aber etwas „künstlich Konstruiertes“, 
die Verbandsschule sei „organisch“, die 
Mittelpunktschule „mechanisch“. Für Lerch 
ist klar, „dass neben unseren Kirchen unbe
dingt die Schulen stehen müssen“. Voll zu
frieden äußert er sich über die vierklassige 
Verbandsschule.
Hildegard HammBrücher (FDP) hält die 
Reform des Landschulwesens für einen der
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wichtigsten Abschnitte bayerischer Kultur
politik. Dagegen warnt Friedrich Arnold 
(CSU) vor einer zur Mode gewordenen 
„Bildungseuphorie“. Er wünscht sich keine 
voll ausgebauten achtklassigen Mittelpunkt
schulen, weil sie zehn oder 15 Dörfer die 
Schulen nähmen.
Am 30. Mai 1963 erlässt das Kultusministe
rium dann die Ausführungsverordnung zum 
Schulverbandsgesetz. Sie ermöglicht die 
Gründung voll ausgebauter achtklassiger 
Verbandsschulen. Eine Verbandsschule 
kann errichtet werden, wenn die Zahl der 
Kinder einer Gemeinde für eine eigene 
Volksschule nicht ausreicht. Die Verbands
schule kann entweder alle Schülerjahrgänge 
aufnehmen, oder nur die Klassen 1 bis 4 der 
einen und die Klassen 5 bis 8 der anderen 
Gemeinde. (32, 251, 264, 271, 278)

30. Mai 1963  240

Die Gemeinden erhalten für den Stra-
ßenbau durch eine Änderung des Finanz-
ausgleichs die gesamte Kraftfahrzeugsteuer.

Der unter dem Namen „EberhardPlan“ be
kannt gewordene Landtagsbeschluss bedeu
tet eine wesentliche Besserstellung der 
Kommunen. So erhält die Landeshauptstadt 
München statt 6 Millionen DM (1962) im 
Jahr 1963 31 Millionen DM. Gegenüber 
dem Vorjahr steigt der kommunale Finanz
ausgleich insgesamt um 46 Prozent auf fast 
eine Milliarde DM. Die Kraftfahrzeugsteu
er dient dem Ausbau der Kreis und Ge
meindeverbindungsstraßen sowie dem Ver
kehrsausbau in den größeren Städten.

26. November 1963  241

In einer Trauersitzung gedenkt der Landtag 
des ermordeten amerikanischen Präsiden-
ten John F. Kennedy, der am gleichen Tag 
beerdigt wird.

Im Plenarsaal ist das trauerumflorte Bild 
Kennedys aufgestellt. Stehend hören Abge

ordnete und Senatoren die Ansprache von 
Landtagspräsident Rudolf Hanauer, der be
ginnt: „Die Welt und in ihr auch das bayeri
sche Volk – vertreten durch den Bayeri
schen Landtag und den Bayerischen Senat – 
trauert um den toten Präsidenten der Verei
nigten Staaten von Amerika, John Fitzge
rald Kennedy. Der feige Meuchelmord von 
Dallas hat alle Menschen zutiefst erschüt
tert. Wir alle haben ihn verloren. In dieser 
Stunde der Empörung und des Schmerzes 
um den ersten Bürger der freien Welt ge
denken wir seines ruhmvollen Kampfes um 
die Freiheit und den Frieden in der Welt.“

3. März 1964  242

In seiner Haushaltsrede stellt Kultusminis-
ter Theodor Maunz einen Maßnahmenka-
talog zum Ausbau des bayerischen Bil-
dungswesens vor.

Die Zukunft gehört den Nationen, „die sich 
das beste Schulwesen schaffen“, erklärt 
Maunz. Er kündigt die Berechnung des fi-
nanziellen, räumlichen und personellen Be
darfs und den Ausbau der Hochschulen ge

Prof. Theodor Maunz
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mäß den Empfehlungen des deutschen Wis
senschaftsrates an. Der bayerische Schulent
wicklungsplan sehe die rasche Errichtung 
von 35 höheren, 38 Mittel, 27 Berufsauf
bauschulen und sieben Handelsschulen vor 
allem auf dem flachen Lande vor. Das 
Landschulwesen werde reformiert, ein 
neuntes Volksschuljahr eingeführt.
Ein Fünfjahresplan für den Ausbau der öf
fentlichen Ingenieurschulen soll bis 1966 
rund drei Viertel mehr Studienplätze schaf
fen, um die „Wettbewerbsfähigkeit der 
bayerischen Wirtschaft auf dem Weltmarkt 
zu sichern“. Maunz will sein Programm mit 
Hilfe von Planungskommissionen verwirkli
chen, wo Pädagogen, Verwaltungs und Fi
nanzfachleute, Soziologen und Statistiker 
mitwirken. Die Zahl der Studenten in Bay
ern beträgt 51 680, etwa 13 000 mehr als 
1959, der Personalstand an den Hochschu
len 15 000 (1959: 10 030). (166, 172)

9. April 1964  243

In einer Interpellation nimmt die SPD die 
schleppende Raumordnung in Bayern aufs 
Korn. Wirtschaftsminister Otto Schedl be-
streitet energisch, dass die Landesplanung 
und Raumordnung stiefmütterlich behan-
delt würden.

Waldemar von Knoeringen (SPD) hält der 
Regierung vor, dass seit der Verabschiedung 
des Raumordnungsgesetzes 1957 eine schier 
dramatische Entwicklung eingetreten sei. 
Die Methoden der Raumordnung seien un
zureichend, es mangele an der Koordinie
rung. Die Bezirksplanungsgemeinschaften 
seien weitgehend untätig geblieben. Der 
SPDPolitiker fordert für Bayern einen 
„EWGAnpassungsplan“.
Wirtschaftsminister Otto Schedl, dessen 
Ressort für die Raumplanung zuständig ist, 
sieht dafür keine Notwendigkeit, weil Bay
erns Landesplanung bereits seit 1958 auf die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft aus
gerichtet sei. Die Landesplanungsgemein
schaft und die Bezirksplanungsgemeinschaf

ten hätten ihre Aufgaben gewissenhaft er
füllt. Schedl zitiert einen CSUFraktionsbe
schluss, wonach Raumordnung und Lan
desplanung Sache der Länder bleiben 
müssten.
In der Aussprache am 29. April bestreitet 
die CSU den Sinn der Raumordnung nicht. 
Anton Jaumann: „Wir wollen eine gesunde 
Strukturpolitik und eine regionale Wirt
schaftspolitik mit marktkonformen Mit
teln.“ Erwin Essl (SPD) warnt, je länger mit 
einer freiheitlichen Landesplanung gewartet 
werde, desto mehr drohten eines Tages 
Zwangsmaßnahmen. Die Aufgabe der Lan
desplanung sei, ungefähr gleichwertige Le
bensverhältnisse für ganz Bayern zu schaf
fen. Über 40 Prozent seien wirtschaftlich 
schwache Gebiete. Wirtschaftsminister 
Schedl sagt abschließend, die Großstädte 
dürften nicht zu Schlafstätten verkümmern. 
Das Kapital müsse zum Menschen gebracht 
werden und nicht umgekehrt.
Der SPDAntrag, der Landtag solle be
schließen, die Regierungsantwort sei unge
nügend, wird von den Koalitionsparteien 
CSU und BP bei Stimmenthaltung der 
Freien Demokraten abgelehnt. (183, 250, 
289, 354, 406, 524)

29. April 1964  244

Das Gesetz über kommunale Wahlbeamte 
macht aus den Bürgermeistern Ehrenbeam-
te. Die Opposition sieht damit mehr Pflich
ten, aber weniger Rechte verbunden.

Grundlage des gegen die Stimmen von SPD 
und FDP verabschiedeten Gesetzes ist das 
Bundesrahmengesetz zur Vereinheitlichung 
des Beamtenrechts vom 1. Juli 1957. Oskar 
Rummel (SPD) fragt sich, ob die Staatsre
gierung mit dem Status des Ehrenbeamten 
„linientreue“ Bürgermeister und „Befehls
empfänger“ erhalten wolle. Klaus Dehler 
(FDP) vermutet, man wolle wohl anstelle 
des kommunalen Selbstverwaltungsorgans 
die „nachgeordnete Dienststelle“ setzen.
Die Oppositionskritik richtet sich vor allem

5. Wahlperiode



145

gegen Artikel 40, nach dem die Regierung 
einen kommunalen Wahlbeamten von der 
Behandlung geheim zu haltender Angelegen
heiten entbinden kann, wenn Besorgnis be
steht, dass die im Staatsinteresse erforderli
che Sicherheit nicht gewährleistet ist. Auch 
Artikel 158 ruft den Oppositionsprotest her
vor. Er bestimmt, dass keiner zum ersten 
Bürgermeister oder Landrat gewählt wer
den kann, der nachweisbar keine Gewähr 
bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung eintritt. 
Erich Zeitler (SPD) meint, die Bestimmung 
werde zu querulatorischen Wahlanfechtun
gen „geradezu einladen“.

24. Juni 1964  245

In einer Sondersitzung billigt der Landtag 
die von Ministerpräsident Goppel vorge-
nommene Kabinettsumbildung: Rudolf 
Eberhard und Paul Strenkert scheiden aus, 
neuer Finanzminister wird Konrad Pöhner, 
neuer Sozialminister Hans Schütz.

Eberhard, Repräsentant des protestanti
schen CSUFlügels, wird Präsident der 
Bayerischen Staatsbank, Strenkert wählt 
aus Gesundheitsgründen den Ruhestand. 
Nachfolger von Pöhner als Staatssekretär im 
Kultusministerium wird Erwin Lauerbach, 
das Amt des Sozialstaatssekretärs über
nimmt von Hans Schütz Fritz Pirkl. Anstelle 
Eberhards beruft Goppel zu seinem Stell
vertreter Landwirtschaftsminister Aloys 
Hundhammer.
In einer Erklärung rechtfertigt Goppel die
sen Schritt mit dem Hinweis, Hans Ehard 
als ältestes Kabinettsmitglied habe den 
Stellvertreterposten abgelehnt. Die SPD 
kritisiert jedoch, Hundhammers Ernennung 
habe den „konservativen Einfluss in der 
Staatsregierung“ noch verstärkt. Die FDP 
urteilt, die Regierung Goppel habe bislang 
„nicht als eine der stärksten der bayerischen 
Geschichte gegolten“. Sie erringe nun noch
mals die Chance, „mehr zu zeigen als in der 
nicht sehr ergebnisreichen ersten Hälfte der 
Legislaturperiode“.

9. Juli 1964  246

Der Haushaltsausschuss versagt einstimmig 
der mit den Berchtesgadener Hotelverkäu-
fen befassten Staatsregierung die Entlas-
tung. Es geht um ein Geschäft aus dem 
Jahr 1957, das der Oberste Rechnungshof in 
seinem Prüfungsbericht 1961 kritisch be-
leuchtete.

Am 30. September 1957 genehmigte der 
Staatssekretär im Finanzministerium, Josef 
Panholzer (BP), den Verkauf ehemaligen 
NSVermögens im Landkreis Berchtesgaden 
an den HotelKonzern Steigenberger. Die 
Hotels „Berchtesgadener Hof“, „Deutsches 
Haus“, „Bellevue“, der „Platterhof“ auf dem 
Obersalzberg und andere Objekte gingen für 
drei Millionen DM in den Besitz der Hotel
gesellschaft über, zu entrichten in zehn Jah
resraten bei zwei Prozent Verzinsung.
Sämtliche Häuser sind seit 1945 von der US 
Armee belegt, wofür der Bund Miete zahlt. 
Ministerialdirigent Freudling verteidigte am 
29. Oktober 1957 vor dem Haushaltsaus
schuss die Transaktion, musste aber einräu
men: „Wenn Steigenberger das Glück hat, 
dass die Amerikaner diese Objekte noch 
weitere zehn Jahre benutzen, ist er ein fei
ner Mann, dann hat er sie beinahe umsonst 
erworben.“ Die Enthüllungen des Rech
nungshofes führen in der Öffentlichkeit zu 
dem Vorwurf, der Freistaat verschleudere 
seinen Besitz.
Mitte April 1964 wird bekannt, dass Panhol
zer vom SteigenbergerKonzern eine Spen
de in Höhe von 250 000 DM erhielt, die 
er zum Ausbau der „Reichen Zimmer“ in 
der Münchner Residenz verwendete. Die 
Diskussion dreht sich nun um die Frage, ob 
es zwischen dem Hotelgeschäft und der 
Spende einen Zusammenhang gibt und in
wieweit der Haushaltsausschuss des Land
tags korrekt vom Finanzministerium infor
miert wurde, bevor er dem Verkauf zu
stimmte. CSUFraktionsvorsitzender Huber 
weist darauf hin, dass die CSU bei dem 
Geschäft nicht in der Regierungsverantwor
tung gestanden habe.
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Die Verweigerung der Entlastung trifft al
lerdings auch die Regierung Seidel, die nach 
dem Sturz der Viererkoalition mit dem Fall 
ebenfalls befasst war. Der FDPLandesvor
sitzende Albrecht Haas sagt am 9. Juli 1964 
im Haushaltsausschuss, seine Fraktion sei 
trotz schwerster Bedenken für einen Unter
suchungsausschuss. Zu prüfen sei vor allem, 
wie bei der Genehmigung des Kaufvertrags 
am 30. September 1957 der damalige Fi
nanzminister Friedrich Zietsch (SPD) und 
sein Ministerialdirektor Kiefer überspielt 
worden seien. Die übrigen Fraktionen stim
men in den Ruf nach einem Untersuchungs
ausschuss nicht ein. (259)

16. Juli 1964  247

Ministerpräsident Goppel nimmt das Rück-
trittsgesuch von Kultusminister Theodor 
Maunz an. Der Minister stolpert über seine 
juristischen Veröffentlichungen im Dritten 
Reich.

Gerüchte über Schriften von Maunz, der ab 
1937 Lehrstuhlinhaber in Freiburg war, 
tauchten bereits bei seiner Berufung ins Mi
nisteramt auf. Vor allem die FDPPolitike
rin Hildegard HammBrücher, die auch den 
bildungspolitischen Kurs des Juraprofessors 
scharf ablehnt, versuchte mehrmals vergeb
lich, Maunz zu Fall zu bringen. Endgültig 
den Stein ins Rollen bringt der Artikel eines 
Rechtsanwalts in der „Neuen Juristischen 
Wochenschrift“ vom 11. Juni 1964. Die dar
in erwähnten MaunzZitate aus den dreißi
ger Jahren werden in der Öffentlichkeit als 
„unnötige Verbeugungen vor dem Führer“ 
interpretiert.
SPD und FDP fordern nun den Rücktritt 
von Maunz, während sich die CSU hinter 
ihren Minister stellt, der sein Amt 1957 als 
Parteiloser übernahm, später jedoch CSU 
Mitglied wurde. CSUGeneralsekretär An
ton Jaumann meint, Maunz habe nach dem 
vorliegenden Material im Dritten Reich als 
Staatsrechtler und Universitätslehrer „die 
Rechtslage dargestellt“. Man müsse dank

bar sein, dass im Staate heute Leute mitwirk
ten, „die früher einmal geirrt haben und sich 
heute zur Demokratie bekennen“.
Minister Maunz nimmt aufgrund der Attak
ken am 7. Juli Urlaub, eine Woche später 
bittet er den Regierungschef um seine Ent
lassung. Ministerpräsident Goppel schreibt 
anschließend den Fraktionen, damit erübri
ge sich die versprochene Prüfung der 
MaunzSchriften. Er fordert einen Schluss
strich unter das Dritte Reich, soweit nicht 
Strafgerichte oder Wiedergutmachungsbe
hörden zu sprechen hätten. Goppels Äuße
rung ist auf die Entnazifizierung von Maunz 
gemünzt, der 1945 in Baden als „nicht belas
tet“ eingestuft wurde.
Die „Süddeutsche Zeitung“ sieht im „Fall 
Maunz“ ein „weiteres Beispiel für den Man
gel an Prinzipientreue“ in einer Sache, die 
ihrer Bedeutung wegen „Verzicht auf jede 
Taktik zwingend verlangt“. Die Opposi
tionsparteien hätten sich entschlossen, 
„jetzt als taktische Waffe zu gebrauchen, 
was ihnen – wenn nicht in allen Einzelhei
ten, so doch im Kern – als möglicher Anlass 
zur moralisch begründeten Verweigerung 
der Zusammenarbeit mit Maunz schon seit 
dem Amtsantritt des Kultusministers geläu
fig ist“. Für die „Augsburger Allgemeine“ 
geht es „bei dem Fall Maunz um die Glaub
würdigkeit unserer rechtsstaatlichen Demo
kratie“. Der „DonauKurier“ (Ingolstadt) 
schreibt: „Ein Rechtswissenschaftler, der 
keine Klarheit darüber besaß, was vom 
Standpunkt des überstaatlichen Rechts und 
der Ethik aus Rechtens ist (. . .), gehört auf 
keinen Ministersessel.“

7. Oktober 1964  248

Zum Nachfolger von Maunz wählt der 
Landtag mit den Stimmen von CSU und BP 
den 35-jährigen Staatsanwalt Ludwig Huber. 
Neben seinem Amt als Kultusminister führt 
er weiter die CSU-Fraktion.

Der Entlassung von Maunz stimmt das Par
lament bei nur einer Enthaltung zu. Minis
terpräsident Goppel verbindet das Entlas
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sungsgesuch mit einer Würdigung der Ver
dienste des scheidenden Ministers, so dass 
die SPDSeite ruft: „Wollen Sie ihn eigent
lich entlassen oder berufen?“ Lautstarken 
Oppositionsprotest erntet Goppel, als er 
meint, im Fall Maunz seien die Grundsätze 
von Sitte und Recht gefährdet worden, wo
zu auch die Rechtssicherheit im Zusammen
leben der Gemeinschaft gehöre.
Die SPDFraktion erklärt dazu, wenn je
mand im demokratischen Staate ein Minis
teramt ausübe, „der seine Gabe und Bered
samkeit dazu verwendet hat, die Befehle 
Hitlers als Rechtens nachzuweisen, während 
zur gleichen Zeit Menschen von den Gerich
ten als Verbrecher verurteilt werden, die 
diese Befehle ausgeführt haben“, so wider
spreche dies den Geboten der Rechtssicher
heit. Heftige Kritik findet bei der Opposi-
tion Hubers Doppelfunktion als Minister 
und Fraktionsvorsitzender. Klaus Dehler 
(FDP) sieht die Trennung der Staatsgewal
ten und die parlamentarische Kontrollaufga
be gefährdet.

Ludwig Huber

13. Oktober 1964  249

Der Kulturpolitische Ausschuss diskutiert 
den umstrittenen schwedischen Film „Das 
Schweigen“, der wegen der Darstellung se-
xueller Szenen Millionen von Zuschauern in 
die Kinos lockt.

Allein 1964 sehen elf Millionen Bundesdeut
sche den Film des schwedischen Regisseurs 
Ingmar Bergman, der anfangs von der Frei
willigen Selbstkontrolle der Filmwirtschaft 
(FSK) nicht zur Aufführung freigegeben 
wurde. Den Kulturpolitikern im Landtag 
liegt die Eingabe eines Landgerichtsrats aus 
Lindau vor, der ein Verbot des Streifens 
durchsetzen will. Das Justizministerium 
sieht jedoch keine Möglichkeit, gesetzlich 
einzuschreiten. Der Ausschuss leitet die Ein
gabe als „Material“ an die Staatsregierung 
weiter.
Friedrich Arnold (CSU) wirft der FSK Ver
sagen vor, denn die BergmanFilme „Das 
Schweigen“ und „491“ seien für die Jugend 
„sehr verhängnisvoll“. Der Gedanke an eine 
eigene bayerische Filmselbstkontrolle er
scheint ihm nicht abwegig, was heftigen 
SPDProtest auf den Plan ruft. Gerda Lau
fer meint: „Damit würde sich das Land wie
der einmal vor der ganzen Welt lächerlich 
machen.“ Es gebe eine große Zahl von 
Filmreißern, über die man nicht spreche, 
obwohl sie für die Jugend verderblicher sei
en als die angesprochenen Filme.
Karl Häberle (SPD) glaubt ebenfalls nicht, 
dass vom „Schweigen“ die an die Wand ge
malte Verderbnis ausgehen könne. Häberle, 
der den Film selbst sah, bekennt: „Die Pro
blematik ist so ungeheuer, dass das bisschen 
Erotik gar nicht ins Gewicht fällt.“ Im Übri
gen sehe die Jugend diese Dinge heute an
ders. Wer moralische Entrüstung mime, 
werde von ihr höchstens ausgelacht.
Josef Helmschrott (CSU) fragt sich, wie das 
Prädikat des Films „künstlerisch wertvoll“ 
überhaupt zustande gekommen sei. Max 
Streibl (CSU) sagt, man sei es der Jugend 
schuldig, den Filmproduzenten eine Grenze 
zu setzen, die nicht überschritten werden
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dürfe. Er befürchtet, die Filmwirtschaft 
werde in Konkurrenz zum Fernsehen zuneh
mend versuchen, mit anrüchigen Filmen die 
Leute anzulocken. Dem entgegenzuwirken 
und die „Filmleinwand sauber zu erhalten“, 
sei eine Aufgabe der Regierungsorgane, die 
dabei vom Landtag unterstützt werden 
müssten.

29. Oktober 1964  250

Die Staatsregierung will „sozio-ökonomi-
sche Räume“ ausweisen, um die Wirt-
schaftsstruktur des flachen Landes zu ver
bessern und die Abwanderung zu stoppen. 
Die Opposition kritisiert, die Raumplanung 
im Freistaat hinke der Entwicklung hin-
terher.

In einer Regierungserklärung kündigt Minis
terpräsident Goppel eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Struktur in den ländlichen 
Räumen an. Er will die Entvölkerung des 
flachen Landes und die Ballung der Wirt-
schaftskraft an wenigen Orten damit verhin
dern. Trotz der Ansiedlung von über 4 300 
neuen Betrieben seit 1950 habe Bayern im 
Vergleich mit dem Bundesgebiet immer 
noch wenig Industrie, bedauert der Regie
rungschef. Er wünscht sich einen Ausbau 
der gewerblichen Wirtschaft in Abstimmung 
mit der Landwirtschaft, um nicht nur die 
Wirtschafts und Finanzkraft des Landes zu 
stärken, sondern auch den Pendlerfamilien 
und der bäuerlichen Bevölkerung zu helfen. 
Die Zukunft der Landwirtschaft ist für Gop
pel ein wesentlicher Faktor stabiler Verhält
nisse in Bayern. Die Zahl der Bauernhöfe 
sei in den letzten 15 Jahren um 70 000, die 
der landwirtschaftlich Beschäftigten gar um 
400 000, das sind 30 Prozent, zurückgegan
gen. Die Entwicklung zu größeren Höfen 
müsse gefördert werden, fordert Goppel. 
Wichtige Voraussetzung für die Hebung der 
Wirtschaft auf dem Lande sei die Förderung 
des Bildungswesens.
Den Aufbau „sozioökonomischer Räume“ 
will der Regierungschef nach dem Grad der

Dringlichkeit vorantreiben. Deshalb hätten 
Wirtschafts und Landwirtschaftsministe
rium zunächst den mittleren Bayerischen 
Wald, den östlichen Oberpfälzer Wald und 
die bayerische Rhön ausgewählt. Er ver
spricht, dass die Aufstellung der Raumord
nungspläne beschleunigt werde.
Waldemar von Knoeringen (SPD) kritisiert 
in der Debatte am 2. Dezember die Staats
regierung: Das Raumordnungsgesetz von 
1957 sei veraltet, es fehle an Fachleuten. 
Goppels Satz, die Staatsregierung werde al
les tun, damit „Bauer bleiben kann, wer 
Bauer bleiben will“, ist für den Oppositions
sprecher unglaubwürdig. Es sei denn, der 
Ausspruch wäre auf die Zukunft bezogen, 
„nachdem alle Kleinen verschwunden sind 
und der rentable Leistungsbetrieb übrig ist“, 
meint von Knoeringen. Das „Gesund
schrumpfen“ sei unausweichlich, „ob wir 
wollen oder nicht, weil sich die Struktur 
unserer Gesellschaft völlig ändert“.
Arthur Heinrich (FDP) tritt für den baldi
gen Ausbau der Dorfschulen ein, wobei 
konfessionelle Rücksichten keine Rolle 
spielen dürften. Simon Nüssel (CSU) ver
spricht, seine Partei wolle die Zukunft der 
kleinen Landwirte sichern. Vor allem den 
Betrieben zwischen fünf und zehn Hektar, 
das sind insgesamt 115 000, solle geholfen 
werden. Nach Nüssels Aussage haben in 
Bayern von 410 000 landwirtschaftlichen 
Betrieben rund 70 000 weniger als zwei 
Hektar, 92 000 zwischen zwei und fünf. Ei
ne rigorose Umstrukturierung lehnt der 
CSUAbgeordnete ab.
Am 20. Januar 1965 bringt die SPDFrak
tion im Landtag den Entwurf eines neuen 
bayerischen Gesetzes über Raumordnung 
und Landesplanung ein, um das Gesetz von 
1957 abzulösen. Helmut Rothemund erläu
tert, den regionalen Planungsgemeinschaf
ten solle ein starkes Gewicht gegeben wer
den. Sie sollten regionale Raumordnungs
pläne erstellen und die Bezirksplanungsstel
len der Regierungen ablösen. Die SPD will 
als Landesplanungsbehörde anstelle des 
Wirtschafts das Innenministerium einset
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zen. An der Landesplanung solle ein Lan
desplanungsbeirat mitwirken, zusammenge
setzt aus Landtagsabgeordneten und Spre
chern des wirtschaftlichen, sozialen und kul
turellen Lebens. Ein Landesentwicklungs
programm soll laut Gesetzentwurf von der 
Staatsregierung nach Anhörung des Land
tags für höchstens fünf Jahre beschlossen 
werden. Mit ihrem Gesetzentwurf will die 
SPD auch die Bestimmungen des mittler
weile erlassenen Bundesrahmengesetzes 
ausfüllen. (183, 243, 289, 354, 406, 524)

3. Dezember 1964  251*

Der neue Kultusminister Ludwig Huber 
kündigt schulpolitische Weichenstellungen 
an: Er will gleiche Ausbildungschancen für 
Stadt- und Landbevölkerung und die Bega-
bungsreserven mobilisieren. Die Opposition 
zollt Hubers Vorschlägen, den sie als „Anti-
Maunz“ lobt, Beifall.

Der SPDLandesplanungsexperte Helmut Rothemund (neben ihm Volkmar Gabert)

Der Minister beantwortet eine Interpella
tion der SPDFraktion. Als Ziel der Land
schulreform bezeichnet er die Chancen
gleichheit zwischen Stadt und Land. Das 
Land sei in den letzten Jahren „geistig in 
Bewegung geraten“, die Aufgeschlossenheit 
für moderne und großzügige Lösungen der 
Schulprobleme wachse von Monat zu Mo
nat. Deshalb will Huber kein Geld mehr 
ausgeben für die Errichtung neuer „Klein
und Kleinstlösungen“, denn sie stünden in 
wenigen Jahren großzügigeren Zusammen
legungen von Schulen im Wege. Er tritt für 
„voll ausgebaute Schulen“ ein, soweit es die 
örtlichen Verhältnisse gestatten.
Die Begabtenförderung ist für Huber keine 
„Randverzierung des Kulturstaates, son
dern eine der zentralen Realisationen staat
licher Existenz überhaupt“. Das Recht auf 
Ausbildung sei „ein natürliches und primä
res Grundrecht, unabweisbar und unver
zichtbar wie das Recht auf Leben“. Der 
Kultusminister stellt eine Erhebung über
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Bayerns „Begabungsreserven“ vor. Danach 
sind von 537 989 erfassten Volksschülern 
56 824 für den Besuch der höheren Schulen 
geeignet, aber nur 31 972 übergetreten. Das 
Zahlenverhältnis ist ähnlich bei den Mittel
schulen. Laut Umfrage halten die Eltern 
entweder die höhere Schulbildung für ent
behrlich, oder sie scheuen Kosten bzw. Ent
fernung.
Am 16. Dezember diskutiert der Landtag 
einen ganzen Tag lang Hubers Stellungnah
me. Waldemar von Knoeringen verspricht 
die volle Unterstützung des „HuberPlans“, 
der eine Reihe SPDForderungen aufgreife. 
Er wünscht sich als nächsten Schritt bei der 
Reform der Lehrerbildung statt der „abge
kapselten“ Pädagogischen Hochschulen die 
volle Universitätsausbildung der Volks
schullehrer. Die Begabtenförderung solle 
nicht nur überdurchschnittlichen, sondern 
allen geeigneten Schülern zugute kommen. 
Knoeringen lobt die Beschlüsse der Kultus
ministerkonferenz zur Vereinheitlichung 
des Bildungswesens, denen auch die Staats
regierung zustimmte. Die föderative Ord
nung sei „kein konservatives, sondern ein 
modernes fortschrittliches Element“.
Die FDPKulturpolitikerin Hildegard 
HammBrücher rügt dagegen den Kulturfö
deralismus, weil sich zwischen den Bundes
ländern ein starkes Bildungsgefälle entwi
ckelt habe. Sie wünscht sich eine Mitgestal
tung des Bundes in Planungsfragen, und 
zwar in Form eines „Mitspracherechts“. Hu
bers Plan für eine Landschulreform lobt die 
FDPAbgeordnete. Er trage die Handschrift 
eines „AntiMaunz“.
Reinhold Vöth (CSU), der Vorsitzende des 
kulturpolitischen Ausschusses will unter 
Hinweis auf die Erfolge seit 1945 das Schlag
wort vom Bildungsnotstand nicht gelten las
sen. Für die BP verspricht Josef Panholzer 
dem Kultusminister Unterstützung. Franz 
Förster (SPD) lobt ebenfalls das „positive 
Programm“ Hubers, fordert aber mit Nach
druck die „christliche Gemeinschaftsschu
le“, was ihm heftigen Beifall von SPD und 
FDP einbringt. (32, 239, 264, 271, 278)

4. Dezember 1964  252

Wirtschaftsminister Otto Schedl warnt vor 
den Folgen der Bahn-Rationalisierung in 
Bayern. Er schließt eine Übernahme durch 
den Freistaat nicht aus.

Auf eine „Große Anfrage“ der CSU ant
wortet der Minister, die Vorschläge des 
Bundesbahnvorstandes zur Verbesserung 
der Wirtschaftslage vom 1. September zeig
ten, „dass sich die Bundesbahn weitgehend 
aus dem Bereich der Daseinsvorsorge, die 
allein ihre öffentliche Organisation rechtfer
tigt, zurückziehen will“. Die Verwirklichung 
der Vorschläge würde für Bayern „einer 
verkehrspolitischen Katastrophe gleichkom
men. Sie würde die Bemühungen um Indus
trieansiedlungen an den Randgebieten zu
nichte machen“, warnt Schedl. Das bayeri
sche Streckennetz im Reisezugverkehr solle 
von 7 330 Kilometern auf 2 050 Kilometer 
verringert werden. Nur noch Orte mit mehr 
als 20 000 Einwohnern sollten bedient, von 
3 000 Kilometern Nebenbahnen nur mehr 
700 übrig bleiben, von 1 600 StückgutAbfer
tigungsstellen etwa drei Viertel aufgelöst 
werden.
Die Pläne des Bundesbahnvorstandes ver
letzen nach Auffassung Schedls den Staats
vertrag von 1920, als Bayern praktisch un
entgeltlich seine Eisenbahnen dem Reich 
übertrug. Die Bundesbahn wolle Bayern „in 
großen Bereichen nun zum verkehrspoli
tisch uninteressanten Gebiet“ erklären, kri
tisiert der Minister. Zur Sanierung der 
Bahnfinanzen schlägt er vor allem einen 
Personalabbau vor, denn im Vergleich mit 
anderen europäischen Ländern beschäftige 
die Bundesbahn 100 000 Mitarbeiter zu viel. 
Außerdem solle der Güterverkehr attrakti
ver gemacht werden.
In der Fragestunde am 15. Dezember ver
kündet Schedl, es könne eine Einführung 
der Betriebs- und Beförderungspflicht für 
den gewerblichen Güterkraftverkehr sowie 
die Beschränkung der Konzession auf gewis
se Gebiete und Linien in Frage kommen. Es 
werde geprüft, ob es bei weit gehenden Stil
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legungen der Bahn „ein öffentliches, viel
leicht vom Freistaat Bayern zu betreiben 
des Verkehrsunternehmen“ geben könne. 
Schedl versichert: „Sollte sich ein privater 
oder vielleicht sogar vom Freistaat Bayern 
zu betreibender Schienenverkehr auf den 
stillzulegenden Strecken durchführen las
sen, wird auch diese Möglichkeit in den 
Bereich der Erwägung einbezogen werden.“ 
(108, 197, 424, 558)

3. Februar 1965  253

Ministerpräsident Alfons Goppel gibt vor 
dem Landtag die Absicht der Staatsregie-
rung bekannt, sich um den Protonen-Groß-
beschleuniger von CERN zu bewerben. 
Heftige Proteste ruft der geplante Standort 
im Ebersberger Forst hervor.

Den größten Protonenbeschleuniger der 
Welt mit 300 Milliarden Elektronvolt will 
der Conseil Européen pour la Recherche 
Nucléaire (CERN) für rund 1,5 Milliarden 
DM errichten. Goppel zählt den Parlamen
tariern die Vorzüge des Projekts auf: Die 
kernphysikalische Grundlagenforschung in 
Bayern werde bereichert, zahlreiche Wis
senschaftler von internationalem Rang lie
ßen sich im Freistaat nieder, begabte Nach
wuchskräfte müssten nicht mehr ins Ausland 
abwandern. Goppel verteidigt den Standort 
Ebersberger Forst mit dem Hinweis, benö
tigt würden etwa 20 Quadratkilometer, wäh
rend der Waldgürtel um ganz München 622 
Quadratkilometer groß sei
Am Schutz des Ebersberger Forstes schei
den sich die Geister im Landtag, während 
das Atomforschungsprojekt von allen Frak
tionen gutgeheißen wird. SPDFraktions
vorsitzender Volkmar Gabert unterstreicht 
die Bedeutung des Waldgürtels für das 
Münchner Klima. Die Bayernpartei will 
ebenfalls den Forst retten. Josef Panholzer 
schlägt als Standort das Lechfeld bei 
Schwabmünchen vor, während Klaus Deh
ler namens der Freien Demokraten den

fränkischen Raum im Bereich der Universi
tät ErlangenNürnberg ins Spiel bringt.
Empörung herrscht in den Gemeinden rund 
um Ebersberg. Auch der Präsident des 
Bayerischen Bauernverbandes, der CSU 
Landtagsabgeordnete Otto von Feury, will 
die Zerstörung des Ebersberger Forstes 
nicht hinnehmen. Für zusätzlichen Zünd
stoff sorgt die Kommission „Standort Groß
flughafen München“, die eine Verlegung in 
den Hofoldinger Forst ins Gespräch bringt. 
Die Bayernpartei nutzt den allgemeinen 
Unwillen der Bevölkerung zum ersten An
trag für ein Volksbegehren in Bayern: 
26 000 Bürger fordern den Erlass eines 
Waldsicherungsgesetzes. Ein Volksbegeh
ren kommt nicht zustande, weil der Bayeri
sche Verfassungsgerichtshof den Antrag als 
unzulässig ansieht. Die Wogen glätten sich, 
als Bayern bei der Vergabe des CERN
Atomforschungsprojekts leer ausgeht. Den 
Zuschlag erhält Meyrin bei Genf.

8. April 1965  254

Die Roulettekugel in Bayern rollt weiter. 
Mit 107 gegen 53 Stimmen bei 15 Enthaltun-
gen revidiert der Landtag seinen Beschluss 
von 1961, die Spielkasinos zu schließen.

Ausschlaggebend für die Fortsetzung des 
Spielbetriebs unter staatlicher Regie in Bad 
Wiessee, Bad Reichenhall, GarmischPar
tenkirchen und Bad Kissingen sind die Ein
nahmen der öffentlichen Hand. Der Frak
tionsvorsitzende der SPD, Volkmar Gabert, 
bemerkt bitter, man habe sich offenbar an 
das „Sündengeld“ gewöhnt. Leider hätten 
einige Menschen diesen Sinneswandel nicht 
mehr erleben können, „weil sie an den Din
gen zerbrochen sind“.
Bruno Merk, stellvertretender CSUFrak
tionsvorsitzender, meint, es wäre besser ge
wesen, die Spielbanken nicht zu gründen. 
Inzwischen seien sie aber zum Bestandteil 
des Kur und Fremdenbetriebs geworden, 
ihre Erträge schlössen sonst nicht über
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brückbare Lücken im Haushalt. Finanzminis
ter Konrad Pöhner befürchtet mit den ehe
maligen Konzessionären keine Prozesse, 
weil sie mit ansehnlichen Beträgen abgefun
den worden seien. Laut Pressemeldungen 
erhielten sie insgesamt neun Millionen DM 
steuerfrei. (92, 111, 157, 163, 179, 196, 217, 
547)

1. Juni 1965  255

Der Landtag verabschiedet das Gesetz über 
die Errichtung und den Betrieb von Sonder-
schulen.

Es geht um Schulen für Kinder, die wegen 
körperlicher, geistiger, sittlicher oder seeli
scher Besonderheiten in den allgemeinen 
Volks und Berufsschulen nicht unterrichtet 
werden können. Umstritten ist lediglich die 
Trennung der Schüler nach Bekenntnissen. 
SPD und FDP treten dafür ein, die Be
kenntniszugehörigkeit der Schüler nur 
„nach Möglichkeit“ zu berücksichtigen. Die 
CSU setzt sich jedoch mit der Begründung 
durch, das Konfessionsprinzip sei einzuhal
ten, weil Sonderschulen den Volksschulen 
zuzurechnen seien.

13. August 1965  256

Die Lage des oberbayerischen Kohlenberg-
baus ist ausweglos. In einer Sondersitzung 
lehnt der Landtag Überbrückungshilfen ab.

Der SPDDringlichkeitsantrag, mit einer 
staatlichen Finanzspritze die Zukunft der 
Penzberger Zeche zu sichern, wird von der 
CSU abgelehnt. Wirtschaftsminister Otto 
Schedl rechnet vor, dass eine Sanierung über 
100 Millionen DM verlorene Zuschüsse be
deuten würde. Eine Verstromung der Kohle 
würde zudem ständige Subventionen erfor
dern. Die Stilllegung des Bergbaubetriebs in 
Penzberg lasse sich aus wirtschaftlichen und 
energiepolitischen Gründen nicht mehr ver
hindern. Die Ergiebigkeit der Grube habe 
stark nachgelassen.

Penzberger Grubenanlage

SPDSprecher Richard Oechsle setzt dage
gen, man könne nicht nur mit dem Rechen
schieber in der Hand und mit kaufmänni
schem Verstand das Problem lösen. Rudolf 
Widmann (FDP) bezweifelt die Rentabili
tätsrechnungen, denn es gebe Gutachter, 
die die Wirtschaftlichkeit der Grube Penz
berg durch die KohleVerstromung als gesi
chert ansähen. Anton Weilmaier (SPD) aus 
Hausham befürchtet, dass mit der Stilllegung 
von Penzberg der gesamte bayerische Berg
bau gefährdet werde.
Das Bergwerk Penzberg der „Oberbayeri
schen Aktiengesellschaft für Kohlenberg
bau“ („Oberkohle“) beschäftigte Ende 1964 
rund 1 400 Mitarbeiter. Die „Oberkohle“ ge
hört zu 88 Prozent der bundeseigenen „Hi
bernia“, die den in Penzberg geplanten 
Kraftwerksbau zur Kohleverstromung auf
gibt. Die letzte Schicht in Penzberg wird am 
30. September 1966 gefahren. Auf die Berg
leute warten bereits Industriearbeitsplätze. 
Bis 1971 schließen auch die Pechkohlengru
ben in Hausham, Peiting und Peißenberg. 
Der Energiebedarf wird nun überwiegend 
durch Erdöl gedeckt, die Kohlechemie Süd
ostbayerns stellt sich auf Petrochemie um.
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14. Dezember 1965  257

Einstimmig unterstützt der Landtag die Be-
werbung der Landeshauptstadt München 
zur Ausrichtung der Olympischen Sommer-
spiele 1972.

Die Parlamentarier gewähren ihre Unter
stützung in „olympischer Rekordzeit“ (Prä
sident Hanauer), ohne den interfraktionel
len Antrag aller Landtagsparteien in die 
Ausschüsse zu überweisen. Ministerpräsi
dent Alfons Goppel beziffert die Kosten auf 
etwa 500 Millionen DM, jeweils zu einem 
Drittel vom Bund, vom Freistaat und von 
der Landeshauptstadt zu tragen. Er sichert 
die volle Unterstützung der Staatsregierung 
zu. Wenn die Spiele einer deutschen Stadt 
übertragen werden sollten, handle es sich 
um eine „Angelegenheit aller Deutschen“. 
Das Internationale Olympische Komitee 
wählt am 26. April 1966 in Rom im zweiten 
Wahlgang mit 61 zu 31 Stimmen München 
als Austragungsort der Sommerspiele 1972 
aus, an denen 121 Staaten teilnehmen. (331)

2. Februar 1966  258

Innenminister Heinrich Junker warnt in sei-
ner Etatrede vor den Gefahren eines neuen 
extremen Nationalismus.

Junker teilt zwar nicht die Meinung, „dass 
man allerorten wieder alte, unverbesserli
che Nazis hervorkommen sehe“, doch 
machten „wieder nationalistische Kräfte der 
so genannten neuen Rechten von sich reden, 
die teilweise auch örtliche Erfolge hätten“. 
Die auf die NPD gemünzte Stellungnahme 
warnt auch vor dem „Geist“ der neuen 
Rechten, der sich oft nur dürftig hinter dem 
formalen Bekenntnis zur Verfassung und 
unter Distanzierung von Untaten der NS 
Zeit verberge. Der Innenminister wörtlich: 
„So erleben wir in Bayern die Vergiftung 
der öffentlichen Meinung durch rechtsextre
mistische Publikationen. Diese Organe ver
breiten fortgesetzt, und der Vergangenheit 
verhaftet, den Geist der Unversöhnlichkeit, 
des Wiedervergeltens im Nichtvergessen 
und der Aufrechnung.“

16. Februar 1966  259

Ein Akt der Ohnmacht beendet die Berch-
tesgadener Hotel-Affäre: Der Landtag ver-
weigert der verantwortlichen, aber nicht 
mehr amtierenden Staatsregierung die Ent-
lastung. Eine Ministeranklage ist nach über-
einstimmender Meinung der Fraktionen 
nicht möglich.

Lediglich sechs der anwesenden Abgeord
neten enthalten sich der Stimme, unter ih
nen der frühere Finanzminister Friedrich 
Zietsch (SPD) und sein Staatssekretär Josef 
Panholzer (BP), der am 30. September 1957 
den umstrittenen Vertrag mit dem Steigen
bergerHotelkonzern unterzeichnete. Eine 
Aussprache über die Affäre findet nicht 
statt. Die Fraktionen von CSU, SPD, FDP, 
und BP geben lediglich Erklärungen ab, dass 
die Staatsregierung die „berechtigten Inte
ressen des Staates“ wahren solle. Die FDP

Heinrich Junker
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bedauert, dass der Landtag auf einen Unter
suchungsausschuss verzichtet.
Vor dem Landtagsvotum bestritt im Haus
haltsausschuss erneut Ministerialdirektor 
Freudling vom Finanzministerium, dass die 
Hotels unter Wert verkauft worden seien, 
und enthüllte, Staatssekretär Panholzer ha
be Weisung erteilt, dem SteigenbergerKon
zern entgegenzukommen. Panholzer wie
derum wies diese Version weit von sich. Er 
beharrte jedoch darauf, man habe keine 
„Phantasiepreise“ verlangen können, wenn 
auch die Ratenzahlung ein Schönheitsfehler 
sei, „des gib i scho zua“.
Der „Münchner Merkur“ kommentiert: 
„Bayern wurde in der Berchtesgadener Ho
telAffäre um Millionen geschädigt. Aber 
geschehen wird nichts. (. . .) So ist das also, 
wenn das Parlament angesichts der derzeiti
gen Rechtslage einer Regierung, die nicht 
mehr im Amt ist, die Entlastung verweigert. 
Zum Skandal wäre es nicht gekommen, 
wenn das Parlament, wie es Pflicht war, vor 
Vertragsabschluss vom Finanzministerium 
umfassend unterrichtet worden wäre.“ 
Am 30. Januar 1967 erklärt der Bundesge
richtshof das Berchtesgadener Hotelge
schäft für null und nichtig. Er beruft sich auf 
die Bayerische Verfassung, die bestimmt, 
dass staatliches Grundstockvermögen, wozu 
nach Meinung der Richter die Hotels gehö
ren, nur auf Grund eines Gesetzes verrin
gert werden darf. Ein solches Gesetz fehle, 
die Entscheidung über den Verkauf sei Sa
che des Landtags, nicht der Verwaltung, 
sagt der Bundesgerichtshof. Senatspräsident 
Pagendarm wörtlich: „Das Staatsvermögen 
ist nicht dazu da, verschenkt zu werden, 
sondern es ist dazu da, sachgerecht verwal
tet und genutzt zu werden.“
Das Gericht argumentiert weiter, aufgrund 
der monatlichen Nutzungsentschädigung 
hätte die Hotelgesellschaft die Grundstücke 
unentgeltlich erworben. Wegen dieser Mo
natsmiete von 100 000 DM für die Nutzung 
durch amerikanische Streitkräfte hatte der 
Bund überhaupt die Klage angestrengt. Erst 
im April 1970 kommt es dann zum Vergleich

zwischen dem bayerischen Finanzministe
rium und dem SteigenbergerKonzern. Der 
Freistaat übernimmt die sieben Hotels und 
Villen samt 22,5 Hektar Grund wieder zu
rück, und zwar für 5,75 Millionen Mark. 
Gekostet hatten sie ursprünglich 3 Millionen 
Mark. (246)

31. März 1966  260

Mit nur zwei Stimmen Mehrheit der CSU 
ändert der Landtag das Landeswahlgesetz. 
Es bringt die Wiedereinführung der Über-
hangmandate und eine Neueinteilung der 
Stimmkreise. Eine Verfassungsklage von 
SPD und FDP ist teilweise erfolgreich.

Aufgrund der großen Bevölkerungsver
schiebungen der letzten zwanzig Jahre wird 
im Landeswahlgesetz, das bereits für die 
Landtagswahl am 20. November gelten soll, 
die Aufteilung der 204 Sitze neu geregelt. 
Oberbayern erhält nun 59 (+5), Nieder
bayern 21 ( 4), Oberpfalz 19 ( 1), Ober
franken 23 ( 2), Mittelfranken 29 (+1), 
Unterfranken 24 (+ 1) und Schwaben 29.
Der bayerische Verfassungsgerichtshof ver
kündet am 18. August, das Gesetz sei teil
weise verfassungswidrig. Im Einklang mit 
der Verfassung stünden zwar die Überhang
mandate, doch die Stimmkreiseinteilung sei 
in den Wahlkreisen Oberbayern, Oberpfalz, 
Mittelfranken und Schwaben nichtig. Laut 
Richterspruch müssen die Stimmkreise 
möglichst gleichmäßig gebildet werden, 
sonst könnten die Wähler kleinerer Stimm
kreise einen größeren Einfluss auf die Zu-
sammensetzung des Landtags nehmen als 
die Wähler großer Stimmkreise.
Noch im September zieht der Landtag die 
Konsequenzen aus dem Urteil und teilt 18 
Stimmkreise neu ein. Damit kann die No
vemberwahl wie geplant stattfinden. (58, 
131, 477, 509)
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11. Mai 1966  261

Mit dem Rechtsstellungsgesetz führt der 
Landtag das Prinzip der Inkompatibilität 
ein. Es bedeutet, dass aufgrund der Gewal-
tenteilung Amt und Mandat unvereinbar 
sind.

Das von der SPD abgelehnte Gesetz hat zur 
Folge, dass Angehörige des öffentlichen 
Dienstes (Beamte, Angestellte, Arbeiter) 
nicht gleichzeitig Landtagsabgeordnete sein 
können, es sei denn, sie lassen ihr Amt 
während der Parlamentszugehörigkeit ru
hen. Das Rechtsstellungsgesetz tritt für den 
Landtag ab 1. November 1970, für die Ge
meinderäte, Stadträte und Kreistage erst ab 
1. Mai 1972 in Kraft.
Die Sozialdemokraten wollen die kommu
nalen Bediensteten ausnehmen, weil sonst 
82 000 Personen zu Bürgern zweiter Klasse 
gestempelt würden. Gemeinsam mit den 
Freien Demokraten plädieren sie auch da
für, das Gesetz bereits zur nächsten Land
tagswahl in Kraft zu setzen. Bei der Schluss
abstimmung spricht sich nicht nur die SPD 
gegen das Rechtsstellungsgesetz aus, son
dern auch mehrere Landräte in den Reihen 
der CSU, die künftig von der Inkompatibili
tät ebenfalls betroffen sein werden.

22. Juni 1966  262

Der Landtag verabschiedet das Begabten-
förderungsgesetz.

Die Opposition stimmt dagegen oder ent
hält sich der Stimme, weil nur die Hochbe
gabten in den Genuss der Förderung kämen. 
Bruno Merk (CSU) bekräftigt dagegen den 
Willen seiner Fraktion, „einen möglichst 
breiten Kreis der Kinder unseres Volkes an 
den Ausbildungseinrichtungen des Landes 
teilhaben zu lassen“. Max Streibl (CSU) 
bezeichnet das Begabtenförderungsgesetz 
als einen der Bausteine des kulturpoliti
schen Gebäudes. Es sei nicht in erster Linie 
ein Sozialgesetz, sondern ein Gesetz zur 
Förderung der Leistung. Hildegard Hamm

Brücher (FDP) findet es beschämend, dass 
die Förderung an einen Notendurchschnitt 
gebunden sei.

20. Juli 1966  263

Staatssekretär Robert Wehgartner tritt zur 
CSU über. Damit ist die Koalition zwischen 
CSU und Bayernpartei „faktisch beendet“, 
ohne dass es zu einer formellen Aufkündi-
gung kommt.

Wehgartner war als Staatssekretär im In
nenministerium einziges Kabinettsmitglied 
der BP. Der frühere BPLandesvorsitzende 
lehnt den Kurs seines Nachfolgers Helmut 
Kalkbrenner ab, der eine scharfe Abgren
zung zur CSU verfolgt. Der stellvertretende 
CSUVorsitzende und Kultusminister Lud
wig Huber versichert, man habe Wehgart
ner „nicht abgeworben“. Wehgartner behält 
seinen Kabinettsposten noch bis Ende der 
Legislaturperiode im November. 1967 wird 
er Präsident der Bayerischen Versicherungs
kammer.

19. Oktober 1966  264

Gegen hartnäckigen Widerstand von SPD 
und FDP beschließt die CSU das neue 
Volksschulgesetz. Es schreibt die Bekennt-
nisschule als Regelschule fest, gibt aber den 
Grundsatz auf, dass jedes Dorf seine eigene 
Schule haben müsse.

Leitsatz der Reform ist die Unterrichtung 
der Schüler in Jahrgangsklassen. Unterste 
Grenze für die Schulaufteilung sind vier 
Klassen. Für das geplante 9. Volksschuljahr 
ist eine Jahrgangsklasse zwingend vorge
schrieben. Die Kirchen ebnen dem Gesetz 
den Weg, indem sie auf ihr Recht verzich
ten, Bekenntnisschulen auch in Form ein
klassiger Schulen durchzusetzen. Das Ge
setz soll die Landschulreform vorantreiben, 
wozu vor allem der Ausbau der Hauptschu
len mit größerem Einzugsgebiet zählt.
Die Gemeinschaftsschule bleibt eine An
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tragsschule. Das bedeutet, dass der Antrag 
auf Errichtung einer Gemeinschaftsschule 
von 25 Erziehungsberechtigten unterzeich
net sein muss. Dann findet eine geheime 
Abstimmung statt. Wenn die Mehrheit der 
Eltern für die Einrichtung einer Gemein
schaftsschule ist, steht ihr nichts mehr im 
Wege. Die Gemeinschaftsschule wird aus
drücklich als „Christliche Gemeinschafts
schule“ definiert. Zum Minderheitenschutz 
an Bekenntnisschulen werden voll ausgebil
dete Lehrer des Minderheitenbekenntnisses 
eingesetzt, wenn diesem mindestens 35 
Schüler angehören. Diese Lehrer erteilen 
nicht nur Religionsunterricht, sondern un
terrichten in allen Fächern.
Die dringend notwendige Neuordnung des 
Volksschulwesens beschert der CSU ein 
ernstes Dilemma. Einer Zusammenlegung 
dörflicher Schulen steht das Konfessions-
prinzip entgegen, während gleichzeitig die 
Anhängerschaft der Gemeinschaftsschulen 
sprunghaft wächst. Kultusminister Ludwig 
Huber erkennt dies klar. Vor der Lan
desvorstandschaft seiner Partei macht er 
sich Gedanken über eine „Auffangstel
lung“. Er definiert sie so: „Wir bleiben bei 
den Bekenntnisschulen, die verfassungsmä
ßig festgelegt sind, wir prägen die Gemein
schaftsschule in eine christliche Gemein
schaftsschule um, was wir jetzt noch errei
chen können.“
Huber verwirklicht seine Idee in einem Ge
setzentwurf, der im Landtag zu wochenlan
gen Auseinandersetzungen führt. Allerdings 
fehlen die Kulturkampftöne, wie sie noch 
beim Streit um die Reform der Lehrerbil
dung zu hören waren. Die Ausschussbera
tung findet mehrmals ohne SPD und FDP 
statt, die gegen das Beratungstempo pro
testieren. In der Endabstimmung sagen 106 
Abgeordnete der CSU ja zu dem Gesetz, 76 
von SPD und FDP sind dagegen, drei Abge
ordnete der Bayernpartei enthalten sich der 
Stimme.
In seinem Schlusswort sagt Kultusminister 
Huber, das neue Volksschulgesetz sei ein 
Kompromiss, den die Regierung als rechtlich

vertretbar und haltbar ansehe. Die Opposi
tion kündigt dagegen Klage beim Verfas
sungsgerichtshof an. Dabei geht es vor allem 
um den Minderheitenschutz in Konfessions
schulen.
Die Verfassungsrichter weisen am 20. März 
1967 die Klage der SPD ab. Sie argumentie
ren, dass die Bestimmungen über Lehrer für 
konfessionelle Minderheiten an Bekenntnis
schulen und das erschwerte Abstimmungs
verfahren zur Errichtung christlicher Ge
meinschaftsschulen mit der Verfassung ver
einbar seien. Die FDP scheiterte wenige 
Wochen zuvor knapp mit ihrem Volksbe
gehren, das die christliche Gemeinschafts
schule der Bekenntnisschule gleichstellen 
sollte: Statt der erforderlichen 10 Prozent 
der Wahlberechtigten trugen sich nur 9,4 
Prozent ein. Es ist gleichwohl ein respektab
les Ergebnis, nachdem die FDP mittlerwei
le nicht mehr im Landtag vertreten ist und 
behördliche Schikanen das Volksbegehren 
behinderten.
Die Sozialdemokraten verfolgen ein anderes 
Ziel als die Liberalen, weshalb sie das 
Volksbegehren trotz massiver Pressekritik 
nicht unterstützten. Die SPD will keine 
Gleichstellung von Bekenntnis und Ge
meinschaftsschule, sondern die Christliche 
Gemeinschaftsschule als Regelschule. Ein 
erneutes Volksbegehren zeichnet sich ab, 
das die CSU in einen Zugzwang bringen 
wird, bei dem sich die von Huber längst 
vorgedachte „gesicherte Auffangstellung im 
Bereich der Gemeinschaftsschule“ durchset
zen wird.
(32, 239, 251, 271, 278)

20. November 1966  265

Die Wahl zum 6. Bayerischen Landtag en-
det mit Überraschungen: Die CSU kann 
ihre absolute Mehrheit behaupten, FDP 
und BP scheitern an der Zehnprozenthür-
de, während die Nationaldemokratische 
Partei Deutschlands (NPD) den Sprung ins 
Parlament schafft.
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Die CSU schneidet mit 48,1 Prozent (1962 
47,5) angesichts der Bonner Regierungskri
se unerwartet erfolgreich ab. Die SPD ver
bessert sich um 0,5 Prozent und kommt auf 
35,8 Prozent. Die FDP erhält 5,1 Prozent 
und verfehlt den Einzug ins Parlament, da 
sie in keinem Regierungsbezirk die Zehn
prozenthürde bezwingt. In ihrer Hochburg 
Mittelfranken erringen die Liberalen nur 
9 Prozent, die NPD jedoch 12,2 Prozent 
(landesweit 7,4 Prozent). Auch für die BP 
gibt es keine Landtagssitze, da sie in Nieder
bayern ganze 7,5 Prozent bekommt (lan
desweit 3,4 Prozent). Die CSU nimmt 110 
(1962 108) der 204 Parlamentssitze ein, die 
SPD bleibt bei 79, die NPD erhält 15 Sitze. 
Die bayerische Landtagswahl wird im In
und Ausland mit großer Aufmerksamkeit 
beobachtet. Die „Welt“ (Hamburg) sieht als 
„wirkliches Kennzeichen“ des Urnengangs, 
„dass die CSU trotz der Krise in Bonn die 
absolute Mehrheit im Landtag behaupten 
konnte“. Dadurch werde die Position der 
CSU und ihres Vorsitzenden Strauß bei den 
anstehenden Koalitionsverhandlungen ge
stärkt. Das Resultat für die SPD nennt die 
„Frankfurter Allgemeine“ eine „ausgespro
chene Enttäuschung“, und die „Augsburger 
Allgemeine“ urteilt: „Die SPD versteht es 
nicht, ihr Programm attraktiv zu verkau
fen.“ Der SPDMannschaft ermangele es an 
der „Ellenbogenfestigkeit eines Strauß oder 
Huber“.
Der Wahlerfolg der Nationaldemokraten – 
es ist der zweite nach Hessen, wo sie 7,9 
Prozent gewannen – wird in der internatio
nalen Presse als Wiedererstarken des deut
schen Rechtsextremismus gewertet: „Neue 
Nazis stürmen zum Wahltriumph“, schreibt 
„Daily Mirror“, „Neuer Triumph der Neo
nazis“, liest man in „Daily Mail“, und „New 
York Herald Tribune“ warnt, „Neonazi
Partei gewinnt Boden im Bayerischen 
Landtag“.
Nüchterner urteilen deutsche Blätter. Die 
„Süddeutsche Zeitung“ meint: „Bei kühler 
Betrachtung lässt sich also einfach noch nicht 
sagen, ob es sich bei der NPD um eine

rechtsextremistische Partei handelt.“ Selbst 
wenn es sich um eine rechtsextremistische 
Partei handelte, „wäre die Bundesrepublik 
damit vor der Weltöffentlichkeit noch im
mer nicht blamiert“. Acht Prozent Extremis
ten seien ein Prozentsatz, „den eine Demo
kratie verdauen muss“.

2. Dezember 1966  266*

Der sechste Nachkriegslandtag konstituiert 
sich. Die Sitzung eröffnet Alterspräsident 
Wilhelm Hoegner (SPD), der im 80. Le-
bensjahr steht. Er hält eine weit beachtete 
Rede zur Stellung Bayerns in Deutschland.

„Wir Bayern sind keines Bundeskanzlers 
Untertanen und das Wort Unterwerfung ist 
im politischen Sprachschatz Bayerns nicht 
enthalten“, ruft Hoegner unter Beifall aus. 
Bayern erwarte, dass seine Bundestreue 
„mit der Treue des Bundes gegenüber unse
rem Land vergolten wird“. Bayern wolle 
„frei sein im Rahmen des Bundes“, inner

NPDWahlplakat 1966
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halb seiner Schranken die ihm zustehende 
Unabhängigkeit bewahren, „wie sie von un
seren bayerischen Vätern immer wieder er
kämpft und behauptet worden ist“. Und 
Bayerns Gesicht dürfe nicht zerstört werden 
von Leuten, „denen alles um Geld feil ist“, 
seine Landschaft dürfe nicht verhökert und 
verhunzt werden.
Mit 185 von 200 Stimmen wählt anschlie
ßend das Parlament Rudolf Hanauer (CSU) 
wieder zu seinem Präsidenten. Erster Vize
präsident wird Wilhelm Hoegner, zweiter 
der CSUAbgeordnete Simon Nüssel. Bei 
seiner Wahl verlassen die 15 NPDAbgeord
neten den Plenarsaal. Sie protestieren gegen 
die von CSU und SPD abgesprochene Än
derung der Geschäftsordnung. Aufgrund 
des nun geltenden d’Hondtschen Vertei
lungsverfahrens gehen die Nationaldemo
kraten bei der Verteilung der Präsidiumssit
ze leer aus.
Auf Proteste des NPDFraktionsvorsitzen
den Siegfried Pöhlmann erklärt Ludwig Hu
ber (CSU) namens seiner Fraktion, es sei 
das souveräne Recht jedes Parlaments, sich 
seine Geschäftsordnung zu geben. Volkmar

Gabert schließt sich namens der Sozialde
mokraten an: „Es entspricht der Würde des 
Hauses, dass es sich die Geschäftsordnung 
gibt, die von der Mehrheit gewünscht wird.“ 
Die beiden großen Parteien sind sich einig, 
mit der NPD keine gemeinsame Sache zu 
machen. Die 1964 aus verschiedenen rech
ten Gruppen entstandene Nationaldemo
kratische Partei, die ihren Wahlerfolg vor 
allem der wirtschaftlichen Rezession ver
dankt, ist in den kommenden vier Jahren 
ihrer Parlamentszugehörigkeit weitgehend 
isoliert.

5. Dezember 1966  267

Alfons Goppel wird auf Vorschlag der CSU 
mit 104 von 186 abgegebenen Stimmen er-
neut zum Ministerpräsidenten gewählt. Sei-
nem reinen CSU-Kabinett gehören drei 
neue Staatsminister und vier neue Staatsse-
kretäre an.

Stellvertreter des Regierungschefs bleibt 
Landwirtschaftsminister Aloys Hundham
mer. Neuer Innenminister wird Bruno 
Merk, Landrat in Günzburg und seit Jahren 
stellvertretender CSUFraktionsvorsitzen
der. Den Staatssekretärsposten in seinem 
Hause bekommt Hugo Fink, lange Jahre 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses. 
Neuer Staatssekretär im Finanzministerium 
wird der 39jährige Anton Jaumann, seit 
1963 CSUGeneralsekretär. Der neue Jus
tizminister heißt Philipp Held, Sohn des 
Verlegers und bayerischen Ministerpräsi
denten Heinrich Held, den 1933 die Natio
nalsozialisten aus dem Amt jagten. Staatsse
kretär im Justizministerium wird Josef Bau
er, der wie Held aus Regensburg stammt. 
Neuer Staatssekretär unter Wirtschaftsminis
ter Otto Schedl wird Franz Sackmann. 
Vom Staatssekretär zum Arbeitsminister 
avanciert Fritz Pirkl, dem nun Karl Hiller
meier als Staatssekretär zur Seite steht.

Wilhelm Hoegner als Alterspräsident

5. 12. 1966: Vereidigung von Ministerpräsident Goppel
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25. Januar 1967  268

Die Schatten der bundesweiten Rezession 
fallen auch auf Bayern. Das Wirtschaftsle-
ben geht zurück, die Staatsfinanzen müssen 
sich nach der Decke strecken. Ministerpräsi-
dent Goppel kündigt im Landtag „min-
destens vier dünne Jahre“ an und legt ein 
Sparprogramm vor.

Der Freistaat hat sechs Milliarden DM 
Schulden, für die er 1967 513 Millionen DM 
Zinsen und Tilgung zahlen muss. Das ist 
neben NordrheinWestfalen die geringste 
ProKopfVerschuldung aller Bundeslän
der. Allerdings schlägt die wirtschaftliche 
Rezession stärker durch als im Bundes
durchschnitt. Im Februar 1967 liegt die Ar
beitslosigkeit bei 5,3 Prozent, bundesweit 
bei 3,1 Prozent. Goppels Rezept ist auf An
kurbelung der Wirtschaft angelegt. Mit „äu
ßerster Sparsamkeit“ will Goppel nun alle

Ausgaben Jahr für Jahr prüfen und den 
großen Block der Pflichtausgaben abbauen. 
Dazu gehören auch die ständig steigenden 
Personalausgaben. Investition soll vor Kon
sum gehen.
Goppel will vor allem die Wirtschaftsstruk
tur Bayerns weiter verbessern, ebenso Bil
dung, Ausbildung, Wissenschaften und For
schung. Die regionalen Unterschiede sollen 
reduziert werden, neue Betriebsansiedlun
gen dafür sorgen, dass die Wirtschaft weni
ger krisenanfällig wird. Für die nächsten 
vier Jahre will die Staatsregierung einen Fi
nanzplan erstellen. In der Aussprache am 
31. Januar wirft Volkmar Gabert (SPD) der 
Regierungspartei vor, sie habe den Wählern 
die Wahrheit verschwiegen und die immer 
ernster werdende Wirtschaftslage Bayerns 
optimistisch dargestellt. Bayern sei jedoch 
keine „Insel des Glücks“ mehr.
Der am 1. März von der Staatsregierung
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Gabert schließt sich namens der Sozialde
mokraten an: „Es entspricht der Würde des 
Hauses, dass es sich die Geschäftsordnung 
gibt, die von der Mehrheit gewünscht wird.“ 
Die beiden großen Parteien sind sich einig, 
mit der NPD keine gemeinsame Sache zu 
machen. Die 1964 aus verschiedenen rech
ten Gruppen entstandene Nationaldemo
kratische Partei, die ihren Wahlerfolg vor 
allem der wirtschaftlichen Rezession ver
dankt, ist in den kommenden vier Jahren 
ihrer Parlamentszugehörigkeit weitgehend 
isoliert.

5. Dezember 1966  267

Alfons Goppel wird auf Vorschlag der CSU 
mit 104 von 186 abgegebenen Stimmen er-
neut zum Ministerpräsidenten gewählt. Sei-
nem reinen CSU-Kabinett gehören drei 
neue Staatsminister und vier neue Staatsse-
kretäre an.

Stellvertreter des Regierungschefs bleibt 
Landwirtschaftsminister Aloys Hundham
mer. Neuer Innenminister wird Bruno 
Merk, Landrat in Günzburg und seit Jahren 
stellvertretender CSUFraktionsvorsitzen
der. Den Staatssekretärsposten in seinem 
Hause bekommt Hugo Fink, lange Jahre 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses. 
Neuer Staatssekretär im Finanzministerium 
wird der 39jährige Anton Jaumann, seit 
1963 CSUGeneralsekretär. Der neue Jus
tizminister heißt Philipp Held, Sohn des 
Verlegers und bayerischen Ministerpräsi
denten Heinrich Held, den 1933 die Natio
nalsozialisten aus dem Amt jagten. Staatsse
kretär im Justizministerium wird Josef Bau
er, der wie Held aus Regensburg stammt. 
Neuer Staatssekretär unter Wirtschaftsminis
ter Otto Schedl wird Franz Sackmann. 
Vom Staatssekretär zum Arbeitsminister 
avanciert Fritz Pirkl, dem nun Karl Hiller
meier als Staatssekretär zur Seite steht.

Wilhelm Hoegner als Alterspräsident

5. 12. 1966: Vereidigung von Ministerpräsident Goppel
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vorgelegte Haushalt 1967 steigt lediglich um 
3,6 Prozent auf 8,79 Milliarden DM. Finanz
minister Konrad Pöhner spricht von einem 
„Haushalt bitterer Enttäuschungen“, denn 
„unpopuläre, ja sogar schmerzhafte Eingrif
fe“ seien unvermeidlich. Die freiwilligen 
Leistungen würden von 1,1 Milliarden DM 
auf 700 Millionen DM gekürzt, zur Deckung 
der Pflichtausgaben. Ausgeweitet werde der 
Kultusetat um 14,1 Prozent auf 2,125 Mil
liarden DM.

12. April 1967  269

Vor einer Entwicklung zum Einheitsstaat 
warnt der Staatsminister für Bundesangele-
genheiten, Franz Heubl, den Landtag im 
Rahmen der Etatberatungen.

Heubl kann erstmals einen eigenen Haus
halt dem Parlament vorstellen, nachdem die 
Ausgaben vom Etat der Staatskanzlei ge
trennt wurden. Mit „ernster Sorge“ berich
tet er von der Tendenz des Bundes, eine 
extensive Auslegung des Grundgesetzes zu 
eigenen Gunsten zu versuchen. Der Bun
destag behandle Anfragen, die Länderkom
petenzen beträfen, wie Vorgänge im bayeri
schen Rundfunkrat oder das bayerische 
Volksschulgesetz. Die Bundesregierung 
bringe bedeutsame Gesetzesvorlagen nicht 
mehr über den Bundesrat, sondern über die 
Bundestagsfraktionen ein. Schließlich stün
den 30 Grundgesetzänderungen an mit er
heblichen Konsequenzen für das BundLän
derVerhältnis und die Zuständigkeiten der 
Landesparlamente. Die Parlamentszustän
digkeit werde auch durch Beschlüsse des 
EWGMinisterrats ausgehöhlt.
Der Minister berichtet von einer „Wesens
änderung des Bundesrats“, der sich vom 
Bundesorgan zu einer Vertretung der Län
derinteressen gegenüber dem Bund wandle. 
Einen enormen Verlust der Länderzustän
digkeit befürchtet er infolge der Gemein
schaftsaufgaben, also der Erfüllung von 
Länderaufgaben gemeinschaftlich mit dem 
Bund. Das Dotationsauflagensystem des

Bundes werde die Entscheidungsfreiheit der 
Länder zutiefst beschränken. Wenn der 
Bund kommunale Aufgaben wie den Neu
bau und die Einrichtung von Krankenhäu
sern zentral regeln wolle, würde „irgendei
ner, der gar nicht weiß, wo der Landkreis 
liegt, dann über das Krankenhaus und seine 
Ausstattung bestimmen“, warnt Heubl.

26. April 1967  270

In einer Sondersitzung trauert der Landtag 
um den am 20. April verstorbenen Altbun-
deskanzler Konrad Adenauer.

Landtagspräsident Rudolf Hanauer würdigt 
Adenauer mit dem Satz: „Die Bundesrepu
blik Deutschland ist in ihren Wesenszügen 
sein Werk, er baute mit an einem neuen 
Europa, das er zeitlebens als sein Idealbild 
anstrebte und das er nach dem furchtbaren 
Erlebnis des Zweiten Weltkrieges mit den 
Staatsmännern Robert Schuman und Aleide 
de Gasperi zu schaffen suchte.“ Adenauers 
große geschichtliche Leistung sei die Aus
söhnung mit Frankreich. Allein deshalb 
schon gehöre er zu den Großen unseres 
Volkes.
Zwischen dem rheinischen Staatsmann und 
den bayerischen Politikern habe stets „ein 
herzliches Verhältnis politischer Distanz“ 
bestanden, die immer gut sei zwischen Men
schen, die in ihren Auffassungen manches 
trenne, sagt Hanauer. Auch Ministerpräsi
dent Alfons Goppel geht auf das Span
nungsverhältnis Adenauers zum Föderalis
mus ein und meint: „Er setzte es auch ins 
politische Kalkül ein. Nicht umsonst machte 
er seinen ersten offiziellen Kanzlerbesuch 
dem Freistaat Bayern, aus dessen Bereich er 
in seine erste Regierung sofort vier Bundes
minister berufen hatte.“ Trotz seiner „tem
peramentmäßigen Kühle“ gegenüber dem 
Süden des Landes habe er ihn gebraucht, 
etwa, wenn er vom „Dreieck GenfBonn
München“ gesprochen oder von seiner Stu
dentenzeit in Freiburg und München „zwar 
etwas verhalten, aber gerne erzählt“ habe.
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9. Mai 1967  271*

Die SPD scheitert mit ihrem neuen Schular-
tikel. Der Gesetzentwurf wird von der CSU 
bereits in erster Lesung abgelehnt. Die So-
zialdemokraten wollen nun die christliche 
Gemeinschaftsschule mit einem Volksbe-
gehren erzwingen.

Der SPDGesetzentwurf zur Änderung der 
Bayerischen Verfassung lautet: „Die öffent
lichen Volksschulen sind christliche Ge
meinschaftsschulen. Öffentliche Bekennt
nisschulen und Weltanschauungsschulen 
sind auf Antrag der Erziehungsberechtigten

Unterschriftensammlung für das Volksbegehren „Christliche Gemeinschaftsschule“

zu errichten, wenn ein geordneter Schulbe
trieb ermöglicht ist.“
Im Plenum kommt es zu einem heftigen 
Schlagabtausch zwischen Volkmar Gabert 
(SPD) und Kultusminister Ludwig Huber. 
Die Mehrheitsfraktion verweigert dem Op
positionsentwurf eine Beratung in den Aus
schüssen. Huber soll nach Pressemeldungen 
von konservativen Regierungsmitgliedern 
gehindert worden sein, eine Gesprächsbe
reitschaft auch nur anzudeuten. Volkmar 
Gabert sagt zum SPDAntrag, „eine den 
Erfordernissen der Zeit entsprechende Bil
dung und Ausbildung an den Grund und
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Hauptschulen“ könne „nur durch eine aus
reichende Gliederung unserer Volksschulen 
erreicht werden“. Der Ausbau des Volks
schulwesens bedinge eine staatliche Regel
schule, „die unserer pluralistischen Gesell
schaft entspricht und von einer breiten 
Mehrheit unseres bayerischen Volkes ak
zeptiert werden kann“.
Kultusminister Huber kritisiert, der SPD 
Antrag laufe auf eine „nahezu völlige Besei
tigung des Elternrechts und eine Einschrän
kung der Gewissensfreiheit und der demo
kratischen Rechte in der Schule“ hinaus. 
Auch kirchenpolitische Verwicklungen sei
en zu befürchten. Huber, der auch Vorsit
zender der CSUFraktion ist, kündigt eine 
sofortige Ablehnung der Oppositionsinitia
tive an. Anton Hochleitner (SPD) kontert, 
der schulpolitische Fortschritt sei durch ge
schäftsordnungsmäßige Mehrheitsentschei
dungen nicht zu stoppen. Für die „Christli
che Gemeinschaftsschule“ als Verfassungs
artikel stimmen anschließend 73 Abgeord
nete, 94 sagen nein, 13 enthalten sich der 
Stimme.
Die Sozialdemokraten starten nun ein 
Volksbegehren, das auch FDP und BP un
terstützen. Am 17. Juli reichen sie den An
trag mit 265 000 Unterschriften beim Innen
ministerium ein. Einen Tag später be
schließt der CSULandesvorstand ein eige
nes Volksbegehren. Es hat in sich geglieder
te Volksschulen („Christliche Volksschu
len“) zum Inhalt. Bekenntnisklassen sollen 
eingerichtet werden, wenn die Erziehungs
berechtigten zustimmen. In Klassen mit 
Schülern verschiedener Bekenntnisse sollen 
Unterricht und Erziehung nach den Grund
sätzen der christlichen Bekenntnisse er
folgen.
Beide Volksbegehren enden im November 
erfolgreich. Die CSU kommt auf 17,2 Pro
zent, die SPD auf 12,9 Prozent. Auffällig ist 
das StadtLandGefälle: In den kreisfreien 
Städten erreicht die CSU nur 7,3 Prozent, 
die SPD aber 16,6 Prozent. In den Land
kreisen jedoch unterschreiben 22,8 Prozent 
die CSUListen, aber nur 10,8 Prozent die

der SPD. Erst in der letzten Woche vor 
Ablauf der Frist gelingt der CSU der Sprung 
über die ZehnprozentMarke, wobei das 
massive Engagement der katholischen Kir
che mithilft.
Der Erfolg beider Volksbegehren macht ei
gentlich zwei Volksentscheide notwendig. 
Doch CSU und SPD suchen einen Kompro
miß, den der CSUVorsitzende Franz Josef 
Strauß einfädeln hilft. Ihm bescheinigt die 
SPD „zurückhaltende Sachlichkeit“. Die 
Einigungsformel nach mehreren Verhand
lungsrunden lautet: „Die öffentlichen 
Volksschulen sind gemeinsame Schulen für 
alle volksschulpflichtigen Kinder. In ihnen 
werden die Schüler nach den Grundsätzen 
der christlichen Bekenntnisse unterrichtet 
und erzogen. Das Nähere bestimmt das 
Volksschulgesetz.“
Im Schuljahr 1966/67 gibt es in Bayern 4 690 
katholische Bekenntnisschulen (75 Prozent) 
und 1 254 evangelische (20 Prozent) sowie 
281 Gemeinschaftsschulen (ein Jahr zuvor 
259). Von den über eine Million Schülern 
besuchen 73,6 Prozent katholische, 15 Pro
zent evangelische und 10,5 Prozent Gemein
schaftsschulen. (32, 239, 251, 264, 278)

28. November 1967  272

Ministerpräsident Goppel stellt erstmals 
dem Landtag die „mittelfristige Finanzpla-
nung“ vor. Sie gilt für die Jahre 1968 bis 
1972.

Die Planung geht von einer Zunahme des 
Bruttosozialprodukts um jährlich fünf Pro
zent aus. Schwerpunkt der Ausgaben ist der 
Bereich Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
für den 12,8 Milliarden DM veranschlagt 
sind. Die Regierung will mit Hilfe der mit
telfristigen Finanzplanung bis 1972 mehr als 
12 000 krisensichere Arbeitsplätze schaffen. 
Finanzminister Konrad Pöhner bezeichnet 
die Vorausplanung als den „Ausgangspunkt 
für die endgültige Gesundung unserer 
Staatsfinanzen“. Wichtiger als der Etataus-
gleich in jedem Jahr sei es, das Gleichge
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wicht in einem überschaubaren Zeitraum 
aufrechtzuerhalten. Der Haushaltsentwurf 
Pöhners für 1968 schließt mit 9,87 Milliar
den DM ab, vier Prozent mehr als im Vor
jahr. Die gesamte Neuverschuldung beträgt 
über eine Milliarde DM (einschließlich 
kurzfristiger Kredite). Von leichtsinnigem 
Schuldenmachen kann nach Meinung Pöh
ners keine Rede sein, weil sich die Gegen
wartsprobleme mit einer konservativen Fi
nanzpolitik nicht mehr lösen ließen.
Der „Münchner Merkur“ kommentiert die 
Vorstellung der Finanzplanung mit den 
Worten: „Klänge es nicht leicht diffamie
rend, so wäre man versucht zu sagen, es sei 
rührend gewesen, wie Bayerns Ministerprä
sident den konservativeren unter den Parla
mentariern klar zu machen versuchte, warum 
Planung sein müsse, welche Vorteile man 
dadurch gewänne – und außerdem könne 
man sowieso nichts dagegen tun, da es im 
Stabilitätsgesetz vorgeschrieben sei.“ Gop
pels Rede sei der „Abschied von gestern“ 
gewesen, als es wuchernde Staatseinkom
men unnötig erscheinen ließen, Perspekti
ven für die Zukunft zu entwickeln.

30. Januar 1968  273

Gegen heftigen Protest der SPD beschließt 
das Parlament das Finanzplanungsgesetz, 
um den Haushalt von gesetzlich festgelegten 
Ausgaben zu entlasten.

Insgesamt werden im Haushalt 1968 42,6 
Millionen DM gestrichen. Betroffen sind die 
Begabtenförderung (acht Millionen DM), 
die Lernmittelfreiheit (eine Million DM) 
und der kommunale Finanzausgleich (31,2 
Millionen DM). Finanzminister Konrad 
Pöhner teilt mit: „Bei der Aufstellung der 
mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 
1968 bis 1972 hat sich deutlich gezeigt, dass 
die in den letzten Jahren in der Periode der 
Ausgabefreudigkeit eingegangenen Ver
pflichtungen eine geordnete Finanzwirt-
schaft für die Zukunft ernst gefährden.“

Deshalb habe man alle Einsparungsmöglich
keiten ausgeschöpft.
Scharfen Widerspruch der SPD meldet An
ton Hochleitner gegen die „Zurücknahme 
gesetzlich garantierter Leistungen“ auf dem 
Schulsektor an. Er warnt vor einer „Staats
und Bildungsverdrossenheit“ beim Bürger 
und einem „Gefühl des Betrogenwerdens“. 
Zur Einschränkung der Lernmittelfreiheit 
meint er: „Sie verweisen den Schüler der 
so genannten bedürftigen Eltern auf das Ar
menrecht. Das ist ein Rückschritt in das 19. 
Jahrhundert.“ Bereits ein Jahr später macht 
der Landtag die Bindung der Lernmittelfrei
heit an Einkommensgrenzen wieder rück
gängig. Das aus Einsparungsgründen ver
schobene neunte Schuljahr, das jährlich 50 
Millionen DM mehr kostet, wird zum 
1. September 1969 eingeführt.

13. Februar 1968  274

Innenminister Bruno Merk warnt vor pau-
schalen Urteilen über die Unruhe in der 
Studentenschaft. Allerdings dürften „kleins-
te Minderheiten“ die freiheitlichen Grund-
rechte nicht missbrauchen, sagt er in seiner 
Etatrede.

Die junge Generation sei enttäuscht, weil 
sie ihre Vorstellungen von echter, lebendi
ger Demokratie nicht immer erfüllt sehe. Es 
wäre töricht, meint der Innenminister, wenn 
man die Unruhe in der jungen Generation 
und an den Universitäten nur unter polizeili
chen Aspekten betrachten wollte. Mit Poli
zei könne man die gesellschaftlichen Ursa
chen der Störungen nicht beseitigen. Unru
he, die aus lauteren Motiven komme, sei 
„ein positives Zeichen demokratischen Mit
verantwortungsgefühls“. Scharf wendet sich 
Merk jedoch gegen „Minderheiten, die es 
geschickt verstehen, die Unruhe des großen 
Teils der positiv zu unserem Staat eingestell
ten Studenten für ihre eigenen Ziele zu miss
brauchen“. Er zitiert dazu eine ultimative 
Einladung des Sozialistischen Deutschen 
Studentenbundes (SDS) an seine Person zu
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einem Teachin in der Münchner Univer
sität.
Breiten Raum widmet der Innenminister 
auch rechtsextremen Bestrebungen, wobei 
er mit der NPD scharf ins Gericht geht. Er 
wirft den Nationaldemokraten vor, ihre Sa
che durch „Appelle an die Emotionen“ zu 
vertreten und dabei die Aufbauarbeit der 
letzten 20 Jahre zu ignorieren. Unter laut
starkem Protest der NPDAbgeordneten 
hält ihnen Merk vor: „Sie versuchen mit 
Ihren Rednern draußen, das nationalsozialis
tische System von seiner Schuld reinzuwa
schen.“
Einen Tag später kommt es bei der Verab
schiedung des InnenEtats zu einer Studen
tendemonstration im Plenarsaal. Obwohl 
das Maximilianeum von starken Polizeikräf
ten abgeriegelt ist, dringen Anhänger des 
SDS ein. In Sprechchören fordern sie Frei
heit für einen verurteilten Gesinnungsge
nossen. Die Störversuche können jedoch 
schnell unterbunden werden. Es kommt zu 
keinen Zusammenstößen mit der Polizei, da

der SDSVorstand die Parole ausgab, Kon
flikte mit der Polizei zu vermeiden. (277, 
287, 307)

22. Februar 1968  275

Auf Antrag der SPD setzt der Landtag ei-
nen Untersuchungsausschuss zur Klärung 
der Ingolstädter Grundstücksaffäre ein. Es 
geht um den Verkauf des staatseigenen 
Forts Haslang.

Es ist der erste Untersuchungsausschuss seit 
der SpielbankenAffäre 1955/57. Die SPD 
will herausbekommen, ob durch den Ver
kauf des Ingolstädter Vorwerks Haslang an 
den Münchner Bauunternehmer Hanns 
Maier das Grundstockvermögen verringert 
wurde und andere, nicht berücksichtigte 
Kaufinteressenten vorhanden waren. Auch 
nach den steuerlichen Hintergründen des 
Geschäfts fragt die Opposition, die der Re
gierung vorwirft, das Grundstück um einen 
„Pappenstiel“ veräußert zu haben.
Das 7,7 Hektar große Fort kostete den 
Bauunternehmer Maier 30 000 DM, pro 
Quadratmeter 39 Pfennig. Die SPD argu
mentiert, der Staat habe versäumt sicherzu
stellen, dass tatsächlich Sozialwohnungen er
richtet werden. Beim Verkauf 1959 habe 
zwar noch ein Preisstopp für unbebaute 
Grundstücke bestanden, doch dieser 
„Stopppreis lag beträchtlich unter dem Ver
kehrswert“.
Finanzminister Konrad Pöhner sieht durch 
die Veräußerung „die Vermögensinteressen 
des Staates nicht beeinträchtigt“. Falls der 
Käufer das Grundstück weiterveräußere, 
habe der Staat das Wiederkaufsrecht. Aller
dings sei auch vereinbart worden, dass die 
Übertragung des Grundstücks auf die „Ge
sellschaft für Eigenheim und Wohnungs
bau“ (EWO) nicht als Wiederverkauf gelten 
solle. Diese Übertragung erfolgte jedoch, 
und zwar zu einem Quadratmeterpreis von 
75 DM. Der Finanzminister bestreitet, dass 
Maier einen „Riesengewinn“ eingesteckt 
habe. Es handle sich nur um einen „Buchge

Bruno Merk
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winn“, weil er das Grundstück „von einer 
Tasche in die andere“ genommen habe. 
Über die steuerliche Beurteilung, die „auf 
einem anderen Blatt“ stehe, gibt Pöhner 
keine Auskunft wegen des Steuergeheimnis
ses. (283)

14. März 1968  276

Zu Zusammenstößen zwischen SPD und 
NPD kommt es wegen einer Interpellation 
der SPD-Fraktion zur „politischen Bildung 
an den Schulen“.

Kultusminister Huber antwortet auf die 
Große Anfrage, Einigkeit bestehe, dass poli
tische Bildung notwendig sei, umstritten sei 
der Weg dazu. Ziel müsse das Bewusstsein 
der für einen freiheitlichen Rechtsstaat gül
tigen Werte sein. Jürgen Böddrich (SPD) 
sieht als Aufgabe der politischen Bildung, 
die Jugend gegen „nationalistische Ratten
fänger“ immun zu machen. Frhr. von der 
Heydte (CSU) wertet dagegen die außerpar
lamentarische Opposition als Beweis dafür, 
dass mit der politischen Bildung einiges nicht 
ganz in Ordnung sei. Die Opposition randa
lierender Studenten zeige, wie anstelle ech
ter politischer Bildung eine verhängnisvolle 
Halbbildung um sich greife. Sie führe dazu, 
dass junge Leute unverständliche Schlagwor
te wie das von der permanenten Revolution 
nachzubeten bereit seien.
Erwin Essl (SPD) widmet sich ganz den 
Nationaldemokraten und wird dabei ständig 
von lautstarken Zwischenrufern der NPD
Fraktion unterbrochen. Applaus kommt 
von den Bänken der SPD und auch mehr
fach von der CSU. Unter stürmischem Bei
fall beider großer Fraktionen sagt Essl, dass 
„eine Partei, die das Wort demokratisch im 
Namen trägt, unter Missbrauch der demo
kratischen Freiheiten eine systematische 
Verunglimpfung von Persönlichkeiten“ be
treibe, die mit dem Aufbau Nachkriegs
deutschlands untrennbar verbunden seien. 
Namentlich nennt Essl die früheren Minis
terpräsidenten Wilhelm Hoegner und Hans

Ehard. Benno Hermannsdörfer (NPD) 
weist Essls Vorwürfe scharf zurück und be
kennt: „Wir leisten Widerstand gegen den 
Kommunismus, das ist unser Beitrag zur 
politischen Bildung.“

24. April 1968  277*

Die Osterkrawalle nach dem Attentat auf 
den Berliner Studenten Rudi Dutschke füh-
ren im Landtag zu einer Großen Anfrage 
der CSU. Sie will wissen, wie die Staatsre-
gierung die innere Sicherheit infolge der 
Tätigkeit links- und rechtsradikaler Grup-
pen beurteilt.

Zu Sitzungsbeginn gedenkt Präsident Ru
dolf Hanauer der beiden Todesopfer, wel
che die Demonstrationen in München im 
Umkreis des Münchner Buchgewerbehauses 
forderten, wo die „Bildzeitung“ gedruckt 
wird. Innenminister Bruno Merk berichtet, 
hundert Personen seien festgenommen wor
den, unter ihnen 33 Studenten und 23 Schü
ler. Im Aktionszentrum der Demonstranten 
habe man 22 Eisenstangen, fünf Trocken
feuerlöscher, Farbbehälter und 16 Nagel
bretter gefunden, um Polizei und Verlags
fahrzeuge fahrunfähig zu machen. An den 
Ostertagen seien 27 Polizisten verletzt 
worden.
Merk teilt mit, den Kern und die Führung 
der Ausschreitungen habe nicht die „außer
parlamentarische“ Opposition, sondern die 
„antiparlamentarische“ Organisation des 
Sozialistischen Deutschen Studentenbundes 
(SDS) gestellt. Ziel dieser Organisation sei 
es, die demokratische Ordnung durch eine 
Rätedemokratie mit revolutionäranarchi
tischen Zügen zu ersetzen. Die unverhüllte 
Berufung auf revolutionäre Gewalt zur 
Rechtfertigung der Rechtsverstöße zeige, 
dass vom SDS die Grundsätze für ein geord
netes Zusammenleben in der staatlichen 
Gemeinschaft nicht anerkannt würden.
Der Innenminister hält es für notwendig, 
Strafverfolgung und Reformen sinnvoll zu 
koordinieren, weshalb alle Staatsgewalten
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und „staatstragenden Kräfte“ zusammenar
beiten müssten. Wichtig sei, die Mehrheit 
der jungen Generation durch Reformen, 
durch das ständige Gespräch und das gegen
seitige Kennenlernen der Auffassungen für 
die soziale, freiheitliche Staats und Gesell
schaftsordnung zu gewinnen und zu er
halten.
Für die Sozialdemokraten erklärt von Knoe
ringen, seine Partei stehe voll hinter dem 
Innenminister. Sie vertrete die Ansicht, dass 
die Sicherung der demokratischen Rechts
ordnung und die Abwehr aller Angriffe ge
gen sie nicht nur Sache der Exekutive, son
dern Aufgabe aller demokratischen Kräfte 
sei. Wer in einer Demonstration nicht ein 
Mittel der Auseinandersetzung, sondern der 
Zerstörung der Demokratie sehe, treibe ein 
teuflisches Spiel. Die Studenten wollten dis-
kutieren, aber „ihre Kritik ist die Vernei
nung“, meint Knoeringen. Den wirklichen

Grund sieht er in den Strukturveränderun
gen der Industriegesellschaft. Das Problem 
der Jugend sei nicht die soziale Existenz 
oder ein gesteigertes Einkommen. Unbe
wusst bestehe bei jungen Menschen die 
Angst, was auf sie in der Welt, in die sie 
gestellt seien, zukommen werde.
Alfred Seidl (CSU) sieht trotz Mängeln des 
Staates keinen Anlass für eine revolutionäre 
Situation. Verwüstungen wie vor dem Buch
gewerbehaus dürften sich nicht wiederho
len. Benno Hermannsdörfer (NPD) bedau
ert, dass die Jugend kein Vorbild habe, da 
sie in der Negation der Begriffe „Vaterland 
und Nation“ erzogen worden sei. Deshalb 
laufe sie Mao TseTung, Rosa Luxemburg 
und Karl Marx nach. Jürgen Böddrich 
(SPD) meint, wer mit den Studenten rede 
und sich ihre Argumente anhöre, leiste be
reits einen wertvollen Beitrag für den Staat. 
(274, 287, 307)

Osterkrawalle in München: Wasserwerfer räumen die Straßen um das Buchgewerbehaus
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30. April 1968  278

CSU und SPD beenden ihren jahrelangen 
Streit um die Konfessionsschule und be-
schließen eine Reform des Schulartikels der 
Bayerischen Verfassung. Ein Volksent-
scheid ist der Schlusspunkt.

Der schon vor Monaten ausgehandelte 
Kompromiss über die christliche Gemein
schaftsschule hing bis wenige Tage vor der 
Landtagsabstimmung in der Luft, weil sich 
die katholische Kirche quer legte. Erst nach 
langwierigen Verhandlungen mit Nuntius 
Corrado Bafile lenkte der Heilige Stuhl ein. 
Dabei war die konsequente Haltung des 
CSUParteivorsitzenden Franz Josef Strauß 
entscheidend, der an der Einigungsformel 
festhielt. Sein Standpunkt, auf den er seine 
Partei einschwor, lautete: Die CSU als in
terkonfessionelle Partei trage „eine eigene 
Sachverantwortung, die nicht durch Rück
sprachen beim Landesbischof oder durch 
Bitten und Ratschläge des Kardinals oder 
seiner Prälaten ersetzt werden könne“.
Beim Volksentscheid am 7. Juli liegt den 
Bürgern nicht nur der CSU/SPDKompro
miss vor. Sie können auch die ursprüngli
chen Fassungen der beiden Volksbegehren 
wählen. Mit 78,4 Prozent erhält jedoch der 
Gesetzesvorschlag des Landtags eine klare 
Mehrheit, nur 3,2 Prozent sagen nein. Für 
den ursprünglichen SPDVorschlag stimmen 
13,2 Prozent, für den der CSU 8,4 Prozent. 
Die Wahlbeteiligung beträgt infolge schö
nen Sommerwetters nur 41,4 Prozent. (32, 
239, 251, 264, 271)

30. April 1968  279*

Die Verabschiedung des Gesetzes über die 
Wahlkampfkostenerstattung löst eine ernste 
Konfrontation zwischen NPD und SPD aus.

Das Bundesverfassungsgericht entschied am 
19. Juli 1966, dass eine direkte Subventio
nierung der Parteien aus der Staatskasse 
nicht statthaft sei, während die Kosten der 
Wahlkämpfe ersetzt werden könnten. Auf

grund dieses Richterspruchs schaffen die 
Länder für die Wahlkampfkostenerstattung 
eine rechtliche Grundlage. Die Nationalde
mokraten lehnen auch diese Art von Partei
enfinanzierung ab. Siegfried Pöhlmann 
spricht von einer „Hintertür“ und vergleicht 
die Bundesrepublik mit einer mittelameri
kanischen „Radaurepublik“. Unter starkem 
Widerspruch von CSU und SPD geißelt 
Pöhlmann die „Entpolitisierung unseres 
Volkes seit 1945“.
Max Streibl (CSU) bezeichnet es als „eine 
Ungeheuerlichkeit, hier der parlamentari
schen Demokratie vorzuwerfen, zu einer 
Entpolitisierung beigetragen zu haben“. Es 
sei ein mühseliger Prozess gewesen, „in un
serem Vaterland das politische Bewusstsein 
nach dieser Niederlage wieder zu wecken 
und es bis heute so zu festigen, dass es auch 
gegen Stürme standhalten kann, gegen 
Stürme von rechts und links“.
Zum Tumult kommt es, als Benno Herr
mannsdörfer (NPD) ans Rednerpult tritt. Er 
wirft den Parteien vor, dass die Bundesrepu
blik in der Wiedervereinigungspolitik iso
liert sei, ebenso in der „Zurückgewinnung 
der ehemaligen deutschen Länder“. Josef 
Kiene (SPD) geht erregt auf Herrmannsdör
fer zu: „Wenn Sie einen Charakter haben, 
gehen Sie herunter vom Rednerpult.“ Fritz 
Grassier kann seinen Fraktionskollegen, der 
Miene macht, tätlich zu werden, gerade 
noch besänftigen. Der amtierende Präsident 
Wilhelm Hoegner mahnt daraufhin den 
NPDSprecher: „Herr Abgeordneter, ich 
muss Sie ersuchen, die Gefühle von Leuten, 
die in Konzentrationslagern waren, nicht 
weiter auf die Probe zu stellen.“ Hoegners 
Parteifreund Kiene, Landrat von Traun
stein, war 1933 sowie 1935 bis 1936 im Lager 
Dachau.
Volkmar Gabert (SPD) weist die Diffamie
rungen der NPD zurück, die „bei jeder Ge
legenheit eine Herabsetzung der politischen 
Parteien und der Persönlichkeiten, die nach 
1945 die Trümmer des Dritten Reichs auf
räumen mussten“, ausspreche. Das Gesetz 
über die Erstattung der Wahlkampfkosten
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für Landtagswahlen wird gegen die Stimmen 
der NPD angenommen. Je Wahlberechtig
ten erhalten danach die Parteien 1,50 DM, 
wobei Bayern Sparsamkeit demonstriert. 
Die Wahlkampfkostenerstattung beim Bund 
beträgt 2,50 DM.

19. Juni 1968  280

Der Landtag führt die Aktuelle Stunde ein, 
um die Parlamentsarbeit zu beleben.

Die Aktuelle Stunde findet aus aktuellem 
Anlass auf Antrag einer Fraktion oder von 
20 Abgeordneten statt über eine „bestimmt 
bezeichnete Frage, die von allgemeinem In
teresse ist und die Kompetenz des Landes 
betrifft“. Die Aussprache dauert eine Stun
de, wobei die Redezeit der Regierungsmit
glieder nicht gerechnet wird. Jeder Redner 
kann nur einmal und nicht länger als fünf 
Minuten sprechen.

12. Dezember 1968  281*

Der Landtag ist empört über die vom Bun-
destag beschlossene Große Finanzreform. 
Landtagsvizepräsident Wilhelm Hoegner 
(SPD) spricht von einem Versuch, den Ein-
heitsstaat auf kaltem Wege zu erreichen. 
Die Parlamentarier demonstrieren Einmü-
tigkeit, indem sie den Haushalt des Staats-
ministers für Bundesangelegenheiten ein-
stimmig annehmen.

Die am Vortag vom Bundestag verabschie
dete Finanzreform verankert die Gemein
schaftsaufgaben im Grundgesetz und ordnet 
dem Bund das Recht zu, den Ländern ge
zielte Finanzhilfen zu gewähren für beson
ders wichtige Investitionen, wenn sie zur 
Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaft
lichen Gleichgewichts, zum Ausgleich un
terschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundes
gebiet oder zur Förderung des wirtschaftli
chen Wachstums erforderlich sind. Der so
genannte „große Steuerverbund“ schließt 
nun auch die Umsatzsteuer ein.
Mehrere   Abgeordnete   des   Bayerischen

Landtags bezeichnen die Bundestagsent
scheidung als „schwarzen Tag“. Vizepräsi
dent Hoegner versichert, Bayern stehe treu 
zum Bund, aber „wir wollen uns nicht zu 
bloßen Befehlsempfängern des Bundes her
abwürdigen lassen“. Unter Beifall erklärt 
er: „Wir erwarten von der Staatsregierung, 
dass sie angesichts dieser ständigen Zentrali
sierungsversuche des Bundes das bundes
staatliche System aufs äußerste verteidigt.“ 
Ministerpräsident Alfons Goppel, der beim 
Betreten des Plenarsaals mit Zischen aus 
den Reihen der SPD empfangen wird, hofft 
auf Kompromisse im Vermittlungsausschuss, 
„denen wir gerade noch zustimmen können, 
ohne selbst als Föderalisten unglaubwürdig 
zu werden“. Er spricht von einer Missach
tung der Länder und deutet die Möglichkeit 
einer Verfassungsklage an.
Skeptisch über die „Euphorie des Landtags“ 
urteilt der „Münchner Merkur“, denn gera
de die „Finanzschwachen unter den Län
dern fühlen sich bedauerlicherweise in der 
Rolle eines Kostgängers des Bundes wohler, 
als es Bayerns Föderalisten lieb sein kann“. 
Ganz pessimistisch müsse der Betrachter 
werden, „wenn er hört, dass nur sechs der 50 
CSU und einer der 30 SPDBundestagsab
geordneten aus Bayern gegen die Finanzre
form gestimmt haben. Dieses Fähnlein der 
sieben Aufrechten kann nicht darüber hin
wegtrösten, dass es offenbar zweierlei Bay
ern gibt: Bayern am Rhein und Bayern an 
der Isar.“
Die für die Finanzreform notwendigen 
Grundgesetzänderungen werden am 12. Mai 
1969 ohne wesentliche Korrekturen ver
kündet.

4. Februar 1969  282

Der Bayerische Landtag feiert seinen 150. 
Geburtstag. Die Abgeordneten gedenken 
der ersten Sitzung der „zweyten Kammer 
der Ständeversammlung des Königsreichs 
Baiern4“, die am gleichen Tag und zur glei-
chen Stunde eineinhalb Jahrhunderte früher 
stattfand.
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In einer Festsitzung, an der auch die Parla
mentspräsidenten von BadenWürttemberg, 
Hessen, des Saarlandes, von SchleswigHol
stein und der Bürgerschaft Bremen teilneh
men, kommt Landtagspräsident Rudolf Ha
nauer (CSU) auf die aktuelle Kritik am Par
lamentarismus zu sprechen. Er warnt vor 
der „Außerparlamentarischen Opposition“, 
die letzten Endes antiparlamentarische Zie
le verfolge, ebenso vor „jugendlichen Bil
derstürmern“, die vom Rätesystem als idea
ler Regierungsform träumten.
Das Rätesystem sei eine „Rätediktatur, in 
der nicht das Volk selbst mitentscheidet, 
sondern von einer Gruppendiktatur alle 
Macht ausgeht“. Hanauer fragt, wo sich die 
Jugend dann noch so frei zu Hearings, 
Teachins, und Sitins versammeln wolle. Er 
verschweigt auch nicht die Gefahren, die 
dem Parlamentarismus von der modernen 
Industriegesellschaft drohen. Die gesetzge
benden Organe seien in ihrer Funktion als 
oberste Kontrollinstanz im Staat überfor
dert und nicht mehr ausreichend in der La
ge, die Rechte der Staatsbürger vor der 
Übermacht der Bürokratie zu schützen. Das 
Budgetrecht der Parlamente, einst eine von 
den Regierungen gefürchtete Waffe, lasse 
kaum mehr wirkungsvolle Akzentverschie
bungen zu, bedauert der Landtagspräsident.

5. Februar 1969  283

Nicht auf Korruption, sondern auf Behör-
denversagen führt der Untersuchungsaus-
schuss die Pannen beim Verkauf des Ingol-
städter Forts Haslang zurück, das viel zu 
billig abgegeben wurde.

Als Skandal wird allgemein empfunden, dass 
der ehemalige Innenminister Junker Mit
glied des Untersuchungsausschusses war, ob
wohl er mit dem Bauunternehmer Maier, der 
Haslang kaufte, geschäftlich verbunden war. 
Dies war den Ausschussmitgliedern nicht be
kannt, obwohl die „goldenen Brücken“, die 
Junker dem Zeugen Maier bei seiner Ver
nehmung baute, allgemein auffielen.

Im Plenum wirft deshalb die SPD die Frage 
auf, ob Junker, von 1962 bis 1966 Innenmi
nister, als Präsident der Bayerischen Lan
desbodenkreditanstalt noch tragbar sei. Al
fred Seidl, der Vorsitzende des Untersu
chungsausschusses, teilt dem Parlament mit, 
dass der Verkaufspreis von 30 000 DM für 
das über 77 000 Quadratmeter große 
Grundstück des einstigen Forts als viel zu 
niedrig angesehen werde. Zudem sei der 
Bauunternehmer Hanns Maier beim Rück
kaufsrecht des Staates ungewöhnlich günstig 
gestellt worden. Beim Verkauf im Jahre 
1959 sei voraussehbar gewesen, dass das na
he dem Ingolstädter Stadtzentrum gelegene 
Fort schon nach wenigen Jahren erheblich 
im Wert steigen würde. Steuerliche Nachtei
le seien allerdings der öffentlichen Hand 
nicht entstanden.
Willi Reiland (SPD) wirft den verantwortli
chen Behörden vor, sich bei dem Grund
stücksgeschäft „sehr harmlos“ verhalten zu 
haben oder zumindest „kein Fingerspitzen
gefühl für wirtschaftliche Relationen und 
Möglichkeiten“ gehabt zu haben. Als „Tief
schlag für das ganze Parlament“ bezeichnet 
er die Mitgliedschaft Junkers im Untersu
chungsausschuss, weil er befangen gewesen 
sei. Reilands Forderung, der Staat solle das 
Fort Haslang zurückkaufen, wird von Al
fred Seidl (CSU) zurückgewiesen. Die 
Planierungsarbeiten der Bundeswehr auf 
dem FortGelände hätten möglicherweise 
das Wiederkaufsrecht zunichte gemacht, so 
dass ein Prozess gegen Maier mit einem gro
ßen Risiko verbunden sei. (275)

11. März 1969  284

Nachfolger von Landwirtschaftsminister 
Aloys Hundhammer wird der 45-jährige 
Landrat von Pfaffenhofen a. d. Ilm, Hans 
Eisenmann.

Hundhammer stellt sein Amt aus gesund
heitlichen Gründen zur Verfügung. Der Be
rufung Eisenmanns stimmt der Landtag ge
gen die Sozialdemokraten bei Enthaltung
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der NPD zu. Stellvertreter des Ministerprä
sidenten wird Wirtschaftsminister Otto 
Schedl. Er ist der dienstälteste Minister im 
Kabinett Goppel.
Bereits am 5. Februar verabschiedete sich 
Hundhammer mit seiner letzten Etatrede, in 
der er sich vehement gegen den sogenann
ten „MansholtPlan“ wandte. Die von 
Mansholt geplante Strukturreform der 
EWG würde das Ende des Bauernstandes in 
seiner heutigen Form bedeuten, warnte 
Hundhammer und verlangte, dass der Be
rufswechsel von fünf Millionen Bauern in 
der EWG organisch und freiwillig erfolgen 
und menschlich vertretbar sein müsse.

11. Juni 1969  285

Der Landtag beschließt einstimmig die Er-
richtung eines „Nationalparks Bayerischer 
Wald“.

Der 13 000 Hektar große Nationalpark im 
Gebiet von Rachel und Lusen ist der erste in

Hans Eisenmann

Nationalparkhaus

der Bundesrepublik Deutschland. Er wird 
am 7. Oktober 1970 eröffnet. Der größte 
Teil der Fläche ist in Staatsbesitz. Ziel ist ein 
natürlicher Wald, gewissermaßen die Rück
kehr zum Urwald. Dies führt über Jahre 
hinweg zu harten Auseinandersetzungen, da 
die notwendigen wirtschaftlichen Einschrän
kungen umstritten sind. Im Laufe der Jahre 
wird die Reservatszone, wo es keinerlei Ein
griffe durch Menschen gibt, von 4 000 auf 
6 400 Hektar erweitert.

12. Juni 1969  286

Die SPD-Fraktion wünscht mit einer Inter-
pellation Aufschluss, wie die bäuerliche 
Landwirtschaft organisiert werden solle, um 
überleben zu können.

Der SPDAgrarexperte Georg Kronawitter 
fordert den frischgebackenen Landwirt
schaftsminister Hans Eisenmann auf, einen 
Schlussstrich zu ziehen „unter die Agrarpoli
tik der 20 Tagwerk“. Der Minister will sich 
jedoch nicht festlegen, wie groß ein Voller
werbsbetrieb künftig sein solle. Entschei
dend seien die Fähigkeit des Betriebsleiters 
und sein Wille, Bauer bleiben zu wollen. 
Den „MansholtPlan“ bezeichnet Eisen
mann als einen „Generalangriff auf die ge
samte europäische Landwirtschaft in ihrer 
derzeitigen bäuerlichen Struktur“.
Die Vollerwerbsbetriebe der Zukunft müssen 
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laut Eisenmann so rationell wie möglich 
organisiert werden. Er erwähnt die Speziali
ierung  auf wenige Betriebszweige, Erzeu
gung bester Qualitäten und überbetriebliche 
Zusammenarbeit. Auch der Nebenerwerbs
betrieb habe durch die Spezialisierung eine 
echte Existenzchance. Zum erfolgreichen 
Bauern gehöre auch eine gute Allgemeinbil
dung, weshalb die mittlere Reife für den 
Vollerwerbslandwirt die Regel sein solle. 
Eisenmann unterstreicht aber auch, dass der 
Bauer ein freier Unternehmer sei und als 
Preis für seine Freiheit die Bereitschaft zum 
Risiko auf sich nehmen müsse. Georg Kro
nawitter (SPD) wirft abschließend der CSU 
„agrarpolitische Heuchelei“ vor, solange sie 
nicht bereit sei, draußen in ihren Versamm
lungen die Realitäten aufzuzeigen. (218, 
225, 297)

17. Juli 1969  287

Die Akademie der Bildenden Künste in 
München soll wegen der seit Monaten an-
dauernden studentischen Ausschreitungen 
geschlossen werden, verlangt eine große 
Koalition aus CSU und SPD.

Der Dringlichkeitsantrag wird vom Plenum 
mit nur acht Gegenstimmen verabschiedet. 
Das Kultusministerium erfüllt die Aufforde
rung des Landtags unverzüglich, obwohl es 
bis zum Semesterschluss nicht mehr weit ist. 
Das Parlament protestiert gegen die Zustän
de in der Kunstakademie, über die Kultus
minister Ludwig Huber am Vortage berich
tete: Akademiepräsident Paolo Nestler ha
be sich geweigert, gegen radikale Studenten 
ein Hausverbot zu erlassen und dann seinen 
Rücktritt erklärt. Es sei zu einem Motorrad
rennen in den Gängen des Akademiegebäu
des gekommen, Mensa, Vestibül und Gänge 
seien mit Parolen verschmiert, „deren öf
fentliche Wiedergabe sich verbietet“.

Verschmierte Wände in der Akademie der Bildenden Künste München
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„Was sich dort gegenwärtig abspielt, ist 
nichts anderes als reine Anarchie, als die 
Herrschaft des Gesindels“, begründet der 
CSUAbgeordnete Hans Merkt seinen 
Dringlichkeitsantrag, der auch auf der lin
ken Seite des Hauses Unterstützung findet. 
Unter Beifall aller Fraktionen meint Merkt, 
es sei besser, „keine Akademie der Bilden
den Künste in München zu haben als eine 
solche, wie wir sie jetzt haben“. Als der 
NPDAbgeordnete Siegfried Pöhlmann ver
sucht, die AkademieExzesse mit einer all
gemeinen Kritik der zeitgenössischen Kunst 
zu verbinden und die „Umerziehung“ durch 
die Amerikaner 1945 als Ursache der Stu
dentenproteste erwähnt, erntet er entschie
denen Widerspruch der beiden großen Frak
tionen.
Helmut Rothemund (SPD): „Nach 1945 hat 
tatsächlich eine Umerziehung bei uns statt
gefunden, und zwar eine Umerziehung, die 
ich bejahe, eine Umerziehung zur Demo
kratie.“ Und Reinhold Vöth (CSU): „Ich 
bekenne mich leidenschaftlich zur Freiheit 
der Lehre und Forschung und auch zur Frei
heit der Kunst. Ich lehne jegliche Zensur 
der Kunst ab. Was mit dieser Zensur der 
Kunst in unserem Lande schon einmal er
reicht worden ist, von der ,entarteten Kunst‘ 
bis hin zu den Konzentrationslagern, das 
wissen wir.“ (274, 277, 307)

17. Dezember 1969  288

Der Landtag gibt grünes Licht für die Er-
richtung einer fünften Landesuniversität in 
Augsburg.

Die neue Hochschule ist zunächst nur für 
die Wirtschafts und Sozialwissenschaften 
zuständig. Ein juristischer Fachbereich wird 
bald angegliedert. Ein Jahr später wird die 
PhilosophischTheologische Hochschule in 
Dillingen dem Theologischen Fachbereich 
der Universität Augsburg zugeschlagen. Die 
Gliederungsverordnung von 1974 richtet Fa
kultäten für die Katholische Theologie, 
Wirtschafts     und     Sozialwissenschaften,

Jurisprudenz, Erziehungswissenschaften so
wie für die sprachlichen, geschichtlichen 
und geographischen Fächer ein. (80, 232, 
296)

17. Dezember 1969  289

Der Landtag verabschiedet gegen die Stim-
men der SPD bei Enthaltung der NPD das 
Landesplanungsgesetz.

Jahrelange heftige Auseinandersetzungen 
zwischen Regierung und Opposition sind 
damit fürs Erste beendet. Wirtschaftsminis
ter Otto Schedl, dessen Ressort für die 
Landesplanung verantwortlich ist, bestreitet 
eine „autoritative Konzeption“ des Geset
zes. Eine der wichtigsten Aufgaben sei nun 
die Ausarbeitung eines Landesentwick
lungsprogramms. Die Zuständigkeit der Re
gionalplanung liege künftig bei den regiona
len Planungsverbänden.
Helmut Rothemund (SPD) hält der Regie
rungsseite vor, fünf Jahre lang den Gesetz
entwurf seiner Fraktion blockiert zu haben. 
Das nun in Kraft tretende Gesetz sei „kom
munal unfreundlich“, weil es den regionalen 
Planungsgemeinschaften unmöglich sei, Re
gionalpläne selbst auszuarbeiten. Dagegen 
nennt Wilhelm Röhrl (CSU) das Planungs
gesetz einen wichtigen Beitrag zur Fortfüh
rung der Strukturverbesserung in Bayern. 
(183, 243, 250, 354, 406, 524)

27. Januar 1970  290

Gegen die Stimmen der Sozialdemokraten 
beschließt der Landtag das Gesetz über die 
Untersuchungsausschüsse.

Es regelt Verfahren und Rechte des Parla
ments „zur Untersuchung von Tatbestän
den, deren Aufklärung im öffentlichen In
teresse liegt“. Nach der Bayerischen Verfas
sung (Artikel 25) hat der Landtag das Recht 
und auf Antrag von einem Fünftel seiner 
Mitglieder die Pflicht, Untersuchungsaus-
schüsse einzusetzen.
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Auf Intervention von Ministerpräsident Al
fons Goppel lässt der Landtag die ursprüng
lich vorgesehene Aussagepflicht der Beam-
ten wieder fallen. Aus Gründen der Verfas
sung wie des Beamtenrechts wird die Ent
scheidungsbefugnis über eine Aussage dem 
Ministerrat übertragen. Die SPD protestiert 
vergeblich dagegen. Horst Haase (SPD) 
meint, ohne Aussagepflicht werde das Un-
tersuchungsrecht des Landtags wertlos, er 
würde „sich eine Hand, nämlich die Kon
trollhand, abhacken“.

19. Februar 1970  291

Eine scharfe Abrechnung mit der Politik der 
Bonner sozial-liberalen Koalition, die seit 
120 Tagen im Amt ist, präsentiert Minister-
präsident Alfons Goppel.

In einer Regierungserklärung sagt Goppel, 
„dass der außenpolitischen Berühmtheit die
ser Regierung, die sich ausdrücklich als eine 
Regierung der inneren Reformen bezeich
net, im Inneren weitgehend Untätigkeit, ja 
Ziellosigkeit gegenübersteht“. Die Aussa
gen über den wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Kurs seien widersprüchlich. Die 
Staatsregierung warte darauf, „dass man zur 
realistischeren Betrachtung der Tatsachen 
zurückkehrt“. Bayern sei bereit, „an einer 
Politik der Stabilität von Preisen und Wäh
rung mitzuwirken“. Deshalb würden die 
Empfehlungen des Konjunkturrates und des 
Finanzplanungsrates, eine Konjunkturaus
gleichsrücklage von 160 Millionen DM zu 
bilden und Ausgaben in gleicher Höhe zu 
sperren, verwirklicht.
In der Aussprache am 25. Februar wirft der 
SPDFraktionsvorsitzende Volkmar Gabert 
dem Regierungschef „polemischen Stil einer 
Wahlversammlung“ vor. Er weist den Vor
wurf zurück, dass der Bundeshaushalt nicht 
konjunkturgerecht sei. Der bayerische 
Staatshaushalt sei auf jeden Fall weniger 
konjunkturdämpfend als der Bundeshaus
halt. CSUGeneralsekretär Max Streibl be
fürchtet, von den „Bonner Fehlsteuerun

gen“ werde auch der bayerische Sparer be
troffen, 1970 werde das Jahr der höchsten 
Inflationsrate.

26. Februar 1970  292

Ein NPD-Antrag auf Generalamnestie für 
Kriegsverbrecher löst im Plenum einen 
handfesten Krach aus.

Die Nationaldemokraten wollen über den 
Bundesrat erreichen, „dass durch Bundesge
setz eine Generalamnestie für alle im Zu
sammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg 
stehenden Straftaten beschlossen wird“. 
NPDFraktionsvorsitzender Siegfried Pöhl
mann sagt zur Begründung, der Grundsatz 
der Rechtsgleichheit sei gestört, weil die 
Siegerstaaten ihre Kriegsverbrecher nicht 
verfolgten.
Rudolf Schöfberger (SPD) lässt das Argu
ment des Rechtsfriedens nicht gelten. Die 
Amnestie käme Mördern und Mordgehilfen

Wahlplakat des NPDFraktionsvorsitzenden 
Pöhlmann
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zugute, so dass der Eindruck entstehe, die 
NPD setze sich für Mörder ein. Bei der 
NPDFraktion entfacht Schöfbergers Äuße
rung einen Proteststurm, Pöhlmann ruft 
zum Rednerpult „Pharisäer“, worauf die So
zialdemokraten mit RausRufen antworten. 
Als der NPDFraktionschef unter wachsen
der Unruhe des Hauses über seinen Antrag 
eine namentliche Abstimmung durchsetzen 
will, kommt es zu Lärmszenen und lautstar
ken Zwischenrufen („Schmeißt ihn doch 
endlich raus, den Bazi“). Der Antrag wird 
schließlich mit großer Mehrheit gegen die 
Stimmen der NPD abgelehnt.

17. März 1970  293

Der Landtag beschließt die Herabsetzung 
des aktiven Wahlalters von 21 auf 18 Jahre 
und des passiven von 25 auf 21 Jahre. Die 
Verfassungsänderung wird zwei Monate 
später vom Volk gebilligt.

Lediglich die Nationaldemokraten lehnen 
den Gesetzentwurf der Staatsregierung ab, 
so dass die notwendige Zweidrittelmehrheit 
weit übertroffen wird. Am Einspruch der 
SPD scheitert der CSUVorschlag, in der 
Verfassung die Legislaturperiode von vier 
auf fünf Jahre zu verlängern.
Die bayerischen Wähler stimmen am 
24. Mai in einem Volksentscheid der Herab
setzung des Wahlalters zu. Für die Ände
rung der Verfassung sprechen sich 54,8 Pro
zent aus, dagegen sind 45,2 Prozent. Die 
Wahlbeteiligung beträgt lediglich 38,3 Pro
zent. Auf Ablehnung stößt die Reform des 
Wahlalters in einer Reihe von Landkreisen 
Niederbayerns und der Oberpfalz. Mehr
heitlich nein sagen auch die Bürger Regens
burgs und Passaus. Infolge der Verfassungs
änderung können bei der Landtagswahl am 
22. November 401 000 junge Bürger zwi
schen 18 und 21 Jahren zu den Urnen gehen. 
Die Wählbarkeit erlangen weitere 550 000 
Bürger.

1. Juli 1970  294

Mit dem Gesetz über die Zulassung zu den 
bayerischen Hochschulen richten CSU und 
NPD gegen den scharfen Protest der SPD 
einen „Landeskinder-Bonus“ ein.

Das „NumerusclaususGesetz“ bestimmt, 
dass Studienbewerbern, „die einen im Frei
staat Bayern erworbenen Vorbildungsnach
weis besitzen und ihren Wohnsitz im Frei
staat Bayern haben“, Vergünstigungen ein
geräumt werden, so dass sie an einer der 
ihrem Wohnsitz nächstgelegenen bayeri
schen Hochschule studieren können.
Die SPD macht erhebliche verfassungs
rechtliche Bedenken geltend und spricht 
von einem „taktischen Schachzug im Wahl
jahr“. Sie findet das Gesetz „partikularis-
tisch, provinziell, kleinkariert und klein
bürgerlich“. Kultusminister Ludwig Huber 
meint, „wir Bayern sind nicht dazu da, Ver
säumnisse anderer Länder beim Ausbau ih
rer Hochschulkapazitäten zu Lasten bayeri
scher Abiturienten auszubaden“.
Der Bayerische Verfassungsgerichtshof hat 
gegen das „NumerusclaususGesetz“ keine 
Einwände, während das Bundesverfassungs
gericht 1972 Teile davon für verfassungswid
rig erklärt. Die Vergabe der Studienplätze 
wird daraufhin länderübergreifend durch ei
nen Staatsvertrag geregelt. (330)

15. Juli 1970  295

Per Gesetz schafft das Parlament die Vor-
aussetzung für die Privatisierung der Bayeri-
schen Staatsbank.

Die SPD lehnt das Gesetz zur Umwandlung 
der Bayerischen Staatsbank in eine Ak
tiengesellschaft ab, die NPD enthält sich der 
Stimme. Die Staatsbank, vor 190 Jahren als 
AnsbachBayreuthische Hofbank in Ans
bach gegründet, geht noch im gleichen Jahr 
in der Bayerischen Vereinsbank auf. Ver
geblich versucht die SPD, als Alternative 
einen Zusammenschluss mit der Landesbo
denkreditanstalt und der Bayerischen Ge
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meindebank auf öffentlicher Basis durchzu
setzen. Der Verkaufserlös, Aktien im Nenn
wert von 37,33 Millionen DM und ein Geld
betrag von 14,2 Millionen DM, kommt der 
Bayerischen Landesstiftung zugute. Die mit 
Gesetz vom 27. 3. 1972 errichtete rechtsfä
hige Stiftung des öffentlichen Rechts dient 
gemeinnützigen und mildtätigen Zwecken 
auf sozialem und kulturellem Gebiet. (93)

16. Juli 1970  296

Anträge von CSU und SPD stellen die Wei-
chen für drei weitere Universitäten in Bay-
ern: Bayreuth, Passau und Bamberg.

Das Parlament ist sich einig, dass als sechste 
Landesuniversität Bayreuth, später dann 
Passau errichtet werden soll. In Bamberg 
soll eine Teiluniversität entstehen, in der  
die PhilosophischTheologische Hochschule 
und die Pädagogische Hochschule aufgehen. 
Finanzstaatssekretär Anton Jaumann bezif
fert die Kosten einer neuen Universität auf 
1,5 bis 1,8 Milliarden DM. Mit den Univer
sitäten Bayreuth, Passau und Bamberg run
det der Landtag die bayerische Hochschul
landschaft ab. Schwerpunkt in Bayreuth 
sind die Naturwissenschaften. In Bamberg 
entsteht zunächst eine Gesamthochschule, 
die 1979 in eine Universität umgewandelt 
wird. Die 1978 eröffnete Universität Passau, 
in der die PhilosophischTheologische 
Hochschule eingegliedert wird, ist als zen
trale Wissenschaftseinrichtung Südostbay
erns gedacht, die bis in den österreichischen 
Raum ausstrahlen soll. (80, 232, 288)

29. September 1970  297

Einstimmig beschließen die Abgeordneten 
das Landwirtschaftsförderungsgesetz. Es ist 
die Grundlage des „bayerischen Wegs“ in 
der künftigen Agrarpolitik.

Das Gesetz zur Förderung der bayerischen 
Landwirtschaft dient gleichermaßen den 
Voll, Zu und Nebenerwerbsbetrieben.

Ernst Lechner (CSU) betont, seiner Partei 
liege daran, die Betriebsformen, die ein 
weitgestreutes Eigentum garantieren, auch 
für die Zukunft zu erhalten. Dazu seien 
Maschinen und Erzeugerringe vonnöten, 
die der Staat unterstützen müsse. Weitere 
Schwerpunkte des Gesetzes seien die Erhal
tung der Kulturlandschaft und die gesetzli
che Festlegung der Beratung und Ausbil
dung der Landwirte. (218, 225, 286)

30. September 1970  298

Bei Stimmenthaltung der SPD verabschie-
det der Landtag das Fachhochschulgesetz.

Die SPD ist unzufrieden, weil ihre Ände
rungsvorschläge keine Mehrheit finden. So 
will sie die anwendungsorientierte For
schung als Pflichtaufgabe im Gesetz 
festschreiben. Auch der gewünschte Beteili
gungsschlüssel 5:5:1 (Hochschullehrer, Stu
denten, sonstiges Personal) für die Kollegial
organe wird von der Mehrheit nicht akzep
tiert. Erich Schosser (CSU) lehnt die damit 
verbundene Gleichmacherei ab, denn die 
„Erfahrungen in anderen deutschen Bun
desländern sind uns eine Warnung“. Anton 
Hochleitner (SPD) hält dagegen, der 
Schlüssel 5:2:1 mache jede Reform und 
Sachdiskussion unmöglich.
Das Fachhochschulgesetz ermöglicht gradu
ierten Absolventen an den Universitäten, 
ohne Beschränkung auf eine Fachrichtung 
weiterzustudieren. Organe der Fachhoch
schule sind die Vollkonferenz, der Rat, der 
Präsident und sein Stellvertreter und die 
Fachbereichskonferenzen. Präsident und 
Vizepräsident werden von der Vollkonfe
renz auf sechs Jahre gewählt. Eine Ernen
nung durch das Kultusministerium scheitert 
am Einspruch des Landtags. Zum Fach
hochschullehrer kann berufen werden, wer 
für sein Fach ein abgeschlossenes Studium 
und die erforderlichen pädagogischen Fä
higkeiten nachweisen kann. Voraussetzung 
ist eine Berufserfahrung von mindestens 
fünf Jahren. (526)
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1. Oktober 1970  299

Die Parlamentarier machen einen Schluss-
strich unter die Untersuchung des „Falles 
Finck“, bei dem es um Bodenreform und 
Landabgabe in den ersten Nachkriegsjahren 
geht. Die SPD bleibt bei ihrem Vorwurf, 
dem Großgrundbesitzer seien „weit über 
100 Millionen Mark geschenkt“ worden, 
während die CSU dies als widerlegt ansieht.

Auslöser des Untersuchungsausschusses war 
eine schriftliche Anfrage des SPDAbgeord
neten Georg Kronawitter. Er griff den Fall 
des Unterhachinger Siedlers Hans Bitten
binder auf, dem sein Pachtland, das aus der 
Bodenreform stammte, größtenteils wieder 
weggenommen werden sollte. Die Grund
stücke kamen aus dem Besitz des Bankiers 
August von Finck und seiner Schwester Eli
sabeth Winterstein. Die Sozialdemokraten 
äußerten den Verdacht, dass Finck im Ent
schädigungsverfahren über einen Vergleich 
vom Freistaat mit Millionenbeträgen begüns
tigt worden sei.

Georg Kronawitter

Der am 28. April 1970 vom Landtag einge
setzte Untersuchungsausschuss über die 
„Vorgänge im Zusammenhang mit den 
Landabgaben der Grundeigentümer von 
Finck und Winterstein“ hatte in 15 Sitzun
gen die kaum zu bewältigende Aufgabe, die 
Hintergründe der 1946 von der amerikani
schen Militärregierung verfügten Bodenre
form zu beleuchten und den besonders kom
pliziert gelagerten „Fall Finck“ aufzuklären. 
Vom Bodenreformgesetz waren in Bayern 
etwa 400 Großgrundbesitzer mit mehr als 
einhundert Hektar betroffen. Der frühere 
Landwirtschaftsminister Hundhammer er
klärte im Untersuchungsausschuss, bei dem 
Finckschen Besitz habe es sich um Bau
erwartungsland gehandelt, das gar nicht hät
te enteignet werden dürfen.
Die SPD zieht aus der parlamentarischen 
Untersuchung den Schluss, dass Finck „ohne 
Rechtsgrundlage“ 131,2 Hektar später zu
rückerhalten habe, abgesehen von weiteren 
Vergünstigungen. In ihrem Minderheiten
bericht verlangt die Opposition, zur weite
ren Klärung eine außerbayerische Treu
handgesellschaft einzuschalten. Georg Kro
nawitter, der den Stein ins Rollen brachte, 
beziffert die Vorteile, die Finck aus dem 
jahrelangen Tauziehen um seine Landabga
be gezogen habe, auf „weit über 100 Millio
nen Mark, von denen wir glauben, dass sie 
durch nichts gedeckt sind“. Das Prozessrisi
ko, das die CSU fürchte, könne dagegen 
lediglich Kosten zwischen zwei und vier Mil
lionen Mark verursachen.
Der CSUBericht kommt zu dem Ergebnis: 
„August von Finck hat im Rahmen der 
Durchführung seines Verfahrens keine be
günstigende Sonderstellung erhalten.“ Der 
Wert seiner freiwillig abgegebenen Grund
stücke liege sogar weit über den Einbußen, 
die Landabgeber im außerstädtischen Be
reich hätten hinnehmen müssen. Der Vor
sitzende des Untersuchungsausschusses, Pe
ter Schnell (CSU), wendet sich im Plenum 
gegen die Unterstellung, dass seine Partei 
„die Reichen und Großgrundbesitzer“ un
terstütze. Die besondere Problematik sei
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das auf Veranlassung der Militärregierung 
geschaffene Bodenreformgesetz, weil es kei
ne ausreichende Entschädigungsregelung 
getroffen habe. Um dennoch Siedlerland zu 
erhalten, sei man „den Weg des Kompro
misses, des Ausgleichs, des Vergleiches“ ge
gangen.
Kronawitter bleibt auch nach Abschluss der 
parlamentarischen Untersuchung bei seiner 
Anschuldigung, der Münchner Bankier von 
Finck sei bei der Bodenreform über Gebühr 
begünstigt worden. Daraus entsteht ein lang
wieriger Rechtsstreit. Das Oberlandesge
richt München untersagt am 14. April 1972 
dem Parlamentarier zu behaupten, Finck sei 
bevorzugt worden und habe 130 Hektar 
wertvolles Bauland widerrechtlich zurücker
halten. Es kommt zu dem Leitsatz: „Keines
wegs reicht aber das Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung so weit – was ersichtlich 
das Landgericht angenommen hat –, dass ei
nem Abgeordneten schlechthin uneinge
schränkte Rede und Meinungsfreiheit über 
die durch Art. 5 Abs. 2 Grundgesetz gesteck
ten Grenzen hinaus im öffentlichen Mei
nungskampf zuzubilligen wäre.“ (144, 190)

1. Oktober 1970  300

Nach viermonatiger Arbeit legt der Unter-
suchungsausschuss „Stachusbauwerk Mün-
chen“ seinen Bericht vor, der die Ursachen 
der Kostenexplosion offen legt.

Einstimmig kommt der Ausschuss zu dem 
Ergebnis, dass bei dem „Stachusbauwerk“ 
organisatorische Fehler gemacht wurden. 
Bemängelt werden auch falsche personelle 
Entscheidungen, Fehler bei der Planung 
und Vorbereitung, Bauen ohne Baugeneh
migung bzw. Teilbaugenehmigung sowie un
richtige und verspätete Unterrichtung des 
Stadtrates. Nicht einig ist man sich, ob die 
Öffentlichkeit vollständig unterrichtet wur
de, was die SPD bejaht, und ob die Regie
rung von Oberbayern ihrer Aufsichtspflicht 
genügte. Diese Frage löste im Ausschuss 
erhebliche Kontroversen aus.

22. November 1970  301

Bei der Wahl zum siebten Bayerischen 
Landtag gelingt der CSU ein Sprung weit 
über die absolute Mehrheit. Die FDP kehrt 
ins Maximilianeum zurück, während die 
NPD kläglich scheitert.

In Zahlen ausgedrückt: Die CSU erringt 
56,4 Prozent (1966: 48,1 Prozent), die SPD 
33,3 Prozent (35,8), die FDP 5,5 (5,1). Die 
NPD bleibt mit 2,9 Prozent (7,4) auf der 
Strecke. Die Liberalen verdanken ihren Er
folg dem Wahlergebnis in Mittelfranken, wo 
sie diesmal mit 12,4 Prozent die Zehnpro
zenthürde ohne Schwierigkeiten nehmen 
(1966: 9 Prozent). Die Rückkehr der FDP 
ins Parlament ist auch ein persönlicher Sieg 
für Hildegard HammBrücher, deren enga
gierten Wahlkampf zahlreiche Bürgerkomi
tees unterstützten. Im neuen Landtag hat 
die CSU 124 Sitze (110), die SPD 70 (79) 
und die FDP 10.
Die Sozialdemokraten sehen das Schrump
fen der NPD als Folge der vom CSUVorsit

CSUWahlplakat 1970
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zenden Franz Josef Strauß angekündigten 
„Nationalen Sammlungsbewegung“. Strauß 
wiederum bezeichnet die FDP als eine „lin
ke Filterpartei“, die voll auf die SPD ange
wiesen sei. Die CSUWähler, die von der 
NPD gekommen seien, hätten früher FDP 
gewählt.
Politische Beobachter gehen davon aus, dass 
der CSUWahlerfolg das Bonner Klima vor 
dem Hintergrund der Ostverträge verschär
fen und in der Union die Front der Neinsa
ger stärken wird. „Der Mythos von der Un
überwindlichkeit des Franz Josef Strauß 
wird sich festigen“, schreibt die „Süddeut
sche Zeitung“.
Das schlechte Abschneiden der SPD erklärt 
das Blatt mit ihrem „mageren personellen 
Angebot“ und den „noch nicht ausgetrage
nen Zwistigkeiten mit der neumarxistischen 
Linken, zumal in den Großstädten“. Auch 
der „Münchner Merkur“ prophezeit Aus
wirkungen auf die Oppositionspolitik der 
Union in Bonn, zumal im Kampf gegen den 
Moskauer und den Warschauer Vertrag. 
Die „Augsburger Allgemeine“ erwartet sich 
trotz der großen absoluten CSUMehrheit 
ein farbigeres Bild im Landtag, nicht zuletzt 
wegen des Auftretens der Staatssekretärin 
im Bundeswissenschaftsministerium, Hilde
gard HammBrücher, die im Wahlkampf 
vor allem die Kulturpolitik von Staatsminis
ter Ludwig Huber im Visier hatte.

3. Dezember 1970  302

Der neue Landtag konstituiert sich und 
wählt zum vierten Mal Rudolf Hanauer 
(CSU) zum Parlamentspräsidenten.

Hanauer erhält 176 von 196 gültigen Stim
men. Erster Vizepräsident wird Helmut Ro
themund (SPD), zweiter Vizepräsident Si
mon Nüssel (CSU). Er hat das Amt nur 
wenige Tage inne, da er zum Staatssekretär 
im Landwirtschaftsministerium ernannt 
wird. Sein Nachfolger wird Konrad Pöhner, 
bislang Finanzminister. Der siebte Bayeri
sche Landtag hat eine ungewöhnlich hohe

Zahl von Parlamentsneulingen: 91 Abge
ordnete schieden aus. Von den neu Gewähl
ten waren lediglich vier früher schon im 
Landtag.

8. Dezember 1970  303

Goppels drittes Kabinett wird im Landtags-
plenum vereidigt. Die Abgeordneten stim-
men der Einrichtung eines neunten Res-
sorts, des Staatsministeriums für Landesent-
wicklung und Umweltfragen, zu.

Ministerpräsident Alfons Goppel wird mit 
117 von 197 gültigen Stimmen wiederge
wählt. Sein neues Kabinett zeigt vier we
sentliche Veränderungen: Otto Schedl, 
Stellvertreter des Regierungschefs, bisher 
Wirtschaftsminister, leitet nun das Finanz
ressort. Der bisherige Staatssekretär im Fi
nanzministerium, Anton Jaumann, wird 
Chef des Wirtschaftsministeriums. Laut 
Pressemeldungen wäre er lieber Finanzminis
ter geworden, scheiterte aber am Ein
spruch des CSUParteivorsitzenden Franz 
Josef Strauß. CSUGeneralsekretär Max 
Streibl übernimmt das neu geschaffene 
Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen.
Kernproblem der Kabinettsbildung war die 
Besetzung des Chefstuhls im Kultusministe
rium, den der unpopuläre Ludwig Huber 
räumt. Er begnügt sich mit dem Fraktions
vorsitz. Sein Nachfolger ist der 39jährige 
Münchner PolitologieProfessor Hans Mai
er, der weder ein Abgeordnetenmandat hat, 
noch CSUMitglied ist. Vier Tage vor seiner 
Wahl schrieb Maier, der maßgeblich bei der 
Gründung des „Bundes Freiheit der Wissen
schaft“ mitwirkte, über sein Bildungskon
zept: „Man kann selbstverständlich im Bil
dungswesen alte, übrigens oft überschätzte 
Bildungsprivilegien von Klassen und Perso
nengruppen abtragen, man soll das sogar 
tun; man muss dann aber, über pures Nivel
lement und Egalisierung hinaus, sich auch 
um ein neues Verständnis von Bildung be
mühen und darf weder im organisatorisch
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instrumentellen Baukastendenken von Ge
samtschule und Gesamthochschule noch in 
der pauschalen Denunzierung vergangener 
Bildungsgehalte als ,feudalistisch‘ oder ,bür
gerlich‘ stecken bleiben.“
Das neue Staatsministerium für Landesent
wicklung und Umweltfragen, das gemäß 

Auf der Regierungsbank (von rechts): Ministerpräsident Goppel, Finanzminister Schedl, Staatssekretär 
Hillermeier, Innenminister Merk, Staatssekretär Kiesl, Wirtschaftsminister Jaumann, Staatssekretär 
Sackmann, Umweltminister Streibl, Staatssekretär Dick

Verfassung per Gesetz eingerichtet wird, ist 
als Oberste Landesbehörde zuständig für 
Raumordnung und Landesplanung, für 
Schädigungen und Gefahren, die Natur, 
Landschaft, Boden, Wasser und Luft dro
hen, für Landschaftsschutz und Land
schaftspflege, Freizeit und Erholung sowie 
für die Koordinierung aller Planungen, wel
che die Landesentwicklung betreffen. Bay
ern ist das erste Bundesland, das 
ein Um weltministerium einrichtet
Umbenannt wird vom Landtag das Staats
ministerium für Arbeit und soziale Fürsor
ge, das nun Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung heißt. Es wird erweitert 
um Angelegenheiten der Sozialhilfe und der 
sonstigen Wohlfahrtspflege und erhält das 
Gesundheitswesen dazu, sofern nicht öffent
liche Sicherheit und Ordnung berührt sind. 
Die neuen Aufgaben waren vorher beim 
Innenministerium organisiert.

Der neue Kultusminister im Gespräch mit 
Landtagspräsident Hanauer (in der Mitte 
Staatssekretär Bauer)
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27. Januar 1971  304

In seiner Regierungserklärung nimmt Minis-
terpräsident Alfons Goppel erneut die 
Bonner Politik aufs Korn. Den Ausgang der 
bayerischen Landtagswahl wertet er als Auf-
trag, „mit allen demokratischen Mitteln zu 
verhindern, dass aus der Bundesrepublik 
Deutschland ein sozialistischer Staat“ wird.

Goppel beklagt, dass die Bonner Koalition 
die Existenz der Länder gefährde, weil ihre 
Befugnisse geschwächt und ihre Zuständig
keiten ausgehöhlt würden. Seine Attacke 
gipfelt in dem Satz: „Deutschland wird ge
genwärtig von einer Bundesregierung und 
einer Bundestagsmehrheit beeinflusst, die 
eine tiefgreifende Veränderung der Gesell
schaft mit stark sozialistischer Tendenz an
streben.“
Bei den beiden Oppositionsparteien löst der 
Regierungschef einen lautstarken Entrüs
tungssturm aus. Es kommt zu Tumulten.

Goppel gibt seine Regierungserklärung ab 
(dahinter Präsident Hanauer)

Die FDPAbgeordnete Hildegard Hamm
Brücher lässt sich trotz Ermahnungen durch 
Präsident Hanauer nicht davon abbringen, 
mehrmals „Brunnenvergiftung“ dazwischen
zu rufen. Dem SPDAbgeordneten Anton 
Degen gelingt es, einen Maßkrug in den 
Plenarsaal zu schmuggeln und neben Gop
pel aufs Rednerpult zu stellen. Präsident 
Hanauer verlangt die sofortige Entfernung 
des „faschingsmäßigen Requisits“, was ein 
Landtagsdiener schnell besorgt. Der verär
gerte Regierungschef stärkt sich unter lau
tem Gelächter der Opposition mit einem 
Schluck Wasser.
Goppels Regierungsprogramm enthält drei 
Hauptziele: Stärkung der Wirtschaftskraft 
Bayerns, Ausbau des Bildungswesens und 
Reform der kommunalen Landschaft. Die 
Wirtschaftspolitik hänge freilich vom Bund 
ab, bemerkt Goppel. Er wirft der Bonner 
Konjunkturpolitik Unklarheit und Wider
sprüchlichkeit vor. Die Bundesregierung 
müsse schleunigst klären, ob sie der inflatio-
nären Entwicklung durch eine konsequente 
Stabilitätspolitik Einhalt gebieten wolle und 
ob sie die Einkommen, Erbschafts und 
Vermögenssteuer als Instrument einer „kal
ten Sozialisierung“ gebrauchen werde.
Zur Bildungspolitik kündigt der Minister
präsident eine stärkere Förderung der vor
schulischen Erziehung, neue Schulversuche 
und einen HochschulGesamtplan an. Der 
Entwurf eines bayerischen Hochschulgeset
zes werde nach Verabschiedung des Bun
desrahmengesetzes vorgelegt. Im Mittel
punkt der Kommunalreform soll nach Gop
pels Worten das Ziel stehen, in Stadt und 
Land möglichst wertgleiche Lebensbedin
gungen zu schaffen. Der Zusammenschluss 
von Gemeinden und Landkreisen diene dem 
Zweck, leistungsfähige kommunale Körper
schaften einzurichten. Als neue Größenord
nung der Landkreise nennt Goppel eine 
Einwohnerzahl von 80 000, für kreisfreie 
Städte von rund 50 000, jedoch nicht weni
ger als 25 000. Während die Landkreisre
form möglichst bald abgeschlossen werden 
soll, will Goppel den Gemeinden eine Frist
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bis 1976 einräumen, damit sie sich freiwillig 
zusammenschließen können.
Am 2. Februar unterzieht die Opposition 
Goppels Regierungsprogramm einer stren
gen Zensur. Der SPDFraktionsvorsitzende 
Volkmar Gabert spricht von einer „Regie
rungserklärung der Unverbindlichkeiten“, 
von einer Fortsetzung des Wahlkampfes. 
Wenn Goppel von „kalter Sozialisierung“ 
gesprochen habe, so wolle er damit die So
zialdemokratie in die Nähe des Kommunis
mus rücken und eine Angstpsychose erzeu
gen. Die angekündigte Gebietsreform mit
tels einer Vergrößerung der Landkreise sei 
lediglich eine „Pseudoreform“. Innenminis
ter Bruno Merk, der sich eine Neugestal
tung der Kommunen für die nächsten hun
dert Jahre wünscht, erwartet von der Oppo
sition, dass sie aus den im Lande auftreten
den Emotionen kein billiges Kapital schla
gen werde.
Otto Bezold, Fraktionsvorsitzender der 
FDP, vermisst in Goppels Regierungserklä
rung nach der „Verteufelung der Linksradi
kalen“ eine Aussage, was er gegen die 
rechtsradikale Gefahr tun wolle. Zum Föde
ralismus bemerkt Bezold: „Wir sind für ei
nen vernünftigen, zukunftsträchtigen Föde
ralismus, aber es wird in der modernen Welt 
Dinge geben, die Sie einfach mit keinem 
Föderalismus lösen können.“

FDPFraktionsvorsitzender Otto Bezold 
(im Hintergrund Hildegard HammBrücher)

22. Juni 1971  305

Innenminister Bruno Merk warnt in seiner 
Haushaltsrede vor den Aktivitäten der DKP 
und der „Neuen Linken“.

Nach Einschätzung des Ministers ist die Po
litik der „Neuen Linken“ zunehmend „nicht 
nur verfassungsfeindlich, sondern schlecht
hin kriminell“. Er zählt zu ihr die „Roten 
Zellen“ an den Universitäten, maoistische 
und trotzkistische Gruppen, die „Rote 
Schülerfront“ und andere. Auch die „ziel
strebige Tätigkeit der immer unverfrorener 
auftretenden KPD“ müsse im Auge behal
ten werden. „Nicht ohne Sorge“ beobachtet 
der Minister auch nationalistische Kreise.
Der „geradezu erschreckende Anstieg der 
Rauschgiftdelikte“ – in einem Jahr um 250 
Prozent – ist für Innenminister Merk eben
falls ein ernstes Warnzeichen. Im Vorjahr 
seien 1 712 kg Haschisch von der Polizei 
sichergestellt worden.

22. Juni 1971  306

Bei der Vorstellung seines neuen Ministe-
riums bekennt sich Minister Max Streibl 
zum Verursacherprinzip in der Umweltpoli-
tik: Wer den Schaden anrichte, solle auch 
für seine Beseitigung herangezogen werden.

Der frischgebackene Staatsminister für Lan
desentwicklung und Umweltfragen sagt in 
seiner ersten Haushaltsrede, im Mittelpunkt 
aller Planungen habe der Mensch zu stehen. 
Chancengleichheit und wertgleiche Lebens
bedingungen für alle Bürger Bayerns seien 
die Richtschnur für Raumordnung und Lan
desplanung. Nach neuesten Prognosen wer
de Bayern im Jahr 1990 11,3 Millionen Ein
wohner haben. Nur noch sieben Prozent 
würden in der Land und Forstwirtschaft 
tätig sein, 44,6 Prozent im produzierenden 
Gewerbe und 48,4 Prozent im tertiären Sek
tor. Programmsatz der Staatsregierung sei, 
die gesunde Verdichtung zu fördern, der 
ungesunden Verdichtung aber entgegenzu
wirken. Die Lösung liegt für Streibl in einer
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Stärkung der zentralörtlichen Gliederung 
des Landes. Zur Entlastung der Ballungs
räume sollen Oberzentren ausgebaut bzw. 
neue geschaffen werden.
Aufgaben der Umweltpolitik sind nach 
Streibls Worten die Luftreinhaltung und 
Lärmbekämpfung, die Abfallbeseitigung, 
wofür bereits ein Gesetzentwurf ausgearbei
tet sei, sowie Gewässerschutz und Wasser
planung. Der Minister kündigt auch einen 
Gesetzentwurf über Naturschutz, Land
schaftspflege und Erholung in der freien 
Natur an, der die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums konkretisieren solle.

14. Juli 1971  307

Der Landtag diskutiert über die Situation an 
den Universitäten, wo linke Studenten den 
Ton angeben. Anlass ist die zweimal ge-
sprengte Wahl von Prof. Nikolaus Lobko-
wicz zum Rektor der Münchner Ludwig-
Maximilians-Universität.

Max Streibl

Prof. Lobkowicz wurde am 12. Juli in der 
von 1 200 Polizisten total abgeschirmten 
Münchner Residenz zum Rektor gewählt, 
nachdem zwei vorhergegangene Wahlgänge 
von radikalen linken Studentengruppen ge
sprengt worden waren. Aufgrund dieser 
Vorkommnisse fragt die CSU im Landtag 
im Rahmen einer Aktuellen Stunde, welche 
Maßnahmen erforderlich seien, „um die von 
der Verfassung garantierte Rechtsstaatlich
keit sicherzustellen“. Heinz Rosenbauer 
(CSU) betont, eine kleine Minderheit an 
der Universität München habe versucht, die 
Institutionen des demokratischen Rechts
staates lächerlich zu machen, „wir müssen 
Terror weiterhin Terror nennen“.
Für die SPD unterstreicht Peter Glotz, dass 
das „positiv gesetzte Recht“ respektiert wer
den müsse. Allerdings sei die Rechtssitua
tion an der Münchner Universität zu än
dern. Lobkowicz habe keinen Gegenkandi
daten gehabt, weil kein anderer Professor 
bereit gewesen sei, das heute so schwache 
Rektoramt zu übernehmen. Glotz verlangt 
als erste Maßnahme „die Schaffung eines 
vernünftigen Hochschulgesetzes“, um die 
Unruhe an den Universitäten zu beseitigen. 
Innenminister Bruno Merk nennt das Auf
treten der radikalen Minderheit unter den 
Studenten ein „Alarmzeichen“. Für sie sei 
Demokratie nur ein Schlagwort, „unter des
sen Deckmantel die Universität politisiert, 
der Freiheitsraum des Wissenschaftlers in 
Forschung und Lehre aufgehoben“ werden 
solle. Ziel sei eine „sozialistische Kader
schule für die ersehnte Revolution“. Merk 
bezeichnet es als illusionär, zu glauben, da
gegen mit einer reformerischen Hochschul
gesetzgebung vorgehen zu können.
Kultusminister Hans Maier, selbst Hoch
schullehrer, urteilt, in den letzten zwei Jah
ren sei an den Universitäten die „antiautori
täre, lärmende und mit viel Komik verbun
dene Bewegung in eine ganz zielbewusste 
Revolutionsstrategie einer entschlossenen 
„Minderheit“ umgeschlagen. Er spricht sich 
für rechtsstaatliche Reformen aus. Wo die
ser Weg verlassen werde, könne Reform
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kein Alibi sein für die Duldung offenkundi
ger Rechtsbrüche.
Axel Wernitz (SPD) ist wie sein Fraktions
kollege Glotz der Meinung, „wir wären ein 
Stück weiter, wenn man die Probleme unse
rer Hochschulen nicht über viele Jahre hät
te schleifen lassen“. Hildegard Hamm
Brücher (FDP) schließt sich an: Die refor
merischen Kräfte der Hochschulen seien zu 
stärken, so dass sie sich nicht dauernd mit 
denen solidarisieren müssten, denen es nicht 
um Reformen, sondern um Umsturz gehe. 
(274, 277, 287).

2. Dezember 1971  308

Mit einem Festakt im Plenarsaal feiert der 
Landtag sein 25-jähriges Bestehen.

Im Mittelpunkt der Reden von Landtags
präsident Rudolf Hanauer und Ministerprä
sident Alfons Goppel steht die bange Frage 
nach der Zukunft der parlamentarischen

Demokratie. Hanauer antwortet kritischen 
Stimmen, die die repräsentative Demokra
tie in Richtung einer plebiszitären Demo
kratie umformen wollen: „Wer das Rätesys
tem empfiehlt, entscheidet sich für die Dik-
tatur einer Minderheit und damit für die 
Unfreiheit.“ Ministerpräsident Goppel 
greift den Ball auf: Angesichts des Rufs 
nach einer Rätedemokratie, nach „System
veränderung und Systemsprengung“ könne 
man das Jubiläum der Verfassung „nur mit 
einiger Beklemmung feiern“. Diese Be
klemmung sporne aber auch an, das Verfas
sungsrecht und die Verfassungswirklichkeit 
im Einklang zu halten und notfalls in Ein
klang zu bringen.

15. Dezember 1971  309

Die Zahl der Landkreise in Bayern wird 
halbiert. Mit 109 Stimmen der CSU gegen 
68 Stimmen der Opposition billigt der Land-

Treffen anlässlich der 25JahrFeier: Otto Bezold, Josef Singer, Alfons Goppel, Hans Ehard, 
Aloys Hundhammer (von links)
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tag die Regierungsverordnung zur Land-
kreisreform. Sieben CSU-Abgeordnete ent-
halten sich der Stimme. Ab 1. Juli 1972 gibt 
es statt 143 nur mehr 71 Landkreise.

Bayern ist neben SchleswigHolstein, 
RheinlandPfalz und BadenWürttemberg 
das vierte Bundesland, das die mittlere Ver
waltungsebene neu einteilt. Von den 143 
Landkreisen werden 33 aufgeteilt, 39 gehen 
mehr oder weniger unverändert in größeren 
Kreisen auf. Von den 48 kreisfreien Städten 
bleiben 25 übrig. Die ihren Rang verlieren, 
erhalten die Bezeichnung Große Kreisstadt. 
Diese erste einschneidende kommunale Ge
bietsreform seit gut hundert Jahren hat eine 
lange Anlaufzeit hinter sich. Schon in den 
60er Jahren war der Ruf nach einer Flurbe
reinigung der Landkreise unüberhörbar, um 
die Leistungsfähigkeit der Kreisverwaltun
gen zu stärken. Neun Landkreise haben bis 
1. Juli 1972 weniger als 20 000 Einwohner, 
weitere 16 unter 30 000.
Gestützt auf eine solide CSUMehrheit im 
Landtag wagte Innenminister Bruno Merk 
Anfang 1971, die Landkreisreform in An
griff zu nehmen. Richtzahl sollte eine Ein
wohnerzahl von 80 000 sein. Die SPD lehnte 
die bloße Zusammenlegung von Landkrei
sen ab. Sie holte ihren „RothemundPlan“ 
aus der Schublade und reichte ihn im Okto
ber als Gesetzentwurf ein. Danach sollte das 
Staatsgebiet in 18 Verwaltungsregionen auf
geteilt werden, deren Behörden schrittweise 
die Aufgaben der Bezirksregierungen, dann 
auch die der Landkreise und der kreisfreien 
Städte übernehmen sollten. Die Bezirksre
gierungen wären danach aufgelöst, die 
Landratsämter in Außenstellen der Regio
nalverwaltungen umgewandelt worden.
Widerspruch erntete Innenminister Merk 
auch in den eigenen Reihen, vor allem, 
wenn Mandatsträger aus Zwerglandkreisen 
stammten, die von der Auflösung bedroht 
waren. Selbst der CSUParteivorsitzende 
Franz Josef Strauß machte aus seiner Skep
sis kein Hehl und meinte: „Bisher hat mir 
noch niemand klar machen können, warum

man diese Gebietsreform anstrebt und wo
rin ihre Vorteile liegen.“
Die vom Landtag mehrheitlich akzeptierte 
Landkreisreform schafft 26 Landkreise mit 
mehr als 100 000 Einwohnern und 45, die 
darunter liegen. Im Plenum spricht namens 
der SPDFraktion Helmut Rothemund von 
einer „MiniReform“. Sie bedeute weder 
eine Stärkung der kommunalen Selbstver
waltung noch eine Verbesserung der Staats
verwaltung.
Aus „Angst vor den Wählern“ hätten CSU 
und Staatsregierung eine vorschnelle Ent
scheidung getroffen, meint Rothemund. Die 
Beratung im Landtag sei „ein Schattenbo
xen und weiter nichts“ gewesen. HansJür
gen Jaeger von der FDP setzt sich für die 
Einrichtung von Großlandkreisen mit etwa 
200 000 Einwohnern ein. Sein Parteifreund 
Otto Bezold bedauert, dass die Reform auf 
dem Verordnungswege erfolgt.
Innenminister Bruno Merk nennt das Oppo
sitionskonzept steril. Die Einteilung Bay
erns in sozioökonomische Verwaltungsre
gionen würde zur völligen Auflösung der 
Landkreise führen und für die Selbstverwal
tung „ein Aderlass sein, von dem sie nicht 
mehr genesen würde“. Die Frage, ob Ver
ordnung oder Gesetz, spiele für das Parla
ment keine entscheidende Rolle, weil es in 
beiden Fällen die uneingeschränkte Mög
lichkeit der Gestaltung und Mitwirkung 
habe.
Gegen die Stimmen der Opposition be
schließt der Landtag auch das Gesetz zur 
Neuabgrenzung der Regierungsbezirke, das 
ebenfalls am 1. Juli 1972 in Kraft tritt. 
(356, 392, 478, 518)

25./26. Januar 1972  310*

An den Ostverträgen der Bundesregierung 
scheiden sich auch im Landtag die Geister. 
Nach 16-stündiger Debatte stehen sich die 
Standpunkte nach wie vor unversöhnlich ge-
genüber. Ministerpräsident Alfons Goppel 
lässt offen, ob die Staatsregierung das Bun-
desverfassungsgericht anrufen werde.
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Die Diskussion über die Verträge von Mos
kau und Warschau ist eine Novität, denn 
noch nie hat sich der Landtag in der Nach
kriegszeit so ausgiebig mit einem außenpoli
tischen Thema beschäftigt. Auslöser ist eine 
Interpellation der CSU. Sie fragt die Staats
regierung, wie sie die Verträge in politischer 
und verfassungsrechtlicher Hinsicht beur
teilt und ob sie bereit sei, bei erheblichen 
Bedenken eine Überprüfung der Verfas
sungsmäßigkeit herbeizuführen.
Absicht der CSU ist es, vor der ersten Le
sung der Verträge im Deutschen Bundestag 
gegenüber der Schwesterpartei CDU ein 
hartes Nein zu demonstrieren. Der CSU 
Vorsitzende Franz Josef Strauß wünscht sich 
den Bayerischen Landtag als „Speerspitze“ 
gegen das Zustandekommen der Verträge. 
„Wir Bayern dürfen uns nicht scheuen die 
letzten Preußen zu sein, wenn die Historie 
dies von uns verlangt“, sagte Strauß vor der 
CSULandtagsfraktion, als er sich für eine 
parlamentarische Behandlung der Ostver
träge stark machte. Im Visier hatte er dabei 
die „weiche Welle“ innerhalb der CDU.
Die Bayerische Staatsregierung beschloss am 
21. Dezember 1971, dass die Zustimmungs
gesetze zu den Ostverträgen nur nach vorhe
riger Änderung des Grundgesetzes erlassen 
werden könnten. Die Verträge verstießen 
gegen Artikel 23 des Grundgesetzes (Gel
tungsbereich) und gegen das Wiedervereini
gungsgebot in der Präambel. Die vertragli
che Festlegung der OderNeißeLinie als 
Westgrenze Polens bedeute eine Abtretung 
deutschen Staatsgebiets, wofür ebenfalls ei
ne Grundgesetzänderung notwendig sei.
„Wir haben schwerste Bedenken“, sagt zum 
Auftakt der Plenardebatte der CSUFrak
tionsvorsitzende Ludwig Huber und beruft 
sich auf die rechtlichen Argumente der 
Staatsregierung. Politisch bemängelt er, die 
Anerkennung des Status quo sei kein politi
scher Fortschritt, sondern bedeute einseiti
gen Verzicht. Fundamentale Menschenrech
te wie freies Leben, freies Arbeiten, freies 
Wohnen, freies Heiraten, freies Reisen sei
en für die Menschen in den Herrschaftsbe

reichen östlich von uns mit den Verträgen 
nicht gesichert worden.
Ministerpräsident Alfons Goppel antwortet 
auf die CSUInterpellation: „Die Staatsre
gierung hält nach dem gegenwärtigen Stand 
der parlamentarischen Behandlung die Ver
träge von Moskau und Warschau für nicht 
dazu geeignet, den Frieden zu sichern und 
der deutschen Nation zu nützen. Sie be
fürchtet im Gegenteil, dass die Verträge die 
europäische Einigung erschweren und das 
Atlantische Bündnis in seiner Sicher
heitsfunktion abschwächen werden.“ Gop
pel bekundet seine Bereitschaft, die politi
schen und verfassungsrechtlichen Bedenken 
im Bundesrat vorzubringen. Über die Fra
ge, ob das Bundesverfassungsgericht ange
rufen werden solle, habe sich die Staatsre
gierung noch keine abschließende Meinung 
gebildet.
Die Oppositionsabgeordneten Volkmar Ga

Interpellation Ostverträge: 
Staatsminister Heubl antwortet
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bert (SPD) und Hildegard HammBrücher 
(FDP) stellen den Sinn der Interpellation in 
Frage, denn die Schlacht finde im falschen 
Saale statt. Beide verteidigen aber gleichzei
tig die Verträge von Moskau und Warschau. 
Gabert: „Was haben denn die Gegner der 
Ratifizierung bis jetzt als Alternative anzu-
bieten? Da wird gesagt, dass weitere Ver
handlungen bessere Ergebnisse gezeitigt 
hätten. Das ist aber eine Hypothese, die 
durch nichts zu untermauern ist. Die innen
politische Lage in den Ostblockstaaten 
spricht eher für das Gegenteil.“

Hildegard HammBrücher sieht die Verträ
ge im Einklang mit der Außenpolitik seit 
1949, sie seien „Teil eines geschichtlichen 
Prozesses“. Ausgehend von der bestehen
den Lage wollten sie Grundlagen für eine 
Verbesserung und Entwicklung der Ost 
WestBeziehungen im Herzen Europas 
schaffen. Franz Heubl, Staatsminister für 
Bundesangelegenheiten, weist auf die ver
schiedene politische Denkweise und Termi
nologie zwischen Ost und West hin. Ein 
Vertrag mit der Sowjetunion müsse so klar 
und unmissverständlich von beiden Seiten 
interpretierbar sein wie nur möglich. Dies 
sei im vorliegenden Vertrag nicht der Fall, 
die Begriffe würden verschieden verwendet, 
sie hätten eine gegensätzliche Bedeutung.
Die Debatte endet am zweiten Tag mit 
Tumult. Als der Parlamentsneuling Richard 
Hundhammer (CSU), Sohn von Aloys 
Hundhammer, den SPDFraktionsvorsit
zenden im Deutschen Bundestag, Herbert 
Wehner, ins Spiel bringt, ziehen fast ge
schlossen alle SPD und FDPAbgeordneten 
aus dem Plenarsaal aus. Hundhammer ver
wendet ein Zitat Wehners (es stammt von 
1931, als er KPDAbgeordneter war), um 
die Opposition zu fragen, wie sie wohl rea
gieren würde, wenn in der DDR eine rechts
faschistische Diktatur bestünde und in der 
Bundesrepublik ein „ehemaliger Reichs
hauptamtsleiter der NSDAP die treibende 
Kraft für den Abschluss von völkerrechtli
chen Vereinbarungen wäre“. Die CSU re
vanchiert sich für den Oppositionsauszug,

indem sie der einstündigen Rede des stell
vertretenden SPDFraktionsvorsitzenden 
Horst Haase fern bleibt.
Im Bundesrat setzen die CDU/CSUregier
ten Länder mit 21 zu 20 Stimmen zu den 
Ostverträgen eine ZwölfPunkteEntschlie
ßung durch. Im Deutschen Bundestag wer
den die Ostverträge am 17. Mai 1972 bei 
Stimmenthaltung der Mehrheit der Unions
abgeordneten ratifiziert. Voraussetzung da-
für ist eine gemeinsame Erklärung von Op
position und Koalition, wonach die Verträ
ge eine friedensvertragliche Regelung für 
Deutschland nicht vorwegnehmen. Auch 
der Bundesrat legt daraufhin den Ostverträ
gen nichts mehr in den Weg. (326)

24. Februar 1972  311

Nach dreitägiger heftiger Plenardebatte än-
dert die CSU-Mehrheit gegen den Wider-
stand von SPD und FDP das Rundfunkge-
setz. Der Rundfunkrat wird vergrößert, der 
parteipolitische Einfluss gestärkt und der In
tendant bei der Berufung der Hauptabtei-
lungsleiter an die Zustimmung der Rund-
funkräte gebunden.

Für den CSUGesetzentwurf stimmen 97 
Abgeordnete, dagegen 71, drei enthalten 
sich der Stimme. Der designierte Intendant 
des Bayerischen Rundfunks, Reinhold Vöth 
(CSU) votiert gegen die Gesetzesänderung. 
Statt 41 Mitglieder hat der Rundfunkrat 
künftig 59, wobei zwölf der neuen Rund
funkräte Landtagsabgeordnete sind. Damit 
erhält die CSU 13 Sitze, die SPD sieben und 
die FDP einen.
Der SPDFraktionsvorsitzende Volkmar 
Gabert kann keine Sachargumente für die 
Änderung erkennen. Übrig bleibe, „dass die 
Motive tatsächlich in einer Einschränkung 
der journalistischen Freiheit und in einer 
Wegbereitung einseitiger parteipolitischer 
Einflussnahme zu suchen sind“. CSU-Be-
strebungen, das „Machtinstrument Rund
funk“ in die Hand zu bekommen, zeichne
ten sich schon seit acht Jahren ab. Dazu
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zählten auch die Forderung nach einer pri
vaten Rundfunkanstalt und Überlegungen, 
aus der ARD auszuscheiden.
Ursel Redepenning (FDP) haut in die glei
che Kerbe: Mit ihrer absoluten Mehrheit 
wolle sich die CSU jetzt auch eine absolute 
Mehrheit im Rundfunk verschaffen. Erich 
Schosser (CSU) kontert, der BR werde auch 
nach der Gesetzesänderung nicht in dem 
gleichen Maße „schwarz“ sein wie der Hes
sische Rundfunk heute „rot“ sei.
Schweres Geschütz fährt Rudolf Schöfber
ger (SPD) auf: Er erinnert an die Gleich
schaltung des Rundfunks durch die NS 
Machthaber und ruft der CSU zu: „Wut 
über den Machtverlust in Bonn und Angst 
vor dem Verlust Ihrer Macht in Bayern sind 
die wahren Hintergründe, die Sie zu dem 
Gesetzentwurf veranlasst haben.“
Der CSUFraktionsvorsitzende Ludwig Hu
ber bezeichnet Oppositionsvorwürfe wie 
„Machtmissbrauch“ oder „Machtergreifung 
im Rundfunk“ als abwegig. In den SPD
regierten Ländern NordrheinWestfalen 
und Niedersachsen würden alle Rundfunk
ratsmitglieder vom Parlament gewählt. „Wir 
wollen keinen Schwarzfunk und auch keinen 
Rotfunk, sondern einen Funk für alle, ohne 
einseitige Schlagseite nach links“, sagte Hu
ber unter starkem Beifall seiner Fraktion. 
Die Debatte über die Rundfunkgesetznovel
le muss ebenso wie die Aussprache über die 
Ostverträge wenige Wochen zuvor wegen 
einer anonymen Bombendrohung unterbro
chen werden. Eine sofortige Durchsuchung 
des Maximilianeums bleibt auch diesmal oh
ne Ergebnis.
Im RundfunkStreit sieht der „Münchner 
Merkur“ keinen bayerischen Sonderfall. 
Das Blatt kommentiert, die stärkere Politi
sierung der Rundfunkräte, wie sie in Bayern 
beklagt werde, stehe „einer totalen Politisie
rung beispielsweise in Hamburg und im 
größten Bundesland NordrheinWestfalen 
gegenüber, und zwar schon seit langem“. 
Da dortzulande die SPD regiere, werde „der 
Mantel der demokratischen Nächstenliebe 
milde ausgebreitet“. (45, 201, 312, 319, 324)

29. Februar/1. März 1972  312

Achtzig Minuten nach Mitternacht weist der 
Landtag die Einwände des Senats gegen die 
Neufassung des Rundfunkgesetzes als unbe-
gründet zurück. Noch am gleichen Tag un-
terzeichnet Ministerpräsident Alfons Gop-
pel die Gesetzesnovelle.

Nach Meinung altgedienter Landtagsjour
nalisten handelt es sich um die turbulenteste 
Sitzung der Nachkriegszeit. Sie dient weni
ger dem Austausch der längst bekannten 
Argumente, sondern dehnt sich infolge 
stundenlanger Geschäftsordnungsdebatten 
bis in die zweite Morgenstunde des 1. März. 
Damit erreicht die SPD ihr erklärtes Ziel, 
das reguläre Inkrafttreten der Gesetzesän
derung zum 29. Februar, wenn die Amtszeit 
der meisten Rundfunkräte abläuft, zu ver
hindern. Das von Ministerpräsident Goppel 
noch am 1. März unterzeichnete Gesetz 
wird folglich rückwirkend in Kraft gesetzt. 
Dies wiederum hat einen Verfassungsstreit 
zwischen Landtagsmehrheit und Opposition 
zur Folge.
Der Einspruch des Senats gegen die Rund
funkgesetznovelle stützt sich auf verfas
sungsrechtliche Bedenken, die Zahl der Par
lamentarier im Rundfunkrat von neun auf 
21 zu erhöhen. Zudem können die Senato
ren keine Notwendigkeit erkennen, das Ge
setz zu ändern. Verärgerung ruft in der 
zweiten Kammer die Eile hervor, mit der 
die CSU ihren Gesetzentwurf durch die Be
ratungen peitschte. Eine ernsthafte Ver
stimmung löst die vom stellvertretenden 
CSUFraktionsvorsitzenden Alfred Seidl ge
äußerte Meinung aus, das Senatsgutachten 
habe für die Landtagsberatungen „nicht die 
geringste Bedeutung“. Senator MüllerMei
ningen jr. protestierte dagegen: „Mehr an 
Missachtung einer verfassungsmäßigen Insti
tution sei kaum denkbar.“
Im Landtagsplenum führen die Senatsbe
denken zu einer Neuauflage des Rundfunk-
streits zwischen Regierungsfraktion und Op
positionsparteien. Es kommt wiederholt zu 
Tumulten. Anton Hochleiter (SPD) spricht
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von einem „perfekten System der geistigen 
Knebelung der Journalisten des Bayerischen 
Rundfunks“, sein Fraktionskollege Franz 
Kick wirft der CSU vor, mit ihrer Rundfunk
reform „brutalen Meinungsterror“ auszu
üben, vergleichbar mit den Umständen, wie 
1933 das Ermächtigungsgesetz verabschie
det wurde. RolandFriedrich Messner 
(CSU) setzt dagegen, die CSUNovelle zum 
Rundfunkgesetz wolle nur einen Zustand 
herstellen, „der in allen anderen Bundeslän
dern längst besteht“.
Von der bis in die Mitternachtsstunde vollen 
Besuchertribüne kommen wiederholt Un
mutsäußerungen. Präsident Rudolf Hanau
er sieht sich sogar zu der ernsten Warnung 
veranlasst, die Tribüne räumen zu lassen, 
weil „heruntergespuckt wurde und Gegen
stände in den Sitzungssaal geworfen wur
den“. Kurz nach ein Uhr morgens ruft Ha
nauer dann die Parlamentarier zur entschei
denden Abstimmung auf. 102 Abgeordnete 
halten die Senatseinwendungen für unbe
gründet, 76 unterstützen sie, zwei Parlamen
tarier enthalten sich der Stimme. Für die 
Senatsbedenken stimmen auch die CSU 
Abgeordneten Reinhold Vöth und Hans 
Merkt, Rudolf Hanauer und Marielies 
Schleicher enthalten sich der Stimme.
Schon wenige Wochen nach Inkrafttreten 
des neuen Rundfunkgesetzes formiert sich 
ein überparteilicher Widerstand. Am 
15. März konstituiert sich das Bürgerkomi
tee „Rundfunkfreiheit“, das vor allem gegen 
Überlegungen in der CSU Front macht, 
Rundfunk und Fernsehen auch auf privater 
Grundlage zuzulassen. Bereits am 24. März 
kann die Bürgerinitiative unter Führung von 
Prof. Paul Noack und Pfarrer Adolf Som
merauer 80 000 Unterschriften für ein 
Volksbegehren beim bayerischen Innenmi
nisterium vorlegen. Ziel ist ein Verbot pri
vater Rundfunk und Fernsehanstalten in 
Bayern, die Beschränkung der Vertreter 
von Regierung und Parlament im Rund
funkrat und die unmittelbare Wahl der 
Rundfunkräte durch die sie entsendenden 
Verbände und Organisationen.

Die SPDKlage gegen das rückwirkende In
krafttreten des Rundfunkgesetzes wird vom 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof am 
27. Juli 1972 als „unzulässig“ abgewiesen. 
Das Gericht vermisst einen konkreten Streit
fall, weil es im vorliegenden Fall keine Mei
nungsverschiedenheit gegeben habe. Kein 
SPDAbgeordneter habe während der Bera
tung der Gesetzesnovelle am 29. Februar 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen das 
rückwirkende Inkrafttreten geäußert. 
(45, 201, 311, 319, 324)

17. Mai 1972  313

Das berufliche Schulwesen in Bayern erhält 
eine neue gesetzliche Grundlage. Damit 
wird das Berufsschulgesetz von 1953 abge-
löst.

SPD und FDP lehnen das Gesetz über das 
berufliche Schulwesen ab. Es umfasst nicht 
nur die herkömmlichen Berufsschulen, son
dern auch Berufsfachschulen, Fachober
schulen, Berufsoberschulen und Fachakade
mien. Otto Meyer (CSU) bezeichnet das 
Gesetz als einen „wichtigen Schritt in die 
Zukunft“. Meyer erwartet sich eine bessere 
Chancengleichheit. Hauptschüler könnten 
nun bis zur Fachhochschulreife aufsteigen, 
berufliche Bildung stehe nicht mehr hinter 
den allgemeinbildenden Schulen.
Die Opposition kann diesen Optimismus 
nicht teilen. Wilhelm Schneider (SPD) be
streitet die Gleichrangigkeit und vermisst ei
nen echten Fortschritt in der Demokratisie
rung des Schulwesens. Die SPD werde nach 
wie vor an der Durchlässigkeit von Haupt
schule bis zur Universität festhalten und 
deshalb für die Absolventen der Berufs
oberschulen die allgemeine Hochschulreife 
fordern. Hildegard HammBrücher (FDP) 
urteilt, das Gesetz komme um viele Jahre zu 
spät und sei nun der Auftakt zu einer „Ge
genreform“. Die FDPAbgeordnete be
fürchtet eine totale Isolierung der berufli-
chen von den allgemeinbildenden Schulen. 
Für Kultusminister Prof. Hans Maier gibt
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Bayern mit seinem Gesetz über das berufli-
che Schulwesen den übrigen Bundesländern 
ein Beispiel. Er beharrt auf der Eigenstän
digkeit beruflicher Bildung und kündigt ein 
Berufsgrundschuljähr an. Wenn in einer 
Stadt wie München den vielen Gymnasias
ten derzeit kein einziger Maurer oder Bä
ckerlehrling gegenüberstehe, stimme etwas 
nicht mit unserem Bildungssystem, warnt 
der Minister. Die Schulen dürften nicht 
„Schulen der Arbeitslosigkeit“ werden. 
(376)

12. Juli 1972  314

Die Kindergärten werden Teil des Bildungs-
wesens und erhalten eine vom Staat garan-
tierte finanzielle Basis.

Der Landtag beschließt das Kindergartenge
setz gegen die Stimmen der Opposition. Ge
meinden, Städte und freie Wohlfahrtsträger 
erhalten nun einen Rechtsanspruch auf 
staatliche Zuschüsse zu den Bau, Einrich
tungs und Personalkosten. Ab 1. Septem
ber 1974 bestreitet der Staat jeweils ein 
Drittel. Den Rest teilen sich zur Hälfte Trä
ger und Kommunen. 1972 kosten den Frei
staat die Kindergärten 29 Millionen DM, 
zwei Jahre später mehr als das Dreifache.
Der Finanzierungsschlüssel geht der Oppo
sition nicht weit genug. Die SPD will 50 
Prozent der Sachkosten und die gesamten 
Personalkosten auf den Staat abwälzen. 
Bertold Kamm (SPD) nennt das Kindergar
tengesetz „gemeindefeindlich“ und kann 
nicht verstehen, dass jungen Menschen zwar 
das gesamte Schulwesen kostenlos offen
steht, ausgerechnet die Jüngsten aber auf 
dieses Recht verzichten sollen. Otto Meyer 
(CSU) erhofft sich durch das Gesetz weitere 
Kindergartenplätze, weil für die rund 
560 000 Buben und Mädchen im Kindergar
tenalter derzeit nur 200 000 Plätze zur Ver
fügung stehen. Er warnt vor einer Beseiti
gung der Subsidiarität im Kindergartenwe
sen und vor Überlegungen, den Kindergar
tenbesuch zur Pflicht zu machen. (640)

12. Juli 1972  315

Per Gesetz werden die Pädagogischen 
Hochschulen voll in die Universitäten inte-
griert.

Der Landtag beschließt das Gesetz über die 
Eingliederung der Pädagogischen Hoch
schulen in die Landesuniversitäten und in 
die Gesamthochschule Bamberg gegen die 
Stimmen von SPD und FDP. Hildegard 
HammBrücher (FDP) nennt die Umwand
lung der PH in Fachbereiche bzw. Fakultä
ten „Etikettenschwindel“, Peter Glotz 
(SPD) spricht von „Schilderwechsel“ und 
meint, man schaffe damit lediglich innerhalb 
der Universitäten einen riesigen Fachbe
reich für Lehrerbildung, also ein „Ghetto 
für Lehrer“. Kultusminister Prof. Hans Mai
er argumentiert, zur vollen Integration und 
damit zur Schaffung einer neuen Lehrerbil
dung fehlten die beamten und besoldungs
rechtlichen Vorschriften des Bundesinnen
ministeriums. (159, 188, 340, 360, 367)

13. September 1972  316

Über das Olympia-Massaker und den Poli-
zeieinsatz unterrichtet Innenminister Bruno 
Merk in geheimer Sitzung den Sicher-
heitsausschuss, das erste parlamentarische 
Gremium in der Bundesrepublik, das sich 
mit dem blutigen Ereignis befasst.

Im Zusammenhang mit dem Anschlag ara
bischer Terroristen auf die israelische Olym
piaMannschaft am 5. September kamen elf 
Israelis, ein Polizeibeamter und fünf Terro
risten ums Leben. Zwei Polizeibeamte wur
den verletzt.
Der Sicherheitsausschuss beschließt ein 
Kommuniqué, das nach der Sitzung Aus
schussvorsitzender Hugo Fink (CSU) ver
liest. Darin heißt es: „Der Sicherheitsaus
schuss des Bayerischen Landtags sprach al
len Verantwortlichen sein Vertrauen aus 
und dankte ihnen für ihren Einsatz. Den 
Dank erstreckte der Ausschuss ausdrücklich 
auf alle, die bei dem Versuch, das Leben der
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Geiseln zu retten, oft unter Einsatz ihres 
eigenen Lebens mitgewirkt haben. (. . .) 
Der Ausschuss billigte ausdrücklich die sei
tens des Bundes und des Landes getroffenen 
Maßnahmen der verschärften Ausländer
überwachung sowie die sonst eingeleiteten 
weiteren Sicherheitsvorkehrungen.“

24. Oktober 1972  317

Als neuer Staatssekretär im Staatsministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung wird 
Wilhelm Vorndran vor dem Plenum verei-
digt.

Er ist Nachfolger von Reinhold Vöth, der 
Intendant des Bayerischen Rundfunks wur
de. Vorndran hatte mehrere Mitbewerber 
und kam im letzten Moment zum Zug. Die 
SPD kommentiert, die Ernennung Vorn
drans zeige, welche „Aschenbrödelrolle“ 
die Sozialpolitiker innerhalb der CSU spie
len müssten. Statt eines profilierten Fach-
mannes habe man „einen verdienten CSU 
Funktionär“ berufen. Die SPD finde es be-
dauerlich, dass Goppel dem Druck des Par
teivorsitzenden Strauß erlegen sei.

7. Dezember 1972  318

Die Stabilität stellt Finanzminister Ludwig 
Huber in den Mittelpunkt seiner Etatrede, 
mit der er dem Landtag den Haushalt 1973/ 
74 vorstellt.

Gleichzeitig übt er scharfe Kritik an der 
„stabilitätswidrigen Haushaltspolitik“ der 
Bundesregierung. Durch die Ankündigung 
„innerer Reformen“ seien „illusorische Er
wartungshorizonte“ geweckt worden. Als 
Folge der Bonner Haushaltspolitik „der all
zu leichten Hand“ werde nun in der öffentli
chen Finanzpolitik auch den Ländern „die 
Rolle des Schurken in dem Trauerspiel um 
die verloren gegangene Geldwertstabilität“ 
zugedacht. Zum Beweis, dass Bayern es mit 
der Wiedergewinnung der Stabilität ernst 
meine, verweist Huber auf die Steigerungs

raten seines Etats, 11,3 Prozent im Jahre 
1973 und 10,6 Prozent im Jahre 1974, also 
um 0,5 Prozent unter der Steigerungsrate 
des Bruttoinlandsprodukts in Bayern. Der 
Haushaltsplan sieht 1973 Ausgaben von 17,6 
und 1974 von 19,4 Milliarden DM vor.

13./14. Dezember 1972  319*

Das im Juli erfolgreich abgeschlossene 
Volksbegehren „Rundfunkfreiheit“ wird 
vom Landtag mit CSU-Mehrheit als „rechts-
ungültig“ bezeichnet. Für den Fall, dass das 
Bürgerkomitee vor dem Verfassungsge-
richtshof Recht bekommen sollte, schiebt 
die CSU einen eigenen Gesetzentwurf nach.

Das Rundfunkvolksbegehren endete am 
11. Juli erfolgreich: 1 007 637 Bürger (13,7 
Prozent der Wahlberechtigten) trugen sich 
in die Listen ein. Der Etappensieg des Bür
gerkomitees, dem SPD, FDP, Gewerkschaf
ten, der Bund der katholischen Jugend und 
zahlreiche Einzelpersönlichkeiten angehör
ten, erzeugte bei der CSU Verwirrung. Die 
einen, angeführt vom Parteivorsitzenden 
Franz Josef Strauß, plädierten für eine ver
fassungsrechtliche Prüfung des Volksbegeh
rens, die anderen favorisierten einen eige
nen Gesetzentwurf als Alternative zum Text 
des Volksbegehrens.
Ernsthaft umstritten ist nur das Verbot pri
vater Rundfunk und Fernsehveranstaltun
gen. Die CSU sieht darin die Grundrechte 
der Meinungs und Informationsfreiheit an
getastet. Nach monatelanger Auseinander
setzung neigen schließlich beide Seiten zu 
einem Verfassungsstreit. In einer zweitägi
gen Plenardebatte werden die Argumente 
nochmals ausgetauscht.
Helmut Rothemund (SPD) hält der CSU 
vor, aus ihrem Verhalten im Rundfunkstreit 
müsse gefolgert werden, „dass Sie, wenn 
nicht heute, so doch wenigstens morgen den 
Privatfunk in Bayern einführen wollen, was 
wir nicht nur für heute und morgen, sondern 
auch für übermorgen verhindern möchten!“ 
Der CSUFraktionsvorsitzende Alfred Seidl
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entgegnet, niemand in der CSU, auch nicht 
der Landesvorsitzende, denke auch nur im 
Entferntesten daran, „in einer einigermaßen 
überschaubaren Zukunft“ einen privaten 
Funk einzuführen. Der CSU gehe es nicht 
darum, die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Zulassung privater Sendeanstalten zu 
schaffen, sondern darum, zu verhindern, bei 
der fortschreitenden technischen Entwick
lung die Errichtung privater Rundfunkan
stalten durch eine Verfassungsbestimmung 
zu blockieren. Denkbar sei eines Tages ein 
Bundesgesetz, das die Errichtung privater 
Rundfunk- und Fernsehanstalten zur Pflicht 
mache.
Nach vierstündiger Debatte bestreitet der 
Landtag mit 104 Stimmen der CSU gegen 77 
von SPD und FDP bei drei Enthaltungen  
die Rechtsgültigkeit des Volksbegehrens

Wenige Stunden nach Gründung des „BürgerKomitees Rundfunkfreiheit“ werden die ersten Unter
schriften für ein Volksbegehren gegeben (hinten von links Manfred Brunner, Prof. Paul Noack, Hilde
gard HammBrücher, Hans A. Engelhard)

„Rundfunkfreiheit“. Dem folgt ein erbitter
ter Geschäftsordnungsstreit um den CSU 
Gesetzentwurf für eine Verfassungsände
rung. Der Entwurf soll laut Präambel dem 
Volksentscheid für den Fall unterbreitet 
werden, dass der Verfassungsgerichtshof die 
Rechtsgültigkeit des Volksbegehrens bestä
tigt. Nach Auffassung der Opposition be
darf der CSUGesetzesvorschlag der Zwei
drittelMehrheit, um den Wählern als Alter
native vorgelegt zu werden.
Die beiden Gesetzesvorlagen unterscheiden 
sich vor allem darin, dass das Bürgerkomitee 
„Rundfunkfreiheit“ nur „öffentlichrechtli
che Rundfunkanstalten“ zulassen will, wäh
rend es bei der CSU heißt: „Rundfunk darf 
nur in öffentlicher Verantwortung betrieben 
werden“, was private Anstalten nicht aus
schließt. Aufgrund der Landtagsbeschlüsse
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vom 13. und 14. Dezember kündigt das Bür
gerkomitee Verfassungsklage und die Land
tagsminderheit gegen die Landtagsmehrheit 
„Organklage“ an. Hinter den Kulissen wird 
jedoch nach einem Kompromiss gesucht, 
weil sich die CSU ihrer Sache nicht allzu 
sicher ist. Immerhin hatte Innenminister 
Bruno Merk dem Volksbegehren Rechtsgül
tigkeit bestätigt. (45, 201, 311, 312, 324)

20. März 1973  320

Zufrieden äußert sich Ministerpräsident Al-
fons Goppel über die erste Hälfte der sieb-
ten Legislaturperiode. Bayern habe sich 
wirtschaftlich gut entwickelt, sei weitgehend 
sozial geordnet und politisch stabil.

„Bayern hält Schritt mit der Zeit“, betont 
Goppel, „bewahrt dennoch Land und Leu
ten ihre liebenswerte Eigenart und gibt sei
nen Bürgern Geborgenheit.“ Er fährt fort: 
„Wir bejahen den Fortschritt, wir fördern 
ihn.“ Aber nicht alles, was als solcher er
scheine, sei auch ein humaner Fortschritt. 
Bayern suche die Harmonie zwischen nur 
technischem Fortschritt und menschenwür
diger Umwelt.
Scharfe Kritik übt der Regierungschef er
neut an der Steuerpolitik der Bundesregie
rung, deren Zeche letzten Endes der kleine 
Normalverbraucher zu zahlen habe. Bei den 
geplanten Steuererhöhungen und der Stabi
litätsabgabe gehe es „weniger um Konjunk
turpolitik als darum, Löcher im Bundes
haushalt zu stopfen“. Für die meisten arbei
tenden Menschen in diesem Lande „ist die 
Grenze der steuerlichen Belastung nahezu 
erreicht“, erklärt Goppel.
Zur Diskussion über das Bodenrecht be
merkt er, es gehe vor allem darum, „die 
Bodenpreise zu dämpfen und die Bodenspe
kulation zu verhindern“, eventuell durch ei
ne angemessene Abschöpfung von Wertstei
gerungen, die durch Maßnahmen der öffent
lichen Hand entstünden. Entschieden wen
det sich Goppel jedoch gegen Überlegun
gen, das Eigentum aufzuspalten in ein ge

meindliches Verfügungseigentum und ein 
privates Nutzungseigentum, was letztlich 
auf eine Sozialisierung hinauslaufe und neue 
Abhängigkeiten schaffe.
Am 22. März antwortet die Opposition dem 
Ministerpräsidenten. Der SPDFraktions
vorsitzende Volkmar Gabert bezeichnet die 
Regierungserklärung als den Ausdruck ei
ner „konservativen Staatsauffassung“. Sie 
habe zur Folge, dass die Regierung „der 
Entwicklung nachhinkt, anstatt sie voraus
schauend zu planen und zu gestalten“. Un
zufrieden ist Gabert auch mit Goppels Stel
lungnahme zum Bodenrecht. Es habe kei
nen Sinn, auf der einen Seite die Spekula
tion zu beklagen und auf der anderen nicht 
gewillt zu sein, in Eigentumsverhältnisse 
einzugreifen. Schließlich vermisst der SPD 
Fraktionschef eine Aussage Goppels zum 
Grundvertrag mit der DDR, nachdem der 
Ministerpräsident vom CSULandesvor
stand aufgefordert worden sei, deswegen 
das Bundesverfassungsgericht anzurufen. 
Die FDPFraktionsvorsitzende Hildegard 
HammBrücher hält die Regierungserklä
rung für ein „Meisterwerk der Schönfärbe
rei“. Es habe nur dazu gedient, Goppels 
„landesväterlichen Anspruch“ auch auf die 
nächste Ministerpräsidentschaft zu doku
mentieren und sich „gleichsam zum Staats
oberhaupt umzustilisieren“. Deshalb habe 
Goppel in einer Art „Gesundbeterei“ die 
politische Landschaft Bayerns idyllisiert, als 
ob es in Bayern nur „Liberalitas und Gaudi“ 
gebe.
Noch keine Veranlassung für die Staatsre
gierung, sich zum Grundvertrag zu äußern, 
sieht der Fraktionsvorsitzende der CSU Al
fred Seidl, da die Beratungen in Bundestag 
und Bundesrat nicht abgeschlossen seien. 
Seidl verhehlt jedoch nicht, dass nach seiner 
Meinung der Vertrag im Widerspruch zum 
Verfassungsauftrag der Wiedervereinigung 
des deutschen Volkes in Freiheit stehe. 
Schon viele Völker hätten einen Krieg ver
loren, „aber noch nie hat ein Volk freiwillig 
einen solchen Vertrag unterzeichnet“, ur
teilt Seidl.
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21. März 1973  321

Der Landtag erörtert die Automationsfol-
gen. Sozialminister Fritz Pirkl zerstreut Be-
fürchtungen der SPD, freigesetzte Arbeit-
nehmer würden arbeitslos.

Mit einer Interpellation fragt die SPD nach 
den „sozialen Folgen aus den Wirkungen 
des ständigen Wandels in Technik und Wirt
schaft“. Erwin Essl zitiert aus einem Bericht 
des Arbeitsministeriums über die „sozialen 
Probleme der Automation in Bayern“, dass 
bis 1980 von den 4,7 Millionen Erwerbstäti
gen in Bayern 2,4 Millionen „freigesetzt“ 
würden. Der SPDSprecher erklärt, der 
technische Wandel fördere die Konzentra
tion der Wirtschaft in immer schnellerem 
Tempo. Es entstünden Großunternehmen 
mit monopolartiger Stellung, die ihre 
Marktmacht missbrauchten. Die Antwort 
auf solch unkontrollierte wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Macht sei die paritätische 
Mitbestimmung.
Sozialminister Pirkl sieht keine Anzeichen 
für eine „latente, automationsbedingte Ar

Fritz Pirkl

beitslosigkeit“ in Bayern. Der Arbeitsmarkt 
sei mehr denn je angespannt. Die errechne
ten „Freisetzungsraten“ bedeuteten nicht 
gleichzeitig Arbeitslosigkeit und Entlassun
gen. In der Regel sei es möglich, entlassene 
Arbeitnehmer nach beruflichen Bildungs-
maßnahmen in „höherproduktiven Tätigkei
ten“ zu beschäftigen. Als Beispiel erwähnt 
Pirkl landwirtschaftliche Arbeitskräfte, die 
in anderen Wirktschaftsbereichen unterge
kommen seien.

5. April 1973  322

Ein neues Gerichtsorganisationsgesetz ver-
ändert nach hundert Jahren erstmals die 
Justizlandschaft Bayerns.

Entsprechend der Gebietsreform verringert 
der Landtag die Zahl der Amtsgerichte auf 
72. Die Zahl der Landgerichte beträgt 21, 
Oberlandesgerichte gibt es in München, 
Nürnberg und Bamberg. Die Neuorganisa
tion der Gerichtsbezirke, der 86 Amtsge
richte zum Opfer fallen, ist notwendig, um 
dem Grundsatz der „Einräumigkeit der Ver
waltung“ Rechnung zu tragen, wonach sich 
die Landkreise und die Bezirke der Amtsge
richte flächenmäßig decken sollen. Jedes 
der Amtsgerichte ist nun mit mindestens 
vier Richtern besetzt. Zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts gab es in Bayern noch 300 
Land und Stadtgerichte.

8. Mai 1973  323

Innenminister Bruno Merk ruft zur „Solida-
rität aller Demokraten“ gegen die immer 
stärker werdende Offensive linksradikaler 
Kräfte auf.

In seiner Etatrede appelliert Merk an den 
Landtag, „keine Freiheit für die Feinde der 
Freiheit“ zu schaffen. Nicht einmal während 
der dreißiger Jahre habe es in Deutschland 
so einen umfassend organisierten Terror an 
den Hochschulen gegeben, der heute die 
Freiheit der Lehrer bedrohe, warnt der In
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nenminister. „Überall, wo die Doktrin von 
Marx und Lenin zur Herrschaft gelangt ist, 
ist nicht ein Mehr, sondern ein Weniger an 
Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlergehen 
das Ergebnis für die Menschen“, lautet 
Merks Urteil.
Er rechtfertigt in seiner Rede den Beschluss 
des Bundeskanzlers und der Ministerpräsi
denten vom 28. Januar 1972 über die Ver
fassungstreue im öffentlichen Dienst und 
bedauert, dass Teile von SPD und Gewerk
schaften nach der Aufhebung des sogenann
ten „RadikalenErlasses“ riefen. „Wir wol
len kein Berufsverbot für den öffentlichen 
Dienst, sondern ein Agitationsverbot im öf
fentlichen Dienst“, fasst Merk seine Mei
nung zusammen.
Einen Tag danach weist namens der Sozial
demokraten Erich Zeitler Merks Vorwürfe 
gegen seine Partei zurück. Die SPD habe 
„in ihrer mehr als hundertjährigen Ge
schichte niemals das geringste Zugeständnis 
an die Feinde der Demokratie gemacht“. 
Entschieden wendet sich Zeitler gegen Ver
mutungen, die SPD wolle Verfassungsfein
den die Tür zum öffentlichen Dienst öffnen. 
Der SPDParteitag in Hannover habe ledig
lich dafür plädiert, „die bisherige Entschei
dungspraxis“ beim „RadikalenErlass“ zu 
überprüfen und dementsprechend den Be
schluss des Kanzlers und der Ministerpräsi
denten zu präzisieren. (388)

8. Mai 1973  324

Ohne große Umstände räumt der Landtag 
den Rundfunkstreit aus der Welt, der im 
parlamentarischen Vorfeld monatelang die 
Gemüter erhitzte. Mit nur wenigen Gegen-
stimmen und Enthaltungen wird ein Kom-
promiss beschlossen, der sich weitgehend an 
das Konzept des Bürgerkomitees „Rund-
funkfreiheit“ anlehnt.

Fast einmütig beschließen die Abgeordne
ten, die Bayerische Verfassung um einen 
neuen Artikel (Art. 111 a) zu erweitern. Er 
garantiert die Freiheit des Rundfunks, defi-

niert seine moralischen Grundlagen und 
verbietet Privatfunk mit dem Satz: „Rund
funk wird in öffentlicher Verantwortung 
und in öffentlichrechtlicher Trägerschaft 
betrieben.“ An der Kontrolle des Rund
funks, so heißt es weiter, „sind die in Be
tracht kommenden bedeutsamen politi
schen, weltanschaulichen und gesellschaftli
chen Gruppen angemessen zu beteiligen“.
Voraussetzung dieses Kompromisses war ei
ne Kehrtwendung der CSU. Bereits im Ja
nuar kamen die Parteichefs Franz Josef 
Strauß (CSU), Hans Jochen Vogel (SPD), 
der FDPAbgesandte Letz und die Initiato
ren des Volksbegehrens überein, den Rund
funk unter öffentlichrechtliche Träger
schaft zu stellen. Im Gegenzug erklärten 
sich die Parteien und die Vorstandsmitglie
der des Bürgerkomitees, Prof. Paul Noack 
und der DGBLandesvorsitzende Willi Ro
the, bereit, zu einem späteren Zeitpunkt die 
Frage zu prüfen, ob ein Privatfunk möglich 
sei, falls sich die Rechtsprechung der Ver
fassungsrichter zum Grundrecht der Mei
nungsfreiheit ändern sollte.
Der „Münchner Merkur“ schreibt zum 
Burgfrieden zwischen CSU und Privatfunk
gegnern: „Zweifellos hat Franz Josef Strauß 
gegenüber seiner Haltung vom Dezember 
1971 nunmehr große Zugeständnisse ge
macht. Mit einer baldigen Einführung von 
Privatfunk können nämlich bestimmte CSU 
Vertreter im Landtag nicht mehr rechnen.“ 
Doch auch die Oppositionsparteien hätten 
manches geschluckt, wie die FünfJahres 
Verträge für leitende Rundfunkredakteure 
und die Mitbestimmung des Rundfunkrates 
in Personalfragen. Die „Schlacht um den 
Rundfunk“ habe jedoch gezeigt, „dass in 
unserem Lande auch solche Parteien, die 
über starke absolute Mehrheiten im Land
tag verfügen, keineswegs schalten und wal
ten können, wie es ihnen gerade in den 
Kram paßt“.
Am 1. Juli stimmen Bayerns Wahlbürger 
dem Rundfunkkompromiss zu. 87,1 Prozent 
votieren für den Artikel „Rundfunkfreiheit“ 
in  der Bayerischen  Verfassung.  Einziger
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Schönheitsfehler: Lediglich 23,4 Prozent der 
Wahlberechtigten, die geringste Zahl, die es 
bisher bei einem Volksentscheid gab, gehen 
zu den Wahlurnen. Für das geringe Interes
se wird allgemein das schöne Sommerwetter 
verantwortlich gemacht.
Gutgeheißen wird von den Bürgern auch die 
Änderung des Wahlrechts. Anstelle der 
Zehnprozenthürde auf Bezirksebene tritt 
nun eine landesweite Fünfprozentklausel. 
Damit wird das bayerische Wahlrecht dem 
des Bundes und der übrigen Bundesländer 
angeglichen. Nutznießer ist die FDP, die 
den Sprung ins Parlament 1970 nur dank 
einer Mobilisierung der mittelfränkischen 
Wähler schaffte. Eine Verfassungsklage der 
Freien Demokraten war vom Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof am 15. Mai 1970 ab
gewiesen worden. Die Verfassungsrichter 
erklärten die zehnprozentige Sperrklausel 
für Rechtens. Ihre Streichung geht im Land
tag am 8. Mai 1973 bei nur einer Gegen
stimme und zwei Stimmenthaltungen über 
die Bühne. (45, 201, 311, 312, 319)

23. Mai 1973  325

Mit einem Bayerischen Abfallgesetz sorgt 
der Landtag für eine geordnete Beseitigung 
des Mülls.

Das neue Gesetz, das ohne Gegenstimmen 
bei sechs Enthaltungen der FDP verabschie
det wird, schafft eine rechtliche Handhabe 
gegen wilde Müllkippen. Wer in der freien 
Natur Gerümpel ablädt, muss künftig mit 
einer Geldbuße bis zu 100 000 DM rechnen. 
Abfälle dürfen nur noch in behördlich zuge
lassene Abfallbeseitigungsanlagen kommen. 
Träger der Abfallbeseitigung sind nicht 
mehr die Gemeinden, sondern die Land
kreise und kreisfreien Städte. Das Gesetz 
erlaubt auch das Entfernen von Auto
wracks, die ordnungswidrig an öffentlichen 
Straßen abgestellt werden. (488, 498)

23. Mai 1973  326

Ministerpräsident Alfons Goppel rechtfer-
tigt vor dem Landtag die Klage der Bayeri-
schen Staatsregierung gegen den Grundver-
trag mit der DDR.

Goppel wird auf Antrag der SPD vor das 
Plenum zitiert, um über den Beschluss seines 
Kabinetts Auskunft zu geben. Der Minister
präsident zählt fünf Punkte auf, weshalb 
Bayern wegen des Vertragswerks das Bun
desverfassungsgericht angerufen und den 
Erlass einer einstweiligen Anordnung bean
tragt habe: Verletzung des Wiedervereini
gungsgebots, des Gebots zur Wahrung der 
staatlichen Einheit, des Eintrittsrechts der 
anderen Teile Deutschlands, Verstoß gegen 
Artikel 23 des Grundgesetzes (Geltungsbe
reich auch in GroßBerlin) und gegen die 
Schutz- und Fürsorgepflicht gegenüber den 
Deutschen in der DDR. Im Bundesrat 
stimmte Bayern bei der zweiten Lesung 
des Vertrags als einziges Bundesland mit 
Nein.
Der Gang nach Karlsruhe ist innerhalb der 
Staatsregierung wie auch in der CSUFrak
tion nicht unumstritten. An der entschei
denden Kabinettssitzung nahmen Parteichef 
Franz Josef Strauß und Landesgruppenvor
sitzender Richard Stücklen teil. Zeitungen 
berichten von einem knappen Votum zu
gunsten der Klage, auf die vor allem Strauß 
mit dem Argument drängt, der Grundver
trag lasse die Deutung zu, dass darin die 
völkerrechtliche Anerkennung der DDR 
ausgesprochen werde. In der CSULand
tagsfraktion wurde der Schritt der Staatsre
gierung mit einer Resolution gutgeheißen, 
die bei etwa 30 Enthaltungen und einigen 
NeinStimmen angenommen wurde.
Am 5. Juni diskutiert der Landtag die Ver
fassungsklage. Am gleichen Tag lehnen die 
Karlsruher Richter bei Stimmengleichheit 
den Antrag der Staatsregierung auf Erlass 
einer einstweiligen Anordnung ab. Die So
zialdemokraten werfen der CSU vor, Bay
ern in die „totale Isolation“ geführt zu ha
ben. Der stellvertretende SPDFraktions
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Vorsitzende Helmut Rothemund beschuldigt 
den Ministerpräsidenten, wiederum „nach 
der Pfeife“ des CSUVorsitzenden Strauß 
„zu tanzen“, der die Staatsregierung als ver
längerten Arm benutze, um seine Ziele zu 
erreichen.
Der CSUFraktionsvorsitzende Alfred Seidl 
verteidigt die Anrufung des Verfassungsge
richts, denn der Grundvertrag besiegle die 
Teilung Deutschlands völkerrechtlich. Er 
verlangt auch eine Überprüfung der Ostver
träge aufgrund sämtlicher Verhandlungs
protokolle. Ministerpräsident Alfons Gop
pel sagt abschließend, bei der juristischpoli
tischen Situation für die Staatsregierung als 
Bundesorgan habe es gar keine andere Mög
lichkeit gegeben, als den Weg der Klage zu 
beschreiten, auch wenn dies ohne vorherige 
Anhörung des Landtags geschehen sei. Dies 
sei das Recht der Staatsregierung und ihrer 
Exekutivbefugnis.
Der Spruch der Verfassungsrichter am 
31. Juli stellt alle Seiten zufrieden. Einstim
mig halten die Richter den Grundvertrag für 
verfassungskonform, liefern aber eine Inter
pretation, wie er anzuwenden sei. Danach 
besteht Gesamtdeutschland weiter als Völ
kerrechtssubjekt, die DDR ist rechtlich für 
die Bundesrepublik kein Ausland und die 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
auf der Grundlage der freien Selbstbestim
mung bleibt Aufgabe aller Verfassungsor
gane.
Goppel erklärt nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts: „Die Bayeri
sche Staatsregierung sieht in dem Urteil ei
nen Erfolg ihrer Bemühungen um die Ein
heit Deutschlands.“ Der Ausgang des Ver
fahrens rechtfertige die Anrufung des Bun
desverfassungsgerichts. Auch die Bundesre
gierung begrüßt das Urteil. (310)

24. Mai 1973  327

Der Lehrermangel macht eine Stundenkür-
zung an den Gymnasien notwendig. In einer 
erregten Debatte im kulturpolitischen Aus-
schuss übt die SPD scharfe Kritik am Kultus-
minister.

Wegen des Lehrermangels plant das Kultus
ministerium, im nächsten Schuljahr an den 
Gymnasien die Stundenzahl zu kürzen und 
den „Ergänzungsunterricht“ zu streichen. 
Namens der SPD wertet Adalbert Brunner 
dies als „Eingeständnis der Unfähigkeit des 
Kultusministers“. Sein Fraktionskollege 
Jürgen Böddrich fordert, die Stundenzahl 
der Grundstufe sowie den Ergänzungsunter
richt beizubehalten. Sonst mache sich das 
Ministerium eines „Klassenkampfes von 
oben“ schuldig, weil vor allem Kinder sozial 
schwacher Eltern schlechtere Chancen 
hätten.
Kultusminister Hans Maier rechtfertigt die 
Unterrichtskürzungen mit den fehlenden 
Lehrern: „Der LehrerMarkt ist für 1973 
leer gefegt.“ Dieses Problem gebe es auch in 
anderen Bundesländern, treffe aber Bayern 
als Flächenstaat härter. Allerdings werde 
der „PillenKnick“ die Schülerzahlen bald 
abfallen lassen, so dass das Pädagogenpro
blem nur von vorübergehender Dauer sein 
werde.
Trotz des Fehlens Tausender von Lehrern 
warnen bereits Bildungsforscher vor einem 
Lehrerüberschuss. Die Gesellschaft für För
derung pädagogischer Forschung kommt im 
Frühjahr 1973 zu düsteren Prognosen. So 
werde es 1980 bundesweit bereits 7 000 
Gymnasiallehrer mehr geben als benötigt. 
(199, 211, 233)

7. Juni 1973  328

Mit einem Denkmalschutzgesetz sorgen die 
Abgeordneten für Schutz und Pflege von 
80 000 Denkmälern in Bayern.

Das Gesetz wird bei Stimmenthaltung der 
SPD und Teilen der FDP angenommen.
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Bayern ist neben BadenWürttemberg das 
Land mit den meisten Baudenkmälern in 
der Bundesrepublik. Die Denkmalschützer 
zählen je 20 000 erhaltenswerte Kirchen und 
Profanbauten sowie mindestens 40 000 Bo
dendenkmäler. Das neue Gesetz verfügt ih
re Eintragung in ein zentrales Register. Ge
regelt werden auch die rechtlichen Fragen. 
Für die Instandhaltung der Baudenkmäler 
sind die Eigentümer verantwortlich, „soweit 
ihnen das zuzumuten ist“. Im äußersten Fall 
kommt auch eine Enteignung in Frage. In 
einen Entschädigungsfonds bringen Staat 
und Gemeinden jährlich 20 Millionen DM 
ein. Ein Landesdenkmalrat, dem auch 
Landtagsabgeordnete angehören, berät die 
Staatsregierung in wichtigen Fragen der 
Denkmalpflege.
Die Opposition kritisiert, dass einige Geset
zesbestimmungen „wachsweich“ seien und 
verlangt anstelle verschiedener „KannBe
stimmungen“ bei der Instandhaltungspflicht 
und den Veränderungsgeboten „MussVor
schriften“. Erich Schosser (CSU), einer der 
Hauptinitiatoren des Denkmalschutzgeset
zes entgegnet, ein unvollkommenes, aber 
wirkungsvolles Gesetz sei in jedem Fall bes
ser als ein vollkommenes, aber nicht prakti
kables Gesetz. Mit dem Gesetz errichte der

Landtag eine Barriere gegen die weitere 
Zerstörung von Kulturdenkmälern in 
Bayern.

17. Juli 1973  329

Der Naturschutz erhält einen neuen gesetz-
lichen Rahmen. Sein Ziel ist laut Staatsminis-
ter Max Streibl die Erhaltung, Entwicklung 
und, wenn nötig, Wiederherstellung der na-
türlichen Umwelt als Lebensraum für Men-
schen, Tiere und Pflanzen.

Das Gesetz über den Schutz der Natur, die 
Pflege der Landschaft und die Erholung in 
der freien Natur wird von CSU und FDP bei 
Stimmenthaltung der SPD angenommen. 
Minister Streibl nennt das Naturschutzge
setz einen „Markstein“. Naturschutz könne 
nicht mehr nur konservierend und erhaltend 
verstanden werden, sondern er müsse auch 
planend und gestaltend eingreifen können. 
Erstmals sei in einem Naturschutzgesetz ein 
Abschnitt über die Erholung in der freien 
Natur gesetzlich erfasst.
Die SPDOpposition stößt sich an der „Un
verbindlichkeit“ des Gesetzes. Ihr Sprecher 
Reinhold Kaub vermisst eine „Pflegepflicht“ 
für jeden Grundstückseigentümer, die aus

Denkmalschutz  
an der Münchner  
Residenz
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der Sozialpflichtigkeit des Bodens abzulei-
ten sei. Vergeblich versucht die SPD, ein 
Verbandsklagerecht durchzudrücken. Es 
sollte nach Kaubs Worten den großen Ver
bänden die Chance einräumen, ihre Vorstel
lungen durchzusetzen, „denn sonst würden 
sich die Behörden weiterhin um all diese 
Dinge nicht genügend kümmern“. Der 
SPDSprecher kritisiert auch, dass die Be
bauung von Fluss und Seeufern nicht gene
rell untersagt werde.

19. Juli 1973  330

Einstimmig fordert der Landtag die Staats-
regierung auf dafür zu sorgen, dass die Be-
nachteiligung bayerischer Studenten bei der 
Vergabe der Studienplätze beseitigt wird.

Notfalls solle Bayern den Staatsvertrag kün
digen, dessen Bestimmungen den bayeri
schen Abiturienten einen NotenMalus be
scheren. Die Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) in Dortmund er
rechnete eine bundesweite AbiturDurch
schnittsnote von 2,9. In Bayern liegt sie bei 
2,6, so dass die Abiturienten 0,3 Minuspunk
te erhalten. Da ihnen jedoch aufgrund der 
13 Schulklassen bis zum Abitur ein Bonus 
von 0,1 zufällt, werden die Noten nur um 
einen Malus von 0,2 verschlechtert
Ende September 1973 tritt ein „bayerisches 
Notenwunder“ ein: Trotz des Notenab
schlags für die bayerischen Abiturienten 
sind sie in den NumerusclaususFächern, 
gemessen am Bevölkerungsanteil Bayerns, 
überproportional vertreten. (294)

24. Oktober 1973  331

Die Haushaltspolitiker rügen die Olympia-
Baugesellschaft für die Kostenexplosion bei 
den Olympia-Bauten, vor allem beim „teu-
ersten Dach der Welt“, dem Zeltdach.

Der Präsident des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofes, Gotthard Brunner, rech
net im Haushaltsausschuss vor, dass die ur

sprünglich mit 550 Millionen DM geplanten 
Spiele in München insgesamt 1350 Millionen 
DM verschlangen. Das Zeltdach über Sta
dion, Sport und Schwimmhalle habe statt 
37 schließlich 202 Millionen Mark gekostet. 
Brunner kritisiert diese „außerordentliche 
Kostenexplosion“. Auch wenn der Auf
sichtsrat der OlympiaBaugesellschaft „of
fensichtlich unter massiver Einflussnahme 
interessierter Kreise von außen gestanden 
habe“, sei er von seiner Verantwortung 
nicht freizusprechen.
Die Abgeordneten schließen sich der Schel
te an. Heinrich Praml (CSU) meint, wenn 
man sich an den Grundsatz „einfacher Spie
le“ gehalten hätte, dann wären einige hun
dert Millionen Mark für die Sportförderung 
im ganzen Lande übrig gewesen. Winfried 
Wächter (FDP) sieht eine „unheimliche 
Koalition fachunkundiger Personen im Auf
sichtsrat der OlympiaBaugesellschaft und 
bei den Architekten“. Einstimmig erteilt der 
Ausschuss der OlympiaBaugesellschaft we
gen des Zeltdachs eine Rüge, weil sie einen 
Bau in Auftrag gegeben habe, dessen Kos
ten von vornherein nicht zu überblicken 
gewesen seien. (257)

28. November 1973  332

Das Bayerische Hochschulgesetz ist nach 
jahrelangen Diskussionen unter Dach und 
Fach. Es zementiert die Professorenmehr-

OlympiaZeltdach
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heit, erweitert die Staatsaufsicht und ver-
schärft das Ordnungsrecht. SPD und FDP 
lehnen das Gesetz ab.

Die Landtagsberatungen des Gesetzes wa
ren begleitet von Vorlesungsstreiks und Pro
testen an den Universitäten München, Re
gensburg und Erlangen. In der Lan
deshauptstadt demonstrierten zum Bera
tungsauftakt im Januar 20 000 Studenten ge
gen den Gesetzentwurf der Staatsregierung. 
An der LudwigMaximiliansUniversität 
München musste die Polizei gegen radikale 
Studentengruppen vorgehen und den Vorle
sungsbetrieb gegen Störversuche ab
schirmen.
Kultusminister Prof. Hans Maier verteidigt 
sich vor der letzten Abstimmung im Land
tagsplenum gegen Vorwürfe, er habe seine 
eigene hochschulpolitische Einstellung ge
ändert. Wenn die Freiheit der Hochschule 
nicht mehr von innen gewährleistet werde, 
bedürfe sie des Schutzes durch den Staat. 
Das Hochschulgesetz sei der Versuch einer 
Antwort auf die Gefährdung der Hochschu
len, die nicht zu „aufmarschbereiten Frei
räumen für Systemveränderungen“ werden 
dürften.
Heftige Angriffe richtet namens der SPD, 
die einen eigenen Gesetzentwurf vorlegte, 
Jürgen Böddrich gegen den Kultusminister. 
Die Vorlage der Staatsregierung sei ein Ge
setzentwurf für Professoren, aber gegen Stu
denten und andere Mitglieder der Hoch
schule. Autoritärer Traditionalismus und 
obrigkeitsstaatliche Prinzipien kennzeichne
ten den Entwurf. Böddrich protestiert gegen 
die Abschaffung der „Verfassten Studenten
schaft“ und lehnt aus rechtsstaatlichen 
Gründen das neue Ordnungsrecht ab. Wie 
auch der FDPAbgeordnete Jaeger hält 
Böddrich eine Reihe von bayerischen Be
stimmungen, etwa zu den Gesamthochschu
len, nicht vereinbar mit dem geplanten 
Hochschulrahmengesetz des Bundes. Beide 
Oppositionsparteien plädieren deshalb ver
geblich für einen Aufschub des bayerischen 
Gesetzes, bis das Bundesgesetz vorliegt.

Im Gegensatz zum Bonner Entwurf, der 
allerdings eine höchstrichterliche Entschei
dung noch nicht berücksichtigt, bringt das 
Bayerische Hochschulgesetz klare Mehrhei
ten für die Professoren. Für „Versamm
lung“ und Senat gilt ein Beteiligungsschlüs
sel von 6:1:1:2:1 (Professoren / Assistenz
professoren / wissenschaftliche Mitarbei ter / 
Studenten / nichtwissenschaftliches
Personal). Im Fachbereichsrat lautet der 
Schlüssel 7:1:1:2:1, und in den Berufungs
ausschüssen haben die Professoren eine 
sichere Zweidrittelmehrheit.
An der Spitze der Universität steht künftig 
ein Präsident bzw. ein Präsidialkollegium, 
an die Stelle der Fakultäten treten Fachbe
reiche, die besser überschaubar sind. Die 
Hochschulverwaltung leitet ein Kanzler, 
den das Kultusministerium auf Vorschlag 
des Senats ernennt. Im Gegensatz zu früher 
tritt zudem neben die Rechtsaufsicht des 
Staates über die Hochschulen auch eine ver
stärkte Fachaufsicht.
Besonders umstritten neben den Mehrheits
verhältnissen ist das Ordnungsrecht. Als 
schärfste Maßnahme gibt es den Ausschluss 
von der Hochschule bis zu zwei Jahren und 
in „Fällen besonders schwerer oder wieder
holter Pflichtverletzung“ den Ausschluss 
vom Studium an allen bayerischen Hoch
schulen bis zu zwei Jahren. „Bestraft“ wer
den können Studenten, die den Hochschul
betrieb schuldhaft erheblich stören oder be
hindern.
Das Hochschulgesetz wird vom Landtag mit 
den Stimmen der CSU verabschiedet. Die 
Opposition stimmt dagegen, nachdem sämt
liche Änderungswünsche von der Mehrheit 
abgelehnt wurden, 42 von der SPD und 22 
von der FDP. (377, 462, 654)

18. Dezember 1973  333

Bayern erhält als erstes Land in der Bundes-
republik Deutschland ein Rettungsdienst-
gesetz.

Das bei Stimmenthaltung von SPD und FDP 
vom Landtag beschlossene „Gesetz über
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den Rettungsdienst“ hat zum Ziel, in ganz 
Bayern rund um die Uhr besetzte Hilfsdiens
te einzurichten. Damit soll vor allem das 
StadtLandGefälle eingeebnet werden. Ex
perten gehen davon aus, dass das innerhalb 
von fünf Jahren komplett auszubauende 
RettungsdienstNetz die Möglichkeit 
schafft, jährlich rund 4 000 Menschen mehr 
vor dem Tod zu bewahren.
Der Rettungsdienst, bisher im Wesentlichen 
Sache der Hilfsorganisationen, wird durch 
das Gesetz den Landkreisen und kreisfreien 
Städten übertragen, die Zweckverbände bil
den. Sie beauftragen mit dem Rettungs
dienst die Organisationen, beispielsweise 
das Rote Kreuz. Die Zweckverbände legen 
auch die Zahl der Rettungswachen fest. Ihre 
Erstausstattung übernimmt der Staat, die 
laufenden Kosten haben die Krankenkassen 
über die Benutzungsentgelte zu tragen. In
nenminister Bruno Merk unterstreicht vor 
dem Landtag, dass nun der Rettungsdienst 
nicht mehr nur ein freiwilliger Samariter
dienst, sondern als öffentliche Aufgabe an
erkannt sei. (491)

18. Dezember 1973  334

Das sogenannte „Ministergesetz“ beschnei-
det das Zubrot der Kabinettsmitglieder, das 
sie sich bislang aus nebenamtlichen Vor-
stands- und Aufsichtsratsposten dazuver-
dienen.

Luftrettung im Gebirge

Die Änderung des „Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder der 
Staatsregierung“ wird von den Oppositions
parteien als Erfolg verbucht. Vor allem die 
Liberalen bohrten monatelang nach, um zu 
erfahren, was Staatsminister und Staatsse
kretäre dazuverdienen. Gleichwohl lehnen 
SPD und FDP die Gesetzesänderung fast 
geschlossen ab, weil sie ihnen nicht weit 
genug geht.
Die Bayerische Verfassung (Art. 57) be
stimmt, dass Ministerpräsident, Staatsminis
ter und Staatssekretäre „nicht Mitglieder 
des Aufsichtsrats oder Vorstands von priva
ten Erwerbsgesellschaften sein“ dürfen. Ei
ne Ausnahme gilt für Gesellschaften, „bei 
denen der überwiegende Einfluss des Staates 
sichergestellt ist“. Bereits 1965 versuchte die 
Staatsregierung, die bestehende Rechtsunsi
cherheit mit einer Gesetzesnovelle zu berei
nigen. Sie blieb jedoch in der Ausschussbe
ratung des Landtags hängen.
Ein von den Freien Demokraten durchge
setzter Bericht brachte Mitte 1973 an den 
Tag, dass die Verfassungsbestimmung, wo
nach Regierungsmitglieder sich nur in Fir
men mit „überwiegendem Einfluss des Staa-
tes“ engagieren dürfen, nicht immer einge
halten wurde. Die jährlichen Bezüge bewe
gen sich zwischen 73 000 und 8 000 DM. 
Ministerpräsident Alfons Goppel rechtfer
tigte sich mit dem Beispiel früherer Regie
rungen: „Was vorher alles getan wurde, 
kann nicht plötzlich alles falsch sein.“
Das vom Landtag beschlossene neue Gesetz 
schreibt nun vor, dass Kabinettsmitglieder 
ab Beginn des neuen Jahres nur noch Ver
gütungen in Höhe von 20 Prozent ihrer Ge
hälter behalten dürfen. Den Rest haben sie 
für soziale Zwecke abzuführen. SPD und 
FDP fordern dagegen, die Regierungsmit
glieder wie Beamte zu behandeln, die aus 
Nebentätigkeiten als Vorstands oder Auf
sichtsratsmitglied nur 7 800 DM kassieren 
dürfen. Zudem will die Opposition das Enga
gement von Ministern und Staatssekretären 
in Vorständen oder Aufsichtsräten an eine 
Genehmigung des Parlaments binden. (519)
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7. März 1974  335

Mit insgesamt 28 „Missbilligungen“ für die 
verantwortlichen Staatsregierungen schließt 
der Haushaltsausschuss die Akten umstritte-
ner Forstgrundstücksgeschäfte, die ein Be-
richt des Obersten Rechnungshofes aus-
grub.

„Privilegierte machten mit Staatsgrund Mil
lionen“, lautete im Februar eine Schlagzeile 
des „Münchner Merkur“, die sich auf Vor
würfe der obersten bayerischen Rechnungs
prüfer stützte. Infolge von Billigpreisen der 
Forstbehörden seien Käufern „spielend eini
ge Millionen DM in den Schoß“ gefallen, 
prangerte der Rechnungshof an, dessen Be
richt den Haushaltspolitikern des Landtags 
vorliegt. 240 Grundstücksverkäufe aus den 
Jahren 1952 bis 1967 fanden die Aufmerk
samkeit des Rechnungshofes, dem vor allem 
die ungewöhnlichen Quadratmeterpreise, 
nicht selten zugunsten prominenter Zeitge
nossen, ins Auge stachen.
So erzielte ein Immobilienmakler durch 
Weiterverkäufe Millionengewinne. Politiker 
und hohe Beamte kauften sich zu Schleuder
preisen ein, ohne dass die gemeinnützigen 
und sozialen Vergabekriterien beachtet 
wurden. Das Argument der Staatsforstver
waltung, man habe mit den Billigpreisen 
„preisdämpfend und entspannend auf den 
Grundstücksmarkt“ einwirken wollen, ließ 
der Rechnungshof nicht gelten. Er pochte 
auf die Verfassung, wo es in Artikel 81 
heißt, das Grundstockvermögen des Staates 
dürfe in seinem Wertbestand nur auf Grund 
eines Gesetzes verringert werden.
Im Haushaltsausschuss, wo es zu tumultarti
gen Szenen kommt, als Valentin Kuhband
ner (SPD) von einem „bayerischen Augias
stall“ spricht, ist man sich letztlich einig, 
dass künftig ähnlichen Immobiliengeschäf
ten aus Staatsbesitz ein Riegel vorgeschoben 
werden muss. Ausschussvorsitzender Max Fi
scher (CSU) räumt ein, dass bislang „man
ches schief gelaufen“ sei. Einstimmig legen 
die Haushaltspolitiker fest, künftig seien 
Verkäufe aus Forstbesitz „im Regelfall“ öf

fentlich auszuschreiben. Ausnahmen sollen 
nur aus öffentlichen, gemeinnützigen und 
sozialen Gründen gelten. Verkäufe an 
Staatsbedienstete werden an die Zustim
mung des Haushaltsausschusses gebunden.

26. März 1974  336

Die Opposition greift im Landtagsplenum 
den „Fall Petzet“ auf, der beinahe zum 
Rücktritt des Kultusministers geführt hätte. 
Sie wirft der Staatsregierung vor, die Einmi-
schung des CSU-Vorsitzenden Strauß in 
Personalangelegenheiten zu dulden.

Michael Petzet, Direktor der Münchner 
Städtischen Galerie, wurde von Kultusminis
ter Prof. Hans Maier als neuer General
konservator im Landesamt für Denkmal
pflege vorgeschlagen und vom Kabinett ak-
zeptiert. Die Personalentscheidung löste in 
CSUParteikreisen Empörung aus, weil un
ter Petzets Ägide im Lenbachhaus eine um
strittene Ausstellung des längst verstorbe
nen italienischen Künstlers Piero Manzoni 
stattfand. Stein des Anstoßes war ein im 
Katalog abgebildetes Objekt, eine Dose mit 
der Aufschrift „Künstlerscheiße“.
Eine Intervention des CSUParteivorsitzen
den Franz Josef Strauß gegen die Kabinetts
entscheidung veranlasste den Kultusminis
ter, mit seinem Rücktritt zu drohen, falls 
die Ernennung Petzets rückgängig gemacht 
würde. Auch Ministerpräsident Goppel 
lehnte diese von Strauß und seinem Gene
ralsekretär Gerold Tandler erhobene Forde
rung ab. Für neuerlichen Zündstoff in der 
CSU sorgte Maiers Äußerung, die Empö
rung über den Ausstellungskatalog sei „ein 
bisschen kindlich“. Die „Süddeutsche Zei
tung“ stellte an den „honorigen bayerischen 
Ministerpräsidenten“ die Frage, „was ei
gentlich noch geschehen muss, ehe er in aller 
Form und Öffentlichkeit derart unverant
wortliche Interventionen zurückweist“.
In der Vollversammlung des Landtags 
nimmt der Kultusminister Petzet in Schutz 
und teilt mit, dass er ihm zwei Stunden vor
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her die Ernennungsurkunde überreicht ha
be. Er betont, das Kabinett sei nicht genö
tigt worden, von seinem Beschluss abzurü
cken. Er macht aber klar, dass eine Entschei
dung dort fallen müsse, „wo sie nach der 
Verfassung liegt“. Die Verantwortung dürfe 
nicht verlagert werden.
Schweres Geschütz fährt die Opposition 
auf. Der SPDFraktionschef Volkmar Ga
bert fragt: „Will sich die Regierung immer 
wieder bieten lassen, dass Strauß gegenüber 
der Regierung, der er noch nicht angehört, 
Entscheidungen des Kabinetts immer wie
der bestimmen möchte?“ Dies sei „schon 
ein Spiel mit dem imperativen Mandat“. 
Helmut Rothemund (SPD) sieht eine 
„schrittweise Demontage des Herrn Minis
terpräsidenten“. Hildegard HammBrü
cher (FDP) spricht mit Hinweis auf frühere 
Querelen um Personalentscheidungen vom 
„vierten Watschentanz des Franz Josef 
Strauß“ und einem „wiederholten Ver
stoß gegen eindeutige Verfassungsbestim
mungen“.
Verärgert weist Regierungschef Alfons 
Goppel die Kritik der FDPFraktionsvorsit
zenden zurück. Wenn die FDP von einer 
Verfassungswidrigkeit überzeugt sei, solle 
sie Ministeranklage erheben. Der CSUGe
neralsekretär Gerold Tandler wirft der Op
position „Heuchelei in Perfektion“ vor. Im 
Deutschen Bundestag bestünde wöchentlich 
Anlass, wegen solcher Themen eine aktuelle 
Stunde oder eine Interpellation zu ver
langen.
In einem Zeitungsinterview erklärt der 
CSUVorsitzende Strauß einen Tag später 
sein Vorgehen gegen Petzet: „An mich sind 
aus zahlreichen Kreisen der Bevölkerung, 
auch von gewichtigen Persönlichkeiten des 
politischen und kulturellen Lebens, Beden
ken gegen die Ernennung Petzets herange
tragen worden mit der Bitte, sie bei der 
Bayerischen Regierung geltend zu machen.“ 
Im Kabinett sei die Abstimmung 7:5 gewe
sen. Maiers Äußerung, der Wirbel sei „ein 
bisschen kindlich“, stuft Strauß als „unge
schickt“ ein.

23. April 1974  337

Die öffentlich Bediensteten im Freistaat er-
halten ein neues Personalvertretungsgesetz. 
Die Gesetzesnovelle wird gegen die Stim-
men von SPD und FDP gebilligt.

Die Altersgrenze für die Wählbarkeit zum 
Personalrat wird auf 18 Jahre herabgesetzt, 
die Befugnisse der Jugendvertretung wer
den erweitert, für ausländische Bedienstete 
werden Vertrauensmänner eingeführt und 
der Kündigungsschutz wird verstärkt. Son
derregelungen für die Bereitschaftspolizei 
stoßen auf scharfen Protest der Opposition, 
weil Vertreter der Arbeitgebervereinigung 
und der Gewerkschaft keinen Zutritt zu den 
Sitzungen des Personalrates und den Perso
nalversammlungen erhalten. Auch das pas
sive Wahlrecht für ausländische Mitarbeiter 
ist nicht durchsetzbar. (192)

29. Mai 1974  338

Der Landtag verabschiedet das Kranken-
hausgesetz. Die SPD-Forderung nach einem 
„klassenlosen“ Krankenhaus wird abge-
lehnt.

Sozialminister Fritz Pirkl lehnt staatliche 
Eingriffe in die innere Krankenhausstruktur 
ab. „Die gesunde bayerische Mischung von 
kommunalen, freigemeinnützigen und pri
vaten Krankenhäusern soll erhalten blei
ben“, sagt er. Er ist auch gegen den von der 
SPD gewünschten „Patientenfürsprecher“ 
und spricht sich gegen eine generelle Ab
schaffung des Liquidationsrechts der Chef
ärzte aus. Pirkl: „Wir sind gegen ein klas
senloses, aber für ein patientengerechtes 
Krankenhaus.“
Für Hedi Westphal (SPD) wird dagegen mit 
dem Gesetz „eine große gesellschaftliche 
Chance verpasst“, denn es verzichte darauf, 
gleiche Rechte für alle Patienten durch Ab
schaffung von Privilegien und Klassenvorur
teilen einzuführen. Fritz Flath (FDP) ist der 
Meinung, Krankenhäuser der ersten Ver
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sorgungsstufe sollten bereits ab 100 Betten 
anerkannt werden.
Das neue Krankenhausgesetz, im Wesentli
chen zur Ausführung des Bundesgesetzes 
notwendig geworden, will „ein funktional 
abgestuftes Netz möglichst gleichmäßig über 
das Staatsgebiet verteilter, einander ergän
zender Krankenhäuser“ einrichten. Zur ers
ten Versorgungsstufe sollen mindestens 300 
Betten gehören, zur zweiten mindestens 
500, während die dritte über „jede Möglich
keit diagnostischer und therapeutischer Hil
fe auf allen medizinischen Fachgebieten“ 
verfügen muss.

26. Juni 1974  339

Bayern erhält ein Gesetz zur Förderung der 
Erwachsenenbildung.

Sprecher aller drei Landtagsparteien bedau
ern die schlechte Finanzausstattung des Ge
setzes. Die Opposition lehnt es ab. Kurt 
Adelmann (SPD) unterstreicht die Bedeu
tung der Erwachsenenbildung, weshalb eine 
Verpflichtung der öffentlichen Hand und 
des Staates notwendig gewesen wäre, für ein 
flächendeckendes Netz leistungsfähiger 
Volkshochschulen zu sorgen. Hildegard 
HammBrücher (FDP) vermutet, Bayern 
werde mit diesem Gesetz „das Schlusslicht 
im Bereich der Erwachsenenbildung“ blei
ben. Gebhard Glück (CSU) hebt hervor, 
dass nunmehr die Erwachsenenbildung öf
fentlich anerkannt werde.

17. Juli 1974  340

Ein neues Lehrerbildungsgesetz beseitigt 
die Zersplitterung der Ausbildung. Kultus-
minister Maier warnt dabei vor einer völli-
gen Integration der Schularten, während die 
SPD einen ersten Schritt zur Gesamtschule 
sieht.

Die neue Lehrerausbildung, die mit 135 ge
gen 17 Stimmen bei elf Enthaltungen vom 
Landtag beschlossen wird, schafft die schul

artspezifischen Lehrämter für Grund-, 
Haupt, Sonder und Realschulen sowie 
Gymnasien ab. An ihre Stelle treten Lehr
ämter mit stufenbezogenen Schwerpunkten 
in der Primarstufe (1. bis 4. Klasse), der 
Sekundarstufe I (5. bis 10. Klasse) und der 
Sekundarstufe II (11. bis 13. Klasse). Das 
Studium gliedert sich künftig in einen fach
wissenschaftlichen und einen erziehungswis
senschaftlichen Teil. Darauf folgt ein Vor
bereitungsdienst von mindestens 18 Mona
ten. Neu ist auch das fachwissenschaftliche 
Studium für das Lehramt an Volksschulen. 
Die Mindeststudiendauer beträgt in der Pri
marstufe und in der Sekundarstufe I min
destens sechs, in der Sekundarstufe II min
destens acht Semester.
Anton Hochleitner (SPD), dessen Fraktion 
zum größten Teil das Gesetz bejaht, sieht in 
der schulstufenbezogenen Lehrerbildung ei
ne der entscheidenden Voraussetzungen für 
die Einführung der integrierten Gesamt
schule als Regelschule. Dem hält Sieghard 
Rost (CSU) entgegen, seine Partei halte am 
gegliederten Schulsystem fest. Auch Kultus
minister Hans Maier will keine völlige Inte
gration. Der Auftrag für die Schulen heiße 
in der Zukunft „Kooperation, gegenseitige 
Öffnung und Durchlässigkeit“.
Den Weg zur Gesamtschule hatte die CSU 
bei der Beratung durch den Beschluss ver
baut, dass der Lehrer am Gymnasium im 
Regelfall ein Lehrer der Sekundarstufe II 
sein müsse. Auf die horrenden Kosten des 
Gesetzes, allein für die Besoldung jährlich 
250 Millionen Mark mehr, weist Finanzmi
nister Ludwig Huber hin. Hildegard Hamm
Brücher (FDP) befürchtet, dass künftig ent
sprechend weniger Lehrer eingestellt wür
den. Dem Bayerischen Lehrer und Lehre
rinnenverband (BLLV) wirft sie vor, „Pres
sionen“ auf die Gesetzgebungsarbeit des 
Parlaments ausgeübt zu haben. (159, 188, 
315, 360, 367)
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17. Juli 1974  341

Per Gesetz errichtet der Landtag eine Be-
amtenfachhochschule.

Sie dient der Ausbildung der Beamten des 
gehobenen nichttechnischen Dienstes. Das 
Studium von 18 Monaten liegt innerhalb des 
dreijährigen Vorbereitungsdienstes. Die 
Absolventen werden graduiert und erhalten 
die Berechtigung, an den allgemeinen 
Hochschulen weiter zu studieren.

24. September 1974  342

Mit einem Mittelstandsförderungsgesetz 
sichert der Landtag die Stellung der kleinen 
und mittleren Unternehmen und der freien 
Berufe.

Das Gesetz über die Förderung der kleinen 
und mittleren Unternehmen sowie der in 
der Wirtschaft tätigen freien Berufe wird bei 
Stimmenthaltung der Oppositionsparteien 
beschlossen. Es dient auch der Erleichte
rung von Existenzgründungen. Wirtschafts
minister Jaumann verteidigt den Entschluss, 
einen Rechtsanspruch auf Fördermaßnah
men nicht ins Gesetz zu schreiben. Wirt
schaftsförderung müsse „immer Hilfe zur 
Selbsthilfe“ sein.

Bayerische Beamtenfachhochschule Hof

HansWilli Syring (FDP) kritisiert, dass das 
Gesetz nur „Kannbestimmungen“ enthalte. 
In die gleiche Kerbe schlägt HansGünter 
Naumann (SPD): „Dieser Gesetzentwurf ist 
eine nette und freundliche Absichtserklä
rung, die nichts kostet, gewissermaßen ein 
Wahlprogramm für die Mittelschichten in 
Gesetzesform, aber kein wirksames Instru
mentarium zur Verbesserung oder auch nur 
zur Aufrechterhaltung der Wettbewerbspo
sition jener Schichten, um die es hier geht.“

24. September 1974  343

Ein neues Waldgesetz passiert bei 
Stimmenthaltung der FDP das Parlament. 
Es dient vor allem einem Interessenaus-
gleich zwischen dem öffentlichen Wohl und 
den Bedürfnissen der Waldbesitzer.

Im Mittelpunkt des Gesetzes steht der 
Schutz des Waldes. Landwirtschaftsminister 
Hans Eisenmann setzt als Ziel eine „gesell
schaftsorientierte Forstpolitik auf der 
Grundlage unserer Eigentums und Wirt
schaftsordnung“. Das Forstgesetz aus dem 
Jahr 1852 könne diesem Anspruch nicht 
mehr gerecht werden. Der Wald als wichtigs
ter Bestandteil der freien Natur werde von 
der Allgemeinheit in hohem Maße bean
sprucht. Gleichzeitig sei er jedoch Grundla
ge einer gesicherten Existenz für die Wald
besitzer. Das neue Waldgesetz stelle zum 
ersten Mal in der Bundesrepublik eine 
„Verbindung von der Landesplanung über 
die Waldfunktionspläne zum unmittelbaren 
Schutz des Waldes durch die Vorschriften 
des Gesetzes zur Förderung der Waldbesit
zer“ her. (637)

25. September 1974  344

Nach mehr als 130 Jahren wird das Enteig-
nungsrecht auf eine neue gesetzliche Grund-
lage gestellt.

Einstimmig beschließt das Parlament das 
„Gesetz über die entschädigungspflichtige
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Enteignung“, mit dem das Zwangsabtre
tungsgesetz vom 17. November 1837 abge
löst wird. Jede Enteignung setzt, wie der 
Titel ausdrückt, eine entsprechende Ent
schädigung voraus. Voraussetzung einer 
Enteignung ist das „Wohl der Allgemein
heit“, wobei der Enteignungszweck nicht 
auf andere zumutbare Weise erreichbar sein 
darf.

27. Oktober 1974  345

Die Wahlen zum 8. Bayerischen Landtag 
bescheren der CSU einen unerwarteten 
Triumph: Sie verbessert sich um 5,7 Prozent 
auf 62,1 Prozent. Die SPD fällt gegenüber 
1970 um 3,1 Prozent auf 30,2 Prozent zu-
rück. Die Freien Demokraten schaffen mit 
5,2 Prozent (1970: 5,5) gerade noch den 
Sprung ins Parlament.

Die CSU erhält 132 der 204 Parlamentssitze 
(1970: 124) und verfehlt die Zweidrittel
Mehrheit nur um vier Sitze. Die SPD büßt 
sechs Mandate ein und kommt auf 64 Sitze. 
Für die FDP bedeutet der Schwund von 
zwei Mandaten – sie hat nun acht – den 
Verlust des Fraktionsstatus. Besonders 
schmerzlich für die Sozialdemokraten ist der 
„Erdrutsch“ in München, wo die CSU ihnen 
alle elf Direktmandate abnimmt. Zudem 
verbessert sich die CSU dort von 38,6 Pro
zent im Jahr 1970 auf 48,2, während die 
SPD von 47,6 auf 40,3 Prozent zurückfällt. 
In Niederbayern kommt die CSU auf 72 
Prozent, in der Oberpfalz auf 68,3 Prozent. 
Wahlanalytiker erklären den Rekordsieg 
der ChristlichSozialen Union mit dem Stim
menzuwachs in München und Oberbayern 
(im Wahlkreis Oberbayern steigt der CSU 
Anteil von 52,1 auf 59,6 Prozent) sowie in 
Mittelfranken (von 46,1 auf 53,7 Prozent). 
Während sich die SPD in Mittelfranken hal
ten kann (sie verliert lediglich 0,1 Prozent), 
büßt die FDP dort ihre traditionellen Hoch
burgen ein. Das Münchner Wahldesaster 
der Sozialdemokratie ist eine Folge der har
ten Kämpfe zwischen dem linken und dem

CSUWahlplakat 1974

rechten Flügel der Partei. Das SPDPräsi
dium räumt unumwunden ein, „eine eindeu
tige Niederlage“ erlitten zu haben. Es ist 
auch eine persönliche Schlappe für den 
SPDSpitzenkandidaten, den SPDLan
desvorsitzenden und Bundesjustizminister 
Hans-Jochen Vogel, der mit einer elfköpfi-
gen „Spitzenmannschaft“ antrat.
Nicht den geringsten Niederschlag finden im 
Wahlergebnis die Querelen der vorangegan
genen Monate zwischen CSUParteichef 
Strauß und Ministerpräsident Goppel, bei 
denen es um Personalentscheidungen der 
Staatsregierung ging. Goppels Kabinett 
setzte sich sowohl im „Fall Petzet“ wie bei 
der Besetzung des Präsidentenstuhls in der 
Bayerischen Versicherungskammer über die 
Wünsche des Parteivorsitzenden hinweg. 
Aus diesem Grunde wurden Ende 1973 Ge
rüchte laut, Strauß strebe ein Landtagsman
dat an, um sich stärker den bayerischen 
Belangen widmen zu können.
Den sensationellen CSUVorsprung der 8. 
Landtagswahlen erklärt der Soziologe Alf
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Mintzel wie folgt: Der CSU sei es gelungen, 
„im fränkischprotestantischen Korridor 
Bayerns in einem Maße Fuß zu fassen, dass 
jenes gesellschaftlichpolitische Traditions
gebiet des Nationalliberalismus und der So
zialdemokratie diesen Charakter zuneh
mend verliert. Die CSU ist eine gesamt
bayerische Partei geworden“. Sie sei über 
ihr altes „Sozialmilieu“ weit hinausgewach
sen, habe aber gleichzeitig nicht ihren Cha
rakter als katholische „Bauern und Hand
werkerPartei“ verloren.
Angesichts des Stimmenzuwachses der 
CDU bei der Hessenwahl, die am gleichen 
Tag wie in Bayern stattfindet, werten politi-
sche Beobachter die Ergebnisse auch als 
eine Antwort auf die Politik der Bonner 
sozialliberalen Koalition. In der Auslands
presse ist von einem „Rechtsruck“ in der 
Bundesrepublik Deutschland die Rede. Der 
„Münchner Merkur“ räsonniert bereits über 
eine Kanzlerkandidatur des CSUVorsitzen
den Strauß und meint: „Sicher ist eines:

Wenn Strauß nicht der König der Opposi
tion ist, der Königsmacher ist er in jedem 
Fall.“ Auch die „Augsburger Allgemeine“ 
prophezeit Auswirkungen auf Bonn. Die 
„Nürnberger Zeitung“ lastet die SPD/FDP 
Verluste der Konjunkturlage, der Enttäu
schung über die Ostpolitik und der „Läh
mung der beiden Koalitionsparteien“ an.

29. Oktober 1974  346

Der 7. Bayerische Landtag löst sich selbst 
auf.

Ursache ist die vom 22. November auf den 
27. Oktober vorverlegte Wahl. Damit woll
te man den bayerischen mit dem hessischen 
Urnengang verbinden. Um nicht über meh
rere Wochen zwei Landtage nebeneinander 
existieren zu lassen, löst sich das Parlament 
auf Antrag von Landtagspräsident Rudolf 
Hanauer gemäß Art. 18 Abs. 1 der Bayeri
schen Verfassung bei vier Gegenstimmen 
und vier Enthaltungen selbst auf.

CSUPartei
vorsitzender 
Strauß in  
der Wahlnacht
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12. November 1974  347

Der 8. Bayerische Landtag konstituiert sich. 
Rudolf Hanauer wird erneut zum Präsiden-
ten gewählt.

Mit 172 von 196 gültigen Stimmen wird Ha
nauer zum fünften Mal an die Parlaments
spitze gewählt. Seine Stellvertreter werden 
Heinz Rosenbauer (CSU) und Helmut Ro
themund (SPD). Der SPDFraktionsvorsit
zende Volkmar Gabert und die bishe
rige FDPFraktionsvorsitzende Hildegard 
HammBrücher richten an die CSU den ein
dringlichen Appell, den Liberalen die Ei
genschaft einer Fraktion zuzubilligen, ob
wohl dazu nach der Geschäftsordnung zwei 
Sitze fehlen.
Am Nachmittag wählen die 203 anwesenden 
Abgeordneten Alfons Goppel mit 132 Stim
men zum vierten Mal zum Regierungschef. 
58 Stimmzettel werden für den SPDSpit
zenkandidaten HansJochen Vogel abgege
ben. Dem anschließend vereidigten Kabi
nett gehört erstmals in der Geschichte des 
Freistaates eine Frau an: Mathilde Bergho
ferWeichner, Staatssekretärin im Kultusmi
nisterium. Justizminister wird Karl Hiller
meier, sein Staatssekretär der bisherige 
CSUFraktionsvorsitzende Alfred Seidl, 
dessen Posten August Lang einnimmt. Den 
Staatssekretärsposten im Finanzministe
rium, vorher von Hillermeier besetzt, über
nimmt Albert Meyer. Stellvertreter des Mi
nisterpräsidenten wird Finanzminister Lud
wig Huber.

10. Dezember 1974  348

In seiner Regierungserklärung kündigt der 
Ministerpräsident einen Sparkurs an.

Goppel ermahnt die Bevölkerung, ange
sichts der Wirtschaftslage und der schrump
fenden Steuereinnahmen „die Ansprüche an 
den Staat und seine Leistungsfähigkeit nicht 
zu übersteigern“. Dem „gefährlichen Bei
spiel der Bundesregierung“, Milliardenbe
träge auf dem Kreditmarkt aufzunehmen,

wolle der Freistaat nicht folgen. Die zahlrei
chen Gesetze und Programme der letzten 
Wahlperiode machten zudem eine „Phase 
der Konsolidierung und des Reifens“ not
wendig. Die zur Verfügung stehenden Mit
tel will Goppel für fünf Schwerpunkte ein
setzen: Sicherung der Arbeitsplätze, Be
kämpfung von Terror und Gewalt, Leis
tungssteigerung im Bildungswesen, Ver
besserung der Alten und Krankenhilfe so
wie Fortführung und Ausbau des Umwelt
schutzes.

29. Januar 1975  349

Finanzminister Ludwig Huber stellt den 
Haushalt 1975/76 vor, den der Sparstift dik-
tiert.

Gut vier Milliarden der 47 Milliarden DM 
Gesamtausgaben sind durch Kreditaufnah
me finanziert. Damit stoße man „in den 
Grenzbereich der öffentlichen Verschul
dung“ vor, meint der Finanzminister. Die 
jetzt erreichte ProKopfVerschuldung von 
785 DM stelle „die Grenze der Belastbar
keit“ dar. Neben den nachlassenden Steuer
einnahmen (1974 712 Millionen weniger als 
veranschlagt) bereiten dem Minister vor al
lem die Personalkosten Kopfzerbrechen, die 
41 Prozent des Haushalts verschlingen. Die 
Sparsamkeit müsse auch für die Personalpo
litik gelten, fordert Huber, die „Perso
nalstellen des öffentlichen Dienstes dürfen 
keine heiligen Kühe eines überkommenen 
Besitzstandsdenkens sein“. Eine uneinge
schränkte Beschäftigungsgarantie für alle 
ausgebildeten Lehrer könne es nicht geben.

20. März 1975  350

Die SPD wirft dem Innenminister vor, zwi-
schen „Abgeordneten erster und zweiter 
Klasse“ zu unterscheiden. Gleichzeitig 
kommt es erneut zum Streit über die Ver-
weigerung des Fraktionsstatus für die FDP.

Anlass für die Empörung der Opposition ist 
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das Verhalten von Innenminister Bruno 
Merk, der zu Gesprächen über die Gebiets
reform in Ober und Unterfranken nur die 
Stimmkreisabgeordneten einlud (die alle 
der CSU angehören), nicht aber die über die 
Wahlkreisliste entsandten Parlamentarier. 
Merk rechtfertigt sich, dass es für eine Einla
dung keinen Rechtsanspruch gebe. Um den 
Personenkreis überschaubar zu halten, seien 
„alle mit einem direkten politischen Mandat 
ausgestatteten Repräsentanten des jeweili
gen örtlichen Bereichs“ geladen worden, al
so Landräte, Oberbürgermeister und 
Stimmkreisabgeordnete.
Die SPD droht daraufhin, den Verfassungs
gerichtshof anzurufen. „Eine unterschiedli
che Behandlung der Abgeordneten ist will
kürlich. Es kann keine Abgeordneten ers
ter, zweiter und dritter Klasse geben“, sagt 
der SPDParlamentarier Bertold Kamm. 
Seine Fraktion vertritt den Standpunkt, dass 
auch Wahlkreisabgeordnete frei gewählte 
Vertreter des Volkes seien und nicht 
schlechter als direkt gewählte Abgeordnete 
gestellt werden dürften.
Auch der von der CSU für die Freien 
Demokraten verweigerte Fraktionsstatus 
kommt zur Sprache, die mit acht Sitzen die 
in der Geschäftsordnung festgelegte Min
destzahl von zehn nicht erreichen. Die FDP 
Sprecherin Hildegard HammBrücher hält 
der CSU vor, mit ihrer harten Haltung die 
„geringsten Regeln des Anstands und der 
Fairness“ zu verletzen und eine „Strafexpe
dition“ gegen die Liberalen zu führen. „Be
enden Sie doch den unerträglichen Zustand, 
uns fünf Monate lang bei Wasser und Brot 
zu halten“, lautet der Appell der FDPPoli
tikerin. Die CSU lässt sich jedoch nicht er
weichen und will erst ein Gutachten des 
Innenministeriums abwarten.
Im Mai gewährt die Mehrheitsfraktion der 
FDPGruppe erweiterte Rechte und räumt 
ihr in den acht großen Ausschüssen jeweils 
einen Sitz ein. Es bleibt jedoch bei der 
Verweigerung des Fraktionsstatus. CSU 
Fraktionschef August Lang betont, die Ge
schäftsordnung müsse für ein arbeitsfähiges

Parlament sorgen. Acht FDPAbgeordnete 
könnten jedoch nicht in 19 parlamentari
schen Gremien präsent sein. Das Gutachten 
des Innenministeriums hält eine Änderung 
der Geschäftsordnung zugunsten der Freien 
Demokraten für rechtlich denkbar, aber 
dies sei nicht zwingend geboten.
Die FDPAbgeordneten reichen daraufhin 
Organklage beim Bayerischen Verfassungs
gerichtshof ein. Am 30. April 1976 ent
scheiden die Richter, dass es im Ermessens
spielraum des Parlaments liege, eine Min
destzahl für die Fraktionsbildung festzuset
zen, wenn dabei elementare Abgeordneten
rechte nicht verletzt würden. Das Bundes
verfassungsgericht weist am 14. Dezem
ber 1976 die Klage der acht FDPParlamen
tarier als unzulässig zurück. Damit bleiben 
sie bis zum Ende der achten Wahlperiode 
lediglich eine „Gruppe“.

8. Juli 1975  351

Für die Finanznot der öffentlichen Hand 
macht Rechnungshofpräsident Gotthard 
Brunner „eine Anspruchsinflation gegen
über dem Staat in einem noch nie gekannten 
Ausmaß“ verantwortlich.

Im Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes sagt der Präsident des Bayerischen 
Obersten Rechnungshofes, es sei nun un
ausweichlich, „die öffentlichen Ausgaben ri
goros zu beschränken“, mit „einzelnen 
Schönheitsreparaturen“ sei es nicht getan. 
Als Hauptursache der Ausgabenexplosion 
nennt Brunner den Bildungsbereich. In den 
letzten 20 Jahren seien die Ausgaben für die 
Universitäten und Kliniken um 409 Prozent, 
für die Gymnasien um 221 Prozent, für die 
Realschulen um 744 Prozent und für die 
Berufsschulen um 413 Prozent gewachsen. 
Brunner empfiehlt Einsparungen bei der 
Lernmittel und Schulwegkostenfreiheit. Er 
befürchtet, dass die akademische Lehrerbil
dung auf andere Beamtengruppen „stimu
lierend“ wirken könnte. Hinter dem Streben 
nach höherer Lehrerbildung stehe auch „die
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nüchterne Überlegung, dass höherwertige 
Ausbildung auch zu höheren Besoldungsan
sprüchen berechtigt“.

22. Oktober 1975  352

Kultusminister Hans Maier attackiert im 
kulturpolitischen Ausschuss die Sparpolitik 
seines Kabinettskollegen Huber. Die über-
raschten CSU-Abgeordneten verhindern ei-
ne Debatte über die Maier-Rede.

Maiers Flucht in die Öffentlichkeit ist der 
Höhepunkt einer seit Wochen schwelenden 
Kontroverse zwischen Kultus und Finanz
minister um Streichungen im Haushalt. Mai
er wirft Huber vor, den Kultusetat überpro
portional zu belasten. Er sagt, fiskalisch und 
haushaltspolitisch könne dies nicht begrün
det werden, sondern nur politisch, doch „ei
ne politische Begründung habe ich aber 
noch nicht gehört, und ich könnte auch kei
ne liefern“. Der Kultusminister malt die 
Folgen der Kürzungen in den düstersten 
Farben und warnt vor einem „Sinken des 
Gewichts des Freistaates im bundespoliti
schen Konzert“.
Maiers Philippika gipfelt in dem Satz: „Ich 
bin kein Finanzpolitiker und beherrsche nur 
die Grundrechenarten, aber ich verstehe 
nicht, wie ein Haushalt, eben erst gedruckt, 
nach drei Monaten so total einbrechen 
kann.“ Es sei „merkwürdig“, wenn man 
Stellen, um die man lange gerungen habe 
und die der Landtag gewiss nicht leichtfertig 
beschlossen habe, jetzt zu einem Drittel 
oder gar zur Hälfte einziehe.
Die von der Opposition gewünschte Diskus
sion über den Bericht des Kultusministers 
verhindert die CSU durch Mehrheitsbe
schluss. Die verärgerten SPD und FDPPar
lamentarier verlassen daraufhin den Saal. 
Von CSU-Seite verlautet inoffiziell, man ha-
be nach Maiers deutlichen Worten „nicht 
noch mehr Porzellan zerschlagen“ lassen 
wollen.
In einem elfseitigen Brief beklagt sich der 
Kultusminister bei Ministerpräsident Gop

pel über Huber, mit dem „eine vertrauens
volle Zusammenarbeit nicht möglich“ sei. 
Er bezeichnet die vom Finanzminister ver
langten Sparmaßnahmen als „Strafaktion“ 
und rechnet vor, dass von den 1976 insge
samt einzusparenden 700 Millionen Mark 
350 Millionen proportional umzulegen sei
en, was den Kultusetat mit 90 Millionen 
betreffe. Die in Aussicht genommene Kür
zung betrage jedoch 130 Millionen Mark –  
und sei somit überproportional.
Wenige Tage nach Maiers Auftreten vor 
dem kulturpolitischen Ausschuss wird das 
Sparkonzept des Finanzministers in Abwe
senheit Maiers vom Kabinett abgesegnet. 
Gerüchte besagen, dass die CSUSpitze über 
eine Ablösung Maiers nachdenke und als 
Nachfolgerin die Staatssekretärin Mathilde 
BerghoferWeichner im Gespräch sei. Nach 
einer Intervention des CSUParteivorsitzen
den Franz Josef Strauß wird der Streit je
doch überraschend beigelegt. Maier macht 
einen Rückzieher. Im Communiqué der 
Staatskanzlei ist zu lesen, auch der Kultus
minister habe keine Zweifel mehr an den 
Sparnotwendigkeiten, sachlich bleibe es bei 
den Beschlüssen des Kabinetts.
„Imperatives Mandat auf bayerisch“ über
schreibt die „Süddeutsche Zeitung“ ihren 
Kommentar zu dem Scharmützel des Kul
tus mit dem Finanzminister. Man könne 
sich gut vorstellen, „wie Strauß den Tadel 
sozusagen gedrittelt und im Proporz auf Hu
ber, Maier und Goppel verteilt hat“. Wieder 
einmal habe der „Libero Strauß in letzter 
Minute eingegriffen, um einen überregiona
len CSUNotstand zu beheben, der die Poli
tik des CSUVorsitzenden selbst in Wider
sprüche zu verwickeln drohte“.

17. Dezember 1975  353

Mit dem Finanzplanungsgesetz und dem 
Nachtragshaushalt beschließt der Landtag 
einschneidende Sparmaßnahmen, die auch 
gesetzliche Leistungen nicht aussparen.
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Insgesamt ist für das Jahr 1976 ein Loch von 
2,1 Milliarden DM zu stopfen. Davon wer
den gemäß Vorschlag von Finanzminister 
Ludwig Huber 1,4 Milliarden durch Kredite 
ausgeglichen, 700 Millionen DM fallen dem 
Rotstift zum Opfer. Die gesetzlich garan
tierten Leistungen werden um 75 Millionen 
DM gekürzt, davon 40 Millionen allein bei 
der Schulwegkostenfreiheit. Sie kostete bis
lang den Staat jährlich rund 300 Millionen 
DM. Nunmehr müssen sich die Eltern, de
ren Kinder weiterführende Schulen besu
chen, an den Schulwegkosten beteiligen.
Zielscheibe der Oppositionskritik sind in ers
ter Linie die Kürzungen im Kultusbereich. 
Anton Hochleitner (SPD) sieht die Chan
cengleichheit „schwer beeinträchtigt“, Hil
degard HammBrücher malt gar den „Bank
rott der bayerischen Kulturpolitik“ an die 
Wand. Der Vorwurf der „Familienfeindlich
keit“ wird von CSUSprechern scharf zu
rückgewiesen. (363)

14./15. Januar 1976  354

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP) 
löst vor seiner Verabschiedung durch das 
Kabinett eine heftige Parlamentskontrover-
se aus.

Landesentwicklungsminister Max Streibl 
nennt das LEP „solide, sachlich fundiert 
und realistisch“. Die SPD spricht dagegen 
von einer „unrealistischen Politik der haltlo
sen Versprechungen“. Die Oppositionspar
teien verlangen, dass das Landesentwick
lungsprogramm als Rechtsverordnung nur 
mit Zustimmung des Landtags in Kraft ge
setzt werden dürfe. Die CSUMehrheit 
lehnt dies ab. Helmut Rothemund (SPD) 
kritisiert, dass die Staatsregierung bei den 
Zahlen zur Entwicklung von Bevölkerung 
und Arbeitsplätzen von Illusionen ausgehe. 
Den Begriff „zentraler Ort“ nennt er einen 
„Titel ohne Mittel“.
Das Landesentwicklungsprogramm ist ab 
1. Mai 1976 für alle Planungsträger im Frei
staat rechtsverbindlich. Die von der Opposi

tion nachdrücklich in Frage gestellte zentral
örtliche Gliederung will wertgleiche Lebens
bedingungen in allen Landesteilen herstel
len bei Erhaltung einer gewachsenen Sied
lungsstruktur. Dazu soll die Infrastruktur 
der „zentralen Orte“ (Verkehrswege, Ar
beitsplätze, Schulen, öffentliche und private 
Dienstleistungen) ausgebaut werden. Für 
hochqualifizierte Dienstleistungen und ein 
Warenangebot des höheren Bedarfs sind die 
Oberzentren zuständig, für die nur Groß
städte mit einem Einzugsbereich von mehr 
als 200 000 Einwohnern in Frage kommen. 
Zum Landesentwicklungsprogramm gehö
ren aber auch Konzepte zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft, Grundsätze des Natur
schutzes und die Entwicklung des Fremden
verkehrs. (183, 243, 250, 289, 406, 524)

28./29. Januar 1976  355

In einer zweitägigen Debatte über den 
„Schulstress“ kommen Regierungsmehrheit 
und Opposition zu unterschiedlichen Erklä-
rungen des Phänomens.

In seiner Antwort auf die Großen Anfragen 
von CSU und SPD macht Kultusminister 
Prof. Hans Maier nicht die Schulpolitik für 
die Überforderung junger Menschen verant
wortlich, sondern falsche Schulwahl und 
„Reizüberflutungen“ außerhalb der Schu-
len. Otto Meyer (CSU) kritisiert die aufge
blähten Lehrpläne und legt ein ZehnPunk
teProgramm seiner Fraktion vor. Darin 
wird für die Grundschulen ein „kindgemä
ßes Lernen“ gefordert, ebenso die Gleich
wertigkeit allgemeinbildender und berufli-
cher Schulen sowie eine stärkere musische 
Erziehung „als Ausgleich zum Intellektuel
len und als wichtiger Bestandteil der Erzie
hung der Gesamtpersönlichkeit“.
Anton Hochleitner (SPD) zitiert zum Be
weis für die StressSituation an den Schulen 
den Tübinger Professor Reinhard Lempp, 
der annimmt, dass „bis zu 20 Prozent aller 
Kinder erheblich unter Schulproblemen lei
den“.  Der SPDAbgeordnete spricht von
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einer „gnadenlosen NotenBürokratie“ und 
bedauert, dass die CSU bislang jeden Ver
such abgeblockt habe, eine grundsätzliche 
Änderung herbeizuführen. Eine tragische 
Note bekommt die Debatte, als die FDP 
Politikerin Hildegard HammBrücher mit
teilt, dass sich am Vortag erneut ein Schüler 
in Bayern wegen schlechter Noten das Le
ben genommen habe.

25. Februar 1976  356

Der Landtag setzt einen Schlussstrich unter 
die Gemeindegebietsreform. Es ist die erste 
grundlegende Änderung der kommunalen 
Struktur Bayerns seit Beginn des 19. Jahr-
hunderts.

Mit der Zustimmung der CSUMehrheit für 
die Verordnung zur Änderung von Grenzen 
zwischen Regierungsbezirken, Landkreisen 
und kreisfreien Städten wird mit Wirkung 
vom 1. Mai 1978 die seit Jahren diskutierte 
kommunale Gebietsreform zu Ende ge
bracht. Für die Neuziehung der Gemeinde
grenzen sind die Bezirksregierungen zustän
dig, die entsprechende Verordnungen er
lassen.
Die vom Parlament akzeptierte Zielplanung 
sieht nur noch 2 039 Gemeinden vor: 25 
kreisfreie Städte, 763 Einheitsgemeinden 
und 1 251 Mitgliedsgemeinden in 380 Ver
waltungsgemeinschaften. Unter 1 000 Ein
wohner werden nur mehr rund 260 Gemein
den haben, zwischen 1 000 und 3 000 Einwoh
ner etwa 1 000 Gemeinden, 47 haben mehr 
als 20 000 Einwohner. Die ursprüngliche 
Absicht der Staatsregierung, Gemeinden 
mit mindestens 5 000 Einwohnern zu schaf
fen, scheiterte daran, dass sich viele Kom
munen mit Händen und Füßen dagegen 
wehrten, ihre Selbstständigkeit aufgeben zu 
müssen. Zu Beginn der Gemeindegebietsre
form im Jahr 1969 gab es in Bayern noch 
7 073 Gemeinden.
Die Verordnung passiert den Landtag gegen 
die Stimmen von SPD und FDP. Die SPD 
protestiert dagegen, dass die Mehrheit in

strittigen Fällen „kein einziges Komma“ an 
der Verordnung verändert und damit „nach 
politischen und nicht nach sachlichen und 
fachlichen Gründen“ entschieden habe. Die 
FDP äußert den Verdacht, die CSU habe 
ihre Entscheidungen bereits in der Fraktion 
gefällt und deshalb kein Interesse an einer 
wirklichen Diskussion gehabt. Paul Diethei 
(CSU) räumt ein, die Reform habe vielen 
wehgetan und es werde lange dauern, bis 
alle Wunden vernarbt seien. Immerhin hät
ten aber 90 Prozent der Gemeinden dem 
Neuordnungskonzept zugestimmt.
Im April 1978 weist der Bayerische Verfas
sungsgerichtshof die Klage von 212 Gemein
den gegen die Gebietsreform als unbegrün
det ab. Die Kläger machten geltend, dass die 
Reform verfassungswidrig sei, weil sie nicht 
auf einem Gesetz beruhe. Dies sei nach 
bayerischem Verfassungsrecht auch nicht 
zwingend, argumentieren die Richter. Sie 
räumen allerdings ein, „dass es in einer de
mokratischparlamentarischen Staatsverfas
sung wohl näher gelegen hätte, die Entschei
dung über eine allgemeine Gebietsreform 
auf Gemeindeebene vom Gesetzgeber selbst 
treffen zu lassen oder wenigstens einem 
Vorschaltgesetz vorzubehalten, das die Leit
linien der Gesamtreform bestimmt“.
(309, 392, 478, 518)

14. Juli 1976  357

Der „Fall Heubl“ erregt die Gemüter im 
Parlament. Die Opposition will von der 
Staatsregierung wissen, was von den Vor-
würfen eines gegen Minister Heubl gerichte-
ten anonymen Dossiers zu halten sei.

Das vom „Münchner Merkur“ in Auszügen 
veröffentlichte Dossier zirkuliert bereits seit 
Wochen in CSUParteikreisen. Es wird all
gemein mit den Differenzen zwischen Par
teichef Strauß und seinem Vize Heubl in 
Verbindung gebracht. Die mehr als 70 Sei
ten umfassende „Dokumentation“ enthält 
eine Sammlung angeblicher Zitate Heubls 
über Strauß sowie Vorwürfe gegen Heubl
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wegen seiner Amtsführung als Staatsminis
ter für Bundesangelegenheiten.
Die Opposition lässt sich die Gelegenheit 
nicht entgehen, den innerparteilichen CSU 
Disput auszuschlachten. Der SPDFrak
tionsvorsitzende Volkmar Gabert sagt im 
Landtagsplenum bei der Begründung einer 
Großen Anfrage, das Dossier gebe dem 
Bürger einen „erschreckenden Einblick in 
die Innereien“ der Regierungspartei. Die 
Anschuldigungen gegen Heubl, die im Büro 
des CSUParteivorsitzenden ihren Ausgang 
genommen hätten, müssten entweder ernst 
genommen oder als Verleumdungen, Belei
digungen und üble Nachreden zurückgewie
sen werden.
Regierungschef Alfons Goppel nimmt sei
nen Minister in Schutz und meint, die par
teiinterne Diskussion sei bereits „geklärt 
und erledigt“. Heubl habe 14 Jahre lang sein 
Ministeramt „stets wirkungsvoll zum Wohle 
Bayerns ausgeübt“. Die Opposition ver
suche nun, eine innerparteiliche Auseinan
dersetzung zur Staatsaffäre hochzustilisie
ren. Die Frage, ob Heubl tatsächlich nur 
acht Stunden in der Woche seine Amts
pflichten erfülle, wie es im Dossier heißt, 
könne „kaum ernst gemeint“ sein.
Die Opposition ist mit Goppels Antwort 
nicht zufrieden. Hildegard HammBrücher 
(FDP) nennt sie eine „Mischung von Aus
flüchten, Zugaben und Lavieren“. Die So-
zialdemokraten beantragen einen Untersu
chungsausschuss „zur Prüfung der Vorgänge 
und Hintergründe im Zusammenhang mit 
den Vorwürfen gegen die Amtsführung des 
Herrn Staatsministers Dr. Heubl“. Der 
Ausschuss wird von der Vollversammlung 
am 26. Oktober beschlossen. Er vernimmt 
in vier Sitzungen 63 Zeugen. Strauß und 
Heubl erscheinen nicht vor dem Untersu
chungsausschuss.
Die Vernehmung der Mitarbeiter des 
HeublMinisteriums bringt nichts zutage, 
was die Vorwürfe des Dossiers stützen 
könnte. Der Amtsleiter der Bonner Dienst
stelle des Staatsministeriums für Bundesan
gelegenheiten nennt die Anschuldigungen

„glatte Lüge“. Aufsehen erregt lediglich das 
Verhalten eines hohen Beamten, der seine 
erste Aussage eine Woche später widerruft. 
Er räumt nun ein, in einem Gespräch mit 
Strauß „kritische Bemerkungen über das 
Wirken des Herrn Staatsministers für Bun
desangelegenheiten gemacht“ zu haben.
Im Ergebnis der Untersuchung sind sich 
CSU und Oppositionsparteien weitgehend 
einig. Im Bericht der CSUMehrheit heißt 
es, die Vorwürfe gegen Heubl hätten sich als 
nicht zutreffend und nicht berechtigt erwie
sen. Dennoch wird diese Einschätzung von 
SPD und FDP nicht ganz mitgetragen. Sie 
protestieren in einem Minderheitenbericht, 
dass weder Strauß noch Heubl oder Mitar
beiter des CSUParteivorsitzenden vernom
men wurden. Die Mehrheit habe damit ver
hindert, „dass der Ausschuss zu einem echten 
Ergebnis kam“.

15. Juli 1976  358

Das einstimmig beschlossene Polizeiorgani-
sationsgesetz bestimmt als Träger der Poli-
zei ausschließlich den Staat.

Das Gesetz über die Organisation der Baye
rischen Staatlichen Polizei schließt die be
reits 1952 begonnene Reform des Polizeior
ganisationsrechts ab. 1968 wurde die Mög
lichkeit geschaffen, auch die Polizeien 
kreisfreier Gemeinden zu verstaatlichen. In 
der Landeshauptstadt München geschah 
dies 1975. Mit dem „Gesetz über die Ge
meindepolizei“ trägt der Landtag gleichzei
tig der Bayerischen Verfassung Rechnung, 
die zum eigenen Wirkungskreis der Ge
meinden die „örtliche Polizei“ zählt (Art. 83 
Abs. 1). Die Aufgaben nach dem Gemein
depolizeigesetz, von dem keine Gemeinde 
Gebrauch macht, sind auf die Verhütun
gen von Zuwiderhandlungen nach dem 
Ortsrecht und die Erfüllung von Verwal
tungsaufgaben im eigenen Wirkungskreis 
der Gemeinden beschränkt.
Das Polizeiorganisationsgesetz bestimmt, 
dass künftig jeder Polizeibeamte überall in
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Bayern zuständig ist. In jedem Regierungs
bezirk wird außerdem ein Polizeipräsidium 
der Landespolizei eingerichtet, das dem In
nenministerium nachgeordnet ist. Schließ
lich werden in ganz Bayern 26 Schutzberei
che geschaffen, die die Bezeichnung „Poli
zeidirektion“ führen und den Polizeipräsi
dien unterstellt sind. Franz Krug (CSU) be
gründet im Plenum die Neuorganisation mit 
der „zunehmenden Mobilität der Straftäter“ 
und der Notwendigkeit, die Polizeidienst
stellen mit modernsten technischen Einrich
tungen auszustatten. (128)

26. Oktober 1976  359

Die SPD-Politiker Volkmar Gabert und 
Helmut Rothemund tauschen ihre Posten. 
Gabert wird zweiter Vizepräsident des 
Landtags, Rothemund Chef der SPD-Frak-
tion.

Gabert war 14 Jahre lang Vorsitzender der 
SPDFraktion. Er will sich nun verstärkt der 
SPDnahen GeorgvonVollmarAkademie 
widmen, die er seit dem Tode Waldemar 
von Knoeringens leitet. Bereits 1972 gab er

SPDFraktionsvorsitzender Volkmar Gabert

Landtagsvizepräsident Helmut Rothemund

den Parteivorsitz an HansJochen Vogel ab. 
Damals trat Gabert der Kritik von Parla
mentskollegen entgegen, er sei „zu brav“. 
Er sagte: „Ich habe es nie begriffen, (. . .) 
dass Ehrlichkeit, Anständigkeit und Ver
trauenswürdigkeit zwar im privaten Lebens
bereich als Auszeichnungen gelten, in der 
Politik aber nicht einmal erwartet werden. 
Wer Schlitzohrigkeit bei einem Politiker als 
besondere Gabe schätzt, darf sich dann al
lerdings nicht wundern, selbst hinters Licht 
geführt zu werden. Nicht Politik verdirbt 
den Charakter, sondern die Charakterlosig
keit verdirbt die Politik.“

27. Oktober 1976  360

Aus finanziellen Gründen wird das 1974 be
schlossene Lehrerbildungsgesetz um drei 
Jahre aufgeschoben. Das eingesparte Geld 
soll arbeitslosen Lehrern in Form neuer 
Planstellen zugute kommen.

Ursprünglich sollte die auch mit den SPD 
Stimmen beschlossene Reform im Herbst
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1977 in Kraft treten. Ohne Rücksprache mit 
dem Kabinett überraschte jedoch Kultusmi
nister Hans Maier seine Fraktion mit dem 
Vorschlag, das Gesetz aufzuschieben. In der 
vorliegenden Form werde es den Zustrom 
zum Lehrerberuf weiter anschwellen lassen, 
obwohl die Geburtenzahlen längst zurück
gingen.
Die vom Landtagsplenum mit CSUMehr
heit verabschiedete Initiative sorgt für gehö
rigen Wirbel. Anton Hochleitner (SPD) 
spricht von einem Täuschungsmanöver des 
Kultusministers. Er vermutet, der Aufschub 
diene auch dazu, das Gesetz im Nachhinein 
inhaltlich zu verändern. Der SPDPolitiker 
bezweifelt, dass „ganze Divisionen von Leh
rerPlanstellen geschaffen werden“ können, 
wenn das Inkrafttreten verschoben werde. 
Die FDP sieht sich in ihrer Ablehnung der 
neuen Lehrerbildung bestätigt. Hildegard 
HammBrücher wirft Regierungschef Gop
pel vor, das Gesetz 1974 „wider besseres 
Wissen“ befürwortet zu haben.
Kultusminister Prof. Hans Maier verteidigt 
die Verschiebung der Reform und wehrt 
sich entschieden gegen den Vorwurf, es 
handle sich um ein „miserables Schauspiel 
von Wählertäuschung“. Er habe schließlich 
seit langem darauf hingewiesen, dass der 
starke Geburtenrückgang auch den Lehrer
bedarf reduzieren werde. Aufgrund des 
Aufschubs fänden rund 1 100 Lehrer eine 
feste Anstellung.
Hinter den Kulissen ist in der CSUFraktion 
eine Verärgerung über Finanzminister Lud
wig Huber unüberhörbar, der im Plenum 
den Kultusminister mit der Bemerkung de
savouierte, die Gesetzesverschiebung bringe 
„keine nennenswerten Einsparungen“. Poli
tische Beobachter vermuten, Huber habe es 
immer noch nicht verwinden können, als 
„der glücklose Amtsvorgänger von Minister 
Maier“ zu gelten.
Für Verwirrung im Regierungslager sorgt 
schließlich acht Tage nach der Landtagsde
batte ein Treffen zwischen CSUParteichef 
Franz Josef Strauß und dem Vorsitzenden 
des Bayerischen Lehrer und Lehrerinnen

verbands (BLLV), Wilhelm Ebert. Gerüch
te tun kund, Strauß habe Ebert Konzessio
nen gemacht, um „Ärger mit den Lehrern“ 
zu vermeiden. So solle das Reformgesetz 
noch vor der nächsten Landtagswahl in 
Kraft treten.
Die Landtagsopposition wirft daraufhin 
dem Ministerpräsidenten Führungsschwä
che vor. Sie zeige, dass in Bayern nicht das 
Kabinett Goppel, „sondern Strauß, und 
sonst niemand“, regiere. Die FDPVorsit
zende im Landtag, Hildegard HammBrü
cher, vergleicht den Vorgang mit „Zustän
den einer mittelamerikanischen Bananenre
publik“. (159, 188, 315, 340, 367)

26. Januar 1977  361

Ministerpräsident Alfons Goppel tritt Ge-
rüchten entgegen, er wolle sein Amt noch 
vor Ende der Legislaturperiode für den 
CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß frei 
machen.

Unter Berufung auf Zeitungsberichte sagt 
Valentin Kuhbandner (SPD) im Rahmen 
der Debatte über den Etat des Ministerprä
sidenten, „Bayern braucht einen Mann an 
der Spitze, der seinen Verfassungsauftrag 
wahrnimmt“ und nicht die Richtlinien von 
anderen, nämlich dem CSUVorsitzenden 
Strauß, bestimmen lasse. CSUFraktions
chef August Lang kontert, die Attacken der 
Sozialdemokraten würden die CSU nicht 
daran hindern, „wenn die Zeit jetzt ansteht, 
den Landesvorsitzenden zu bitten, Minister
präsident zu werden“. Goppel habe aber 
nach wie vor „volle Amtsautorität“.
Goppel selbst antwortet der Opposition er
regt: „Ich erkläre noch einmal, dass ich auf 
vier Jahre gewählt bin und gedenke, diese 
Zeit einzuhalten.“ Es gebe keine Vereinba
rung mit Strauß über einen vorzeitigen 
Amtswechsel. Der SPDFraktionschef Hel
mut Rothemund wertet Längs Äußerung als 
„Abgesang auf den Ministerpräsidenten“, 
dem er gleichzeitig Respekt dafür bekundet, 
die Auseinandersetzung mit Strauß aufge
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nommen zu haben, der er freilich nicht ge
wachsen sei. Namens der FDP erklärt Hans
Jürgen Jaeger, Strauß wolle erst in zweiter 
Linie Bayerns Regierungschef werden, in 
erster Linie bleibe er „der Kämpfer gegen 
die sozialliberale Koalition in Bonn“.

27. Januar 1977  362

Auf Antrag der SPD setzt der Landtag ei-
nen Untersuchungsausschuss zur Prüfung 
von Parteispenden des bankrotten Textil-
konzerns Glöggler ein.

Der Ausschuss soll der Frage nachgehen, ob 
es einen Zusammenhang gibt zwischen 
Spenden Hans Glögglers für die CSU und 
staatlichen Förderungen in Höhe von rund 
8,5 Millionen DM. Die Sozialdemokraten, 
die den Untersuchungsausschuss beantrag
ten, beteiligen sich nicht an der Abstim
mung. Sie protestieren damit gegen die von 
der CSU am Untersuchungsauftrag vorge
nommenen Streichungen und Änderungen.

Fraktionsvorsitzender Helmut Rothemund 
kündigt die Anrufung des Bayerischen Ver
fassungsgerichtshofs an.
Aufgabe des Untersuchungsausschusses ist 
es, die Aussage des ehemaligen Firmeninha
bers Glöggler zu klären, er habe die staatli
che Förderung seines Konzerns „nur auf 
dem Weg über die Zurverfügungstellung 
von Spenden an die CSU, und zwar in der 
Person des Wirtschaftsstaatssekretärs Sack
mann, erreicht“. Dabei habe der früher im 
Wirtschaftsministerium tätige Ministerialrat 
Dörrbecker Provisionen erhalten
Laut Sackmann erhielt die CSU innerhalb 
von vier Jahren GlögglerSpenden in Höhe 
von 123 000 DM. Bereits am 25. November 
1976 lehnte die CSUMehrheit den Opposi
tionsantrag ab, Staatssekretär Sackmann 
deswegen zu entlassen. (373)

16. Februar 1977  363

Die Schulwegkosten- und Lernmittelfreiheit 
wird aufgrund von CSU-Gesetzentwürfen 
wieder hergestellt.

Damit sind die am 17. Dezember 1975 von 
der CSUMehrheit verfügten Einsparungen 
wieder aufgehoben. Helmut Meyer (SPD) 
sagt, dass die CSU nun einen „kapitalen 
Fehler“ wieder gutmache. Ohne das „Da
moklesschwert des Volksbegehrens“ wäre 
dies nicht geschehen. Staatssekretär Albert 
Meyer vom Finanzministerium betont, die 
Staatsregierung löse die von Anfang an ge
machte Zusage ein, die Einschränkungen 
bei entsprechender Haushaltslage wieder 
aufzuheben. (353)

25. Mai 1977  364*

Einmütig verurteilen die drei Landtagspar-
teien die Aushöhlung des Föderalismus in 
der Bundesrepublik Deutschland. Einhelli-
ge Kritik findet das Förderinstrument „Ge
meinschaftsaufgabe“.

Im Rahmen einer Großen Anfrage der CSU

Franz Sackmann
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trägt Erich Schosser die Forderungen seiner 
Fraktion vor: 1. Bindung aller Bundesge
setze an den Bundesrat, 2. Ablehnung neu
er Bundesoberbehörden, 3. Erhöhung der 
Finanzmasse in der Verfügung der Länder, 
4. Ablehnung gemeinsamer Rahmenpla
nung von Bund und Ländern, 5. frühzeitige 
Information des Landtages über Staatsver
träge, 6. stärkere Information und Beteili
gung des Landtages an der Tätigkeit von 
BundLänderKommissionen.
Ministerpräsident Alfons Goppel wertet in 
seiner Beantwortung der Interpellation die 
mangelhafte Ausstattung der Länder mit ei
genen Mitteln als besonders schwerwiegend. 
Der Bund habe so die Möglichkeit, über 
„Mischfinanzierungen“ immer wieder mit 
dem „goldenen Zügel“ in den Kompetenz
bereich der Länder hineinzuregieren. Gop
pel spricht sich dafür aus, sämtliche ausga
benwirksamen Gesetze und Verordnungen 
dem Votum der Länderkammer zu unter
werfen. Er verlangt auch eine stärkere Be
teiligung der Länder an Entscheidungen auf 
europäischer Ebene und tritt dafür ein, ne
ben dem kommenden direkt gewählten Eu
ropäischen Parlament eine Kammer der eu
ropäischen Regionen einzurichten.
Namens der Sozialdemokraten bekennt sich 
Fraktionsvorsitzender Helmut Rothemund 
nachdrücklich zum Föderalismus. Eine „le
bendige Demokratie“ sei in einer Zeit, in 
der der Staat zunehmend Macht gewinne, 
ohne föderativen Staatsaufbau nicht mehr 
denkbar. Als „Schlag ins Gesicht des Föde
ralismus“ wertet Rothemund, dass die Land
tagswahlen zunehmend als ErsatzBundes
tagswahl betrachtet würden. Der von Gop
pel geforderten Bindung ausgabenwirksa
mer Gesetze an die Bundesratszustimmung 
begegnet der Oppositionssprecher mit Vor
behalten. Damit würden die Rechte des 
vom Volk gewählten Bundestags verfas
sungsrechtlich unzulässig eingeschränkt. 
Der Kritik an den Gemeinschaftsaufgaben 
schließt sich Rothemund an. Ihr bloßer 
Wegfall und ein Ersatz durch ein Dotations
wesen sei allerdings keine Lösung.

Ursel Redepenning (FDP) schließt sich voll 
den Sorgen wegen der Aushöhlung des Fö
deralismus an. Sie erinnert an den „eigentli
chen Sündenfall“, nämlich die zwölf Grund
gesetzänderungen in der Zeit der Großen 
Koalition, die von der Union angeführt wor
den sei. Die Gemeinschaftsaufgabe sei ein 
„klassisches länder und parlamentsfeindli
ches Instrument“. Frau Redepenning ver
spricht, dass die Freien Demokraten den 
Plan eines Bundeskultusministeriums nicht 
weiter verfolgen würden, weil damit die an
stehenden Probleme nicht gelöst würden. 
Stattdessen verlange die FDP mehr Trans
parenz in der Arbeit des „einzigen bildungs
politisch wirklich verantwortlichen Gre
miums“, der Kultusministerkonferenz, auf 
die beispielsweise der umstrittene Staatsver
trag über die Studienplatzvergabe zurück
gehe.

26. Mai 1977  365

Der Landtag stimmt einer Kabinettsumbil-
dung zu, die wegen des Ausscheidens von 
Innenminister Bruno Merk und Finanzminis-
ter Ludwig Huber notwendig geworden ist.

Das Revirement bewegt seit Monaten die 
parteiinterne und öffentliche Meinung, wo
bei das vom CSUParteichef Strauß bekun
dete Interesse für das Amt des Ministerprä
sidenten mitschwang. Merk wechselt auf 
den Präsidentenstuhl des Bayerischen Spar
kassen und Giroverbandes. Er macht kein 
Hehl daraus, dass er sich den Belastungen 
eines Ministeramtes unter einem möglichen 
Ministerpräsidenten Strauß nicht mehr ge
wachsen gefühlt habe, wie er beim Abschied 
vom CSUBezirksverband Schwaben be
kundet. Huber wird Präsident der Bayeri
schen Landesbank. Auch von ihm gilt als 
sicher, dass er, nachdem er seine Hoffnun
gen auf die GoppelNachfolge zu Grabe tra
gen musste, einem von Strauß geführten Ka
binett nicht angehören will.
Neuer Innenminister wird Alfred Seidl. 
Vom Umweltressort ins Finanzministerium
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wechselt Staatsminister Max Streibl. Alfred 
Dick, bisher Staatssekretär im Umweltminis
terium, wird dort Staatsminister. Neu in die 
Regierungsmannschaft werden Franz Neu
bauer und Max Fischer aufgenommen. Neu
bauer folgt Seidl als Staatssekretär im Justiz
ministerium, Fischer wird Staatssekretär im 
Umweltministerium. Zu seinem Stellvertre
ter ernennt Ministerpräsident Goppel an
stelle von Ludwig Huber Justizminister Karl 
Hillermeier, was die „KronprinzenRolle“ 
dieses Amtes relativiert.
Der Landtag billigt die Umbildung des Ka
binetts mit den Stimmen der CSU. Die SPD 
protestiert dagegen, dass erneut ehemalige 
Regierungsmitglieder auf hohe Bankposten 
wechseln, und enthält sich bei der Entlas
sung von Merk und Huber der Stimme. Die 
Opposition spielt damit vor allem auf Ru
dolf Eberhard an, von 1957 bis 1964 Finanz
minister und anschließend Präsident der 
Bayerischen Staatsbank, sowie auf Heinrich 
Junker, 1962 bis 1966 Innenminister und 
dann Präsident der Bayerischen Landesbo
denkreditanstalt.

Alfred Seidl

20./21./22. Juni 1977  366

Die Kernenergie steht im Mittelpunkt einer 
dreitägigen Anhörung der Ausschüsse für 
Wirtschaft und Umwelt. Es kommen mehr 
als 20 Experten zu Wort, die fast alle die 
friedliche Nutzung der Atomkraft befür-
worten.

Einig sind sich die Sachverständigen, dass 
der Zusammenhang zwischen Wirtschafts
wachstum, Energiebedarf und Arbeitsplät
zen unauflösbar ist, wenn auch die Größen-
ordnungen umstritten bleiben. Vor übertrie
benen Hoffnungen auf Energieeinsparung 
wird gewarnt. So heißt es, dass selbst bei 
optimistischer Schätzung bis 1985 nur etwa 
15 Prozent der Endenergie einzusparen sei
en, über die Hälfte davon im Haushalt. Auf 
den Bau weiterer Kraftwerke könne nicht 
verzichtet werden.
Die Sicherheit der Kernkraftwerke wird 
weitgehend positiv beurteilt. Der Vorsit
zende der ReaktorSicherheitskommission, 
Professor Birkhofer, meint, der Normalbe
trieb bringe „keine unakzeptablen“ Risiken 
mit sich. Das Hauptproblem sei derzeit bis 
zum Bau einer Entsorgungsanlage die Ein
richtung von Zwischenlagern für abgebrann
te Kernbrennstoffe. Die Aufbereitung die
ser Reaktorelemente sowie die Endlagerung 
des Atommülls wird von Sachverständigen 
des Bundesforschungsministeriums, des Nie
dersächsischen Landesamts für Bodenfor
schung und von der Deutschen Gesellschaft 
für Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen 
(DWK) technisch für machbar bezeichnet.
Fast allein mit seiner Kritik steht der Vorsit
zende des Bundes Naturschutz in Bayern, 
Hubert Weinzierl, der die Frage stellt, wie 
viel Energie hinsichtlich der Belastung der 
Umwelt noch vertretbar sei. Das „Restrisi
ko“ atomarer Anlagen ist für ihn nicht ak
zeptabel, weil dort die Unfallfolgen ungleich 
schlimmer seien als in konventionellen Be
trieben. Die Technikgeschichte sei schließ
lich auch eine „Geschichte der Pannen und 
Unzulänglichkeiten“, warnt Weinzierl. (168, 
181, 529)
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Für die beiden Vorsitzenden des Wirt
schafts und des Umweltausschusses, Wil
helm Röhrl und Alois Glück, lautet das 
Fazit der Anhörung, dass der Ausbau der 
Kernenergie zum jetzigen Zeitpunkt unver
zichtbar sei. Sicherheitsbedenken sehen sie 
aufgrund der Anhörung als ausgeräumt an. 
Das vom Bund Naturschutz geforderte 
zehnjährige Moratorium lehnen Röhrl und 
Glück ab. Zurückhaltend äußert sich der 
SPDUmweltexperte Hans Kolo, für den 
viele Fragen noch ungelöst sind. Er ver
langt, dass der Landtag bei der Standortfra
ge von Atomkraftwerken stärker als bisher 
eingeschaltet wird. (168, 181)

29. Juni 1977  367

Das 1974 beschlossene und noch nicht in 
Kraft getretene Lehrerbildungsgesetz wird 
von der CSU-Mehrheit neu formuliert. Der 
geplante „Stufenlehrer“ wird aufgegeben, 
es bleibt bei Lehrämtern nach Schularten.

Die Abkehr vom stufenbezogenen Lehrer 
ist nach Aussage von Mathilde Berghofer
Weichner, Staatssekretärin im Kultusminis
terium, im Interesse der „schülerarmen 
und ortsnahen Schule der achtziger Jahre“ 
notwendig geworden. Der Kern des Geset
zes von 1974 sei unangetastet geblieben,

Kernkraftwerk Isar I in Ohu bei Landshut

nämlich die Festlegung der Anteile didakti
scher, wissenschaftlicher und praktischer 
Ausbildung in der Verantwortung der Uni
versitäten.
Nach Meinung der Opposition ist mit dem 
Änderungsgesetz die neue Struktur der Leh
rerbildung zu Grabe getragen worden. SPD 
und FDP vermuten, die Gesetzesnovelle 
diene der Erhaltung des Gymnasiums, das 
zur „heiligen Kuh“ für die CSU geworden 
sei, während die Hauptschule abgehängt 
werde. Die Durchlässigkeit der Schularten 
sei nicht mehr gewährleistet. Das 
schrittweise ab 1. August 1977 in Kraft 
tretende Lehrerbildungsgesetz definiert fünf 
Lehrämter: Für die Grundschule, Haupt
schule, Realschule, für das Gymnasium und 
die Berufsschule. Entsprechend werden 
auch die Studienseminare eingerichtet. Die 
Ausbildung für Lehrer an Grund, Haupt
und Realschulen dauert mindestens sechs 
Semester, für die Lehrer an Gymnasien und 
Berufsschulen mindestens acht Semester. 
(159, 188, 315, 340, 360)

29. Juni 1977  368

Auf eine Große Anfrage der SPD antwortet 
Staatsminister Alfred Dick, dass entgegen 
bisherigen Annahmen die Bevölkerung 
Bayerns nicht wachsen, sondern schrumpfen 
werde.

Hans Kolo (SPD) begründet die Anfrage 
mit dem Hinweis, die Bevölkerungsplaner 
hätten sich mit ihrer Prognose von über 11,6 
Millionen Einwohner Bayerns im Jahr 1990 
voraussichtlich um 1,2 Millionen verschätzt. 
Ein Umdenken sei schon längst nötig gewe
sen. Eine Million mehr oder weniger habe 
gewaltige Auswirkungen auf den Staat, die 
Regionen und die Kommunen. Kolo hält 
nichts von Schlagworten wie „Sterben die 
Bayern aus?“. Wenn die Staatsregierung 
nicht den Mut aufbringe, Fehler einzugeste
hen, laufe sie Gefahr, Politik im „Wolken
kuckucksheim“ zu betreiben und Fehlinves
titionen auszulösen.
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Landesentwicklungsminister Dick räumt 
ein, dass die Bevölkerung bis 1990 auf 10 bis 
10,4 Millionen sinken könne. Ziel der 
Staatsregierung sei es nun, die Einwohner
zahl auf dem gegenwärtigen Stand von 10,8 
Millionen zu halten. Um die Geburtenraten 
wieder auf das Niveau zu Beginn der siebzi
ger Jahre zu heben, müssten familienpoliti
sche Maßnahmen ergriffen werden. Dick 
fordert eine Steuerreform, einen gesetzlich 
garantierten Kündigungsschutz für Arbeit
nehmer mit mehr als zwei Kindern, die An
rechnung der Erziehungszeit auf die Ren
tenversicherung und eine Staffelung der So
zialversicherungsbeiträge nach Kinderzahl, 
was jedoch alles Bundessache sei. Die Län
der sollten Familiengründungsdarlehen ge
währen und Sonderprogramme für den 
Wohnungsbau auflegen.

Alfred Dick

30. Juni 1977  369

Die CSU wählt das Thema „Entstaatli-
chung“ zum Gegenstand einer Großen An-
frage.

CSUFraktionsvorsitzender August Lang 
will den Wildwuchs an staatlicher Regle
mentierung, Bewirtschaftung, Fürsorge und 
Aufwand „auf ein erträgliches Maß zurück
schrauben“. Staatliche Aktivitäten würden 
nämlich zunehmend gelähmt, das Verhältnis 
zum Bürger belastet, und einander wider
sprechende Regelungen häuften sich.
Innenminister Alfred Seidl sieht einerseits 
die Gefahr, dass angesichts der Gesetzesflut 
das geltende Recht einmal „unvollziehbar“ 
werden könnte, lehnt andererseits aber ei
nen generellen Stopp der Gesetzgebung ab. 
Im Falle einer Privatisierung öffentlicher 
Aufgaben müsse die gleichmäßige und dau
erhafte Bedienung der ganzen Bevölkerung 
sichergestellt sein. Von der Staatsverwal
tung wünscht sich Seidl, dass sich die Minis
terien grundsätzlich auf Führungsaufgaben 
und auf die Entscheidung von Grundsatzfra
gen beschränken. Landkreise und Gemein
den sollten „alle Aufgaben erledigen, die 
ihrer Leistungskraft angemessen sind“.
Rolf Langenberger (SPD) vermutet, die In
terpellation sei von der Ideologie der Jun
gen Union geprägt und stelle einen Angriff 
auf das Kabinett Goppel dar, das für die 
Bürokratisierung verantwortlich sei. Die 
SPD wolle zwar ebenfalls den „Papierkrieg“ 
zwischen Bürgern und Verwaltung be
schneiden, lehne es aber strikt ab, das „Rad 
der sozialen Leistungen“ zurückzudrehen.
Kurt Faltlhauser (CSU), einer der Initiato
ren der Interpellation, bedauert, der politi
sche Wettbewerb sei zu einem Rennen um 
mehr Staat geworden. Es müsse auch als 
Leistung gelten, einmal auf ein Gesetz ver
zichtet zu haben. Gerhard Zech (FDP) wirft 
der Regierung vor, die Kommunen zu sehr 
zu bevormunden und mit mehr als hundert 
Beteiligungen „Staatskapitalismus“ zu prak
tizieren. Er fordert einen Landtagssonder
ausschuss für Entstaatlichung.
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13. Juli 1977  370

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder des Bayerischen Landtags be-
schert den Abgeordneten einen völlig neuen 
Status. Er ist notwendig geworden durch ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts.

Das sogenannte „Bayerische Abgeordne
tengesetz“ wird bei fünf NeinStimmen in 
der CSU und acht Enthaltungen aller drei 
Parteien angenommen. Grundlage ist der 
Karlsruher Richterspruch vom 5. November 
1975, der nicht nur in Bayern auf wenig 
Begeisterung stieß. Aufgrund der Klage ei
nes früheren saarländischen Landtagsabge
ordneten legten die Bundesverfassungsrich
ter mit ihrem „DiätenUrteil“ die Grundsät
ze der AbgeordnetenBesoldung fest, die 
für Bundestag und Landesparlamente bin
dend sind.
Im Mittelpunkt der richterlichen Vorstel
lung von einem Abgeordneten steht der 
„VollzeitParlamentarier“, denn im Gegen
satz zu früheren Zeiten handle es sich nicht 
mehr um eine Nebentätigkeit. Die Alimen
tation sei daher ausreichend und der Bedeu
tung des Amtes entsprechend zu bemessen. 
Der Abgeordnete sei kein Beamter. Des
halb dürfe seine Entschädigung auch nicht 
dem herkömmlichen Aufbau eines Beam
tengehaltes angenähert und daran gekoppelt 
werden. Über die angemessene Entschädi
gung müssten die Parlamente selbständig 
entscheiden.
Das höchste bundesdeutsche Gericht schließt  
die steuerfreie Auszahlung von Grund
diäten ebenso aus wie die jährliche 
automatische Anpassung an die Erhöhun
gen im öffentlichen Dienst oder die bislang 
übliche Bezahlung von Ruhestandsbezügen 
an Staatsdiener, die ein Bundestags oder 
Landtagsmandat innehaben.
Von schwerwiegender Tragweite erweist 
sich die Bestimmung, dass auch Pauschalen 
für Freiberufler wegfallen müssen, die bis-
lang für diesen Berufsstand ein Anreiz sein 
sollen, sich im Parlament zu engagieren. 
Vor einer Entwicklung zum „beamtenähnli

chen Berufsparlamentarier“ warnen nach 
der Abstimmung im Landtagsplenum einige 
CSUAbgeordnete. Das neue Abgeordne
tengesetz mache es Selbstständigen aus dem 
Mittelstand fast unmöglich, sich um ein 
Landtagsmandat zu bewerben, argumentie
ren sie.
Das ab Beginn der neunten Legislaturperio
de geltende neue Recht bedeutet für die 
Abgeordneten, dass sie dann ihre Grunddiä
ten in Höhe von 6 750 DM (bislang 2 306 DM 
steuerfrei) versteuern müssen. Von der 
Steuer ausgenommen bleibt eine Unkos
tenpauschale von 3 800 DM. Für ihre Al
tersversorgung brauchen die Parlamentarier 
künftig nicht mehr selbst aufzukommen. 
Wegfallen werden Tagegeldpauschalen zwi
schen 250 und 600 DM monatlich, Kilome
tergeld, und vor allem die Pauschale für 
Freiberufler in Höhe von 50 Prozent der 
Grundentschädigung.
Am 15. Dezember 1982 weist der Bayeri
sche Verfassungsgerichtshof eine Popular
klage gegen das Abgeordnetengesetz zu
rück. Der Kläger, ein ehemaliger Präsident 
des Bundes der Steuerzahler in Bayern, rüg
te, die Entschädigungsregelung verstoße ge
gen den Grundsatz, dass die Bezüge nicht 
höher sein dürften, „als dies angemessen 
und zur Sicherung der Unabhängigkeit der 
Abgeordneten erforderlich ist“. Im Urteil 
heißt es, der Gesetzgeber „durfte sich für 
eine Entschädigung entscheiden, die der Be
deutung des Mandats unter Berücksichti
gung der damit verbundenen Verantwor
tung und Belastung und dem diesem Man
dat im Verfassungsgefüge zukommenden 
Rang gerecht wird“. (77, 189, 555)

24. Januar 1978  371

CSU und FDP halten die Klage eines Bür-
gers gegen die Zusammensetzung des Baye-
rischen Senats für unbegründet, während 
die SPD das Argument des Klägers stützt, 
elf Vertreter der Landwirtschaft seien nicht 
mehr zeitgemäß.
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Laut Verfassung von 1946 besteht der Senat 
aus 60 Mitgliedern, wobei die Land und 
Forstwirtschaft ebenso viele stellt wie die 
Gewerkschaften (Art. 35). Reinhold Kaub 
(SPD) hält die Popularklage für begründet, 
weil sich die gesellschaftlichen Verhältnisse 
in den vergangenen drei Jahrzehnten so ge
wandelt hätten, dass heute nur noch 12 Pro
zent der bayerischen Bevölkerung in der 
Land und Forstwirtschaft tätig seien. 1946 
seien es noch 37 Prozent gewesen. Günther 
Beckstein (CSU) vertritt den Standpunkt, 
dass der Verfassungsgeber bei der Senatszu
sammensetzung einen „außerordentlich wei
ten Spielraum“ gehabt habe.
Der Verfassungsgerichtshof weist am 
10. April 1979 die Klage mit der Begrün
dung ab, die Verfassungsväter hätten bei 
der Zusammensetzung nicht vorwiegend 
quantitative Elemente im Auge gehabt. 
Art. 35 BV sei mit dem Gleichheitsgrund
satz vereinbar, weshalb es nicht Aufgabe der 
Richter sein könne, an die Stelle des Verfas
sungsgebers zu treten und die Zusammen
setzung des Senats zu verändern. (30, 557, 
570, 590)

22./23. Februar 1978  372

Mit Tumulten endet eine Debatte über die 
innere Sicherheit, in der sich CSU und SPD 
gegenseitig mit historischen Anspielungen 
in Rage bringen.

Für Justizminister Karl Hillermeier ist die 
innere Sicherheit in erster Linie ein Problem 
Bonns. In seiner Antwort auf Interpellatio
nen von CSU und SPD appelliert er an den 
Bundesgesetzgeber, Polizei und Justiz zur 
Bekämpfung der Kriminalität die notwendi
gen rechtlichen Instrumente zu geben. Im 
Kampf gegen den Terrorismus habe die so
zialliberale Koalition versagt. Hillermeier 
erinnert an die bayerischen Initiativen zum 
Schutz des Gemeinschaftsfriedens, zur No
vellierung des Haftrechts, zum Schutz der 
Rechtspflege vor extremistischen Ausschrei-
tungen und zur Beschleunigung strafrechtli
cher Verfahren.

Karl Hillermeier

Namens der SPD warnt Günter Wirth, den 
„Pfad der Rechtsstaatlichkeit“ zu verlassen. 
Die Grundrechte dürften nicht allzu großzü
gig eingeschränkt werden. Heinz Rosenbau
er (CSU) wendet sich gegen den Eindruck, 
seiner Partei mangele es an „Sensibilität für 
den Rechtsstaat“. Sein Fraktionskollege Pe
ter Widmann heizt die Diskussion mit histo
rischen Vergleichen an. Nach seiner Mei
nung ist der Hass der Nationalsozialisten auf 
die „Geldjuden“ mit dem der Terroristen 
auf die „bösen Kapitalisten“ vergleichbar. 
Auch die Hitlerjugend sei verführt worden, 
doch hätten die jungen Menschen dies spä
ter als Fehler erkannt und sich an anderen 
Zielen orientiert.
Die Frage des SPDAbgeordneten Alfons 
Braun, „warum Sie sich nach 1945 eines 
neuen Firmenzeichens bedienen mussten“, 
löst lautstarke Proteste der CSUParlamen
tarier aus. Sie fühlen sich in die Ecke des 
Nationalsozialismus gerückt. Erregte Zuru
fe und gegenseitige Vorhaltungen der Abge
ordneten zwingen den Präsidenten die Sit
zung zu unterbrechen.
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Nach Wiederaufnahme sagt SPDFraktions
vorsitzender Rothemund, Braun habe ledig
lich auf das Versagen der konservativen Par
teien bei der Abstimmung über Hitlers Er
mächtigungsgesetz hinweisen wollen. „His
torische Wahrheit“ sei, dass damals die 
Konservativen versagt hätten. Diese Ent
gegnung ist auch auf die Äußerung Peter 
Widmanns gemünzt, der sagte, die SPD dür
fe sich nicht jahrzehntelang auf ihren damals 
erworbenen Lorbeeren ausruhen. August 
Lang, Fraktionsvorsitzender der CSU, ant
wortet erregt, die CSU lasse sich nicht in 
Verbindung bringen „mit dem, was zwi
schen 1933 und 1945 geschehen ist“, auch 
nicht mit der Zustimmung zum Ermächti
gungsgesetz. Braun verteidigt seine Äuße
rung damit, dass Widmanns Rede die Sozial
demokratie eine Stunde lang „in die Nähe 
von Terroristen und Kommunisten“ gerückt 
habe.

15. März 1978  373

Die Untersuchung der Glöggler-Affäre en-
det mit einem Eklat. Die SPD verlässt ge-
schlossen den Plenarsaal, weil Richard 
Hundhammer (CSU) einen ihr bis dahin 
unbekannten Brief Glögglers vorliest.

Das Schreiben des einstigen Konzernchefs, 
in dem er Staatssekretär Sackmann „Abbit
te leistet“ und „zutiefst bedauert“, ihn in 
erhebliche Schwierigkeiten gebracht zu ha
ben, lag dem Untersuchungsausschuss nicht 
vor. Hundhammer, Vorsitzender des Unter
suchungsausschusses, sieht keinen Grund 
zur Annahme, dass es bei der staatlichen 
Förderung des GlögglerKonzerns zu Un
korrektheiten gekommen sei. Eine einzige 
Ausnahme macht Hundhammer, der den 
CSUAbschlussbericht vorträgt, bei der Rol
le des früheren persönlichen Referenten 
Sackmanns, Ministerialrat a. D. Herwig 
Dörrbecker, der vom einstigen Konzern
herrn mehr als 300 000 DM Nebenverdiens
te kassiert habe.
Die SPD, auf deren Drängen der Untersu

chungsausschuss eingesetzt wurde, kommt 
zu einer gänzlich anderen Einschätzung. 
KarlHeinz Hiersemann betont vor allem, 
dass die Mehrheit mit der Ablehnung von 
Beweisanträgen eine gründliche Aufklärung 
verhindert habe. Das Missfallen der Opposi
tion findet insbesondere, dass eine Gegen-
überstellung Sackmanns mit Dörrbecker im 
Ausschuss am Einspruch der CSU scheiter
te. Hiersemann betont, er habe nichts gegen 
eine Parteienfinanzierung über Spenden, 
sondern er sei dagegen, dass Geld von einem 
Ministerium angenommen werde, von dem 
sich der Spender eine Förderung erwarte. 
Hiersemann vermutet, Glöggler müsse ein 
Motiv gehabt haben, Spenden über 123 000 
DM nicht dem CSUSchatzmeister auszu
händigen, sondern dem Staatssekretär im 
Wirtschaftsministerium.
Nur einen bescheidenen Teilsieg erringt die 
SPDFraktion mit ihrer Verfassungsklage 
gegen die Abänderung des Untersuchungs
auftrags durch die CSUMehrheit. Die SPD 
argumentierte, bei einem Antrag der Min
derheit habe der Landtag nur die Möglich
keit der Annahme oder Ablehnung im Gan
zen. Abänderungen oder Streichungen seien 
nicht zulässig. Die Verfassungsrichter billi
gen jedoch der Mehrheit zu, falls einzelne 
Punkte eines Antrags auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses nicht mit den ge
setzlichen Vorschriften übereinstimmten, 
Veränderungen vorzunehmen, „wenn der 
verbleibende Teil des Untersuchungsantra
ges selbständige Bedeutung behält und das 
Untersuchungsziel nicht im Kern verändert 
wird“.
Das „GlögglerUrteil“ des Verfassungsge
richtshofs vom 27. Juni 1977 hat auch für 
weitere parlamentarische Untersuchungs
ausschüsse Bedeutung, weil darin vier Vor
aussetzungen aufgezählt sind, die zur Ein
setzung vonnöten sind. Ein Untersuchungs
ausschuss muss sich danach auf Tatbestände 
beziehen, die in der Zuständigkeit des 
Landtags liegen. Der Antrag muss hinrei
chend bestimmt sein und den Untersu
chungsgegenstand konkret formulieren. Die
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Untersuchung muss im öffentlichen Interes
se liegen und darauf abzielen, einen verfas
sungsmäßig zulässigen Beschluss des Land
tags vorzubereiten. Anträge, die diesen Er
fordernissen nicht entsprechen, müssen laut 
Urteil zurückgewiesen werden. (362)

25. April 1978  374

Mit nur zwei Enthaltungen der SPD wird 
das Bayerische Gesetz zum Schutz vor Miss-
brauch personenbezogener Daten bei der 
Datenverarbeitung beschlossen.

Das Datenschutzgesetz lehnt sich an das 
Bundesgesetz an, das für den privaten und 
den öffentlichen Bereich gilt. Die bayeri
schen Vorschriften, die den Behördensektor 
betreffen, gehen über die Bestimmungen 
des Bundes hinaus, soweit sie die Schutz
rechte der Bürger betreffen. Über die Ein
haltung des Datenschutzes wacht künftig ein 
Landesbeauftragter, der jährlich über seine 
Prüfungen berichtet. An ihn kann sich jeder 
Bürger wenden, der seine „schutzwürdigen 
Belange“ beeinträchtigt findet. Zudem wird 
ein Beirat beim Landesbeauftragten für den 
Datenschutz geschaffen, der aus elf Mitglie
dern besteht (sechs Abgeordnete, ein Sena
tor, zwei Vertreter der Staatsregierung, je
weils ein Mitglied der kommunalen Spitzen
verbände und des Verbandes Freier Be
rufe). (516)

1. Juni 1978  375

Die Situation der Kinder ist das Thema ei-
ner Großen Anfrage der Sozialdemokraten.

Zur Begründung verweist Karl Heinz Mül
ler (SPD) auf besorgniserregende Entwick
lungen: 39 Prozent der Bundesbürger hiel
ten ihr Land für kinderfeindlich, 82 Prozent 
klagten, dass der Staat zu wenig für die 
Kleinsten tue, 20 000 bis 30 000 Kinder wür
den jährlich krankenhausreif geschlagen, 
100 überlebten die Misshandlungen nicht. 
1976 hätten 1 156 Kinder auf den Straßen

den Tod gefunden, über 46 000 seien ver
letzt worden. Müller verlangt mehr Geld 
für Erziehungsberatung, kindergerechtere 
Wohnungen, mehr Spielplätze und Maßnah
men gegen den Schulstress.
Sozialminister Fritz Pirkl antwortet, wichti
ger als gewaltige finanzielle Anstrengungen 
sei die Rolle der Familien. Ihre Vernachläs
sigung zerstöre die „tragenden Fundamen
te“ von Staat und Gesellschaft, „auf denen 
unser wirtschaftlicher, sozialer und kulturel
ler Standard ruht“. Pirkl erwähnt Förder
maßnahmen der Staatsregierung für Eltern
bildung, Jugendprogramm und Beratungs
stellen. Seine Kritik gilt der Bundesregie
rung, die weder eine familienfreundliche 
Steuerpolitik betreibe noch bei der Straf
rechts und Eherechtsreform an die Kinder 
gedacht habe, denn die Neuregelung des 
elterlichen Sorgerechts habe die Grenzen 
zwischen elterlicher und öffentlicher Erzie
hungsverantwortung verwischt.

28. Juni 1978  376

Nach jahrelangen Diskussionen entschließt 
sich die CSU, auf die obligatorische Einfüh-
rung eines Berufsgrundschuljahres zu ver-
zichten. Die Opposition wirft dem Kultus-
minister vor, umgefallen zu sein.

Mit der Änderung des Gesetzes über das 
berufliche Schulwesen werden die beiden 
Formen der beruflichen Bildung gleichge-
stellt, nämlich Ausbildung in Schule und 
Betrieb oder Vollzeitunterricht (Berufs
grundschuljahr). Ursprünglich wollte auch 
die CSU, dass sämtliche Auszubildenden im 
ersten Lehrjahr ausschließlich die Schul
bank drücken sollten.
Für wochenlangen Wirbel, der im Rück
trittsangebot des Kultusministers gipfelte, 
sorgte Ende Januar ein Gespräch zwischen 
Hans Maier und dem SPDAbgeordneten 
Josef Klasen. Nach Darstellung Klasens teil
te ihm der Minister mit, wegen der Berufs
bildung gebe es Verhandlungen zwischen 
der CSULandesleitung und der Firma Sie
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mens. Dabei stünden „20 Millionen Mark 
im Feuer“. Der Kultusminister bestritt diese 
Version und erklärte, er habe zu keiner Zeit 
Hinweise erhalten, dass die Beratung des 
Berufsbildungsrechts mit Spenden zusam
menhänge. Das Rücktrittsangebot Maiers 
lehnte Goppel am 1. Februar ab.
Vor der Verabschiedung der Gesetzesnovel
le im Landtagsplenum erneuert Klasen seine 
Vorwürfe: Für die CSU gehe es bei der 
Berufsbildung nur um die Unternehmerin
teressen. Nach der Liquidierung der bereits 
beschlossenen Lehrerbildung begehe die 
CSU ihren „zweiten kulturpolitischen Wäh
lerbetrug“. Immer verständlicher werde 
Maiers Hinweis, dass Wahlspenden der In
dustrie in Millionenhöhe eine Rolle spiel
ten. Peter Hürner (FDP) konfrontiert den 
Kultusminister mit seinen früheren Aussa
gen, als er noch das berufliche Vollzeitschul-
jahr anstrebte.
Für den Kultusminister ist die Gesetzesno
velle ein „Kompromiss, mit dem wir leben 
können“. Auf dem Gebiet der Schulpolitik 
stießen die Interessen von Schule, Staat und 
Wirtschaft zusammen. Daher müsse man, 
wie auch alle übrigen Bundesländer, zwei
spurig fahren. Die CSUAbgeordneten 
Friedrich Harrer und Gebhard Glück heben 
hervor, dass mit dem „dualen System“ auch 
Bewährtes aus der Vergangenheit übernom
men werde. Die Situation des Kultusminis
ters erinnert Harrer an einen Vater, der die 
Geburt eines Sohnes erwartet und kurz vor
her hört, dass es Zwillinge werden. Gewiss 
werde Maier für beide Kinder gleich gut 
sorgen, scherzt der Abgeordnete. In der 
Abstimmung wird die Änderung des Berufs
schulgesetzes von den Oppositionsparteien 
geschlossen abgelehnt. Bei der CSU gibt es 
einige Stimmenthaltungen. (313)

28. Juni 1978  377

Gegen heftigen Widerstand der Opposition 
und lautstarken Protest der Studentenschaft 
ändert die CSU-Mehrheit das Bayerische 
Hochschulgesetz.

Richtschnur ist das Rahmengesetz des Bun
des. Besonders umstritten ist das Ordnungs
recht, die Einführung eines „Quorums“ für 
die Hochschulorgane (Mindestwahlbeteili
gung), die Abschaffung der Fachschaften 
und der Allgemeinen Studentenausschüsse. 
Während Joachim Schmolcke (SPD) an die 
„Karlsbader Beschlüsse“ von 1819 gegen die 
damalige Studentenbewegung erinnert und 
von einem „unglaublich undemokratischen“ 
Vorgehen gegen die kritische Jugend 
spricht, meint der hochschulpolitische CSU 
Sprecher Erich Schosser, das Ordnungs
recht treffe „keinen Studenten, der studie
ren will“.
In seinem Schlusswort verteidigt Kultusminis
ter Prof. Maier das Ordnungsrecht. Es sei 
notwendig, um die Hochschulen nicht zur 
„Kampfstätte“ werden zu lassen. Als Hoch
schulprofessor sagt er, ohne Ordnungsmittel 
gehe es in diesem Jahrzehnt leider nicht. 
Der Professor von heute habe sich nicht so 
sehr Gedanken über den zu vermittelnden 
Wissensstoff zu machen, sondern darüber, 
ob es Störer im Vorlesungsbetrieb gebe. 
(332, 462)

11./12. Juli 1978  378

Nach 16-jähriger Amtszeit gibt Ministerprä-
sident Alfons Goppel seine letzte Regie-
rungserklärung ab.

In seiner Abschiedsrede erinnert der Regie
rungschef an die Aufbauleistungen in Bay
ern. Der Freistaat habe seit Kriegsende „in 
beispielloser Weise wirtschaftlich und sozial 
sein Gesicht gewandelt“. Bayern sei zum 
größten Wachstumsland der Bundesrepu
blik geworden und habe das Gefälle zum 
Bundesdurchschnitt „bis heute so gut wie 
abgebaut“. Der Aufstieg hängt nach Gop
pels Worten auch damit zusammen, dass im 
Land mehr als anderswo „gegenseitiges Ver
trauen herrscht und dass nicht der Wille zum 
Konflikt das soziale Klima bestimmt“. 
Als Oppositionspolitiker sucht Helmut Ro
themund nach den Schwachstellen der „Ära
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Goppel“. Er hält dem scheidenden Minis
terpräsidenten vor, weder der Gesetzesflut 
noch der Verwaltungsperfektion oder dem 
Beziehungsdenken in der CSU Schranken 
gewiesen zu haben. HansJürgen Jaeger 
(FDP) bescheinigt Goppel, dass Bayern in 
den 16 Jahren seiner Regierungszeit „auf 
fast allen Gebieten beachtliche Fortschritte 
gemacht“ habe. Goppels Nachfolger Franz 
Josef Strauß betrachte das Amt seines Vor
gängers dagegen nur als einen „Posten zwei
ter Wahl“. August Lang, Fraktionsvorsitzen
der der CSU, weist den SPDVorwurf der 
Pfründenwirtschaft „auf das entschiedenste“ 
zurück. Goppel lobt er als „Freund der Ver
fassung“, der sich den „Ehrentitel eines 
Landesvaters“ hart erarbeitet habe.

12. Juli 1978  379

Als erstes Landesparlament verabschiedet 
der Landtag ein neues Polizeiaufgabenge-
setz.

Es lehnt sich eng an einen Musterentwurf 
der Innenministerkonferenz an, der aus dem 
Jahr 1975 stammt. Dahinter steht der 
Wunsch, die Befugnisse der Polizei bei der 
Geiselbefreiung und Terroristenfahndung 
neu zu ordnen. Besonders umstritten sind

Letzte Regierungserklärung von Ministerpräsident Goppel

der „finale Rettungsschuss“ und die Ausrüs-
tung der Polizei mit Handgranaten und Ma
schinengewehren. SPD und FDP rügen die 
Eile, mit der das Gesetz beraten worden sei. 
KarlHeinz Hiersemann spricht vor allem 
gegen eine gesetzliche Verankerung des 
„gezielten Todesschusses“ und die „militär
ähnliche“ Polizeibewaffnung. Georg von 
Waldenfels (CSU) fordert dagegen „Waf
fengleichheit“ im Kampf gegen den Terro
rismus für diejenigen, welche die Rechts
ordnung verteidigten. Das Gesetz wird bei 
fast kompletter Stimmenthaltung der Oppo
sition angenommen. (148, 470, 542, 601,  
648)

13. Juli 1978  380

Die parlamentarische Untersuchung um-
strittener Steuerfälle verläuft im Sande, da 
sich Finanzministerium und Betroffene auf 
das Steuergeheimnis berufen. Die Opposi-
tion bleibt jedoch bei ihrem Vorwurf, es 
habe eine Verfilzung zwischen der CSU und 
ihr nahe stehenden Firmen, Organisationen 
und Vereinen gegeben.

Den Untersuchungsausschuss „zur Prüfung 
der Vorgänge und Hintergründe bei der Be
handlung bestimmter Steuerfälle im Bereich 
der bayerischen Finanzverwaltung“, einge
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setzt am 25. Januar, brachte ein Beamter 
des Finanzministeriums ins Rollen. Regie
rungsdirektor Wilhelm Schlötterer, zustän
dig u. a. für die Steuerfahndung, warf sei
nem Vorgesetzten, Ministerialdirektor Lo
thar Müller, Bayerns höchstem Steuerbeam
ten, vor, er habe Organisationen und Perso
nen, die der CSU nahe stehen, steuerlich 
begünstigt.
Schlötterer konnte sich dabei auch auf Be
anstandungen des Bundesrechnungshofes 
und des Bayerischen Obersten Rechnungs
hofes stützen. Sie betrafen neben anderen 
den „Wienerwald“Konzern, den „Wirt
schaftsbeirat der Union“, die „Bayerische 
Staatsbürgerliche Vereinigung“ und die 
Münchner Fußballclubs „FC Bayern“ und 
„1860“.
Ein Gutachten legte schon bald die parla
mentarische Untersuchung weitgehend 
lahm. Darin argumentierte das Finanzminis
terium, dass auch gegenüber dem Landtag 
das Steuergeheimnis zu wahren sei. Keine 
der ins Gerede gekommenen Firmen oder 
Organisationen erklärte sich denn auch be
reit, die Verwaltung vom Steuergeheimnis 
zu entbinden. Damit waren beispielsweise 
den Abgeordneten die Hände gebunden bei 
der Nachprüfung des SchlöttererVorwurfs, 
der „Wienerwald“Konzern habe mit über
höhten Importrechnungen Steuern gespart. 
In dieser Situation kündigte schließlich die 
SPD ihre Mitarbeit im Untersuchungsaus
schuss auf und verzichtete auf einen eigenen 
Bericht. HansWerner Loew sprach von ei
nem „Possenspiel um das Steuergeheimnis“. 
Die „Süddeutsche Zeitung“ kommentierte: 
„Justitia war nicht geladen, die CSU hat’s 
dem Finanzministerium und den Steuersün
dern freihändig gerichtet. Wo kein Wille der 
Mehrheit zur Aufklärung, hat die Opposi
tion ihr Kontrollrecht verloren – lautet eine 
schon ziemlich alte bayerische Erfahrung.“ 
Auch die Schlussdebatte im Landtagsplenum 
verschiebt die Fronten nicht. Für die CSU 
hat sich aufgrund der Untersuchung die Be
hauptung als falsch erwiesen, „dass Steuer
pflichtige dann entgegenkommender behan-

delt werden, wenn sie über enge Kontakte 
zu führenden Persönlichkeiten der CSU ver
fügen“. Dabei unterstreicht Rudolf Kluger 
(CSU) erneut das Steuergeheimnis, das 
„zum Schutz des Bürgers“ diene. Das Ver
trauen in die Finanzverwaltung dürfe nicht 
geschmälert werden.
SPDFraktionschef Helmut Rothemund äu
ßert den Verdacht, die CSU wolle nicht das 
Steuergeheimnis wahren, sondern sich 
selbst schützen. Der Oppositionspolitiker 
warnt davor, einen „Freiraum für die Staats
verwaltung“ zu schaffen und somit das Kon
trollrecht des Parlaments zu entwerten. Er 
erinnert an einige besonders eklatante Be
anstandungen des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofes wie den Steuererlass in Mil
lionenhöhe für einen „Millionenbauern“ 
oder das Zugeständnis der Ratenzahlungen 
für einen Steuerpflichtigen, der ein Reinver-
mögen von 52 Millionen Mark besitze.
Die Debatte endet mit einem Schlagab
tausch zwischen Finanzminister Streibl und 
Rothemund. Streibl weist auf die Gefahr 
hin, „Bürger vor das Tribunal zu zerren“, 
wie der Untersuchungsausschuss gezeigt ha
be. Es dürfe keine „Hetze“ gegen Privatper
sonen oder Firmen geben. Dazu Rothe
mund: „Wer das parlamentarische Untersu
chungsrecht so definiert, dem fehlt jegliches 
Parlamentsverständnis.“
Die Wiedereinsetzung des Untersuchungs
ausschusses in der 9. Wahlperiode lehnt die 
CSUMehrheit am 30. November 1979 mit 
der Begründung ab, dass kein öffentliches 
Interesse vorliege. (482)

13. Juli 1978  381

Gegen die Stimmen von SPD und FDP wird 
das Bayerische Hochschullehrergesetz ver-
abschiedet.

Das Gesetz ist aufgrund des Hochschulrah
mengesetzes des Bundes von 1976 notwen
dig geworden. Es gliedert das hauptamtliche 
wissenschaftliche und künstlerische Hoch
schulpersonal nur noch in vier Gruppen:

8. Wahlperiode



227

Professoren, Hochschulassistenten, wissen
schaftliche und künstlerische Mitarbeiter so
wie Lehrkräfte für besondere Aufgaben. 
Der Titel „Ordinarius“ und die Bezeichnung 
„Lehrstuhl“ sind weiterhin zugelassen. Neu 
geschaffen wird der Titel eines „ExtraOrdi
narius“ für Professoren ohne eigenen Lehr
stuhl. Kultusminister Hans Maier weist den 
Oppositionsvorwurf zurück, die alte Ordi
narienUniversität werde restauriert. Man 
setze lediglich vernünftige Traditionen fort, 
wie sie international üblich seien.

19. September 1978  382

Nach zweieinhalbjähriger Arbeit setzt der 
Landtag einen Schlussstrich unter die Prü-
fung der Nebentätigkeiten von Hochschul-
lehrern.

Der am 29. Januar 1976 auf Betreiben der 
Sozialdemokraten eingesetzte Untersu
chungsausschuss wertete 14 345 Fragebögen 
aus, die das Kultusministerium an alle be
amteten Hochschullehrer, ihre wissenschaft
lichen Assistenten und Mitarbeiter versand
te. Bei einigen wenigen Professoren, die 
eine Auskunft über ihre Nebentätigkeiten 
verweigerten, schaltete der Untersuchungs
ausschuss das Gericht ein. Vor allem Medizi
ner wehrten sich gegen die Befragung. 
Bei lediglich 4,42 Prozent der überprüften
9 489 Fälle wurden Nebentätigkeiten festge
stellt. Nennenswerte Einnahmen erzielten 
nur Professoren in einigen technischen Dis
ziplinen und Mediziner. Bei der Techni
schen Universität München summierten sich 
1975 die Nebeneinkünfte auf 2,7 Millionen 
DM (ohne Medizin), wovon etwa 300 000 
DM an den Staat abgeführt wurden. Die 
Hochschullehrer der Universität München 
nahmen nebenher 1,1 Millionen DM ein 
und zahlten in die Staatskasse für die Bean
spruchung von Personal und Einrichtungen 
rund 200 000 DM.
Gleichwohl hat nach Meinung der CSU 
Mehrheit der Staat keinen Einnahmeausfall 
erlitten. Ihr Schlussbericht betont, die Hoch

schullehrerNebentätigkeitsverordnung habe  
„nicht wesentlich früher“ als 1976 erlas
sen werden können. Bis dahin galt eine Ver
ordnung von 1939, die bezüglich privater 
Krankenbehandlung 1941 auf Intervention 
von Prof. Sauerbruch wieder außer Kraft 
trat. 1964 empfahl dann die Kultusminister
konferenz den Erlass neuer Rechtsverord
nungen. Hermann Leeb, Vorsitzender des 
Untersuchungsausschusses, erklärt im 
Landtagsplenum die Verzögerung mit der 
komplizierten Rechtsmaterie.
Karl Heinz Müller (SPD) wirft der Staatsre
gierung vor, die HochschullehrerNebentä
tigkeitsverordnung zu spät erlassen zu ha
ben, denn sie hätte wissen müssen, dass die 
vorhandenen Rechtsgrundlagen vor allem 
bei den Medizinern nicht ausreichten. 
Schließlich habe der Bayerische Oberste 
Rechnungshof immer wieder intern ge
mahnt. Ein Ärgernis sei, dass 100 bis 120 
bayerische Hochschullehrer Einnahmen er
zielt hätten, die inzwischen die 50Millio
nenGrenze überschritten haben dürften.

15. Oktober 1978  383

Bei den Wahlen zum neunten Landtag – seit 
1819 ist es der fünfzigste – muss die CSU 
Einbußen hinnehmen, während SPD und 
FDP leicht zunehmen. Die Liberalen holen 
sich mit zwei Sitzen mehr den Fraktionssta-
tus zurück.

Die CSU verliert drei Prozent und kommt 
immerhin noch auf 59,1 Prozent. 31,4 Pro
zent verbucht die SPD, was einen Zuwachs 
von 1,2 Prozent beinhaltet. Um ein Prozent 
auf 6,2 Prozent nehmen die Freien Demo
kraten zu. Stärkste Kraft der kleinen Partei
en ist die Aktionsgemeinschaft Unabhängi
ger Deutscher (AUD), die unter dem Kenn
wort „Die Grünen“ antrat und 1,8 Prozent 
erreicht. Die Wahlbeteiligung beträgt 76,6 
Prozent (1974: 77,7 Prozent). Bei der Sitz
verteilung verliert die CSU drei Mandate 
und kommt auf 129. Die SPD gewinnt ein 
Mandat hinzu und erhält 65, die FDP wächst
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Die Sozialdemokratie kann ihre einstige 
Hochburg München nicht zurückerobern. 
Lediglich Jürgen Böddrich gelingt es, mit 
knapper Mehrheit dem CSUGeneralsekre
tär Gerold Tandler das Direktmandat Mil
bertshofen/SchwabingWest wieder abzu
nehmen.
Trotz des Verlustes von drei Prozent er
reicht die CSU das zweitbeste Ergebnis bei 
bayerischen Landtagswahlen seit 1946. Es 
ist auch das zweitbeste Ergebnis aller Land
tagswahlen in der Geschichte der Bundesre
publik. Trotzdem kommt bei der Mehrheits
fraktion in der Wahlnacht nicht die rechte 
Stimmung auf. Der designierte Regierungs
chef Franz Josef Strauß fühlt sich durch

Wahlplakate 1978

Interview mit dem künftigen bayerischen Ministerpräsidenten

Rothemund und Vogel in der Wahlnacht
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um zwei Mandate und hat mit zehn Sitzen 
wieder den Status einer Fraktion.
Die Wahlanalyse der Demoskopen ergibt 
trotz der relativ geringen Verschiebung der 
Gewichte aufschlussreiche Wählerwande
rungen. So findet zwischen CSU und SPD 
ein relativ großer Wähleraustausch statt und 
die FDP profitiert von früheren SPD-Wäh-
lern. Die Erstwähler füllen vor allem das 
Konto der Sozialdemokraten. Regional be
trachtet sind die CSUHochburgen in Nie
derbayern und Schwaben, die Oberpfalz ist 
vom zweiten auf den dritten Rang gerutscht. 
Im Gegensatz zu 1974 können die Liberalen 
ihr bestes Ergebnis nicht mehr in Mittelfran
ken, sondern in Oberbayern einheimsen.

Die Sozialdemokratie kann ihre einstige 
Hochburg München nicht zurückerobern. 
Lediglich Jürgen Böddrich gelingt es, mit 
knapper Mehrheit dem CSUGeneralsekre
tär Gerold Tandler das Direktmandat Mil
bertshofen/SchwabingWest wieder abzu
nehmen.
Trotz des Verlustes von drei Prozent er
reicht die CSU das zweitbeste Ergebnis bei 
bayerischen Landtagswahlen seit 1946. Es 
ist auch das zweitbeste Ergebnis aller Land
tagswahlen in der Geschichte der Bundesre
publik. Trotzdem kommt bei der Mehrheits
fraktion in der Wahlnacht nicht die rechte 
Stimmung auf. Der designierte Regierungs
chef Franz Josef Strauß fühlt sich durch
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JournalistenFragen provoziert, die an das 
Rekordergebnis von 1974 erinnern und die 
Ursache des Wählerschwunds wissen wol
len. Sein unwirscher Kommentar: „I mag 
diese Miesmacherei net.“
Der CSUVerlust ist gleichwohl Aufhänger 
der Kommentare in der nationalen und in
ternationalen Presse. Der „Münchner Mer
kur“ schreibt: „Obwohl Goppel zweifellos 
beliebt und geachtet ist, hat sein Rückzug 
der CSU sicher nicht die drei Prozent Ver
lust gebracht. Das Ergebnis von 1974 war 
vielmehr ein Extremfall, erreicht unter Be
dingungen, die nicht allein auf die Qualitä
ten der CSU zurückzuführen waren.“ Nach 
Meinung der „Süddeutschen Zeitung“ kön
nen alle drei etablierten Parteien zufrieden 
sein: „Die CSUMehrheit ist etwas schmäler 
geworden, sie bleibt aber immer noch impo
sant. Die SPD ist offensichtlich aus ihrer 
Talsohle heraus, zu großen Hoffnungen hat 
sie dennoch keinen Anlass. Die FDP konnte 
sich stabilisieren.“
Die „Passauer Neue Presse“ erinnert an die 
Kampagne gegen den CSUSpitzenkandida
ten Strauß, „den Prügelknaben für die übri
gen zehn Parteien und Wählergruppen“. 
Dass der Stimmenverlust nur drei Prozent 
betrage, müsse als „eindeutiger Erfolg von 
Strauß“ gewertet werden. Im Genfer 
„Tagesanzeiger“ ist von einem „kleinen Na
senstüber“ für die CSU zu lesen, und die 
„Basler Zeitung“ meint zum Wahlausgang: 
„Letztendlich hat das Ergebnis aber klar ge
macht, dass für eine vierte, konservativ ein
gefärbte und bundesweit operierende Partei 
kein zusätzliches Wählerpotential gefunden 
werden kann.“

30. Oktober 1978  384

Der neunte bayerische Landtag konstituiert 
sich und wählt Franz Heubl (CSU) zu sei-
nem Präsidenten.

Heubl, vorher 16 Jahre lang Staatsminister 
für Bundesangelegenheiten, erhält 169 von 
199 abgegebenen Stimmen. Zu seinen Stell
vertretern bestimmt das Parlament Bertold

Kamm (SPD) und Ernst Lechner (CSU). In 
seiner Antrittsrede dankt Heubl seinem 
Vorgänger Rudolf Hanauer, der sich „in die 
Geschichte dieses Hauses eingeschrieben 
und um Bayern verdient gemacht“ habe. 
Hanauer war 24 Jahre lang Abgeordneter 
des Bayerischen Landtags, davon mehr als 
18 Jahre Parlamentspräsident. Kein anderer 
Landtagspräsident in der 160jährigen baye
rischen Parlamentsgeschichte präsidierte 
länger ohne Unterbrechung.

6. November 1978  385

Der Landtag wählt den 63-jährigen CSU- 
Parteivorsitzenden Franz Josef Strauß zum 
neuen Ministerpräsidenten.

Von 200 anwesenden Abgeordneten stim
men 125 für Strauß, 71 gegen ihn. Vier 
Stimmzettel werden unverändert abgege
ben. Strauß selbst nimmt am Wahlgang 
nicht teil. In seiner Jungfernrede betont er, 
dass er als bayerischer Ministerpräsident „in 
der Verpflichtung einer Tradition“ stehe. 
Strauß erwähnt die Namen Schäffer, Hoeg
ner, Ehard und Seidel und „mit besonderer 
Achtung und Wertung“ Alfons Goppel.
Die freiheitliche, offene, leistungsfähige 
und deswegen menschliche Rechtsordnung 
baue auf drei Säulen auf, erklärt Strauß: 
„Auf dem demokratischen Rechtsstaat, auf 
der parlamentarischen Demokratie, auf der 
sozialen Marktwirtschaft.“ Keine Säule kön
ne herausgebrochen werden, ohne dass das 
Gebäude im Laufe der Zeit zusammenbre
chen würde.

7. November 1978  386

Die neue Regierung wird vor dem Landtags-
plenum vereidigt. In der 17köpfigen Regie
rungsmannschaft von Strauß sind vier Neu-
linge.

Aufsehen erregt die Besetzung des Innenmi
nisteriums. Strauß wählte dafür den CSU 
Generalsekretär   Gerold   Tandler,   dessen
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Parteiamt Edmund Stoiber übernimmt. Die 
Berufung Tandlers wird von der Opposition 
heftig attackiert, weil er kein Jurist ist. Den 
seit der Wahl von Erich Kiesl zum Münch
ner Oberbürgermeister verwaisten Staatsse
kretärsstuhl im Innenministerium nimmt 
Franz Neubauer ein, vorher Justizstaatsse
kretär. Nachfolger von Franz Heubl als 
Staatsminister für Bundesangelegenheiten 
wird der langjährige Münchner CSUBun
destagsabgeordnete Peter Schmidhuber. 
Für Franz Sackmann übernimmt der erst 
34jährige Hofer Abgeordnete Georg von 
Waldenfels den Staatssekretärsposten im 
Wirtschaftsministerium. Heinz Rosenbauer,

bislang Landtagsvizepräsident, wird Staats
sekretär im Arbeitsministerium.
Gegenüber der Presse sagt Strauß, die Frak
tion habe mehr Veränderungen gewünscht. 
Er sei sich aber der Devise treu geblieben: 
„Nicht mit dem Schwert durch die Gegend, 
keine Nacht der langen Messer, keine abge
hackten Köpfe.“ Stellvertreter des Minister
präsidenten bleibt Justizminister Hiller
meier. Einzige organisatorische Änderung 
ist die Eingliederung der Münchner Dienst
stelle des Staatsministers für Bundesangele
genheiten in die Staatskanzlei. Die neue 
Regierung wird von den Oppositionspar
teien geschlossen abgelehnt.

Präsident Heubl gratuliert Strauß zu seiner Wahl
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14. November 1978  387*

In seiner ersten Regierungserklärung ver-
spricht Ministerpräsident Franz Josef Strauß 
mehr Bürgernähe der Verwaltung, fordert 
Zurückhaltung des Staates bei der Verschul-
dung, bricht eine Lanze für die berufliche 
Bildung und unterstreicht die Bedeutung 
des Föderalismus für die Demokratie.

Die Eigenstaatlichkeit Bayerns will Strauß 
„ohne Nachgiebigkeit“ verteidigen. Bayeri

Vereidigung des Kabinetts Strauß I (von links): Justizminister Hillermeier, Innenminister Tandler, 
Kultusminister Maier, Finanzminister Streibl, Wirtschaftsminister Jaumann, Landwirtschaftsminister 
Eisenmann, Sozialminister Pirkl, Umweltminister Dick (von hinten die Staatssekretäre Vorndran, 
BerghoferWeichner, Meyer, v. Waldenfels).

sche Politik bedeute aber nicht nur, Bayern 
zu gestalten und in der Bundesrepublik mit
zuentscheiden, sondern ebenso „Verant
wortung für das ganze Deutschland und Be
kenntnis zu Europa“. Strauß: „Unser Ziel 
bleibt ein politisch gefestigtes, wirtschaftlich 
gesundes, in sozialem Frieden lebendes, in 
lebendiger Tradition stehendes, seiner deut
schen Aufgabe und europäischen Verpflich-
tung bewusstes Bayern.“
Bürokratischen Wildwuchs will der Minis
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terpräsident im Interesse der Bürger be
schneiden. Es sei zu prüfen, inwieweit 
Staatsaufgaben durch Gesetz oder Verord
nung geregelt werden müssten oder ob sie 
nicht einfacher in gesetzesfreier Verwaltung 
erfüllt werden könnten. Die Gebietsreform, 
die vor Jahren den Widerspruch des CSU 
Parteichefs auslöste, will er insgesamt nicht 
antasten, sondern lediglich einige Korrektu
ren vornehmen. Ein weiteres Anliegen des 
neuen Ministerpräsidenten sind eine maß
volle Finanzpolitik und die Zurückhaltung 
des Staates bei der Verschuldung.
Zur Bildungspolitik sagt Strauß, es gehe 
nicht um „eine Schule für alle, sondern die 
richtigen Schulen für jeden“. Der gut ausge
bildete Facharbeiter, Handwerker, Werk
meister oder Techniker werde von der Ge
sellschaft ebenso benötigt wie der qualifi-
zierte Akademiker. Das „Wissen um die 
Geschichte“ müsse bei der Jugend verstärkt 
werden.
Zwei Tage später antwortet die Opposition 
dem Regierungschef. Helmut Rothemund 
(SPD) bezeichnet die Regierungserklärung 
als Mischung aus „hehren Zielen, Allge
meinplätzen und Selbstverständlichkeiten“. 
Strauß habe es geschafft, „das personell 
schwächste Kabinett seit 1962 zu berufen“. 
Die Qualifikation von Innenminister Tand-
ler könne sich in keiner Weise mit der des 
früheren Innenministers Bruno Merk mes
sen. Der Schritt vom Bundes zum Lan
despolitiker sei Strauß nicht gelungen. Er 
sei immer noch der Bonner Oppositionelle, 
der seine Konfliktstrategie beibehalte. 
HansJürgen Jaeger (FDP) kündigt für seine 
Fraktion einen sachlichen Dialog an. Die 
FDP werde dem Streit um Sachfragen nicht 
aus dem Weg gehen. Des täglichen Gezänks 
der Parteien seien die Bürger allerdings  
überdrüssig. CSUFraktionsvorsitzender 
August Lang fasst seinen Eindruck in dem 
Satz zusammen: „Heute hörten wir Politi
ker, am Dienstag aber den Staatsmann.“

5. Dezember 1978  388

Der „Radikalenerlass“ und die damit ver-
bundene Überprüfung von Bewerbern für 
den öffentlichen Dienst werden von Regie-
rung und CSU-Sprechern nachdrücklich 
verteidigt, von SPD und FDP scharf atta-
ckiert.

Ausgelöst ist die Debatte durch Große An
fragen von CSU und SPD. Der CSUFrak
tionsvorsitzende August Lang bezeichnet es 
als das Selbstverständlichste jeder gesunden 
Demokratie, dass Extremisten jedweder 
Couleur vom öffentlichen Dienst fern gehal
ten werden. Dagegen spricht Günter Wirth 
(SPD) von einer „ausufernden, inquisitori
schen Tendenz der Überprüfungspraxis“. 
Sie treffe in erster Linie junge Menschen 
und erzeuge vor allem bei Schülern ein „Un
terwerfungsbedürfnis“.
Der für Beamtenrecht zuständige Finanz
minister Max Streibl unterstreicht die Not
wendigkeit der Einzelfallprüfung und der 
Regelanfrage beim Verfassungsschutz. Nur 
in einem Einstellungsgespräch könne her
ausgefunden werden, ob ein Bewerber seine 
Haltung geändert habe. Politischer Schaden 
entstehe nicht aus der Überprüfung der Be
werber, sondern aus dem irreführenden Ge
rede von „Berufsverbot“ oder „Gesinnungs
schnüffelei“. In fünf Jahren seien in Bayern 
von 100 000 Bewerbern nur 90 abgewiesen 
worden. Innenminister Gerold Tandler be
dauert, dass die kommunistischen Kampa
gnen gegen den Extremistenbeschluss einen 
seriösen Anstrich erhalten hätten, weil sich 
auch Demokraten der gleichen Argumente 
und Schlagworte bedienten.
KarlHeinz Hiersemann (SPD) meint, der 
Schaden sei inzwischen größer als der Nut
zen. Man dürfe die Freiheit „nicht zu Tode 
schützen“. Für die Ablehnung eines Bewer
bers reiche seine Gesinnung nicht aus, ent
scheidend sei sein tatsächliches Verhalten. 
Gerhard Zech (FDP) warnt, die junge Ge
neration „zunehmend zu verunsichern“. 
Schutzmaßnahmen des Staates gegen Ver
fassungsfeinde  dürften  nicht  die  persön
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lichen Freiheitsrechte überwuchern. Ri
chard Hundhammer (CSU) äußert dagegen 
die Befürchtung, die bayerische Praxis bei 
der Extremistenüberprüfung sei noch viel zu 
liberal. (323)

21. Februar 1979  389

Mit einem Eklat endet eine sechsstündige 
Debatte über das Bund-Länder-Verhältnis. 
Die SPD fühlt sich von Ministerpräsident 
Strauß brüskiert und verlässt den Plenarsaal.

Auf eine Große Anfrage der Liberalen ant
wortet der Regierungschef, die Gemein
schaftsaufgaben sollten bei vollem Aus
gleich der Bundesmittel wegfallen. Die not
wendige Zweidrittelmehrheit in Bundestag 
und Bundesrat zeichne sich jedoch „auch 
nicht am fernsten Horizont“ ab. Strauß plä
diert für eine Verlagerung von Zuständig
keiten auf die Länder und erwähnt u.a. den 
Naturschutz und die Landschaftspflege, all-
gemeine Grundsätze des Hochschulwesens, 
das Versammlungsrecht, den Bergbau, die 
Förderung der wissenschaftlichen For
schung und die wirtschaftliche Sicherung der 
Krankenhäuser. Mit Rahmengesetzen solle 
sich der Bund beim Vereinsrecht, bei der 
Abfallbeseitigung, der Luftreinhaltung und 
der Lärmbekämpfung begnügen.
HansJürgen Jaeger stellt namens der FDP 
den Grundsatz auf: „So viel LänderSelbst
ständigkeit wie möglich, so viel Bundesein
heitlichkeit wie nötig.“ Wie Strauß beklagt 
auch Jaeger, dass in den letzten Jahren die 
Länderkompetenzen immer mehr ausge
höhlt worden seien. Helmut Rothemund 
erinnert den Ministerpräsidenten daran, 
dass er bei der Einführung der Gemein
schaftsaufgaben 1968 als Bundesfinanzminis-
ter „noch auf der falschen Seite gestanden“ 
sei. Kurt Faltlhauser (CSU) hält der Bun
desregierung vor, die Mischfinanzierung 
ständig rechtswidrig zu gebrauchen und 
Bayern zu benachteiligen.
Als Strauß in seinem Schlusswort den SPD
vorwurf energisch zurückweist, die bayeri

sche Staatsregierung betreibe im Bundesrat 
politische Polarisierung, wollen die Sozial
demokraten die Diskussion wieder aufneh
men. Der Oppositionsantrag, der Regie
rungschef solle zumindest am nächsten Tag 
dem Parlament erneut Rede und Antwort 
stehen, wird wegen anderer Termine des 
Ministerpräsidenten von der Mehrheitsfrak
tion abgelehnt. Die SPDFraktion verlässt 
daraufhin unter Protest den Plenarsaal.
In einer Presseerklärung begründet die SPD 
ihren Auszug damit, dass sie nicht mehr 
bereit sei, die „Gastspiele“ des Ministerprä
sidenten im Parlament hinzunehmen, der 
bei seinen Terminplanungen auf den Land
tag keine Rücksicht nehme. Mit seinen Dis
kussionsbeiträgen im Plenum habe er im 
Übrigen bewiesen, „dass er sich von seinem 
bekannten Stil, den politischen Gegner nach 
Bierzeltmanier zu verunglimpfen, auch als 
Ministerpräsident nicht lösen kann“. Die 
FDP schließt sich der Schelte an und hält 
Strauß „unerträgliche Arroganz und Schul
meisterei“ vor. Der CSUFraktionsvorsit
zende August Lang nennt die Kritik „durch
sichtig und lächerlich“.

22. März 1979  390

Die Opposition nimmt bei der Beratung des 
Etats des Ministerpräsidenten die bisherige 
Arbeit des Strauß-Kabinetts scharf aufs 
Korn.

„In diesem Land stirbt jeden Tag ein Stück
chen Liberalität“, klagt der SPDFraktions
chef Rothemund. Strauß und seine Regie
rung missbrauchten Steuergelder für Öffent
lichkeitsarbeit und verstießen damit gegen 
die „Wettbewerbsgleichheit der Parteien“. 
Die Einstellung des Ministerpräsidenten ge
genüber dem Landtag zeuge nicht von Re
spekt. Sein Interesse an der Landespolitik 
sei gering, „liebste Beschäftigung“ sei ihm 
die Außenpolitik. HansJürgen Jaeger 
(FDP) hält Strauß für einen „zögernden Mi
nisterpräsidenten“, der die erweckten Er
wartungen bisher nicht erfüllt habe.
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Strauß kontert, die Opposition werde „kein 
bundespolitisches Geschäft machen, wenn 
sie alles schlecht macht, was in Bayern getan 
wird“. Die Wähler, die der CSU zur Mehr
heit verholfen hätten, würden damit „belei
digt und für dumm verkauft“. CSUFrak
tionsvorsitzender August Lang betont, 
Strauß habe die Regierungszügel fest in der 
Hand und sei im Land „stärker präsent, als 
es der Opposition lieb ist“. Die SPD suche 
die „totale Konfrontation“ und nehme die 
Bundesregierung in Schutz, deren Politik 
„gegen Bayern ausschlägt“.

24. Juli 1979  391

Als Wahlkampfauftakt des Kanzlerkandida-
ten Franz Josef Strauß wertet die Opposi-
tion eine Regierungserklärung zu „einigen 
wichtigen Problemen zwischen Bund und 
Ländern“.

Strauß, der nach einem unionsinternen 
Machtkampf Anfang Juli von der CDU/ 
CSUBundestagsfraktion zum Kanzlerkan
didaten für die Bundestagswahl 1980 nomi
niert wurde, beschäftigt sich in seiner Regie
rungserklärung u. a. mit der Mitwirkung der 
Länder beim Erlass von EGVorschriften, 
der Umsatzsteuerverteilung, dem Asylrecht 
und der Energiepolitik. Er setzt sich mit 
Vehemenz für den Bau eines integrierten 
Entsorgungszentrums für Kernkraftwerke 
im niedersächsischen Gorleben ein und 
meint, dies sei „kein technisches, auch kein 
sicherheitstechnisches Problem, sondern ei
ne politische Frage, die man als Stunde der 
Wahrheit bezeichnen kann“. SPD und FDP 
verfolgten einen energiepolitischen Zick
zackkurs. Einzelne Gruppen würden Bun
deskanzler Schmidt sogar über die „Klinge 
der Kernenergie springen lassen“.
Der SPDFraktionsvorsitzende Rothemund 
wirft zwei Tage später Strauß vor, in wichti
gen landespolitischen Fragen „auf Tauchsta
tion“ gegangen zu sein. Seit Strauß regiere, 
sei „vieles nicht geschehen, was hätte ge
schehen sollen“. Rothemund macht dafür

Wahlplakat der CSU für Bundestagswahl 1980

die Kanzlerkandidatur des Ministerpräsi
denten verantwortlich, um die er sich mehr 
kümmere als um landespolitische Fragen. 
Schließlich hält er dem Regierungschef vor, 
er wolle sich vor der politischen Verantwor
tung für atomare Zwischenlagerung in den 
Bundesländern drücken. Es sei makaber, 
dass dies ausgerechnet Strauß tue, der am 
massivsten für die Kernenergie eintrete.
Der FDPFraktionsvorsitzende HansJür
gen Jaeger bezeichnet die Rede des Minis
terpräsidenten als eine „Kombination von 
Regierungserklärung und Wahlkampfrede“.
Ebenso gebe sich Strauß als Zwischending 
von Ministerpräsident und Kanzlerkandi
dat, einerseits landesväterlich nach „Gott 
mit Dir, Du Land der Bayern“, andererseits 
ehrgeizig und schrill mit „Zum Rhein, zum 
Rhein, zum deutschen Rhein“.
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27. Juli 1979  392

Gegen das Votum von SPD und FDP nimmt 
die CSU-Mehrheit eine Nachkorrektur der 
Gemeindegebietsreform vor, wie sie Minis-
terpräsident Strauß bei seinem Regierungs-
antritt versprach.

42 Verwaltungsgemeinschaften werden wie
der aufgelöst. 210 Gemeinden erhalten so
mit ihre frühere Selbstständigkeit zurück. Bei 
der achtwöchigen Beratung lagen den Abge
ordneten 70 Anträge und 150 Eingaben vor. 
Die SPD stellt die Kriterien der Reform in 
Frage und bedauert, dass auch eingemeinde
te Kommunen die Chance erhalten müssten, 
wieder selbstständig zu werden. Der Grund
satz der Gleichbehandlung sei somit ver
letzt.
Die von der SPD angestrengte Klage gegen 
die Nachkorrektur wird vom Verfassungsge
richtshof abgewiesen. Skeptisch kommen
tiert die „Bayerische Gemeindezeitung“ den 
„letzten Akt“ der Gebietsreform: Ob er 
wirklich notwendig gewesen sei, „wird man 
wohl nie mit letzter Sicherheit wissen“. 
Wenn der Staat den Protesten nicht so 
schnell stattgegeben hätte, „wäre zu erpro
ben gewesen, wo sich eine Verwaltungsge
meinschaft bewährt und wo nicht“. (309, 
356, 478, 518)

29. November 1979  393

Wegen der Abschiebung asylsuchender Bür-
ger aus der CSSR durch bayerische Grenz-
behörden fordert die SPD die Entlassung 
von Innenminister Gerold Tandler. Der An-
trag wird bei FDP-Enthaltung von der CSU 
abgelehnt.

Die Abschiebung der beiden tschechoslowa
kischen Staatsangehörigen Cermak und Zil
ka im Jahr 1978 ist kein Einzelfall. Am 
20. November berichtete Innenminister 
Tandler von weiteren Fällen, weil die Be
hörden die Asylanträge wohl als „unschlüs
sig betrachtet“ hätten. Tandler räumte ein, 
„so etwas darf nicht geschehen und durfte

Gerold Tandler

nicht geschehen“. Er gab weiter zu: „Die 
Dinge mögen rechtlich in Ordnung sein, 
politisch waren sie auf alle Fälle falsch.“ Die 
Sozialdemokraten vermuteten jedoch, dass 
an den bayerischen Grenzstationen zur Ein
dämmung des Asylantenstroms eine harte 
Linie verfolgt wird, wie sie die Staatsregie
rung vom Bundesgesetzgeber verlangt.
Die Entlassung von Minister Tandler und 
seinem Staatssekretär Franz Neubauer for
dert im Plenum der SPDFraktionsvorsit
zende Helmut Rothemund mit der Begrün
dung, beide hätten die politische Verant
wortung für die „Asylaffäre“ zu tragen. Wer 
abschiebe, helfe mit, den Machtbereich der 
Ostblockländer abzusichern. Aus der Sicht 
der Betroffenen seien Beamte, die so ver
fahren, „Gehilfen derer, vor denen sie 
flüchten“. Die Affäre habe schwere Verstö-
ße untergeordneter Behörden offen gelegt, 
die dem Innenministerium unterstünden.
Für die CSU erklärt Fraktionsvorsitzender 
August Lang, der Innenminister und sein 
Staatssekretär besäßen das uneingeschränk
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te Vertrauen der Regierungspartei. Die 
Rücktrittsforderung sei „absurd und lächer
lich“. Innenminister Gerold Tandler wirft 
der SPD vor, es gehe ihr gar nicht um Fra
gen der Humanität, sondern sie wolle ledig
lich „einen Skandal inszenieren“. Minister
präsident Franz Josef Strauß bezeichnet die 
SPDForderung nach Tandlers Rücktritt als 
ein „Schauspiel seltener Heuchelei und Ab
gefeimtheit“.
Die zeitweise tumultartige Plenardebatte er
reicht ihren Siedepunkt, als Rothemund ein
gestehen muss, aufgrund eines fehlerhaften 
Zitats Tandler zu Unrecht der Lüge gezie
hen zu haben. Der SPDFraktionschef stütz
te sich auf das Protokoll einer Fernsehsen
dung, das Tandlers Worte nicht korrekt wie
dergab. Die CSU pocht daraufhin auf eine 
Entschuldigung Rothemunds. Er macht sie 
jedoch wiederum von einer Entschuldigung 
des Regierungschefs abhängig, der ihm vor
warf, bewusst die Unwahrheit zu verbreiten. 
Zur Aufklärung der AsylAffäre beantragt 
die Opposition einen Untersuchungsaus
schuss, der am 27. Februar 1980 vom Ple
num eingesetzt wird. Die Ablehnung von 
Beweisanträgen durch die CSUMehrheit 
führt zu einem Rechtsstreit vor dem Verfas
sungsgerichtshof. Am 29. Juli 1981 entschei
den die Richter, dass die Parlamentsmehr
heit nicht an die Anregungen der Minder
heit gebunden ist, die Erhebung bestimmter 
Beweise anzuordnen. (412)

27. Februar 1980  394

Für hervorragende Wissenschaftler und 
Künstler errichtet der Landtag den „Bayeri-
schen Maximiliansorden“. Er knüpft an die 
Tradition des 1853 von König Max II. gestif-
teten Ordens an.

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung, den 
Ministerpräsident Strauß in seiner ersten 
Regierungserklärung ankündigte, wird bei 
Stimmenthaltung der SPD und eines Teils 
der FDP verabschiedet. Die Sozialdemokra
ten wollen keinen Rückgriff auf die Monar

Bayerischer Maximiliansorden

chie bei einem „republikanischen Orden“. 
Die von Rolf Langenberger vorgetragene 
Alternative, einen „Bayerischen Albrecht
DürerOrden für Wissenschaft und Kunst“ 
zu schaffen, stößt bei der CSU auf taube 
Ohren.
Ministerpräsident Franz Josef Strauß sieht 
in dem SPDVorschlag ein „etwas gestörtes 
Verhältnis zur bayerischen Geschichte vor 
1918“ und fragt: „Warum sollten wir eine 
Tradition verleugnen, die dem Freistaat 
Bayern nur zur Ehre gereicht.“ Für einen 
anderen Ordensnamen gebe es keinen 
Grund, denn schließlich heiße das von Kö
nig Max II. erbaute Maximilianeum auch 
nicht „AlbrechtDürerHaus“.
Das Ordenszeichen des „Bayerischen Maxi
miliansordens für Wissenschaft und Kunst“ 
besteht aus einem blauemaillierten goti
schen Kreuz mit weißem Rand und vier 
Strahlen, umgeben von einem weißen gold
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bordierten Ring. Es wird an einem weißen 
Band mit blauer Randeinfassung um den 
Hals getragen. Vorschlagsrecht für die Ver
leihung haben der Ministerpräsident, für ih
re Geschäftsbereiche die Staatsminister so
wie die beiden Ordensabteilungen. Die Vor
schläge werden vom Ordensbeirat, beste
hend aus den Präsidenten von Landtag und 
Senat, dem Stellvertreter des Ministerpräsi
denten, dem Kultusminister und Vertretern 
von wissenschaftlichen und künstlerischen 
Institutionen, geprüft. Die letzte Entschei
dung trifft der Ministerpräsident. Die Zahl 
der Ordensträger soll laut Gesetz 100 nicht 
übersteigen.
Erstmals verleiht Ministerpräsident Franz 
Josef Strauß den neuen Orden am 9. De
zember 1981 an 19 Persönlichkeiten. Unter 
ihnen sind Prof. Adolf Butenandt, Prof. 
Karl Ritter von Frisch, Prof. Heinz Maier
Leibnitz, Prof. Theodor Maunz, die Kom
ponisten Werner Egk und Carl Orff, der 
Historiker Golo Mann und der Schauspieler 
Heinz Rühmann.

27. März 1980  395

Die Überprüfung von umstrittenen Härte-
fällen bei der Vergabe von Studienplätzen 
endet nach mehr als vierjähriger Untersu-
chung. Dabei deckte der Ausschuss eine gro-
ße Zahl von Fehlentscheidungen auf.

Der am 29. 1. 1976 auf SPDAntrag einge
setzte und in der 9. Wahlperiode fortgeführ
te Untersuchungsausschuss endet mit zwei
erlei Berichten. Ausschussvorsitzender Ri
chard Hundhammer betont in der Schlussde
batte vor dem Plenum, beim Zulassungsver
fahren seien weder unlautere noch gesetzes
widrige Einflussnahmen auf die Anerken-
nung von Härtefällen festgestellt worden. 
Allerdings seien viele Entscheidungen der 
Universitätsverwaltungen falsch gewesen. 
Dank der Ausschussarbeit habe sich dies 
geändert.
Klaus Warnecke spricht dagegen als SPD 
Vertreter im Ausschuss von einem  „Ab

grund von Korruption“, einem „schwarzen 
Sumpf von Beziehungen“, wenn auch Geld 
mit Sicherheit keine Rolle gespielt habe. Im 
SPDBericht werden vor allem die Fehlent
scheidungen der Münchner LudwigMaxi
miliansUniversität zitiert. Die Opposition 
vermutet, offensichtlich seien „Bewerber zu 
Unrecht berücksichtigt worden, die aus so
zial höher eingestuften Kreisen kommen“. 
Warnecke merkt ironisch an, er habe aus 
den ärztlichen Attesten viel gelernt, bei
spielsweise, dass es eine „Zulassungsneuro
se“ gebe, diagnostiziert von einem Nerven
arzt, die am besten durch Zulassung des 
Bewerbers zu heilen sei.
Der Untersuchungsausschuss überprüfte ins
gesamt 1 186 Zulassungsunterlagen des Win
tersemesters 1975/76. Sehr hoch war die 
Fehlerquote bei den positiv entschiedenen 
Anträgen auf Zulassung zu einem Numerus
claususFach. Von 329 untersuchten Härte
fällen, bei denen vom Bewerber nachgewie
sen werden musste, dass sich seine Abiturno
ten aus sozialen oder gesundheitlichen 
Gründen verschlechterten, stuften die Ab
geordneten 71 als falsch entschieden ein. 27 
waren Grenzfälle, 61 weitere Härtefälle 
ebenfalls falsch, aber ohne Auswirkungen 
auf andere Bewerber.
Gravierendster Fall für die SPD ist der Sohn 
eines Münchner Journalisten, der mit einem 
Notendurchschnitt von 4,0 einen Studien
platz in Zahnmedizin eroberte, obwohl nor
malerweise ein Schnitt von 1,7 nötig gewe
sen wäre. Klaus Warnecke erklärt dies da
mit, dass der Vater, der CSU nahestehend, 
den persönlichen Referenten des Kultusmi
nisters eingeschaltet habe.

7. Mai 1980  396

Im Erziehungs- und Unterrichtsgesetz wird 
die Sexualerziehung verankert. 23 CSU-Ab-
geordnete stimmen mit Nein, zehn enthal-
ten sich der Stimme. Sie protestieren dage-
gen, dass eine Befreiung vom Unterricht 
nicht möglich ist.
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Die gesetzliche Grundlage für die schulische 
Sexualerziehung, die es in Bayern bereits 
seit 1968 gibt, machte ein Urteil des Bundes
verfassungsgerichts notwendig. Im Jahr 
1977 entschieden die Richter, der Staat sei 
berechtigt, unter Rücksichtnahme auf die 
natürlichen Erziehungsrechte der Eltern in 
der Schule die Sexualerziehung einzufüh
ren. Bei fächerübergreifendem Unterricht 
sei sie nicht von der elterlichen Zustimmung 
abhängig. Voraussetzung sei aber ein 
Gesetz.
Eine Anhörung Anfang 1979 im kulturpoli
tischen Landtagsausschuss ergab für den Ge
setzentwurf des Kultusministeriums breite 
Zustimmung von Eltern, Schülern, Lehrern 
und Kirchen. Lediglich von konservativer 
katholischer Seite kam Kritik, vertreten 
durch zwei Professoren der Theologie. Sie 
verlangten eine „Erziehung zu Keuschheit 
und Liebe“, stellten eine Verbindung zwi
schen schulischer Aufklärung und zuneh
menden Schwangerschaften junger Mäd
chen her und plädierten an das „natürliche 
und christliche Gewissen“ der Abgeordne
ten: „Haben Sie Erbarmen mit Ihren klei
nen Kindern!“ Diese massiven Bedenken 
veranlassten die CSUFraktion, das längst 
überfällige Gesetz erneut auf die lange Bank 
zu schieben.
Die Abstimmung im Landtagsplenum zeigt, 
dass eine beträchtliche Minderheit der CSU 
die gesetzliche Festschreibung der Sexualer
ziehung nicht aufhalten kann, nachdem SPD 
und FDP geschlossen dafür plädieren. Bar
bara Stamm (CSU) vertritt die Mehrheit 
ihrer Fraktion: Das Elternrecht werde nicht 
ausgehöhlt, der Unterricht erfolge „alters
gemäß, fächerübergreifend und unter Wah
rung der unterschiedlichen Wertvorstellun
gen“. Ein eigenes Fach Sexualerziehung wä
re pädagogisch ebenso falsch, argumentiert 
sie, wie die Forderung der CSUMinderheit, 
Kinder vom Unterricht abmelden zu 
können.
Gegen eine „zwangsweise Sexualerziehung“ 
spricht Maria GeißWittmann (CSU), die 
sich auf die Persönlichkeitsrechte beruft.

Das Grundgesetz billige dem Menschen das 
Recht zu, seine Einstellung zum Geschlecht
lichen selbst zu bestimmen. Damit könne 
jedermann grundsätzlich darüber befinden, 
ob er den Eingriff eines Dritten hinnehmen 
wolle. Viele Eltern seien in der Lage, die 
Sexualerziehung allein durchzuführen, wes
halb Freiwilligkeit in der Schule besser sei 
als Zwang. Besonders bei weltanschaulich 
kontroversen Themen im Sexualbereich 
fühlten sich die Eltern in ihren Rechten 
verletzt. Nach der Abstimmung erklärt Tho
mas Goppel (CSU) das Nein der Minderheit 
in seiner Fraktion damit, dass der beschlos
sene Gesetzestext das „naturgegebene El
ternrecht“ zu wenig berücksichtige.

8. Mai 1980  397

Ein Kompromiss innerhalb der CSU beendet 
das monatelange Hickhack um die Neurege-
lung der Feiertage in Bayern. Stufenweise 
werden damit das Fronleichnamsfest sowie 
der Buß- und Bettag und Allerheiligen lan-
desweite Festtage.

Zur Vereinheitlichung der je nach katholi
schen oder protestantischen Landesteilen 
verschiedenen Feiertage gab es seit 1950 
mehrere Anläufe, die allesamt am Ein
spruch der Wirtschaft oder der Kirchen 
scheiterten. Ende 1979 zeichnete sich im 
Landtag zwischen den Fraktionen eine ein
vernehmliche Lösung ab. Trotz des gehar
nischten Protests der Wirtschaftsverbände 
waren sich der Großteil der CSUFraktion 
und die SPDOpposition einig, dass es für 
das gesamte Staatsgebiet 14 gesetzliche Fei
ertage geben solle.
Die Entscheidung wurde überraschend auf 
Wunsch der CSU vertagt, nachdem die Be
denken der Wirtschaft bei Ministerpräsident 
Franz Josef Strauß auf offene Ohren gesto
ßen waren. Bei einem MammutHearing der 
CSUFraktion im März 1980 standen sich 
die Standpunkte erneut unversöhnlich ge
genüber. Aus 183 Wortmeldungen ging her
vor, dass Arbeitnehmer und Kirchen auf 14
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einheitliche Feiertage pochten, während die 
Unternehmerseite allenfalls 13 akzeptieren 
wollte. Die Wirtschaft sprach von Arbeits
platzgefährdung, Umsatzeinbußen und Ab
wanderungsplänen, Vertreter der katholi
schen Kirche erinnerten an den „religiösen 
Reichtum Bayerns“ und nannten die Feier
tage „Wegstationen des Atemholens der 
Seele“, die gerade der in der Wirtschaft 
stehende Mensch benötige.
Die in der CSUFraktion schließlich ausge
handelte Lösung bringt für die überwiegend 
katholischen Gebiete Bayerns 14 Feiertage, 
ab 1984 für die überwiegend protestanti
schen 13, weil Allerheiligen fürs ganze Land 
dazukommt. Für die katholischen Lan
desteile bleibt das Fest Maria Himmelfahrt 
am 15. August reserviert. Im Plenum er
klärt der CSUFraktionsvorsitzende August 
Lang, der Kompromiss vermeide zwar die 
volle Belastung der Wirtschaft. Die Situa
tion der Betriebe werde aber trotzdem sorg
fältig beobachtet, um notfalls die finanzielle 
Förderung zu überprüfen.
Die Debatte findet in erregter Stimmung 
statt. Die CSU verlässt zeitweise den Plenar
saal aus Protest gegen FDPAttacken auf 
Wirtschaftsminister Jaumann. Der SPD 
Fraktionsvorsitzende Helmut Rothemund 
bezeichnet den Feiertagsstreit als ein „Lehr
stück für das Versagen einer politischen 
Mehrheit“. Die SPD sei nicht bereit, ein 
„Torso abzusegnen“, das wieder keine Ein
heitlichkeit bringe. Ein Feiertag in katholi
schen Regionen, zwei in protestantischen 
mehr veranlassen HansJürgen Jaeger zu 
der Frage, „ob wir uns so etwas leisten 
können“. Er befürchtet, dass sich Firmen bei 
ihren Investitionsentscheidungen gegen 
Bayern stellen würden, weil es hier bundes
weit die meisten Feiertage gebe.
Gegen die Stimmen der beiden Oppositions
parteien wird das neue Feiertagsgesetz ver
abschiedet. Lediglich fünf CSUAbgeordne
te enthalten sich der Stimme. Die bayeri
sche Wirtschaft nimmt die Abstimmung 
„verbittert und tief enttäuscht“ zur Kennt
nis, denn dadurch würden Arbeitsplätze

verloren gehen, die nun in Bayern unwirt
schaftlicher seien als in anderen Bundeslän
dern. (76, 543)

1. Juli 1980  398

Die Opposition attackiert die Staatsregie-
rung wegen ihrer Drohung, den ARD-Ver-
trag zu kündigen.

Auf einer Sondersitzung, an der auch der 
Intendant des Bayerischen Rundfunks, 
Reinhold Vöth teilnahm, beschloss die 
Staatsregierung, den ARDStaatsvertrag zu 
kündigen, wenn „die Unausgewogenheit 
und Einseitigkeit der ARDBerichterstat
tung nicht beendet wird“. Anlass war die 
Weigerung der FernsehChefredakteure, in 
einem Bericht über den Weltwirtschaftsgip
fel in Venedig nicht nur Bundeskanzler 
Schmidt, sondern auch den Kanzlerkandida
ten der Union, Franz Josef Strauß, zu Wort 
kommen zu lassen.
Im Landtag werfen Sprecher der Opposition 
CSU und Staatsregierung vor, sie wollten 
die öffentlichrechtlichen Rundfunkanstal
ten in den Griff bekommen und die Journa
listen einschüchtern. Regierung und CSU 
drehen den Spieß um und sprechen ihrer
seits von „Versuchen zur Meinungsunter
drückung in der Bundesrepublik“. CSUGe
neralsekretär Edmund Stoiber vertritt die 
Meinung, 80 Prozent der in den Rundfunk
anstalten tätigen Journalisten seien „Sympa
thisanten der sozialliberalen Koalition“.
Ursel Redepenning (FDP) spricht von ei
nem „ParforceRitt der CSU“ und einer Po
litik der „verbrannten Erde“. Der SPD 
Fraktionsvorsitzende Helmut Rothemund 
vermutet, die CSU wolle aus Strauß im 
Fernsehen bereits „eine Art Gegenkanzler“ 
machen. „Wir wären hier in Bayern zufrie
den“, sagt er, „wenn der Bayerische Rund
funk sich gegenüber uns so benehmen wür
de wie die ARDAnstalten gegenüber der 
Union.“ Sieghard Rost (CSU) sieht dagegen 
„rote Mafia-Methoden“ in einzelnen Rund-
funkanstalten.
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3. Dezember 1980  399

In einer Halbzeitbilanz der Legislaturperio-
de geht Ministerpräsident Franz Josef 
Strauß scharf mit der Bonner Regierungs-
koalition ins Gericht.

Bei der Bundestagswahl am 5. Oktober hat
ten CDU/CSU, deren Kanzlerkandidat 
Strauß war, 44,5 Prozent der Zweitstimmen 
erhalten. Damit konnten SPD und FDP das 
schon vor der Wahl erneuerte Bündnis fort
setzen. Strauß urteilt darüber im Landtag, 
die OktoberWahl habe zwar der Bonner 
Koalition wieder zur Mehrheit verholfen, 
nicht aber zur Regierungsfähigkeit. Bundes
kanzler Helmut Schmidt habe nicht „den 
Mut zur Wahrheit“ aufgebracht, die Bürger 
über die prekäre Wirtschaftslage aufzuklä
ren. 1981 müsse mit einem Stillstand oder 
sogar mit einem Rückgang des Bruttosozial
produkts gerechnet werden. Die Einnah
men der öffentlichen Hand blieben weit hin
ter den Schätzungen zurück. Bayern habe 
aber „sorgfältig gewirtschaftet“ und müsse 
„keinen finanzpolitischen Offenbarungseid 
leisten“.
Am 4. Dezember antwortet die Opposition 
auf die Regierungserklärung. Der SPD 
Fraktionsvorsitzende Helmut Rothemund 
hält Strauß vor, in den zwei Jahren seiner 
Ministerpräsidentschaft „der teuerste Teil
zeitbeschäftigte“ gewesen zu sein, „den 
Bayern jemals hatte“. Der FDPFraktions
chef HansJürgen Jaeger äußert die Vermu
tung, für Strauß sei sein Posten als Minister
präsident nur „ein Amt zweiter Wahl“. Zum 
traurigen Verdienst der Regierung Strauß 
zähle, dass die Regensburger Gymnasiastin 
Christine Schanderl wegen des Tragens ei
ner AntiStraußPlakette in der Schule rele
giert worden sei.

20. Januar 1981  400*

Regierung und Opposition streiten um die 
„bayerische Liberalität“, die sie jeweils für 
sich reklamieren.

Die Sozialdemokraten beschuldigen CSU 
und Staatsregierung zahlreicher Verstöße 
gegen die sogenannte „Liberalitas Bava
riae“. Günter Wirth sagt zur Begründung 
einer Großen Anfrage der SPDFraktion, 
Bayern sei einst Zuflucht freiheitlicher, fort-
schrittlicher und unangepasster Geister ge
wesen. Heute sei der Freistaat zum „Vorrei
ter in umgekehrter Richtung“ geworden. 
Wirth führt die Überprüfung von Bewer
bern für den öffentlichen Dienst an, wo von 
linksverdächtigen Junglehrern ein „politi
scher Ahnennachweis“ verlangt werde. Er 
beklagt auch die Einflussnahme der CSU auf 
den Bayerischen Rundfunk und bedauert, 
dass sich das intellektuelle Spektrum an Bay
erns Hochschulen zunehmend verenge. Lin
ke oder liberale Hochschullehrer müsse man 
mit der Lupe suchen.
Kultusminister Prof. Hans Maier antwortet, 
der „liberale Staat“ müsse ein „starker 
Staat“ sein. Er sichere den Freiheitsraum 
des Bürgers gegen sozialistische Bevormun
dung. Der sogenannte Extremistenbeschluss 
sei notwendig, um die demokratische Frei
heit zu verteidigen. In nahezu acht Jahren 
seien bei weit mehr als 180 000 Einstellun
gen in den öffentlichen Dienst des Freistaa
tes lediglich 114 Bewerber abgelehnt wor
den. „Freiheit heißt nicht einfach Gewäh
renlassen“, betont Maier, und verweist auf 
das Beispiel der Weimarer Republik, die an 
ihrer Liberalität zugrunde gegangen sei.
CSUGeneralsekretär Edmund Stoiber be
tont, seine Partei wende sich gegen linken 
und rechten Radikalismus. Um die Rund
funkfreiheit sei es nirgendwo so schlecht 
bestellt wie in den Ländern, wo die SPD mit 
absoluter Mehrheit regiere. Eberhard 
Puntsch (FDP) wirft der CSU „politischen 
Kannibalismus“ vor: Sie habe sich bisher 
stets den Anstrich von Parteien zugelegt, die 
sie kurz danach aufgefressen habe. Offenbar 
stünden nun die Liberalen auf der „Speise
karte“. KarlHeinz Hiersemann (SPD) hat 
aufgrund der MaierRede keine Hoffnung, 
dass „Liberalität zur Richtschnur dieser Re
gierung werden kann“.
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11. Februar 1981  401

Vor dem Untersuchungsausschuss „Marien-
platz“ bestreitet Ministerpräsident Franz 
Josef Strauß, bei einer Wahlkundgebung am 
23. September 1980 in München den Ein-
satzleiter der Polizei widerrechtlich abge-
setzt zu haben.

Bei der CSUVeranstaltung auf dem 
Münchner Marienplatz anlässlich der Bun
destagswahl traten Gegendemonstranten 
mit Sprechchören und „Stoppt Strauß“Pla
katen auf. Als sich der verantwortliche Ein
satzleiter, Münchens Polizeivizepräsident 
Georg Wolf, unter Hinweis auf die Rechts
lage weigerte einzuschreiten, kam es zu sei
ner umstrittenen Ablösung. Vor dem auf 
Betreiben von SPD und FDP eingesetzten 
Untersuchungsausschuss des Landtags sagte 
er aus, der Regierungschef habe ihn mehr
fach für abgesetzt und abgelöst erklärt.
Ministerpräsident Strauß bestreitet dies vor

Kanzlerkandidat Strauß am 23. September 1980 auf dem Münchner Marienplatz

den Parlamentariern kategorisch, wenn er 
auch einräumt, Wolf „für nicht brauchbar 
und nicht fähig“ gehalten zu haben, um 
einen störungsfreien Ablauf der Kundge
bung zu garantieren. Er habe ihn keines
wegs für abgesetzt erklärt, sondern nur das 
ausgesprochen, „was man beim Militär ei
nen Anschiss nennt“. Seine Mitarbeiter hät
ten daraufhin Kontakt mit dem Innenminis
terium aufgenommen. Mit der Einsatzlei
tung sei daraufhin Polizeipräsident Manfred 
Schreiber betraut worden.
Eine von der SPD beantragte Gegenüber
stellung von Strauß und Wolf lehnt die CSU 
ab. In ihrem Schlussbericht sieht sie es auf
grund der Befragung zahlreicher Zeugen als 
erwiesen an, dass die Ablösung des Einsatz
leiters vom Ministerium verfügt worden sei. 
In der Plenardebatte am 8. April gesteht 
Ausschussvorsitzender Hermann Leeb 
(CSU) dem Beamten allerdings zu, bei ihm 
habe  der  subjektive  Eindruck  entstehen
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können, „der Wunsch des Ministerpräsiden
ten“ sei ein „Befehl“.
SPD und FDP beharren darauf, dass Strauß 
den Polizeivizepräsidenten in „verfassungs
widriger Überschreitung seiner Kompeten
zen“ abgesetzt habe. Sie sehen auch einen 
Verstoß gegen das Ressortprinzip, weil 
Strauß Wolf angewiesen habe, „konkrete 
polizeiliche Einzelmaßnahmen zu ergrei
fen“, um gegen die Störer der Kundgebung 
vorzugehen. KarlHeinz Hiersemann (SPD) 
urteilt über den CSUAusschussbericht mit 
den Worten, „dass nicht sein kann, was nicht 
sein darf“. Was damals in München passiert 
sei, sei „kein Ruhmesblatt für den Frei
staat“. Gerhard Zech (FDP) spricht von 
einer „peinlichen Blamage“ für Strauß.

10. März 1981  402

In seltener Einmütigkeit fordern CSU und 
SPD die Fertigstellung des Rhein-Main-Do-
nauKanals, dem der Bund finanziell das 
Wasser abgraben will.

Auf den Plan gerufen werden beide Parteien 
durch die Absicht des Bundes, die vertrag
lich zugesicherten Mittel so zu kürzen, dass 
der Kanal nicht wie geplant 1989, sondern 
erst nach dem Jahr 2000 fertig würde. Ledig
lich die Freien Demokraten sprechen von 
einem „Prestigeobjekt“, das angesichts der 
wirtschaftlichen Entwicklung überholt sei. 
Der FDPFraktionsvorsitzende HansJür
gen Jaeger schließt sich dem Urteil von Bun
desverkehrsminister Volker Hauff (SPD)

Ausgebaute Altmühl bei Altessing (Luftbildfreigabe Reg. v. MFr. LAN – G 301)
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an, die Wasserstraße sei allenfalls mit dem 
Bau der ägyptischen Pyramiden vergleich
bar: Sie verursache hohe Kosten bei äußerst 
geringem Nutzen.
Für die SPD wäre es dagegen ein „Schild
bürgerstreich“, den Kanal zuzuschütten, 
nachdem zwischen Nürnberg und Kelheim 
nur noch 68 Kilometer fehlen. Helmut Ro
themund nennt die Bonner Finanzplanung 
„unerträglich“. Rückschauend, so meint er, 
könne man vielleicht über das Projekt strei
ten, „aber das ist der Schnee von gestern“. 
Wirtschaftsminister Anton Jaumann unter
streicht, dass der Kanal „aus unabweisbaren 
wirtschafts und strukturpolitischen Grün
den gebraucht“ werde. Eine Bauruine für 
die nächsten 20 oder 30 Jahre sei unverant
wortlich. – Die Kürzungen im Bundeshaus
halt werden nach dem Bonner Regierungs
wechsel im Herbst 1982 rückgängig ge
macht.

11. März 1981  403

Die Massenverhaftung von Jugendlichen 
nach einer gewalttätigen Demonstration in 
der Nürnberger Innenstadt am frühen Mor-
gen des 6. März hat ein parlamentarisches 
Nachspiel.

Im städtischen Jugendzentrum „KOMM“ 
wurden in den Morgenstunden des 6. März 
148 Personen festgenommen wegen des 
Verdachts, an Krawallen teilgenommen zu 
haben, bei denen Schaufenster zu Bruch 
gingen und Autos beschädigt wurden. Noch 
in der Nacht wurden 141 Haftbefehle ausge
stellt. Betroffen waren auch minderjährige 
Schülerinnen und Schüler. Die Polizeibe
hörde rechtfertigte sich, nach den Aus
schreitungen hätten sich die Demonstra
tionsteilnehmer ins „KOMM“ zurückge
zogen.
Vor dem Landtag verteidigen Innenminister 
Gerold Tandler und Justizminister Karl Hil
lermeier das Vorgehen der Sicherheitsbe
hörden. Der Innenminister stuft die Nürn
berger Vorfälle als „erste Anhaltspunkte für

ein Übergreifen gewaltsamer Aktionen nach 
dem Vorbild der HausbesetzerSzene, ins
besondere in Berlin, Freiburg und Göttin
gen auch auf Bayern“ ein. Aus dieser Szene 
entwickle sich ein „neuer Terrorismus“. Der 
Justizminister weist den Vorwurf zurück, 
die Nürnberger Justizbehörden hätten auf 
höhere Weisung gehandelt.
Der SPDFraktionsvorsitzende Helmut Ro
themund spricht von „skandalösen Vorgän
gen“, weil in Nürnberg auch Unschuldige 
verhaftet worden seien. Unverständlich 
nennt er es, dass die Polizei die Sachbeschä
digungen nicht unterbunden, sondern erst 
eingegriffen habe, als sich die Täter unter 
die Gäste des Jugendzentrums gemischt hät
ten. Peter Hürner (FDP) teilt diese Auffas
sung: Nach der Demonstration seien „Un
schuldige einfach in die Gefängnisse ge
karrt“ worden, nach seinen Informationen 
60 bis 70 Personen.
„Außerordentlich unerfreulich“ ist auch für 
den Nürnberger CSUAbgeordneten Gün
ther Beckstein, dass möglicherweise Unbe
teiligte verhaftet worden seien. Skandalös 
nennt er es, den Richtern Rechtsbeugung 
vorzuwerfen, wenn auch die „hektogra
phierten Haftbefehle“ keineswegs seinen 
Beifall fänden. Beckstein: „In Bayern, wo 
man den harten Weg geht, ist die Lage in 
Ordnung, und das wollen wir uns nicht ka
puttmachen lassen.“
Im Januar 1983 stellt die Nürnberger Justiz 
sämtliche Verfahren gegen die „KOMM“ 
Beschuldigten ein.

25. März 1981  404

Eine Große Anfrage der FDP macht die 
unterschiedlichen Positionen in der Auslän-
derpolitik deutlich. Im Gegensatz zu CSU 
und Staatsregierung bekennen sich die Op-
positionsparteien zur vollen Integration.

In Bayern leben fast 700 000 Ausländer 
(bundesweit sind es 4,5 Millionen), unter 
ihnen etwa 150 000 Kinder und Jugendliche. 
Peter Hürner (FDP) vermisst bei der CSU
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ein Konzept für Gastarbeiter, die auf Dauer 
in Deutschland bleiben wollen. Vor allem 
die zweite und dritte Generation der hier 
lebenden Ausländer müssten sozial und kul
turell integriert werden. Auch die SPD be
kennt sich zu dieser Forderung. KarlHeinz 
Müller wirft der Staatsregierung ein „inhu
manes Rotationskonzept“ vor, das sich an 
den Erfordernissen des Arbeitsmarktes aus
richte. Christa Meier (SPD) fordert die Un
terrichtung der Ausländerkinder in Regel
klassen, nicht in Nationalklassen.
Sozialminister Fritz Pirkl setzt der bayeri
schen Ausländerpolitik zwei Ziele: Sie müs
se die „äußere“ Eingliederung fördern, um 
ein möglichst spannungsfreies Zusammenle
ben der nationalen, kulturellen und religiö
sen Minderheiten mit der deutschen Gesell
schaft zu ermöglichen. Andererseits müsse 
man den Ausländern die Pflege und Erhal-
tung ihrer heimatlichen Tradition, Religion, 
Sprache und Kultur ermöglichen. Pirkl be
tont, die Bundesrepublik sei aus wirtschaft
lichen und sozialen Gründen kein Einwan
derungsland. De facto sei sie aber für viele 
Ausländer zur neuen Heimat geworden, da 
„eine Einwanderung tatsächlich stattgefun
den hat“.
Der Sozialminister verlangt die Bekämp
fung der illegalen Zuwanderung und die 
Beibehaltung des Anwerbestopps, wenn 
auch in Ausnahmen aus arbeitsmarktpoliti
schen Gründen eine größere Flexibilität an
zustreben sei. Der Zustrom der Asylbewer
ber müsse auf die tatsächlich in ihrer Heimat 
Verfolgten beschränkt werden. Familien
nachzug für Gastarbeiter dürfe nur gestattet 
werden, wenn eine ordnungsgemäße Woh
nung vorhanden sei. Alle Maßnahmen zur 
Integration der Ausländer müssten ver
suchen, auch Rückkehrfähigkeit und Rück
kehrwilligkeit zu erhalten. Der Bundesre
gierung macht Pirkl den Vorwurf, den Weg 
einer „dauerhaften Integration“ entgegen 
den Beschlüssen der Ministerpräsidenten
konferenz 1978 zu beschreiten.

27. Mai 1981  405

Ein rätselhaftes Absterben von Nadelbäu-
men alarmiert das Parlament.

In einer Sitzung von Landwirtschafts und 
Umweltausschuss wird bekannt, dass vom 
Baumtod nach den Tannen nun auch Fich
ten und Kiefern bedroht seien. Besonders 
betroffen sind Wälder im Raum Altötting/ 
Burghausen, um Ingolstadt und Neuburg an 
der Donau, der Frankenwald und Gebiete 
in der Oberpfalz. Für das Baumsterben in 
Nord und Ostbayern machen die Experten 
des Landwirtschafts und Umweltministe
riums vor allem die Schwefelimmissionen 
aus Industrieanlagen der DDR und der 
CSSR verantwortlich. Einstimmig beauf
tragt der Ausschuss die Staatsregierung, mit 
Hilfe eines Forschungsprogramms den ge
nauen Ursachen des Baumsterbens nachzu
spüren. (422)

Absterbende Fichten im Bayerischen Wald
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11. November 1981  406

Mit einer Änderung des Landesplanungsge-
setzes sichert sich der Landtag ein Mitspra-
cherecht bei der Landesentwicklung.

Das Landesentwicklungsprogramm erhält 
den Charakter einer Rechtsverordnung, die 
nur mit Zustimmung des Parlaments be
schlossen werden kann. SPD und FDP, die 
die Gesetzesänderung ablehnen, wünschen 
das Landesentwicklungsprogramm in Geset
zesform. Außerdem kritisiert die Opposi
tion, dass verbindliche Richtzahlen für die 
Entwicklung von Bevölkerung und Arbeits
plätzen gestrichen werden. Hans Kolo 
(SPD) befürchtet eine Rückkehr zum 
„Wildwuchs der Wirtschaft“. WolfDietrich 
Grosser (FDP) kritisiert, dass die Staatsre
gierung das Ziel gleichwertiger Lebensbe
dingungen in allen Landesteilen verfehlt ha
be. Die Abwanderung in die Ballungsräu
me, eine „Abstimmung mit den Füßen“, 
hänge auch mit den großen Einkommensun
terschieden zusammen. (183, 243, 250, 289, 
354, 524)

11. November 1981  407

Einstimmig beschließt der Landtag ein neu-
es Feuerwehrgesetz.

Es löst ein Gesetz aus dem Jahr 1946 ab, das 
noch von der amerikanischen Militärregie
rung erlassen wurde. Alle Parteien sind sich 
einig, dass Freiwilligkeit und Ehrenamtlich
keit auch künftig die Grundlage des Feuer
löschwesens sein sollen. 300 000 Mitgliedern 
der Freiwilligen Feuerwehren in Bayern ste
hen lediglich 2 250 Berufsfeuerwehrmänner 
gegenüber. Um die Freiwilligen zu ersetzen, 
bräuchte man 40 000 hauptberufliche Kräf-
te. Das neue Gesetz verschafft den Freiwilli
gen Feuerwehren soziale und rechtliche 
Sicherheit. Die Gemeindegebietsreform 
wird der Organisation nicht total zugrunde 
gelegt. Ortsfeuerwehren aufgelöster Kom
munen können als Vereine weiterbestehen.

17. Dezember 1981  408

Zum zweiten Mal seit 1975 macht die Fi-
nanzlage Einsparungen notwendig.

Der Nachtragshaushalt muss aufgrund rück
läufiger Steuereinnahmen ein Finanzie-
rungsloch von 150 Millionen DM stopfen. 
Dies geschieht durch höhere Verschuldung 
und durch Abstriche beim Finanzausgleich 
und den Personalkosten. Bis 1984 werden 
1 380 Planstellen gesperrt und dann eingezo
gen. Davon treffen 711 das Kultusministe
rium. Der Nachtragsetat wird von der Op
position abgelehnt. Die Sozialdemokraten 
rufen nach einem Beschäftigungsprogramm. 
Im Vorfeld der Haushaltsberatungen gab es 
wie 1976 einen Streit zwischen Kultus und 
Finanzminister. Ursache war das öffentliche 
Bedauern von Kultusminister Hans Maier 
über die knappen Etatmittel für die Jugend
arbeit. Finanzminister Max Streibl bestritt, 
dass die Haushaltsrestriktionen zuerst die 
Jugendarbeit getroffen hätten. Er schrieb 
dem Kultusminister, es sei „nicht angängig, 
jetzt öffentlich Bedauern über die Haus
haltsansätze zu äußern“, denen Maier sei
nerzeit selbst zugestimmt habe.

26. Januar 1982  409

Kultusminister Hans Maier beantwortet 64 
Fragen nach dem Kulturstaat Bayern. Er 
teilt dem Parlament mit, dass der Freistaat 
von allen Flächenstaaten der Bundesrepu-
blik am meisten Geld für Kunst und Litera-
tur ausgebe.

In seiner Antwort auf Große Anfragen von 
CSU und FDP betont der Kultusminister: 
„Der Staat hat keine Kompetenz zum 
Kunstrichtertum.“ Maßgebend bei der 
staatlichen Kunstförderung in Bayern sei 
das „Gebot der Achtung und Wahrung des 
eigengesetzlichen Raumes der Kunst, der 
Respekt vor dem Freiraum der Kunst.“ Der 
Freistaat habe 1980 1,26 Prozent seiner Ge
samtausgaben für Kunst und Literatur auf
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gewendet. Das seien 4,24 Prozent des Kul
tusetats oder 405,2 Millionen DM. 
„Wer Kultur will, muss Freiheit sichern“, 
sagt der FDPAbgeordnete Eberhard 
Puntsch. Einer Regierung, der es gelinge, 
Kunst zu fördern, ohne sie zu stützen oder 
in ideologischparteipolitische Bahnen zu 
zwingen, habe den Nachweis ihrer demokra
tischen Zuverlässigkeit erbracht.“ Puntsch 
warnt, Kulturpolitik auf Schulpolitik zu ver
engen, weil die „Ausbildungsproblematik 
den Blick auf die Weite der kulturpoliti
schen Landschaft verstellt“.
„Freiheit der Kunst deckt nicht Rufmord.“
Mit diesem Satz protestiert der CSUFrak
tionsvorsitzende August Lang gegen eine 
FernsehSatire über den RheinMainDo
nauKanal. Den SPDVorwurf, der CSU 
Fragenkatalog diene lediglich einer „wahl
kampfwirksamen Zurschaustellung“, weist 
Lang entschieden zurück. Die Kulturhoheit 
sei wesentliches Element des föderalen Sys
tems.
Eine restaurative kulturpolitische Einstel
lung hält Christa Meier (SPD) der Staatsre
gierung vor. Ihre Kulturpolitik sei zu museal 
und vernachlässige die Popularisierung. 
Große Ausstellungen dienten weitgehend 
der Darstellung und Verherrlichung höfi-
scher Kultur, womit die Abgeordnete auf 
die WittelsbachAusstellungen anspielt. 
Wer das restaurative Weltbild von CSU und 
Staatsregierung nicht teile, gelte „fast als 
Kommunist“. Kritische Autoren wie Oskar 
Maria Graf, Lion Feuchtwanger, Leonhard 
Frank, Bertolt Brecht und andere würden in 
Bayern „soweit als möglich totgeschwie
gen“, andere würden aus den Schulbüchern 
getilgt. Der Kultusminister antwortet auf 
die massiven Vorwürfe mit dem Zwischen
ruf „Lüge“ und zeigt sich später „entsetzt“ 
über sie.

3. Februar 1982  410

Die Zwangsunterbringung in Heilanstalten 
wird neu geregelt.

Das gegen die Stimmen der Opposition ver
abschiedete Unterbringungsgesetz löst das 
Verwahrungsgesetz ab, das aus dem Jahr 
1952 stammt. Das neue Gesetz betont die 
Hilfen für psychisch Kranke und trägt der 
veränderten Einstellung der Gesellschaft 
Rechnung. Bei der Einweisung in eine 
psychiatrische Klinik wird dem Patienten 
ein Anspruch auf Beiordnung eines Rechts
anwalts eingeräumt. Der Vorschlag von 
SPD und FDP, im Gesetz auch ambulante 
Hilfen sowie Vor und Nachsorge zu regeln, 
wird von der CSU abgelehnt. (121)

17. Februar 1982  411

Auf den Widerspruch des Parlaments stößt 
der Regierungsvorschlag, Landtagsanfragen 
dem Kosten-Nutzen-Prinzip zu unter-
werfen.

Nach einer Sitzung des Ältestenrats sagt 
Landtagspräsident Franz Heubl, er habe auf 
Anfragen an die Staatsregierung keinen 
Einfluss, „ich muss sie einfach weiterleiten“. 
Auch die Flut der Petitionen könne nicht 
eingedämmt werden. Jede Eingabe müsse 
vom Parlament ernst genommen werden. 
Der Aufwand der Verwaltung sei „nicht re
levant“.
Die Anregung, bei schriftlichen Anfragen 
Kosten und Nutzen abzuwägen und auf pe
riodische Berichte teilweise zu verzichten, 
stammte von der Kommission für den Ab
bau von Staatsaufgaben und für Verwal
tungsvereinfachung (KAV). Der Kommis
sionsvorschlag fand die Zustimmung des 
Kabinetts, was im Gegenzug erbitterten Op
positionsprotest hervorrief. SPD und FDP 
warnten vor einer Einschränkung des parla
mentarischen Kontrollrechts und der verfas
sungsmäßig garantierten Gewaltenteilung.
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4. März 1982  412

Nach zweijähriger Arbeit ist die Untersu-
chung der Abschiebung von Asylanten be-
endet. Das Ergebnis wird von CSU und 
Opposition unterschiedlich eingeschätzt.

Paul Wilhelm (CSU) betont im Plenum: 
„Der Vorwurf, die bayerische Asylpraxis 
verbiege das Recht, ist voll widerlegt.“ Die 
Abschiebung der CSSRStaatsbürger Cer
mak und Zilka sowie eines weiteren asylsu
chenden Tschechoslowaken seien „singuläre 
Ausnahmen in einer ordnungsgemäß arbei
tenden Ausländerverwaltung“. KarlHeinz 
Hiersemann (SPD) wirft den bayerischen 
Behörden vor, „eklatant rechtswidrig“ ge
handelt zu haben. Gegenüber den Ostblock 
Flüchtlingen hätten sie „die Sensibilität ei
nes Metzgerhundes an den Tag gelegt“. Die 
politische Verantwortung lastet Hiersemann 
dem Innenminister an.
Der Untersuchungsausschuss arbeitete in 26 
Sitzungen Akten von fast drei Meter Länge 
durch und hörte 60 Zeugen. Dabei stießen 
die Abgeordneten auf einen weiteren spek
takulären Fall. Im August 1978 wurde ein 
tschechoslowakischer Staatsbürger trotz 
zweier Selbstmordversuche abgeschoben. 
Ein Antrag auf Asylgewährung wurde von 
den Behörden als „rechtsmissbräuchlich“ 
eingestuft. (393)

12. März 1982  413

Über die Hintergründe der Affäre um den 
Leiter der Staatsschutzabteilung im Innenmi-
nisterium, Hans Langemann, unterrichtet 
Innenminister Gerold Tandler den Sicher-
heitsausschuss.

Ins Rollen kam die Affäre durch eine Ge
heimdienstserie des Magazins „Konkret“, 
deren Unterlagen der „Nachrichtenhändler“ 
Frank P. Heigl beschaffte. Langemann, der 
zusammen mit Heigl ein Buch schreiben 
wollte, bestritt, seinem einstigen Freund 
Dokumente des Bundesnachrichtendienstes 
(BND)   überlassen   zu   haben.   Auf  dem

Nachrichtenmarkt tauchten aber auch ge
heime Unterlagen des Bayerischen Innen
ministeriums auf.
Innenminister Tandler sagt vor dem Sicher
heitsausschuss, dass der mittlerweile vom 
Dienst suspendierte Beamte seit seinem 
Amtsantritt 1978 keinen Anlass gegeben ha
be, an seiner Tätigkeit Kritik zu üben. Die 
letzte Sicherheitsüberprüfung Langemanns 
1980 sei ohne Ergebnis verlaufen. Über 
„Extratouren“ Langemanns sei nichts be
kannt geworden.
Langemann war von 1957 bis 1970 als Agent 
und Agentenführer des BND tätig. Auf 
Empfehlung des damaligen Staatsministers 
Ludwig Huber übernahm er dann das Amt 
eines Sicherheitsbeauftragten für die Olym
pischen Spiele 1972 in München und trat 
damit in den bayerischen Staatsdienst. Nach 
Beendigung der Spiele wollte Langemann 
nicht mehr zum BND, so dass eine andere 
Position für ihn gefunden werden musste. 
Eine ins Auge gefasste Berufung Lange
manns zum Präsidenten des Landesamts für 
Verfassungsschutz kam nicht zustande, weil 
der CSUParteivorsitzende Strauß bei Minis
terpräsident Goppel intervenierte. Er hatte 
ebenso wie Innenminister Bruno Merk an
dere personelle Vorstellungen. Für Lange
mann wurde daraufhin im Innenministerium 
die Stelle eines Leiters der Abteilung Staats
schutz im Range eines Ministerialdirigenten 
geschaffen.
Die Enthüllungen im Magazin „Konkret“ 
sowie ein Bündel geheimer Dokumente aus 
dem Innenressort, das nach Angaben von 
Heigls Anwalt auf dem Nachrichtenmarkt 
zur Verwertung angeboten wurde, veranlas
sen SPD und FDP, einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss zur Klärung der 
„Affäre Langemann“ zu fordern. Der Aus
schuss wird am 1. April eingesetzt. Seine 
Arbeit steht angesichts des nahenden Endes 
der Legislaturperiode unter Zeitdruck. 
(416, 431)
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21. Juni 1982  414

Kultusminister Prof. Hans Maier und die 
CSU-Fraktion begraben ihr Kriegsbeil. Bei 
dem wochenlangen Streit ging es um die 
Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse, 
wie sie von den Kultusministern aller Län-
der nach zweieinhalbjährigen Verhandlun-
gen beschlossen wurden.

Die CSUFraktion stimmt dem Abkommen, 
von dem bundesweit jährlich nur rund 150 
Schüler betroffen sind, mit der Einschrän
kung zu, ein „weiterer Abbau der Anforde
rungen an die schulischen Leistungen“ dürfe 
nicht stattfinden. Neun CSU-Abgeordnete 
dokumentieren ihre Unzufriedenheit durch 
Stimmenthaltungen. Auch Kultusminister 
Maier enthält sich der Stimme, weil es kei
nen Grund zu „fortbestehenden Bedenken“ 
gebe. Die Oppositionsparteien votieren da
für, die Vereinbarung der Kultusminister 
vorbehaltlos anzuerkennen.
Seine umstrittene Unterschrift unter den 
Text des Abkommens rechtfertigte Maier 
mit dem Satz: „Ein Scheitern der Vereinba
rung an einem bayerischen Veto hätte Bay
ern isoliert und der föderalistischen Ord
nung Schaden zugefügt.“ Die CSUFraktion 
lehnte jedoch intern den Kompromiss ab. Im 
kulturpolitischen Ausschuss warnte Erich 
Schosser (CSU) davor, Bastionen der CSU 
Schulpolitik aufzugeben. Wegen des Wech
sels von Schülern in andere Bundesländer 
könne man die Schulpolitik nicht auf den 
Kopf stellen. Minister Maier fragte darauf
hin erregt, wo er Bastionen geräumt habe. 
Mit Rückendeckung von Ministerpräsident 
Strauß konnte schließlich Maier seine Frak
tion umstimmen, nachdem auch sein Ver
bleiben im Amt auf dem Spiel stand.

8. Juli 1982  415

Aufgrund von Urteilen des Verfassungsge-
richtshofs werden Inhalte der Allgemeinen 
Schulordnung gesetzlich verankert. SPD 
und FDP lehnen das neue Erziehungs- und 
Unterrichtsgesetz (EUG) entschieden ab.

Die Novelle zum EUG konkretisiert die Er
ziehungsziele der Verfassung, regelt die 
Gliederung des Schulwesens in Schularten, 
definiert Rechte und Pflichten von Schü-
lern, Lehrern und Eltern bei der Gestaltung 
des schulischen Lebens. Erstmals wird auch 
das Verbot körperlicher Züchtigung gesetz
lich festgelegt. Das Verbot politischer Wer
bung an Schulen bleibt bestehen, wenn auch 
das Tragen von „Wapperln“ nicht grund
sätzlich verboten wird. Ein Rechtsstreit um 
diese Frage war einer der Gründe, warum 
der Verfassungsgerichtshof eine gesetzliche 
Bestimmung anmahnte. Das „Wapperl“ 
Tragen ist künftig erlaubt, wenn der Schul
frieden nicht gestört wird. Eine Entschei
dung darüber trifft der Schulleiter.
Namens der SPD bemängelt Jürgen Bödd
rich, dass die Gesetzesänderung keine aus
reichenden Mitbestimmungsrechte enthalte. 
Das Gesetz sei „restaurativ“ und knüpfe an 
„vordemokratischen Traditionen“ an. Joa
chim Schmolcke (SPD) kritisiert, dass im 
neuen Gesetz auf drei Seiten „Ordnungsor
gien“ gefeiert würden, „das kann kein Ka
barettist besser erfinden“. Ursel Redepen-
ning (FDP) spricht von einer Vielzahl „kos
metischer Änderungen“ im EUG, während 
inhaltliche und sachliche Verbesserungen 
ausblieben.
Otto Meyer (CSU) hält der SPD vor, ihr 
Gesetzentwurf laufe auf eine „Kulturrevolu
tion in Bayern“ hinaus. Das EUG solle Ge
währ bieten, „dass Bayern am bewährten 
und in der ganzen Welt anerkannten geglie
derten Schulwesen festhält“. Die Bevölke
rung sei es leid, ständig mit permanenten 
Schulreformen belästigt zu werden. Kultus
minister Hans Maier streicht heraus, das 
Gesetz bekenne sich zu einer Ordnung, de
ren Werte „unverbraucht“ und „aktuell in 
ihrer Anziehungskraft“ seien. Es gelte, „sie 
neu zu beleben“.
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21. Juli 1982  416

Gegen den Willen der Opposition beendet 
die CSU die Untersuchung der „Affäre 
Langemann“. SPD und FDP rufen nach 
dem Rücktritt von Innenminister Gerold 
Tandler.

Der CSUMehrheitsbericht kommt zu dem 
Ergebnis, dass Staatsschutzchef Langemann 
im Innenministerium „gegen gesetzliche Be
stimmungen verstoßen und Sicherheitsrege
lungen umgangen hat“. Sein Umgang mit 
Haushaltsmitteln mache eine disziplinar
rechtliche Prüfung sowie eine haftungs und 
strafrechtliche Würdigung unumgänglich. 
Der Vorsitzende des Untersuchungsaus
schusses, Richard Hundhammer (CSU), er
klärt, die öffentlichen Erörterungen im Aus
schuss seien „bis an die Grenze der Sicher
heit der Bundesrepublik“ gegangen.
SPD und FDP fordern Innenminister Tand
ler auf, zurückzutreten. KarlHeinz Hierse
mann (SPD) sagt, Tandler würde „dem 
Land und dem Innenministerium einen 
Dienst erweisen“, wenn er die politischen 
Konsequenzen aus dem Skandal zöge. Im 
Namen der Mehrheitsfraktion spricht deren 
Vorsitzender August Lang dem Innenminis
ter das Vertrauen aus und dankt ihm für 
seine bisher geleistete Arbeit.
Der 51 Mitglieder umfassende Zwischenaus
schuss, vom Parlament bis zum Ende der 
Legislaturperiode eingesetzt, lehnt am 
30. Juli Anträge der Opposition ab, die Un
tersuchung der Affäre Langemann fortzu
setzen. Die CSU argumentiert, der neue 
Landtag könne das Thema erneut aufgrei
fen. Es sei aber nicht Aufgabe des Zwi
schenausschusses, unvollendet gebliebene 
Tagesordnungspunkte weiterzuführen. Die 
Oppositionsparteien beantragen daraufhin 
eine Einstweilige Anordnung beim Verfas
sungsgerichtshof. Die Richter lehnen dies 
am 12. August ab, weil es keine unabweis
baren Gründe für die sofortige Fortführung 
der LangemannUntersuchung gebe. Die 
fraglichen Dokumente lägen bei der Bun
desanwaltschaft in sicherer Verwahrung.

Ihren Minderheitenbericht zur Affäre 
Langemann stellen SPD und FDP am 
13. September in einer Sondersitzung des 
Landtags vor. Darin wird die Verantwor
tung, dass Langemann in den bayerischen 
Staatsdienst kam, dem früheren Finanzminis
ter Ludwig Huber zugewiesen. „Mit Wis
sen und Billigung“ sowohl Innenminister 
Gerold Tandlers wie seines Vorgängers Al
fred Seidl habe dann der Staatsschutzchef in 
einer Vielzahl von Fällen seine Kompeten
zen erheblich überschritten. Die Verfasser 
des Berichts verlangen den Ausbau der par
lamentarischen Kontrolle des Staatsschutz
und Sicherheitsbereichs. Die Forderung von 
SPD und FDP, Tandler müsse wegen seiner 
persönlichen und politischen Verantwor
tung zurücktreten, wird von der CSU erneut 
scharf zurückgewiesen.
Staatssekretär Wilhelm Vorndran vom Jus
tizministerium teilt dem Landtag mit, die 
Staatsanwaltschaft beim Landgericht Mün
chen I habe ein Ermittlungsverfahren gegen 
Unbekannt eingeleitet wegen des Verdachts 
der Verletzung von Geheimhaltungsvor
schriften. Dabei geht es um Dokumente aus 
dem Untersuchungsausschuss, die in einem 
Fernsehfilm über die Affäre Langemann ge
zeigt wurden. Die Frage der Weiterleitung 
geheimer Unterlagen beschäftigt in der 
zehnten Wahlperiode einen eigenen Unter
suchungsausschuss. Außerdem wird der 
Ausschuss zur Prüfung der Affäre Lange
mann erneut eingesetzt. (413, 431)

10. Oktober 1982  417

Erstmals in der Nachkriegsgeschichte ist der 
Bayerische Landtag ein Zweiparteienparla-
ment. Die Wahl zum 10. Landtag ergibt für 
die FDP lediglich 3,5 Prozent der Stim-
men (1978: 6,2). Die CSU erhält 58,3 Pro-
zent (59,1), die SPD 31,9 (31,4).

An der Fünfprozenthürde scheitern auch 
die „Grünen“, die immerhin 4,6 Prozent 
erringen (1,8). Die Wahlbeteiligung beträgt 
78 Prozent (76,6). Der Wahlausgang ist eine
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Folge des Bonner Koalitionswechsels, was 
den leichten Stimmenzuwachs der SPD und 
das Scheitern der FDP anbelangt. Vor dem 
Bruch der sozialliberalen Koalition prophe
zeiten Umfragen den bayerischen Sozialde
mokraten noch ein Ergebnis unter 30 Pro
zent.
Wahlanalysen zeigen, dass vom FDPVerlust 
CSU, SPD und in den Großstädten vor al
lem die „Grünen“ profitieren. An die „Grü-
nen“ muss auch die SPD Stimmen abgeben. 
Zwischen SPD und CSU gibt es einen Aus
tausch bei ausgeglichenem Saldo. Im neuen 
Landtag hat die CSU 133 Sitze (129), drei 
weniger als die Zweidrittelmehrheit aus
macht, die SPD 71 Sitze (65). Von den 105 
direkt gewählten Abgeordneten stellt die 
SPD 12 (in der 9. Wahlperiode 7). Sechs 
Direktmandate können die Sozialdemokra
ten der CSU in München abnehmen. Damit 
ist die Scharte von 1978 weitgehend ausge
wetzt, als die SPD in der Landeshauptstadt

CSUWahlplakat 1982

nur einen direkt gewählten Abgeordneten 
hatte. In Nürnberg kann die SPD ihre Di
rektmandate wieder erringen.
Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt zum 
Ausscheiden der Liberalen, sie hätten nicht 
nur mit ihren eigenen Schwierigkeiten zu 
kämpfen gehabt, sondern seien „auch noch 
in den gemeinsamen Zangengriff von Hel
mut Schmidt und Franz Josef Strauß gera
ten. Ihre intelligente Opposition während 
der letzten vier Jahre im Maximilianeum ist 
im Strudel der Bonner Folgen unterge
gangen.“
Die „Nürnberger Nachrichten“ urteilen 
über das CSUErgebnis: „Selbst die Empö
rung über Helmut Schmidts Sturz bringt in 
Bayern die herrschende Regierungspartei 
nicht in die Bredouille. Sie kann sich auf 
ihre Wählerschaft verlassen, ihr Fundament 
bröckelt nicht. So kann der Ministerpräsi
dent, wenn es ihm denn wieder einmal in 
Bonn zu bunt wird, eher noch mehr auf
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trumpfen als in den letzten Wochen.“ Und 
die „Basler Zeitung“ kommentiert: „Aus 
der Sicht der Bundesrepublik gibt die Bay
ernWahl den Sozialdemokraten wenig Er
munterung. Die mit der Verratsparole ange
fachte Emotionswelle verebbte am Weiß
wurstÄquator.“

20. Oktober 1982  418

Mit 185 von 201 abgegebenen Stimmen wird 
Franz Heubl für weitere vier Jahre zum 
Landtagspräsidenten gewählt.

Wiedergewählt werden auch die beiden Vi
zepräsidenten Bertold Kamm (SPD) und 
Ernst Lechner (CSU). Die konstituierende 
Sitzung leitet bereits zum zweiten Mal als

SPDWahlplakat 1982

FDPWahlplakat 1982
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Alterspräsident der CSUAbgeordnete Al
fred Seidl. Er äußert seine Befriedigung, 
dass die Wähler im bayerischen Parlament 
für klare Mehrheitsverhältnisse sorgten. Ein 
so eindeutiger Wählerwille sei bei Wahlen in 
der Bundesrepublik „keineswegs mehr 
selbstverständlich“, meint Seidl, anspielend 
auf die Schwierigkeiten bei der Regierungs
bildung in Hamburg und Hessen.

26. Oktober 1982  419

Der Landtag wählt zum zweiten Mal Franz 
Josef Strauß zum Ministerpräsidenten. Er 
erhält wie vor vier Jahren 125 Stimmen.

An der Wahl nehmen 195 der 204 Abgeord
neten teil (131 CSU, 64 SPD). 61 Stimmzet
tel lauten auf „nein“, vier enthalten andere 
Namen, fünf werden leer abgegeben. In ei
ner kurzen Rede drückt der Regierungschef 
seine Genugtuung aus, dass im Landtag nur 
Parteien vertreten seien, die sich eindeutig 
zur repräsentativen Demokratie bekennen. 
Diese auf die „Grünen“ gemünzte Äuße
rung trägt ihm auch von Seiten der SPD 
Applaus ein.
Einen Tag später, am 27. Oktober, wird das 
neue Kabinett vereidigt. Aufmerksamkeit 
erregt das Ausscheiden von Innenminister 
Gerold Tandler. Er wurde am 19. Oktober 
mit 96 von 131 Stimmen zum CSUFrak
tionsvorsitzenden gewählt. Der bisherige 
CSUFraktionschef August Lang wird Jus
tizminister. Sein Vorgänger Karl Hillermei
er übernimmt das Innenressort.
Als neuer Staatssekretär wird der CSUGe
neralsekretär Edmund Stoiber ins Kabinett 
berufen. Er wird Leiter der Staatskanzlei 
und soll den Ministerpräsidenten auf politi
scher Ebene im Parlament und im In und 
Ausland vertreten. Das Amt eines Staatsse
kretärs in der Staatskanzlei war zum letzten 
Mal 1960 bis 1962 besetzt.
Erstmals in der Landtagsgeschichte wird ei
ner Frau ein Ausschussvorsitz übertragen. 
Die 40jährige Lehrerin und Regensburger 
SPDAbgeordnete Christa Meier leitet den

Ausschuss für kulturpolitische Fragen, nach
dem ihr Parteifreund und langjährige Vor
gänger Anton Hochleitner nicht mehr für 
den Landtag kandidierte.

18. November 1982  420

In seiner Regierungserklärung attackiert 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß die al-
te Bonner Regierung. Aufgrund der Finanz-
lage kündigt er einschneidende Sparmaß-
nahmen an.

Für die notwendig gewordenen Opfer macht 
Strauß die frühere Bundesregierung verant
wortlich. Sie habe über Jahre hinweg den 
Zusammenhang zwischen der Wirtschafts, 
Finanz und Sozialpolitik verkannt und nach 
dem Motto gehandelt: „Die Grenzen der 
Belastbarkeit der Wirtschaft müssen laufend 
getestet werden.“ Die Überforderung des 
Sozialprodukts sei einer der Hauptursachen 
für die Talfahrt der Wirtschaft und den Ver
fall der öffentlichen Finanzen.
Strauß kündigt Einsparungen an, die „viele 
Bereiche treffen, alle müssen sich darauf 
einstellen, dass nichts mehr so sein wird, wie 
es einmal war“. Die Personalausgaben will 
er durch Stellenabbau senken, landesgesetz
liche Leistungen und den kommunalen Fi
nanzausgleich der veränderten Lage anpas
sen sowie freiwillige Leistungen des Staates 
kürzen. Von der neuen Regierung in Bonn 
verlangt Strauß mehr Geld für den Fernstra
ßenbau in Bayern und den RheinMain 
DonauKanal.
Die Opposition nimmt den Fehdehandschuh 
des Regierungschefs am 23. und 24. Novem
ber auf. Helmut Rothemund warnt vor einer 
Gefährdung des sozialen Friedens in der 
Bundesrepublik. Das Rezept von Strauß, 
das die Finanzen in Ordnung bringen solle, 
spare die Besserverdienenden aus. Die Kon
solidierung solle zu Lasten der Rentner, 
Kriegsbeschädigten, Arbeitnehmerfamilien, 
Studenten und Sozialhilfeempfänger gehen, 
prangert der Oppositionssprecher an. Dies 
nenne die SPD eine „Verteilung von unten
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nach oben“. Für die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten macht Rothemund vor al
lem die technologische Entwicklung verant
wortlich, die Arbeitsplätze vernichte. Au
ßerdem erwähnt er die Sättigung des Be
darfs auf zahlreichen Gebieten, die gewalti
gen Energiepreissteigerungen und die ame
rikanische Hochzinspolitik.
Gerold Tandler kontert in seiner ersten Re
de als CSUFraktionsvorsitzender, an der 
ökonomischen Krise sei nicht die Weltwirt
schaft schuld. Die Schwierigkeiten seien 
„hausgemacht“. Dem Ministerpräsidenten 
dankt Tandler für „seine Präsenz im Lan
de“. Nachdrücklich verteidigt er, dass sich 
Strauß eine Entscheidung darüber offenhal
te, ob er für den Bundestag kandidieren und 
wieder nach Bonn gehen wolle. Finanzminis
ter Max Streibl erntet den wütenden Pro
test der Opposition, als er ihr die verstorbe
nen Sozialdemokraten Hoegner und von 
Knoeringen als Vorbilder empfiehlt, weil 
man mit ihnen noch habe zusammenarbei
ten können.

30. Januar 1983  421

Am 50. Jahrestag der „Machtergreifung“ 
Hitlers gedenkt der Landtag des Untergangs 
der Weimarer Republik.

Landtagspräsident Franz Heubl erinnert an 
die letzte Plenarsitzung des Landtags vom 
29. April 1933 und an das „historische Ver
dienst der SPD“, als einzige Partei das Er
mächtigungsgesetz abgelehnt zu haben. Die 
damaligen Parlamentarier könnten nicht aus 
ihrer Verantwortung entlassen werden. 
„Wir sollten sie aber auch nicht vorschnell 
verurteilen“, verlangt Heubl, denn auch sie 
hätten sich ihre Entscheidung nicht leicht 
gemacht. Er wünscht sich eine streitbare 
Demokratie, „antidemokratisches Gedan
kengut, von rechts, links oder grün präsen
tiert“, müsse entschlossen bekämpft wer
den, „denn Freiheit und Sicherheit bedingen 
einander wie Freiheit und Demokratie“.
Wie Heubl betont auch Ministerpräsident

Gedenkstunde zum 50. Jahrestag der Machtergreifung (am Rednerpult Prof. Löwenthal)

Franz Josef Strauß, dass Bonn nicht Weimar 
sei. Die Fundamente der zweiten Republik 
seien weitaus tragfähiger als die der ersten, 
sie würden aber schon „von einigen Haarris
sen durchzogen“. Der Politologe Prof. Ri
chard Löwenthal warnt vor den Folgen wirt
schaftlicher und gesellschaftlicher Krisen, 
die Hitler ausgenützt habe. Das beste Mittel 
dagegen sei „die konstruktive Phantasie und 
hoffnunggebende Entschlossenheit der De
mokraten“.

2./3. Februar 1983  422

Das Baumsterben breitet sich bedrohlich 
aus, ohne dass die Wissenschaftler exakt die 
Ursachen nennen können.

Bei einem Hearing der Ausschüsse für Um
welt, Landwirtschaft und Wirtschaft teilt 
Landwirtschaftsminister Hans Eisenmann 
mit, allein in Bayern seien bereits 160 000 
Hektar Waldfläche (6,5 Prozent) sichtbar 
geschädigt. Pro Jahr wachse der Schaden 
um 300 Millionen DM.
Der Forstwissenschaftler Peter Schutt von 
der Universität München spricht von einer 
„dramatischen Entwicklung“. Man komme 
mit der Ermittlung der Schäden gar nicht 
mehr nach, weil „uns alles wegrennt“. Nicht 
nur Nadelbäume stürben ab, sondern neuer
dings auch Laubhölzer wie Eichen und Bu
chen. Keine Region sei vom Waldsterben 
ausgeschlossen, auch gute Standorte seien 
betroffen. Selbst die Bodenvegetation sei 
nicht ausgenommen.
Alle befragten Wissenschaftler sind sich ei
nig, dass die Luftverschmutzung als Haupt
ursache anzusehen ist. Was allerdings der 
schlimmste Schadstoff sei, Stickoxide, 
Schwefeldioxid, Ozon oder Schwermetalle, 
darüber sind die Forscher geteilter Mei
nung. Alles zusammen ergebe aber eine ver
hängnisvolle Entwicklung, warnen sie. (405)
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13. Oktober 1983  423

Gemeinsam erörtern Umwelt- und Wirt-
schaftsausschuss bei einem Hearing das Für 
und Wider einer atomaren Wiederaufarbei-
tungsanlage. Für die erste größere Anlage 
dieser Art in der Bundesrepublik ist neben 
dem niedersächsischen Dragahn auch Wa-
ckersdorf in der Oberpfalz im Gespräch.

Die Deutsche Gesellschaft für Wiederaufar
beitung von Kernbrennstoffen (DWK), die 
im Besitz der Elektrizitätsversorgungsunter

nehmen ist, beziffert die Baukosten der 
Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) auf vier 
Milliarden DM (Preisstand 1980). Jährlich 
sollen 350 Tonnen abgebrannter Kern
brennstäbe wieder aufgearbeitet werden. 
Bei einer angenommenen Nutzungsdauer 
von 20 Jahren müssten für die Wiederaufar
beitung rund 20 Milliarden DM ausgegeben 
werden, rechnet Carsten Salander von der 
DWK vor. Das bedeute eine Belastung der 
Stromkosten zwischen 0,7 und 2 Pfennig 
pro Kilowattstunde.

10. Wahlperiode
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Das Projekt der WAA wird von der Ener
giewirtschaft nicht allein wegen der Rückge
winnung von Kernbrennstoff vorangetrie
ben, sondern es geht auch um die Entsor
gung der Kernkraftwerke. Man verspricht 
sich neben der besseren Ausnutzung des 
Urans eine leichtere Endlagerung des übrig
bleibenden Atommülls. Das bei der Wieder
aufarbeitung anfallende Plutonium wird für 
den „Schnellen Brüter“ benötigt, der in Kai
kar am Niederrhein im Bau ist.
Die Gegner der Wiederaufarbeitung be
streiten sowohl die Wirtschaftlichkeit wie 
die problemlose Lagerung des atomaren 
Restmülls. Sie sprechen sich stattdessen für 
die direkte Endlagerung der verbrauchten 
Brennelemente aus. Der Bund Naturschutz 
beziffert die Strompreiserhöhung infolge 
der Wiederaufarbeitung auf 1,4 bis 6,3 Pfen
nig.
Die Sozialdemokraten können sich mit ihrer 
Forderung, im Bayerischen Landtag eine 
ähnliche parlamentarische Anhörung durch
zuführen wie das „GorlebenHearing“ des 
Niedersächsischen Landtags vom März 
1979, nicht durchsetzen. Stattdessen soll die 
Staatsregierung über die einzelnen Verfah
rensschritte berichten. Den Informationsan
spruch der SPD begründet Hans Kolo mit 
dem Satz: „Wir wollen vorher wissen, mög

lichst umfassend, wo der Zug, ehe er ab
fährt, irgendwann einmal ankommen könn
te.“ (434, 435, 438, 472)

8. Dezember 1983  424

Das von Bundesverkehrsminister Werner 
Dollinger vorgelegte Sanierungskonzept für 
die hochverschuldete Bundesbahn ist zwi-
schen CSU und SPD heftig umstritten.

Während Oppositionssprecher nach ord
nungspolitischen Maßnahmen rufen, um 
den Güterverkehr von der Straße auf die 
Schiene umzulenken, erteilt Wirtschaftsmi
nister Anton Jaumann einer „dirigistischen 
Verkehrspolitik“ eine scharfe Absage. In 
seiner Stellungnahme vor den Ausschüssen 
für Wirtschaft, Grenzland und Umwelt un
terstreicht der Minister die Aussage des 
DollingerPlans, dass die freie Wahl der Ver
kehrsmittel gewährleistet sein müsse. Zur 
Modernisierung der Bahn fordert Jaumann 
eine drastische Erhöhung der Investitionen. 
Stilllegungen könnten kaum zur Sanierung 
beitragen. Eine Beteiligung der Länder an 
den Bundesbahnkosten lehnt Jaumann ab.
Der SPDVerkehrsexperte HansGünter 
Naumann wertet es als „Aberwitz“, dass an
gesichts   des   Waldsterbens   die   umwelt

Modell der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf
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freundliche Bundesbahn „auf das histori
sche Abstellgleis geschoben werden soll“. 
Mit Dollingers „Schrumpfungskonzept“ sei
en keine zusätzlichen Marktanteile zu ge
winnen. Naumann fordert, der Bahn ge
meinwirtschaftliche Leistungen abzuneh
men, sie schnellstens zu entschulden und die 
Investitionen zu erhöhen.
Die gesamten Schulden der Bundesbahn be
tragen fast 40 Milliarden DM. Der Dollin
gerPlan sieht die Stilllegung von 7000 Kilo
metern Schiene vor. Davon würden rund 
2000 Kilometer Bayern treffen. Außerdem 
soll bundesweit der Personalstand von 
300 000 auf 200 000 Bedienstete gesenkt 
werden.
Nach mehr als zweijährigen zähen Verhand
lungen gelingt es der Staatsregierung, von 
59 zur Stilllegung vorgesehenen Strecken 40 
zu retten. Auf 19 Linien mit 365 Kilometern 
wird der Zugverkehr durch Omnibusse er
setzt. „Das ist der saure Apfel, in den wir im 
Interesse des Ganzen beißen mussten“, sagt 
Wirtschaftsminister Anton Jaumann am 
26. März 1986 bei der Unterzeichnung der 
Vereinbarung mit der Bundesbahn. Für den 
Bau von Parkplätzen, Omnibusbahnhöfen 
und die Einrichtung zusätzlicher Buslinien 
verspricht Jaumann Zuschüsse. Von den 40 
Linien, die auf jeden Fall bis 1995 weiterge
führt werden, sollen 18 auf ihre Rentabilität 
untersucht werden. Wenn auf diesen Stre
cken die Zahl der Fahrgäste bis 1988 um 
mehr als 20 Prozent sinkt, muss erneut über 
ihre Stilllegung nachgedacht werden. (108, 
197, 252)

23. Februar 1984  425

Die CSU-Mehrheit wirft dem früheren 
Münchner Oberbürgermeister Hans-Jochen 
Vogel vor, seinerzeit den Stadtrat über 
Grundstückstransaktionen beim Bau der 
Trabantenstadt Neuperlach „objektiv falsch 
unterrichtet“ zu haben.

Zu diesem Schluss kommt die CSU, nach
dem ein auf ihren Antrag am 23. März 1983

eingesetzter Untersuchungsausschuss in 17 
Sitzungen die Einschaltung der nicht 
gemeinnützigen Grundstücksgesellschaft 
„Terrafinanz“ und des Bauträgers „Neue 
Heimat Bayern“ unter die Lupe nahm. Die 
„Terrafinanz“ erwarb 1962 den Baugrund 
für die Trabantenstadt und erzielte einen 
„Vorteil“ von knapp 50 Millionen DM. Mit 
diesem Geld, so argumentiert die CSU, hät
te die „Neue Heimat“ zusätzlich 2500 So
zialwohnungen bauen können. Dass der 
Münchner Stadtrat keine Ahnung von der 
„Terrafinanz“ hatte, lastet die CSU dem 
früheren Münchner OB Vogel an, Kanzler
kandidat der SPD im Wahlkampf Anfang 
1983.
Die Opposition sieht jedoch keinen Beweis 
dafür, „dass städtische Behörden oder 
Mandatsträger, insbesondere der damalige 
Oberbürgermeister Dr. Vogel, gesetz oder 
pflichtwidrig gehandelt hätten“. Die vom 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ aufge
deckte Baulandaffäre erklärt die SPD mit 
der Eile, angesichts der Wohnungsnot Tau
sende von Wohnungen aus dem Boden zu 
stampfen. Mangels praktischer Erfahrungen 
seien die Bestimmungen des Bundesbauge
setzes nicht voll angewandt worden. Die 
Opposition bestreitet, dass der „Vorteil“ der 
„Terrafinanz“ zu Lasten des sozialen Woh-
nungsbaus gegangen sei.

4. April 1984  426

Die Sozialdemokraten halten Wirtschafts-
minister Anton Jaumann als Vorgesetzten 
der Landeskartellbehörde für „ungeeignet 
und überfordert“. Er habe durch falsche 
oder nur teilweise wahre Auskünfte im 
Landtag die Aufklärung des Allgäuer Bau-
preisskandals behindert.

Zu diesem Ergebnis kommt die Opposition, 
nachdem ein auf ihr Betreiben eingesetzter 
Untersuchungsausschuss rund hundert ver
botswidrigen Baupreisabsprachen nachging. 
An die Öffentlichkeit gelangte der Skandal 
durch den ehemaligen Angestellten einer
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beteiligten Baufirma, der Beamten des Lan-
deskartellamts Beweismaterial übergab. 
Später schaltete sich auch das Bundeskar
tellamt ein, das Bußgeldbescheide erteilte. 
Nach Auffassung der CSU führte eine „Rei
he von Umständen und Zufälligkeiten“ da
zu, dass die meisten Baupreisabsprachen 
nicht geahndet werden konnten, weil Ver
jährung eintrat. Der Staatsanwaltschaft wird 
vorgeworfen, sich nicht rechtzeitig darum 
gekümmert zu haben, die Verjährung zu 
unterbrechen. Die SPD wiederum bezeich
net es als Fehler, dass die Landeskartellbe
hörde das Verfahren an die Staatsanwalt
schaft Augsburg abgab, nachdem seit 20 
Jahren von keinem einzigen Gericht eine 
Baupreisabsprache als versuchter oder voll
endeter Betrug bestraft worden sei.
Im Rahmen der Untersuchung hörten die 
Abgeordneten auch die Meinung von sechs 
Bau und Kartellrechtsexperten. Aufgrund 
ihrer Aussagen halten die Sozialdemokraten 
die Einführung eines neuen Straftatbestan
des, nämlich des Submissionsbetrugs, für 
notwendig. Pauschalierte Schadenersatzan
sprüche oder Bußgelder schreckten nicht 
ab.

Wirtschaftsminister Anton Jaumann weist 
die Vorwürfe der SPD als „abstrus bis ver
leumderisch“ zurück. Er fordert von dem 
SPDAbgeordneten Klaus Warnecke eine 
Entschuldigung für seine Behauptung, er 
habe als schwäbischer CSUBezirksvorsit
zender den Skandal nicht mit der gebühren
den Aufmerksamkeit verfolgt, weil sich auf 
einem Konto des Ministers „Spenden in Mil
lionenhöhe“ häuften. Dazu meint Warne
cke, in einem Gerichtsverfahren sei von ei
nem JaumannKonto die Rede gewesen, auf 
das 550 000 DM geflossen seien. So  
viel Spenden erhalte die bayerische SPD nicht 
einmal in zehn Jahren.

5. April 1984  427

Bayern ist das erste Bundesland, in dem der 
Umweltschutz Verfassungsrang erhält. Mit 
178 Ja-Stimmen bei nur drei Enthaltungen 
wird der „Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen“ zum Staatsziel erklärt.

Die Verfassungsänderung, die am 17. Juni 
von 94% der Wähler in einem Volksent
scheid gutgeheißen wird (Wahlbeteiligung 
46,1%), kommt auf Druck der Sozialdemo
kraten zustande. Sie drohten mit einem 
Volksbegehren, worauf die Staatsregierung 
einen Gesetzentwurf vorlegte. Nach wo
chenlangem Tauziehen einigte sich darauf
hin eine interfraktionelle Kommission auf 
einen Kompromiss. Voraussetzung für die 
Zustimmung der SPD war die Aufstellung 
eines Maßnahmenkatalogs, in dem über 
mehrere Jahre für Abwasseranlagen, Was
serversorgungen, Luftreinhaltung und 
Lärmschutz zusätzliche Ausgaben festge
schrieben werden. Die Opposition sprach 
dabei von einer „UmweltMilliarde“.
Über die Einigung äußern sich im Plenum 
beide Seiten zufrieden. „In einer guten Sa
che wurde ein guter Kompromiss erzielt“, 
freut sich der CSUFraktionsvorsitzende 
Gerold Tandler. Jeder Bürger habe seinen 
Beitrag zum Umweltschutz zu leisten, aber 
auch der Staat müsse künftig umdenken.

Anton Jaumann
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Für den SPDFraktionsvorsitzenden Dr. 
Helmut Rothemund ist es ein einmaliger 
Vorgang in der Geschichte des Bayerischen 
Landtags, dass die Verfassung aufgrund ei
ner Vorlage des gesamten Hauses geändert 
wird. Ministerpräsident Franz Josef Strauß 
sagt mit Blick auf die beschlossenen Begleit
maßnahmen, sie zeigten, „dass wir im Baye
rischen Landtag keine Grünen zum Schutze 
unserer Umwelt brauchen“.
Landtagsbeschluss und Volksentscheid legen 
fest, dass der Staat die natürlichen Lebens
grundlagen und die kulturelle Überlieferung 
zu schützen hat (Art. 3, Abs. 2). Zu den 
obersten Bildungszielen wird auch „Verant
wortungsbewusstsein für Natur und Um
welt“ gezählt (Art. 131, Abs. 2). Eine voll
kommen neue Fassung erhält Artikel 141, 
der bisher dem Denkmal und Naturschutz 
und dem freien Zugang zu Naturschönhei
ten gewidmet war. Diesen Punkten vorange
stellt wird nun der Kernsatz: „Der Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen ist, auch 
eingedenk der Verantwortung für die kom
menden Generationen, der besonderen Für
sorge jedes Einzelnen und der staatlichen 
Gemeinschaft anvertraut.“

17. April 1984  428

Ministerpräsident Franz Josef Strauß bildet 
sein Kabinett um.

Der Landtag billigt bei Stimmenthaltung der 
Opposition die Berufung von Franz Neu
bauer zum Sozialminister und von Gebhard 
Glück zu seinem Staatssekretär. Die Umbil
dung ist notwendig, weil Fritz Pirkl, mehr 
als 20 Jahre lang Mitglied des Kabinetts, als 
Spitzenkandidat der CSU in das Europäi
sche Parlament gewählt wurde. Der bisheri
ge Staatssekretär im Sozialministerium, 
Heinz Rosenbauer, wechselt ins Innenminis
terium. Ministerpräsident Strauß würdigt 
Pirkls Sozialpolitik mit dem Satz, er habe 
Sorge getragen, „dass Bayern auch sozial in 
Frieden lebt“.

14. November 1984  429

Eine optimistische Halbzeitbilanz der zehn-
ten Wahlperiode zieht Ministerpräsident 
Franz Josef Strauß. Von allen Bundeslän-
dern sei Bayern am schnellsten wieder aus 
der wirtschaftlichen Talsohle herausge-
kommen.

In seiner Regierungserklärung unterstreicht 
Strauß, dass die längste und folgenreichste 
Wirtschaftskrise der deutschen Nachkriegs
geschichte nun aufgrund des Bonner Regie
rungswechsels überwunden sei: Das Sozial
produkt wachse wieder, die Inflation sei ge-
stoppt und die beängstigende Zunahme der 
Arbeitslosigkeit aufgehalten. Für den Ab
bau der Arbeitslosigkeit reiche allerdings 
ein Wirtschaftswachstum von 2,5 Prozent 
nicht aus. Ein klares Nein sagt Strauß zum 
Oppositionswunsch nach staatlichen Pro
grammen zur weiteren Ankurbelung der 
Wirtschaft.
Bayern hat nach den Worten des Re
gierungschefs eine „glanzvolle wirtschaft
liche Aufholjagd“ im letzten Vierteljahr
hundert mitgemacht. Sie dürfe nicht verges
sen lassen, dass der Freistaat in puncto 
Bruttoinlandsprodukt und Steuerkraft wei
ter aufholen müsse. Zu dem sich seit einigen 
Jahren abzeichnenden „SüdNordGefälle“, 
mit dem die höheren Wachstumsraten und 
die geringere Verschuldung in den süddeut
schen Bundesländern beschrieben werden 
und das im Norden Ausgleichsforderungen 
laut werden lässt, sagt Strauß: „Wir werden 
es nicht hinnehmen, dass der Süden der Bun
desrepublik Deutschland dafür bestraft 
wird, dass hier in den letzten Jahrzehnten 
eine vorausschauende und zukunftsorien
tierte Politik die Erfordernisse der techni
schen Entwicklung rechtzeitig erkannt und 
die Voraussetzungen für den technischen 
und wissenschaftlichen Fortschritt geschaf
fen hat.“
Oppositionsführer Dr. Helmut Rothemund 
äußert sich enttäuscht über die Regierungs
erklärung, weil die CSU weder in Bonn 
noch in München eine überzeugende Ant
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wort auf die drängendsten Probleme der 
Arbeitslosigkeit, der Umweltverschmutzung 
und der sozialen Gerechtigkeit wisse. Die 
„Bonner Wende“ sei missglückt. Ihr liege 
die Philosophie zugrunde, „den Großen zu 
helfen und die Kleinen bezahlen zu lassen“. 
Rothemund fordert zum Abbau der Ar
beitslosigkeit zusätzliche Investitionen der 
öffentlichen Hand. LangzeitArbeitslosen 
will er mit dem Aufbau eines „zweiten Ar
beitsmarktes“ helfen. Hinter der von Strauß 
herausgestrichenen Haushaltskonsolidie
rung verberge sich nichts anderes als eine 
groß angelegte Umschichtung zum Nachteil 
der sozial Schwachen. „Sie kneifen vor einer 
ehrlichen Bestandsaufnahme, die den christ
lichsozialen Politikern die Schamröte ins 
Gesicht treiben müsste“, kritisiert Rothe
mund. Heftig aufs Korn nimmt er auch Bun
deslandwirtschaftsminister Kiechle von der 
CSU, der Tausende von Bauern „in die 
Armut führt“. Die SPD fordert zum Aus
gleich der Einkommensverluste wegen der 
Garantiemengenregelung für Milch und des 
Abbaus des Grenzausgleichs ein nationales 
Programm.

15. November 1984  430*

Mit dem Mediengesetz stellt der Landtag 
die Weichen für die Einführung des Privat-
funks in Bayern. Die Sozialdemokraten 
stimmen gegen das bis 1992 befristete Ge-
setz, weil sie die „neuen Medien“ in die 
Obhut des Bayerischen Rundfunks geben 
wollen.

Das „Gesetz über die Erprobung und Ent
wicklung neuer Rundfunkangebote und an
derer Mediendienste in Bayern“ erlaubt pri
vate Programmangebote in öffentlicher Ver
waltung und unter öffentlichrechtlicher 
Trägerschaft. Diese Konstruktion macht die 
in der Verfassung eingefügte „Rundfunk
freiheit“ (Art. 111a) notwendig. Das zu
sätzliche Informationsangebot ermöglichen 
Breitbandkabel und Satelliten.
Staatssekretär Edmund Stoiber erklärt das

Satellit zur Übertragung zusätzlicher 
Radio und Fernsehprogramme

Medienerprobungs und Entwicklungsge
setz (MEG) mit dem „stürmischen techni
schen Fortschritt“, der an den bayerischen 
Grenzen nicht haltmache. Seinen Kritikern 
wirft er vor, „perfektionistisch reglementie
ren“ und sich zum „Vormund der Bürger“ 
machen zu wollen. „Uns geht es darum“, 
sagt er, „durch Vielfalt und Wettbewerb 
publizistische Übermacht und damit die Ge
fahr der Bevormundung und Manipulation 
zu begrenzen“.
Pessimistisch blickt die Opposition in die 
Zukunft. Jürgen Böddrich (SPD) hält nichts 
von der propagierten „neuen Vielfalt“ und 
den „unbegrenzten Auswahlmöglichkeiten 
für mündige Bürger“. Er befürchtet „mehr 
Einfalt und Seichtheit“. Das Vordringen 
amerikanischer Serien werde die deutsche 
und europäische Filmwirtschaft am Nerv 
treffen. Böddrich fordert ein generelles 
Werbeverbot an Sonn und Feiertagen, was 
die CSU ablehnt.
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Die Verfassung ist nach Meinung der SPD 
mit dem Mediengesetz verletzt, weil die ört
lichen und überörtlichen Kabelgesellschaf
ten privatwirtschaftlich organisiert seien und 
die „Bayerische Landeszentrale für neue 
Medien“ lediglich als ein „öffentlichrechtli
ches Deckmäntelchen“ konstruiert werde. 
Den für die Kontrolle zuständigen „Medien
rat“ bezeichnet Klaus Warnecke (SPD) als 
weitgehend kompetenzlos und überfordert. 
Klaus Kopka (CSU) ist sich sicher, dass das 
Mediengesetz dem Artikel 111a der Bayeri
schen Verfassung entspricht. Ein „Exklusiv
recht für den Bayerischen Rundfunk als Al
leinveranstalter von Rundfunk und Fernseh
sendungen“ sei künftig nicht mehr möglich. 
Die Sozialdemokraten reichen nach Inkraft
treten des Mediengesetzes Klage beim 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof ein. 
Außerdem klagen fünf private Programm
anbieter und der DGB. Am 21. November 
1986 erklären die Verfassungsrichter Teile 
des Mediengesetzes für verfassungswidrig, 
billigen dem Gesetzgeber aber grundsätzlich 
zu, sich erst einmal versuchsweise mit neuen 
Entwicklungen zu befassen. Andererseits 
wird die Notwendigkeit unterstrichen, dass 
die öffentlichrechtliche Trägerschaft recht
lich und tatsächlich ausreichende Möglich
keiten der Einflussnahme auf das Programm 
haben und dieses selbst verantworten muss. 
Gegen die Verfassung verstößt, dass der 
Verwaltungsrat der Landeszentrale über
wiegend von Vertretern der Programm
anbieter und der Kabelgesellschaften gebil
det wird. Außerdem legt das Gericht fest, 
dass „vorherrschende Meinungsmacht in ei
nem bestimmten Verbreitungsgebiet“ ver
hindert werden müsse und ein „Gemeinde
rundfunk“ mit dem Gebot der „Staatsfrei
heit“ des Rundfunkartikels unvereinbar sei. 
Mit der Entscheidung des Verfassungsge
richtshofs sind Kläger wie CSU und Staats
regierung gleichermaßen zufrieden. Das 
Mediengesetz wird daraufhin vom Landtag 
novelliert. (508)

28. März 1985  431

Drei Jahre nach Bekanntwerden der Affäre 
legt der Landtag den „Fall Langemann“ 
endgültig zu den Akten.

Einvernehmlich stellen CSU und SPD die 
am 3. Mai 1983 erneut auf Antrag der Op
position beschlossene Untersuchung der Af
färe um den ehemaligen Staatsschutzchef 
Hans Langemann ein. Die mit großem Ge
töse begonnene Durchleuchtung der Ma
chenschaften Langemanns scheitert im zwei
ten Anlauf an der Weigerung des General
bundesanwalts, dem Landtag die privaten 
Aufzeichnungen des mittlerweile vor Ge
richt stehenden Beamten zur Verfügung zu 
stellen.
Mit unterschiedlichen Bewertungen endet 
der Untersuchungsausschuss „Hiersemann/ 
Plass“, der die Weitergabe geheimen Mate
rials aus dem LangemannAusschuss zu klä
ren hatte. Die CSU hält es für erwiesen, dass 
der SPDFraktionsassistent Günther Plass 
Geheimmaterial kopierte und unter teilwei
se konspirativen Umständen dem Nachrich
tenhändler Heigl zuspielte.
Über den stellvertretenden SPDFraktions
vorsitzenden Hiersemann heißt es im CSU 
Bericht, letzte Zweifel, dass er das Verhal
ten seines Mitarbeiters Plass billigte, hätten 
nicht beseitigt werden können. Die SPD 
sieht diese Einschätzung aufgrund der Zeu
genaussagen keineswegs als bewiesen an. 
Die Ermittlungen der Justiz gegen Hierse
mann werden nach zwei Jahren eingestellt. 
Gegen seinen Mitarbeiter Günther Plass er
geht ein Strafbefehl wegen einer falschen 
eidesstattlichen Versicherung im Rechts
streit mit einer Illustrierten, die über Tref
fen zwischen Plass und Heigl berichtete. 
Langemann wird vom Bayerischen Obers
ten Landesgericht wegen Verletzung des 
Dienstgeheimnisses zu einer Bewährungs
strafe von acht Monaten verurteilt. Strafmil
dernd wirkt seine Kriegsverletzung. (413, 
416)
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8. Mai 1985  432

Der Landtag gedenkt des Kriegsendes vor 
40 Jahren. Landtagspräsident Heubl nennt 
den 8. Mai 1945 „Ende und Neubeginn“.

Den Verlust der deutschen Einheit und der 
Freiheit für alle Deutschen bezeichnet 
Heubl als Preis, „den wir 40 Jahre nach 
Kriegsende noch immer für unsere Vergan
genheit zahlen müssen“. Der 8. Mai 1945 sei 
keine jähe Katastrophe gewesen, sondern 
das Ende einer Entwicklung, die schon vor 
1933 begonnen habe. Zu den wichtigsten 
Lehren aus der damaligen Zeit zähle die 
Erkenntnis, dass es ohne Konsens der demo
kratischen Parteien nicht gehe.
Die „ewig Gestrigen, die aus der Geschichte 
noch immer nichts gelernt haben“, verurteilt 
der Landtagspräsident scharf. Er spielt da
bei auf ein Traditionstreffen der WaffenSS 
in Nesselwang an, das im In und Ausland 
Aufsehen erregte. Der Name Deutschlands 
sei durch diese Leute schon genug befleckt 
worden. „Wir werden es nicht zulassen, dass 
durch sie auch noch das Ansehen der Bun
desrepublik oder des Freistaates Bayern be
sudelt wird“, sagt Heubl.

4. Juli 1985  433

Das „Selbsteintrittsrecht“ wird gegen die 
Stimmen der SPD im Bayerischen Verwal-
tungsverfahrensgesetz verankert. Nach An-
sicht der Opposition sollen damit die Land-
räte „an die Kandare genommen werden“.

Die neue Bestimmung erlaubt es Ministern 
und Regierungspräsidenten, in Fällen über
örtlicher oder landesweiter Bedeutung 
schriftliche Anweisungen an untergeordnete 
Behörden selbst zu vollziehen, wenn sich 
diese weigern, der Weisung fristgerecht 
nachzukommen. Anlass für die Gesetzesän
derung ist die Haltung des Schwandorfer 
Landrats Hans Schuierer (SPD), der sich im 
Herbst 1984 sträubte, die seiner Meinung 
nach unvollständigen Unterlagen für die ge
plante atomare Wiederaufarbeitungsanlage

Wackersdorf in seinem Landratsamt auszu
legen.
Der ursprüngliche Gesetzentwurf der CSU 
stieß auch beim Landkreisverband auf Pro
test. Die Landräte akzeptierten das „Selbst
eintrittsrecht“ erst, als die Möglichkeiten 
des Eingreifens der Aufsichtsbehörden be
grenzt wurden. Im Landtagsplenum spricht 
Rolf Langenberger (SPD) gleichwohl von 
einem „tückischen Anschlag“ auf die Selbst
verwaltung. Die „Lex Schuierer“ zeige, dass 
Zivilcourage nicht gefragt sei. Paul Diethei 
(CSU) hält dagegen, ein Staat, der nicht in 
der Lage sei, sich gegenüber untergeordne
ten Behörden durchzusetzen, sei ein 
„Nachtwächterstaat“.
Vom „Selbsteintrittsrecht“ wird erstmals am 
25. Oktober 1985 Gebrauch gemacht. In
nenminister Karl Hillermeier weist die Re
gierung der Oberpfalz an, die Baugenehmi
gung für die Wiederaufarbeitungsanlage zu 
unterzeichnen. Dies ist die Antwort auf die 
Weigerung des stellvertretenden Landrats 
Dietmar Zierer, der den erkrankten 
Schuierer vertritt, die Unterzeichnung vor
zunehmen. Zierer macht „größte rechtliche 
Vorbehalte“ geltend, während der Innenmi
nister Gründe des öffentlichen Wohls für 
sein sofortiges Handeln heranzieht.
Die bayerischen Landkreise erledigen nach 
der Verfassung überörtliche Selbstverwal
tungsaufgaben. Daneben sind die Landrats
ämter auch die unteren staatlichen Verwal
tungsbehörden. Damit ist der Landrat kom
munaler Wahlbeamter und gleichzeitig kraft 
Gesetz Leiter des staatlichen Landrats
amtes.

18. Juli 1985  434

Die Opposition scheitert mit ihrem Wunsch, 
einen Untersuchungsausschuss „Wiederauf-
arbeitungsanlage Wackersdorf“ einzuset-
zen, an der Landtagsmehrheit. Die Haltung 
der CSU wird vier Monate später vom Ver-
fassungsgerichtshof für rechtmäßig erklärt.

Am 4. Februar 1985 entschied sich die 
Deutsche Gesellschaft für Wiederaufarbei
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tung von Kernbrennstoffen (DWK) für den 
bayerischen Standort Wackersdorf und ge
gen das niedersächsische Dragahn. Dort war 
ursprünglich die Anlage im Zusammenhang 
mit einem „Entsorgungspark“ geplant, doch 
Niedersachsens Ministerpräsident Ernst Al
brecht erklärte 1979 das Projekt für „poli
tisch nicht durchsetzbar“. Wegen der Mil
liardenInvestitionen zeigte Albrecht 1982 
dann doch Interesse an der Wiederaufarbei
tungsanlage, sodass es entgegen einer Ab
sprache zwischen Bayern und Niedersach
sen zu einem Wettlauf um den Zuschlag 
kam.
Ministerpräsident Franz Josef Strauß sah 
sich aufgrund niedersächsischer Kritik ver
anlasst zu erklären, Bayern habe dem nord
deutschen Bundesland die WAA „nicht ab
gejagt“. Es sei mit einem Alternativstandort 
erst eingesprungen, als Albrecht abgewun
ken habe. Der niedersächsische Regierungs
chef warf dagegen dem Freistaat vor, der 
DWK ein „Lockvogelangebot“ in Form ei
ner Landesbürgschaft gemacht zu haben. 
Den Standort Wackersdorf bezeichnete er 
als „wirtschaftlich falsch und politisch kurz
sichtig“.
In Bayern verschärfte sich aufgrund der 
Standortentscheidung der Widerstand gegen 
die WAA. Bei einem Hearing im Umwelt
ausschuss am 22. und 23. April wurde die 
Eignung des Bauplatzes von Gegnern der 
Anlage aus geologischen und meteorologi
schen Gründen in Zweifel gezogen. Andere 
Sachverständige wiederum verneinten ein 
Strahlenrisiko.
Die Sozialdemokraten im Landtag lehnen 
die atomare Wiederaufarbeitung grundsätz
lich ab, weil sie „ökonomisch unsinnig und 
ökologisch gefährlich“ sei. Ihr Plan, das 
WAAProjekt mit Hilfe einer parlamentari
schen EnqueteKommission begleitend zu 
untersuchen, scheitert am Widerstand der 
CSU, die dies für verfassungswidrig hält.
Auch der daraufhin von der SPD vorgelegte 
Antrag auf Einsetzung eines Untersu
chungsausschusses wird von der Mehrheit 
nicht akzeptiert. Die CSU stuft einen Teil

der Fragen als unzulässig ein und lehnt des
halb den Antrag insgesamt ab. Paul Wil
helm (CSU) bestreitet bei einigen Punkten 
des Untersuchungsauftrags die Zuständig
keit des Landtags, weil ein Kernbereich exe
kutiver Eigenverantwortung berührt sei, der 
grundsätzlich nicht ausgeforscht werden 
dürfe.
Mit der Ablehnung des WAAUntersu
chungsausschusses sieht die SPD das Min
derheitenrecht verletzt und klagt vor dem 
Verfassungsgerichtshof. Am 27. November 
weisen die Richter die Klage mit knapper 
Mehrheit ab. Fünf der neun Verfassungs
richter halten den CSUBeschluss für recht
mäßig, denn lediglich sieben der 17 Fragen 
seien zulässig. Die Mehrheit sei trotzdem 
berechtigt gewesen, den Antrag insgesamt 
abzulehnen.
Die fünf Richter betonen, dass die parla
mentarische Kontrolle in einem Untersu
chungsausschuss nur eine nachträgliche Kon
trolle sein könne. Untersuchungsausschüsse 
zur begleitenden oder vorbeugenden Kon
trolle der Exekutive seien unzulässig. Der 
Kernbereich der Regierung dürfe auch von 
parlamentarischen Untersuchungsausschüs
sen nicht ausgeforscht werden. Zu diesem 
Kernbereich zähle auch die Willensbildung 
der Regierung. Die Opposition beschließt 
nach dem Richterspruch, die zulässigen Fra
gen erneut in einem Antrag auf Einsetzung 
eines WAAUntersuchungsausschusses auf
zugreifen.
Der am 11. Dezember 1985, dem Tag des 
Baubeginns in Wackersdorf, eingesetzte 
Untersuchungsausschuss konzentriert sich 
auf die wirtschaftlichen Auswirkungen der 
WAA für die Region, auf die Folgen für die 
Strompreise und finanzielle Zusagen des 
Freistaats gegenüber der DWK. Die Unter
suchung endet am 24. Juli im Plenum mit 
den erwarteten Einschätzungen: Die CSU 
kann kein Fehlverhalten der Staatsregierung 
erkennen. Die SPD spricht von fehlender 
Distanz des Staates zur DWK und kreidet 
der Staatsregierung einen „Subventions
wettlauf mit Niedersachsen“ an.
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Die CSU kommt zu dem Schluss, dass die 
Staatsregierung gegenüber der DWK kei
nerlei finanzielle Verpflichtungen eingegan-
gen sei. Die staatlichen Zuwendungen seien 
niedriger als die von Niedersachsen der 
DWK angebotenen Konditionen. Folglich 
habe kein Subventionswettlauf stattgefun
den. Der Bericht der SPDMinderheit er
hebt schwere Vorwürfe gegen die Staatsre
gierung: Sie habe als Genehmigungs und 
Aufsichtsbehörde „die erforderliche Distanz 
zum Anlagenbetreiber“ vermissen lassen, 
der Staat habe sich massiv engagiert, etwa 
mit dem „Selbsteintrittsrecht“ im Verwal
tungsverfahrensgesetz („Lex Schuierer“). 
(423, 435, 438, 472)

2. Oktober 1985  435

Staatsminister Alfred Dick rechtfertigt vor 
dem Umweltausschuss die erste Teilerrich-
tungsgenehmigung für die WAA. Die SPD 
äußert den Verdacht, „Herr des Verfah-
rens“ sei die Betreibergesellschaft DWK.

Die Teilgenehmigung vom 27. September 
beruht nach Dicks Worten auf einem „posi
tiven vorläufigen Gesamturteil über die 
sicherheitstechnische Realisierbarkeit und 
Genehmigungsfähigkeit“ der Wiederaufar
beitungsanlage. Sie sei mit einer Reihe von 
Auflagen verbunden wie die Errichtung ei-
ner Pilotanlage zur Rückhaltung des radio
aktiven Edelgases Krypton85, deren Er
gebnisse bis zur abschließenden Genehmi
gung vorliegen müssten. Der Umweltminis
ter teilt mit, dass das BrennelementEin
gangslager 1988/89 in Betrieb genommen 
werden solle, die gesamte Anlage 1995.
Oppositionssprecher Hans Kolo sieht hinter 
der Entscheidung für den Standort Wa
ckersdorf politische Gründe. Es gebe eine 
„innige Verknüpfung zwischen den Interes
sen des Betreibers und der Staatsregie
rung“, wobei die Sicherheit des Bürgers auf 
der Strecke bleibe. Alois Glück (CSU) ver
mutet, die SPD wolle die WAA nur verzö
gern, wie die Ankündigung des Untersu

chungsausschusses zeige. An einer differen
zierten Diskussion habe sie kein Interesse. 
Erwin Huber (CSU) wirft der Opposition 
„hemmungslose Hetze“ gegen die Kern
energie vor. Es gehe ihr lediglich um Stim
mungsmache und Anbiederung bei der 
„ökoradikalen Szene“.
Am 11. Dezember setzt der Landtag ein
stimmig auf Antrag der SPD einen Untersu
chungsausschuss „Wiederaufarbeitungsanla
ge Wackersdorf“ ein, mit dem die vom Ver
fassungsgerichtshof für zulässig erklärten 
Fragen beantwortet werden sollen. Dabei 
geht es um den Einsatz einheimischer Ar
beitskräfte beim WAABau, um Alternati
ven bei der Industrieansiedlung und um die 
Auswirkung der atomaren Wiederaufarbei
tung auf den Strompreis. Das Parlament 
interessiert sich auch für Verpflichtungen 
des Freistaats gegenüber der DWK. So soll 
untersucht werden, ob im Wettlauf mit Nie
dersachsen Bayern weitergehende Zusagen 
machte, etwa bei den Kosten für die Infra
struktur. (423, 434, 438, 472)

23. Oktober/14. November 1985  436

Innerhalb von nur drei Wochen beschäftigt 
sich der Landtag zweimal mit der sozialen 
Lage. Anlass sind Interpellationen von CSU 
und SPD, die erneut einen heftigen Schlag-
abtausch darüber auslösen, wie die „Bonner 
Wende“ einzuschätzen sei.

Ministerpräsident Franz Josef Strauß, der 
die CSUInterpellation selbst beantwortet, 
weist scharf Oppositionsäußerungen zurück, 
„in Deutschland und Bayern gebe es eine 
wachsende neue Armut“. Die Sozialpolitik 
der Union sorge für Chancengerechtigkeit, 
sie sei jedoch „keine Gießkanne, die über 
alle gleichmäßig ihre Leistungen ausgießt“. 
Soziale Probleme ließen sich durch Leis
tungsansprüche gegen den Staat allein nicht 
lösen, weil spontane Hilfsbereitschaft und 
Menschlichkeit auf der Strecke blieben. 
Deshalb baue die Staatsregierung auf den 
Grundsatz „Hilfe zur Selbsthilfe“.

   Rodung des 
   WAABaugrunds 
   im Taxöldener 
   Forst

   CSGaseinsatz bei 
   Demonstration am 
   Bauzaun der WAA
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Strauß vergleicht dann NordrheinWestfa
len, wo der SPDKanzlerkandidat Johannes 
Rau regiert, mit dem Freistaat Bayern. So 
betrage die Arbeitslosenquote in Nord
rheinWestfalen 10,7 Prozent, in Bayern 6,4 
Prozent, die Investitionsquote 16,9 gegen
über 22,1 Prozent und die ProKopfVer
schuldung an Rhein und Ruhr 3970 DM,

hierzulande nur 1980 DM. KarlHeinz Hier
semann (SPD) nennt die Gegenüberstellun
gen „Taschenspielertricks“. Nordrhein 
Westfalen liege beim Bruttoinlandsprodukt 
pro Erwerbstätigen mit 52 140 DM nach 
Hessen an zweiter Stelle, Bayern mit 46 520 
DM an drittletzter Stelle unter den Bundes
ländern.

10. Wahlperiode

chungsausschusses zeige. An einer differen
zierten Diskussion habe sie kein Interesse. 
Erwin Huber (CSU) wirft der Opposition 
„hemmungslose Hetze“ gegen die Kern
energie vor. Es gehe ihr lediglich um Stim
mungsmache und Anbiederung bei der 
„ökoradikalen Szene“.
Am 11. Dezember setzt der Landtag ein
stimmig auf Antrag der SPD einen Untersu
chungsausschuss „Wiederaufarbeitungsanla
ge Wackersdorf“ ein, mit dem die vom Ver
fassungsgerichtshof für zulässig erklärten 
Fragen beantwortet werden sollen. Dabei 
geht es um den Einsatz einheimischer Ar
beitskräfte beim WAABau, um Alternati
ven bei der Industrieansiedlung und um die 
Auswirkung der atomaren Wiederaufarbei
tung auf den Strompreis. Das Parlament 
interessiert sich auch für Verpflichtungen 
des Freistaats gegenüber der DWK. So soll 
untersucht werden, ob im Wettlauf mit Nie
dersachsen Bayern weitergehende Zusagen 
machte, etwa bei den Kosten für die Infra
struktur. (423, 434, 438, 472)

23. Oktober/14. November 1985  436

Innerhalb von nur drei Wochen beschäftigt 
sich der Landtag zweimal mit der sozialen 
Lage. Anlass sind Interpellationen von CSU 
und SPD, die erneut einen heftigen Schlag-
abtausch darüber auslösen, wie die „Bonner 
Wende“ einzuschätzen sei.

Ministerpräsident Franz Josef Strauß, der 
die CSUInterpellation selbst beantwortet, 
weist scharf Oppositionsäußerungen zurück, 
„in Deutschland und Bayern gebe es eine 
wachsende neue Armut“. Die Sozialpolitik 
der Union sorge für Chancengerechtigkeit, 
sie sei jedoch „keine Gießkanne, die über 
alle gleichmäßig ihre Leistungen ausgießt“. 
Soziale Probleme ließen sich durch Leis
tungsansprüche gegen den Staat allein nicht 
lösen, weil spontane Hilfsbereitschaft und 
Menschlichkeit auf der Strecke blieben. 
Deshalb baue die Staatsregierung auf den 
Grundsatz „Hilfe zur Selbsthilfe“.

   Rodung des 
   WAABaugrunds 
   im Taxöldener 
   Forst

   CSGaseinsatz bei 
   Demonstration am 
   Bauzaun der WAA



266

Drei Wochen später geht der stellvertreten
de SPDFraktionschef Hiersemann scharf 
ins Gericht mit der „Bonner Wende und 
ihren Folgen“. Seit 1982 hätten die Arbeits
losenzahlen traurige Rekorde erreicht, das 
Sozialsystem sei nicht reformiert, sondern 
demontiert worden, „der Brutalstaat hat 
den Sozialstaat verdrängt“. Als wirksamstes 
Mittel gegen die „neue Armut“ fordert 
Hiersemann eine offensive Beschäftigungs
politik in Form eines zehnjährigen Pro
gramms mit öffentlichen Investitionen zur 
Verbesserung des Umweltschutzes.
Sozialminister Franz Neubauer, der die 
SPDInterpellation beantwortet, weist die 
Oppositionskritik als „Zerrbild der Wirk
lichkeit“ zurück. Es sei „haltlos und schein
heilig“ , von einer „Umverteilung von unten 
nach oben“ zu sprechen. Verantwortlich für 
die Bonner Sparmaßnahmen sei die frühere 
Bundesregierung, denn die SPD habe 13 
Jahre lang die wirtschaftliche Dynamik ge
lähmt, das Sozialprodukt sei zurückgegan
gen, die Arbeitslosigkeit aber um das 18fa
che gestiegen.

23. Januar 1986  437

Zur Untersuchung der „Mega-Petrol-Affä-
re“ setzt der Landtag auf Antrag der SPD 
einen Ausschuss ein, der vor allem die Ver-
wicklung der Bayerischen Landesbank prü-
fen soll.

Die Mega Petrol Kommanditgesellschaft ist 
ein in Kanada und den Vereinigten Staaten 
tätiges Erdöl und ErdgasExplorationsun
ternehmen, das über 1000 Anleger um mehr 
als 200 Millionen DM gebracht haben soll. 
Der Untersuchungsausschuss soll Vorwürfen 
gegen bayerische Behörden und die Bayeri
sche Landesbank nachgehen, und zwar im 
Zusammenhang mit Steuerstrafverfahren 
bzw. strafrechtlichen Ermittlungen gegen 
die Mega Petrol.
Die Opposition interessiert insbesondere, 
wieso die Landesbank, die als Anstalt des 
öffentlichen Rechts zur Hälfte dem Freistaat

gehört, Kredite in Millionenhöhe an die Me
ga Petrol gab, obwohl ihr bekannt gewesen 
sei, dass Gewinnausschüttungen aus Gesell
schaftereinlagen finanziert worden seien 
(„Schneeballsystem“). Auch von „LuftFi
nanzierungen“ ist die Rede, weil die Mega 
Petrol mittellose Anleger geworben und de
ren Anteile die Landesbank vorfinanziert 
habe. Die SPD fragt auch, inwieweit Fi
nanzminister Streibl als Vorsitzender des 
Verwaltungsrates der Landesbank von den 
Krediten gewusst habe und ob die Aussage 
des einstigen MegaPetrolGeschäftsführers 
Ernst Willner richtig sei, dass sich der 
Hauptgesellschafter Karl Schleicher Steuer
fahnder mit Parteispenden vom Hals ge
schafft habe.
Bei seiner Vernehmung vor dem Untersu
chungsausschuss am 18. Februar 1986 weist 
der Präsident der Landesbank, Staatsminis
ter a. D. Ludwig Huber, die Vorwürfe ge
gen sein Institut zurück. Die staatsanwalt
schaftlichen Ermittlungen seien mittlerweile 
eingestellt worden. Huber spricht von „ei
ner im Bankgeschäft beispiellosen Hetz
kampagne“, der er ausgesetzt sei. Auch die 
Vernehmung des MegaPetrolGründers 
Ernst Willner, der aus der Untersuchungs
haft vorgeführt wird, und des Großkom
manditisten Karl Schleicher bringt kein 
Licht in die Affäre. Schleicher hält Willner 
dubiose Praktiken beim Verkauf der Mega
PetrolAnteile vor, während Willner bei der 
Aussage bleibt, sein Geschäftspartner habe 
„Schwarzgeld“ bei der Landesbank als 
Sicherheit hinterlegt und durch seine Ver
mittlung Zugang zu Finanzminister Streibl 
gefunden, um die Steuerfahndung abzuweh
ren. Willners Version wird von Schleicher 
bestritten.
Als Zeuge bestreitet Finanzminister Max 
Streibl entschieden, jemals Einfluss auf die 
Schwierigkeiten Schleichers mit dem Fiskus 
genommen zu haben. Der Landesbank 
macht Streibl zum Vorwurf, den Kreditaus
schuss in Sachen Mega Petrol nicht mit den 
„hausintern erarbeiteten kritischen Anmer
kungen“ konfrontiert zu haben. Die SPD
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fordert nach Streibls Zeugenaussage die 
Staatsanwaltschaft auf, Widersprüche in den 
Aussagen Willners, Schleichers und des Mi
nisters zu überprüfen.
Die SPD vermutet nach Abschluss der parla
mentarischen Untersuchung, die „unseriö
sen Geschäftspraktiken der MegaGesell
schaften“ seien bis in die Vorstandsetage 
der Landesbank bekannt gewesen. Im Me
gaPetrolProzess wird Firmengründer Ernst 
Willner zu sechs Jahren Gefängnis verur
teilt. Sein Kompagnon Karl Schleicher er
hält wegen Beihilfe zum Betrug 22 Monate 
Gefängnis mit Bewährung und muss eine 
Million Mark Geldbuße bezahlen. Im 
SchleicherUrteil heißt es, die Landesbank 
habe spätestens 1980 erkannt, dass Mega 
Petrol eine Schwindelfirma gewesen sei und 
trotzdem noch Kredite gewährt habe.

20. Februar 1986  438

Eine Äußerung von Justizminister Lang löst 
einen schweren Krach im Landtag aus. Er 
hält der Opposition vor, sie verbinde sich 
bei ihrem Protest gegen die Wiederaufarbei-
tungsanlage mit Staatsfeinden. Die SPD 
boykottiert daraufhin den Justizminister.

In einer Debatte über den Polizeieinsatz auf 
dem WAABauplatz Wackersdorf gegen ra
dikale Demonstranten zitiert Lang aus einer 
UntergrundZeitung: „Die Notwendigkeit, 
dass dieser Staat zerschlagen werden muss, 
wird immer offensichtlicher, nicht nur we
gen des Wahnsinnsprojektes WAA, son
dern wegen des ganzen Schweinesystems, 
das zugegebenermaßen ziemlich reibungslos 
funktioniert.“ Lang fügt hinzu: „Mit diesen 
Leuten verbindet sich Kollege Hiersemann, 
das hätte ich nicht gedacht.“ Ein wütender 
Proteststurm der SPD antwortet dem Justiz
minister.
Als er sich weigert, den Satz zurückzuneh
men, kündigt die SPD die weitere Zusam
menarbeit mit Lang auf. Der SPDFrak
tionsvorsitzende Helmut Rothemund be
zeichnet Lang als bayerischen Justizminister

August R. Lang

für untragbar. Die Sozialdemokratie habe 
sich immer für gewaltfreien Widerstand aus
gesprochen. Namens der CSU antwortet der 
Fraktionsvorsitzende Gerold Tandler: „So  
lange Sie den Eindruck erwecken, dass Wie
deraufarbeitungsanlage und Wettrüsten in 
einem Zusammenhang stehen, so lange ha
ben wir nicht den geringsten Anlass, uns von 
dem zu distanzieren, was der Kollege Lang 
hier gesagt hat.“
Trotz mehrerer Anläufe, den Konflikt zwi-
schen CSU und SPD auszuräumen, kommt 
es in den nächsten Wochen zu einer Verhär
tung der Fronten. Jedes Mal, wenn der Jus
tizminister im Ausschuss oder im Plenum 
das Wort ergreift, verlässt die Opposition 
prompt den Saal. Infolge dieser Situation 
wird sogar eine vorzeitige Auflösung des 
Landtags diskutiert. Die SPD fordert Minis
terpräsident Strauß auf, seinen Justizminis
ter zu entlassen, weil ein Mann in diesem 
Amt untragbar sei, der die demokratische 
Opposition derart verleumde und nicht be
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reit sei, „seine Äußerungen zu relativieren, 
geschweige denn zurückzunehmen“.
Strauß gibt den „Schwarzen Peter“ zurück: 
Bei ihrem Kampf gegen die WAA habe die 
SPD die politische Atmosphäre aufs Schwers
te belastet und die parlamentarische Zu
sammenarbeit verhindert. Er zitiert sozial
demokratische Parteigremien und Politiker, 
die mit Falschinformationen, Beleidigungen 
und Verleumdungen vorgegangen seien. So 
habe der Schwandorfer Landrat Schuierer 
den Kampf gegen die Anlage mit dem Wi
derstand im Dritten Reich verglichen, der 
Abgeordnete Kolo habe behauptet, in der 
Oberpfalz sei bewusst Arbeitslosigkeit her
beigeführt worden, um die WAA „durchzu
boxen“.
Am Ostermontag, dem 31. März, kommt es 
am Rande des 110 Hektar großen Baugelän
des zu einer Großdemonstration, die von 
der SPD unterstützt wird. Die Polizei 
spricht von 30 000, die Veranstalter spre
chen von 80 000 Teilnehmern. Als einige

hundert gewalttätige Demonstranten ver
suchen, den Bauzaun einzureißen, setzt die 
Polizei Wasserwerfer ein. Dem Wasser ist 
erstmals in Bayern das Reizgas CS beige
mischt, dessen ätzende Wirkung auch fried
liche Kundgebungsteilnehmer trifft.
Während Innenminister Hillermeier den Po
lizeieinsatz rechtfertigt und die Harmlosig
keit des CSGases betont, bestreitet der 
stellvertretende SPDFraktionsvorsitzende 
und Spitzenkandidat für die Landtagswahl, 
KarlHeinz Hiersemann, die Version, die 
Gasgranaten hätten nur den „Chaoten“ ge
golten. Nach einer Sitzung des Sicher
heitsausschusses sagt er, Hillermeiers Be
richt „lügt wie gedruckt“. Die CSU argu
mentiere nach dem Motto, wer zur Demons
tration aufgerufen habe, sei für die Gewalt
tätigkeiten einer kleinen Minderheit mitver
antwortlich. In ihrer „beispiellosen Ver
leumdungskampagne gegen die SPD“ krimi
nalisiere die CSU jeden, der gegen die 
WAA sei.
Die Sozialdemokraten halten ihren Boykott 
bis zum Ende der Legislaturperiode durch 
und beenden ihn dann stillschweigend. (423, 
434, 435, 472)

20. März 1986  439

Die Staatsregierung bekräftigt trotz des Pro-
tests der Landeshauptstadt München ihre 
Absicht, auf dem Gelände des ehemaligen 
Armeemuseums am Hofgarten den Neubau 
der Bayerischen Staatskanzlei zu errichten.

Der Leiter der Staatskanzlei, Staatssekretär 
Edmund Stoiber, lehnt weitere Verhandlun
gen mit der Stadt ab und wirft ihr „Rosstäu
schertricks“ vor. Er meint damit das Ange
bot, den Bauplatz am Hofgarten mit dem 
Marstallplatz zu tauschen. Erich Schosser 
(CSU) haut in die gleiche Kerbe: „Die Lan
deshauptstadt hat ihre Glaubwürdigkeit ver
loren“, sagt er mit Hinweis auf frühere ein
stimmige Voten im Stadtrat für den Bau am 
Hofgarten.
Oppositionspolitiker   appellieren   an   die

KarlHeinz Hiersemann
Modell des StaatskanzleiNeubaus
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Staatsregierung, aus städtebaulichen Grün
den erneut mit München wegen eines Alter
nativstandorts zu verhandeln. Joachim 
Schmolcke (SPD) weist darauf hin, dass 
mittlerweile sämtliche Gutachter von ihrer 
positiven Einschätzung des Projekts abge
rückt seien. Max von Heckel (SPD) meint, 
wenn die Personalausstattung der Staats
kanzlei nicht völlig überzogen wäre, würde 
der Bau an der Prinzregentenstraße ausrei
chen. Der SPDAntrag, die Staatsregierung 
solle erneut mit der Stadt verhandeln und 
Kompromissangebote prüfen, wird von der 
CSU abgelehnt.
Der Plan, auf dem Gelände des ehemaligen 
Armeemuseums einen Neubau für die 
Staatskanzlei und das Haus der Bayerischen 
Geschichte zu errichten, reicht bis in die 
60erJahre zurück. Erst zwanzig Jahre später 
schält sich ein konkretes Konzept heraus. 
Aufgrund eines Architektenwettbewerbs 
sollen an den erhaltenen Kuppelbau des Ar
meemuseums Flügelbauten errichtet wer
den, im Norden für die Staatskanzlei, im 
Süden für das Haus der Bayerischen Ge

schichte. Weitgehend unbeachtet von der 
Öffentlichkeit wird das Projekt von Gutach
tern und Stadtvätern gutgeheißen. Die Bau
kosten werden auf rund 171 Millionen DM 
geschätzt, Baubeginn soll 1986, Fertigstel
lung 1990 sein.
Mitte der 80erJahre gerät der Neubau in die 
Schlagzeilen. Eine Bürgerinitiative kämpft 
gegen „Bayerns Kreml“, wie das Projekt in 
der Presse wegen seiner Baumasse genannt 
wird. Prominente Architekten revidieren ihr 
Urteil und warnen, an einer städtebaulich so 
exponierten Lage einen derartig wuchtigen 
Bau zu errichten. Die Landeshauptstadt 
schreibt erneut einen städtebaulichen Wett
bewerb aus. Nach dem Tod von Franz Josef 
Strauß kommt es zu einem Kompromiss zwi
schen Staat und Stadt. Ministerpräsident 
Max Streibl und Oberbürgermeister Georg 
Kronawitter stellen der Öffentlichkeit ein 
neues, wesentlich kleineres Modell des 
Neubaus vor, der nun ausschließlich der 
Staatskanzlei vorbehalten ist. Die Kosten 
betragen mittlerweile mehr als 210 Millio
nen DM. (223)
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24. April 1986  440

Einstimmig warnt der Landtag davor, die 
europäische Integration auf Kosten der Sou-
veränität der Bundesländer voranzutreiben. 
Anlass ist die Änderung der Römischen Ver-
träge.

Die im Februar 1986 von den zwölf EG 
Mitgliedsstaaten unterzeichnete Einheitli
che Europäische Akte zur Reform der Rö
mischen Verträge birgt nach Ansicht der 
Parlamentarier die Gefahr, dass Hoheits
rechte der Bundesländer zwischenstaatli
chen Gremien übertragen werden und damit 
das föderative System der Bundesrepublik 
Deutschland ausgehöhlt wird. Aufgrund ei
ner Initiative der CSUFraktion appelliert 
der Landtag an die Staatsregierung, die Ra
tifizierung der Akte im Bundesrat davon 
abhängig zu machen, dass das Grundgesetz 
in Artikel 24, Absatz 1, geändert wird. 
Künftig soll die Übertragung von Hoheits
rechten der Länder auf zwischenstaatliche 
Einrichtungen an die Zustimmung des Bun

desrats gebunden sein. Außerdem soll sich 
der Bund gegenüber den Ländern vertrag
lich verpflichten, Ländervertreter zu Bera-
tungen der Kommission, des Rats und deren 
Gremien hinzuzuziehen und Länderbeauf
tragte in Brüssel als „Berater“ zu ermögli
chen. (457, 474, 527)

14. Mai 1986  441*

Ministerpräsident Franz Josef Strauß äußert 
vor dem Landtag, dass trotz der Reaktorka-
tastrophe von Tschernobyl auf Atomkraft-
werke, aber auch auf den Bau der Wieder-
aufbereitungsanlage nicht verzichtet wer-
den könne. Namens der SPD appelliert 
Karl-Heinz Hiersemann an CSU und Staats-
regierung: „Kehren Sie mit uns zusammen 
um!“ Ein „geordneter Ausstieg“ aus der 
Kernenergie sei innerhalb von zehn Jahren 
möglich.

Die Sondersitzung zum Atomunglück in der 
Ukraine wurde von der SPD beantragt mit
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dem Ziel, seine Folgen für die Bevölkerung 
der Bundesrepublik im Zusammenhang mit 
der Informationspolitik der Behörden auf
zuzeigen. Am Samstag, dem 26. April 1986, 
kam es in Block 4 des Kernkraftwerks 
Tschernobyl, 130 km nördlich von Kiew, zu 
einer Explosion, die den oberen Teil des 
Gebäudes zerstörte und den Reaktor be
schädigte. Süd und Südostwinde trugen die 
radioaktiven Emissionen zuerst nach Skan
dinavien, als sich der Wind drehte auch nach 
Mitteleuropa. Bayern erreichten die radio
aktiven Wolken am Abend des 29. April. 
Bei dem Unfall wurden mehr als 200 Perso
nen verletzt, bis Mitte Mai starben sechs 
Personen, rund 80 000 Einwohner mussten 
aus der Umgebung des Reaktors evakuiert 
werden.
KarlHeinz Hiersemann (SPD) attackiert 
scharf die Informationspolitik der Regie
rung in Bonn und München. Das Vorgehen 
der Behörden habe aus „Vertuschen, Ver
harmlosen, Chaos“ bestanden. Es sei ein 
„zynischer, von obrigkeitsstaatlichem Den
ken geprägter Versuch gewesen, die Bürge
rinnen und Bürger in Bayern über das Aus
maß der Katastrophe im Unklaren zu las
sen.“ Wer nach Tschernobyl ein Ja zur 
Kernenergie ohne Wenn und Aber fordere, 
sagt Hiersemann, „der will nicht mehr ab
wägen und argumentieren, sondern fordert 
zur gläubigen Unterwerfung auf“. Nach 
Tschernobyl, Harrisburg, Windscale und 
zahlreichen kleineren Störfällen müsse auch 
der CSU klar geworden sein, dass die Kern
technik für den Menschen nicht mit letzter 
Gewissheit beherrschbar sei.
Hiersemann fordert, das Kernkraftwerk 
Ohu II nicht zu Ende zu bauen, Ohu I 
abzuschalten, den Schnellen Brüter in Kal
kar nicht in Betrieb zu nehmen und den Bau 
der Wiederaufbereitungsanlage einzustel
len. Als Alternativen zum Atomstrom nennt 
er EnergieEinsparung, StromWärme 
Kopplung und die verstärkte Forschung 
nach alternativen Energiequellen. Tscher
nobyl sei der „endgültige Abschied von ei
ner Politik des blinden Glaubens, dass alles

machbar ist und gemacht werden darf“, sagt 
der SPDPolitiker.
Umweltminister Alfred Dick bestreitet, dass 
die bayerische Bevölkerung durch den russi
schen Atomunfall gefährdet gewesen sei. 
Die Staatsregierung habe sich strikt an die 
Empfehlungen der Strahlenschutzkommis
sion gehalten. Dick kündigt an, dass das 
Überwachungsnetz zur Kontrolle der Um
weltradioaktivität ausgebaut werden soll. 
Aufgrund der Erkenntnisse aus dem Unfall 
von Tschernobyl werde die Sicherheit der 
einheimischen Kernkraftwerke überprüft. 
Die Opposition fordert der Umweltminister 
auf, „mit den Ängsten der Bevölkerung 
nicht Schindluder zu treiben“.
Alois Glück (CSU), der Vorsitzende des 
Umweltausschusses, spricht sich für einen 
doppelgleisigen Kurs aus. Die Kernenergie, 
für die es vorerst keinen gleichwertigen Er
satz gebe, müsse weiterentwickelt werden. 
Andererseits müsse aber angesichts des 
„Restrisikos“ mit allen Kräften nach Alter
nativen gesucht werden. Auch die CSU ha
be keine Patentrezepte anzubieten. Glück 
tritt für eine „ernsthafte und grenzenlos of
fene Diskussion“ über die künftige Energie
politik ein. Es sei falsch, „nur auf Kernener
gie fixiert zu sein“. Der CSU-Umweltpoliti
ker erntet für seine Rede langen Beifall 
seiner Fraktion. Fraktionsvorsitzender Ge
rold Tandler gratuliert ihm. Ministerpräsi
dent Franz Josef Strauß nennt Glücks Rede 
ein „Musterbeispiel“ dafür, wie man ohne 
Rechthaberei und Polemik ein alle bewe
gendes Thema sachlich und informativ be
handeln kann.
Strauß äußert sein Verständnis für die Angst 
der Menschen vor dem „schleichenden Un
heil“ in der Natur. Auch unberechtigte Ängs
te müsse man ernst nehmen. Wenn die 
Bundesrepublik 1955 nicht mit der Nutzung 
der Atomenergie begonnen hätte, wären 
aber Bedrohung und Risiko nicht um ein 
Jota geringer. Bei einem Verzicht auf die 
Kernkraft würde die Industriegesellschaft 
destabilisiert, Verteilungskämpfe wären die 
Folge, „die uns auf ein primitives Niveau
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zurückwerfen würden“, warnt der Minister
präsident.
Als „Musik von übermorgen“ bezeichnet 
Strauß Alternativen zur Kernkraft, denn sie 
könnten diese nicht vor dem Jahr 2030 erset
zen. Die Antwort auf Tschernobyl müsse 
eine internationale Reaktorsicherheitskon
ferenz sein. Alle Staaten mit Nuklearanla
gen müssten sich verpflichten, diese mit mo-
dernsten Sicherheitseinrichtungen auszu
statten. Einer Informationszentrale seien 
auch die kleinsten Störfälle zu melden. Bei 
einem Schadensfall müsse das Verursacher
prinzip gelten, wer einen Schaden verursa
che, müsse auch dann bezahlen, wenn keine 
individuelle Schuld feststellbar sei. Sollten 
die sowjetischen Reaktoren nicht sicher
heitstechnisch nachrüstbar sein, müssten sie 
stillgelegt werden. „Dann bin ich für den 
Ausstieg“, sagt Strauß.
Gegen die Kernkraft wird nach Meinung 
von Strauß „eine Art Hexenprozess“ ge
führt. Ein letztes Risiko sei bei der moder
nen Technik nicht zu vermeiden. Wer abso
lute Sicherheit verlange, dürfe nicht einmal 
zu Fuß gehen. Es gebe keine Sicherheit 
gegen Naturkatastrophen und gegen techni
sche Mängel oder Lücken. „Wir müssen uns 
der Begrenztheit des menschlichen Denkens 
bewusst sein“, verlangt Ministerpräsident 
Strauß. (452)

11./12. Juni 1986  442

Unter dem Schlagwort „Süd-Nord-Gefälle“ 
wirft die SPD der Staatsregierung eine ver-
fehlte Struktur- und Regionalpolitik vor.

Mit einer Großen Anfrage prangert namens 
der SPDFraktion KarlHeinz Hiersemann 
ein innerbayerisches Wohlstandsgefälle an. 
Von 1970 bis 1982 habe sich die Einkom
menskluft zwischen Nord und Südbayern 
von knapp 1600 DM je Bürger und Jahr auf 
mehr als 6000 DM fast vervierfacht. Hierse
mann fordert eine Regionalpolitik, die sich 
an Zahl und Art der geschaffenen Arbeits

plätze orientiert, um „MitnahmeEffekte“ 
auszuschließen. Für die „alten Industrie
standorte“ Bayerns, etwa Nürnberg/Fürth 
oder Schweinfurt, mahnt der SPDSprecher 
ein Modernisierungsprogramm an.
Wirtschaftsminister Anton Jaumann hält die 
Interpellation für „primitive SchwarzWeiß
Malerei“, die Nordbayern zudem nur scha
de. Die SPD lasse die besonderen Bedin
gungen dort wie Grenzlage oder lange 
Transportwege außer Acht. Von einem „Ar
menhaus“ könne bei keiner bayerischen Re
gion gesprochen werden. Seit 1972 seien 
über zwei Drittel der neugeschaffenen Ar
beitsplätze und der eingesetzten Fördermit
tel nach Nord- und Ostbayern geflossen.

12. Juni 1986  443

Für Bayerns 801 Privatschulen verabschie-
det das Parlament ein neues Schulfinanzie
rungsgesetz, das die staatlichen Leistungen 
neu regelt.

Das Gesetz fasst Vorschriften zusammen, 
die bisher in acht verschiedenen Gesetzen 
geregelt sind. Ohne Bauförderung zahlt der 
Freistaat für die Privatschulen jährlich rund 
660 Millionen DM. Kultusminister Prof. 
Hans Maier spricht von einer „großen Flur
bereinigung“, die finanzielle Vorteile vor 
allem für berufliche und private Schulen 
bringe. Die SPDOpposition lehnt das Ge
setz ab, weil es die kommunalen Schulen 
benachteilige und die Neugründung von Pri
vatschulen behindere.

17. Juli 1986  444

Die künftige Energiepolitik ist zwischen 
CSU und SPD umstrittener denn je. Die 
SPD fordert erneut die stufenweise Abkehr 
von der Atomkraft, die CSU sieht auf ab-
sehbare Zeit keinen Ersatz.

Der Landtag debattiert Bayerns Energiezu
kunft aufgrund von Großen Anfragen bei

Unter Federführung der Bayernwerk AG wird 1989 in Neunburg v. Wald eine Solarwasserstoff 
Pilotanlage erbaut
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der Fraktionen. Ministerpräsident Franz Jo
sef Strauß selbst antwortet und betont: „Wir 
stehen heute an einem Scheideweg, an dem 
wieder Vernunft und Objektivität in die wis
senschaftliche und politische Diskussion 
hineingetragen werden müssen.“ Eine aus
reichende und gesicherte, ökologisch und 
wirtschaftlich tragbare Energieversorgung 
sei nicht nur für den Alltag, sondern auch 
für die Bewahrung und Weiterentwicklung 
unserer Zivilisation unersetzlich. Alle füh
renden Industrienationen hielten an der 
Kernenergie fest. Falls die Bundesrepublik 
ausscheren würde, fiele sie auf den Status 
eines mittleren Entwicklungslandes zurück. 
Auf absehbare Zeit könne es folglich keinen 
Ersatz für die Atomkraft geben, lautet das 
Resümee des Ministerpräsidenten.
KarlHeinz Hiersemann, SPDSpitzenkan

didat für die kommende Landtagswahl, er
neuert die Forderung seiner Partei nach ei
nem „schrittweisen Ausstieg aus der Kern
energie und eine Zukunft ohne sie“, wie 
dies in der „Augsburger Erklärung“ der So
zialdemokraten im Juli beschworen wurde. 
Hiersemann appelliert an die CSU: „Kehren 
Sie mit uns um, bevor es zu spät ist, geben 
Sie mit uns zusammen den vielen Menschen 
in unserem Lande eine realistische ehrliche 
Antwort auf ihre Ängste.“ Er wünschte, dass 
„neben den von Strauß hofierten Atomex-
perten“ auch die alternativen Wissenschaft
ler zu Wort kommen sollten. Die Staatsre
gierung solle „fern aller Gigantomanie auch 
über die vielen kleinen und großen Schritte“ 
nachdenken, die aus der Kerntechnologie 
heraus in eine Zukunft ohne Kernenergie 
führen könnten.
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23. Juli 1986  445

In einer Regierungserklärung zum Ende der 
10. Wahlperiode zieht Ministerpräsident 
Franz Josef Strauß eine positive Bilanz: 
„Wir haben das moderne Bayern geschaffen 
und werden es weiter ausbauen.“ Dabei sol-
le Bayerns „menschlicher Charakter“ erhal-
ten bleiben.

Mit Stolz streicht der Regierungschef he
raus, dass der Freistaat zusammen mit Baden 
Württemberg zum „Wachstumsland Num
mer eins“ in der Bundesrepublik Deutsch
land geworden sei. Bayern habe von allen 
Ländern das stärkste Wirtschaftswachstum, 
die geringste ProKopfVerschuldung und 
die höchste Investitionsquote im Staatshaus
halt. Als Industriestandort sei es heute „zu
nehmend gefragt“. Dank des Ausbaus der 
Kernenergie liege der Strompreis heute in 
Bayern um vier Prozent unter dem Bundes
durchschnitt.
Erfreulich findet es Strauß, dass der Schutz 
von Umwelt und Natur im Bewusstsein der 
Menschen einen hohen Stellenwert erreicht 
hätte. Es würden jedoch auf erschreckende 
Weise Sorgen und Ängste missbraucht von 
Kräften, denen es um die Bekämpfung der 
staatlichen Ordnung gehe. Die Gewalttäter 
von Brokdorf und Wackersdorf bildeten das 
Reservoir für den Terrorismus von morgen. 
Deshalb müsse das Demonstrationsstraf
recht verschärft werden.
Der stellvertretende SPDFraktionsvorsit
zende KarlHeinz Hiersemann kommt zu 
dem Schluss, dass die entscheidenden Felder 
der Landespolitik unbestellt, die Weichen 
für die Zukunft falsch gestellt worden seien. 
Als Beleg nennt er Arbeitslosigkeit, Agrar
probleme und die Schwierigkeiten mit dem 
Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf. „Der Frieden in der Ober
pfalz wurde von der CSU zerstört“, kritisiert 
der Oppositionssprecher. Unter „Liberalitas 
Bavariae“ verstehe die CSU offenbar allein 
die Freiheit, „alles denken und sagen zu 
dürfen, was in ihrem Parteiinteresse liegt“. 
Strauß   praktiziere   einen   Regierungsstil,

„Hightech“ in Bayern: Der erste deutsche 
Superchip, gebaut von Siemens in Regensburg

„der einem Obrigkeitsstaat, nicht aber einer 
Demokratie entspricht“, wirft Hiersemann 
dem Ministerpräsidenten vor. Der CSU 
Fraktionsvorsitzende Gerold Tandler be
zeichnet Hiersemanns Kritik als „ganz billi
ge Mäkelei“. Die CSU sei stolz auf die 
37 Jahre der von ihr allein geprägten bayeri
schen Politik.

12. Oktober 1986  446

Die SPD muss bei der Wahl zum 11. Land-
tag eine schwere Niederlage hinnehmen. 
Mit 27,5 Prozent büßt sie 4,4 Prozent ein 
und erzielt das schlechteste Ergebnis seit 
Kriegsende. Die Grünen schaffen mit 
7,5 Prozent ohne Schwierigkeiten den Ein-
zug in den Landtag (1982: 4,6 Prozent).

Die CSU verliert 2,5 Prozent, kann aber mit 
55,8 Prozent ihre absolute Mehrheit klar be
haupten. Die Freien Demokraten scheitern 
zum zweiten Mal an der Fünfprozentklau
sel mit nur 3,8 Prozent (1982: 3,5 Prozent). 
Mit 15 Abgeordneten gewinnen die Grünen 
unerwartet leicht den Fraktionsstatus, für 
den zehn Sitze erforderlich sind. Die CSU 
hat mit 128 Sitzen fünf weniger. Die Sozial
demokraten stellen 61 Parlamentarier, zehn 
weniger als im letzten Landtag.
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Die Wahlbeteiligung beträgt nur 70,1 Pro
zent (1982: 75 Prozent) und ist damit die 
geringste seit 1946. Ungewöhnlich gut 
schneiden die kleinen Parteien ab, die insge
samt 5,3 Prozent der Wählerstimmen auf 
sich vereinigen können. Mit drei Prozent 
kommen allerdings nur die rechtsradikalen 
Republikaner (REP) des einstigen Fern
sehredakteurs Franz Schönhuber in den Ge
nuss der Wahlkampfkostenerstattung, für 
die 1,25 Prozent der Stimmen erforderlich 
sind.
Die Sozialdemokraten erzielen nicht nur ein 
miserables Ergebnis, sondern verlieren auch 
ihre Hochburgen in München und Nürn
berg, wo sämtliche Direktmandate an die 
CSU gehen. Von den 105 Stimmkreissitzen 
besetzt die SPD nur mehr zwei (bislang 
zwölf), und zwar in Fürth und Schwandorf. 
Im Stimmkreis Schwandorf, wo die SPD mit 
ihrem Direktkandidaten Dietmar Zierer 
scharf gegen die atomare Wiederaufarbei
tungsanlage Front macht, büßt die CSU 
14,3 Prozent ein und kommt auf 35,7 Pro

Wahlplakate von CSU und SPD 1986

zent, während die SPD 50,9 Prozent erringt 
(1982: 40,8 Prozent).
Die „Forschungsgruppe Wahlen“ (Mann
heim) führt die Verluste der CSU auf Ein
brüche in ländlichen Wohngebieten zurück, 
insbesondere dort, wo die Bevölkerung fast 
ausschließlich katholisch ist. Nutznießer 
sind die Republikaner. Die Sozialdemokra
ten verlieren am schlimmsten in städtischen 
Wohngebieten, wo wiederum die Grünen 
auf zweistellige Ergebnisse kommen. Ganz 
allgemein zeigen Umfragedaten einen star
ken Wechsel von der SPD zu den Grünen. 
„Offenbar hat die SPD große Schwierigkei
ten, ihre beiden Flügel – die traditionelle 
Arbeiterschaft und den urbanen Mittel
stand – gleichzeitig zu integrieren“, urteilt die 
Forschungsgruppe.
Die Gründe für die „hohe Stabilität der 
CSU“ als Regierungspartei sehen die Mann
heimer Wissenschaftler „neben den für die 
CSU günstigen strukturellen Bedingungen 
in Bayern vor allem in der hohen Wertschät
zung, die Franz Josef Strauß in breiten Be
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völkerungskreisen genießt, und in der ho
hen Kompetenz zur Lösung anstehender 
Probleme, die der CSU zugeschrieben 
wird“.
Die Münchner „Abendzeitung“ schreibt da
zu: „Die CSU, satte Gewinnerin, wird sich 
trotzdem einige Fragen stellen müssen: Of
fenbar wäre das fabelhafte Ergebnis von 
1982 durchaus im Bereich der Möglichkei
ten gewesen, wenn nicht zahlreiche Wähler 
zu den sonstigen‘ abgewandert wären, und 
wenn nicht eine weitere, beträchtliche 
Gruppe der Wahl ferngeblieben wäre. Die 
WahlVerweigerer mögen hauptsächlich 
enttäuschte Bauern gewesen sein.“ In der 
„Süddeutschen Zeitung“ ist zu lesen: Die 
„eigentlichen Verlierer“ seien die Sozialde
mokraten, „weil sie vom Nachlassen der 
CSU nicht nur nicht profitieren konnten,

sondern von ihren ohnehin schon kümmerli
chen 31,9 Prozent, die sie in Bayern zu ver
teidigen hatten, noch kräftig verloren“. Da
mit sei die SPD „in jenen ,Kral‘ unter 
30 Prozent zurückgekehrt, aus dem sie ihr 
legendärer Landesvorsitzender Waldemar 
von Knoeringen vor einem Viertel Jahrhun
dert endgültig befreit zu haben glaubte“.
Für die „Augsburger Allgemeine“ sind die 
Grünen „nunmehr unbestritten zur dritten 
politischen Kraft“ in Bayern geworden. Die 
„Nürnberger Zeitung“ stuft Bayerns Grüne 
als „brav, unprovokativ, um Sympathie wer
bend“ ein, mit nur „ganz geringen Spuren 
von Aufmüpfigkeit und Anarchie“. Die 
SPD werde es schwer haben, mit den Grü
nen wirkungsvolle Opposition zu treiben. 
Der SPDLandesvorsitzende Rudolf Schöf
berger erklärt einen Tag nach der Wahl die 
Schlappe seiner Partei mit der geringen 
Wahlbeteiligung. Mit der „neuen Armut“, 
mit mangelnder Liberalität in Bayern und 
der Asylantenfrage habe die SPD die fal
schen Wahlkampfthemen gewählt, gesteht 
er ein. Zudem hätten sich die Sozialdemo
kraten zu wenig um junge Wähler und die 
„technische Intelligenz“ gekümmert.

22. Oktober 1986  447

Bei der Konstituierung des 11. Bayerischen 
Landtags stehen die Grünen im Mittelpunkt 
des Interesses. Ihr Plan, strahlenverseuchtes 
Heu ins Maximilianeum zu bringen, schei-
tert, weil die Polizei das Fuhrwerk beschlag-
nahmt.

Die Sitzung wird von dem 66jährigen CSU 
Abgeordneten Josef Heiler eröffnet. Er 
springt als Alterspräsident für den erkrank
ten August Haußleiter von den Grünen ein. 
Der 71jährige Franz Josef Strauß will mit 
Rücksicht auf die Gewaltenteilung zwischen 
Exekutive und Legislative das Amt des Al
terspräsidenten nicht übernehmen. Heiler 
assistieren die beiden jüngsten Mitglieder 
des Hohen Hauses, Christine Scheel und 
Margarete Bause, von der Fraktion Die

Wahlplakat der Grünen 1986
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Grünen. Hartmut Bäumer, einer der drei 
Fraktionssprecher der GrünenFraktion, 
überreicht Strauß einen kleinen Herbstblu
menstrauß, den dieser freundlich entgegen
nimmt.
Die Sozialdemokraten zögern, ihre Linksau
ßenbänke für die Grünen freizumachen, wie 
dies von der CSUMehrheit beschlossen 
wurde. Die Grünen selbst fordern vergeb
lich Plätze in der Mitte zwischen CSU und 
SPD. Als Franz Heubl spontan eingreift, 
rücken die SPDAbgeordneten nach rechts 
und machen für die Grünen 15 Plätze frei. 
CSU und SPD gemeinsam lehnen den An
trag der Grünen ab, dass ihnen ein Vizeprä
sidentenposten eingeräumt wird. Streit gibt 
es auch wegen der Besetzung der kleinen 
Ausschüsse. Die Frage, ob die Grünen zu 
Unrecht durch Beschluss der CSU von der 
Mitarbeit im Sicherheits und im Bundesan
gelegenheitenausschuss ausgeschlossen wer

den, beschäftigt später den Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof.
Mit 179 von 202 abgegebenen Stimmen wird 
Franz Heubl zum dritten Mal zum Präsiden
ten des Bayerischen Landtags gewählt. Vi
zepräsidenten werden Siegfried Möslein 
(CSU) und Helmut Rothemund (SPD). 
Heubl sagt nach seiner Wiederwahl, die Zu
sammensetzung des 11. Landtags sei für alle 
neu, für die Mitglieder des Hauses wie für 
die Bürger draußen. Die Öffentlichkeit wer
de aufmerksam beobachten, ob die integrie
renden Kräfte die Oberhand behielten oder 
das Parlament in bloße Gegensätze zerfalle.

23. Oktober 1986  448

Franz Josef Strauß wird zum dritten Mal für 
vier Jahre als Ministerpräsident gewählt. Er 
erhält 125 von 199 abgegebenen Stimmen.

Hartmut Bäumer, Sprecher der GrünenFraktion, legt Franz Josef Strauß in der konstituierenden 
Sitzung einen Blumenstrauß auf die Abgeordnetenbank
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Nach Landtagspräsident Heubl und CSU 
Fraktionschef Tandler gratuliert der Grü
nenAbgeordnete HansGünther Schramm 
dem wiedergewählten Ministerpräsidenten. 
Er überreicht Strauß gleichzeitig eine Rolle 
mit Friedensresolutionen, die von mehr als 
3000 Bürgern unterzeichnet wurde.
Ministerpräsident Strauß erklärt sich bereit, 
mit allen, „die sich einer harten, aber sachli
chen und sachbezogenen politischen Aus
einandersetzung auf dem Boden der reprä
sentativen Demokratie verpflichtet fühlen, 
zusammenzuarbeiten“. Er betont: „Ich bin 
der Ministerpräsident für alle Bayern.“ Die 
gemeinsame Arbeit setze bei allen Parla
mentariern das uneingeschränkte Bekennt
nis zur parlamentarischen Demokratie und 
zum freiheitlichen Rechtsstaat voraus. Nur 
so könne die Freiheit aller Bürgerinnen und 
Bürger geschützt werden, nur so könnten sie 
davor bewahrt werden, „dass sich Einzelper
sonen oder Gruppen mit Faustrecht und 
nach Wildwestmanier das, was sie jeweils als 
ihr Recht ansehen, mit Gewalt nehmen“.

30. Oktober 1986  449

Ministerpräsident Strauß präsentiert dem 
Landtag sein neues Kabinett, das von der 
CSU-Fraktion einmütig gebilligt wird. Nach 
16 Jahren Amtszeit gehört Kultusminister 
Hans Maier dem Kabinett nicht mehr an.

Strauß teilt das Kultusministerium in ein 
Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst und ein Staatsministerium für Unter
richt und Kultus. Da sich Prof. Hans Maier 
der Teilung widersetzt und das Angebot, 
Wissenschaftsminister zu werden, aus
schlägt, scheidet er aus. Sein Nachfolger für 
den Wissenschaftsbereich wird der Präsident 
der Technischen Universität München, Prof. 
Wolfgang Wild, der keiner Partei angehört. 
Unterrichtsminister wird der Erdinger Land
rat und Vorsitzende des kulturpolitischen 
Arbeitskreises der CSU, Johann Zehetmair. 
Mit Mathilde BerghoferWeichner, bisher 
Staatssekretärin     im     Kultusministerium,

übernimmt erstmals eine Frau in Bayern die 
Leitung eines Ressorts. Sie tritt an die Spit
ze des Justizministeriums. Der bisherige In
nenminister Karl Hillermeier wird Sozialmi
nister, bleibt aber Stellvertreter des Minis
terpräsidenten. August Lang, seit 1982 Jus
tizminister, übernimmt die Leitung des In
nenressorts. Den Leiter der Staatskanzlei, 
Staatssekretär Edmund Stoiber, macht 
Strauß zum Staatsminister für Sonderaufga
ben. Ihm obliegt weiterhin die Leitung der 
Regierungszentrale.
Anstelle von Max Fischer wird der Vorsit
zende des Umweltausschusses, Alois Glück, 
Staatssekretär im Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen. Ins 
Innenministerium beruft Strauß neben 
Heinz Rosenbauer einen zweiten Staatsse
kretär, den 37jährigen Kreisverwaltungsre
ferenten der Landeshauptstadt München, 
Peter Gauweiler. Staatssekretär im Kultus
ministerium wird Hans Maurer, Staatssekre
tär im Wissenschaftsministerium Thomas 
Goppel, der Sohn des früheren Ministerprä
sidenten. Drei der sechs neuen Kabinetts
mitglieder, Wolfgang Wild, Hans Zehetmair 
und Peter Gauweiler, besitzen kein Land
tagsmandat. Mit der Berufung des parteilo
sen Wild knüpft Strauß an eine lange Tradi
tion an. Auch die früheren Kultusminister 
August Rucker, Theodor Maunz und in sei
nen ersten Amtsjahren Hans Maier besaßen 
kein Parteibuch.
Ministerpräsident Strauß berichtet dem 
Landtag, dass sich Prof. Hans Maier „der 
geteilten Führung seines Ministeriums nicht 
zur Verfügung gestellt“ habe. Er würdigt die 
„großen Verdienste“ Maiers, weil er „sinn
und maßvolle Reformvorstellungen“ durch
gesetzt habe, als der Reformeifer in der 
ganzen Bundesrepublik „mit zum Teil räte
demokratischen Zielen sich des in Jahrhun
derten gewachsenen deutschen Hochschul
wesens bemächtigte“. Ganz besonders be
dauert der Regierungschef das Ausscheiden 
von Sozialminister Franz Neubauer, der 
Präsident des Bayerischen Sparkassen und 
Giroverbandes wird.

Bayerns erste Ministerin:
Dr. Mathilde BerghoferWeichner
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Über das neue Kabinett wurde die CSU 
Fraktion erst unmittelbar vor der Vereidi
gung unterrichtet. Die Ablösung von Hans 
Maier löste dort Betroffenheit aus. Vor dem 
Revirement führte Strauß, wie er vor Jour
nalisten preisgibt, dreimal zwölf bis vier
zehnstündige Unterredungen. Jeder Name 
des Kabinetts sei mit dem CSUFraktions
vorsitzenden und Generalsekretär der Par
tei, Gerold Tandler, abgesprochen worden. 
In ersten Stellungnahmen rügt die SPD die 
„Aufblähung“ des Kabinetts, die min
destens zehn Millionen Mark pro Jahr mehr 
koste. Außerdem bescheinigen sie dem aus
geschiedenen Kultusminister, dass sein Weg
gang trotz aller Meinungsverschiedenheiten 
ein Verlust sei. Strauß habe nun ein „kom
plettes Kabinett der JaSager“.
In Pressekommentaren wird vor allem Mai
ers Weggang aufgespießt: „In seiner Person 
hat er Macht und Geist, in Deutschland

traditionell durch einen tiefen Graben ge
trennt, versöhnt. Der Gesamtstaat, nicht 
nur Bayern und die Unionsparteien, haben 
einen herben Verlust erlitten“, schreibt 
„Die Welt“. Die „Stuttgarter Zeitung“ ver
mutet, Strauß habe mit der Teilung des Mi
nisteriums ein „deutliches Zeichen für die 
Zukunft setzen“ wollen, um Bayern „zu ei
nem Zentrum der modernen Technologie, 
der wissenschaftlichtechnischen For
schung“ zu machen. „Maier hat erwartungs
gemäß nicht kapituliert – und vielleicht zu 
spät gemerkt, dass Strauß und seine engste 
Umgebung gerade damit gerechnet hatten“, 
urteilt der „Donau Kurier“, in dem es weiter 
heißt: „Denn bei aller Anerkennung, die 
Maiers Wirken als nunmehr letzter ,Kultus
minister‘ im Freistaat Bayern auch bei 
Strauß gefunden hatte, ein bequemer Mann, 
ein blinder Parteigänger gar, war der Poli
tikProfessor nie gewesen. Er hatte den Par
teivorsitzenden oft und unerschrocken he
rausgefordert, manchmal sogar mit einer ge
wissen politischen Lebensmüdigkeit.“

1. Dezember 1986  450

Mit einem Festakt feiert der Landtag das 
40-jährige Bestehen der Bayerischen Verfas-
sung. Dabei kommt es wegen der Anspra-
che von Ministerpräsident Strauß zu Unmut 
in den Reihen der Sozialdemokraten.

Strauß streicht heraus, dass keine Bayerische 
Verfassung dem Regierungschef mehr poli
tische Gestaltungsfreiheit gewährt habe als 
die von 1946. Folglich sei die Verfassung so 
angelegt, dass der Ministerpräsident die 
Macht besitze, seine Vorstellungen durchzu
setzen. Strauß wörtlich: „Deshalb muss der 
von der Verfassung gebotenen und gewoll
ten Stärke des Amts des Ministerpräsiden
ten auch die Kraft der Persönlichkeit des 
Amtsinhabers entsprechen. Ein Minister
präsident, der nicht bereit und fähig wäre, 
die wegweisenden Grundsätze bayerischer 
Politik mit verbindlicher Wirkung für alle
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übernimmt erstmals eine Frau in Bayern die 
Leitung eines Ressorts. Sie tritt an die Spit
ze des Justizministeriums. Der bisherige In
nenminister Karl Hillermeier wird Sozialmi
nister, bleibt aber Stellvertreter des Minis
terpräsidenten. August Lang, seit 1982 Jus
tizminister, übernimmt die Leitung des In
nenressorts. Den Leiter der Staatskanzlei, 
Staatssekretär Edmund Stoiber, macht 
Strauß zum Staatsminister für Sonderaufga
ben. Ihm obliegt weiterhin die Leitung der 
Regierungszentrale.
Anstelle von Max Fischer wird der Vorsit
zende des Umweltausschusses, Alois Glück, 
Staatssekretär im Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen. Ins 
Innenministerium beruft Strauß neben 
Heinz Rosenbauer einen zweiten Staatsse
kretär, den 37jährigen Kreisverwaltungsre
ferenten der Landeshauptstadt München, 
Peter Gauweiler. Staatssekretär im Kultus
ministerium wird Hans Maurer, Staatssekre
tär im Wissenschaftsministerium Thomas 
Goppel, der Sohn des früheren Ministerprä
sidenten. Drei der sechs neuen Kabinetts
mitglieder, Wolfgang Wild, Hans Zehetmair 
und Peter Gauweiler, besitzen kein Land
tagsmandat. Mit der Berufung des parteilo
sen Wild knüpft Strauß an eine lange Tradi
tion an. Auch die früheren Kultusminister 
August Rucker, Theodor Maunz und in sei
nen ersten Amtsjahren Hans Maier besaßen 
kein Parteibuch.
Ministerpräsident Strauß berichtet dem 
Landtag, dass sich Prof. Hans Maier „der 
geteilten Führung seines Ministeriums nicht 
zur Verfügung gestellt“ habe. Er würdigt die 
„großen Verdienste“ Maiers, weil er „sinn
und maßvolle Reformvorstellungen“ durch
gesetzt habe, als der Reformeifer in der 
ganzen Bundesrepublik „mit zum Teil räte
demokratischen Zielen sich des in Jahrhun
derten gewachsenen deutschen Hochschul
wesens bemächtigte“. Ganz besonders be
dauert der Regierungschef das Ausscheiden 
von Sozialminister Franz Neubauer, der 
Präsident des Bayerischen Sparkassen und 
Giroverbandes wird.

Bayerns erste Ministerin:
Dr. Mathilde BerghoferWeichner
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Mitglieder der Staatsregierung festzulegen 
und diese durchzusetzen, wäre seinem Amt 
nicht gewachsen.“
Strauß betont auch, dass ein bayerischer Mi
nisterpräsident „immer auch ein deutscher 
und europäischer Staatsmann“ sei, dessen 
politischer Einfluss weit über Bayern hinaus-
reichen müsse, denn „Politik für Bayern ist 
nicht gleichbedeutend mit Politik in Bay
ern“. Während der Ansprache verlassen 
einige Sozialdemokraten den Plenarsaal. 
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann spricht später von einer „peinli
chen Orgie der Selbstbeweihräucherung“. 
Die Grünen nehmen an dem Festakt nicht 
teil.
Landtagspräsident Franz Heubl würdigt den 
Freistaat als „die erfolgreichste Institution 
politischer Freiheit in unserer Geschichte“. 
Er plädiert für „Verfassungspatriotismus“ 
und mahnt, bei aller Schärfe der politischen 
Auseinandersetzung „der Versuchung zu 
widerstehen, dem politisch Andersdenken
den die Verfassungstreue abzusprechen“. 
Als Festredner beschäftigt sich der Bundes
verfassungsrichter Engelbert Niebier, der 
aus Bayern stammt, mit dem Verhältnis von 
Grundgesetz und Bayerischer Verfassung. 
Er äußert die Meinung, dass die Selbststän
digkeit der Länder weniger aus Karlsruhe 
als aus Brüssel bedroht sei. Das Bundesver
fassungsgericht bescheinige den Ländern 
ausdrücklich eigene Hoheitsbefugnisse, in 
die der Bund nicht einzugreifen habe.

10. Dezember 1986  451

Ministerpräsident Franz Josef Strauß stellt 
dem Landtag sein neues Regierungspro-
gramm unter dem Motto vor: „Bayerns Zu-
kunft sichern, Bayern als christliches Land 
erhalten, Bayern zum modernsten Staat Eu-
ropas machen.“

Strauß unterstreicht in seiner zweieinhalb
stündigen Regierungserklärung Bayerns 
Rolle als „Zentrum modernster Spitzentech
nologie“ und die Notwendigkeit, dass sich

   Ministerpräsident 
   Franz Josef Strauß: 
   „Bayerns Zukunft 
   sichern ...“

bayerische Firmen und Forschungsinstitute 
an internationalen Gemeinschaftsprojekten 
wie „Eureka“ und SDI beteiligen. Er kün
digt an, für den Aufbau eines Zentrums für 
die europäische bemannte Raumfahrt in 
Oberpfaffenhofen bei München werde der 
Freistaat erhebliche Mittel zur Verfügung 
stellen. Mit Nachdruck stellt sich Strauß er
neut hinter die weitere Nutzung der Kern
energie und attackiert die „sogenannte al
ternative Wissenschaft“, da sie nicht der 
Objektivität verpflichtet sei, sondern die 
Gesellschaft verändern wolle.
Nach dem Vorbild des „Jahrhundertvertrags 
für die Kohle“ fordert Ministerpräsident 
Strauß „auch einen Jahrhundertvertrag zur 
Erhaltung unserer bäuerlichen Landwirt
schaft“. Sie sei nicht nur eine agrar und 
ernährungspolitische Aufgabe, sondern eine 
Herausforderung von übergeordneter natio
naler politischer Bedeutung. Der „Bayeri
sche Weg“ in der Landwirtschaft müsse 
Leitbild einer regionalisierten europäischen 
Agrarpolitik werden, damit sie weiterhin 
bodengebunden wirtschaften könne.
Heftige Angriffe richtet der Regierungschef 
gegen die erstmals im Landtag vertretenen 
Grünen. Die von ihnen geforderte Auflö-
sung von Bereitschaftspolizei, Bundesgrenz
schutz und Verfassungsschutz „wäre das En
de unseres Rechtsstaates und würde die 
Bürger Gewalt und Terror schutzlos preis
geben“, warnt Strauß.
Auch der SPDFraktionsvorsitzende Karl
Heinz Hiersemann geht in der einen Tag 
später stattfindenden Aussprache scharf mit 
den Grünen ins Gericht und fordert sie auf, 
sie sollten eindeutig zur Gewaltfrage Stel
lung nehmen. Da die Grünen einen SPD 
Antrag zu Gewalt und Terrorismus abge
lehnt hätten, liege nun „das Bekenntnis zur 
Gewaltfreiheit als Bringschuld bei den Grü
nen selbst“. Gerold Tandler, Fraktionsvor
sitzender der CSU, stuft die Grünen als 
„Partei der Verantwortungslosigkeit“ ein, 
die nicht mehr auf dem Boden der Verfas
sung stehe und im Sicherheitsausschuss des 
Landtags nichts zu suchen habe. Hartmut
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Bäumer, einer der drei Fraktionssprecher 
der kleinen Oppositionsfraktion, wendet 
sich gegen eine „unzulässige Vermischung 
von Gewalttätigkeit und Terrorismus“. Die 
„Umweltsünder der Chemie“ begingen ein 
größeres Unrecht „als diejenigen, die ohne 
Menschengefährdung einen Strommast um
sägen“.

12. Februar 1987  452

In einer Sondersitzung erörtert der Umwelt-
ausschuss die Frage, was mit dem verstrahl-
ten Molkepulver geschehen soll, das in Ei-
senbahnwaggons auf einem Bundeswehrge-
lände bei Straubing lagert.

Die „Strahlenmolke“ ist ein Relikt der 
Atomkatastrophe von Tschernobyl, als auch

in Teilen Südbayerns infolge des Nieder
schlags Radioaktivität in die Nahrungsmit
telkette gelangte. Es handelt sich um rund 
5000 Tonnen Molkepulver, das bei der Kä
seherstellung in einer Großmolkerei anfiel. 
Ursprünglich sollte das Pulver mit Zustim
mung des Umwelt und des Landwirtschafts
ministeriums als Futtermittel verwendet 
werden. Voraussetzung wäre seine Verdün
nung gewesen, sodass die Strahlung gemäß 
EGVorschriften nur noch 600 Becquerel 
pro Kilogramm betragen hätte. Umweltmi
nister Alfred Dick rechtfertigt sich vor dem 
Ausschuss gegen Oppositionskritik: Nach 
den Rechtsvorschriften „war eine Beseiti
gung als Abfall weder veranlasst noch mög
lich“. Hans Kolo, Umweltsprecher der 
SPD, bleibt dabei: Bei dem Molkepulver 
handle es sich eindeutig um ein Abfallpro
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Mitglieder der Staatsregierung festzulegen 
und diese durchzusetzen, wäre seinem Amt 
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und europäischer Staatsmann“ sei, dessen 
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dukt. Auch Prof. Armin Weiß von den Grü
nen beharrt darauf, dass das Pulver, nach
dem die Molkerei entschädigt worden sei, 
vernichtet werden müsse.
Erst Anfang Dezember 1990 wird der Mol
kezug nach Lingen an der Ems zur Entsor
gung in ein stillgelegtes Kernkraftwerk 
transportiert. Nach einer Pilotphase wird 
dort eigens eine Großanlage installiert. Die 
Gesamtkosten betragen 30 Millionen DM. 
Nach der Dekontaminierung wird die Tro
ckenmolke als Viehfutter verwendet. (441)

18. Februar 1987  453

Gegen die Stimmen der Grünen beschließt 
der Landtag das Ausführungsgesetz zur 
Volkszählung.

Die letzte bundesweite Volkszählung fand 
1970 statt. Die gesetzliche Grundlage für 
eine weitere stoppte 1983 das Bundesverfas
sungsgericht mit der Begründung, sie ver
stoße gegen die „informationelle Selbstbe
stimmung“ des Bürgers. Auch das neue 
Volkszählungsgesetz und damit das bayeri
sche Ausführungsgesetz wird von den Grü
nen entschieden abgelehnt, da es sich um 
eine „Totalerhebung“ handle. Hartmut 
Bäumer warnt im Landtagsplenum, dass es 
leicht zu bewerkstelligen sei, die gewonne
nen Daten wieder ihrem Träger zuzuord
nen. Heinz Rosenbauer, Staatssekretär im 
Innenministerium, fordert die Grünen auf, 
ihren Boykottaufruf zurückzunehmen. 
Franz Brosch (CSU) erklärt die Volkszäh
lung für unverzichtbar: „Nur richtige Daten 
sind von Wert, alle Staaten der Erde führen 
eine Volkszählung durch.“
In einer Aktuellen Stunde teilt Innenminis
ter August R. Lang am 23. Juni 1987 mit, 
dass die Zahl der offenen Verweigerer ver
schwindend gering sei, in München betrage 
sie 500, in Nürnberg 600. Damit sei „die 
Saat der Gewalt und der Demagogie nicht 
aufgegangen“.
Die Volkszählung ergibt, dass im Mai 1987 
im Freistaat Bayern 10 902 643 Menschen

Unterlagen der Volkszählung im Reißwolf

wohnen. Das sind um 1,2 Prozent weniger, 
als nach der amtlichen Bevölkerungsfort
schreibung zu erwarten gewesen wären. Ge
genüber der letzten Zählung des Jahres 1970 
hat die bayerische Bevölkerung allerdings 
um vier Prozent zugenommen (bundesweit 
beträgt die Zunahme nur 0,7 Prozent). Die 
Zahl der in Bayern ansässigen Ausländer ist 
zwischen 1970 und 1987 um 58 Prozent ge
stiegen. Deutliche Veränderungen werden 
auch in der Gliederung des Familienstands 
sichtbar: So hat sich die Zahl der Geschiede
nen im genannten Zeitraum mit 113,9 Pro
zent mehr als verdoppelt, während die Zahl 
der Verheirateten nur um 4,3 Prozent zu
nahm.
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13. Mai 1987  454

Während der Haushaltsrede von Innenminis-
ter August R. Lang kommt es im Plenum 
zu einem in der Nachkriegsgeschichte des 
Landtags einmaligen Zwischenfall.

Von der Brüstung der Pressetribüne entrol
len die Abgeordneten der Grünen Edith 
Memmel und HansGünther Schramm ein 
etwa zwei mal zwei Meter großes Transpa
rent mit der Aufschrift: „Null ist die Lö
sung, Herr Strauß! – Auch Bayern will über
leben!“ In einer anschließend verteilten 
Pressemitteilung wird erläutert: „Die Land
tagsfraktion der bayerischen Grünen hat 
heute im Landtag gegen die HardlinerPosi
tion von Bayerns Ministerpräsident Strauß 
bezüglich der von Generalsekretär Gorba
tschow angebotenen doppelten NullLösung 
bei atomaren Mittel und Kurzstreckenrake
ten protestiert.“
Das Transparent wird sogleich von Saaldie
nern entfernt. Nach einer Sitzung des Ältes
tenrats verliest Landtagspräsident Franz 
Heubl eine von CSU und SPD getragene 
Stellungnahme, in der der Zwischenfall als 
„vorsätzlicher Verstoß gegen die Ordnung 
des Parlaments“ und als „absichtlicher, 
nicht hinzunehmender Missbrauch der Pres
setribüne für politische Demonstrationen“ 
gewertet wird. Auf Antrag der CSU erkennt 
das Plenum Edith Memmel mit überwälti
gender Mehrheit ihren Sitz im Präsidium ab.

30. September 1987  455

Nach dem Tod von Landwirtschaftsminister 
Eisenmann und dem Weggang von Staats-
minister Peter Schmidhuber bildet Minister-
präsident Strauß sein Kabinett um.

Landwirtschaftsminister Hans Eisenmann 
starb am 31. August an den Folgen eines 
Herzinfarkts, den er im Urlaub erlitten hat
te. Der Staatsminister für Bundesangelegen
heiten und Europafragen, Peter Schmidhu
ber, wurde als Mitglied der EGKommission 
nach Brüssel berufen. Nachfolger Eisen

manns ist Simon Nüssel, vorher Staatssekre
tär im Landwirtschaftsministerium. Die In
teressen Bayerns in Bonn und Brüssel ver
tritt nun Georg von Waldenfels, bislang 
Staatssekretär im Wirtschaftsministerium. 
Seinen Posten übernimmt der CSUAbge
ordnete Alfons Zeller. Neu im Kabinett ist 
auch Barbara Stamm, zuvor stellvertretende 
CSUFraktionsvorsitzende. Das Ressort 
wechseln zwei Staatssekretäre: Gebhard 
Glück, bisher im Sozialministerium, geht ins 
Kultusministerium, und Hans Maurer wech
selt von dort ins Landwirtschaftsministe
rium.
Die Kabinettsumbildung wird vom Landtag 
gegen die Stimmen von Sozialdemokraten 
und Grünen gebilligt. Lediglich der CSU 
Abgeordnete Max Fischer enthält sich der 
Stimme. Der Oberpfälzer will damit zum 
Ausdruck bringen, dass sich seine engere 
Heimat und das Grenzland nicht angemes
sen in der Zusammensetzung der neuen Re
gierung widerspiegeln.
Zu Beginn der Plenarsitzung würdigt Land
tagspräsident Franz Heubl den verstorbenen 
Landwirtschaftsminister als Politiker, des
sen Kraft der Erhaltung der bäuerlichen Be
triebe in Bayern gegolten habe. Minister
präsident Strauß sagt: „Eisenmann hat sich 
um Bayern verdient gemacht.“
Eisenmann war mit fast 37 Jahren Parla
mentsmitgliedschaft der dienstälteste baye
rische Landtagsabgeordnete und mit mehr 
als 18 Dienstjahren der dienstälteste Land
wirtschaftsminister in der Bundesrepublik 
Deutschland. Untrennbar mit seinem Na
men verbunden ist der „Bayerische Weg“ in 
der Landwirtschaft, den er dem Mansholt
Plan der Europäischen Gemeinschaft gegen
überstellte, der die agrarpolitische Zielset
zung des „Wachsens und Weichens“ Anfang 
der Siebzigerjahre verfolgte. In seiner 
Haushaltsrede am 26. Mai 1971 sagte Eisen
mann: „Die meisten Menschen denken nur 
an den augenblicklichen Nutzen. Die mo
derne Industriegesellschaft betrachtet die 
Nahrungsmittelerzeugung aus dem Blick
winkel der Fließbandproduktion. Sie sieht
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nicht, dass die Leistungen des Bauern und 
Forstmannes nicht mit industriellen Produk
tionsmaßstäben gemessen werden können. 
Die Gesellschaft beachtet nicht den Scha
den, den sie sich mit dieser Einstellung 
selbst zufügt.“

15. Oktober 1987  456

Erstmals setzt der Landtag eine Enquete-
kommission ein. Sie soll sich mit der Im-
munschwächekrankheit AIDS befassen.

Grundlage des Beschlusses, der auf einen 
Antrag von SPD und Grünen zurückgeht, 
ist die Geschäftsordnung, die Kommissio
nen als „Hilfsorgane des Landtags“ (§ 45) 
ermöglicht. Aufgabe der AIDSKommis
sion ist es, den Informationsstand des Parla
ments zu verbessern und Beschlüsse vorzu
bereiten. Den politischen Hintergrund bil
det der von der Staatsregierung im Februar 
1987 beschlossene „Maßnahmenkatalog“, 
der die Handschrift von Innenstaatssekretär 
Peter Gauweiler trägt und von der 
Landtagsopposition heftig bekämpft wird. 
Danach werden Bewerber für den öffentli
chen Dienst, Strafgefangene, Untersu
chungshäftlinge und Ausländer aus Nicht 
EGStaaten, die eine Aufenthaltserlaubnis 
beantragen, auf die Immunschwächekrank
heit AIDS untersucht. Ansteckungsver
dächtige, vor allem männliche und weibliche 
Prostituierte und Drogenabhängige, können 
zu einem AIDSTest geladen und notfalls 
durch die Polizei vorgeführt werden.
Der Vorsitzende der AIDSKommission, 
Gerhard Merkl (CSU), kommt gut zwei Jah
re später, am 15. November 1989, zu dem 
Schluss, „AIDS ist aus den Schlagzeilen ver
schwunden, aber AIDS ist nicht aus der 
Welt, nicht aus der Bundesrepublik und 
nicht aus Bayern“. Auf der Welt gebe es bis 
Jahresende 600 000 Erkrankte, in der Bun
desrepublik rechne man mit 2200 Erkrank
ten und 50 000 bis 100 000 Infizierten. 
Merkl verlangt eine „zweite Aufklärungs

welle“. Da vier Fünftel der Erkrankten am 
ulant behandelt werden können, fordert 
die Landtagskommission den Ausbau der 
klinischen Ambulanzen.
Die Opposition kommt lediglich bei der Be
wertung des „Maßnahmenkatalogs“ zu ei
nem anderen Ergebnis als die CSU. Karl
Heinz Müller (SPD) spricht von einem 
„Schreckensszenario“, das Gauweiler ge
zeichnet habe. So sei die Reihenuntersu
chung der Beamtenanwärter auf AIDS voll
kommen sinnlos, denn bei Tausenden sei 
nur ein einziger Infizierter gefunden wor-
den. Der AIDSTest für Ausländer aus 
NichtEGStaaten und der Zwangstest bei 
Asylbewerbern habe dem Ansehen Bayerns 
in der Bundesrepublik Deutschland gescha
det. Christine Scheel von den Grünen warnt 
davor, das Thema AIDS mit Seuchengeset
zen oder mit moralischem Druck anzuge
hen, denn gefragt sei vor allem praktische 
Vernunft.

Gerhard Merkl

11. Wahlperiode



285

3. Februar 1988  457

Ministerpräsident Strauß geißelt die von 
Brüssel ausgehende „bürokratische Gänge-
lei“ und wirft der EG-Kommission vor, sich 
Kompetenzen anzumaßen, die ihr nicht zu-
stünden.

Vor dem Landtagsplenum beantwortet der 
Regierungschef eine Große Anfrage der 
CSU zur Schaffung des europäischen Bin
nenmarktes zum 1. Januar 1993, der ele
mentar den bundesdeutschen Föderalismus 
und damit die Eigenstaatlichkeit der Länder 
berühre. Strauß versichert, der Zentralis
mus, der sich als staatliche Organisations
form überlebt habe, dürfe nicht über die 
„Hintertreppe“ via Brüssel wieder ins Haus 
kommen. Die Europäische Gemeinschaft 
müsse endlich Schluss machen mit ihren Ver
suchen, Zuständigkeiten zu usurpieren. Die 
von der EGKommission ausgelöste Papier
lawine könne den notwendigen politischen 
Fortschritt nicht ersetzen. Wirtschaftlich sei 
die EG zwar ein Riese, politisch aber ein 
Zwerg und militärisch ein Armeemuseum.
Auch KarlHeinz Hiersemann (SPD) warnt 
vor einer Aushöhlung des Föderalismus und 
zeigt sich froh darüber, „dass die deutschen 
Bundesländer hier einheitliche Positionen 
jenseits parteipolitischer Kontroversen ge
funden haben“. Andererseits hätten Kom
petenzverlagerungen auf den Bund parado
xerweise die Landesregierungen eher ge
stärkt, denn der Einfluss der Exekutive über 
den Bundesrat sei erhalten geblieben, „und 
gleichzeitig war man die lästige Kontrolle 
durch die Landtage los“. (440, 474, 527)

4. Februar 1988  458

Das Thema „Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen“, aufgegriffen von den Grünen in 
einer Großen Anfrage, nimmt Sozialminis-
ter Karl Hillermeier zum Anlass für eine 
heftige Attacke auf die Öko-Partei.

Die Grünen holen weit aus und sprechen 
nicht nur Vergewaltigungen und Belästigun

gen von Frauen und Mädchen und den Miss
brauch von Kindern an, sondern erkundigen 
sich auch nach dem Problemkreis Prostitu
tion und nach homosexuellen Lebensge
meinschaften von Frauen und Männern. 
„Die Staatsregierung ist nicht bereit“, kon
tert Minister Hillermeier, „auf einer solchen 
Ebene zu diskutieren.“ Die Grünen zeich
neten ein „Zerrbild der Realität“ und näh
men ihre Interpellation nur zum Vorwand 
für „gezielte Angriffe gegen Ehe und Fami
lie“. Unerträglich sei, wenn sie vorgäben, 
sich um die Gewalt zu sorgen, und gleichzei
tig die Tötung ungeborenen Lebens aber 
„vorbehaltlos und ohne jede Eingrenzung“ 
freigeben wollten. Im Übrigen könne über 
das Ausmaß der Gewalt keine genaue Aus
kunft gegeben werden, da sie „staatliche 
Erhebungen bis in den engsten Familien
kreis“ erfordere.
„Die Antwort ist eine Katastrophe“, urteilt 
Margarete Bause von den Grünen. Statisti
ken zeigten, dass die „Privatheit der Fami
lie“ nicht vor Gewalt schütze, ja, dass der 
Trauschein zum „Hauschein“ werden kön
ne. „Nicht diejenigen, die gegen die Gewalt 
in der Familie aufbegehren, zerstören die 
Familie, höchstens den Mythos der Fami
lie“, sagt die Abgeordnete. GerdaMaria 
Haas (SPD) bezeichnet Hillermeiers Ant
wort als „Misshandlung des Parlaments“. Je
de dritte Ehefrau in der Bundesrepublik 
werde misshandelt, während der Sozialminis
ter nach dem Motto verfahre: „Verschwei
gen, Verleugnen und Verdrängen“. Anne
liese Fischer (CSU) stellt sich hinter Hiller
meier, bestreitet aber nicht, dass es zu Ge
walt in der Ehe komme. Ursachen seien die 
jahrelange Liberalisierung und Enttabuisie
rung, die Lockerung des Jugendschutzes 
und die Gewaltszenen in Videofilmen. Die 
Abgeordnete warnt davor, Emotionen zu 
schüren und in ein FeindFreundDenken zu 
verfallen.
In ruhigeren Bahnen verläuft am 13. Juli 
1988 eine SPDInterpellation zur Gleichstel
lung der Frau in der Gesellschaft. Sozial
staatssekretärin Barbara Stamm hält zwar
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der SPD vor, sie interessiere sich nur für 
Frauen, die außer Haus berufstätig seien, 
betont jedoch auch die Bedeutung der Be
rufsausbildung. Deshalb sei es bedauerlich, 
wenn drei Viertel der Mädchen nur 13 von 
300 Ausbildungsberufen favorisierten. Ur
sula PauschGruber bedauert, dass in der 
Regierungsantwort die Vereinbarkeit von 
Beruf und Kindererziehung zu wenig be
rücksichtigt sei. Vorschläge wie Teilzeitar
beit oder befristete Arbeitsverhältnisse ver
schlechterten die Lage der Frauen. Die Ar
beitswelt sei am Bild des Mannes ausgerich
tet und degradiere die Frau zur Rand
erscheinung.

5. Februar 1988  459

Der Landtag billigt das Sanierungskonzept 
für die am 16. April 1987 in Konkurs gegan-
gene Oberpfälzer Maxhütte.

Der Zusammenbruch des rund 140 Jahre 
alten Stahlwerks mit seinen 4500 Beschäftig
ten ist für viele der „schwärzeste Tag“ in der 
jüngeren Geschichte der mittleren Ober

Maxhütte in SulzbachRosenberg

pfalz. Wirtschaftsminister Anton Jaumann 
macht für den Konkurs die Lage auf dem 
Stahlmarkt, aber auch Fehlentscheidungen 
der Firmenleitung verantwortlich. Der ehe
malige Haupteigentümer, die Klöckner AG, 
soll, so schätzen Wirtschaftsexperten, inner
halb von zehn Jahren 470 Millionen Mark 
aus dem Tochterwerk abgezogen haben, das 
sie 1976 vom FlickKonzern erwarb.
Das vom Landtag bei Stimmenthaltung der 
Opposition gutgeheißene Sanierungskon
zept, ausgehandelt von den meisten west
deutschen Stahlkonzernen, den Gewerk
schaften und dem Betriebsrat, sieht einen 
stufenweisen Abbau der Belegschaft bis auf 
1600 Mitarbeiter vor. Sie arbeiten ab dem 
1. Juli 1990 für die von Thyssen, Krupp, 
Klöckner, Mannesmann und Saarstahl zu
sammen mit dem Freistaat, der den größten 
Anteil übernimmt, gemeinsam betriebene 
Neue Maxhütte Stahlwerke GmbH (NMH). 
Die „Hüttenwerkslösung“ wird von der 
CSU voll mitgetragen, während die Sozial
demokraten beantragen, eine „Beschäfti
gungsgesellschaft Maxhütte“ als Stiftung des 
öffentlichen Rechts zu gründen. Wirt
schaftsstaatssekretär   Alfons   Zeller   weist
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darauf hin, dass gemäß EGRecht die Neue 
Maxhütte rentabel arbeiten und zu mehr als 
50 Prozent in Privatbesitz sein müsse. 
Die mit 90 Millionen Mark Stammkapital 
ausgestattete Neue Maxhütte hat gute Zu
kunftschancen angesichts der sich nach 
Osten öffnenden Grenzen und Märkte. 
Auch die allgemeine Wirtschaftslage in der 
mittleren Oberpfalz entwickelt sich positiv. 
Wirtschaftsminister Lang, Nachfolger Jau
manns, rechnet Mitte 1990 mit 3400 neuen 
Arbeitsplätzen im Großraum SulzbachRo
senberg bei Inbetriebnahme der Neuen 
Maxhütte. (507, 606)

14. Juni 1988  460

Nach dem überraschenden Rücktritt von 
Wirtschaftsminister Jaumann bildet Minis-
terpräsident Strauß sein Kabinett um. Im 
Zuge des Revirements erhält die CSU-Frak-
tion einen neuen Vorsitzenden, den Um-
weltstaatssekretär Alois Glück.

Jaumanns Verzicht aus gesundheitlichen 
Gründen wurde zwar allgemein erwartet, 
aber nicht zu diesem frühen Zeitpunkt. Sein 
Nachfolger wird Gerold Tandler, bisher 
Vorsitzender der CSUFraktion. Jaumanns 
Ausscheiden aus dem Kabinett nimmt So
zialminister Karl Hillermeier zum Anlass, 
ebenfalls sein Amt niederzulegen, da er oh
nehin plante, zurückzutreten. Sein Nachfol
ger wird Gebhard Glück, Staatssekretär im 
Kultusministerium und davor bereits Sozial
staatssekretär. Gebhard Glücks Stuhl über
nimmt Otto Meyer, langjähriger Vorsitzen
der des kulturpolitischen Arbeitskreises der 
CSUFraktion. Der Oberpfälzer Hans Spitz
ner wird anstelle von Alois Glück Staatsse
kretär im Umweltministerium.
Stellvertreter des Ministerpräsidenten, bis
her Hillermeier, wird nun Finanzminister 
Max Streibl. Das Staatsministerium für 
Bundes und Europaangelegenheiten, bis
lang im Range eines Sonderministeriums, 
wird von Ministerpräsident Strauß mit Zu

Alois Glück

stimmung des Landtags als vollwertiges Mi
nisterium installiert und erhält einen Staats
sekretär. Die Wahl fällt auf den Bundestags
abgeordneten Alfred Sauter, der lange Jah
re an der Spitze der Jungen Union in Bayern 
stand.
Die Wahl Glücks an die Spitze der Regie
rungsfraktion wird von politischen Beobach
tern als kleine Sensation gewertet. Der 
48jährige gelernte Landwirt und Autodi
dakt, langjähriger Vorsitzender des Um
weltausschusses und seit 1986 Staatssekretär 
im Umweltministerium, ist der heimliche 
Wunschkandidat seiner Fraktion, nicht aber 
von Ministerpräsident Strauß. Seine Kandi
datur bereitet ein kleiner Kreis von Abge
ordneten vor, angeführt von dem Forchhei
mer Walter Hofmann. Strauß selbst schlägt 
daraufhin Glück als neuen Fraktionsvorsit
zenden vor, was allgemein überrascht. 
Glück erhält 102 von 119 abgegebenen 
Stimmen.
Alois Glück, nicht nur in der CSU ein aner
kannter Umweltexperte, gilt vielen Partei
freunden als „Vordenker“ einer Politik, die 
sich den neuartigen Herausforderungen an 
die Gesellschaft an der Schwelle zur „dritten 
industriellen Revolution“ stellt. Er „hat sich 
durch eine bei Politikern unüblich hohe
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Lernfähigkeit und durch zahlreiche Publika
tionen, Papiere und Programme ausgezeich
net“, schreibt die „Frankfurter Rundschau“ 
anlässlich seiner Wahl zum Fraktionschef. 
Der „Donau Kurier“ kommentiert: „Glück 
verfügt über die bei Politikern seltene Gabe, 
umfassende Analyse mit pragmatischer Ein
sicht in die Gegebenheiten zu verbinden, 
ohne unglaubwürdig oder widersprüchlich 
zu wirken.“

5. Juli 1988  461

In einer von der Opposition beantragten 
Sondersitzung rückt Ministerpräsident 
Strauß von der auch in seinen eigenen Rei-
hen umstrittenen Steuerbefreiung für Flug-
benzin ab.

Der Regierungschef nutzt die Gelegenheit 
zu einer Regierungserklärung, um die posi
tiven Seiten der geplanten Bonner Steuerre
form herauszustreichen. Für das negative 
Echo, das die Streichung der „Bagatellsteu
er“ auf Flugbenzin in der Öffentlichkeit aus
löste, macht er Bundesfinanzminister Ger
hard Stoltenberg verantwortlich, der das 
Thema zum falschen Zeitpunkt und noch 
dazu in Verbindung mit höheren Ver
brauchssteuern ins Gespräch gebracht habe. 
Obwohl er nach wie vor die Abschaffung 
der Flugbenzinsteuer verteidigt, erklärt sich 
Strauß bereit, den in der CSUFraktion ge
fundenen Kompromiss mitzutragen. Dieser 
sieht weiterhin eine Besteuerung der Hob
byflieger, nicht aber der gewerblichen Luft-
fahrt vor.
Hinter den Fraktionstüren kam es vor der 
Sondersitzung zu einer heftigen Kontrover
se zwischen dem Regierungschef und der 
Fraktion, bei der Strauß klein beigeben 
musste. Mit sehr großer Mehrheit plädierten 
die CSU-Abgeordneten dafür, die Sportflie-
ger auch in Zukunft zur Steuerkasse zu 
bitten.
Im Plenum argumentiert Strauß, es gehe um 
die „Beseitigung der Diskriminierung des 
gewerblichen Mittelstands gegenüber dem

mineralölsteuerbefreiten Linienverkehr“. 
Die Privatflieger mit 0,5 Prozent Anteil am 
Flugbenzin sollten halt weiterhin als „Ziel
scheibe des Zorns Steuern zahlen“. Strauß 
fügt an: „Wenn das Kind damit seine Ruhe 
hat, will ich den Schlaf des Kindes auch 
nicht stören.“
„Herr Ministerpräsident, Sie haben die Bo
denhaftung verloren“, fasst der SPDFrak
tionsvorsitzende KarlHeinz Hiersemann 
seinen Eindruck zusammen. Strauß gelte 
nun auch in den eigenen Reihen nicht mehr 
als „Parteigott“. Der Vorgang habe „der 
republikanischen demokratischen Normali
tät“ in Bayern „ausgesprochen gut getan“. 
Außerdem zeige die Debatte um das Flug
benzin den unsozialen Charakter der Steu
erreform auf.

14. Juli 1988  462

Erneut ändert der Landtag das Bayerische 
Hochschulgesetz, um es an das Rahmenge-
setz des Bundes anzupassen.

Obwohl im Gegensatz zu früher die Fronten 
zwischen Regierungspartei und Opposition 
weniger scharf verlaufen, lehnen Sozialde
mokraten und Grüne die Novelle ab, nach
dem ihre Alternativvorschläge keine Mehr
heit fanden. Die Neufassung des Gesetzes 
bringt die Einführung der Regelstudienzeit, 
die Institution von Frauenbeauftragten an 
den Hochschulen und Erleichterungen für 
die „Drittmittelforschung“. (332, 377)

5. Oktober 1988  463

Trauersitzung im Maximilianeum: Abgeord-
nete und Senatoren gedenken des verstorbe-
nen Ministerpräsidenten Franz Josef 
Strauß.

Bayerns Regierungschef starb 73jährig am 
3. Oktober im Regensburger Krankenhaus 
der Barmherzigen Brüder an den Folgen 
eines Kreislaufkollapses, den er zwei Tage 
zuvor bei einem Jagdausflug erlitten hatte.

Trauerzug am Münchner Siegestor
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Im Plenarsaal des Landtags sind die verwais
ten Regierungsbänke mit weißen Chrysan
themen geschmückt, am Platz des Minister
präsidenten steht sein schwarz gerahmtes 
überlebensgroßes Porträt, auf seinem Abge
ordnetenstuhl liegt ein weißblaues Blumen
bukett.
Landtagspräsident Franz Heubl sagt in sei
ner Trauerrede, der Tod von Strauß habe 
nicht nur eine Zäsur im Leben der Familie 
und der Freunde gesetzt, sondern auch in 
seiner Partei und in der Geschichte Bayerns 
und der Bundesrepublik Deutschlands. 
Strauß sei einer der wenigen großen Politi
ker gewesen, die Deutschland je besessen 
habe, zitiert Heubl den Historiker Golo 
Mann. Der Verstorbene habe zukunftswei
sende Weichenstellungen nachhaltig beein
flusst,  etwa die Einführung der Sozialen

Marktwirtschaft, die Eingliederung der 
Bundesrepublik in das westliche Bündnis 
oder die Öffnung der Türen nach dem 
Osten. Senatspräsident Hans Weiß, persön
licher Freund und politischer Weggenosse 
von Strauß seit der Gründung der CSU, 
nimmt ihn nachträglich gegen seine zahlrei
chen Kritiker in Schutz: „Ein Politiker ohne 
den Willen und die Fähigkeit zur Macht ist 
keiner.“
Betroffenheit kommt ebenfalls in den Bei
leidsbezeugungen der Landtagsfraktionen 
zum Ausdruck. Vor allem auch dem Einsatz 
von Strauß sei es zu verdanken, „dass sich 
Bayern innerhalb weniger Jahrzehnte ohne 
Verlust seiner Identität vom Agrarstaat zu 
einem Land mit einer leistungsfähigen, zu
kunftsorientierten Wirtschaft wandeln 
konnte“, sagt der CSUFraktionsvorsitzen
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de Alois Glück. Als besonders beeindru
ckend bezeichnet er den Mut des Verstorbe
nen „zu unpopulären, aber notwendigen 
Entscheidungen und sein Engagement für 
Nöte und Anliegen des einzelnen Bürgers“. 
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann spricht von einem „großen und 
bedeutenden politischen Gegner, dem wir 
aber zu keiner Zeit die persönliche Achtung 
und den Respekt versagt haben“. Mit allen 
bayerischen Bürgerinnen und Bürgern 
trauere auch die SPD und verbeuge sich vor 
Franz Josef Strauß, „der sich um Bayern 
und die Bundesrepublik Deutschland ver
dient gemacht hat“. In der Beileidsadresse 
der Grünen steht: „Mit Franz Josef Strauß 
ist der letzte aktive Politiker der Nach
kriegs und Wiederaufbauzeit von der politi
schen Bühne abgetreten.“ Allerdings sei die 
Politik dieser „wohl eigenwilligsten politi
schen Persönlichkeit der Nachkriegsge
schichte“ auch eng verbunden mit der „Ära 
von industriellen Groß und Atomprojek
ten, High Technology und Rüstungsge
schäften“.
Nach einem Pontifikalrequiem im Münch-
ner Liebfrauendom und einem Staatsakt in 
der Residenz am 7. Oktober wird der Sarg 
des Verstorbenen auf einer von sechs Pfer
den gezogenen Lafette von der Hofkapelle 
der Residenz in einem feierlichen Trauerzug 
zum Siegestor gefahren, das schwarz ver
hangen ist. Zehntausende säumen den Weg, 
der an den Stätten der Kindheit und Jugend 
des Toten vorbeiführt. Vom Siegestor wird 
der Sarg mit Polizeieskorte nach Rott am 
Inn überführt, wo Franz Josef Strauß neben 
seiner Frau Marianne in der Familiengruft 
seiner Schwiegereltern die letzte Ruhestätte 
findet.

19. Oktober 1988  464

Zum Nachfolger des verstorbenen Minister-
präsidenten Strauß wählt der Landtag des-
sen Stellvertreter Finanzminister Max 
Streibl.

Er erhält 124 Stimmen und damit alle der 
anwesenden Mitglieder seiner Fraktion. Als 
Gegenkandidaten nominierten die Grünen 
Prof. Armin Weiß, der lediglich 14 Stimmen 
bekommt. Auch die Sozialdemokraten leh
nen diese „SymbolKandidatur“, wie sie sa
gen, ab.
Nach seiner Wahl sagt der neue Regierungs
chef: „Unsere Aufgabe wird auch in den 
kommenden Jahren darin bestehen, Bayern 
als liebenswerte Heimat freier Menschen 
weiterzuentwickeln. Ich werde alle meine 
Kräfte dafür einsetzen, ganz Bayern im Sin
ne eines verantworteten Fortschritts als mo
dernes und menschliches Land weiter auszu
gestalten.“
In einem Interview mit der „Süddeutschen 
Zeitung“ auf die in seiner Partei kaum dis
kutierte Nachfolgefrage angesprochen, ant
wortet Streibl: „Der Tod von Strauß kam 
für uns alle so plötzlich und unerwartet, dass

Vereidigung von Ministerpräsident Streibl
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keiner von uns darauf vorbereitet war. Es ist 
aber richtig, dass man in der CSU sofort von 
allen Seiten auf mich zugekommen ist und 
dass es keinerlei Personaldiskussion darüber 
gab, wer Nachfolger von Strauß als Minis
terpräsident werden sollte.“
Zur Besetzung des Amtes des Parteivorsit
zenden – es wird der schwäbische CSU 
Abgeordnete Theo Waigel – bemerkt 
Streibl: „Ich habe die Ämtertrennung von 
Anfang an für sinnvoll gehalten. Die CSU 
ist eine Bundespartei. Es spricht viel dafür, 
dass sich der Regierungschef in Bayern und 
der Parteivorsitzende in der Bundespolitik 
ergänzen.“
Neuer Finanzminister in Streibls Kabinett 
wird Gerold Tandler, bisher Wirtschaftsmi
nister. Seinen Posten übernimmt August R. 
Lang, der das Innenressort leitete. Auf sei
nen Stuhl wechselt Edmund Stoiber, vorher 
im Range eines Staatsministers Leiter der 
Bayerischen Staatskanzlei. Neuer Chef der 
Regierungszentrale wird Wilhelm Vorn
dran, bislang Staatssekretär im Justizminis
terium; er rückt aber nicht zu Ministerwür
den auf. Neuer Justizstaatssekretär wird 
Heinz Rosenbauer. Er war zuvor neben Pe
ter Gauweiler Staatssekretär im Innenminis
terium und für die Oberste Baubehörde 
zuständig. Rosenbauers Nachfolger heißt 
Günther Beckstein. Allerdings wird er an
stelle von Gauweiler „Polizeistaatssekre
tär“. Gauweilers Aufgabenwechsel, er ist 
nun für den staatlichen Baubereich verant
wortlich, wird von Ministerpräsident Streibl 
als Organisationsentscheidung des neuen In
nenministers Stoiber bezeichnet. Der sagt 
vor Journalisten: „Ich halte es für gut, wenn 
Peter Gauweiler sein Spektrum ein bisschen 
erweitert.“ In Wirklichkeit handelt es sich 
um eine Entmachtung des agilen Staatsse
kretärs, der deutschlandweit negative 
Schlagzeilen machte wegen seiner forschen 
AntiAIDSPolitik.
Zu seiner Stellvertreterin macht Minister
präsident Max Streibl die Staatsministerin 
der Justiz, Mathilde BerghoferWeichner. Sie 
ist die erste Frau, die dieses Amt bekleidet.

„Am meisten freut mich die Zustimmung 
der männlichen Kollegen. Das ist gut für uns 
Frauen, auch dass wir nicht darum kämpfen 
mussten“, sagt sie gegenüber der „Mittel
bayerischen Zeitung“.

25. Oktober 1988  465

Abtreibungsprozesse in der schwäbischen 
Kreisstadt Memmingen, die bundesweit 
Aufsehen erregen, sind Thema einer von 
den Grünen beantragten Aktuellen Stunde.

„Die derzeit praktizierte Verschärfung des 
§ 218 in Bayern“ lautet der Tagesord
nungspunkt, der eine Gemeinsame Be
kanntmachung des Sozial und des Innenmi
nisteriums zur Ausführung des Schwange
renberatungsgesetzes anspricht. Eigentli
cher Hintergrund der politischen Auseinan
dersetzung sind jedoch die Memminger Ge
richtsverfahren, die in der Presse auch als 
„Hexenprozesse“ apostrophiert werden.
Margarete Bause (Grüne) wirft CSU und 
Staatsregierung vor, „unter dem Deckman
tel des angeblichen Schutzes des ungebore
nen Lebens wird hier in Bayern unverhoh
len zur Hatz auf ungewollt Schwangere 
ge blasen“. Gerhard Merkl (CSU) kontert, 
„wer täglich lautstark – und dies mit Recht – 
zum Kampf für den Schutz von Wäldern, 
Tieren und Menschen auffordert, den 
Schutz des Lebens aber so wenig achtet, wie 
dies hier zum Ausdruck kommt, zeigt eine 
doppelte Moral“. Abtreibung bedeute, 
„menschliches Leben töten“. Dies sei weder 
moralisch noch ethisch, und aus christlicher 
Grundeinstellung schon gar nicht zu recht
fertigen.
Ursula PauschGruber kritisiert, die Staats
regierung wolle die Anfang der Siebziger
jahre im Deutschen Bundestag gefundene 
Notlagenindikation, die der Lebensrealität 
entsprochen habe, verändern oder „aushe
beln“. Es gebe in Bayern die Tendenz, die 
Feststellung der Notlagenindikation den 
Gerichten zu überantworten.
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Justizministerin Mathilde BerghoferWeich
ner, die die noch laufenden Memminger 
Strafverfahren gegen den Arzt Horst Thei
sen und eine große Anzahl von Frauen nicht 
kommentieren will, zitiert aus dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 25. Fe
bruar 1975: „Das Recht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit umfasst auch die Selbst
verantwortung der Frau, sich gegen eine 
Elternschaft und die daraus folgenden 
Pflichten zu entscheiden. Dieses Recht ist 
aber nicht uneingeschränkt gewährt. Von 
vorneherein kann es niemals die Befugnis 
umfassen, Leben selbst zu zerstören, am 
wenigsten dann, wenn nach der Natur der 
Sache die besondere Verantwortung gerade 
für dieses Leben besteht.“
Das Memminger Landgericht verurteilt am 
5. Mai 1989 den Frauenarzt Horst Theisen 
zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und 
sechs Monaten. Darin ist die von einem 
anderen Gericht verhängte Bewährungsstra

fe wegen Steuerhinterziehung enthalten. 
Außerdem darf der Gynäkologe seinen Be
ruf für drei Jahre nicht ausüben. Die 2. 
Strafkammer hält ihn für schuldig, in 36 
Fällen ohne Feststellung einer Notlagenindi
kation und in 39 Fällen ohne vorherige Hin
zuziehung eines weiteren Arztes und ohne 
Einschaltung einer Beratungsstelle Schwan
gerschaften abgebrochen zu haben. Die 
Richter halten Theisen zugute, „Überzeu
gungs und Gesinnungstäter“ zu sein, der 
mit einer „breiten Woge der Zustimmung“ 
habe rechnen können, die ihm „den Weg 
zur Schuldeinsicht“ verbaut habe.

Demonstration in Memmingen am 25. Februar 1989
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1. Dezember 1988  466*

„Oberstes Ziel“ sei es, „den Fortschritt zu 
fördern und Bayern trotzdem als liebens-
und lebenswerte Heimat zu erhalten“, sagt 
Ministerpräsident Max Streibl in seiner ers-
ten Regierungserklärung vor dem Landtag.

Bayern stehe in den nächsten Jahren vor 
einer der größten Herausforderungen seiner 
Geschichte: „Wir müssen Bayern für Euro
pa rüsten“, betont der Regierungschef. Der 
europäische Binnenmarkt, der bis Ende 
1992 vollendet werde, bringe neue Dynamik 
in den Prozess der Einigung. Damit stünden 
tiefgreifende Änderungen in vielen gewach
senen Rechtsbereichen bevor und die Brüs
seler Entscheidungen würden immer unmit
telbarer und weitreichender auf die bayeri
sche und deutsche Politik durchschlagen. 
Streibl unterstreicht: Die europäische Uni
on müsse nach föderativen Grundsätzen 
aufgebaut werden, denn: „Gerade wir Bay
ern haben nicht 40 Jahre für den Föderalis
mus in der Bundesrepublik Deutschland ge
kämpft, um ihn jetzt auf dem Altar Europas 
zu opfern.“
Beifall auch bei den Grünen erntet der Re
gierungschef für seine Aussage, wirtschaftli
chen und sozialen Fortschritt um den Preis 
des Verbrauchs und der Schädigung der 
Umwelt dürfe es nicht geben. Allerdings 
könne die Versöhnung von wirtschaftlichem 
und technischem Fortschritt mit dem Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen nicht 
darin bestehen, unserer naturwissenschaft
lichtechnisch geprägten Zivilisation den 
Rücken zu kehren und auszusteigen. Alle 
technischen Möglichkeiten müssten genutzt 
werden, um Schäden zu heilen oder künftig 
erst gar nicht entstehen zu lassen. Im Um
weltschutz habe die Devise zu gelten: „Vor
beugen ist besser als Heilen.“ In der Ener
giepolitik setzt Streibl angesichts vorherge
sagter Klimaveränderungen als Folge der 
Verbrennung fossiler Stoffe nach wie vor 
auf die Kernenergie, wenn auch alternative 
Energieträger wie das SolarWasserstoff
Projekt in der Oberpfalz unterstützt wür

den. Die Forderung von SPD und Grünen 
nach einem Ausstieg aus der Kernenergie 
trage „geradezu abenteuerliche, ja verant
wortungslose Züge“, sagt der Ministerpräsi
dent.
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann urteilt über die zurückliegende 
sechswöchige Amtszeit Streibls: „Ich erken
ne gerne an, dass sich im Stil einiges geän
dert hat.“ Die Anfänge eines neuen Um
gangs zwischen Regierung und Opposition 
seien „ohne Einschränkung positiv“. Als 
zentrale Fragen der Zukunft Bayerns be
zeichnet Hiersemann: „Wie kann dieses 
Land angesichts der rasanten wirtschaftli
chen und technologischen Umwälzungen 
mithalten? Wie kann es wettbewerbs und 
konkurrenzfähig bleiben, aber andererseits 
auch jenen unverwechselbaren Charakter 
behalten, der trotz der jahrelangen CSU 
Alleinherrschaft seine Anziehungskraft aus
macht?“ Bayern im Jahr 2000 bedeute auch 
eine Diskussion um Grundwerte, um das 
richtige Setzen von Prioritäten. Für die So
zialdemokraten gelte im Gegensatz zur 
CSU: Technischer Fortschritt sei unabding
bar, aber „kein Wert an sich“. Er müsse in 
den politischen und gesellschaftlichen, so
zialen und kulturellen Rahmen eingebunden 
sein. Das bedeute, dass volkswirtschaftliche 
Chancen und Notwendigkeiten gegen mögli
che Risiken abzuwägen seien.
Christine Scheel, Fraktionssprecherin der 
Grünen, wirft Ministerpräsident Streibl vor, 
„grüne Themen“ wie den Schutz der Le
bensgrundlagen lediglich rhetorisch aufzu
greifen. Andererseits aber gingen „Umwelt
zerstörung und Demokratieabbau“ weiter 
voran. „Wir hören und spüren von Ihnen 
auch nicht den leisesten Zweifel. Es kommt 
nicht die geringste Spur von Skepsis auf, 
sondern Sie stehen hier und formulieren mit 
dem Brustton tiefster Überzeugung den 
Stolz auf Bayern, auf den modernsten Indus
triestaat“, sagt die GrünenAbgeordnete. 
Wie hoch der Preis sei, danach frage der 
Regierungschef nicht. Doch was sei das für 
ein Staat, „der durch die Ansiedlung von
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Rüstungsindustrie, vor allem im südbayeri
schen Raum, zur Blüte gebracht wurde?“ 
Christine Scheel fordert eine „ökologische, 
soziale, basisdemokratische und gewaltfreie 
Steuerreform“. „Ökologisch“ bedeute An
reize für die beschleunigte Abkehr von  
umweltzerstörenden Produktionsmethoden, 
„sozial“ eine Umverteilung von oben nach 
unten, „basisdemokratisch“ eine bessere fi-
nanzielle Ausstattung der Kommunen, und 
„gewaltfrei“, dass für die Rüstungsindustrie 
keine Steuergelder mehr ausgegeben wer
den dürften.
Alois Glück, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, bekennt: „Ich bin der Überzeugung, 
dass wir in der Zeit eines tiefgreifenden Um
bruchs leben.“ Er erklärt es damit, dass wir 
„im Wandel von der Industriegesellschaft 
zur Informationsgesellschaft“ lebten und 
sich gleichzeitig die Chancen der Wirt
schaftsstandorte weltweit änderten. Die 
Umweltbelastungen hätten inzwischen zu ei
nem tiefen Einschnitt im Bewusstsein der 
Bevölkerung geführt. Doch die Grenzen des 
Wachstums würden im Wohlfahrtsstaat, der 
in den nächsten Jahren nicht mehr wie bis
her zu finanzieren sei, noch schneller spür-
bar als im Umweltschutz. Als weitere ein
schneidende Veränderungen nennt Glück 
einen „tiefgreifenden geistigkulturellen 
Wandel“, etwa in Form eines „neuen Egois
mus“ oder einer „neuen OhnemichWelle“, 
und die grundlegenden Änderungen der Al
tersstruktur, die sich auf die Finanzierbar
keit der Renten und die Auslastung der 
Infrastruktur auswirkten. Die CSU habe 
den Mut, die Probleme beim Namen zu 
nennen und ehrlich zu sagen, „was wir än
dern können und was wir nicht ändern kön
nen“. Glück: „Linksgrüne oder rechts
bräunliche Fluchtbewegungen aus den Rea
litäten dieser Welt nähren nur Illusionen, 
ohne aber den Menschen zu helfen.“

14. Dezember 1988  467

Der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
weist eine Organklage der Grünen im Land-
tag ab, mit der sie ihre Vertretung im 
Sicherheitsausschuss durchsetzen wollten.

Aus Gründen des Geheimschutzes sei es 
verfassungsrechtlich zulässig, „die Zahl der 
Mitglieder des Sicherheitsausschusses auf 
nur elf festzusetzen, selbst wenn dabei nicht 
alle Fraktionen einen Sitz erhalten“, stellten 
die Verfassungsrichter fest. Allerdings er
zielen die Grünen einen Teilerfolg: Verfas
sungswidrig sei, dass sie im Ausschuss für 
Bundes und Europaangelegenheiten auf
grund der Sitzverteilung nach dem System 
d’Hondt ebenfalls nicht vertreten seien. 
Noch vor dem Richterspruch wurde aber die 
Zahl der Mitglieder dieses Ausschusses so 
erhöht, dass auch die Grünen einen Vertre
ter entsenden können.
Als Ersatz für die Aufgabe des Sicher
heitsausschusses, die Tätigkeit des Lan
desamts für Verfassungsschutz zu kontrol
lieren, richtet der Landtag zu Beginn der 12. 
Wahlperiode eine „Parlamentarische Kon
trollkommission“ ein. Laut Verfassungs
schutzgesetz besteht sie aus lediglich fünf 
Mitgliedern, sodass die Grünen (aber auch 
die Liberalen) leer ausgehen. Gerhard 
Merkl (CSU) weist Beschwerden der Oppo
sition mit der Begründung ab, erhielten 
SPD, FDP und Grüne jeweils einen Sitz, 
verfügte die Opposition über die Mehrheit, 
was eine „Verfälschung des Wählerwillens“ 
bedeutete.
Der Sicherheitsausschuss wird in der 12. 
Wahlperiode nicht mehr eingerichtet. Seine 
Funktion übernimmt der Ausschuss für Ver
fassungs, Rechts und Kommunalfragen, 
abgesehen von der erwähnten Kontrolle des 
Verfassungsschutzes. (489, 528)
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17. Januar 1989  468

Finanzminister Gerold Tandler erläutert vor 
den Haushalts- und Wirtschaftspolitikern 
des Landtags die Notwendigkeit, die deut-
sche Luft- und Raumfahrt neu zu ordnen.

In seinem Bericht zum geplanten Einstieg 
der Daimler Benz AG bei Messerschmitt
BölkowBlohm (MBB) betont er, diese 
Neustrukturierung liege im Interesse des 
Freistaats. Er ist mit insgesamt 24 Prozent 
größter Gesellschafter des Luft und Raum
fahrtkonzerns. Die Fusion solle MBB kon
kurrenzfähig machen, um am weltweit 
wachsenden Markt teilnehmen zu können. 
Der Anteil der öffentlichen Gesellschafter 
Bayern, Hamburg und Bremen an MBB 
solle durch eine Kapitalerhöhung von mehr 
als 50 Prozent auf 36 Prozent abgeschmol
zen werden, sodass Bayerns Beteiligung nur 
noch 16,8 Prozent betragen würde. Als gro
ßen Erfolg bezeichnet es Tandler, dass es 
gelungen sei, München als Sitz des neuen

Konzerns, der Deutschen Aerospace AG, 
durchzusetzen. „Damit werden künftig die 
wichtigsten und größten Unternehmen der 
deutschen Luft und Raumfahrt von Mün
chen aus unternehmerisch geführt“, freut 
sich der Wirtschaftsminister.
Am 17. November 1989 ist es so weit: In 
einer „Elefantenhochzeit“ verbindet sich 
MesserschmittBölkowBlohm mit Daimler 
Benz. Vierzehn Tage später stimmt der 
Haushaltsausschuss des Landtags dem Rah
menvertrag zu.

9. März 1989  469

Der seit Sommer 1988 stark angestiegene 
Strom von Asylbewerbern löst erneut eine 
Grundsatzdebatte über das Asylrecht aus.

Innenminister Edmund Stoiber berichtet 
den Mitgliedern des Rechts und des Peti
tionsausschusses, dass 1987, nachdem die 
Einreise über Ostberlin unterbunden wor

Notunterkunft für Asylbewerber
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den sei, nur noch 57 000 neue Asylbewerber 
in der Bundesrepublik gezählt worden sei
en. Im Vorjahr sei dann die Zahl der Asyl
anträge wieder auf 103 000 gestiegen. Die 
meisten Asylbewerber, nämlich 28 Prozent, 
kämen aus Polen, 20 Prozent aus Jugosla
wien, 14 Prozent aus der Türkei. Mit einer 
verschärften Abschiebung abgelehnter 
Asylbewerber könne das Problem nicht ge
löst werden. Er bekräftigt die Forderung der 
CSU, das Grundrecht auf Asylgewährung in 
eine institutionelle Garantie umzuwandeln, 
denn in 90 Prozent der Fälle fehle ein echter 
Asylgrund. Der Rechtsschutz müsse durch 
eine einzige Beschwerdeinstanz ersetzt 
werden.
Klaus Warnecke (SPD) widerspricht der 
Aussage des Innenministers, dass sich das 
Asylrecht als untauglich erwiesen habe. Zur 
Beschleunigung der Verfahren müssten wei
tere Asylkammern an den Gerichten einge
richtet werden. Sepp Klasen (SPD), der 
Vorsitzende des Petitionsausschusses, weist 
darauf hin, dass weniger als ein Prozent aller 
Flüchtlinge auf der Welt in der reichen Bun
desrepublik um Asyl nachsuchten. Peter 
Widmann (CSU) betont, seiner Partei gehe 
es allein darum, etwas gegen den Missbrauch 
des Asylrechts zu unternehmen. Wer nicht 
erkennen wolle, dass dieser Missbrauch das 
Rechtsempfinden der Bevölkerung berühre, 
müsse sich über die Wahlerfolge der Repu
blikaner nicht wundern. Hartmut Bäumer 
(Grüne) warnt vor der Verwendung des Be
griffs „Wirtschafts und Scheinemigranten“, 
denn die allermeisten seien wirkliche 
Flüchtlinge.
Am 13. Dezember 1989 beschließt der 
Landtag gegen die Stimmen der Opposition 
ein Asylbewerberaufnahmegesetz. Damit 
wird die Verteilung der Asylbewerber inner
halb Bayerns neu geordnet. Die Verteilung 
auf die Regierungsbezirke, kreisfreien Städ
te und Landratsämter erfolgt grundsätzlich 
im Verhältnis der Einwohnerzahlen. Für 
Städte ab 50 000 Einwohner wird ein Zu
schlag von 30 Prozent angesetzt, weil dort 
Asylbewerber leichter untergebracht wer

den können als auf dem flachen Land. Ende 
1990 erreicht die Zahl der Asylbewerber in 
der Bundesrepublik mit insgesamt 193 063 
Anträgen einen Rekord. Laut Bundesinnen
ministerium beträgt die Steigerung gegen
über dem Vorjahr 59,1 Prozent, die Aner
kennungsquote ist auf 4,4 Prozent zurückge
gangen. (517)

14. März 1989  470

Gegen heftigen Protest von SPD und Grü-
nen schafft die CSU die gesetzliche Grund-
lage für einen bis zu 14 Tagen dauernden 
polizeilichen Unterbindungsgewahrsam.

Bisher war polizeilicher Gewahrsam nur bis 
zu 48 Stunden möglich. Über den Unterbin
dungsgewahrsam, der im Polizeiaufgaben
gesetz verankert wird, muss ein Richter ent
scheiden. Innenminister Edmund Stoiber 
sagt im Landtagsplenum: „Es gilt, Gewalttä
ter und Personen, die zu Straftaten öffent
lich aufrufen, wirksam am offenkundigen 
Missbrauch der Grundrechte auf Versamm
lungsfreiheit und der freien Meinungsäuße
rung zu hindern.“ Dabei sei es gleichgültig, 
ob Gewalt am Rande einer politischen Aus
einandersetzung oder von angetrunkenen 
Fußballfans ausgeübt werde. Auch in einem 
freiheitlichen Rechtsstaat dürfe die Polizei 
nicht durch die falsch verstandene Liberali
tät zum Gespött der Gewalttäter und ihrer 
Sympathisanten werden. Es sei für die Poli
zei unzumutbar, betont der Innenminister, 
Gewalttäter mit hohem Risiko für Gesund
heit und Leben aus einer feindlichen Menge 
herauszuholen, um sie dann wenige Stunden 
später aus rechtlichen Gründen zu neuen 
Aktionen wieder entlassen zu müssen.
Klaus Warnecke (SPD) spricht dagegen  
von einem „DemonstrationsSonderpolizei
recht“ und einer „Lex Wackersdorf“, womit 
er den Schauplatz zahlreicher Demonstra
tionen gegen die Wiederaufarbeitungsanla
ge meint. Es sei ein Verstoß gegen die Ver
hältnismäßigkeit, wegen des Verdachts ei
ner Ordnungswidrigkeit, die mit Geldbuße
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bedroht sei, mit bis zu 14 Tagen Haft be
straft zu werden. Hartmut Bäumer (Grüne) 
wirft der CSU vor, mit der „Methode der 
Kriminalisierung“ die Bürger vom Ge
brauch ihrer Grundrechte abschrecken zu 
wollen. Unterbindungsgewahrsam und Poli
zeihaft werde nun gegenüber allem ange
droht, was nach „Widerstand, Aufmüpfig-
keit und lebendiger Opposition“ aussehe.
Klagen der Sozialdemokraten und der Grü
nen gegen die Änderung des Polizeiaufga
bengesetzes werden vom Bayerischen Ver
fassungsgerichtshof Anfang August 1990 als 
unbegründet abgewiesen. Voraussetzung 
für die Entscheidung, Verdächtige vorbeu
gend in Gewahrsam zu nehmen, sei aller
dings die in jedem Einzelfall notwendige 
Feststellung, „dass eine Straftat oder Ord
nungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung 
für die Allgemeinheit unmittelbar bevor
steht“. Mit vagen Verdachtsgründen lasse 
sich der Gewahrsam nicht rechtfertigen. 
Vier Jugendliche, die bei einer Demonstra
tion vor dem Kernkraftwerk Gundremmin
gen vorübergehend in Vorbeugehaft genom
men wurden, reichen daraufhin Klage beim 
Bundesverfassungsgericht ein.
Am 18. Juli 1990 ändert der Landtag erneut 
– wiederum gegen die Stimmen der Opposi
tion – das Polizeiaufgabengesetz. Es geht 
dabei um eine gesetzliche Grundlage für das 
Erheben, Speichern, Übermitteln und Ab
gleichen von personenbezogenen Daten, die 
bei der polizeilichen Tätigkeit anfallen, wie 
sie das Volkszählungsurteil des Bundesver
fassungsgerichts erfordert. Die Gesetzesän
derung diene auch dem Kampf gegen die 
organisierte und grenzüberschreitende Kri
minalität, sagt Innenminister Edmund Stoi
ber, während SPD und Grüne befürchten, 
dass Daten unbescholtener Bürger erhoben 
werden könnten. (148, 379, 542, 601, 648)

16. März 1989  471

Mit einer Großen Anfrage will sich die CSU 
ein Bild von der Lesekultur im Zeitalter der 
neuen Medien machen.

„Der Niedergang der Hochsprache ist in 
vollem Gange“, klagt Erich Schosser, Initia
tor der Interpellation „Literatur und Spra
che in Bayern“. Die Sprache der Computer, 
die von den Kindern mit Begeisterung ge
lernt werde, lasse eine neue Schicht von 
Analphabeten entstehen. Schosser nimmt 
von seiner Kritik Journalisten, ja selbst 
Hochschullehrer nicht aus, denn schlechtes 
Deutsch sei selbst im „ehrenwerten Kreis 
der Professoren“ gar nicht mehr selten.
Kultusminister Hans Zehetmair will zwar 
Schossers düstere Prognosen nicht voll be
stätigen, aber auch er sorgt sich um die 
Sprachkultur. Die Förderung des Lesens sei 
eine herausragende Aufgabe von Erziehung 
und Bildung, aber auch eine wichtige gesell
schaftspolitische Aufgabe. Zehetmair ist 
sich sicher, dass das „Lesen seine dominie
rende Stellung in Schule und Unterricht“ 
behalten muss und behalten wird, allerdings 
kombiniert mit der Medienerziehung. Tra
ditionelle Kulturtechniken und moderne In
formations und Kommunikationstechnolo
gien müssten in der Schule gleichermaßen zu 
ihrem Recht kommen. Den Einfluss des 
Fernsehens auf die Lesekultur sieht auch 
Kultusminister Zehetmair mit Sorge. Aller
dings fehlten wissenschaftliche Untersu
chungen über den direkten Einfluss der Bild-
medien auf das Leseverhalten.

18. April 1989  472

Ministerpräsident Max Streibl rückt in einer 
Regierungserklärung vorsichtig vom Bau 
der Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) 
in Wackersdorf ab, der bald darauf einge-
stellt wird.

Streibl betont, Bayern habe bisher getroffe
ne Entscheidungen loyal mitgetragen. „Soll
ten sich allerdings in den Verhandlungen 
der Bundesregierung mit der französischen 
Regierung neue Erkenntnisse ergeben, die 
das nationale Entsorgungskonzept in Frage 
stellen, wird Bayern nicht um die Wieder
aufarbeitungsanlage kämpfen.“
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Damit spielt er auf die erst wenige Tage 
vorher öffentlich bekannt gewordenen Ver
handlungen zwischen der Veba AG und der 
französischen COGEMA (Compagnie Ge
nerale des Matières Nucléaires) an, deut
sche Kernbrennelemente in der Anlage La 
Hague wiederaufzuarbeiten und den Bau in 
Wackersdorf einzustellen. Bauherrin dort 
ist die Deutsche Gesellschaft zur Wiederauf
arbeitung von Kernbrennstoffen (DWK), 
deren Gesellschafter die großen deutschen 
Energieversorgungsunternehmen sind, un
ter ihnen das Bayernwerk AG, das Rhei
nischWestfälische Elektrizitätswerk AG so
wie PreußenElektra, eine Tochter der Ve
ba AG.
Vor dem Landtag weist Streibl darauf hin, 
dass die Aufgabe des Projekts in Wackers
dorf nicht nur öffentliche Investitionen in 
Höhe von rund drei Milliarden Mark ent
werten, sondern auch die französische Nu
klearindustrie einseitig stärken würde. In 
der Energiewirtschaft, deren Position 
Streibl zitiert, wird das anders gesehen: Die 
deutschfranzösische Kooperation bringe ei
nen jährlichen Kostenvorteil von knapp ei
ner Milliarde Mark, Kostensteigerungen in 
Wackersdorf nicht mitgerechnet. Die an
fangs auf vier Milliarden Mark geschätzten 
Baukosten haben sich mittlerweile mehr als 
verdoppelt.
Streibl macht deutlich, dass das deutsche 
Atomgesetz zwar die Entsorgung im Aus
land nicht ausschließe, eine solche Entschei
dung aber dem 1979 zwischen Bundeskanz
ler Helmut Schmidt und den Ministerpräsi
denten beschlossenen nationalen integrier
ten Entsorgungskonzept widersprechen 
würde. In diesem Falle stünde Bayern aber 
für andere kerntechnische Anlagen, etwa 
die Endlagerung abgebrannter Kernbrenn
stäbe, nicht zur Verfügung. „Das muss klar 
sein“, fügt der Regierungschef an.
Nachdem der Verzicht auf die WAA Wa
ckersdorf in Bonn und bei den Elektrizitäts
versorgungsunternehmen längst unverrück
bar feststeht, versucht die Staatsregierung, 
beim Bund Ausgleichsmaßnahmen für die

mittlere Oberpfalz durchzusetzen. Anfang 
Juli 1989 einigt sich eine eigens dafür einge
setzte interministerielle Arbeitsgruppe auf 
ein Ergebnis, das der CSUVorsitzende und 
Bundesfinanzminister Theo Waigel in Mün
chen bekannt gibt: Insgesamt 230 Millionen 
Mark stellt der Bund neben Zusatzmitteln 
der Elektrizitätswirtschaft für die Struktur
politik der betroffenen Region zur Verfü
gung, Geld, das ursprünglich für Investi
tionszulagen zum Bau der WAA gedacht 
war. Wenig später gibt der BMWKonzern 
bekannt, auf dem WAABaugelände ein 
neues Automobilwerk zu bauen, das auch 
dem „Einstieg in neue Technologien“ die
nen solle. Gemeint ist damit eine Pilotanla
ge zur Demontage und zum Recycling von 
Altfahrzeugen.
Der Landtag kann jedoch die WAAAkten 
noch nicht schließen. Seit dem 14. Februar 
1989 tagt auf Antrag der Opposition ein 
Untersuchungsausschuss, der sich „Enquete
Ausschuss WAA“ nennt und der sich mit 
den mittlerweile Makulatur gewordenen 
Teilerrichtungs und Baugenehmigungen 
auseinandersetzen muss. Hintergrund der 
Recherchen ist die Frage, ob die Antrags
stellerin DWK Einfluss auf die Genehmi-
gungsverfahren genommen hat. Der Unter
suchungsausschuss endet am 20. Juli 1990 
mit drei verschiedenen Berichten, die dem 
Landtagsplenum vorgelegt werden.
Gustav Matschl (CSU), Vorsitzender des 
Untersuchungsausschusses, kommt zu dem 
Schluss, dass sich die „schweren Verdächti
gungen im Laufe der Beweisaufnahme als 
heiße Luft erwiesen haben“. Sein Stellver
treter Helmut Ritzer (SPD) fasst den Stand
punkt seiner Partei so zusammen: „Die Un
tersuchung hat ergeben, dass sich die DWK 
gewissermaßen immer als Fürsorgezögling – 
nein, eher als Hätschelkind – des Umwelt
ministeriums fühlen konnte.“ Prof. Armin 
Weiß von den Grünen sieht es als Erfolg des 
Ausschusses an, den Nachweis erbracht zu 
haben, dass das Umweltministerium als Ge
nehmigungsbehörde versäumt habe, Vor
würfe gegen den TÜV Bayern als unabhän
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gigen Gutachter zu überprüfen. Das Stu
dium der Akten habe gezeigt, wie die Inte
ressen der Bürgerinnen und Bürger unter 
Pflichtverletzung vernachlässigt worden sei-
en. (423, 434, 435, 438)

30. Mai 1989  473

Mit einer Gedenkstunde erinnert der Land-
tag an das Inkrafttreten des Grundgesetzes 
vor 40 Jahren.

„Das Grundgesetz ist zur besten Verfassung 
der deutschen Geschichte geworden“, lobt 
Landtagspräsident Heubl das Werk des 
Bonner Parlamentarischen Rates. Regie
rung und Parlament des Freistaates Bayern 
hätten damals von Anfang an versucht, die 
föderative Komponente bei den Verfas
sungsberatungen zu stärken. Für den dama
ligen bayerischen Ministerpräsidenten Hans 
Ehard sei der Föderalismus „der einzige 
wahrhaft demokratische Weg“ gewesen. 
„Weder die Mehrheit des Bayerischen 
Landtags noch die Bayerische Staatsregie
rung wollten das Grundgesetz zu Fall brin
gen“, sagt Heubl zum Nein des Landtags am 
20. Mai 1949. Es sei vielmehr um die Glaub
würdigkeit Bayerns gegangen.

31. Mai 1989  474

„Europa fährt wieder mit geblähten Segeln 
in seine Zukunft“, sagt Ministerpräsident 
Max Streibl in seiner Regierungserklärung 
zur Europapolitik.

Es ist das vierte Mal innerhalb weniger Wo
chen, dass der Landtag über die künftige 
Europäische Union diskutiert. Vorangegan
gen sind Interpellationen aller drei Fraktio
nen. Streibl fordert eine Ergänzung der Rö
mischen Verträge oder den Erlass einer Eu
ropäischen Verfassung, die den föderativen 
Aufbau sichert. Die Zuständigkeiten müss
ten nach dem Subsidiaritätsprinzip verteilt 
werden, die Länder der Bundesrepublik und 
die   Regionen   Europas   an  der  Gemein

Europas Flagge: Zwölf Sterne auf blauem Grund

schaftsgesetzgebung beteiligt werden. Nur 
so könne „ein Irrweg der Europäischen Ge
meinschaft in Zentralismus, Uniformität 
und Gleichmacherei verhindert werden“. 
Denn „Fortschritt, Erfindungsgeist, Kreati-
vität und Phantasie gedeihen nicht unter 
dem Rasenmäher der Bürokratie“.
KarlHeinz Hiersemann, SPDFraktions
vorsitzender, will weder CSU noch Staatsre
gierung als „Bannerträger des Föderalis
mus“ akzeptieren. Die Widerstände gegen 
Eingriffe in die Zuständigkeiten der Länder 
hätten erst eingesetzt, als die Rechte der 
Regierung, also der Exekutive, betroffen 
gewesen seien. „Ihnen geht es allein um die 
ungeschmälerte Macht von Regierung und 
Verwaltung, die Stellung und die Befugnisse 
des Bayerischen Landtags sind Ihnen doch 
völlig gleichgültig“, kritisiert der SPDPoli
tiker. „Wir denken nicht daran, uns von 
diesen scheinföderalistischen Feiertagsre
den länger hinters Licht führen zu lassen.“ 
Gerade im Europa der Regionen müssten 
originäre Zuständigkeiten an die gewählten
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Volksvertretungen dieser Regionen zurück
fließen.
„Wir sind nicht gegen Europa“, beteuert 
Christian Magerl, Fraktionssprecher der 
Grünen, „aber wir sind gegen die Bedingun
gen, unter denen der Binnenmarkt realisiert 
wird.“ Es handle sich dabei um einen „Knie
fall vor der Industrie“. Die Grünen wünsch
ten sich stattdessen ein „ökologisches Euro
pa“ mit einem Wirtschaftssystem, in dem 
die Produktionsweisen gemäß ihrer Um
weltverträglichkeit gesteuert würden. Für 
ein „Europa der Regionen“ träten allerdings 
auch die Grünen ein, versichert Magerl. 
(440, 457, 527)

31. Mai 1989  475

Der Landtag beschließt die Einführung ei-
nes Erziehungsgeldes auf gesetzlicher 
Grundlage.

Bayern ist damit das einzige Bundesland, in 
dem es einen Rechtsanspruch auf die Zah
lung eines Erziehungsgeldes gibt. Es wird im 
Anschluss an das Bundeserziehungsgeld ein 
halbes Jahr lang in Höhe von 500 DM mo
natlich gewährt, wenn bestimmte Einkom
mensgrenzen nicht überschritten werden. 
Durch sein Landeserziehungsgeld kann der 
Freistaat nun Erziehungsgeld über insge
samt zwei Jahre anbieten. Ziel ist es jedoch 
nach den Worten von Sozialminister Geb
hard Glück, ein dreijähriges Erziehungsgeld 
zu schaffen. Die von der Opposition gefor
derte Arbeitsplatzgarantie könne nur bun
desrechtlich eingeführt werden.
Die Sozialdemokraten stimmen dem Gesetz 
„mit ganz erheblichen Bauchschmerzen“ zu, 
weil sie es, wie Hedda Jungfer sagt, eigent
lich auf die Personen beschränken wollen, 
die es besonders nötig haben, etwa Allein
erziehende. In diesem Falle könnte man es 
auch höher dotieren, meint die Abgeordne
te. Für die Grünen, die das Gesetz ableh
nen, kritisiert Christine Scheel, das Lan
deserziehungsgeld sei „insgesamt gesehen, 
gemessen an der heutigen gesellschaftlichen

Realität, für Frauen ein Schritt zurück in das 
Wunschdenken einer traditionellen Rollen
verteilung: die Frau als Hausfrau und als 
Erzieherin der Kinder mit einem geringen 
Zuverdienst ...“ (598)

20. Juni 1989  476

Ministerpräsident Max Streibl teilt dem 
Landtag den Rücktritt von Wissenschaftsmi-
nister Prof. Wolfgang Wild mit.

Wild tritt an die Spitze der neugegründeten 
Deutschen Agentur für Raumfahrt 
(DARA). Die Leitung des Staatsministe
riums für Wissenschaft und Kunst überträgt 
Streibl bis zum Ende der Legislaturperiode 
dem Staatsminister für Unterricht und Kul
tus, Hans Zehetmair. Walter Engelhardt 
(SPD) erinnert an die Teilung des Kultusmi
nisteriums in zwei Geschäftsbereiche durch 
Ministerpräsident Strauß. Die Trennung 
„entpuppt sich heute als ein Manöver der 
Staatsregierung und der Mehrheitsfraktion, 
das einzig und allein den Zweck hatte, Pro
fessor Maier wegzubringen, in die Wüste zu 
schicken“, kritisiert Engelhardt. Dazu Wal
ter Eykmann (CSU): „Herr Professor Maier 
hatte das Angebot, Wissenschaftsminister 
zu werden; er hat es ausgeschlagen.“

21. Juni 1989  477

Gegen die Stimmen der Opposition wird das 
Landeswahlgesetz aufgrund des Volkszäh-
lungsergebnisses geändert.

Oberbayern erhält bei der nächsten Land
tagswahl ein Listenmandat mehr. Es wird 
Oberfranken abgezogen, wo aus den bishe
rigen Stimmkreisen HofOst, HofWest und 
Wunsiedel zwei gemacht werden. SPD und 
Grüne halten die Reform für unzureichend 
und werfen der CSU vor, auf „Erbhöfe“ 
Rücksicht zu nehmen. Innenminister Ed
mund Stoiber kündigt an, nach der Wahl ein 
Konzept für eine umfassende Bereinigung 
der Stimmkreiseinteilung vorzulegen. Aus
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Zeitgründen sei das jetzt nicht möglich ge
wesen. (58, 131,260,509)

18. Juli 1989  478

Zum dritten Mal seit 1979 ändert der Land-
tag die Zugehörigkeit von Gemeinden zu 
Verwaltungsgemeinschaften.

Diesmal werden aufgrund der Volkszählung 
zwölf Gemeinden aus Verwaltungsgemein
schaften entlassen. Innenminister Edmund 
Stoiber teilt mit, dass es damit in Bayern 970 
kreisangehörige Einheitsgemeinden und 1056 
Mitgliedsgemeinden in 337 Verwaltungs
gemeinschaften gibt. (309, 356, 392, 518)

21. Juli 1989  479

Einwendungen des Senats gegen die Ände-
rung des Kommunalabgabengesetzes wer-
den von der CSU-Mehrheit abgewiesen. 
Damit ist der Einführung einer „Zweitwoh-
nungssteuer“ der Gemeinden endgültig ein 
Riegel vorgeschoben.

Zweitwohnungen 
in einem 
bayerischen 
Wintersportort

Die Gesetzesänderung bestimmt, dass eine 
Gemeinde eine bisher nicht erhobene Steu
er nur einführen kann, wenn das Innenminis
terium zustimmt. Auf diese Weise soll ei
nem „Wildwuchs“ örtlicher Verbrauchs
und Aufwandssteuern begegnet werden. 
Gleichzeitig steht nun die umstrittene Wei
gerung des Innenministeriums, Satzungen 
für Zweitwohnungssteuern grundsätzlich 
abzulehnen, auf einer gesetzlichen Grund
lage.
Der Markt Hindelang führte stellvertretend 
für zahlreiche bayerische Fremdenverkehrs
gemeinden seit 1984 einen Musterprozess. 
Ende 1988 entschied schließlich der Bayeri
sche Verfassungsgerichtshof, „dass der Erlass 
von Abgabesatzungen zum eigenen Wir
kungskreis der Gemeinden gehört“. Die 
kommunale Finanzhoheit gewähre den Ge
meinden die Befugnis zu einer eigenverant
wortlichen Regelung ihrer Finanzen im 
Rahmen eines gesetzlich geordneten Haus
haltswesens. Nach diesem Urteil legte die 
Staatsregierung den Entwurf für die Geset
zesänderung vor, den der Landtag mit den
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Stimmen der CSU verabschiedete, der aber 
im Senat Bedenken hervorrief, weil darin 
eine Einschränkung des kommunalen 
Selbstverwaltungsrechts gesehen wurde. 
Bei der Beratung der Senatseinwendungen 
im Landtag kommentiert Günther Hefele 
(SPD) das Argument der Staatsregierung, 
„ein Wildwuchs bei der Steuerfindung“ sei 
zu unterbinden: „Dies zeigt eine denkbar 
schlechte Meinung von dem Verantwor
tungsbewusstsein unserer bayerischen Kom
munalpolitiker gegenüber ihren Gemeinde
bürgern.“ Hartmut Bäumer (Grüne) vermu
tet, die Staatsregierung wolle mit der Geset
zesänderung in Wirklichkeit kommunale 
Ökosteuern wie die Getränkeverpackungs
steuer unterbinden.
Die Zahl der Zweitwohnungen bedeutet vor 
allem in bevorzugten Feriendomizilen ein 
Finanzproblem für die Kommunen, weil sie 
ihre gesamte Infrastruktur an einer Einwoh
nerzahl orientieren müssen, die sie in Wirk
lichkeit nur wenige Monate im Jahr haben. 
Im Markt Hindelang beispielsweise ist von 
2700 Wohnungen etwa jede dritte ein Fe
rienwohnsitz. Bei knapp 4,6 Millionen Woh
nungen gibt es in Bayern nach Angabe des 
Statistischen Landesamts rund 70 000 
Zweitwohnungen. (629)

11. Oktober 1989  480

SPD und Grüne befürworten den Plan 
Österreichs, ein Nachtfahrverbot für Last-
kraftwagen in Tirol, Salzburg und Vorarl-
berg einzuführen.

Christian Magerl von den Grünen, die die 
Aktuelle Stunde beantragten, sagt: „Öster
reich hat jetzt die Notbremse gezogen. Wir 
sollten uns den sinnvollen Umweltschutzak
tionen der Österreicher anschließen, den 
LKWVerkehr drastisch verteuern und den 
unsinnigen Umwegverkehr über den Bren
ner mit verhindern helfen.“ Deshalb fordern 
die Grünen von der Staatsregierung „ange
sichts der dramatischen Situation“ auch in 
Bayern ab 1. Dezember ein Nachtfahrver

Lastwagenstau am Brenner auf österreichischer Seite

bot. Adolf Dinglreiter (CSU) hält nichts von 
Blockaden und einseitigen Behinderungen, 
wenn auch der weitere Zuwachs des Ver
kehrs über die Alpen umweltfreundlicher 
werden müsse. Er schlägt Verhandlungen 
der EG mit den übrigen Alpenländern vor 
mit dem Ziel, dass schadstoff und lärmarme 
LKW vorgeschrieben werden. Die Eisen
bahnen sollten den kombinierten Verkehr 
Schiene/Straße umgehend erweitern und vor 
allem verbessern, denn „da fehlt es himmel
weit“.
Auch HansGünther Naumann (SPD) ruft 
nach einem Sofortprogramm, um das Preis 
LeistungsVerhältnis auf der Schiene zu ver
bessern. Sein Fraktionskollege Hans Kolo 
meint: „Es kann nur in unserem Interesse 
liegen, die Nachdenklichkeit, die Tirol mit 
diesem Nachtfahrverbot erwecken will, 
auch beim Quellverkehr zu erwecken. 
Wenn in Belgien, in Holland, in Großbri
tannien und in Frankreich deutlich wird, 
dass auch in Bayern nachts nicht durchzu
kommen ist, dann wird der Druck, mit den 
Waren auf die Schiene zu gehen, größer.“ 
Die Bevölkerung Südbayerns sei zu 40 Pro
zent vom Umwegverkehr belastet, der we
gen der dortigen Bestimmungen nicht durch 
die Schweiz rollen könne. „Also haben wir 
die gleiche Interessenlage“, sagt Kolo.
Wirtschafts und Verkehrsminister August 
R. Lang bedauert „die überfallartige Ein
führung des Nachtfahrverbotes“ in Öster
reich. Die Bitte, es zeitlich abgestimmt und 
mit Umstellungsfristen zu verwirklichen, sei 
nach zum Teil harten Auseinandersetzun
gen von den Tirolern, Salzburgern und Vor
arlbergern abgelehnt worden. Innenminister 
Edmund Stoiber hält ein bayerisches Nacht
fahrverbot aufgrund der Rechtslage in der 
EG für undurchführbar. Es sei keine Lö
sung, wenn die österreichischen Politiker 
„das Problem dem Nachbarn vor die Tür 
knallen“.
Pünktlich am 1. Dezember tritt in den drei 
österreichischen Bundesländern das Nacht
fahrverbot in Kraft, allerdings gemildert 
durch Ausnahmen für leicht verderbliche
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Lebensmittel, Viehtransporte und Zeit
schriften, die aufgrund der bayerischen In
terventionen zugestanden wurden. Entge
gen allen Befürchtungen kommt es zu kei
nem Verkehrschaos. Allerdings blockieren 
wenige Tage später österreichische Spedi
teure mehrere Transitrouten, um gegen das 
Nachtfahrverbot zu demonstrieren.

11. Oktober 1989  481

Der im März eingesetzte Untersuchungsaus-
schuss zur Prüfung eines Grundstücksge-
schäfts von Finanzminister Tandler endet 
mit dem Oppositionsvorwurf, die CSU habe 
die Aufklärung behindert.

Ausgelöst wurde der von den Sozialdemo
kraten beantragte  Untersuchungsausschuss

von Berichten im Magazin „stern“. Das Ma
gazin behauptete, dass Tandler nach Eröff
nung des Konkurses der „Bayern Immobi
lien Treuhand GmbH (BIT)“ mit Hilfe eines 
vordatierten Treuhandvertrags aus der BIT
Konkursmasse ein Wohn und Geschäfts
haus rechtswidrig herausgelöst habe. Aufga
be des Untersuchungsausschusses war 
es je doch nicht, dies zu prüfen, sondern 
das Vor gehen des Justizministeriums und der 
Staatsanwaltschaft in diesem Zusammen
hang unter die Lupe zu nehmen.
Hermann Leeb (CSU), Vorsitzender des 
Untersuchungsausschusses, kommt in sei
nem Bericht zu dem Schluss, „dass das Han
deln des Staatsministeriums der Justiz und 
der ihm nachgeordneten Behörden unter 
keinem Gesichtspunkt zu beanstanden ist“. 
Carmen König (SPD), Leebs Stellvertrete
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rin im Ausschuss, kritisiert, die CSU habe 
die Beweisaufnahme ohne tatsächliche Auf
klärung des Sachverhalts beendet. „Einige 
Monate wird im Untersuchungsausschuss ge
tagt, und wenn es an die Substanz geht, 
sagen Sie: Jetzt reicht’s; die Opposition will 
nur verzögern.“ Ähnlich Edith Memmel 
(Grüne): „Meiner Meinung nach hat der 
Untersuchungsausschuss auch deshalb ver
sagt, weil er sich immer dann gewehrt hat, 
Beweisführungen und neue Beweisanträge 
zu behandeln, wenn es an den Kern der 
Sache ging.“
Hermann Leeb (CSU) hält dagegen, Aufga
be des Untersuchungsausschusses sei es 
nicht gewesen, „anstelle der Staatsanwalt
schaft eigene Ermittlungen anzustellen“ 
oder den Untersuchungsgegenstand auf 
Sachverhalte zu erstrecken, die nach dem 
Gesetz einer Untersuchung nicht zugänglich 
sein könnten. Ein Untersuchungsausschuss 
solle als „Hilfsorgan des Landtages im Rah
men seiner Zuständigkeit Grundlagen für 
Beschlüsse des Landtages schaffen“. Dazu 
zählten keinesfalls Beschlüsse zu persönli
chen und wirtschaftlichen Verhältnissen ei
nes Mitglieds der Staatsregierung.

12. Oktober 1989  482

Zum zweiten Mal steht der „Wienerwald“-
Konzern wegen einer umstrittenen Besteue-
rung im Mittelpunkt einer parlamentari-
schen Untersuchung.

Der Landtag debattiert über die Erkenntnis
se des Untersuchungsausschusses „Wiener
waldSteuerfragen“. Seine einzige Aufgabe 
bestand darin, einen einschlägigen Bericht 
des Bayerischen Obersten Rechnungshofes 
(ORH) in geheimen Sitzungen zu studieren, 
um das Steuergeheimnis nicht zu verletzen. 
Beantragt hatten den Untersuchungsaus
schuss die Sozialdemokraten, die hofften, 
auf diese Weise aufzuklären, warum Steuer
forderungen aus verdeckten Gewinnaus
schüttungen niedriger als erwartet angesetzt 
wurden.

Der „Wienerwald“Konzern des „Hendl
Königs“ Friedrich Jahn war Anfang der 
achtziger Jahre ins Schleudern gekommen. 
Die 53 Gläubigerbanken gründeten nach 
dem Vergleich eine Gesellschaft zur Ver
waltung der Vergleichsmasse. Diese Gesell
schaft wie auch ein Kaufinteressent wollten 
Aufschluss über steuerliche „Altlasten“, die 
auf mindestens zwölf, maximal 70 Millionen 
Mark geschätzt und dann mit lediglich drei 
Millionen Mark beglichen wurden.
Vor der Presse fasst der Vorsitzende des 
Untersuchungsausschusses, Manfred Weiß 
(CSU), seinen Eindruck mit den Worten 
zusammen, von der Finanzbehörde seien 
Entscheidungen getroffen worden, „die man 
rechtlich auch anders sehen kann“. Fehlent
scheidungen in der Verwaltung seien aber 
unvermeidlich. Die Sozialdemokraten ma
chen bei der Aussprache im Plenum deut
lich, dass sie den Steuerfall „Wienerwald“ 
weiter ausleuchten wollen. Trotz des Steuer
geheimnisses, das die Nachprüfung behin
dert, kündigt Carmen König (SPD) an: 
„Wir wollen weiter wissen, ob Bayern für 
manche Steuerschuldner ein Gefilde der Se-
ligen ist.“
Der auf Betreiben der Sozialdemokraten im 
Dezember 1989 eingesetzte Untersuchungs
ausschuss „WienerwaldSteuerfragen II“ 
hört in zehn Sitzungen 33 Zeugen und arbei
tet Akten mit mehr als 15 000 Seiten durch. 
Seine Aufgabe ist es, zu prüfen, ob das 
Finanzamt München für Körperschaften bei 
der Festsetzung der Steuerhöhe sachgerecht 
entschied und ob auf diese Entscheidung 
politisch Einfluss genommen wurde.
Manfred Weiß (CSU) kommt bei der Vorla
ge des Schlussberichts am 19. Juli 1990 zu 
dem Schluss, „dass eine Einflussnahme von 
Mitgliedern der Staatsregierung oder des Fi
nanzministeriums auf die Entscheidung des 
Finanzamts nicht stattgefunden hat“. Nicht 
eindeutig zu klären sei die Frage, inwieweit 
der verstorbene Ministerpräsident Strauß in 
die Sache eingeschaltet gewesen sei. Der 
Zeuge Friedrich Jahn habe bei seiner Aussa
ge beteuert, dass er Strauß nicht angespro
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chen habe. Und die Zeugin ThyssenHenne 
– Käuferin des Wienerwalds von den Gläu
bigerBanken – habe ausgesagt, Jahn habe 
zwar „damals des Öfteren mit seinen guten 
Verbindungen zu Franz Josef Strauß ge
prahlt, doch habe das keiner besonders 
ernst genommen“. Weiß kommt zu dem 
Schluss: „Dem Finanzamt war der fette 
Spatz in der Hand lieber als die Taube auf 
dem Dach.“ Er fasst seinen Eindruck der 
umfangreichen Untersuchungen mit dem 
Sprichwort zusammen: „Wer vom Rathaus 
kommt, ist klüger.“
Klaus Warnecke (SPD), der den Minderhei
tenbericht des Untersuchungsausschusses 
vorträgt, sieht die Kritik der Rechnungsprü
fer voll bestätigt. Der Wienerwald GmbH 
seien mindestens zehn Millionen Mark Steu
ern erlassen worden. Das Verfahren sei „an 
entscheidenden Stellen aktenmäßig nicht 
dokumentiert“ und verstoße zudem „ein
deutig gegen die Abgabenordnung“. Die 
Steuerfestsetzung in Höhe von drei Millio
nen Mark nennt Warnecke spöttisch „ange
botsorientiert“. Sein Resümee: „Dreiein
halb Jahrzehnte unumschränkte CSUAl
leinherrschaft haben ihre eigene Gesetzlich
keit geschaffen. Diese eigene Gesetzlichkeit 
kann durch Untersuchungsausschüsse allen
falls punktuell aufgedeckt werden.“ (380)

14. November 1989  483

Fünf Tage nach der Öffnung der deutsch-
deutschen Grenze denkt der Landtag da-
rüber nach, wie es weitergehen soll.

Ministerpräsident Max Streibl bietet den 
DDRBezirken Thüringen und Sachsen eine 
Partnerschaft an. Bayerns Grenzland habe 
nun die Chance, wieder seinen angestamm
ten Platz als Herzregion Deutschlands und 
Europas einzunehmen. Streibl hofft auf die 
Wiederherstellung der alten Länder. Dies 
würde neben dem freien Wirken von Partei
en und Gewerkschaften und neben einer 
nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen 
orientierten Wirtschaft dokumentieren, dass

auch im Osten Deutschlands wieder die 
Freiheit das politische Leben bestimme.
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann spricht von einer „Revolution“ 
in der DDR. Millionen von Menschen setz
ten ihre berechtigten Forderungen nach 
Freiheit, Demokratie und Menschenrechten 
ebenso friedlich wie entschlossen durch. 
Hiersemann gibt die Devise aus: „Jede mög
liche Hilfe, aber keine Einmischung.“ Die 
Bürgerinnen und Bürger der DDR wollten 
sich ganz bestimmt nicht „nach der Befrei
ung von der einen Bevormundung einer an
deren, in diesem Fall der unseren, unterwer
fen“. Auch Hartmut Bäumer wendet sich 
für die Grünen gegen „ungebetene und bes
serwisserische Ratschläge“ an die Adresse 
der DDR. Die Wiedervereinigung sei für 
die Menschen in der DDR kein relevantes 
Problem, ja es herrsche dort die berechtigte 
Angst vor einem „Ausverkauf der DDR und 
einem Verlust der dort von den allermeisten 
als positiv empfundenen sozialen Errungen
schaften“ vor.
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
fordert: „Die Wiedervereinigung darf nicht 
TabuThema sein, sie muss das Ziel der Ent
wicklung bleiben.“ Nötig sei jedoch zuerst 
ein „Verhältnis der Partnerschaft“, um der 
DDR Entwicklungsmöglichkeiten zu eröff
nen und den Menschen das Selbstwertgefühl 
zurückzugeben. Wenn die Rahmenbedin
gungen stimmten, habe die DDR großartige 
Zukunftsperspektiven. Doch mit der Kom
bination „Sozialismus plus etwas Marktwirt
schaft“ klappe das nicht. (485)

15. November 1989  484

Bayerns staatliche Archive erhalten eine ge-
setzliche Grundlage.

Den Anstoß für das Bayerische Archivge
setz, das mit den Stimmen von CSU und 
SPD beschlossen wird, gaben die Bestim
mungen des Bayerischen Datenschutzgeset
zes und die Rechtsprechung des Bundes
verfassungsgerichts     zur     „informationellen
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Selbstbestimmung“. Gleichzeitig werden die 
Aufgaben der Archive gesetzlich fixiert. 
Das Archivgesetz verpflichtet alle Behör-
den, Gerichte und sonstigen öffentlichen 
Stellen des Freistaats Bayern, dem zuständi
gen staatlichen Archiv die Unterlagen zur 
Übernahme anzubieten, die sie zur Erfül
lung ihrer Aufgaben nicht mehr brauchen. 
In der Regel gilt dies 30 Jahre nach der 
Entstehung der Unterlagen. Die staatlichen 
Archive haben die „ordnungs und sachge
mäße dauernde Aufbewahrung und Benütz
barkeit des Archivguts und seinen Schutz 
vor unbefugter Benützung oder Vernich
tung durch geeignete technische, personelle 
und organisatorische Maßnahmen sicherzu
stellen“. Unterlagen, die nicht archivwürdig 
sind, dürfen vernichtet werden. Auf das Da
tenschutzgesetz geht die Bestimmung zu
rück, dass Unterlagen um eine Richtigstel
lung ergänzt werden müssen, wenn dies eine 
betroffene Person verlangt. Im Interesse der 
Forschung ist allerdings eine Löschung von 
Informationen grundsätzlich ausge
schlossen.

20. Februar 1990  485*

Alle Landtagsparteien bekennen sich zum 
Prinzip des Föderalismus als Fundament der 
deutschen Wiedervereinigung. Ministerprä-
sident Streibl kündigt die Einberufung einer 
gesamtdeutschen Ministerpräsidentenkon-
ferenz in München an, der zweiten seit 1947.

In seiner Regierungserklärung zur „Aktuel
len Entwicklung in der Deutschlandpolitik“ 
bezeichnet Ministerpräsident Max Streibl 
als das neben der sozialen Marktwirtschaft 
„zweite unverzichtbare Strukturelement für 
eine freiheitliche Ordnung“ den Föderalis
mus. Das bedeute, dass die einstigen Länder 
in der DDR wiederhergestellt werden müss
ten. Vor einem gesamtdeutschen Bundes
staat mit demokratischem und föderalem 
Aufbau brauche kein Nachbar Angst zu ha
ben. Angst hätten sie lediglich vor dem

„zentralistischen Nationalstaat“, doch den, 
so der Ministerpräsident, „soll es meines 
Erachtens nie wieder geben“. Der Födera
lismus schaffe aber nicht nur Vertrauen, 
sondern auch Wohlstand. Aus der Ge
schichte der Bundesrepublik sei bekannt, 
dass der Wettstreit der Länder um die beste 
Wirtschafts und regionale Entwicklungspo
litik allen genützt habe. „Eine sächsische 
Regierung in Dresden oder eine bayerische 
in München weiß besser, was für Sachsen 
oder Bayern gut ist, als eine Zentrale in Ost 
Berlin oder Bonn.“ Daran werde auch die 
Wiedervereinigung nichts ändern.
Ministerpräsident Streibl kündigt an, dass er 
unmittelbar nach dem Wiedererstehen der 
Länder in der DDR eine „zweite Minister
präsidentenkonferenz aller deutschen Län
der“ nach München einberufen werde. Die 
schnelle Schaffung einer Wirtschafts und 
Währungsunion wird von Streibl gutgehei
ßen, um den Landsleuten im Osten Mut zur 
eigenen Zukunft zu machen und sie zum 
Verbleib auf dem Territorium der heutigen 
DDR zu veranlassen. Er bekennt sich zu 
einem „nationalen Solidaritätsopfer“, denn 
die deutsche Einheit sei nicht zum Nulltarif 
zu haben. Der schnellste Weg zur deutschen 
Einheit führe über den Artikel 23 des 
Grundgesetzes, also über die Erklärung der 
DDR, der Bundesrepublik beizutreten. Das 
Grundgesetz habe sich bewährt, für eine 
neue deutsche Verfassung bestehe keine 
Notwendigkeit.
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann setzt dagegen: „Es wäre ein 
denkbar schlechter Anfang für das Zusam
menwachsen der Deutschen unter einem 
staatlichen Dach, wenn die einen darüber 
unter ausschließlich wirtschaftlichem Druck 
abstimmen und die Bürgerinnen und Bürger 
in der Bundesrepublik überhaupt nicht ge
fragt würden.“ Er plädiert stattdessen für 
eine Verfassunggebende Versammlung und 
eine Volksabstimmung über die deutsche 
Einheit. Auch Hiersemann betont: „Dieses 
vereinte Deutschland darf kein zentralisti
scher Staat werden. Dezentralisierte Struk
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turen und ein strikt föderalistischer Aufbau 
sind unverzichtbar.“
Hartmut Bäumer (Grüne) fordert, den An
näherungsprozess zu demokratisieren und zu 
verlangsamen. Die Grünen dächten dabei 
an eine Konföderation zwischen den beiden 
deutschen Staaten, ohne bereits jetzt festzu
legen, ob daraus später ein Bundesstaat 
werden solle oder nicht. Die Tendenz einer 
„Sturzgeburt zur deutschen Einheit“ sei 
kein Konzept, das über die kommenden 
Wahlkämpfe hinaus tragen werde. Jeden
falls dürfe die Annäherung nicht allein der 
Industrie überlassen werden.
Für Alois Glück, den CSUFraktionsvorsit
zenden, ist es kein Zufall, „dass der Sozialis
mus seine Zukunft hinter sich und der Föde
ralismus als staatliches und organisatori
sches Prinzip seine Blütezeit vor sich hat“. 
Nur der Föderalismus gewährleiste, „dass 
die Menschen in ihrer Heimat verwurzelt

Die Nacht der deutschen Einheit vor dem Brandenburger Tor (2./3. Oktober 1990)

bleiben können und nicht unter dem Zentra
lismus leben müssen“. Wo den Menschen 
durch staatliche Bevormundung, Ideologie 
und Zentralismus die Möglichkeit genom
men werde, ihrer eigenen Kultur und Identi
tät zu leben, entstehe Nationalismus. Der 
Föderalismus sei deshalb nicht nur ein wich
tiges Prinzip der Macht und Gewaltentei
lung, „er ist eine der wichtigsten denkbaren 
Antworten auf eine mögliche Geißel der 
Neunzigerjahre: ein Entstehen neuer natio
nalistischer Strömungen in vielen Teilen die
ser Erde“.
Die von Ministerpräsident Streibl angekün
digte gesamtdeutsche Ministerpräsidenten
konferenz, die zweite nach der gescheiterten 
vom 5./6. Juni 1947, findet am 20. und 21. 
Dezember in München statt. Die Regie
rungschefs der 16 Bundesländer einigen sich 
auf eine „Münchner Erklärung“. Sie enthält 
ein Bekenntnis zum Föderalismus („wesent
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licher Garant für Freiheit und Demokratie“) 
und unterstreicht seine Bedeutung beim 
Aufbau eines geeinten Europas. Deshalb 
müsse die künftige politische Union einen 
dreistufigen Aufbau erhalten und den Län-
dern und Regionen ein Klagerecht sowie 
Mitwirkungsrechte im Ministerrat und in ei
nem eigenständigen Regionalorgan einräu
men. (483)

3. April 1990  486

Bayerns oberstes Gericht, der Verfassungs-
gerichtshof, erhält eine neue gesetzliche 
Grundlage.

Einige Bestimmungen des alten Gesetzes 
seien obsolet geworden, einige müssten zur 
Verfahrensentlastung geändert werden, 
steht in der Begründung des Entwurfs der 
Staatsregierung. Allerdings hängt die Neu
fassung auch mit einer Klage zweier Anwäl
te zusammen, die beim Bundesverfassungs
gericht anhängig ist. Darin wird gerügt, dass 
dem Verfassungsgerichtshof Abgeordnete 
und Senatoren angehören können. Das 
neue Gesetz führt hier die Imkompatibilität 
ein, was auch von der Opposition gutgehei
ßen wird.
Abgelehnt wird das neue Verfassungsge
richtshofgesetz von SPD und Grünen aller
dings insgesamt, weil sich an der Wahl der 
Verfassungsrichter nichts ändert. Es bleibt 
bei der einfachen parlamentarischen Mehr
heit. Die Opposition fordert analog zum 
Bundesverfassungsgericht die Zweidrittel
Mehrheit. Neu und von der Opposition hef
tig bekämpft ist auch das Auswahlverfahren 
der Berufsrichter am Verfassungsgerichts
hof. Es findet künftig in einem eigens zu 
bildenden Ausschuss des Landtags statt, der 
nichtöffentlich tagt. Bei der Wahl im Land
tagsplenum, die geheim abläuft, ist dann 
eine Aussprache nicht mehr möglich. (23)

15. Mai 1990  487

Der endgültige Verkauf der Wohnbauge-
sellschaft Neue Heimat Bayern lässt ein letz-
tes Mal im Landtag die Wogen hochgehen.

Nach monatelangem Tauziehen und hitzi
gen Parlamentsdebatten verkauft die ge
werkschaftseigene Beteiligungsgesellschaft 
für Gemeinwirtschaft AG (BGAG) den ge
sunden bayerischen Zweig des bankrotten 
Gesamtkonzerns für 958 Millionen Mark an 
den Münchner Unternehmer Alfons Dob
linger. Die Staatsregierung lehnte es zwar 
stets ab, selbst als Käuferin aufzutreten, er
klärte sich aber bereit, „sozialverpflichteten 
Käufern“ wie den Kommunen finanziell un-
ter die Arme zu greifen. Voraussetzung wä
re aber ein Kaufpreis gewesen, der nicht 
wesentlich über einer halben Milliarde Mark 
hätte liegen dürfen. Betroffen von der 
Transaktion, die den Gewerkschaften von 
allen Seiten heftigste Kritik einbringt, sind 
die Mieter von mehr als 33 000 Wohnungen 
in Bayern.
Alois Glück, Vorsitzender der CSUFrak
tion, die die Aktuelle Stunde veranlasste: 
„Es gibt bei uns eine Großorganisation, die 
sich mit hoher moralischer Selbsteinschät
zung als Anwalt der sozialen Gerechtigkeit 
preist. Diese Organisation produziert sich 
auch laufend als selbsternannter Richter 
über Unternehmer, Politiker, Regierungen 
in aller Welt und nicht zuletzt über Hausbe
sitzer. Wer sich selbst ständig als Richter 
aufspielt, muss sich auch besonders strenge 
Maßstäbe gefallen lassen.“
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann schont den Deutschen Gewerk
schaftsbund ebenfalls nicht: „Ich kann nur 
sagen, dass ich kein Verständnis für den 
generellen Verkauf der Neuen Heimat Bay
ern habe. Wir haben versucht, ihn zu ver
hindern, aber das ist uns nicht gelungen.“ 
Allerdings nimmt Hiersemann auch die 
Staatsregierung aufs Korn, die Mieterinnen 
und Mieter betrogen habe. Es sei ihr in 
Wirklichkeit nur um den Kommunalwahl
kampf gegangen. Hartmut Bäumer (Grüne)

MünchenNeuperlach: Eine Siedlung der Neuen Heimat Bayern
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sieht das ähnlich: Auf beiden Seiten sei „mit 
gezinkten Karten“ gespielt worden. Noch 
vor wenigen Jahren sei die BGAG bereit 
gewesen, die Neue Heimat für nur 320 Mil
lionen Mark an den Freistaat zu verkaufen, 
doch damals sei selbst dieser Spottpreis der 
Staatsregierung zu hoch gewesen. „Man 
wollte schon damals um jeden Preis den 
politischen Eklat.“
Innenminister Edmund Stoiber kontert: Der 
1987 zwischen BGAGChef Hans Matthöfer 
und seinem Vorgänger August R. Lang ver
einbarte Kaufpreis in Höhe von 320 Millio
nen Mark habe genau dem entsprochen, was 
bisher an Regionalgesellschaften der Neuen 
Heimat bezahlt worden sei. Zum Schluss 
hätten Städte, gemeinnützige Wohnungsun
ternehmen mit Hilfe des Staates einen Kauf
preis von 850 Millionen Mark geboten, doch 
„die Unbeweglichkeit und auch die Imperti
nenz des Herrn Matthöfer“ seien deutlich 
geworden, „als er mir in den Gesprächen 
sagte, ein Kaufpreis von 947 Millionen Mark 
sei, sozial verträglich‘. Wenn die SPD Matt
höfer dazu gebracht hätte, zu einem sozial

verträglichen Preis von 500 oder 520 Millio
nen Mark zu verkaufen, dann brauchten die 
Mieter überhaupt keine Sorgen zu haben“, 
schließt Innenminister Stoiber.

31. Mai 1990  488

„Große Müll-Koalition“ im Landtag: CSU 
und SPD beschließen ein Abfallwirtschafts-
gesetz. Bereits vier Wochen später wird es 
durch das erfolgreiche Volksbegehren der 
Bürgeraktion „Das bessere Müllkonzept“ in 
Frage gestellt.

CSU und SPD sind voll des Lobes über den 
gefundenen Kompromiss. Hans Kolo (SPD) 
spricht von einer „Sternstunde des Parla
ments“, Alois Glück (CSU) von einem 
„Pakt der Vernunft“. Hartmut Bäumer 
(Grüne) wirft daraufhin den Sozialdemokra
ten vor, „für ein Linsengericht der Gemein
samkeit mit der CSU“, in der „Pyromanen 
am Werk“ gewesen seien, aus dem geplan
ten Volksbegehren der Bürgeraktion ausge
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15. Mai 1990  487

Der endgültige Verkauf der Wohnbauge-
sellschaft Neue Heimat Bayern lässt ein letz-
tes Mal im Landtag die Wogen hochgehen.

Nach monatelangem Tauziehen und hitzi
gen Parlamentsdebatten verkauft die ge
werkschaftseigene Beteiligungsgesellschaft 
für Gemeinwirtschaft AG (BGAG) den ge
sunden bayerischen Zweig des bankrotten 
Gesamtkonzerns für 958 Millionen Mark an 
den Münchner Unternehmer Alfons Dob
linger. Die Staatsregierung lehnte es zwar 
stets ab, selbst als Käuferin aufzutreten, er
klärte sich aber bereit, „sozialverpflichteten 
Käufern“ wie den Kommunen finanziell un-
ter die Arme zu greifen. Voraussetzung wä
re aber ein Kaufpreis gewesen, der nicht 
wesentlich über einer halben Milliarde Mark 
hätte liegen dürfen. Betroffen von der 
Transaktion, die den Gewerkschaften von 
allen Seiten heftigste Kritik einbringt, sind 
die Mieter von mehr als 33 000 Wohnungen 
in Bayern.
Alois Glück, Vorsitzender der CSUFrak
tion, die die Aktuelle Stunde veranlasste: 
„Es gibt bei uns eine Großorganisation, die 
sich mit hoher moralischer Selbsteinschät
zung als Anwalt der sozialen Gerechtigkeit 
preist. Diese Organisation produziert sich 
auch laufend als selbsternannter Richter 
über Unternehmer, Politiker, Regierungen 
in aller Welt und nicht zuletzt über Hausbe
sitzer. Wer sich selbst ständig als Richter 
aufspielt, muss sich auch besonders strenge 
Maßstäbe gefallen lassen.“
Der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann schont den Deutschen Gewerk
schaftsbund ebenfalls nicht: „Ich kann nur 
sagen, dass ich kein Verständnis für den 
generellen Verkauf der Neuen Heimat Bay
ern habe. Wir haben versucht, ihn zu ver
hindern, aber das ist uns nicht gelungen.“ 
Allerdings nimmt Hiersemann auch die 
Staatsregierung aufs Korn, die Mieterinnen 
und Mieter betrogen habe. Es sei ihr in 
Wirklichkeit nur um den Kommunalwahl
kampf gegangen. Hartmut Bäumer (Grüne)
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stiegen zu sein. Das von der „Großen Müll
Koalition“ ausgearbeitete Abfallwirtschafts
gesetz trägt die deutliche Handschrift der 
SPD. Es soll dem „Besseren Müllkonzept“, 
das die Grünen unterstützen, den Wind aus 
den Segeln nehmen. Das Abfallwirtschafts
gesetz gibt der Verminderung des Mülls und 
seiner stofflichen Verwertung den Vorrang 
vor Deponierung und Verbrennung. Um 
Schadenersatzansprüchen der Kommunen 
aus dem Weg zu gehen, sollen Müllverbren
nungsanlagen allerdings dann noch Staats
zuschüsse erhalten, wenn bereits eine För
derzusage vorliegt.
Die Bürgeraktion „Das bessere Müllkon
zept“ musste die Zulassung des Volksbegeh
rens erst vor dem Bayerischen Verfassungs
gerichtshof erstreiten, da das Innenministe
rium die Zulassung abgelehnt hatte. Am 
29. Juni, zwei Tage vor Inkrafttreten des 
neuen Gesetzes, endet das Volksbegehren 
erfolgreich: Genau 1 061 561 Bürgerinnen 
und Bürger setzten ihre Unterschrift darun

Wilde Müllkippe

ter. Das sind 12,8 Prozent der Wahlberech
tigten, deutlich mehr als die vorgeschriebe
nen zehn Prozent. Der Erfolg der Bürgerak
tion bedeutet, dass der Gesetzentwurf der 
Bürgerinitiativen dem Volk zur Entschei
dung vorgelegt werden muss. „Das bessere 
Müllkonzept“ lehnt die Müllverbrennung ab 
und will die Zuständigkeit für die Abfallbe
seitigung auf die Gemeinden übertragen, 
die sich deshalb entschieden gegen das  
AlternativGesetz aussprechen. Außerdem 
sieht es ein Klagerecht für Umweltverbände 
vor.
Aus rechtlichen Gründen kann der Landtag 
das geltende Abfallwirtschaftsgesetz nicht in 
den Volksentscheid einbringen, ohne es zu 
modifizieren. CSU und Staatsregierung stel
len entsprechende Überlegungen an. Wäh
renddessen kommt der von den Grünen als 
„MüllEhe“ verspottete Kompromiss zwi
schen CSU und SPD ins Wanken. Die SPD 
verlangt nun ein klares Ja zur Verbandsklage 
und wirft der CSU unter Berufung auf einen 
Verordnungsentwurf des Umweltministe
riums vor, doch wieder auf die Müllverbren
nung zu setzen. Anfang November zerbricht 
die „MüllEhe“ endgültig. Die SPDFrak
tion bekennt sich nun zum „Besseren Müll
konzept“, mit dem Teile der Partei ohnehin 
von Anfang an liebäugelten. (325, 498)

4. Juli 1990  489

Pünktlich zum 40. Geburtstag erhält das 
Landesamt für Verfassungsschutz eine neue 
gesetzliche Grundlage.

Das aus dem Jahr 1950 stammende Verfas
sungsschutzgesetz wird den strengen Anfor
derungen nicht mehr gerecht, die aufgrund 
des Datenschutzes beim Sammeln und Ver
werten von Informationen zu beachten sind. 
In seinem Volkszählungsurteil zur „informa
tionellen Selbstbestimmung“ legte das Bun
desverfassungsgericht allerdings auch die 
Grenzen fest: Der Einzelne müsse grund
sätzlich Einschränkungen „im überwiegen
den Allgemeininteresse“ hinnehmen.
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Und somit lässt das neue Gesetz auch künf
tig kein generelles Auskunftsrecht zu. Eine 
Ausnahme gilt nur für Personen, die einer 
Sicherheitsüberprüfung unterzogen werden 
oder deren Verfassungstreue geprüft wird, 
wenn sie sich um eine Einstellung in den 
öffentlichen Dienst bewerben. Allerdings ist 
dieses Recht nicht uneingeschränkt: Die 
Auskunft darf weder die Sicherheit des 
Staates noch die Arbeitsfähigkeit des Lan
desamtes beeinträchtigen.
Neu im Bayerischen Verfassungsschutzge
setz ist die Einrichtung einer Parlamentari
schen Kontrollkommission. Keinen Erfolg 
hat die SPD mit ihrem Vorschlag, einen 
Landesbeauftragten für den Verfassungs
schutz zu ernennen, der dem Landtag direkt 
zugeordnet werden und der ein umfassendes 
Einsichts und Kontrollrecht bekommen 
sollte.
SPD und Grüne, die das Verfassungsschutz
gesetz ablehnen, kritisieren vor allem, dass 
den Bürgern ein allgemeines Auskunfts
recht vorenthalten werde. „Es wird zu viel 
und zu lange gespeichert“, sagt Klaus War
necke (SPD), der sich darum sorgt, dass in 
Bayern die freiheitliche Substanz der Ver
fassung von obrigkeitsstaatlich gesinnten 
Beamten „zerschützt“ werden könnte. Die 
Verfassungsschutzleute hätten oft ein „er
schreckendes Weltbild“, meint Warnecke 
mit Hinweis auf den Fall Langemann, der 
vor Jahren mehrere parlamentarische Un
tersuchungsausschüsse beschäftigte. Hart
mut Bäumer (Grüne) befürchtet „zumindest 
theoretisch“ eine Durchleuchtung aller Bür
ger bis ins Schlafzimmer hinein. Das laufe 
auf einen „Schnüffelstaat“ wie bis vor Kur
zem in der DDR hinaus. Bäumer kritisiert 
ganz besonders, dass das neue Gesetz „Gas
ableser, Lehrer und Gerichte“ in die Pflicht 
nehme, dem Landesamt Informationen 
auch ohne Ersuchen zur Verfügung zu stel
len (Spontanübermittlung genannt).
Zur Spontanübermittlung angehalten sind 
laut Gesetz „Behörden, Gerichte, Gebiets
körperschaften und andere der staatlichen 
Aufsicht unterstehende juristische Personen

des öffentlichen Rechts sowie sonstige öf
fentliche Stellen des Freistaats Bayern“. In 
der Gesetzesbegründung heißt es dazu, ohne 
die auch bisher geltende Spontanübermitt
lung „würden sich auf Dauer nicht hinnehm
bare Informationsverluste und damit eine 
gefährliche Sicherheitslücke ergeben“, etwa 
bei der Terrorismusbekämpfung. (467, 528)

12. Juli 1990  490

Nach nur sechswöchiger Dauer beendet der 
Untersuchungsausschuss „Atomkraftwerk 
Isar I“ seine Arbeit.

Anlass der Untersuchung waren sieben, acht 
oder neun Stahlkugeln (die genaue Zahl ist 
nicht bekannt), die am 24. Juli 1989 beim 
Brennelementewechsel im Kernkraftwerk 
Isar I in Ohu bei Landshut aus einem Kugel
lager in den Reaktordruckbehälter fielen. 
Nach achtwöchigem Stillstand erteilte das 
Umweltministerium unter Berufung auf wis
senschaftliche Gutachten die Genehmigung, 
den Reaktor wiederanzufahren, ohne dass 
die Kugeln mit einem Durchmesser von acht 
Millimetern gefunden worden wären. Nach 
mehreren vergeblichen Anläufen, Einblick 
in die Expertisen zu gewinnen, setzten die 
Sozialdemokraten einen Untersuchungsaus
schuss durch, der ausschließlich diesem 
Zweck diente.
Hans Kolo (SPD) sagt bei der abschließen
den Debatte im Plenum: „Die Vergabe der 
Gutachten war lediglich eine Waschanstalt 
zur Täuschung der Öffentlichkeit.“ Umwelt
minister Alfred Dick hält er vor: „Bei der 
Abwägung zwischen der Sicherheit der Bür
ger und der Sicherung der Interessen der 
Betreiber haben Sie als Ministerium in ers
ter Linie die Sicherung der Interessen der 
Betreiber im Auge gehabt.“ Prof. Armin 
Weiß von den Grünen fordert: „Der Atom
reaktor Isar I muss so rasch wie möglich 
abgeschaltet werden, weil wesentliche Ge
fährdungspotenziale übersehen wurden und 
weil die Suche nach den Kugeln nach dem 
KostenNutzenPrinzip   für   die   Betreiber
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und nicht nach dem Sicherheitsbedürfnis der 
Bevölkerung durchgeführt wurde.“
Karl Kling (CSU) kann den Gutachten kei
nen einzigen Hinweis entnehmen, dass die 
Sicherheit beeinträchtigt sein könnte. Die 
Behauptung, die Kugeln seien zusätzliche 
Gefährdungspotenziale, sei in sich nicht 
schlüssig. Die sichere Abschaltung jeder 
Kettenreaktion durch die Steuerstäbe sei je
derzeit möglich, wie die Gutachter bestätigt 
hätten.

17. Juli 1990  491

Einstimmig beschließt der Landtag das „Ge-
setz zur Regelung von Notfallrettung, Kran-
kentransport und Rettungsdienst“.

Das „Bayerische Rettungsdienstgesetz“ – so 
die Kurzbezeichnung – wurde durch eine 
Änderung des Personenbeförderungsgeset
zes des Bundes möglich. Sie übertrug die 
Gesetzeskompetenz für Notfallrettung und 
Krankentransport wieder auf die Länder, 
eine Lösung, die speziell von Bayern ver
langt worden war. Deshalb freut sich auch 
Innenminister Edmund Stoiber vor dem 
Plenum: „Ich halte dies für ein Beispiel ei
nes wohlverstandenen Föderalismus.“ Die 
Staatsregierung habe mit ihrer „Überzeu
gungsarbeit“ den Beweis erbracht, „dass die 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern keine Einbahnstraße ist“.
Das Gesetz wappnet den öffentlichen Ret
tungsdienst gegen die Konkurrenz privater 
Krankentransportunternehmer und erhöht 
die Qualifikationsanforderungen für das 
Personal. Es sichert nach den Worten von 
Innenminister Stoiber den öffentlichen Ret
tungsdienst „gegen die Rosinenpolitik priva
ter Krankentransportunternehmer“ ab, die 
in den Ballungsräumen Gewinne abschöpf
ten. Das flache Land mit seinem relativ 
geringen Gebührenaufkommen bliebe sonst 
ausschließlich dem öffentlichen Rettungs
dienst überlassen nach der Devise: „Gewin
ne privatisieren, Verluste die Solidarge
meinschaft tragen lassen.“ (333)

18. Juli 1990  492

Mit scharfer Kritik am „Regiment der 
Straubinger Anstaltsleitung“ endet der Un-
tersuchungsausschuss „JVA Straubing“.

Es ist der CSUAusschussvorsitzende Her
mann Leeb, der, abweichend vom schriftlich 
vorliegenden Bericht, im Plenum dieses har
sche Resümee zieht: Gefängnisleiter Hans
Joachim Otto trage eine Mitschuld an der 
„explosiven Stimmung“ in der Justizvoll
zugsanstalt. Er habe durch die „Art und 
Weise seines Regiments ursächlich“ zu den 
Verhältnissen dort beigetragen.
Der Untersuchungsausschuss „zur Prüfung 
von Beschwerden an den Bayerischen Land
tag aus der Justizvollzugsanstalt Straubing“ 
wurde auf Betreiben der SPD eingesetzt, 
nachdem sich Justizministerin Mathilde 
BerghoferWeichner geweigert hatte, Mit
gliedern des Petitionsausschusses einen Be
such in dem Gefängnis zu gestatten. Insas
sen hatten sich mit einer Massenpetition an 
den Landtag gewandt und sich über 
Zwangsbehandlung mit Psychopharmaka 
und das „selbstherrliche und autokratische 
Verhalten“ von Anstaltsleiter Otto beklagt. 
Bei der abschließenden Debatte wirft Leeb 
dem Gefängnisleiter auch vor, bei der Ab
setzung von Insassenbeiräten nicht immer 
korrekt vorgegangen zu sein. Die staatsan
waltschaftlichen Ermittlungen im Zusam
menhang mit den „auffällig häufigen“ 
Selbstmorden in der Haftanstalt seien 
„mehr als bescheiden“ gewesen. Im Gegen
satz zur SPD ist allerdings Leeb der Mei
nung, dass das Neuroleptikum „Leponex 
100“ keinem Häftling zwangsweise verab
reicht worden sei.
Einen Teil der Schuld an der Politisierung 
der Gefangenen gibt Leeb den Grünen, 
denn nach der Gründung ihres Ortsvereins 
in der Justizvollzugsanstalt habe die Agita
tion erst richtig begonnen. Justizministerin 
BerghoferWeichner nimmt im Plenum zu 
den Ergebnissen des Untersuchungsaus
schusses nicht Stellung.
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19. Juli 1990  493

Haarsträubende Missstände in der 1985 ge-
schlossenen „Chemischen Fabrik Marktred-
witz (CFM)“ bringt der gleichnamige Unter-
suchungsausschuss ans Tageslicht.

Der auf Antrag von SPD und Grünen ein
vernehmlich im Herbst 1989 eingesetzte Un
tersuchungsausschuss ist entsetzt über die 
Zustände in dem Werk, das der älteste Che
miebetrieb Deutschlands war: Quecksilber 
auf Wänden, Decken und Böden, Quecksil
ber im Grundwasser und in der Umgebung 
der mitten im Stadtzentrum liegenden 
200jährigen Firma. Es war eine „Fabrik des 
Schreckens“, urteilt der SPDAbgeordnete 
Bernd Hering, denn Quecksilber, das sich 
im Körper ablagert, verursacht schwere 
Schäden: Handzittern, Herzrhythmusstö
rungen, Gedächtnisabfall.
Paul Wilhelm (CSU), der Ausschussvorsit
zende, trägt im Plenum den Abschlussbe
richt vor: Die Unternehmer hätten jahre
lang die Behörden angelogen. Sie hätten die 
Verantwortung für die Umwelt ebenso ver
nachlässigt wie die Gesundheit ihrer Mitar
beiter. Scharfe Kritik übt der Untersu
chungsausschuss an der Gewerbeaufsicht, 
die „betriebsblind“ zum Beispiel hingenom
men habe, dass ungeklärte chemische Ab
wässer über die Dachrinne in den Fluss Kös
seine „entsorgt“ worden seien. „Die Fußbö
den hatten überall Risse, voll mit Quecksil
ber, Quecksilberfässer standen offen he
rum“, schildern die Parlamentarier die Miss
stände, die den Beamten hätten auffallen 
müssen.
Arbeitsminister Gebhard Glück, dessen 
Haus für die Gewerbeaufsicht zuständig ist, 
wirft dem Ausschuss vor, er habe „falsch und 
ungerechtfertigt“ geurteilt und einzelne Be
amte „an den Pranger“ gestellt. Wilhelm 
kontert, der Minister betreibe eine „Weiß
waschaktion“, was Glück wiederum als 
„Unterstellung“ zurückweist.
Als Maßnahmen für die Zukunft fordern die 
Abgeordneten ein Gesetz zur Sanierung von 
Altlasten, damit nicht nur der Steuerzahler

zur Kasse gebeten werden müsse. Bei Be
rufskrankheiten sollte geprüft werden, ob 
die Beweislast umzukehren sei. Schärfere 
Kontrollmaßnahmen und eine bessere Zu
sammenarbeit der beteiligten Behörden so
wie eine „wissenschaftliche Eingreiftruppe“ 
für Problembetriebe werden ebenfalls ver
langt.
Die 1985 begonnene Sanierung ist nach Ein
schätzung des Umweltministeriums frühes
tens 1995/96 beendet. Die ursprünglich auf 
50 Millionen Mark geschätzten Kosten ver
dreifachen sich – „ein Fass ohne Boden“, wie 
der Hofer SPDAbgeordnete Bernd Hering 
kritisiert. „Das Geld fehlt für andere wichti
ge umweltpolitische Maßnahmen.“ Die Ma
nager der „Chemischen“, Rolf und Oskar 
Tropitzsch, wurden vor Einsetzung des Un
tersuchungsausschusses vom Hauptvorwurf 
der Staatsanwaltschaft – schwere Umweltge
fährdung – freigesprochen, da sie nicht 
nachweisbar sei.

10. Oktober 1990  494

Vier Tage vor der Landtagswahl tritt auf 
Antrag der SPD der Zwischenausschuss zu-
sammen. Einziger Tagesordnungspunkt: die 
Erörterung von Vorwürfen gegen den Kon-
zern Messerschmitt-Bölkow-Blohm (MBB) 
wegen angeblicher illegaler Waffenexporte 
in den Irak.

Es sei eine Schande für Bayern, kritisiert 
der SPDFraktionsvorsitzende KarlHeinz 
Hiersemann, „dass bei fast jedem Rüstungs
exportskandal der letzten Jahre im Nahen 
Osten der Name MBB aufgetaucht ist“. Da 
der Freistaat Gesellschafter des Konzerns 
sei, solle die Staatsregierung aktiv werden, 
um den Bau „ziviler Ersatzproduktionen im 
Umwelt und Energiesparbereich“ voranzu
treiben. Hartmut Bäumer, Fraktionsspre
cher der Grünen, wirft der Staatsregierung 
vor, „voll hinter Waffenlieferungen bayeri
scher Firmen zur Ermordung von Menschen 
in der Dritten Welt“ zu stehen. Geschäft 
gehe ihr vor Moral. Alois Glück, Fraktions
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vorsitzender der CSU, bezeichnet die De
batte als den „absoluten Tiefpunkt‘‘ sei
ner zwanzigjährigen Parlamentserfahrung, 
wenn mit der Ehre von Menschen so scham
los umgegangen werde wie jetzt geschehen. 
Finanzminister Gerold Tandler sieht keinen 
Anlass, der Aufforderung der Opposition zu 
folgen und seinen Sitz im MBBAufsichtsrat 
zu räumen. Die Untersuchungen hätten kei
ne Hinweise auf Verstöße von Messer
schmittBölkowBlohm gegen das Kriegs
waffenkontrollgesetz oder das Außenwirt
schaftsgesetz ergeben. Tandler weist darauf 
hin, dass der Konzern aufgrund der UN
Sanktionen gegen den Irak sofort die Han
delsbeziehungen gestoppt habe. Kommen
tar von Hartmut Bäumer: „Nachdem das 
Geschäft gemacht und blutiges Geld ver
dient war.“

14. Oktober 1990  495

Die Wahl zum 12. Landtag endet für die 
CSU mit einem unerwarteten Triumph. Die 
SPD erlebt die schlimmste Wahlschlappe 
ihrer Nachkriegsgeschichte. Knapp den 
Wiedereinzug ins Parlament schaffen die Li-
beralen, während die Republikaner hauch-
dünn an der Fünfprozentklausel scheitern.

Der marginale Verlust von 0,9 Prozent be
schert der CSU mit ihren 54,9 Prozent zum 
sechsten Mal seit 1970 die absolute Mehr
heit. Sie erhält 127 der 204 Landtagssitze 
und damit nur einen weniger als in der letz
ten Legislaturperiode. Die Sozialdemokra
ten, die sich große Hoffnungen machten, die 
30ProzentMarke wie zwischen 1958 und 
1982 wieder zu überschreiten, kommen nur 
auf 26 Prozent, 1,5 Prozent weniger als 
1986. Die SPD nimmt nun 58 Sitze ein und 
hat damit drei verloren. Verluste müssen 
auch die Grünen hinnehmen. Sie sinken von 
7,5 auf 6,4 Prozent und büßen drei ihrer 
bisher 15 Mandate ein. Erstmals nach acht 
Jahren ziehen die Freien Demokraten wie
der ins Maximilianeum ein. Sie gewinnen 
mit 5,2 Prozent (1986: 3,8 Prozent) sieben

CSUWahlplakat 1990

FDPWahlplakat 1990 Wahlplakat der Grünen 1990

Sitze. Nur ganz knapp scheitern die Repu
blikaner. Mit 4,9 Prozent (1986: 3 Prozent) 
fehlen ihnen nur rund 16 000 Stimmen für 
den Einzug in den Landtag.
Mit 65,9 Prozent, mehr als vier Prozent 
weniger als 1986, ist die Wahlbeteiligung 
ungewöhnlich niedrig. Nur zweimal seit 
1949 gingen bei Landtagswahlen in der Bun
desrepublik noch weniger Wähler zur Urne. 
Die Wahl zum 12. Bayerischen Landtag 
steht ganz im Zeichen des Wiedervereini
gungsprozesses, und die am 2. Dezember 
stattfindende erste gesamtdeutsche Bundes
tagswahl überlagerte im Wahlkampf die lan
despolitischen Themen. Das bundesweite 
Interesse gilt am Wahlsonntag weniger der 
BayernWahl als vielmehr den wiederbe
gründeten Ländern MecklenburgVorpom
mern, Brandenburg, SachsenAnhalt, Sach
sen und Thüringen. Aufmerksam registriert 
wird allerdings das Abschneiden der CSU, 
denn es ist der erste Wahlgang nach dem 
überraschenden Tod von Franz Josef Strauß 
zwei Jahre zuvor.
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Den Grund für den Erfolg der CSU sieht 
das Bonner Institut für angewandte Sozial
wissenschaften (infas) in ihrer Doppelrolle: 
Zum einen sei die Bonner Regierungspartei 
für ihren deutschlandpolitischen Kurs hono
riert worden, zum anderen hätten die Wäh
ler in der CSU die Garantie für Eigenstän
digkeit und für unvermindertes Gewicht des 
Freistaats in einem größeren Deutschland 
erblickt. Die Schwäche der linken Parteien 
begründet infas mit ihrer geringer veran
schlagten deutschlandpolitischen Kompe
tenz. Außerdem habe die SPD mit Karl
Heinz Hiersemann einen Spitzenkandidaten 
ins Rennen geschickt, dessen Popularität 
sich nicht annähernd mit der Ministerpräsi
dent Streibls habe messen können.
Der Augsburger Politikwissenschaftler Prof. 
RainerOlaf Schultze kommt nach einer 
Analyse des Wahlausgangs zu dem Schluss, 
die SPD werde „auf lange Sicht strukturelle 
Minderheitspartei bleiben und nur dann auf

eine nachhaltige Verbesserung ihrer Posi
tion hoffen können, wenn es ihr gelingt, 
,Bodenhaftung‘ zu gewinnen und zwar in 
jenen Bevölkerungsschichten, die an sich 
zur Sozialdemokratie neigen“. Zum Ab
schneiden der Republikaner meint er: „La
tent besteht das rechtspopulistische Pro
testpotenzial in der bayerischen wie gesamt
deutschen Wählerschaft fort.“ Trotz des  
außerordentlichen deutschlandpolitischen 
Rahmens sei die Landtagswahl eine „Nor
malwahl“. Zur strukturell begründeten 
Umorientierung im Wählerverhalten sei es 
nicht gekommen, „langfristig von Bedeu
tung ist indes der Rückgang in der Wahlbe
teiligung“.
FDP und Republikaner kündigen an, nach
dem der Wahlprüfungsausschuss des Land
tags ihre Beanstandungen zurückweist, das 
Wahlergebnis durch den Bayerischen Ver
fassungsgerichtshof nachprüfen zu lassen. 
Die Liberalen monieren, dass sie aufgrund
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vorsitzender der CSU, bezeichnet die De
batte als den „absoluten Tiefpunkt‘‘ sei
ner zwanzigjährigen Parlamentserfahrung, 
wenn mit der Ehre von Menschen so scham
los umgegangen werde wie jetzt geschehen. 
Finanzminister Gerold Tandler sieht keinen 
Anlass, der Aufforderung der Opposition zu 
folgen und seinen Sitz im MBBAufsichtsrat 
zu räumen. Die Untersuchungen hätten kei
ne Hinweise auf Verstöße von Messer
schmittBölkowBlohm gegen das Kriegs
waffenkontrollgesetz oder das Außenwirt
schaftsgesetz ergeben. Tandler weist darauf 
hin, dass der Konzern aufgrund der UN
Sanktionen gegen den Irak sofort die Han
delsbeziehungen gestoppt habe. Kommen
tar von Hartmut Bäumer: „Nachdem das 
Geschäft gemacht und blutiges Geld ver
dient war.“
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Die Wahl zum 12. Landtag endet für die 
CSU mit einem unerwarteten Triumph. Die 
SPD erlebt die schlimmste Wahlschlappe 
ihrer Nachkriegsgeschichte. Knapp den 
Wiedereinzug ins Parlament schaffen die Li-
beralen, während die Republikaner hauch-
dünn an der Fünfprozentklausel scheitern.

Der marginale Verlust von 0,9 Prozent be
schert der CSU mit ihren 54,9 Prozent zum 
sechsten Mal seit 1970 die absolute Mehr
heit. Sie erhält 127 der 204 Landtagssitze 
und damit nur einen weniger als in der letz
ten Legislaturperiode. Die Sozialdemokra
ten, die sich große Hoffnungen machten, die 
30ProzentMarke wie zwischen 1958 und 
1982 wieder zu überschreiten, kommen nur 
auf 26 Prozent, 1,5 Prozent weniger als 
1986. Die SPD nimmt nun 58 Sitze ein und 
hat damit drei verloren. Verluste müssen 
auch die Grünen hinnehmen. Sie sinken von 
7,5 auf 6,4 Prozent und büßen drei ihrer 
bisher 15 Mandate ein. Erstmals nach acht 
Jahren ziehen die Freien Demokraten wie
der ins Maximilianeum ein. Sie gewinnen 
mit 5,2 Prozent (1986: 3,8 Prozent) sieben
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des Wahlrechts für ein Landtagsmandat 
81 905 Stimmen benötigt hätten, die CSU 
nur 47 980. Dadurch sei der Gleichheits
grundsatz in „unerträglichem Maß“ verletzt. 
Kleinere Parteien würden durch das Höchst
zählverfahren nach der Methode „d’Hondt“ 
eindeutig benachteiligt. Die Republikaner 
zweifeln das Auszählergebnis an.

24. Oktober 1990  496

Der 12. Bayerische Landtag konstituiert 
sich. Nach der Wahl von Wilhelm Vorndran 
zum neuen Präsidenten wird der Minister-
präsident gewählt. Er heißt erwartungsge-
mäß wieder Max Streibl.

Der 58jährige alte und neue Regierungs
chef, der vor zwei Jahren die Nachfolge von 
Franz Josef Strauß antrat, erhält 126 von 
199 abgegebenen Stimmen. Da in der 127 
Mitglieder zählenden CSUFraktion ein Ab
geordneter erkrankt ist und Streibl nicht 
mitstimmt, muss er mindestens eine Stimme 
aus den Reihen der Opposition erhalten ha
ben. Streibl bekundet anschließend seinen 
Willen, „ein Ministerpräsident für alle Bür
ger zu sein“. Er bietet auch denjenigen, die 
sich nicht für ihn entschieden, eine „gute 
und faire Zusammenarbeit“ an, fügt jedoch 
hinzu, „was wohl mit der extremen Linken 
nicht zu machen sein wird“.

SPDWahlplakat 1990

Streibl spielt damit auf einen Vorfall vor der 
Abstimmung an. Ruth Paulig, Fraktions
sprecherin der Grünen, machte den Regie
rungschef nicht nur für eine Politik der Zer
störung von Natur und Lebensgrundlagen 
in Bayern verantwortlich, sondern hielt ihm 
auch als Christ eine Doppelmoral vor, da er 
als Aufsichtsrat von MesserschmittBölkow
Blohm Waffenexporte mitzuverantworten 
habe. Der CSUFraktionsvorsitzende Alois 
Glück sprach daraufhin von einem „Tief
punkt politischer Kultur“. Derartige Atta
cken seien „ein Stück geistiger Schreibtisch
täterschaft“. Er meinte damit auch den Ab
gang der GrünenPolitikerin: Mit dem Satz, 
„eigentlich müsste schwarzer Filz hier liegen, 
wenn jemand von der CSU spricht“, verließ 
sie das Pult und hüllte es mit einem solchen 
Tuch ein.
Die Wahl des neuen Landtagspräsidenten 
Wilhelm Vorndran, bisher Staatssekretär in 
der Bayerischen Staatskanzlei, bringt einen 
klaren Vertrauensbeweis des Hohen Hau
ses: Von 199 abgegebenen Stimmen erhält 
er 160. Der 66jährige CSUPolitiker, Nach
folger von Franz Heubl, der zwölf Jahre auf 
dem Präsidentenstuhl saß, ist aufgrund sei
ner Laufbahn sowohl ein Mann des Parla
ments wie der Exekutive. Von seinen 32 
Jahren Parlamentszugehörigkeit war er 18 
Jahre zugleich Kabinettsmitglied. Damit 
steht Vorndran in der Tradition eines Alois 
Hundhammer, Hans Ehard oder Franz 
Heubl, die ebenfalls von einem Kabinetts
posten in das höchste Parlamentsamt wech
selten.
Der neue Landtagspräsident würdigt seinen 
Vorgänger Franz Heubl, der mit 37 Jahren 
Parlamentszugehörigkeit der dienstälteste 
Abgeordnete war, mit den Worten: „Mit 
Noblesse in Rhetorik und Auftreten und mit 
bayerisch kultiviertem Stil hat er Autorität 
und Ansehen des ganzen Parlaments in sei
ner Person verkörpert. Souverän in der 
Amtsführung, ist er mit großer Integrations
kraft beharrlich für den demokratischen 
Grundkonsens in der bayerischen Volksver
tretung eingetreten und hat sich aus innerer
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Überzeugung für den Föderalismus einge
setzt. Dr. Franz Heubl hat sich in die Anna
len des Parlaments eingeschrieben und sich 
um Bayern verdient gemacht.“
Mit der Wahl von Wilhelm Vorndran und 
der Wiederwahl seiner Stellvertreter Sieg
fried Möslein (CSU) und Helmut Rothe
mund (SPD) ist die Landtagsspitze fest in 
fränkischer Hand: Vorndran stammt aus 
Mittelfranken, Möslein aus dem Coburger 
Land und Rothemund aus Oberfranken.
So gut wie einstimmig beschließt der neue 
Landtag, der siebenköpfigen Riege der 
Freien Demokraten den Fraktionsstatus zu 
gewähren. Die Änderung der Geschäftsord
nung begründet Alois Glück (CSU) auch 
damit, dass unter Respektierung des Wäh
lerwillens auch eine Minderheit im Parla
ment volle Arbeitsmöglichkeiten erhalten 
solle.

Landtagspräsident Wilhelm Vorndran freut sich über sein Wahlergebnis

30. Oktober 1990  497

Geschlossen billigt die CSU-Fraktion gegen 
das Votum der Opposition das zweite Kabi-
nett Streibl. Es weist sieben Neuberufungen 
und fünf Umbesetzungen auf.

Die neuen und alten Minister und Staatsse
kretäre – unter ihnen wie in der letzten 
Wahlperiode nur zwei Frauen – werden an
schließend im Landtagsplenum vereidigt. 
Das zweithöchste Regierungsamt nimmt als 
Stellvertreterin des Ministerpräsidenten 
weiterhin Justizministerin Mathilde Bergho
ferWeichner ein.
Als neuen Minister beruft Ministerpräsident 
Streibl den 41jährigen Peter Gauweiler, bis
her Innenstaatssekretär, ins Umweltressort. 
Vorgänger Alfred Dick muss nach 13 Jahren 
ausscheiden. Nachfolger an der Spitze des 
Finanzministeriums für Gerold Tandler, der 
in die Privatwirtschaft wechselt, wird Georg 
von Waldenfels, bisher Minister für Bundes
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und Europaangelegenheiten. Dessen Amt 
übernimmt der 43jährige Thomas Goppel, 
Sohn des vormaligen Ministerpräsidenten 
und vor den Ministerwürden Wissenschafts
staatsekretär. Zum neuen Landwirtschafts
minister ernennt Streibl den bislang zweiten 
Mann in diesem Ressort, Hans Maurer. 
Auch dessen Vorgänger Simon Nüssel 
kommt nach zwei Jahrzehnten im Landwirt
schaftsministerium nicht mehr ins Kabinett. 
Mehr Kompetenzen hat künftig der neue 
und alte Innenminister Edmund Stoiber. 
Ihm überträgt der Regierungschef die Ver
antwortung für den Eisenbahnbereich, die 
bislang beim Wirtschaftsministerium lag.
Neuer Staatssekretär im Innenministerium 
und damit für den Baubereich zuständig ist 
der Landshuter Herbert Huber. Wiederver
einigt mit Zustimmung der CSU bei Enthal
tung und Gegenstimmen in den Opposi

tionsreihen wird das 1986 geteilte und dann 
provisorisch wieder zusammengelegte Kul
tusressort. Es heißt jetzt Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst und bleibt unter der Leitung des bis
herigen „Doppelministers“ Hans Zehet
mair. Er erhält zwei neue Staatssekretäre: 
Hermann Leeb und Otto Wiesheu, der für 
die Wissenschaft zuständig ist.
Neuer Chef der Staatskanzlei als Nachfolger 
von Wilhelm Vorndran wird Johann Böhm, 
bisher Vorsitzender des Sozialausschusses 
im Landtag. Zweiter Mann im Umweltres
sort ist nun anstelle von Hans Spitzner, der 
dem Kabinett nicht mehr angehört, der 
Oberpfälzer Otto Zeitler. Ins Justizministe
rium wechselt aus dem Staatsministerium 
für Bundes und Europaangelegenheiten 
„Kabinettsbenjamin“ Alfred Sauter, der 40 
Jahre alt ist. Sein Nachfolger wird Paul Wil

Vereidigung von Staatsminister Peter Gauweiler (links Staatsminister Gebhard Glück, rechts 
Staatsminister Thomas Goppel, neben ihm Staatssekretär Johann Böhm)
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helm. Neuer Staatssekretär im Landwirt
schaftsministerium ist Josef Miller, ein eins
tiger enger Mitarbeiter des verstorbenen 
Ministers Hans Eisenmann.
Erstmals beruft der Ministerpräsident in der 
Person des früheren Landtagspräsidenten 
Franz Heubl einen persönlichen Beauftrag
ten für Fragen des Föderalismus und Regio
nalismus in Europa.
Die „Frankfurter Allgemeine“ kommentiert 
Streibls Mitarbeiterauswahl: „Nach altem 
Brauch“ habe er Rücksichten nehmen müs
sen, „wenn auch nicht auf einen Koalitions
partner, so doch auf die eigene Partei. Es ist 
nicht gleichgültig, woher ein Minister 
stammt, aus Oberbayern oder Unterfran
ken, denn in der CSU herrscht, man mag 
den Kopf schütteln oder nicht, ein Regional
proporz“.
Im „Donau Kurier“ ist zu lesen: „Nach 
Streibl wird im neuen BayernTeam der 
CSU zweifellos Kultusminister Hans Zehet
mair der wichtigste Mann sein, nicht nur 
wegen der ,Wiedervereinigung‘ von Schule 
und Hochschule in einem Ressort, sondern 
weil die Kulturpolitik insgesamt immer noch 
jenes Aufgabenfeld ist, auf dem ein Bundes
land sein eigenes Profil am schärfsten zeigen 
kann. Im größer gewordenen Deutschland 
und im zusammenwachsenden Europa stellt 
Kulturpolitik im weitesten Sinne jenes zen
trale Aufgabenfeld dar, auf dem sich ent
scheidet, ob eine im großen und ganzen 
blühende Region wie Bayern in der Konkur
renz zu den vielen anderen ihren politischen 
und wirtschaftlichen Rang behauptet ...“
Die „Augsburger Allgemeine“ urteilt über 
die Kabinettsbildung: „Max Streibl hat den 
Spielraum, den ihm der grandiose Sieg bei 
der Landtagswahl beschert hatte, nur behut
sam genutzt. Zwar mussten die Veteranen 
Dick und Nüssel ebenso gehen wie die bei
den Staatssekretäre Heinz Rosenbauer und 
Hans Spitzner, denen ihr mangelnder Fleiß 
zum Verhängnis geworden ist. Wer will, 
mag darin die spezifische ,Handschrift‘ 
Streibls erkennen. Aber trotz des kräftigen 
Stühlerückens regiert der Ministerpräsident

im Grunde mit der altbekannten, in wichti
gen Positionen allerdings verjüngten Mann
schaft weiter. (...) Der eigentliche Aufstei
ger heiße Peter Gauweiler. Der Münchner 
CSUChef, vor zwei Jahren noch von Streibl 
in die zweite Linie verbannt, übernimmt ein 
Schlüsselressort.“

19. November 1990  498

Drei Monate vor dem Müll-Volksentscheid 
beschließt der Landtag mit den Stimmen der 
CSU eine eigene Vorlage.

Der Entwurf für ein „Bayerisches Abfall
wirtschafts und Altlastengesetz“ wird von 
SPD, Grünen und FDP abgelehnt. Er ist in 
einigen Punkten schärfer gefasst als das gel
tende Recht. Die kreisfreien Städte und 
Landkreise sollen nun verpflichtet werden, 
Behälter für Glas, Papier und Altmetall auf
zustellen und Recycling und Wertstoffhöfe 
einzurichten. Um einen Anreiz zu bieten, 
den Müll zu reduzieren, wird die Möglich
keit vorgesehen, die Gebühren zu staffeln. 
Außerdem sieht die CSUVorlage eine ge
setzliche Übergangsregelung für die Förde
rung von 176 Deponien und sechs Müllver
brennungsanlagen vor.
Beim Volksentscheid am 17. Februar 1991 
hat die Landtagsvorlage die Nase vorne: 51 
Prozent votieren für das „Abfallwirtschafts
und Altlastengesetz“, 43,5 Prozent für „Das 
bessere Müllkonzept“. Mit 43,8 Prozent ist 
die Wahlbeteiligung unerwartet hoch. Auf
fallend am Abstimmungsergebnis ist das 
StadtLandGefälle: So kommt der Entwurf 
der Bürgerinitiativen in München auf eine 
knappe ZweidrittelMehrheit, während der 
CSUEntwurf die meisten Stimmen in klei
neren Gemeinden einheimsen kann, die sich 
überfordert fühlen, die komplizierten Be
stimmungen des Müllkonzepts der Bürger
initiativen in die Praxis umzusetzen. Das 
„Bayerische Abfallwirtschafts und Altlas
tengesetz“ tritt am 1. März 1991 in Kraft. 
Der „Münchner Merkur“ kommentiert den 
Ausgang des Volksentscheids: „Die Bürger
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aktion hat verloren, für die Allgemeinheit 
war sie trotzdem ein Gewinn: Sie hat sich 
mit rechtsstaatlichen Mitteln zumindest teil
weise gegen ein stures Establishment durch
gesetzt, das erst durch das Verfassungsge
richtsurteil vom März 1990 davon abgehal
ten wurde, in alter Bequemlichkeit und Un
fähigkeit weiterzuwursteln.“ Die „Süddeut
sche Zeitung“ schreibt: „Der Bürgeraktion 
,Das bessere Müllkonzept‘, die sich nur auf 
das persönliche Engagement ihrer Mitglie
der stützen könnte, wäre es um ein Haar 
gelungen, die allmächtig scheinende Staats
partei aus den Angeln zu heben.“ Die „Mit
telbayerische Zeitung“ wertet das Abstim
mungsergebnis als „ein eindeutiges Votum 
für die Verbrennung von Restmüll. Die 
Vertreter der Bürgeraktion konnten sich mit 
ihren Warnungen vor den Gefahren der 
Verbrennung durch Dioxine und Furane 
nicht durchsetzen. Vielmehr hatten CSU 
und kommunalpolitische Praktiker Erfolg 
mit ihrer Ansicht, Deponierung und Ver
brennung müssten gleichwertige Entsor
gungspfade bleiben.“ (325, 488)

12. Dezember 1990  499

In seiner Regierungserklärung skizziert Mi-
nisterpräsident Max Streibl, wie er sich Bay-
erns Rolle im vereinten Deutschland und im 
zusammenwachsenden Europa vorstellt.

Mit den Umwälzungen in Europa hat sich 
nach Streibls Worten die geopolitische Si
tuation Bayerns grundlegend gewandelt. 
Für den „Wirtschaftsstandort Bayern“ 
brächten die Einheit Deutschlands und die 
Öffnung nach Osten neue Chancen. Dass 
auch andere Wirtschaftsregionen mit Zen
tren wie Berlin, Prag, Wien oder Budapest 
neue Entwicklungsmöglichkeiten hätten, 
dürfe dabei nicht übersehen werden. Da 
sich an der bayerischtschechischen Koope
ration auch Sachsen beteiligen wolle, hofft 
Streibl auf eine neue „dynamische Wirt
schaftsregion“ in Europas Mitte. Ausdrück

lich bekennt er sich zum „Ausbau freund
schaftlicher und partnerschaftlicher Bezie
hungen zur Sowjetunion und ihren Republi
ken“. Mit der Begründung einer Partner
schaft zur Ukraine sei dafür bereits ein Bei
spiel gesetzt worden.
Nach außen will Ministerpräsident Streibl 
die Eigenständigkeit und Eigenstaatlichkeit 
des Freistaats sichern und ausbauen, nach 
innen Bayern „als ein Land bewahren und 
weiterentwickeln, in dem die Menschen 
nicht nur ein gutes Auskommen haben, son
dern sich auch zu Hause fühlen“. Denn „gu
te Politik“ zeige sich nicht nur in wirtschaft
licher Stärke, sondern auch in der Förde
rung und kulturellen Identität, der Heimat
verbundenheit und der sozialen Stabilität.
Als wichtigste Lebensgemeinschaft in Ge
sellschaft und Staat nennt Streibl die Fami
lie. Sie gebe Erwachsenen und Kindern 
Sicherheit, Geborgenheit und Identität. Um 
den „besonderen Rang der Familie“ in sei
ner Politik deutlich zu machen, kündigt er 
an, das federführende Staatsministerium in 
„Staatsministerium für Arbeit, Familie und 
Sozialordnung“ umzubenennen. Ausdrück
lich lobt Streibl die „verdienstvolle Tätig
keit“ der Leitstelle für die Gleichstellung 
von Frauen und Männern und unterstreicht: 
„Die Staatsregierung bekennt sich zu einem 
offenen Frauenbild; sie lehnt jede Festle
gung der Frau auf eine spezifische Rolle 
ab.“ Erwerbstätigkeit und Erfüllung von Fa
milien und Haushaltsaufgaben seien gleich
wertig.
Die Spitzenstellung Bayerns unter den 
TechnologieRegionen Europas will Minis
terpräsident Streibl sichern. Er kündigt ein 
innovationspolitisches Gesamtkonzept an, 
denn der notwendige ständige Erneuerungs
prozess dürfe nicht auf einige wenige „High
techBranchen“ beschränkt bleiben, son
dern müsse alle Unternehmen der Wirt
schaft erfassen. Besonderen Wert will 
Streibl auf die Berücksichtigung von Hand
werk und Handel legen. Die Planung und 
Verwirklichung technischer Großprojekte 
werde die Staatsregierung vereinfachen und
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beschleunigen. Dabei sei zu prüfen, ob 
Standortentscheidungen nicht besser vom 
Gesetzgeber selbst getroffen werden sollten, 
weil es sich dabei in erster Linie um politi
sche Entscheidungen handle.
KarlHeinz Hiersemann, Fraktionsvorsit
zender der Sozialdemokraten, erwidert, 
künftig werde Bayern um seine Stellung 
enorm kämpfen müssen, da die CSU bei der 
Bundestagswahl am 2. Dezember ihr Ziel 
verfehlt habe, dass ohne oder gegen sie nicht 
regiert werden dürfe. Die CSU sei in Bonn 
nunmehr das „fünfte Rad am Wagen“.
Einen Satz Streibls aufgreifend, sagt Hierse
mann: „Die Partei der Zukurzgekomme
nen, das sind wir zwar nicht nur, aber in der 
Tat auch.“ Denn: „Wer um alles in der Welt 
soll sich denn in diesem Lande noch um jene 
kümmern, die nicht auf der Sonnenseite des 
Lebens stehen, um die Arbeitslosen, die 
Sozialhilfeempfänger, die Alten, die Kran
ken, die Alleinerziehenden, wenn nicht wir 
Sozialdemokraten!“ Wer auf das nur quanti
tativ verstandene Wachstum setze, sei dem 
Denken der Fünfzigerjahre verhaftet. Hier
semann kündigt unter Hinweis auf die er
schreckend niedrige Wahlbeteiligung unter 
jungen Menschen – bei den 18 bis 24Jähri
gen ist nicht einmal die Hälfte zur Wahl 
gegangen – Vorschläge an, wie der Politik
verdrossenheit Einhalt geboten werden kön
ne. Nur wer Politik als Dienst am Menschen 
und nicht als Herrschaft über sie verstehe, 
könne damit rechnen, dass sein Ansehen als 
Parlamentarier wieder wachse.
Über eine „Tagesordnung der Zukunft“ 
macht sich der CSUFraktionsvorsitzende 
Alois Glück Gedanken. Den Herausforde
rungen der Neunzigerjahre und den Kehr
seiten der Wohlstands und Wachstumsge
sellschaft müsse mit einer „Politik für das 
Leben“ begegnet werden. Er fordert eine 
konsequente Politik für den Schutz des un
geborenen Lebens, für die Würde des Men
schen und seine Entfaltungsmöglichkeiten. 
Glück kündigt an, seine Partei werde sich in 
den nächsten Jahren um die konsequente 
Ergänzung der Marktwirtschaft mit den Zie

len „sozial, ökologisch und wirtschaftlich“ 
kümmern, um eine Politik für Behinderte, 
Familien, Frauen, Senioren, Pflegebedürfti-
ge und von der Wohnungsnot Betroffene.
Gesundheit müsse den Vorrang vor Wohl
stand haben, fordert für die Grünen Ruth 
Paulig. Schon heute werde jede achte Mark 
des Bruttosozialprodukts verwendet, um die 
Folgen des Wohlstandswachstums zu korri
gieren. Sie bedauert, dass am Anfang von 
Streibls Regierungserklärung der Wohl
stand zitiert worden sei, da es doch das 
Wachstum sei, das die Umwelt zerstöre.
Josef Grünbeck, Fraktionschef der Freien 
Demokraten, kündigt ein Privatisierungs
programm an. Wichtigstes Anliegen der Li
beralen sei es, den Staatsanteil an der Firma 
MesserschmittBölkowBlohm abzubauen. 
Aber auch von Unternehmen der Energie
und Kreditwirtschaft solle sich der Freistaat 
trennen. Seine Partei, so Grünbeck, wolle 
anstelle des gescheiterten Sozialismus kei
nen „Staatskapitalismus bayerischer Prä
gung“.

1. Februar 1991  500

Der Präsident der EG-Kommission, der 
Franzose Jacques Delors, besucht den 
Bayerischen Landtag. Es ist sein erster 
Auftritt vor einem deutschen Landespar-
lament.

Delors, seit 1985 an der Verwaltungsspitze 
der Europäischen Gemeinschaften, bekennt 
sich ausdrücklich zum Subsidiaritätsprin
zip. Allerdings sei der deutsche Wunsch, ei
ne Regionalkammer ähnlich dem deutschen 
Bundesrat zu schaffen, derzeit nicht erfüll
bar, da der Status der Regionen zu unter
schiedlich sei. Als Zwischenlösung schlägt 
Delors aber eine Versammlung der Regio
nen Europas vor. Im Vertrag von Maastricht 
1992 über die Europäische Union (EU) wird 
dann ein Ausschuss der Regionen (AdR) er
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richtet, der sich aus 222 Mitgliedern zusam
mensetzt und auf vier Jahre ernannt wird. 
Seine Mitglieder sind Vertreter der lokalen 
und regionalen Körperschaften. Sie haben 
beratende Funktion bei Themen von regio
nalem Interesse.

25. April 1991  501

Kultusminister Hans Zehetmair beant-
wortet eine Große Anfrage der CSU zur 
„Jugend in Bayern“. Dabei geht es auch 
um die zunehmende „Politikmüdigkeit“.

Ein Indiz dafür ist der Rückgang der Wahl
beteiligung der 18 bis 24Jährigen. So sank 
die Beteiligung dieser Altersgruppe bei den 
Landtagswahlen von 66,1 Prozent im Jahr 
1982 auf 53,9 Prozent im Jahr 1986 und auf 
nur noch 46,5 Prozent im Oktober 1990 ab, 
zitiert Zehetmair als Beispiel Bayern. Nach 
einer wissenschaftlichen Studie hielten 63 
Prozent der 18 bis 29Jährigen die Politik 
für ein „schmutziges Geschäft“. Der Ver
trauensschwund betreffe allerdings in erster 
Linie die Parteien, während 69 Prozent der 
18 bis 29Jährigen mit dem politischen Sys
tem „sehr zufrieden“ oder „zufrieden“, 24 
Prozent „weniger zufrieden“ und nur sieben 
Prozent „unzufrieden“ seien. Vieles deutet 
laut Zehetmair auch darauf hin, „dass jeden
falls bei dem aktiveren Teil der Jugend das 
politische Interesse und die Bereitschaft zu 
politischem Engagement in den letzten Jah
ren eher wieder gewachsen sind“. Eine star
ke Bereitschaft, sich zu engagieren, gebe es 
zum Beispiel beim Umweltschutz und bei 
den Problemen der Dritten Welt.
Auch Anne Voget (SPD) will aus der gerin
gen Wahlbeteiligung junger Menschen kei
ne Schlüsse für deren gesellschaftspoliti
sches Engagement ziehen. Die Jugend stel
le sich heute in sehr verschiedenen Formen 
dar: in religiösspritistischen Formen, in kri
tischsozial engagierten Aktionen, in der 
Form des reinen Rückzugs in die Individua
lität und den Konsum oder in der Form des

Engagements in Sportvereinen. Dazu kom
me: „Junge Menschen gehen an ihre Umge
bung sehr viel kritischer heran.“
Sepp Daxenberger (Grüne) gesteht ein, dass 
angesichts der Wahlbeteilung „die Alarm
glocken bei allen politischen Gremien läu
ten“ müssten. „Ich persönlich würde die Ent
wicklung aber weniger als Politikverdros
senheit werten“, gibt er zu bedenken. In ers
ter Linie handle es sich um die „mangeln
de politische Glaubwürdigkeit aller politi
schen Parteien und das derzeitige Erschei
nungsbild unserer sogenannten repräsentati
ven Demokratie. Ich nehme dabei selbstver
ständlich auch meine eigene Partei nicht 
aus. Im Gegenteil!“

12. Juni 1991  502

Der Streit um die „Tarnlisten“ bei den 
Kommunalwahlen 1990, die der CSU 
zugeschrieben werden, erreicht den 
Landtag.

Auslöser einer zeitweise turbulenten Aktu
ellen Stunde ist ein Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofs. Darin wird die 
Münchner Stadtratswahl für gültig erklärt, 
obwohl die „Junge Liste“ nicht antreten 
konnte. Sie war nach Auffassung des 
Münchner Gemeindewahlausschusses eine 
„Tarnliste“ der CSU mit dem Ziel, jugend
liche Wähler zu mobilisieren, und wurde 
deshalb nicht zugelassen. Hintergrund des 
Rechtsstreits ist, dass laut Gesetz den Partei
en nur ein Wahlvorschlag zusteht. Der CSU 
nahestehende Zweitlisten gab es bei den Ge
meinderatswahlen 1990 auch in zahlreichen 
anderen Orten, weshalb der Spruch des Ver
waltungsgerichtshofs bayernweit Aufmerk
samkeit erregt.
Im Landtag triumphiert nun die Opposition. 
Max von Heckel (SPD) meint, der CSU sei 
ein „freches Stück von Wählertäuschung“ 
misslungen. Joachim Spatz (FDP) sagt, der 
Verwaltungsgerichtshof sei dem „absolutis
tischen Machtanspruch der CSU“ entge
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gengetreten. Und Manfred Fleischer (Grü
ne) strahlt über das „Vermummungsverbot“ 
für „Tarnkappenbomber“ der CSU. Erwin 
Huber, Generalsekretär der CSU, bestreitet 
jedoch, dass hinter den „20 TarnlistenFäl
len“ in ganz Bayern eine „CSUSystematik“ 
stecke.
Anfang Januar 1993 werden die „Tarnlis
ten“Urteile des Verwaltungsgerichtshofs 
vom Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
aufgehoben. Die obersten Richter nehmen 
an, dass die „Junge Liste“ in München kein 
zweiter Wahlvorschlag der CSU gewesen 
sei. Damit muss in München, aber auch in 
vielen anderen bayerischen Gemeinden, das 
Kommunalparlament neu gewählt werden.

Wahlplakat der „Jungen Liste“ in München

3. Juli 1991  503

Mit einer Entschließung nimmt der 
Landtag zu den „dramatischen Ereignis-
sen in Jugoslawien“ Stellung.

In der Entschließung heißt es: „Der Landtag 
ist über die offene Missachtung des Prinzips 
der friedlichen Konfliktlösung und über den 
Einsatz von militärischer Gewalt bestürzt. 
Er nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, 
dass sich die Europäische Gemeinschaft – 
wenn auch mit Verzögerung – der Lösung 
der jugoslawischen Frage angenommen hat. 
Gleichzeitig bedauert der Landtag, dass die 
Europäische Gemeinschaft lange Zeit eine 
Haltung eingenommen hat, die als Unter
stützung der zentralistischen Bestrebungen 
Belgrads verstanden werden musste.“
Dreieinhalb Wochen später, am 29. Juli, 
trauert der Landtag um den in Jugoslawien 
ermordeten Journalisten Egon Scotland, der
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seit 1975 erst für die Deutsche PresseAgen
tur und dann für die „Süddeutsche Zeitung“ 
aus dem Bayerischen Landtag berichtete. 
Scotland sollte für seine Zeitung über den 
immer blutiger werdenden jugoslawischen 
Nationalitätenkonflikt schreiben. Am 26. 
Juli wurde der 43jährige Reporter in seinem 
als Pressefahrzeug gekennzeichneten Wa
gen angeschossen und starb wenig später im 
Krankenhaus der kroatischen Stadt Simsak. 
Scotland wurde, als er Kollegen im Gebiet 
von Glina helfen wollte, vermutlich von ser
bischen Tschetniks getötet.
Landtagspräsident Wilhelm Vorndran er
klärt: „Wir hoffen, dass der Tod des mutigen 
und leidenschaftlichen Journalisten in die 
brutale Wirklichkeit Jugoslawiens hinein
wirkt.“ Scotland sei ein engagierter und an
erkannter Journalist gewesen, der hohes An
sehen und Respekt genossen habe. Seine

analytische Begabung und seine Genauig
keit der Recherche hätten seinen Berichten 
und Kommentaren Beachtung gesichert. 
Zum Verfassungstag ehrt der Landtag Egon 
Scotland postum mit der „Verfassungsme
daille in Gold“.

29. Juli 1991  504

In einer Sondersitzung weist der Landtag 
die Einwendungen des Bayerischen Se-
nats gegen den Haushalt zurück.

Erstmals in seiner Geschichte hatte der 
Senat mit seinem Einspruch das Haushalts
gesetz blockiert. Die Zweite Kammer protes
tierte damit gegen den Kommunalen Fi
nanzausgleich, und zwar nahezu einmütig. 
Die Senatoren begründeten ihr Nein zum 
Staatshaushalt damit, dass die Kosten der 
deutschen Einheit auf Kommunen, Land
kreise und Bezirke abgewälzt werden soll
ten. Außerdem wurde kritisiert, dass der Etat 
des Freistaats um gut sieben Prozent wach
se, der Kommunale Finanzausgleich aber 
nur um 0,7 Prozent.
Der Senatseinspruch zwingt den Landtag, 
die bereits begonnenen Sommerferien für 
eine Sondersitzung zu unterbrechen. Der 
CSUHaushaltsexperte Richard Wengen
meier lehnt namens seiner Fraktion die 
Wünsche der Zweiten Kammer ab, „weil sie 
das Gebot der Sparsamkeit verletzen“. Die 
Kosten der deutschen Einheit hätten den 
Zwang zum Sparen noch verschärft. Max 
von Heckel (SPD) meint, Finanzminister 
Georg von Waldenfels erlebe mit seinem 
Etat „die denkbar größte Pleite“. Emma 
Kellner (Grüne) wirft ein, die CSU habe den 
Bogen bei den Kommunen so überspannt, 
dass ihre eigenen Bürgermeister und Land
räte die Gefolgschaft aufkündigten. Joachim 
Spatz (FDP) hält der Staatsregierung vor, 
sie verfahre nach dem Motto: „Den Letzten 
beißen die Hunde.“
Finanzminister Georg von Waldenfels hält 
dagegen, „die Welt besteht nicht nur aus

Egon Scotland
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Kommunalpolitik“, trotz seines Verständ
nisses für die Senatskritik. Bei der Staats
verschuldung sei in Deutschland ein Punkt 
erreicht, „über den wir nicht hinausdürfen“. 
Die Einwendungen des Senats gegen den 
Haushalt werden mit den Stimmen der 
CSUMehrheit zurückgewiesen. Wenige 
Wochen später gibt die Staatsregierung 
doch nach: Im Nachtragshaushalt für 1992 
werden zusätzlich 218 Millionen Mark für 
die Kommunen lockergemacht.

17. März 1992  505

Als erstes Parlament in der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt sich der Bayerische 
Landtag ein Fraktionsgesetz.

Das von allen Fraktionen getragene „Gesetz 
zur Rechtsstellung und Finanzierung der 
Fraktionen im Bayerischen Landtag“ legt 
fest: „Fraktionen sind mit eigenen Rechten 
und Pflichten ausgestattete Vereinigungen 
im Bayerischen Landtag, zu denen sich Mit
glieder des Bayerischen Landtags zusam
mengeschlossen haben. Sie dienen der poli
tischen Willensbildung im Bayerischen 
Landtag. Sie helfen den Mitgliedern, ihre 
parlamentarische Tätigkeit auszuüben und 
zur Verfolgung gemeinsamer Ziele aufei
nander abzustimmen.“ Wie bisher schon er
halten die Fraktionen monatlich Zuschüsse 
zur Deckung ihres allgemeinen Bedarfs, de
ren Höhe im Haushaltsplan festgelegt wird. 
Neu ist, dass der Landtagspräsident jährlich 
die geprüften Rechnungen der Fraktionen 
als Drucksache veröffentlicht.

13. Juli 1992  506

Der als „Münchner Kessel“ bekannt 
gewordene Polizeieinsatz gegen Demons-
tranten beim Weltwirtschaftsgipfel ver-
anlasst den Landtag zu einer Sonder-
sitzung. Im Mittelpunkt der Oppositions-
kritik steht Ministerpräsident Max 
Streibl.

Den Auftakt des Weltwirtschaftsgipfels der 
sieben wichtigsten Industrienationen (G 7) 
vor der Münchner Residenz störten am 
Morgen des 6. Juli einige hundert Demons
tranten mit Trillerpfeifen, Buhrufen und 
Sprechchören. Daraufhin wurden von der 
Polizei rund 500 Demonstranten hinter dem 
Rathaus für etwa drei Stunden „eingekes
selt“ und nach und nach festgenommen. Po
lizeipräsident Roland Koller wertete den 
Auftritt als unangemeldete Demonstration, 
die Störung des Begrüßungsablaufs sei „in 
den Bereich der Nötigung“ hineingegangen. 
Stunden später sagte Ministerpräsident Max 
Streibl bei einem „Bayerischen Abend“ vor 
einem internationalen Journalistenkreis im 
Hofbräuhaus: „Wenn einer glaubt, er muss 
sich mit Bayern unbedingt anlegen und er 
muss stören, dass wir dann auch hinlangen 
oder durchgreifen, das ist auch bayerische 
Art. Meine Damen und Herren, jeder muss 
wissen, wenn er nach Bayern kommt, dass er 
es mit Bayern zu tun hat.“ (So der Wortlaut 
in der Süddeutschen Zeitung.)
Weniger der umstrittene Polizeieinsatz als 
vielmehr die kommentierenden Sätze des 
Ministerpräsidenten veranlassen die Oppo
sition, eine Sondersitzung des Landtags zu 
beantragen, bei der es streckenweise zu ei
nem heftigen Schlagabtausch kommt.
In einer knappen Stellungnahme verweist 
Ministerpräsident Streibl auf die historische 
Bedeutung des „Münchner Gipfels“ kurz 
nach der Wiedervereinigung. Deshalb sei 
die Begrüßung der Gipfelteilnehmer „bei
leibe keine private bayerische Angelegen
heit, sondern ein Staatsakt der Bundesrepu
blik Deutschland auf bayerischem Boden“ 
gewesen. Streibl bekräftigt, ein „entschiede
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nes Vorgehen gegen Störer und Rechtsbre
cher“ sei man nicht nur den Staatsgästen, 
sondern auch den Bürgern Münchens schul
dig gewesen.
Die Oppositonsredner, allen voran SPD 
Fraktionschef KarlHeinz Hiersemann, ma
chen deutlich, dass Zielscheibe ihrer Kritik 
der Ministerpräsident ist, und zwar allge
mein gemünzt auf seine Amtsführung. Hier
semann sagt: „Dass Sie sich persönlich wie
der einmal – es ist ja wahrlich nicht das erste 
Mal – einen Bärendienst erwiesen haben, 
das ist zunächst Ihre Privatangelegenheit, 
aber auch die Ihrer Partei. Aber Sie haben 
darüber hinaus dem Ansehen Bayerns Scha
den zugefügt.“ Im Übrigen sei es nicht das 
erste Mal, dass politische Fehlentscheidun
gen „auf dem Rücken der Polizei ausgeprü
gelt“ worden seien.
Manfred Fleischer, Fraktionssprecher der 
Grünen,  fordert Ministerpräsident  Streibl

Polizeieinsatz am Rande des Münchner Weltwirtschaftsgipfels

auf: „Gehen Sie in Ehren! Der Zeitpunkt ist 
jetzt richtig.“ Er bezieht in seine Attacke 
auch Innenminister Edmund Stoiber ein: 
„Beide haben leider immer noch nicht er
kannt, wie beschämend die Polizeiübergrif
fe für das Land Bayern sind.“
Jürgen Doeblin, Fraktionsvorsitzender der 
FDP kritisiert: „Die Einsatztaktik der Staats
regierung wies erkennbar dem Demonstrati
onsrecht wie der Verhältnismäßigkeit des 
Einsatzes nur einen minderen Rang zu.“ Da
mit habe sie die „hässlichen und ungerechten 
Vorurteile des Auslandes gegenüber 
Deutschland von Neuem geweckt“. Dem 
Ministerpräsidenten wirft Doeblin vor: 
„Franz Josef Strauß würde sich im Grabe 
umdrehen, seinen Nachfolger heute so di
lettantisch operieren sehen zu müssen.“
Alois Glück, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, hält der Oppositionskritik entgegen: 
„Unser Ministerpräsident hat im Kreis der
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führenden Staatsmänner dieser Welt Bayern 
würdig vertreten, eine gute Figur gemacht.“ 
Zum Polizeieinsatz bemerkt er, die Taktik 
sei „natürlich Sache der Polizeiführung“. 
Doch stehe die CSU hinter dem Prinzip, ge
gen gewaltbereite oder gewalttätige Grup
pen nach dem Motto zu verfahren, das 
Streibl ausgedrückt habe: „Wehret den An
fängen!“ Auch Innenminister Edmund Stoi
ber verteidigt nachdrücklich den Einsatz. In 
Bayern gebe es „keine Schonzeiten und 
Schongehege für politische Gewalt“.
Der „Münchner Kessel“ hat ein langwieri
ges gerichtliches Nachspiel. Ende Februar 
1994 verurteilt das Landgericht München 
den Freistaat Bayern zur Zahlung von 
Schmerzensgeld von je 150 Mark an 114 der 
rund 500 Demonstranten. In der Urteilsbe
gründung heißt es, die Polizeiaktion habe 
„das Versammlungsrecht, die Menschen
würde, das Recht auf körperliche Unver
sehrtheit sowie Bewegungs und Meinungs
freiheit“ der Gipfelgegner verletzt. Die 
Staatsregierung ruft daraufhin das Oberlan
desgericht München an. Die Richter des 
OLG urteilen im Juni 1996, der „Münchner 
Kessel“ sei weitgehend rechtmäßig gewe
sen. Allerdings seien die Demonstranten 
zum Teil zu lange festgehalten worden.

6. Oktober 1992  507

In einer Aktuellen Stunde geht es erneut 
um die immer noch offene „Zukunft der 
Maxhütte“ in der Oberpfalz.

Knapp fünf Jahre nachdem der Landtag das 
Sanierungskonzept des maroden Stahlko
chers billigte, will die SPD wissen, wie es 
um die noch 1850 Arbeitsplätze und die 600 
regionalen Zulieferer bestellt ist. Armin 
Nentwig zollt der Staatsregierung Anerken
nung, dass sie sich nach dem Konkurs 1987 
um die Maxhütte gekümmert habe. Den
noch sei die Hütte „mit zu geringer Kapital
ausstattung mit Preisunterdeckung in die

Stahlkrise entlassen“ worden. Der Freistaat 
müsse nun eine „neue industrielle Führer
schaft“ suchen. Herbert Falk (CSU) lobt 
ebenfalls das Engagement der Staatsregie
rung. Doch, so gibt er zu bedenken, „wir 
wissen alle, dass wir mit den alten industri
ellen Anteilseignern keinen Blumentopf 
mehr gewinnen können. Wir sind uns alle 
darin einig, dass eine neue Konstruktion ge
schaffen werden muss“.
Bereits drei Wochen später wird das Thema 
Maxhütte erneut aufgerufen. Die SPD for
dert die Staatsregierung auf, ihrer „struktur
politischen Verantwortung als Hauptanteils
eigner mit 45 Prozent gerecht zu werden“. 
Heinz Donhauser (CSU) verweist auf ein 
Gutachten des Unternehmensberaters Ro
land Berger, wonach die Neue Maxhütte mit 
ihren 1850 Mitarbeitern bei ihrer derzeiti
gen Struktur „wegen der Standort und volu
mensbedingten Kostennachteile in der Roh
eisenerzeugung wirtschaftlich auf Dauer 
nicht lebensfähig sein wird“.
Ende des Jahres 1995 steht die „Neue“ 
Maxhütte wieder vor dem Aus. Im Rahmen 
des Sanierungskonzepts hatte Bayern als 
Anteilseigner dem Betrieb mit einem 
Gesellschafterdarlehen von 49,8 Millionen 
Mark unter die Arme gegriffen. Die 
EUKommission wertet dies als unzulässi
ge Beihilfe. Die von Brüssel verlangte 
Rückforderung wäre das Ende des Stahl
werks, sodass die Staatsregierung den Streit 
vor dem Europäischen Gerichtshof klären 
will.
Anfang Mai 1996 entscheidet der Europäi
sche Gerichtshof, dass die Maxhütte die Bei
hilfen zurückzahlen müsse. Damit ist ein 
Antrag der Bundesrepublik Deutschland 
und der Maxhütte abgelehnt, einen entspre
chenden Beschluss der EUKommission bis 
zum Hauptsacheverfahren auszusetzen. 
(459, 606)
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30. Oktober 1992  508

Nach achtjähriger Erprobung erhalten 
die privaten Radio- und Fernsehsender in 
Bayern eine endgültige Gesetzesgrund-
lage.

Gegen das Gesetzeswerk stimmen lediglich 
die Grünen mit „nein“, SPD und FDP ent
halten sich der Stimme. Das neue Medien
gesetz räumt neben dem herkömmlichen 
öffentlichrechtlichen Rundfunk auch priva
ten Programmanbietern eine Bestands und 
Entwicklungsgarantie ein. Die Privaten sind 
auf drei Ebenen organisiert: Vor Ort gibt es 
die Anbieter, die ihre Programme weitge
hend selbstständig gestalten, auf regionaler 
Ebene wirken die „Medienbetriebsgesell
schaften“ (bisher „Kabelgesellschaften“), 
und darüber wölbt sich als öffentlichrecht

Flimmern auf allen Bildschirmen

liches Dach, wie es die bayerische Verfas
sung in Art. 111a vorschreibt, die Bayeri
sche Landeszentrale für Neue Medien 
(BLM). Zu den wichtigsten Artikeln des 
Gesetzes zählt die Bestimmung, in der fest
gelegt wird, dass ein angemessener Anteil an 
Beiträgen der Privaten kulturelle, kirch
liche, soziale und wirtschaftliche Inhalte 
sowie inländische Produktionen aufweisen 
müsse. Auf Vorschlag der SPD wurde die 
Auskunftspflicht verschärft. Danach müs-
sen nun die Beteiligungsverhältnisse von 
Anbietern und Medienbetreibungsgesell
schaften gegenüber der Landeszentrale 
offengelegt werden.
Der SPDMedienexperte Heinz Kaiser fasst 
seine Meinung zusammen: Die durch 
das Medienentwicklungsgesetz eingeleitete 
Entwicklung sei heute nicht mehr umkehr
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bar, „wir können allenfalls noch korrigie
rend eingreifen und mitarbeiten, um die 
Dinge zu verbessern“. Klaus Kopka (CSU), 
seit 1985 Vorsitzender des Medienrates der 
Landeszentrale, zieht folgende Bilanz: „Die 
private Entwicklung hat ohne Zweifel mit 
dazu beigetragen, dem öffentlichrechtli
chen Rundfunk Beine zu machen.“ Die 
„Bürokratien der öffentlichrechtlichen An
stalten“ seien zwar nicht abgebaut worden, 
„aber sie wurden motiviert, mit neuen Ideen 
befruchtet durch die private Entwicklung“. 
Im Februar 1996 wird das Mediengesetz um 
die Möglichkeit ergänzt, Einkaufskanäle 
(„TeleShopping“) einzurichten. (430)

27. Januar 1993  509

Nach einer erfolgreichen Verfassungs-
klage der Freien Demokraten ersetzt der 
Landtag im Landeswahlgesetz das 
d’Hondtsche Höchstzahlensystem durch 
die Proporzauszählung nach dem Verfah-
ren von Hare-Niemeyer.

Aufgrund der Klage der FDP, unterstützt 
von SPD und den Grünen, hatten die Rich
ter des Bayerischen Verfassungsgerichts
hofs ein Umrechnungssystem vorgeschrie
ben, „das unter Wahrung des Wesensgehalts 
der Wahlkreise landesweit dem Maßstab 
einer proportionalen Umrechnung der Stim
men in Mandate standhält“. Das bisherige 
Verfahren hatte die kleinen Parteien bei der 
Mandatsverteilung benachteiligt. Eine Po
pularklage der FDP wie nach der Wahl 1990 
war 1975 noch von den Verfassungsrichtern 
abgewiesen worden.
Nach achtjähriger Abwesenheit war im 
Oktober 1990 die FDP mit 5,2 Prozent der 
Wählerstimmen wieder in das Maximiliane
um zurückgekehrt. Diesem Ergebnis stan
den aber nur sieben Sitze gegenüber; das 
sind 3,4 Prozent der Gesamtzahl von 204 
Sitzen. Ursache war die Bestimmung des 
Landeswahlgesetzes, dass die Sitze gemäß 
dem Ergebnis in den jeweiligen Wahlkrei

sen, die deckungsgleich mit den Regie
rungsbezirken sind, verteilt wurden. In Nie
derbayern, der Oberpfalz und in Oberfran
ken, wo die Liberalen traditionell schwach 
vertreten sind, verfehlten sie die für ein 
Mandat notwendige Zahl an Zweitstimmen. 
Einen landesweiten Ausgleich der „Rest
stimmen“ sah das alte Wahlrecht nicht vor. 
Das bedeutete, dass dieses Auszählsystem 
die großen Parteien begünstigte.
Die Änderung des Landeswahlgesetzes 
wird mit großer Mehrheit gebilligt. Ledig
lich sechs Abgeordnete der CSU stimmen 
dagegen, einer enthält sich der Stimme. (58, 
131, 260, 477)

18. März 1993  510

Der Landtag setzt einen Schlussstrich un-
ter die Prüfung der „Führungshilfen“ im 
Innenministerium, die von der Oppositon 
als „Schwarzer Filz“ bezeichnet werden.

Der Untersuchungsausschuss endet erwar
tungsgemäß mit unterschiedlichen Ein
schätzungen der Zuarbeit von Beamten für 
Innenminister Edmund Stoiber in seiner 
Funktion als stellvertretender CSUPartei
vorsitzender. Anlass war ein der Opposition 
bekannt gewordenes Strategiepapier aus 
Stoibers Abteilung „Führungshilfen“ zum 
Verhältnis zwischen CSU und der Deut
schen Sozialen Union (DSU).
„Außer Spesen nichts gewesen“, lautet das 
Fazit des Untersuchungsausschusses aus 
Sicht der CSU, die Peter Welnhofer im Ple
num vorträgt. Parteiarbeit finde in bayeri-
schen Staatsministerien grundsätzlich nicht 
statt. Welnhofer räumt ein, dass es formal in 
den anderen Staatsministerien keine Abtei
lungen für „Führungshilfe“ gebe, doch 
„jeder Staatsminister benötigt für seine 
Führungsaufgaben auch Führungshilfen“. 
Zu den typischen staatsleitenden Aufgaben 
der vollziehenden Gewalt gehörten vor 
allem politische Planung und Gestaltung. 
Jeder Minister sei darauf angewiesen, viel
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fältige Beziehungen zu seiner Partei zu pfle-
gen und sich dabei von Staatsbediensteten 
unterstützen zu lassen. Die politischen Leit
linien eines Ministers entsprächen in der 
Parteiendemokratie „systemimmant“ weit
hin der politischen Programmatik seiner 
Partei. Welnhofer berief sich schließlich auf 
die „Verfassungslage in Deutschland und in 
Bayern“: Danach „befinden sich nach heuti-
ger Rechtsmeinung Regierung und Regie
rungsfraktionen in einer sogenannten Akti
onseinheit, die eine politisch enge Zusam
menarbeit zwischen Regierungsmitgliedern 
und Regierungsfraktionen erfordert“.
HansGünther Schramm (Grüne) wertet den 
CSUSchlussbericht als „treffenden Beweis 
für die filzokratischen Unsitten in diesem 
Land“. Es werde versucht, „durch eine un
erhörte Verbiegung der Bayerischen Ver
fassung den missbräuchlichen Einsatz von 
Staatsbeamten für Zwecke der Regierungs
partei als verfassungskonform darzustel
len“. Außerdem bestehe der „zwingend 
auftauchende Verdacht“, dass in Bayern 
Beamten offenbar nichts anderes übrig 
bleibe, als sich „für Parteizwecke der CSU 
missbrauchen zu lassen, wenn ihnen an ihrer 
Karriere gelegen ist“.
Jürgen Doeblin (FDP) gibt zu bedenken: 
„Filz oder nicht Filz, das ist keine Frage.“ 
Vielmehr gehe es um die grundsätzliche 
Frage, welche systembedingten Fehler das 
Regieren in Bayern kennzeichneten. Die 
jahrzehntelange Alleinregierung der CSU 
in Bayern habe in der Bundesrepublik 
Deutschland zu einer „einmaligen Gleich
setzung staatlicher und parteipolitischer In
teressen“ geführt, die man in der Umgangs
sprache mit dem Ausdruck „Schwarzer 
Filz“ kennzeichne.
Für Max von Heckel (SPD) belegte der Un
tersuchungsausschuss „die missbräuchliche 
Verwendung des Staatsapparats für Partei
politik“. Parteiarbeit finde „tagtäglich“ in 
den Ministerien statt. Geändert habe sich 
bei der „Spezlwirtschaft“ lediglich, „dass Sie 
jetzt vorsichtiger geworden sind“. Eigent
lich   sollte   der   „Filz“Untersuchungsaus

schuss als „ständiger Ausschuss“ im Landtag 
installiert werden.
Innenminister Edmund Stoiber sieht die 
Vorwürfe „wie eine Seifenblase zerplatzt“. 
In bayerischen Ministerien werde keine Par
teiarbeit geleistet. Soweit drei Mitarbeiter 
seines Hauses dies täten, werde das deutlich 
getrennt von ihren dienstlichen Aufgaben. 
„Deutlicher als mit Nebentätigkeitsgeneh
migungen kann man das nicht dokumentie
ren.“

27. Mai 1993  511

Ministerpräsident Max Streibl tritt zu-
rück. Er zieht damit die Konsequenzen aus 
einer seit Januar schwelenden Affäre, die 
unter dem Namen „Amigo“ zum geflügelten 
politischen Wort wurde. Mit Streibl 
demissioniert gemäß der Verfassung das 
gesamte Kabinett.

Die „Amigo“Affäre geht auf eine Veröf
fentlichung in der „Augsburger Allgemei
nen“ zurück. Dort war zu lesen, Streibl sei 
1983 und 1987 Gast auf der brasilianischen 
Hazienda des Mindelheimer Flugzeugbau
ers Burkhart Grob gewesen. Dessen Firma 
ist in die Schlagzeilen geraten im Zusam
menhang mit einem Bestechungsskandal 
um die Anschaffung des Höhenaufklärungs
systems „Lapas“ für das Bundesverteidi
gungsministerium.
Streibl versicherte seit den ersten Meldun
gen, er sei in Brasilien als „Privatmann“ ge
wesen. Später gab er zu, auf Einladung sei
nes Freundes Grob auch Urlaub in Kenia 
gemacht zu haben. „Zu Zeiten des seligen 
Franz Josef Strauß“, kommentiert die 
„Augsburger Allgemeine“, „hätte es eine 
Affäre, wie sie Bayerns Ministerpräsident 
jetzt durchzustehen hat, kaum gegeben. Der 
hätte sich in seinen Umgang mit Freunden 
nicht dreinreden lassen. Aber Strauß ist tot – 
und vor allem: Damals urteilte die Öffent
lichkeit noch nicht so streng, wie sie es heu
te tut. Der Absturz der politischen Moral hat

Am Tag des Rücktritts von Ministerpräsident Streibl im Landtag: Handschlag zwischen dem alten und 
dem designierten Regierungschef
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die Menschen empfindlicher gemacht. Das 
ist gut so.“
Trotz der Versicherung Streibls, dass „alles 
korrekt abgelaufen“ und er nicht bestechlich 
sei, versuchte die Opposition am 10. Febru
ar, Streibl unter Hinweis auf die Verfassung 
zu stürzen. Dort heißt es: Der Ministerpräsi
dent „muss zurücktreten, wenn die politi
schen Verhältnisse ein vertrauensvolles Zu
sammenarbeiten zwischen ihm und dem 
Landtag unmöglich machen“.
Die CSUFraktion stellte sich notgedrungen 
hinter ihren Regierungschef, verurteilte die 
„Kampagne“ gegen Streibl und seine Fami
lie und sprach ihm das Vertrauen aus. Doch 
die „Amigo“Affäre und die Art und Weise, 
wie sich Streibl damit auseinander setzte, 
bestärkten in der CSU Zweifel, ob mit ihm 
die Wahlen im Herbst 1994 zu gewinnen

seien. Hinter vorgehaltener Hand wurde von 
Streibls Führungsschwäche gesprochen. 
Bestärkt wurde die skeptische Stimmung 
durch Umfragen, bei denen die CSU im Fal
le sofortiger Wahlen auf 40 Prozent oder so
gar darunter absacken würde. Dazu kam die 
Drohung der SPD, den „Amigo“Komplex 
als „Fortsetzungsgeschichte ohne Ende“ in 
einem Untersuchungsausschuss aufklären zu 
lassen.
Nach monatelangen zermürbenden inner
parteilichen Diskussionen, in denen auch 
die Nachfolgefrage zum Zankapfel wird, er
klärt Ministerpräsident Streibl am 27. Mai 
vor dem Landtag seinen Rücktritt mit den 
Worten: „Heute lege ich mein Amt in Ihre 
Hände zurück.“ Er fügt an: „Diesen Schritt 
tue ich nicht, weil ich dem Freistaat Bayern 
in irgendeiner Weise geschadet hätte. Dem
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rück. Er zieht damit die Konsequenzen aus 
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Freistaat ist kein Schaden entstanden. Die 
Vorwürfe, die seit Ende Januar gegen mich 
erhoben werden, entbehren jeder Grund
lage.“ Streibl spricht von einer „beispiello
sen Kampagne“, der er schon seit der letz
ten Landtagswahl ausgesetzt sei. Seine Er
klärung endet mit den Worten: „Ich habe 
gerne für unsere bayerische Heimat gearbei
tet.“
Die Opposition vermeidet in dieser Stunde 
eine erneute Generalabrechnung mit Streibl. 
Albert Schmid (SPD) geht freilich auf die 
Hintergründe des Rücktritts ein, wenn er 
Streibl vorhält: „Sie haben von einer Kam
pagne gesprochen. (...) Sie können diese 
Kampagne mit vollem Recht zu einem we
sentlichen Umfang Ihrer Partei und Ihren 
Fraktionskolleginnen und kollegen zurech
nen.“ Der SPDFraktionschef schließt mit 
den Worten: „Wir bekunden Ihnen unseren 
Respekt für drei Jahrzehnte politischen, de
mokratischen Engagements.“ Ruth Paulig, 
Fraktionssprecherin der Grünen, sagt: „Herr 
Max Streibl, Sie waren der erste Minister
präsident nach Strauß. Das war sicherlich 
keine einfache Aufgabe. Wir werden ge
meinsam lernen müssen, aus dieser Periode 
Konsequenzen zu ziehen, um das Vertrauen 
in die Demokratie wiederaufzubauen.“
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
lobt im Politiker Max Streibl „die besonde
re Kombination von Tradition und Fort
schritt“, die ein prägendes Merkmal Bay
erns sei. Er habe „als Erster die Zukunfts
aufgabe Umweltschutz gespürt, gesehen 
und geprägt“, was eine „Pionierleistung in 
der Verantwortung für unsere Kinder und 
Enkel und unsere künftigen Lebensgrund
lagen“ gewesen sei.
Streibl verabschiedet sich von den Frak
tionsvorsitzenden von SPD und FDP mit 
Handschlag, verweigert aber den Grünen 
diese Geste. (535)

28. Mai 1993  512

Der Landtag wählt den bisherigen Innen-
minister Edmund Stoiber zum neuen 
bayerischen Ministerpräsidenten. Damit 
ist ein Machtkampf in der CSU beendet, 
der ausbrach, als Vorgänger Streibl sei-
nen Rückzug signalisierte.

In geheimer Abstimmung votieren 120 von 
184 Abgeordneten für Stoiber. Das bedeu
tet, dass er bis auf eine Ausnahme alle Stim
men der anwesenden CSUParlamentarier 
auf sich vereinigen kann. In seiner ersten 
Rede im neuen Amt sagt Stoiber: „Ich hof
fe, dass manch schrille Töne, die den Wech
sel begleitet haben, nicht Leitmotiv für den 
künftigen Umgang zwischen Regierung und 
Opposition werden. (...) Wir müssen eine 
Sprache sprechen, die der Bürger versteht, 
und zeigen, dass wir ihn verstanden haben. 
Sonst arbeiten wir ungewollt Radikalen und 
Extremisten in die Hände. (...) In meiner 
politischen Arbeit fühle ich mich besonders 
dem Erbe von Franz Josef Strauß verpflich-
tet: Wir müssen nicht sagen, was ankommt, 
sondern worauf es ankommt.“
Die Nachfolge Streibls führte in der CSU zu 
einem kurzfristigen Diadochenkampf. Ohne 
es deutlich auszusprechen, bekundete der 
Parteichef und Bundesfinanzminister Theo 
Waigel sein Interesse, in die Münchner 
Staatskanzlei nachzurücken. Die Überle
gung, dass dann Edmund Stoiber als Innen
minister nach Bonn gehen könne, wurde von 
diesem auf der Stelle weggewischt: „Der 
Platz des Parteivorsitzenden ist in Bonn, um 
den bundesweiten Anspruch der CSU deut
lich zu machen“, erklärte er. Wunschkandi
dat der CSUFraktion im Landtag war Stoi
ber, die ihn fast geschlossen nominierte, 
während Waigel Rückenstärkung von der 
Bonner CSULandesgruppe erhielt. Parteiin
tern wurde der Konflikt zwischen Stoiber 
und Waigel so gelöst, dass der Parteichef die 
Richtlinien der CSUPolitik bestimmen und 
sich Stoiber auf die bayerische Landespoli
tik konzentrieren soll.
Bereits Tage vor Stoibers Nominierung war
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in der „Stuttgarter Zeitung“ zu lesen: „Die 
CSU hat einen neuen starken Mann. Er heißt 
Edmund Stoiber. Der stellvertretende Par
teivorsitzende hat die Auseinandersetzung 
mit dem Vorsitzenden Theo Waigel gesucht, 
hat seine Chance genutzt und hat gewon
nen.“ Am gleichen Tag schrieb die „Frank
furter Allgemeine“: „Stoiber ist ein Mann 
für CSUStammwähler. Für diese aber wirkt 
seine Nominierung wie ein Vitaminstoß.“

17. Juni 1993  513

Das neue bayerische Kabinett wird vor 
dem Landtag vereidigt. Es ist deutlich 
jünger als die Regierung Streibl.

Das Durchschnittsalter der Regierung Stoi
ber beträgt 49,5 Jahre, das Kabinett seines 
Vorgängers war durchschnittlich 53,3 Jahre

Vereidigung des ersten Kabinetts Stoiber (links der neue Stellvertreter des Ministerpräsidenten, Staats
minister Hans Zehetmair)

alt. Stoiber beruft vier neue Minister und 
sieben neue Staatssekretäre. Vier der 22 Ka
binettsmitglieder sind Frauen (vorher zwei), 
doch bekleidet diesmal keine Frau ein Minis
teramt. Die 62jährige Mathilde Berghofer
Weichner, bisher Justizministerin und Stell
vertreterin des Ministerpräsidenten, wird 
nicht mehr berufen. Das Gleiche trifft auf 
Wirtschaftsminister August R. Lang zu, da 
seit geraumer Zeit an seiner Amtsführung 
Kritik geübt wurde. Landwirtschaftsminis
ter Hans Maurer hatte von sich aus schon 
vor der Regierungsumbildung seinen Rück
zug angekündigt.
Stoibers Regierungsmannschaft gehören als 
neue Minister Günther Beckstein (Inneres), 
Otto Wiesheu (Wirtschaft), Hermann Leeb 
(Justiz) und Reinhold Bocklet (Landwirt
schaft) an. In sein Team beruft der Minister
präsident als neue Staatssekretäre Hermann 
Regensburger   (Inneres),   Hans   Spitzner
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(Wirtschaft), die StraußTochter Monika 
Hohlmeier und Bernd Kränzle (Kultus), 
Christel Schweder (Umwelt) und Marianne 
Deml (Landwirtschaft). Leiter der Staats
kanzlei wird der bisher im Innenressort für 
das Bauwesen zuständige Staatssekretär 
Herbert Huber (Landshut). Neuer Stellver
treter des Ministerpräsidenten wird Kultus
minister Hans Zehetmair.
Mit Zustimmung der Mehrheit (die Opposi
tion enthält sich der Stimme, was weitge
hendes Einverständnis signalisiert) steckt 
Ministerpräsident Stoiber die Zuständig
keitsbereiche des Innen, des Sozial und 
des Wirtschaftsministeriums neu ab. Das 
Sozialressort ist jetzt allein zuständig für die 
Gesundheit und erhält vom Innenministeri
um mehr als 3000 Mitarbeiter. Der Ge
schäftsbereich des Umweltministeriums 
wächst um 4000 Kräfte, die ebenfalls aus 
dem Innenministerium kommen, und ist nun 
alleinverantwortlich für den Bereich „Was
ser“. Das Innenressort gibt auch die Angele
genheiten des Eisenbahnwesens ab. Sie 
kommen wieder zum Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr, wo sie bis 1990 an
gesiedelt waren. Ministerpräsident Stoiber 
begründet die Rückübertragung vor allem 
mit der anstehenden Regionalisierung der 
Bundesbahn und dem öffentlichen Perso
nennahverkehr.
Die neue Kabinettszusammensetzung wird 
von der Opposition erwartungsgemäß kriti
siert. Die SPD vermisst „Kompetenz und 
Führungskraft“, wie Fraktionsvorsitzender 
Albert Schmid bemängelt. Stoiber sei es ge
lungen, eine Mannschaft „ohne jede positi
ve Überraschung“ zu präsentieren. Manche 
Entscheidungen seien nur nach „dynasti
schen Gesichtspunkten“ getroffen worden, 
meint Schmid mit Blick auf die Strauß
Tochter Hohlmeier und Thomas Goppel, 
den Sohn des früheren Ministerpräsidenten, 
der weiterhin Staatsminister für Bundes
und Europaangelegenheiten ist. Die Grünen 
sprechen von einem „Kabinett des Mittel
maßes“, die Freien Demokraten von einem 
„Notkabinett“.   CSUFraktionschef   Alois

Glück kontert, die Oppositionskritik erinne
re ihn an eine Unterhaltung von „Fußballern 
der CKlasse, die sagen, die in der Bundes
liga sollen endlich das Spielen lernen“.
Die „Nürnberger Nachrichten“ kommentie
ren die Tatsache, dass keine „Kräfte von 
außen“ im Kabinett vertreten seien, als 
„kleinen Fehlstart“, der Stoiber allerdings 
kaum anzulasten wäre. „Dass ihm der 
bayerische Bauernpräsident Gerd Sonnleit
ner – ebenso wie die bayerische Verfas
sungshüterin Hildegund Holzhaid – einen 
Korb gegeben haben, zeigt vor allem eins: 
Gegen die Politik ,der da oben‘ zu schimp
fen, ist das eine. Es in eigener Verantwor
tung besser zu machen, etwas ganz ande
res.“ Und die Münchner „tz“ schreibt zur 
selben Frage: „Warum holt sich Edmund 
Stoiber dann keine kompetenten Leute aus 
der Wirtschaft? Wenn er es denn wirklich 
versucht hat: Wer kommt denn schon? Wen 
reizt es, sich unterzuordnen und von jedem 
Abgeordneten kritisieren zu lassen?“

17. Juni 1993  514

Erstmals gibt es in Bayern ein Petitions-
gesetz. Die Opposition lehnt die Vorlage 
geschlossen ab: Sie geht ihr nicht weit ge-
nug.

Der für die Eingaben zuständige Ausschuss 
kann nun die Person, die die Petition einge
reicht hat oder für die sie eingereicht wor
den ist, ebenso anhören wie amtlich aner
kannte Sachverständige. Außerdem kann 
der Ausschuss Ortsbesichtigungen veranstal
ten. Dazu kommt das Recht, die Staats
regierung zu ersuchen, „Akten vorzulegen 
und den Zutritt zu staatlichen Einrichtungen 
zu gestatten, soweit er dies nach der Unter
richtung durch die Staatsregierung noch für 
erforderlich hält“.
In eigenen Gesetzentwürfen fordern SPD 
und Grüne vergeblich ein verbrieftes Recht 
auf Akteneinsichtnahme. Dafür müsste aller
dings die Bayerische Verfassung geändert
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werden. Vor der Verabschiedung des Peti
tionsgesetzes gab die Staatsregierung eine 
„Selbstbindungserklärung“ ab, mit der sie 
sich verpflichtete, „auf Ersuchen des die 
Eingabe behandelnden Ausschusses Akten 
nachgeordneter Behörden vorzulegen, so
weit dies nach Unterrichtung des Ausschus
ses durch die Staatsregierung noch erforder
lich sein sollte, und besondere Gründe, vor 
allem der Schutz personenbezogener Daten, 
die Wahrung von Geschäfts und Betriebs
geheimnissen oder sonstige Geheimhal
tungsgründe nicht entgegenstehen“.
Die „KannBestimmung“ ist für Helmut 
Ritzer (SPD), den Vorsitzenden des Peti
tionsausschusses, lediglich „von höchst 
zweifelhaftem Wert“. Gisela Bock (FDP) 
meint, in dem Petitionsgesetz „werden Gna
denakte festgeschrieben, die von der Staats
regierung großzügig gewährt, vielleicht 
aber auch nicht gewährt werden“.

30. Juni 1993  515 *

Ministerpräsident Edmund Stoiber stellt 
seine erste Regierungserklärung unter 
das Motto: „Mit Verzicht und Leistung 
die Zukunft meistern.“

Mit einschneidenden Sparmaßnahmen will 
Ministerpräsident Stoiber auf die finanz-
politischen und wirtschaftlichen Herausfor
derungen antworten. Die Menschen wüssten 
inzwischen, „dass wir über unsere Verhält
nisse leben und dass die ,fetten Jahre‘ erst 
einmal vorbei sind“. Stoiber weiter: „In Zei
ten, in denen die Herausforderungen so groß 
sind“, müsse der Staat ein Zeichen setzen, 
„so unpopulär es auch sein mag“. Der Satz 
ist auch auf seinen Plan gemünzt, für Be
amte wieder die 40StundenWoche zur Re
gel zu machen.
Die Staatsbeteiligungen soll der Freistaat 
nach Stoibers Meinung zu einem Großteil 
aufgeben, denn: „Nicht besitzen, sondern 
gestalten ist unser oberster Grundsatz.“ Das 
bayerische Aktienpaket an der DASA solle

ganz verkauft, die Beteiligung am Bayern
werk deutlich reduziert werden. Auch einer 
Privatisierung der RheinMainDonauAG 
werde sich die Staatsregierung nicht ver
schließen. Mit dem Ertrag sollten aber nicht 
Löcher im Etat gestopft werden, sondern 
Spielräume für Zukunftsinvestitionen ge
schaffen werden. Als Schwerpunkt nennt 
der Ministerpräsident die Förderung von 
Wissenschaft und Technik. Wer sich davon 
abkopple, der „verspielt ein Stück Zukunft“, 
sagt Stoiber.
Zur Entrümpelung der Verwaltung erteilt 
der Ministerpräsident der Verwaltung den 
Auftrag, ihre Aufgaben gründlich zu durch
forsten. An Bayerns Bürgerinnen und Bür
ger appelliert er, einen „Neuanfang im Den
ken und Handeln“ zu wagen, denn „wir sind 
in der Lage, den neuen Herausforderungen 
gerecht zu werden“.
Der SPDFraktionsvorsitzende Albert 
Schmid hält Stoiber vor, er sei als langjähri
ges Kabinettsmitglied für die Fehler und 
Versäumnisse „voll verantwortlich“. Sein 
Kabinett setze lediglich die „weitgehend 
verbrauchte“ frühere CSURegierung fort. 
Dass angesichts der Wirtschaftslage Sparen 
angesagt sei, räumt Schmid ein. Allerdings 
gibt er zu bedenken, dass die CSU unter der 
Mitverantwortung des neuen Ministerpräsi
denten „durch Umverteilung von unten nach 
oben seit zehn Jahren das soziale Koordina
tensystem verschoben“ habe. Damit habe 
sie „auch das politische Koordinatensystem 
nach rechts verschoben“. Besonders betrof
fen seien von der öffentlichen Finanznot die 
Kommunen, die Situation des Wohnungs
baus sei „dramatisch“. Schmid fordert 
schließlich eine Bildungspolitik, die „eine 
offene, tolerante, solidarische und leistungs
fähige Gesellschaft“ ermögliche. Das Recht 
auf angemessene Ausbildung dürfe nicht 
zur „Dispositionsmasse der Finanzpolitik 
verkommen“. Um die Arbeitslosigkeit zu 
bekämpfen, fordert Schmid angesichts von 
300 000 Betroffenen in Bayern ein qualifi-
ziertes Beschäftigungsprogramm.
Alois   Glück,   Fraktionsvorsitzender   der
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CSU, lobt Stoibers Regierungserklärung: 
„Der Ministerpräsident hat die Zeichen der 
Zeit erkannt.“ Die wichtigste Arbeit sei mo
mentan, dem Wirtschaftsstandort Bayern ei
nen Platz „in der ersten Liga der Welt“ zu 
bewahren. Wichtiger als Finanzspritzen des 
Staates sei der Abbau von Hemmnissen für 
Wachstum und Initiativen, denn wir müssten 
wieder „lebendiger, beweglicher und leis
tungsfähiger“ werden. Der SPD wirft 
Glück vor, sie habe sich zu einer „opportu
nistischen Partei“ entwickelt.
Manfred Fleischer, Fraktionssprecher der 
Grünen, sieht in der Regierungserklärung 
ein „Dokument der Unsicherheit und der 
Angst“. Sie biete „allen Anlass zur Angst für 
jene, die absehbar die Opfer“ der Politik des 
neuen Regierungschefs würden. Fleischer 
spottet, Stoiber habe sich seine Rede offen
sichtlich vom Verband der Bayerischen In
dustrie schreiben und sie dann vom Grund
besitzerverband   gegenlesen   lassen.   Der

Ministerpräsident Edmund Stoiber gibt seine erste Regierungserklärung ab

„Renner“ des Ministerpräsidenten heiße 
„BeamtenTratzen“, obwohl die Verlänge
rung der Arbeitszeit angesichts rapide wach
sender Arbeitslosigkeit keine Lösung dar
stellen könne.
Jürgen Doeblin, Fraktionschef der Freien 
Demokraten, sieht Anzeichen für einen Er
folg Stoibers, weil er die meisten Waffen 
seiner neuen Politik „von der FDP geborgt 
hat“. Gegen seinen Erfolg spreche jedoch, 
dass er mit einer „müden Truppe von CSU 
Abgeordneten in den Kampf ziehen muss“. 
Stoibers Vorschläge zur Entbürokratisierung 
und Privatisierung machten zudem nicht 
wieder gut, was der bayerischen Wirtschaft 
durch die Einführung der Pflegeversiche-
rung angetan werde. Den wirtschaftlichen 
Abschwung Bayerns sieht Doeblin drasti
scher als im Rest der alten Bundesländer. 
„Die Ursachen dafür sind hausgemacht“, 
gibt er zu bedenken. Verantwortlich sei die 
CSU, „die von vergangenen Erfolgen satt
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und träge geworden ist und die Fähigkeit 
verloren hat, neue Entwicklungen vorauszu
sehen und frühzeitig gegenzusteuern“.
In der Presse wird Stoibers Regierungser
klärung mit Überschriften kommentiert wie: 
„Kein Kaviar fürs Volk“ („Münchner Mer
kur“), „Daumenschrauben im Wappen“ 
(„Süddeutsche Zeitung“), „Respekt, Herr 
Stoiber“ („Abendzeitung“ in München) 
oder „Guter Start“ („Passauer Neue Pres
se“). In der linksliberalen „Frankfurter 
Rundschau“ ist unter dem Titel „Pauken
schlag“ zu lesen: „In Bayern geht es nach 
der folkloristischen Episode unter Max 
Streibl wieder um politische Inhalte. Ed
mund Stoiber wird neben Kurt Biedenkopf 
wohl bald der Wortführer der Unionsminis
terpräsidenten sein. Helmut Kohl wird sich 
darüber kaum freuen.“

8. Juli 1993  516

Nach der Neufassung des Bundesdaten-
schutzgesetzes wird auch das Bayerische 
Datenschutzgesetz novelliert.

Der Kontrolle unterliegen nun auch perso
nenbezogene Daten in Aktenbeständen. Bis
her betraf der Schutz nur die Verarbeitung in 
Dateien. Normiert wird auch der Schutz des 
Bürgers bei der Beschaffung von Daten 
durch öffentliche Stellen. Außerdem wird 
die Stellung des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz gestärkt. Er kann nun nicht nur 
Dateien kontrollieren, sondern auch Akten, 
wenn ein Bürger sich über eine Behörde be
schwert. Die Opposition lehnt die Gesetzes
änderung ab. Sie kritisiert vor allem, dass die 
Kompetenz des Datenschutzbeauftragten in 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren stark 
eingeschränkt wird.
Die Präzisierungen im Bayerischen Daten
schutzgesetz sind in erster Linie durch das 
„Volkszählungsurteil“ des Bundesverfas
sungsgerichts veranlasst, das ein „Recht auf 
informationele Selbstbestimmung“ defi-
nierte.

Innenstaatssekretär Hermann Regensburger 
bezeichnet es als „politische Entscheidung“, 
die Kontrollkompetenz des Datenschutzbe
auftragten im Bereich der Datenerhebung 
bei der Strafverfolgung bis zum Abschluss 
der Ermittlungen auszusetzen. Die Staats
regierung wolle damit Verzögerungen bei 
der Ermittlung vorbeugen. Franz Brosch 
(CSU) bekräftigt, Polizei und Staatsanwalt
schaft sollten ungestört ermitteln können. 
Da in Bayern 70 bis 90 Prozent der Fälle in
nerhalb eines Jahres abgeschlossen seien, 
könne die Kontrolle des Datenschutzbeauf
tragten auch nachher stattfinden.
Klaus Hahnzog (SPD) kritisiert dagegen: 
„Das ist kein Gesetz für den Datenschutz, 
das ist ein Gesetz zum Abbau des Daten
schutzes im Freistaat Bayern.“ Er zitiert den 
Datenschutzbeauftragten Sebastian Ober
hauser, der die Kontrolle bei längerfristiger 
Observation, beim Einsatz von technischen 
Mitteln und von verdeckten Ermittlern für 
unverzichtbar hält. Manfred Fleischer (Grü
ne) urteilt: „Mehr Beobachtung wie beim 
,großen Lauschangriff‘, aber weniger Kon
trolle.“ Joachim Spatz (FDP) äußert: „Die 
Daten werden vor dem Zugriff des Daten
schutzbeauftragten geschützt.“ (374)

14. Juli 1993  517

Vierzehn Tage nach Inkrafttreten der 
Grundgesetzänderung zum Asylrecht, der  
ein hart umkämpfter Kompromiss im 
Bun destag vorausging, berichtet Innen-
minister Günther Beckstein über die Um-
setzung des neuen Rechts in Bayern.

Laut Innenminister Beckstein ist die Zahl 
der Asylbewerber im Bundesgebiet von 
121 000 im Jahr 1989 auf 438 000 im Jahr 
1992 gestiegen. In den ersten sechs Mona
ten dieses Jahres hätten sich rund 224 000 
Asylbewerber gemeldet. Immerhin sei in 
Bayern seit der Gesetzesänderung am 1. Ju
li die Zahl der Asylsuchenden um mehr als 
28 Prozent zurückgegangen. Ziel der Staats
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regierung sei es nun, illegale Grenzübertrit
te durch schärfere Kontrollen zu verhindern, 
Asylbewerber aus sicheren Drittstaaten 
ohne Anerkennungsverfahren zurückzu
schicken und solche, deren Anträge offen
sichtlich unbegründet seien, spätestens nach 
drei Monaten außer Landes zu bringen.
Albert Schmid, SPDFraktionsvorsitzender, 
sagt: „Der im Bundestag gefundene Kom
promiss geht an die Grenze des für viele von 
uns noch Vertretbaren. Der Grundrechts
charakter des Asylrechts konnte gerettet 
werden.“ Im Vollzug biete das Ganze keinen 
Grund, „um mit großer Begeisterung über 
die Anwendung von erforderlichen Zwangs
maßnahmen zu referieren. Immerhin geht es 
auch bei solchen jeweils um ein individuel
les Schicksal, die sich vielleicht zu Unrecht 
auf einen Asylgrund berufen; es liegen doch 
Gründe vor, die sie veranlasst haben, ihr 
Land und ihre angestammte Umgebung zu 
verlassen.“
Emma Kellner (Grüne) gibt zu bedenken: 
„Sinkende Asylbewerberzahlen, Herr Innen
minister, die durch massenhafte Grenzabwei
sungen zustande kommen, sind kein Erfolg, 
sondern bestenfalls eine Verlagerung des 
Problems und ein Armutszeugnis unserer 
Demokratie.“ Joachim Spatz zeigt sich er
leichtert über den Kompromiss: „Die FDP ist 
stolz darauf, das individuelle Asylrecht er
halten zu haben. Die Vorwürfe der Grünen 
stimmen nicht. Es gibt nicht die von der CSU 
geforderte Abschaffung des Asylrechts. Es 
ist keine Degenerierung in Richtung eines 
staatlichen Gnadenrechts erfolgt.“ Manfred 
Weiß sagt für die CSU: „Wir sind über den 
Kompromiss nicht restlos glücklich; die Re
gelungen hätten weiter gehen können, aber 
wir sind bereit, sie umzusetzen und zu sehen, 
wie sie sich bewähren werden.“
Ein Jahr später berichtet Innenminister 
Beckstein erneut über die Folgen des Bon
ner „Allparteienkompromisses“: Seit dem 
1. Juli 1993 zeigten sich die Erfolge durch 
einen deutlichen Rückgang der Asylbewer
berzahlen auf bundesweit momentan weni
ger als  10000 pro Monat. Bayern wehre

sich gegen jeden Versuch, die Anwendung 
des neuen Rechts zu unterlaufen. Deswegen 
würden die Grenzen zur Tschechischen Re
publik und zu Österreich intensiv kontrol
liert und abgelehnte Asylbewerber konse
quent abgeschoben. Beckstein rechnet vor, 
dass die Zahlen in der Bundesrepublik trotz 
der Verschärfung des Asylrechts immer 
noch weit höher lägen, als in den west
europäischen Nachbarstaaten. In Frankreich 
habe es 1993 mit 26 508 Asylbewerbern we
niger gegeben als in Deutschland in einem 
Vierteljahr. (469)

6. Oktober 1993  518

Zum vierten Mal seit 14 Jahren korrigiert 
der Landtag die Gemeindegebietsreform.

Das Änderungsgesetz wird bei nur einer Ge
genstimme verabschiedet. Es gibt der „Re
bellengemeinde“ Ermershausen (Landkreis 
Hassberge) die Selbstständigkeit zurück. Sie 
wird in die unterfränkische Verwaltungsge
meinschaft Hofheim aufgenommen. Einein
halb Jahrzehnte lang hatten die Ermershau
ser mit Wahlboykott, Klagen und Petitionen 
gegen die Zwangsgemeinschaft mit Ma
roldsweisach gekämpft.
Innenstaatssekretär Hermann Regensburger 
sagt: „Die Wiederherstellung von Gemein
den, die von ihren Bürgern akzeptiert wer
den und die als Mitglieder von Verwal
tungsgemeinschaften ausreichend leistungs
fähig sind, entspricht dem öffentlichen 
Wohl. Es wäre aber verfehlt, darin eine Re
vision der Gemeindegebietsreform zu se
hen.“ Der SPDAbgeordnete HansWerner 
Loew argumentiert, der „abrupte Kurswech
sel“ der Staatsregierung sei zugleich ein 
„vernichtendes Urteil“ über ihre bisherige 
Linie in der Gebietsreform. Manfred Flei
scher (Grüne) kommentiert, nun würden 
endlich die „gröbsten Ungerechtigkeiten 
dieses Bürokratenstreits“ beseitigt.
Mit dem 4. Änderungsgesetz zur kommuna
len Gebietsreform werden zum 1. Januar 
1994   15  Verwaltungsgemeinschaften  mit

Bereits 1978 gingen die Bewohner des unterfränkischen Ermershausen auf die Straße, um gegen die 
Zwangszusammenlegung mit der ungeliebten Nachbargemeinde Maroldsweisach zu protestieren
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insgesamt 31 Gemeinden wieder aufgelöst, 
15 weitere Mitgliedsgemeinden werden aus 
ihren Verwaltungsgemeinschaften entlas
sen, und fünf Gemeinden bekommen ihre 
Selbstständigkeit wieder. Außerdem entste
hen drei neue Verwaltungsgemeinschaften. 
Ab 1. Januar 1994 gibt es im Freistaat Bay
ern 2031 Gemeinden, also fünf mehr, und 
25 kreisfreie Städte. Die Zahl der Verwal
tungsgemeinschaften geht von 337 auf 325, 
die Zahl der Mitgliedsgemeinden von 1056 
auf 1021 zurück. (309, 356, 392, 478).

9. Dezember 1993  519

Auf Vorschlag von Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber ändert der Landtag das 
Ministergesetz und beschneidet die Ne-
beneinkünfte.

Bei der ersten Lesung des Gesetzes begrün
dete der Regierungschef die Vorlage mit der 
Forderung in seiner Regierungserklärung, 
„mit Verzicht und Leistung die Zukunft meis
tern“. Das Ministergesetz entspreche dieser 
Forderung. Es setze nämlich dort an, „wo 
wir mit Verzicht und Leistung beginnen 
müssen, nämlich bei uns selbst“.
Alle Einkünfte aus Aufsichtsräten und aus 
dem Rundfunk und Medienrat müssen die 
Kabinettsmitglieder nun zu gleichen Teilen 
an die Bayerische Landesstiftung und die 
Bayerische Forschungsstiftung abliefern. 
Das Mindestalter für den Bezug von Ruhe
geld wird um fünf auf 55 Jahre erhöht, 
Übergangsgelder für ausgeschiedene Kabi
nettsmitglieder gibt es nur mehr zwei statt 
bisher drei Jahre.
Mit der Gesetzesänderung will die Staatsre
gierung Glaubwürdigkeit zurückgewinnen,
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Zum vierten Mal seit 14 Jahren korrigiert 
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Das Änderungsgesetz wird bei nur einer Ge
genstimme verabschiedet. Es gibt der „Re
bellengemeinde“ Ermershausen (Landkreis 
Hassberge) die Selbstständigkeit zurück. Sie 
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sagt Wilhelm Wenning (CSU). Joachim 
Wahnschaffe (SPD) spricht jedoch von 
einem „untauglichen Versuch“, die „Ami
go“Affäre vergessen zu lassen. Manfred 
Fleischer von den Grünen wertet die Vor
lage als Resultat einer „Kette von Schuld
eingeständnissen und Peinlichkeiten“. SPD, 
FDP und Grüne lehnen die neuen Regelun
gen als ungenügend ab. (334)

9. Dezember 1993  520

Einstimmig gibt sich der Bayerische 
Landtag einen Verhaltenskodex.

Die Abgeordneten verpflichten sich darin, 
künftig Interessenverknüpfungen offenzule
gen. So werden Berufstätigkeiten neben 
dem Mandat oder vor der Mandatsübernah
me künftig veröffentlicht. Bezahlte Tätig
keiten neben der Arbeit als Parlamentarier 
müssen dem Landtagspräsidenten bekannt 
gegeben werden, ebenso Spenden, die in 
Verbindung mit dem Mandat stehen. Falls 
ein Spender mehr als 20 000 Mark im Jahr 
gibt, muss auch sein Name angegeben wer
den. Außerdem darf „der Hinweis auf die 
Mitgliedschaft im Landtag nicht genutzt 
werden, um sich in beruflichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten Vorteile zu 
verschaffen“.
Gibt es Hinweise für Verstöße gegen die 
neuen Verhaltensregeln, hat der Landtags
präsident den Sachverhalt aufzuklären und 
das betroffene Mitglied anzuhören. Auch 
die Fraktion kann eine Stellungnahme abge
ben. Ob gegen den Ehrenkodex verstoßen 
wurde, stellt dann das Präsidium fest. Das 
Ergebnis wird dem ganzen Landtag zur 
Kenntnis gegeben.
Über einen „Knigge“ für Landtagsabgeord
nete hatte eine interfraktionelle Kommis
sion schon vor der „Amigo“Affäre um Mi
nisterpräsident Streibl beraten. Den Anstoß 
für die rasche Verabschiedung gab dann die 
von Ministerpräsident Stoiber initiierte Än
derung des Ministergesetzes.

9. Dezember 1993  521

Nach jahrelanger Diskussion zwischen 
CSU, Staatsregierung und kommunalen 
Spitzenverbänden wird gegen die Stim-
men der Opposition ein Nahverkehrsge-
setz verabschiedet.

Darin heißt es: „Öffentlicher Personennah
verkehr ist eine Aufgabe der Daseinsvorsor
ge. Er soll im Interesse des Umwelt
schutzes, der Verkehrssicherheit, der Ver
besserung der Infrastruktur sowie der Her
stellung und Sicherung gleichwertiger Le
bensbedingungen im gesamten Staatsgebiet 
als eine möglichst vollwertige Alternative 
zum motorisierten Individualverkehr zur 
Verfügung stehen. (...) Die Planung, Orga
nisation und Durchführung des öffentlichen 
Personennahverkehrs ist eine freiwillige 
Aufgabe der Landkreise und kreisfreien Ge
meinden im eigenen Wirkungskreis. Sie 
führen diese Aufgaben in den Grenzen ihrer 
Leistungsfähigkeit durch. Sie sollen sich für 
diese Aufgaben Dritter, insbesondere der 
privaten Planungsbüros und der privaten 
Verkehrsunternehmen bedienen.“
In einem Entwurf des Wirtschaftsministeri
ums aus dem Jahr 1992, als noch Staatsmi
nister August R. Lang amtierte, war der 
Nahverkehr als „Pflichtaufgabe“ geplant 
worden. Die Vorlage wurde nach heftigem 
Protest der Kommunen und wegen der un
geklärten Finanzierung dann zurückgezo
gen.
In der Gesetzesbegründung wird nun auch 
offen eingeräumt: „Das Hauptproblem des 
öffentlichen Personennahverkehrs ist seine 
Finanzierung.“ Nach Auskunft von Wirt
schafts und Verkehrsminister Otto Wiesheu 
werden 1994 in Bayern 768 Millionen Mark 
für den öffentlichen Personennahverkehr 
ausgegeben, 126 Millionen Mark mehr in
folge des neuen Gesetzes. In die ländlichen 
Gebiete sollen 55 bis 60 Prozent fließen, 
der Rest kommt den Städten zugute.
HansGünter Naumann (SPD) kritisiert, mit 
einer „verkehrspolitischen Neandertaler
Mentalität“ entziehe sich die Staatsregie
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rung ihrer Verantwortung. Seine Fraktion 
fordere zumindest den „Einstieg“ in die 
„Pflichtaufgabe Nahverkehr“. Die Grünen 
verlangen für den öffentlichen Nahverkehr 
einen Zuschlag von 30 Pfennig auf die 
Mineralölsteuer, was Naumann als „finanz-
politische Traumtänzerei“ ansieht. Christian 
Magerl (Grüne) kontert, weder CSU noch 
SPD oder FDP wünschten eine echte Alter
native zum Individualverkehr. Adolf Dingl
reiter (CSU) gesteht ein, auch seine Partei 
hätte den Ausbau des öffentlichen Perso
nennahverkehrs „gerne etwas verpflichten-
der gemacht“, doch fehle dafür das Geld.

9. Dezember 1993  522

Mit den Stimmen der CSU gibt der Land-
tag grünes Licht für die Erprobung einer 
„Sicherheitswacht“.

„Dieses Gesetz dient dem Ziel, eine stärke
re Einbindung von Bürgern in die Aufrecht
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Rahmen einer Sicherheits
wacht zu erproben“, lautet Artikel 1 des Er
probungsgesetzes. Damit wolle die Staats
regierung die „Kultur des Hinschauens“ för
dern, sagt Innenstaatssekretär Hermann Re
gensburger im Landtag. Die Wächter seien 
das „erweiterte Auge und Ohr der Polizei“. 
Die Erprobung solle in Nürnberg, Ingolstadt 
und Deggendorf beginnen.
Die Opposition lehnt die Sicherheitswacht 
strikt ab. Klaus Hahnzog (SPD) spricht von 
einem „eklatant falschen Weg“, Joachim 
Spatz (FDP) erwartet vom Staat ein „beson
deres Fingerspitzengefühl“. Eine „Laien
spielgruppe“ sei da nicht geeignet.
Laut Erprobungsgesetz ist die Sicherheits
wacht befugt, Personen zu befragen, „wenn 
anzunehmen ist, dass sie sachdienliche An
gaben“ machen können, „die zur Erfüllung 
der zugewiesenen hoheitlichen Aufgaben 
erforderlich sind“. Außerdem können die 
Angehörigen der Sicherheitswacht die Iden
tität einer Person feststellen oder sie zur Ab

Mitglied der neu geschaffenen Sicherheitswacht

wehr einer Gefahr vorübergehend von ei
nem Ort verweisen.
Zwei Jahre später zieht Staatssekretär Re
gensburger eine Bilanz der gewonnenen Er
fahrungen. Die nun in elf Städten mit 116 
Angehörigen tätige Sicherheitswacht habe 
sich, wie Kritiker befürchteten, weder zu ei
ner Truppe von „Hilfssheriffs“ noch als 
„Rambos“ entpuppt. In weiteren acht Städ
ten sollen nun 85 Freiwillige wöchentlich 
drei Stunden auf Streife gehen. Eine Befra
gung von 1200 Bürgern im Raum Nürnberg 
ergibt, dass 78 Prozent die Sicherheitswacht 
positiv einschätzen. Aufgrund der guten 
Erfahrungen mit der Sicherheitswacht be
schließt der Ministerrat Mitte Juni 1996, 
daraus eine gesetzliche Institution machen 
zu lassen. (565)
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14. Dezember 1993  523

Das „Deutschlandradio“ kann auf Sen-
dung gehen. Nur die Freien Demokraten 
verweigern den Staatsverträgen ihre Zu-
stimmung.

Die Staatsverträge machen den Weg frei, da
mit Deutschlandfunk und RIAS Berlin unter 
einem öffentlichrechtlichen Dach – getra
gen von ARD und ZDF – zusammengefasst 
werden können. „Das ,Deutschlandradio‘ ist 
kein Wunschkind der Bayerischen Staatsre
gierung“, bekennt Staatskanzleichef Her
bert Huber. Die neue Organisationsform sei 
eine Folge der deutschen Wiedervereini
gung. Deshalb solle der bundesweite Hör
funk auch in Bayern eine „faire Chance“ er
halten. Huber betont, dass es sich nur um ei
ne „Zusatzversorgung“ zu den Angeboten 
des Bayerischen Rundfunks und der Priva
ten handle. Einen vorrangigen Anspruch auf 
neue Frequenzen gebe es nicht.
Heinz Kaiser (SPD) gibt sich optimistisch: 
„Der nationale Hörfunk ,Deutschlandradio‘ 
wird – da bin ich mir sicher – die Radio
landschaft bereichern.“ Raimund Kamm 
von den Grünen sieht in dem Sender einen 
„sinnvollen Beitrag zur Integration in 
Deutschland und auch zur europäischen In
tegration“. Kritische Worte findet Klaus 
Kopka (CSU), denn das „Deutschlandradio“ 
durchbreche „zum ersten Mal föderale 
Strukturen“. Der Antrag seiner Fraktion, 
dass deshalb die flächendeckende Versor-
gung im Freistaat für den Bayerischen 
Rundfunk und für die Privaten gewährt sein 
müsse, wird vom Landtag angenommen. 
Nur die Freien Demokraten argumentieren 
gegen das Projekt „Deutschlandradio“. Sie 
werfen, wie Dietrich von Gumppenberg 
sagt, der Mehrheit vor, „eine verwirrende 
Medienpolitik“ zu betreiben – „eine Politik 
zu Lasten der Gebührenzahler“ und damit 
eine „Politik gegen den Bayerischen Rund
funk“.

15. Dezember 1993  524

Nach dem Fall der Mauer und der Öff-
nung der Ostgrenzen beschließt der 
Landtag ein neues Landesentwicklungs-
programm.

Der Verordnungsentwurf, es ist die dritte 
Fortschreibung der 1976 festgelegten Lan
desplanung, wird von der Opposition wegen 
der übergeordneten Planungsziele abge
lehnt. Der Kernsatz lautet: „Bayern ist kein 
Einwanderungsland.“ Der Zuzug von Aus
ländern solle „restriktiv“ gehandhabt wer
den. Die Entwicklung der Siedlungen und 
der Bau von Kindergärten und Schulen dür
fe sich folglich nicht an einem Bedarf ori
entieren, der aus einer Zuwanderung resul
tiere. Landesentwicklungsminister Peter 
Gauweiler verteidigt dies mit dem Hinweis, 
Bayern habe 1992 einen Bevölkerungszu
wachs von 174 000 Menschen verkraften 
müssen. Das entspreche der Einwohnerzahl 
von Würzburg und Kaufbeuren zusammen
gerechnet.
In der restriktiven Siedlungsentwicklung 
sieht WolfDietrich Großer (FDP) den 
„ganzen Zynismus der Politik der CSU“. 
Denn das bürde den ausländischen Mitbür
gern die Schuld auf, wenn für die Einheimi
schen das Wohnen teurer und der Arbeits
platzmangel zunehmen würde.
Otto Schuhmann (SPD) vermisst im Landes
entwicklungsprogramm ein Konzept für die 
Zuwanderung, obwohl Bayern, historisch 
betrachtet, ein Zuwanderungsland sei. The
resa Lödermann (Grüne) kritisiert die man
gelnde Distanz zu weiteren „Wirtschafts
wachstumsträumen“. (183, 243, 250, 289, 
354, 406)
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25. Februar 1994  525

Nach dem Rücktritt von Peter Gauweiler 
vom Amt des Umweltministers ernennt 
Ministerpräsident Edmund Stoiber Eu-
ropaminister Thomas Goppel zum Nach-
folger.

Gauweilers Rücktritt ging ein monatelanger 
Streit um die Frage voraus, ob er mit der 
„Verpachtung“ seines Mandantenstammes 
als Anwalt, wofür er monatlich 10 000 Mark 
erhielt, gegen das Gesetz verstoßen habe. 
Juristisch ist diese „Kanzleiaffäre“ ein hal
bes Jahr später erledigt: Die Staatsanwalt
schaft stellt die Ermittlungen gegen Gau
weiler ein, denn für den Verdacht der Vor
teilsannahme fehlten „zureichende Anhalts
punkte“. Wenige Wochen später kommt he
raus, wer den KanzleiPachtvertrag mitten 
im Wahlkampf um den Posten des Münch
ner Oberbürgermeisters, für den Gauweiler 
gegen den Sozialdemokraten Christian Ude 
antrat, dem Magazin „Stern“ zugespielt hat: 
Es war Henning Hiersemenzel, ebenfalls 
Rechtsanwalt, bei der Anwaltskammer tätig, 
und Ehemann der FDPAbgeordneten Karin 
Hiersemenzel.
Gauweilers Ausscheiden aus dem Kabinett 
während einer Wahlperiode aufgrund politi
schen Drucks ist der zweite Fall dieser Art 
in der bayerischen Nachkriegsgeschichte. 
Präzedenzfall war im Juli 1964 der Rücktritt 
von Kultusminister Prof. Theodor Maunz, 
der über sein juristisches Schrifttum im 
Dritten Reich stolperte. Gauweilers Demis
sion ist der Aufarbeitung der CSUVergan
genheit unter dem Stichwort „Amigo“ zuzu
ordnen.
Dazu passen lautstarke Nebentöne in der 
Landtagsdebatte um Gauweilers Rücktritt 
und Goppels Ernennung: Die Ministerpräsi
denten Franz Josef Strauß und Max Streibl 
hatten als Testamentsvollstrecker der „Frie
drichBaurStiftung“ zusätzlich zu ihrem 
Amtsgehalt jährlich bis zu 300 000 Mark er
halten. Bekannt wurde dies durch eine Be
merkung von Ministerpräsident Edmund 
Stoiber, er habe diese Nachfolge nicht ange

treten. Im Landtagsplenum nimmt er gleich
wohl seine Vorgänger in Schutz: „Das war 
damals eine andere Rechtslage und eine an
dere Situation.“
ExMinisterpräsident Max Streibl kündigt 
kurz darauf an, seine Erträgnisse als Testa
mentsvollstrecker in eine Stiftung einbrin
gen zu wollen. Gut ein Jahr später rückt er 
davon ab, da sich keine weiteren Spender 
gefunden hätten.
Der SPDFraktionsvorsitzende Albert 
Schmid fordert von der CSU einen „klaren 
Trennungsstrich“ zur Ära Strauß. Jürgen 
Doeblin, Fraktionschef der FDP, hält Stoi
ber vor, er selbst habe Strauß und Streibl in 
einen Zusammenhang mit „Schnorrern und 
Raffkes“ gebracht. „Schäbig und kleinka
riert“ seien die Vorwürfe, entgegnet der 
CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück. Er 
sehe keinen Anlass, sich von Strauß und der 
Vergangenheit zu distanzieren: „Überall, wo 
es Menschen gibt, gibt es auch menschliche 
Schwächen.“ Und auch Stoiber versichert: 
„Von Franz Josef Strauß wird mich keiner 
trennen.“
Albert Schmid sieht in der Kabinettsumbil
dung eine zweifache „ausgesprochene Fehl
besetzung“. Mit Goppel als Umweltminister 
und Stoiber, der dessen Aufgaben als Euro
paminister übernimmt, werde in beiden Fäl
len „der Bock zum Gärtner gemacht“. Für 
die Grünen ist die Berufung Goppels, wie 
Ruth Paulig sagt, ein „absoluter Tiefpunkt“ 
in der Umweltpolitik. (533)

27. April 1994  526

Einstimmig verabschiedet der Landtag 
das Errichtungsgesetz für neue Fach-
hochschulen.

Die vom Wissenschaftsrat gebilligten Neu
gründungen schaffen 6500 Studienplätze: in 
AmbergWeiden 1500 (davon 300 in einer 
zweiten Ausbaustufe), in Aschaffenburg 
1000 (davon 150 in einer zweiten Ausbau
stufe), in Deggendorf und Ingolstadt jeweils
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1000 Studienplätze, in NeuUlm zunächst 
500 Studienplätze. Zwei Jahre später 
kommt noch die Fachhochschule Ansbach 
hinzu mit 1000 Studienplätzen.
Bernd Hering (SPD) weist darauf hin, dass 
es in Bayern rund 20 200 ausgebaute Studi
enplätze an Fachhochschulen gebe. Bei ei
ner Studierendenzahl von fast 58 000 be
deute das eine „Überlast“ von beinahe 200 
Prozent. Die Neugründungen seien nicht zu
letzt wegen der Landesplanung wichtig: 
„Wir sehen vor allem die Vorteile durch die 
Entlastung der öffentlichen Infrastruktur in 
den Ballungsgebieten.“ Jürgen Doeblin 
(FDP), selbst Fachhochschulprofessor, un
terstreicht, „dass die Fachhochschulen einen 
wichtigen und zunehmend wichtigeren Teil 
der Hochschullandschaft auch in Bayern 
ausmachen.“ Das liege „an der Berufsbezo
genheit der Ausbildung und an dem schnel
leren Studium“. (298)

14. Juni 1994  527

In einer Regierungserklärung zwei Tage 
nach der Europawahl begründet Minis-
terpräsident Edmund Stoiber den uner-
warteten Erfolg der CSU damit, dass „sie 
auch den Skeptikern einen konstruktiv 
kritischen Weg nach Europa“ gewiesen 
habe.

Entgegen allen Annahmen kam die CSU auf 
48,9 Prozent und damit, umgerechnet auf 
Bundesebene, weit über die Sperrklausel 
von fünf Prozent. Diese Testwahl nach der 
„Amigo“Affäre bestätigte auch Stoibers 
europapolitischen Kurs, der Ende 1993 für 
Aufregung gesorgt hatte. In einem Interview 
hatte er sich skeptisch über das Tempo der 
europäischen Einigung geäußert und hinzu
gefügt, dass Bundesfinanzminister Theo 
Waigel bei der Einführung der Währungs
union 1999 wohl eine „optimistischere Hal
tung“ einnehme. In der Presse wurden Stoi
bers Aussagen als Angriff auf die von Wai
gel in der Außen und Europapolitik für sich

beanspruchte    Richtlinienkompetenz   ver
standen.
Vor dem Landtag sagt Stoiber in seiner „Bi
lanz der Arbeit meiner Regierung“: „In die
sem einen Jahr hat die Europapolitik deut
lich an Konturen gewonnen. Der Bürger 
weiß heute besser als früher, was wir in un
serem Interesse verbessern müssen.“ Vor ei
nem Jahr sei er von der Opposition als „An
tiEuropäer“ und „Brandstifter“ gebrand
markt worden. Nach dem Stimmenzuwachs 
von 3,5 Prozent sei klar: „Die Position der 
Staatsregierung war richtig.“
Albert Schmid (SPD) erklärt das schlechte 
Abschneiden seiner Partei mit rund 25 Pro
zent damit, dass „es uns nicht gelungen ist, 
unsere Wählerinnen und Wähler ausrei
chend zur Stimmabgabe zu motivieren. Die 
CSU habe ihr Wählerreservoir „tatsächlich 
auch voll ausgeschöpft“. Schmid zum CSU
internen Streit: Stoiber könne sich bei sei
nem „ungeliebten Parteivorsitzenden“ be
danken, der seinen „europapolitischen Nör
gelkurs in den vergangenen Wochen so weit 
korrigiert hat, dass wieder mehr Wähler für 
Europa motiviert wurden“.
Die Grünen erklären den CSUWahlerfolg 
auch mit der Person des Ministerpräsiden
ten. Stoiber habe es geschafft, meint Man
fred Fleischer, „mit den geradezu mafiosen 
AmigoExzessen“ in seiner Partei zu bre
chen, „freilich nicht ohne Nachhilfe der Op
position“. (440, 457, 474)

30. Juni 1994  528

Das Landesamt für Verfassungsschutz er-
hält die Befugnis, die Polizei im Kampf 
gegen die organisierte Kriminalität zu 
unterstützen.

Das Verfassungsschutzgesetz wird mit 82 ge
gen 55 Stimmen der Opposition bei einer 
Enthaltung geändert. Das Bayerische Landes
amt ist damit die einzige Verfassungsschutz
behörde in der Bundesrepublik Deutschland, 
die auch Hinweise auf organisierte Krimina
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lität sammeln und dafür auch nachrichten
dienstliche Mittel einsetzen kann.
Die organisierte Kriminalität wird im Ver
fassungsschutzgesetz so definiert: „Organi
sierte Kriminalität ist die von Gewinn oder 
Machtstreben bestimmte planmäßige Bege
hung von Straftaten, die einzeln oder in ih
rer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung 
für die Rechtsordnung sind, durch mehr als 
zwei Beteiligte, die auf längere oder unbe
stimmte Dauer arbeitsteilig tätig werden un
ter Verwendung gewerblicher oder ge
schäftsähnlicher Strukturen oder unter An
wendung von Gewalt oder durch entspre
chende Drohung oder unter Einflussnahme 
auf Politik, Verwaltung, Justiz, Medien oder 
Wirtschaft.“
Bayerns Verfassungsschützer dürfen dem
nach Wohnungen von mutmaßlich organi
sierten Kriminellen abhören. Neu ist auch 
die Senkung der Altersgrenze bei der Spei
cherung von Informationen über Verdächti
ge in den Dateien des Verfassungsschutzes: 
Sie wird von 16 auf 14 Jahre herabgesetzt. 
Massive Kritik kommt von der Opposition. 
Klaus Hahnzog (SPD) warnt vor dem Eta
blieren einer „Geheimpolizei“ und erinnert 
an das NaziRegime. Innenstaatssekretär 
Hermann Regensburger hält dagegen, bisher 
seien den Verfassungsschützern bei der Ver
brechensbekämpfung stets die Hände ge
bunden gewesen, weil sie Hinweise auf ge
plante Coups von Verbrecherbanden aus 
Gründen des Quellenschutzes nicht an 
Staatsanwaltschaft und Polizei hätten wei
terleiten dürfen. Hier schaffe die Gesetzes
änderung endlich Abhilfe: Tipps von Infor
manten könnten künftig von den Beamten 
des Verfassungsschutzes selbst überprüft 
und so „ohne möglichen Rückschluss auf die 
Quelle“ an die Polizei weitergegeben wer
den. Manfred Fleischer (Grüne) spricht je
doch von der „bayerischen Art des Schnüf
felns“, die nunmehr auf die „bayerische Art 
des Hinlangens“ erfolge. Die Gesetzesände
rung sei ein „gigantisches Ablenkungs
manöver“ der Staatsregierung, die offenbar 
nach wie vor über kein anderes Konzept im

Kampf gegen die organisierte Kriminalität 
verfüge. Joachim Spatz (FDP) hält der 
Staatsregierung vor, mittels „Salamitaktik“ 
den großen Lauschangriff einzuführen. 
Spatz vermutet, den neuen Aufgaben der 
Beobachtung für die Verfassungsschützer 
würden wohl bald auch Exekutivaufgaben 
folgen. (467, 489)

7. Juli 1994  529

Der Haushaltsausschuss macht den Weg 
frei für den Bau des Forschungsreaktors 
München II (FRM II) in Garching, der 
das 40 Jahre alte „Atomei“ ablösen soll.

Gegen den Protest von SPD und Grünen 
stimmen CSU und FDP dem Generalunter
nehmervertrag zwischen dem Freistaat Bay
ern und der Siemens AG über den Bau einer 
neuen Neutronenquelle für die Technische 
Universität München zu. Kultusminister 
Hans Zehetmair beziffert die Gesamtkosten 
auf knapp 680 Millionen Mark. Noch richtet 
sich die Oppositionskritik gegen die Finan
zierung, die zum Teil aus Privatisierungs
erlösen staatlicher Betriebe kommen soll. 
Monica LochnerFischer (SPD) meint, ange
sichts der wirklichen Gesamtkosten von 
mindestens 1,2 Milliarden Mark sei es un
verantwortlich, wie hier mit Steuergeldern 
umgegangen werde. Ihr Fraktionskollege 
Walter Engelhardt kritisiert, wer aus dem 
„Füllhorn“ der Erlöse infolge der Privatisie
rung ein weiteres Glanzlicht für die Landes
hauptstadt errichten wolle, müsse sich fra
gen lassen, wie es in den übrigen Regionen 
Bayerns aussehe. Emma Kellner (Grüne) 
spricht ein Thema an, das bald zu einem 
handfesten Streit zwischen Regierung und 
Opposition eskaliert und internationale Di
mensionen annimmt: die Brennstoffversor
gung des neuen Forschungsreaktors.
Im Mai 1995 stimmt der Wissenschaftsrat 
mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit
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dem Neubau des Forschungsreaktors zu, 
der, und das entwickelt sich nun zum ei
gentlichen Streitpunkt, mit hochangerei
chertem Uran (HEU – highly enriched ura
nium) betrieben werden soll.
Anfang 1996 werden die Argumente für und 
wider einen HEUForschungsreaktor im 
Landtag ausgetauscht. Die Opposition be
ruft sich vor allem auf Kritik, die aus den 
Vereinigten Staaten kommt, wo man darauf 
drängt, dass nicht das atomwaffentaugliche 
hochangereicherte Uran verwendet wird, 
sondern nichtwaffenfähiger Brennstoff 
(LEU – low enriched uranium). CSU und 
Staatsregierung beharren jedoch, voll unter
stützt von der Technischen Universität, auf 
dem ursprünglichen Konzept. Eine Ände
rung würde den Reaktorneubau, auf den die 
Forschung dringend angewiesen sei, um 
mindestens fünf Jahre verzögern.
Im April 1996 erteilt das Umweltministe
rium die erste atomrechtliche Teilgenehmi

gung für den Forschungsreaktor. Damit ver
bindet das Ministerium auch eine „vorläufi-
ge positive Gesamtbewertung“ des Projekts. 
(168, 181,366)

13. Juli 1994  530

Einstimmig beschließt der Landtag ein 
Ehrenzeichen für Verdienste im Ehren-
amt.

Dem „Gesetz über das Ehrenzeichen des 
Bayerischen Ministerpräsidenten im Ehren
amt“ liegt ein Entwurf der Staatsregierung 
zugrunde. In der ersten Lesung begründete 
Ministerpräsident Edmund Stoiber die Vor
lage mit den Worten: „Der Beitrag, den vie
le der bisher kaum gewürdigten Bürger zu 
den ,sozialen Biotopen‘ in unserem Land 
immer wieder leisten, ist ungemein wichtig 
für den Fortbestand unserer Gemeinschaft

Modell der Neutronenquelle FRM II, die das alte „Atomei“ in Garching bei München ablösen soll
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insgesamt. Ohne diese unzähligen, oft kaum 
beachteten, weil fälschlich als vielleicht un
bedeutend oder zu gering eingestuften 
Dienstleistungen, die fernab jeden persönli
chen Gewinnstrebens erbracht werden, wä
re unser soziales, politisches, kulturelles, 
wirtschaftliches oder kirchliches Gemein
schaftsleben nicht funktionsfähig.“

13. Juli 1994  531

In seltener Einmütigkeit beendet der 
Schalck-Untersuchungsausschuss seine 
Arbeit. Zum Ergebnis zählen Steuer-
rückforderungen in zweistelliger Millio-
nenhöhe.

Der Untersuchungsausschuss, der die bayeri
schen Verbindungen des einstigen DDRDe
visenbeschaffers Alexander SchalckGolod
kowski und seiner „Kommerziellen Koordi
nierung“ unter die Lupe nahm, tagte fast 
drei Jahre, arbeitete sich durch 684 Akten
bände und befragte 114 Zeugen. Der stell
vertretende Ausschussvorsitzende Karl
Heinz Hiersemann (SPD) ist sich sicher, dass 
auch ein wesentlicher Beitrag zur Aufarbei
tung der deutschdeutschen Geschichte ge
leistet worden sei und der 88seitige Schluss
bericht eine Fundgrube für Historiker dar
stelle.
Einig ist man sich, dass es keine Hinweise 
für Provisionszahlungen an Franz Josef 
Strauß im Zusammenhang mit der Vermitt
lung des Milliardenkredits an die DDR gibt. 
Auch habe Strauß bei seinen Gesprächen 
mit SchalckGolodkowski keine Geheim
nisse verraten und sich nicht für die DDR
Geschäfte des mit ihm befreundeten 
Fleischgroßimporteurs Josef März stark ge
macht.
Vor dem Untersuchungsausschuss betonte 
der frühere DDRStaatssekretär Schalck
Golodkowski, bei der Aushandlung des Mil

liardenkredits habe es von Straußens Seite 
keine wirtschaftlichen Gegenforderungen 
gegeben. Zurückhaltend äußerte er sich zu 
einem Aktenvermerk, der dem Ausschuss 
vorlag. Danach habe sich Strauß „verärgert“ 
gezeigt, weil der MärzKonkurrent, die All
gäuer Firma Moksel, 70 Prozent besser im 
Fleischgeschäft mit der DDR stehe. Strauß 
habe über solche Themen nicht gesprochen, 
doch der Vermerk stimme wohl: „Ick hab ja 
keine Märchen aufgeschrieben.“
Den gemeinsamen Schlussbericht des Aus
schusses erläutert Manfred Weiß (CSU). 
Man könne darüber spekulieren, welche 
Motive Franz Josef Strauß bei der Vermitt
lung des Milliardenkredits gehabt habe, 
meint Weiß. „Mit Sicherheit war ein Krite
rium, dass er darin die Chance gesehen hat, 
die DDR durch engere wirtschaftliche Ver
knüpfung mit dem Westen etwas mehr aus 
dem Ostblock zu lösen und damit zur Ent
spannung in Europa beizutragen.“
Die Vermutung der Opposition, Strauß habe 
damit seine bundespolitische Rolle unter
streichen wollen, weist der CSUAbgeord
nete zurück. Ebensowenig will er der Oppo
sitionsannahme folgen, der bayerischen 
Landwirtschaft seien Verluste infolge der 
Fleischimporte aus der DDR entstanden. 
Als „schönes Abfallprodukt“ des Untersu
chungsausschusses bezeichnet Weiß, „dass  
sich die Finanzbehörden noch einmal mit den 
Provisionszahlungen der Firma Moksel be
fassen können“.
KarlHeinz Hiersemann (SPD) bemerkt zu 
den Auswirkungen der Importe: „Natürlich 
waren der Fleischmarkt und die Fleischprei
se damals zusammengebrochen.“ Die DDR
Geschäfte hätten „das Fass zum Überlaufen 
und letztendlich den Fleischpreis völlig zum 
Zusammenbrechen gebracht“. Das habe 
auch der frühere Präsident des Bayerischen 
Bauernverbandes, Gustav Sühler, bestätigt. 
Manfred Fleischer (Grüne) findet es „sehr 
bemerkenswert, dass die bayerischen 
Fleischmultis März und Moksel die großen 
Gewinner an der deutschen Teilung und 
auch an der deutschen Wiedervereinigung
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waren und dass diese beiden Firmen durch 
diesen innerdeutschen und den Transithan
del von mittelständischen Betrieben zu 
marktbeherrschenden multinationalen Fir
men aufgestiegen sind“. Joachim Spatz von 
den Freien Demokraten kritisiert ebenfalls, 
dass die Genehmigung umfangreicher land
wirtschaftlicher Importe die Marktsituation 
für Bayerns Landwirte verschlechtert habe. 
Der Fleischgroßhändler Alexander Moksel 
wird im März 1995 wegen Steuerhinterzie
hung zu einer Millionenstrafe verurteilt. 
Hintergrund sind Geldverschiebungen in 
Millionenhöhe auf Nummernkonten in Ost
berlin und in der Schweiz, die nicht ver
steuert wurden. Die Firma März, seit der 
Wiedervereinigung in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, gerät im Frühjahr 1996 in 
Konkurs. Alexander SchalckGolodkowski, 
ab 1975 Staatssekretär im DDRMiniste

rium für Außenhandel und Leiter der Abtei
lung „Kommerzielle Koordinierung“, wird 
Ende Januar 1996 vom Berliner Landgericht 
zu einer Bewährungsstrafe verurteilt, weil er 
gegen ein Militärregierungsgesetz aus dem 
Jahr 1949 verstoßen und Waffen und Nacht
sichtgeräte in die DDR gebracht habe.

14. Juli 1994  532

Mit kontroversen Bewertungen endet die 
Untersuchung „einiger Steuerfälle“.

Im Mittelpunkt des Prüfungsauftrags für 
den Untersuchungsausschuss stand der 
„Steuerfall Zwick“. Eduard Zwick und sein 
Sohn Johannes, Bäderunternehmer in Bad 
Füssing, häuften eine Steuerschuld von über 
70 Millionen Mark einschließlich der Ver

Alexander SchalckGolodkowski vor dem Untersuchungsausschuss des Bayerischen Landtags
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säumniszuschläge an, die vom Finanzminis
terium gegen Zahlung von 8,3 Millionen 
Mark niedergeschlagen wurde. Eduard 
Zwick, inzwischen in der Schweiz wohn
haft, war ein Freund des verstorbenen Minis
terpräsidenten Franz Josef Strauß. Schuld
ner Zwicks war der ehemalige Finanzminis
ter Gerold Tandler.
In seinem Schlussbericht betont Paul Wil
helm (CSU), alle als Zeugen im Ausschuss 
gehörten Beamten hätten verneint, dass es im 
Steuerfall Zwick politischen Druck gegeben 
habe. Auch Strauß habe keinen Einfluss ge-
nommen, sondern lediglich die Beschleuni
gung des Verfahrens angemahnt.
Carmen König (SPD) hält dagegen, CSU 
Fraktion und Staatsregierung hätten alles 
getan, um „zweifelsfrei festgestelltes Fehl
verhalten“ zu vertuschen. Eine „solche Viel
zahl“ beweisbarer Eingriffe und Einfluss-
nahmen, wie sie aus den Akten des Unter
suchungsausschusses hervorgingen, sei ihr 
in 16jähriger Abgeordnetenzeit „noch nie 
untergekommen“. Tatsache sei schließlich, 
dass Zwick über Jahre hinweg Steuerschul
den angehäuft habe, ohne dabei behelligt 
worden zu sein. In dieser Zeit hätten sich die 
Finanzminister, drei an der Zahl, verhalten 
„wie die drei Affen“ nach dem Motto: 
„Nichts sehen, nichts hören, nichts sagen.“ 
Für die Grünen ist der Fall Zwick „exempla
risch für den Filz der StraußÄra“, aber auch 
„für das Reinwaschen dieser Epoche durch 
seine Erben“. Emma Kellner fügt an: Im Un
tersuchungsausschuss sei deutlich geworden, 
dass das „rechtzeitige Wegsehen“ und das 
„NichtweiterErmitteln“ bei den Finanzbe
amten um so ausgeprägter gewesen sei, „je 
höher sie in der Hierarchie standen“. Josef 
Miller (CSU) wirft der Opposition vor, mit 
zweierlei Maß zu messen. In dem von den 
Sozialdemokraten regierten Saarland habe 
Zwick alle Steuervorteile bekommen, die 
ihm in Bayern versagt worden seien.
Während der Ermittlungen des Untersu
chungsausschusses trat Gerold Tandler von 
seinem Amt als stellvertretender CSUPar
teivorsitzender zurück. Tandler nahm 1976

bei Zwick, dessen Geschäftspartner er war, 
ein Darlehen von 700 000 Mark auf, wovon 
noch 200 000 Mark zurückzuzahlen sind. 
Paul Wilhelm (CSU) urteilt darüber: Tandler 
hätte „seine Position als Schuldner des Dr. 
Zwick unbedingt vor seiner Ernennung zum 
Finanzminister beenden müssen“. Dass er 
dies nicht getan habe, sei ein „politischer 
Fehler“ gewesen.
Gegen Johannes Zwick wird Anfang des 
Jahres 1995 Anklage erhoben wegen Steuer
hinterziehung und Betrugs. Zuvor war er 
nach 123 Tagen Untersuchungshaft gegen 
eine Kaution von 45 Millionen Mark freige
kommen. Bei dem Prozess geht es auch um 
die Frage, wie das Füssinger Johannesbad 
mit Hilfe einer komplizierten Finanztrans
aktion vom Vater auf den Sohn übergegan
gen war.
Die Wirtschaftsstrafkammer des Landge
richts Landshut verurteilt im Mai 1996 den 
40-jährigen Sohn des „Steuerflüchtlings“ zu 
einer Bewährungsstrafe von einem Jahr und 
zehn Monaten wegen Steuerhinterziehung. 
Außerdem muss er 1,63 Millionen Mark an 
gemeinnützige Einrichtungen überweisen. 
Der Vorsitzende Richter Gottfried Dobler 
sagt in der mehrstündigen Urteilsbegrün
dung, das Gericht habe beim milden Straf
maß berücksichtigt, dass politisch Verant
wortliche erhebliche Mitschuld an der Steu
eraffäre Zwick trügen. Vor dem Landtag 
weist Finanzminister Erwin Huber die Kri
tik an seinen Vorgängern Streibl, Tandler 
und von Waldenfels zurück: Es seien keine 
Beweise „für ein Mitverschulden“ der Minis
ter oder anderer Angehöriger des Finanz
ministeriums bekannt geworden.

14. Juli 1994  533

Die CSU entlastet den ehemaligen Um-
weltminister Peter Gauweiler von dem 
Vorwurf, „politische Beziehungen“ zu-
sammen mit seiner Anwaltskanzlei „ver-
pachtet“ zu haben.
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Zur Aufklärung der „Kanzleiaffäre“ wurde 
auf Betreiben der Opposition ein Untersu
chungsausschuss eingesetzt. Für den Vorsit
zenden des Ausschusses, Peter Welnhofer 
(CSU), ist der ExMinister als „geachteter 
Politiker“ aus den Untersuchungen hervor
gegangen, wenn er auch „möglicherweise 
nicht in jeder Hinsicht völlig einwandfrei 
gehandelt“ habe. Gauweiler habe sich mit 
seinem Pachtvertrag in einem verfassungs
rechtlich empfindlichen Bereich bewegt. 
Welnhofers Fazit lautet: „Wieder einmal ist 
ein parlamentarischer Untersuchungsaus
schuss als parteipolitisches Wahlkampf
instrument missbraucht worden.“ Der Oppo
sition gehe es offenbar vor allem darum, die 
Verdächtigungen und Vorverurteilungen 
durch das Ergebnis der Beweisaufnahme zu 
rechtfertigen, notfalls durch Verdrehungen, 
Entstellungen und Verstümmelungen des 
Beweisergebnisses.
Carmen König (SPD), die die Position der 
Minderheit vertritt, spricht von einem 
„Weißwaschbericht“ der CSU. Gauweiler 
habe aufgrund der Beweisaufnahme des Un
tersuchungsausschusses gegen die Verfas
sung verstoßen und gegen das Ministerge
setz Mandanten akquiriert, „die er dann ver
pachtet hat, und des Weiteren seine Minis
terstellung missbraucht..., um seiner Päch
terkanzlei Mandanten zuzuschieben“.
Auch Manfred Fleischer (Grüne) meint: 
„Die Legende von der Münchner Unschuld 
Gauweiler ist durch die Beweis und Fak
tenlage und durch die Eindeutigkeit der 
Zeugenaussagen nachhaltig zerstört.“ Gise
la Bock (FDP) fügt an, vorverurteilt worden 
sei Gauweiler durch die Fraktion oder die 
Partei, indem er zum Rücktritt vom Amt des 
Umweltministers gezwungen worden sei. 
Peter Gauweiler zitiert in seiner ab
schließenden Stellungnahme den Dichter 
Gottfried Benn: „Die deutsche Form der Re
volution ist die Denunziation.“ (525)

15. Juli 1994  534

Durch überteuerte Ankäufe von Gemäl-
den sind nach Meinung der Opposition in 
den zurückliegenden zwei Jahrzehnten 
von den Staatsgemäldesammlungen min-
destens acht Millionen Mark zu viel aus-
gegeben worden.

Zu diesem Ergebnis kommt die Parlaments
minderheit nach dem Untersuchungsaus
schuss „Betreffend die Erwerbspolitik der 
Bayerischen Staatsregierung“. Otmar Bern
hard (CSU), Vorsitzender des auf Betreiben 
der SPD eingesetzten Ausschusses, urteilt 
vorsichtiger: Für die Zukunft sei es drin
gend notwendig, dass „die Preiswürdigkeit 
von Ankaufsobjekten wesentlich intensiver 
substantiiert und nachvollziehbar geprüft 
wird“. Das Erwerbsinteresse an einem Ob
jekt dürfe die Frage der Preiswürdigkeit 
nicht weitgehend in den Hintergrund treten 
lassen: „Trotz aller Besonderheiten des 
Kunstmarktes muss auch in diesem Bereich 
auf eine möglichst wirtschaftliche Haus
haltsführung hingewirkt werden; auch für 
den Kunstkauf kann es keine haushalts
freien Räume geben.“
Den Anlass für den Ausschuss gab der um
strittene Ankauf des Gemäldes „Landschaft 
bei Auvers“. Den Stein ins Rollen brachte 
Heiko Schultz (SPD), der unter Berufung 
auf die Fachwelt den Maler CharlesFran
çois Daubigny ebenso in Frage stellte wie 
den Kaufpreis und die Zahlungsabwicklung. 
Expertisen ergeben später, dass das Gemälde 
zumindest aus der Zeit von Daubigny, der 
von 1817 bis 1878 lebte, stammt.
Heiko Schultz gibt das Untersuchungser
gebnis so wieder: „Millionenschäden, fin-
gierte Bilder, fingierte Preise und gefälschte 
Urkunden ...“ Bei der Ankaufspolitik des 
Freistaats hätten „Dummheit, Raffgier, 
Skrupellosigkeit und strafbares Verhalten 
eine unheilige Allianz gebildet“ mit der Fol
ge von Schäden in Millionenhöhe.
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Mit Streit und einem „Zwischenbericht“ 
geht der „Amigo“-Untersuchungsaus-
schuss zu Ende. Die Opposition fordert 
vergeblich, „das Verhalten von Mitglie-
dern der Staatsregierung“ auch in den 
Ferienwochen weiter zu prüfen.

Der Untersuchungsausschuss, der ursprüng
lich nur die „Amigo“Vorwürfe gegen Minis
terpräsident Max Streibl unter die Lupe 
nehmen sollte, hatte einen sonderbaren 
Start. Da die CSU den von der Opposition 
gewünschten Untersuchungsauftrag kürzte, 
wurde der Ausschuss mit den Stimmen der 
Mehrheitsfraktion eingesetzt. An eine Auf
nahme der Arbeit war nicht zu denken, da 
SPD, Grüne und FDP die Benennung von 
Ausschussmitgliedern verweigerten und den 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof anrie
fen. Nachdem die Verfassungsrichter in ei
nigen Punkten der Opposition recht gaben, 
wurde im Mai 1994 der Untersuchungsaus
schuss einvernehmlich installiert, allerdings 
mit einer neuen Akzentsetzung.
Im Mittelpunkt steht nun die „Testaments
vollstreckung“ der FriedrichBaurStiftung 
in Burgkunstadt. Als Ministerpräsident Ed
mund Stoiber es ablehnte, wie seine Vor
gänger Franz Josef Strauß und Max Streibl 
das Amt eines Testamentsvollstreckers der 
Stiftung zu übernehmen, wurde bekannt, 
dass beide dafür bis zu 300 000 Mark jähr
lich erhalten hatten. Vor dem Ausschuss sag
te Ministerpräsident Stoiber, er sehe zwar 
keinen Verstoß gegen die Verfassung, trotz
dem habe er das Amt nicht angenommen, da 
er ja grundsätzlich gegen Nebentätigkeiten 
von Regierungsmitgliedern und Beamten 
sei. Heutzutage liege in solchen Posten ein 
„starkes Verleumdungspotenzial“. Stoiber 
räumte ein, die BaurTestamentsvoll
streckung an die Öffentlichkeit gebracht zu 
haben: „Ich habe die Gelegenheit genutzt, 
diesen Punkt gleich anzusprechen, damit 
Recherchen in dieser Richtung sinnlos wer
den.“
Im Zwischenbericht der CSUFraktion wird

betont, die Tätigkeit als Testamentsvoll
strecker sei bei den ExMinisterpräsidenten 
Strauß und Streibl „rechtlich nicht zu bean
standen“. Die Verfassung verbiete Mitglie
dern der Staatsregierung zwar die Tätigkeit 
in einem Vorstand, Aufsichtsrat oder einem 
ähnlichen Organ, jedoch nicht die Voll
streckung eines Testaments. Auch die Höhe 
des Honorars, so Peter Welnhofer, sei nicht 
zu beanstanden, da das ursprüngliche Testa
ment, das die Verbindung zur Umsatzent
wicklung schuf, nicht mehr habe geändert 
werden können. Ministerpräsident Stoiber 
habe die Vollstreckung des BaurTestaments 
keineswegs aus rechtlichen, „sondern aus
schließlich aus politischen Gründen“ ausge
schlagen.
Ganz anderer Auffassung ist die Opposition. 
Carmen König (SPD) spricht von der „mit 
Abstand schäbigsten AbsahnerAffäre“, die 
nicht nur rechtlich, sondern vor allem auch 
in moralischer Hinsicht anstößig sei. 
Schließlich verbiete die Verfassung den Mit
gliedern der Staatsregierung eindeutig die 
Tätigkeit im Organ einer Erwerbsgesell
schaft. Strauß und Streibl hätten sich als 
„habgierige Raffkes“ entpuppt, die „genom
men haben, was sie kriegen konnten“. Chris
tian Magerl (Grüne) bezichtigt Strauß und 
Streibl des „eindeutigen“ Verfassungs
bruchs. Streibl und die StraußErben sollten 
die BaurGelder nachträglich für wohltätige 
Zwecke spenden. Gisela Bock (FDP) meint, 
ein Ministerpräsident müsse nicht nur recht
lichen, sondern auch „höheren moralischen 
Ansprüchen“ genügen.
Zu einem weiteren Schlagabtausch zwi
schen CSU und Opposition kommt es we
gen der Rolle des Finanzbeamten Wilhelm 
Schlötterer, der in den Siebzigerjahren den 
seiner Meinung nach nicht korrekten Um
gang mit Steuerfällen aus dem Freundes
kreis von Franz Josef Strauß kritisiert hatte, 
darunter auch der Fall des Fußballstars 
Franz Beckenbauer. In seinem Untersu
chungsbericht sagt Peter Welnhofer (CSU): 
„Der Beamte verhält sich seit 1977 auffäl
lig.“ An Schlötterer „bedenklich“ seien „sei
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ne Selbstüberschätzung und sein Sendungs
bewusstsein“. Allerdings gibt Welnhofer zu, 
dass Schlötterer mit seiner Kritik „nicht in 
vollem Umfang danebenlag“. Namens der 
Opposition, die Wert auf eine erneute Un
tersuchung des Komplexes „Becken bauer/
Schlötterer“ legte, appelliert Carmen 
König (SPD) an die Regierungsfraktion, 
„diesem entwürdigenden Haberfeldtreiben“ 
gegen den Beamten ein Ende zu machen. 
Nach der Übernahme des Finanzministeri
ums durch Erwin Huber wird Anfang 1996 
das von seinem Vorgänger Georg von Wai
denfels angestrengte Disziplinarverfahren 
gegen Wilhelm Schlötterer eingestellt. Es 
war das dritte innerhalb von knapp zwei 
Jahrzehnten.
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Ministerpräsident Edmund Stoiber stellt 
dem Landtag sein Konzept „Offensive 
Zukunft Bayern“ vor. Kernstück ist die 
Privatisierung von Staatsbeteiligungen.

„Die Erlöse aus der Privatisierung der 
Staatsbeteiligungen von rund drei Milliar
den Mark geben uns die einmalige Chance, 
durch gezielte Maßnahmen die Entwicklung 
im wissenschaftlichtechnologischen Be
reich voranzutreiben“, sagt der Ministerprä
sident. Im Wesentlichen geht es um den Ver
kauf der Mehrheitsbeteiligung des Frei
staats von 58,3 Prozent an der Bayernwerk 
AG an die VIAG AG, um den Verkauf des 
DASAAnteils von 8,58 Prozent an die 
DaimlerBenz AG und um die Abgabe der 
Anteile an der RheinMainDonau AG. Da
zu kommt später noch der Erlös aus dem 
Verkauf der Bayerischen Versicherungs
kammer an die Sparkassen, was nochmals 
etwa 2,3 Milliarden Mark einbringt.
Im Bereich Bildung und Forschung geht der 
größte Brocken mit 450 Millionen Mark in 
den Neubau des Forschungsreaktors Mün
chen II (FRM II). Für den Neubau der Fa

kultät für Maschinenwesen in Garching bei 
München sind 340 Millionen Mark einge
plant, für den Ausbau der Hochschulen und 
den Bau neuer Fachhochschulen 300 Mil
lionen Mark. Zur Technologie und Innova
tionsförderung zählt beispielsweise die 
Gründung einer Risikokapitalgesellschaft 
mit 150 Millionen Mark. Für den Neubau 
der Messe München werden 400 Millionen 
Mark abgezweigt, für innovativen Woh
nungsbau 200 Millionen Mark. Teile der 
zweiten Tranche aus dem Verkauf der Versi
cherungskammer sollen auch der Sicherung 
von Arbeitsplätzen an alten Industriestand
orten wie Nürnberg oder Augsburg zugute
kommen.
„Nicht Besitzen, sondern Gestalten ist der 
oberste Grundsatz unserer Beteiligungspoli
tik“, sagt Ministerpräsident Stoiber vor dem 
Landtag.
Albert Schmid (SPD) hält ihm daraufhin 
vor: „Sie benutzen die Staatsvermögen in 
Milliardenhöhe wie Parteivermögen zur 
Verteilung von Wahlgeschenken.“ Schmid 
mahnt, dass nach „vier Jahren der Stagnation 
und nach eineinhalb Jahren Selbstverteidi
gung gegen begründete Skandalvorwürfe“ 
es höchste Zeit sei, „dass ein landespoliti
scher Aufbruch stattfindet“. Die SPD forde-
re deshalb eine „Politik innerer Reformen“, 
etwa in Form der Bürgerbeteiligung.
Ruth Paulig von den Grünen wirft Stoiber 
vor, als „billiger Jakob“ aufgetreten zu sein, 
doch „statt Zukunftsperspektiven war es ein 
Ramschladen“. Die Investitionen im Be
reich der Hochschulen seien zwar richtig, ja 
sogar überfällig, doch ökologische und so
ziale Zielsetzungen fehlten, etwa beim Aus
bau der GenTechnologie. Prof. Jürgen 
Doeblin (FDP) wirft ein: „Wir haben schon 
,ja‘ zur Privatisierung gesagt, als die CSU 
noch ,nein‘ sagte, als die SPD und die Grü
nen überhaupt noch nicht wussten, wie man 
den Begriff buchstabiert.“ Allerdings zeich
ne sich Stoibers Programm durch ein „mas
sives Hineinregieren in die Unternehmen, in 
die Wirtschaft, in ihre Forschungsbemühun
gen“ aus.
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„Tafelsilber gut angelegt“, urteilt die „Mit
telbayerische Zeitung“ über die Privatisie
rung. Da das Konzept „durchaus schlüssig“ 
sei, tue sich die Opposition mit ihrer Argu
mentation schwer. „Stoibers großer Wurf“ 
ist in der „Augsburger Allgemeinen“ zu 
lesen. Spät, aber vielleicht gerade noch 
rechtzeitig, habe die CSU erkannt, „wo die 
Defizite im Freistaat liegen“. (93, 295, 560)

25. September 1994  537

Was sich bereits bei der Europawahl an-
deutete, bestätigt sich nun bei der Wahl 
zum 13. Landtag: Die CSU ist wieder un-
angefochten die stärkste politische Kraft 
und erringt mit 52,8 Prozent mühelos die 
absolute Mehrheit. Die SPD kann vier 
Prozent dazugewinnen, die Grünen ver-
lieren leicht, und die FDP scheitert an der 
Fünfprozentklausel.

Die CSU verliert gegenüber der Wahl 1990 
nur 2,1 Prozent und beweist damit, dass sie 
das Umfragetief in der Endphase der Minis
terpräsidentschaft Streibls endgültig ver
lassen hat. Die Sozialdemokraten können 
ihr niederschmetterndes Ergebnis von 26 
Prozent vier Jahre zuvor hinter sich lassen 
und kommen auf exakt 30 Prozent. Die Grü
nen rutschen von 6,4 auf 6,1 Prozent, die Li
beralen gar von 5,2 auf 2,8 Prozent. Die Re
publikaner, die mit 4,9 Prozent beim letzten 
Mal den Einzug in den Landtag knapp ver
fehlten, verlieren ein Prozent. Damit ist zu
mindest in Bayern ihr Aufstieg gebremst. 
Parteigründer Franz Schönhuber überwirft 
sich später mit seiner Partei und verlässt sie. 
Mit gerichtlicher Billigung werden die Re
publikaner seit 1995 im bayerischen Verfas
sungsschutzbericht als rechtsextremistisch 
und verfassungsfeindlich eingestuft.
Die Wahlbeteiligung liegt mit 67,8 Prozent 
um 1,9 Prozent höher als 1990. Erstmals
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wurde auch in Bayern nach dem Proporz
verfahren HareNiemeyer ausgezählt, und 
nicht nach d’Hondt wie seit 1950.
Albert Schmid, SPDFraktionsvorsitzender 
im Landtag, urteilt über das Ergebnis: „Für 
die Sozialdemokratie hat es Verbesserungen 
gegeben, aber wir hätten deutlichere Ver
besserungen gewünscht. Der CSU ist es bes
ser gelungen, die bayerische Mentalität an
zusprechen.“ CSUParteivorsitzender Theo 
Waigel: „Ein wichtiger Schub kam auch von 
der Europawahl. Sie hat uns einen Kick und 
den anderen einen Knick gegeben.“ Und der 
FDPLandesvorsitzende Max Stadler meint: 
„Schuld  am  schlechten Abschneiden  der
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FDP ist die Polarisierung des Wahlkampfes 
auf Edmund Stoiber und Renate Schmidt. 
Da konnten die kleineren Parteien mit ihrer 
Politik nicht mehr richtig durchdringen.“
Unabhängig voneinander schreiben der 
„Münchner Merkur“ und die Münchner 
„Abendzeitung“ über ihre Kommentare 
„König Edmund“, „Bild München“ titelt 
„Noch ein König!“ unter Bezugnahme auf 
die Erfolge von Stolpe und Biedenkopf in 
Brandenburg und Sachsen. In der „Nürnber
ger Zeitung“ heißt es „Stoibers Triumph“, in 
der Münchner „tz“ „Stoibers großer Tag“. 
Damit ist klar, dass so gut wie alle politi
schen Beobachter den CSUErfolg mit dem 
StreiblNachfolger Edmund Stoiber in di
rekte Verbindung bringen. In der „Frankfur
ter Allgemeinen“ ist zu lesen: „Wie vor vier
zehn Tagen in Brandenburg und Sachsen, so 
haben die Wähler auch in Bayern für klare

Verhältnisse gesorgt.“ Die „Frankfurter 
Rundschau“ schreibt: „Dass Edmund Stoiber 
die absolute Mehrheit seiner Partei verteidi
gen konnte, ist freilich auch ein persönlicher 
Erfolg des Ministerpräsidenten, der antrat, 
das AmigoSystem zu beenden.“ Und Rena
te Schmidt habe geschafft, „was die SPD 
lange schmerzlich vermisste: Endlich wurde 
die Talfahrt gestoppt, auf der sich die Partei 
seit 1966 mit fast naturgesetzlicher Regel
mäßigkeit jeden Wahltag wieder befand. 
Endlich ein Plus ...“
Die Analyse der Forschungsgruppe Wahlen 
kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die 
SPDLandesvorsitzende Renate Schmidt 
maßgeblich für den Stimmenzuwachs der 
SPD sorgte. Dennoch sei das SPDErgebnis 
durch die traditionellen Parteibindungen 
stark geprägt, und die begrenzten nun ein mal   
deutlich   die   Chancen   der   SPD   in
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Bayern. Profitiert habe die CSU erneut auch 
von den in Bayern für die Unionsparteien 
ganz besonders günstigen sozialstrukturel
len Bedingungen, die vor allem durch einen 
weit überdurchschnittlichen Katholikenan
teil sowie durch einen stark ländlichagrari
schen Anteil geprägt sei. So habe die CSU 
bei Katholiken 61 Prozent der Stimmen be
kommen, bei Befragten mit starker Kirchen
bindung sogar 76 Prozent. Für bemerkens
wert hält die Forschungsgruppe Wahlen 
aber auch, dass die CSU in der Arbeiter
schaft, der traditionellen Stammwähler
schaft der SPD, fast jede zweite Stimme 
erhielt, und die SPD selbst mit 35 Prozent in 
dieser Gruppe nur leicht überdurchschnitt
lich erfolgreich gewesen sei. Auffallend sei 
auch, dass die CSU in allen Altersgruppen 
die klar stärkste Partei sei und selbst bei den 
18 bis 24jährigen mit 48 Prozent noch 
knapp die absolute Mehrheit erreicht habe. 
Ihre fünf Direktmandate (1990 waren es le
diglich zwei in MünchenGiesing und Mün
chenMilbertshofen) erringt die SPD nun 
mit drei in München und jeweils einem in 
Fürth und Nürnberg. Dort kommt Renate 
Schmidt mit 46 Prozent auf das beste Erst
stimmenergebnis ihrer Partei.
Mit dem Einzug der Parteichefin Renate 
Schmidt in den Landtag verliert Albert 
Schmid den SPDFraktionsvorsitz. Er wird 
mit dem neu geschaffenen Amt des Ge
schäftsführenden Fraktionsvorsitzenden ab
gefunden. Damit wird ein sich kurz nach der 
Wahl abzeichnender Machtkampf verhin
dert. Später wird Albert Schmid zusätzlich 
in das ebenfalls neu eingerichtete Amt des 
Generalsekretärs gewählt. Doch die Dop
pelspitze der bayerischen Sozialdemokratie 
hat nicht lange Bestand. Als Schmid im 
Sommer 1995 den niedersächsischen Minis
terpräsident Gerhard Schröder als Kanzler
kandidaten ins Gespräch bringt, kommt es 
zum offenen Streit mit der Parteivorsitzen
den. Renate Schmidt: „Ich wollte Albert 
Schmid als kooperativen und solidarischen 
Mitfahrer in einem Führungstandem. Schlit
tenfahren lasse ich mit mir nicht.“ Albert

Schmid kontert: „Einen Maulkorb oder eine 
lange Leine lasse ich mir nicht umlegen.“ 
Im September 1995 gibt er dann auf und legt 
die Ämter als Generalsekretär und Ge
schäftsführender Fraktionsvorsitzender nie
der. Allerdings bleibt er stellvertretender 
Landesvorsitzender.

20. Oktober 1994  538

Der 13. Bayerische Landtag wählt in 
seiner konstituierenden Sitzung den 
57-jährigen CSU-Abgeordneten Johann 
Böhm zu seinem Präsidenten.

Erstmals eröffnet eine Alterspräsidentin die 
Sitzung: die 69jährige CSUParlamentarie
rin Anneliese Fischer, die betont, dass noch 
nie so viele Frauen im Bayerischen Landtag 
vertreten waren. Von den 204 Abgeordneten 
sind diesmal 43 weiblich, zwölf mehr als im 
letzten Landtag. Anneliese Fischer wertet 
das als „ein ermutigendes Zeichen dafür, 
dass Frauen in Gesellschaft und Politik in 
verstärktem Maße Verantwortung tragen“.
Für Johann Böhm als neuen Parlamentsprä
sidenten stimmen 175 der 200 anwesenden 
Abgeordneten, sodass er auch zahlreiche 
Oppositionsstimmen erhielt. Erster Vizeprä
sident wird KarlHeinz Hiersemann (SPD) 
mit 159 Stimmen. Ebenfalls auf 159 Stim
men als Zweite Vizepräsidentin kommt An
neliese Fischer (CSU), die in ihrer Fraktion 
noch um die Nominierung bangen musste, da 
sie anfangs drei männliche Gegenkandida
ten hatte.
Johann Böhm nennt in seiner Antrittsrede 
starke Landesparlamente unverzichtbare 
„Herzkammern des Föderalismus“. Gerade 
der Bayerische Landtag habe hier aufgrund 
seiner Tradition die Pflicht, „Wächter und 
Garant einer ausgewogenen föderalen Ord
nung“ zu sein.
Der neue Landtagspräsident ist seit zwei 
Jahrzehnten Mitglied des Parlaments. Im
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Stimmkreis RhönGrabfeld wurde er jetzt 
mit dem Rekordergebnis von 66,8 Prozent 
in den Landtag entsandt. Der auch bei der 
Opposition geschätzte Politiker leitete viele 
Jahre lang den Sozialausschuss. Überra
schend selbst für Böhm wurde er von Minis
terpräsident Max Streibl 1990 zum Leiter 
der Staatskanzlei berufen. Ministerpräsident 
Edmund Stoiber machte ihn zum Staats
sekretär im Ministerium für Bundes und 
Europaangelegenheiten.

21. Oktober 1994  539

Edmund Stoiber wird erneut zum Minis-
terpräsidenten gewählt.

Er erhält mit 120 Stimmen offenbar das ge
schlossene Votum seiner Fraktion, die exakt 
120 Abgeordnete stellt. In seiner kurzen An
trittsrede appelliert Stoiber an die drei im 
neuen Landtag vertretenen Parteien: „Ach
ten wir gemeinsam darauf, dass wir in Inhalt 
und Stil der Auseinandersetzung die Proble
me so anpacken und unsere Aufgaben so zu
friedenstellend lösen, dass kein neuer Nähr
boden für Radikale von rechts oder links 
entsteht.“ Die bayerische Eigenstaatlichkeit 
müsse ausgebaut werden nach dem Motto: 
„Betrachten wir das Lebensgefühl Bayerns, 
in dem sich Liberalität und Standfestigkeit, 
Streitkultur und gesellschaftliches Mitei
nander, Tradition und Fortschritt, Leben und 
Lebenlassen widerspiegeln, als gemeinsa
men Schatz.“ Gemeinsam solle auch an der 
guten Nachbarschaft, „vor allen Dingen 
nach Osten“, gebaut werden.

27. Oktober 1994  540

Der Landtag akzeptiert mit CSU-Mehr-
heit das neue von Ministerpräsident 
Edmund Stoiber vorgeschlagene Kabi-
nett. Erstmals gibt es in Bayern zwei Mi-
nisterinnen.

Sozialministerin wird als Nachfolgerin von 
Gebhard Glück die bisherige Staatssekre
tärin Barbara Stamm. Als Sonderministerin 
für Bundesangelegenheiten holt der Regie
rungschef die CSUBundestagsabgeordnete 
Prof. Ursula Männle. Erwin Huber, noch 
CSUGeneralsekretär, wird im Range eines 
Staatsministers Leiter der Staatskanzlei und 
erhält die Zuständigkeit für Europa. Stell
vertreter des Ministerpräsidenten wird er
neut Kultusminister Hans Zehetmair.
Neu im Kabinett ist auch der mittelfränki
sche Abgeordnete Rudolf Klinger, der 
Wissenschaftsstaatssekretär wird. Er ersetzt 
Bernd Kränzle, der ins Justizministerium 
rückt und dort Staatssekretär Gerhard Merkl 
ablöst. Merkl wird Staatssekretär im 
Sozialministerium, das jetzt im vollen Titel 
auch die „Frauen“ führt. Der bisherige Lei
ter der Staatskanzlei, Herbert Huber 
(Landshut) wechselt ins Umweltministeri
um. Seine Vorgängerin dort, Christel 
Schweder, verlässt das Kabinett.
Im Zuge der Regierungsbildung kommt es 
zu zwei Kompetenzverschiebungen: Die 
Zuständigkeit für das Herzzentrum Mün
chen kommt vom Sozial an das Kultus
ministerium. In umgekehrter Richtung ge
hen die Kindergärten an das Sozialressort. 
Dies sei ein „falsches Signal“, meint Albert 
Schmid (SPD). Dass die Kindergärten sei
nerzeit dem Bildungssektor zugwiesen wur
den, sei eine „Errungenschaft“ gewesen, so
dass jetzt von einem Rückschritt zu sprechen 
sei. Emma Kellner (Grüne) hält Stoiber vor, 
Kultusminister Zehetmair wolle seiner 
Staatssekretärin Monika Hohlmeier die 
„adäquate Betreuung von Kleinkindern“ of
fenbar nicht mehr zutrauen.
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8. Dezember 1994  541

Einen „Aufbruch in den Köpfen“ fordert 
Ministerpräsident Edmund Stoiber in 
seiner ersten Regierungserklärung nach 
der Wahl. Dazu gehörten „neue Phanta-
sie, neue Kreativität und neue Leistungs-
bereitschaft“.

Die Arbeitswelt mache einen „Quanten
sprung“, sagt Stoiber. Neue Kommunika
tionsmöglichkeiten, moderne Arbeitstechni
ken und Produktionsstrukturen beeinflussten 
Inhalt und Umfang der Arbeit. Weniger Leu
te fertigten mit besseren Maschinen nicht 
nur mehr, sondern auch bessere Produkte. 
Das führe auch zu neuen Arbeitsformen, die 
auf Teamgeist, Kreativität und mehr Selbst
ständigkeit des Einzelnen im Unternehmen 
setzten. Die SPDFraktionsvorsitzende Re
nate Schmidt spendet Stoiber wiederholt 
Beifall, etwa wenn er sich als Ziel setzt, bis 
zum Jahr 2005 in Bayern 600 000 neue Ar
beitsplätze zu schaffen.
Stoiber kündigt auch eine grundlegende 
Reform der Planungs und Genehmigungs
verfahren für alle Investitionsvorhaben an: 
„Wir orientieren uns dabei an Ländern wie 
Frankreich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika, denen man sicher keinen Mangel 
an Rechtsstaatlichkeit nachsagen kann.“ 
Man müsse von der „obrigkeitsstaatlichen 
Stempelgläubigkeit“ wegkommen, um im 
internationalen Wettbewerb bestehen zu 
können. Als erste Schritte kündigt der Minis
terpräsident eine weitere Vereinfachung des 
Baurechts und die Prüfung der behördlichen 
Aufgaben und Strukturen an. Schließlich 
solle das derzeitige „Förderdickicht“ gelich
tet werden. Betriebswirtschaftliches Han
deln müsse in den Behörden einziehen, Ver
waltungen müssten ähnlich wirtschaften kön
nen wie Privatunternehmen. Hand in Hand 
mit dem Abbau von Aufgaben müsse auch 
das Personal reduziert werden. Notwendig 
sei jetzt „Mut zu Neuem“, „Mut zu tech
nischer Innovation“ und „neuer Wirtschafts
dynamik“, aber auch „Mut zu einem schlan
ken und dynamischen Staat“.

Renate Schmidt, Fraktionsvorsitzende der 
Sozialdemokraten, antwortet moderat auf 
die Regierungserklärung: „Sofort kräftig 
draufhauen, das habe ich satt, gründlich 
satt.“ Einen „Schmusekurs“ werde es aber 
nicht geben. Denn die Gemeinsamkeit von 
Demokraten dürfe nicht „zur leeren Floskel 
verkommen“, fordert sie. Lebendige Demo
kratie benötige „Streit und Auseinanderset
zung“, aber auch Kompromissfähigkeit und 
den Willen zum Konsens.
Zum angekündigten Sparen bemerkt Renate 
Schmidt: „Schlankheitskuren fallen Ihnen 
immer für die anderen ein, für die Land
ratsämter, für die Bezirke, für alle. Aber für 
die Aufblähung der Ministerialbürokratie 
finden Sie seitenweise Entschuldigungen.“ 
Diese Aufblähung sei ein „Ausdruck des 
innerbayerischen Zentralismus. Föderalis
mus nach außen einklagen und nach innen 
nicht praktizieren – das ist ein Markenzei
chen dieser CSURegierung.“ Die SPD wol
le eine dezentrale Verwaltung, sie wolle ei
ne wirkliche Reform des öffentlichen Diens
tes, „und nicht eine, die nur auf dem Papier 
steht“. Zum Vorwurf der Technologiefeind
lichkeit sagt die SPDFraktionsvorsitzende, 
ihrer Partei gehe es „um eine vernünftige 
Abwägung von Risiken und Nutzen der 
Technologieanwendung, die wir weiterhin 
betreiben müssen. Sonst werden wir von ihr 
weder wirtschaftlich noch gesundheitlich 
profitieren können“.
CSUFraktionschef Alois Glück wirft der 
Sozialdemokratie vor, sie sei zu einer Partei 
der „Konservierer“ und der Besitzstands
wahrung geworden. Glück: „Die SPD ist 
mit sich selbst beschäftigt, ein Gemischt
warenladen, der möglichst vielen etwas an
bieten will.“ Dabei lebe man in einer „Zeit 
des Umbruchs“ mit „dramatisch veränder
ten Rahmenbedingungen“. Dazu nennt 
Glück drei Stichworte: den Übergang zur 
Informationsgesellschaft, die Globalisie
rung der Weltmärkte und die Grenzen des 
Sozialstaates. Viel hänge davon ab, ob es ge
linge, „dass die deutsche und die bayerische 
Wirtschaft in der ersten Liga der Weltwirt
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schaft bleiben“. Die grundlegende Frage 
laute, was zu ändern sei, damit die nach
kommende Generation dieselben Chancen 
habe, wie wir sie heute haben.
Theresa Lödermann, Fraktionssprecherin 
der Grünen, vermisst in der Regierungs
erklärung Stoibers eine Antwort auf das 
„Umweltdesaster“. Nun wolle der Regie
rungschef der Natur über Beschleunigungs
gesetze bei Planungs und Genehmigungs
verfahren für naturzerstörende Projekte 
„auch noch den letzten Rest geben“. Die 
Sprecherin der Grünen erinnerte an den 
Münchner Großflughafen bei Erding, an die 
Abholzungen für den Bau der Wiederaufar
beitungsanlage (WAA) und an den Rhein 
MainDonauKanal samt der Zerstörung des 
Altmühltals. Stoiber spreche stets von der 
„Liebe zur Heimat“, meint Theresa Löder
mann und hält ihm einen Spruch des Kaba
rettisten Gerhard Polt entgegen: „Was man 
liebt, das betoniert man nicht.“

15. Dezember 1994  542

Mit einer Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes schafft der Landtag die Möglich-
keit „verdachtsunabhängiger Kontrollen“.

In den Reihen der Opposition stimmt ledig
lich der frühere Münchner Oberbürgermeis
ter Georg Kronawitter (CSU) für die Ge
setzesänderung. Die „verdachtsunabhängi
gen Personenkontrollen“ räumen den Poli
zeibeamten das Recht ein, in einem Grenz
streifen von 30 Kilometern zur Landesgren
ze auf Autobahnen, Europastraßen, Durch
gangsstraßen und Einrichtungen des inter
nationalen Verkehrs wie Flughäfen oder 
Bahnhöfen Bürger auch dann um Vorzeigen 
ihres Ausweises bitten zu können, wenn 
sich der Angesprochene nicht verdächtig 
verhalten hat. Unter Umständen darf die 
Polizei auch eine Durchsuchung von „Per
sonen und Sachen“ vornehmen.
Der Gesetzentwurf der Staatsregierung wird

vor allem mit dem Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union begründet, der den 
Wegfall der bayerischösterreichischen 
Zollgrenze mit sich bringt. Zudem geht 
durch das Schengener Abkommen über den 
Abbau der Binnengrenzen die „Filterfunk
tion“ der Grenzkontrollstellen verloren. 
Innenminister Günther Beckstein argumen
tiert: „Ein Europa des freien Warenverkehrs 
darf nicht zu einem Europa des freien Kri
minalitätsverkehrs werden.“ Das „Ent
deckungsrisiko für Ganoven“ müsse hoch 
bleiben. „Verfassungsrechtliche Bedenken“ 
macht Peter Paul Gantzer (SPD) geltend, 
denn der Eingriff in die Freiheit der Bürger 
sei nur dann erlaubt, wenn ein konkreter 
Verdacht vorliege.
Gut ein Jahr später zieht Innenminister 
Günther Beckstein eine erste Bilanz. In ei
nem Interview mit der „Augsburger Allge
meinen“ sagt er, die „SchleierFahndung“ 
habe „sensationelle Erfolge“ erzielt. Bei der 
„verdachts und ereignisunabhängigen“ 
Überprüfung würden „mobile Fahndungs
trupps“, die in Zivilfahrzeugen „im Verkehr 
mitschwimmen“, mit „geschultem Blick“ 
Personen anhalten. Dies erkläre die hohe 
Erfolgsquote, denn im Schnitt sei bei jeder 
dritten Überprüfung eine Festnahme erfolgt. 
(148, 379, 470, 601, 648)

15. Dezember 1994  543

Bayern streicht im Zusammenhang mit 
der Finanzierung der Pflegeversicherung 
den evangelischen Feiertag Buß- und Bet-
tag.

Die Änderung des Gesetzes über den Schutz 
der Sonn und Feiertage wird gegen das Vo
tum der Opposition von der CSU gutge
heißen, allerdings mit Vorbehalten. Es geht 
dabei um den Ausgleich des Arbeitgeberan
teils an der Pflegeversicherung. Gleichzeitig 
versucht die Staatsregierung vergeblich, 
über den Bundesrat diese Kompensation
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wieder rückgängig zu machen. In fast allen 
Bundesländern wird der evangelische Feier
tag aufgehoben. Eigentlich wollte Minister
präsident Edmund Stoiber für den finanziel-
len Ausgleich einen Urlaubstag streichen. 
Der Buß und Bettag ist weiterhin als „stil
ler Feiertag“ geschützt, an dem keine Ver
anstaltungen stattfinden dürfen, die dem 
ernsten Anstrich dieses Tages widerspre
chen dürfen. Evangelische Arbeiter haben 
das Recht, von der Arbeit fernzubleiben, al
lerdings ohne Bezahlung. An allen Schulen 
fällt der Unterricht aus.
Innenminister Günther Beckstein, Mitglied 
der evangelischen Landessynode, weist da
rauf hin, dass mit der jetzigen Lösung der 
Schutzgedanke eines Feiertages besser 
gewahrt sei als mit der „SplittingLösung“ 
der SPD. Die SPD wollte in den überwie
gend katholischen Gebieten als gesetzlichen 
Feiertag Fronleichnam erhalten, in den 
überwiegend evangelischen den Buß und 
Bettag. (76, 397)

9. Februar 1995  544

Der Landtag debattiert über die Zukunft 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in 
Deutschland. Grundlage sind bayerisch-
sächsische Thesen der Ministerpräsiden-
ten Edmund Stoiber und Kurt Bieden-
kopf.

In seiner Regierungserklärung sagt Minis
terpräsident Edmund Stoiber: „Wir wollen 
die Reform und nicht die Zerschlagung der 
ARD, wie uns unterstellt wird. Wir wollen 
einen starken konkurrenzfähigen öffentlich
rechtlichen Rundfunk.“ Damit rückt er vor
sichtig von seiner Überlegung ab, das Erste 
Deutsche Fernsehen zu streichen, wenn es 
zu keiner Lösung der Finanzprobleme der 
ARD kommen sollte. Auf jeden Fall, so 
Stoiber, dürften an den Dritten Programmen 
der Länder zugunsten des Gemeinschafts
programms keine Abstriche gemacht wer
den.

Der Regierungschef fordert einen „schlan
keren Rundfunk“. Eine Lösung der Geld
nöte liege weder in der Ausweitung der 
Werbezeit noch in einem „ständigen Drehen 
an der Gebührenschraube“. Stoiber fordert 
„eine ausgewogene Struktur mit sechs oder 
sieben gleichwertigen Anstalten“, um mehr 
Programmvielfalt, „nicht aber Mehrfach
Bürokratie“ zu erhalten. Er fragt: „Wie wol
len Sie, besonders die fränkischen Kollegen, 
eigentlich den Bürgern in Bayern und spe
ziell in Franken erklären, dass der bayerische 
Gebührenzahler 30 Millionen Mark zur Mit
finanzierung unrentabler Minianstalten wie 
Radio Bremen und Saarländischer Rund
funk aufbringen muss, wenn gleichzeitig le
diglich etwas mehr als 12 Millionen Mark 
für die Ausstattung des Studios Franken des 
Bayerischen Rundfunks zur Verfügung ste
hen?“
Renate Schmidt, Fraktionsvorsitzende der 
SPD, hält Ministerpräsident Stoiber vor: 
„Sie liegen schief. Wir haben Ihr Papier 
gründlich gelesen. Sie bleiben für uns der 
Wolf im Schafspelz. Entgegen allen Beteue
rungen kommt in dem von Ihnen und Herrn 
Biedenkopf verfassten Thesenpapier der kla
re politische Wille zum Ausdruck, die ARD 
zu zerstören.“ Stoiber sei der Anwalt der 
privaten Anbieter. Die SPD sei nicht bereit, 
das Programmangebot der ARD, „eines der 
wichtigsten Kulturträger im weitesten Sinne 
in der Bundesrepublik Deutschland, das 
jeden Haushalt mit dem finanziellen Gegen-
wert von drei bis vier Weißbieren belastet, 
zur Disposition zu stellen“. Notfalls, so 
kündigt Renate Schmidt an, werde ihre 
Partei mit einem Volksbegehren zur Neu
einführung eines Artikels 111 b in der 
Bayerischen Verfassung dafür sorgen, dass 
das ARDProgrammangebot nicht zerstört 
werde.
Alois Glück, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, hält es für dringend geboten, bei den 
öffentlichrechtlichen Anstalten zu prüfen, 
„ob es nicht neue und andere Unterneh
mens und Organisationsformen gibt, die 
mehr Effizienz, Beweglichkeit und Flexibi-
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lität ermöglichen“. Raimund Kamm, Frakti
onssprecher der Grünen, warnt vor einer 
„überkommerzialisierten Rundfunk und 
Fernsehlandschaft“ und nennt als ab
schreckendes Beispiel die USA. „Wir müs
sen dafür sorgen“, fordert er, „dass öffent
lichrechtlicher Rundfunk, öffentlichrecht
liches Fernsehen staatsferner werden, der 
Parteieneinfluss dort zurückgedrängt wird“. 
Die Forderung von Ministerpräsident Stoi
ber, etwa sieben gleichstarke Sender ein
zurichten, wird Mitte des Jahres von der 
Mehrzahl der 16 Länderchefs zurückgewie
sen. Sie berufen sich auf den Föderalismus 
und die Notwendigkeit, mediale Vielfalt zu 
bewahren.

18. Mai 1995  545

Das „Biergarten-Urteil“ schlägt auch im 
Landtag hohe Wellen. Alle Parteien sind 
sich einig, dass die Staatsregierung ein-
greifen soll.

Ursache des Streits ist die „Waldwirtschaft“ 
in Pullach bei München. Auf Klagen von 
Anwohnern entscheidet im Frühjahr 1995 
der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, dass 
Biergärten um 21 Uhr 30 schließen müssten, 
damit ab 22 Uhr Nachtruhe gewährt sei. Am 
12. Mai kommt es deshalb zu einer großen 
Demonstration in München, und wenig spä
ter fordert der Landtag aufgrund eines CSU 
Dringlichkeitsantrages die Staatsregierung 
auf, tätig zu werden.
Max Strehle (CSU) beruft sich auf die 
Bayerische Verfassung: „Der Staat schützt 
die natürlichen Lebensgrundlagen und die 
kulturelle  Überlieferung.“  Schon  deshalb

Auf dem Münchner Marienplatz demonstrieren 20 000 Bürgerinnen und Bürger für Bayerns Biergärten
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seien die Pflege, die Erhaltung und die Wei-
tergabe unseres heimatlichen Kulturgutes, 
zu dem auch die Biergärten gehörten, eine 
öffentliche Angelegenheit, die alle angehe: 
„Ebenso wie das Bier sind die Biergärten 
und die unzähligen Bierfeste integraler Be
standteil bayerischen Kulturgutes.“
Hermann Memmel (SPD), im Münchner 
Stadtrat für das Oktoberfest zuständig, 
meint zwar, es gebe wichtigere Aufgaben 
und Probleme, doch „es gab noch nie ein 
Thema, das mehr Menschen freiwillig zu ei
ner Demonstration veranlasste, als die erste 
bayerische BiergartenRevolution vom 12. 
Mai“. Manfred Fleischer von den Grünen 
fordert: „Wir brauchen jetzt eine Lösung auf 
bayerischer Ebene“, denn es gehe tatsäch
lich „um ein Herzstück bayerischer Lebens
art“.
Umweltminister Thomas Goppel kündigt 
eine „Biergartenverordnung“ aufgrund des 
BundesImmissionsschutzgesetzes an. Die
se dann später ebenfalls angefochtene Ver
ordnung legt fest, dass Biergärten auch in 
Wohngebieten erst um 23 Uhr schließen 
müssen. Der Bayerische Verwaltungs
gerichtshof, der gegen die Verordnung keine 
„durchgreifenden Bedenken“ geltend macht, 
reicht allerdings die „Biergartenverord
nung“ an das Bundesverwaltungsgericht in 
Berlin weiter. Es solle klären, ob die Ver
ordnung mit dem Gaststättengesetz verein
bar sei, denn der Streitfall habe bundes
rechtliche Bedeutung. Ungeklärt ist näm
lich, ob das BundesImmissionsschutzge
setz eine rechtliche Grundlage für den Erlass 
der Verordnung bietet.

4. Juli 1995  546*

Die Weichen für die Einführung des Bür-
gerentscheids auf kommunaler Ebene 
sind gestellt: Die CSU-Mehrheit lehnt 
den Gesetzentwurf einer Bürgerinitiative 
ab, der von SPD und Grünen unterstützt 
wird, und präsentiert einen Gegenent-
wurf.

Zur Vorgeschichte: Im Vorjahr scheiterte die 
Initiative „Mehr Demokratie“ einer Aktion 
„Faire Volksentscheide“, die allgemein das 
plebiszitäre Recht des Bürgers erweitern 
wollte, am Bayerischen Verfassungs
gerichtshof. Daraus entstand als einzelner 
Aspekt unter dem Namen „Mehr Demokra
tie in Bayern“ das Volksbegehren zur Ein
führung des Bürgerentscheids. Unterstüt
zung fand es bei der SPD, den Grünen, dem 
DGB, dem Bund der Katholischen Jugend, 
dem Bund Naturschutz und anderen Verei
nigungen. Das Volksbegehren nahm die 
ZehnProzentHürde mit Bravour: Rund 1,2 
Millionen der 8,8 Millionen Wahlberechtig
ten, also etwa 13,7 Prozent, trugen sich in 
die Unterschriftenlisten ein. Dadurch geriet 
die CSU in Zugzwang und legte einen eige
nen Entwurf für die „Einführung von Bür
gerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerent
scheid in Gemeinden und Landkreisen“ vor. 
Der entscheidende Unterschied der beiden 
Vorlagen liegt in der für ein Begehren oder 
einen Entscheid notwendigen Stimmenzahl 
(Quorum). Der dann Gesetz werdende Ent
wurf der Bürgerinitiative sieht je nach Ge
meindegröße beim Bürgerbegehren drei bis 
zehn Prozent als Quorum vor, beim Bürger
entscheid gibt es keine Einschränkung, was 
in der Bundesrepublik Deutschland, wo es 
ohne Bayern elf Länder mit kommunaler 
Bürgermitsprache gibt, einmalig ist. Die 
CSU schlägt einen Bürgerantrag vor: Wenn 
fünf Prozent der Wahlberechtigten ihn stel
len, muss sich der Gemeinderat innerhalb 
von drei Monaten mit dem Antrag befassen. 
Beim Bürgerbegehren verlangt sie ebenfalls 
ein abgestuftes Quorum, beim Bürgerent
scheid jedoch eine Zustimmung von mindes
tens 25 Prozent der Wahlberechtigten.
Im Landtag sagt Klaus Hahnzog (SPD), die 
CSU habe nach dem Erfolg des Volksbegeh
rens Angst, „klar zu sagen, dass sie einen 
Bürgerentscheid, egal, in welcher Form, 
überhaupt nicht will“. Er erinnert an das 
knappe Scheitern des Bürgerentscheids im 
Jahr 1951, der auch kein Quorum vorgese
hen habe. Hahnzog betont: „Wir wollen von
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der bloßen Zuschauerdemokratie wegkom
men, hin zu einer lebendigen Mitmachde
mokratie.“ Herbert Kempfler (CSU) beruft 
sich bei seiner Ablehnung des Oppositions
entwurfs auch auf sozialdemokratische Bür
germeister und Landräte. So habe der Nürn
berger Oberbürgermeister Peter Schönlein 
vor der Gefahr gewarnt, „dass die repräsen
tative Demokratie auf den Kopf gestellt“ 
werde. Irene Sturm von den Grünen sagt zur 
CSU: „Bei uns macht eben das Volk die Mu
sik, bei uns geben die Bürgerinnen und Bür
ger den Ton an.“ Der CSUEntwurf sei „um
ständlich, undemokratisch, bürgerunfreund
lich, unehrlich, verzagt, kleinmütig und 
ängstlich“.
Beim Volksentscheid am 1. Oktober siegen 
Bürgerinitiative und Landtagsopposition 
klar: Bei einer Beteiligung von 36,9 Prozent 
stimmen 57,8 Prozent für die Vorlage des 
Volksbegehrens, der Entwurf der Landtags
mehrheit kommt auf 38,7 Prozent. CSUGe
neralsekretär Bernd Protzner kommentiert 
das Ergebnis: „Die Absichten der Bürger
initiative werden die Kommunalpolitik 
enorm erschweren. Sie können den Standort 
Bayern in erhebliche Bedrängnis bringen.“ 
Alois Glück, Fraktionsvorsitzender der 
CSU im Landtag, verweist auf die geringe 
Wahlbeteiligung und meint, der Bürger
entscheid habe einen „abstrakten Charakter, 
die Menschen waren persönlich nicht ange
sprochen“.
Landesweit das beste Ergebnis erzielt die 
Bürgerinitiative „Mehr Demokratie in 
Bayern“ in Fürth mit 73,1 Prozent. Aber 
auch der Regierungsbezirk der mittelfränki
schen Stadt liegt mit 63,2 Prozent vorne, ge
folgt von Schwaben mit 62,9 Prozent. Das 
Schlusslicht bilden die Oberpfalz (53,3 Pro
zent) und Niederbayern (52,9 Prozent).
Kritisch urteilt das „Straubinger Tagblatt“ 
über den Erfolg der Anhänger der „Mehr 
Demokratie“Bewegung: Die Erfahrungen 
aus der Vergangenheit hätten gezeigt, „dass 
bei vielen dieser AktivGruppen der 
(Macht)hunger mit dem Essen kommt. Fa
zit: Das Ergebnis des gestrigen Volksent

scheids brachte nur einer Minderheit ,Mehr 
Demokratie‘.“ Die „Augsburger Allgemei
ne“ meint: „Auch nach dem Erfolg der Bür
geraktion wird die Kommunalwahl in unse
rem Land nicht aus den Fugen geraten. Die 
Möglichkeit des Bürgerentscheids wird da 
und dort vielleicht sogar belebend auf die 
Arbeit in den Gemeinde und Stadträten 
wirken.“ Der Freistaat habe beim Bürger
entscheid nun „die demokratischste Rege
lung aller Bundesländer“, kommentiert die 
Münchner „Abendzeitung“ und fügt an, 
„schön, dass man auch in einem solchen Zu
sammenhang mal sagen kann: Bayern 
vorn“.
Schon wenige Tage nach dem Bürgerent
scheid, der seit 1. November Gesetz ist, 
werden die ersten Unterschriftenlisten für 
Bürgerbegehren in den Rathäusern einge
reicht. Hundert Tage nach dem für die Bür
gerinitiative erfolgreichen Volksentscheid 
gibt es bereits bayernweit 47 Anträge auf 
einen kommunalen Bürgerentscheid. Spek
takulär ist bereits am 14. Januar 1996 der 
Bürgerentscheid in Nürnberg, wo das „Au
gustinerProjekt“ in seiner ursprünglichen 
Planung gekippt wird. Allerdings nehmen 
nur 27 Prozent der Stimmberechtigten am 
Urnengang teil. Während Thomas Mayer, 
der Sprecher der Bürgeraktion, sich freut, 
dass Bayern „jetzt die bundesweite Loko
motive in Sachen direkter Demokratie“ sei, 
warnt Innenstaatssekretär Hermann Regens
burger vor einer zunehmend unübersichtli
cher werdenden Kommunalpolitik. Alois 
Glück (CSU) befürchtet eine „schleichende 
Auszehrung kommunalpolitischer Verant
wortung“.
Bayernweit am spektakulärsten ist Mün
chens erster Bürgerentscheid am 23. Juni 
1996: Bei einer Wahlbeteiligung von nur 
32,3 Prozent der 909 000 Stimmberechtig
ten votieren 50,7 Prozent für den Bau von 
drei Tunnel am Mittleren Ring. An diese 
Entscheidung muss sich der Stadtrat drei 
Jahre lang halten. (118)
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4. Juli 1995  547

Der Weg ist frei für vier neue Spiel banken in 
Bayern.

Ohne große politische Aufregung beschließt 
der Landtag mit den Stimmen von CSU und 
Grünen gegen einen Großteil der SPD eine 
Änderung des Spielbankengesetzes. Die 
Sozialdemokraten lehnen es ab, den Bewer
berkreis auf Heilbäder, Kur und Erholungs
orte zu beschränken. Innenstaatssekretär 
Hermann Regensburger sagt, das neue Ge
setz, dreißig Jahre nach der endgültigen 
staatlichen Absicherung der Kasinos, sei 
eine „maßvolle“ Ergänzung des Spiel
bankennetzes.
Mitte September legt die Staatsregierung 
die neuen Standorte fest: Bad Füssing in 
Niederbayern, Kötzting in der Oberpfalz, 
Bad Steben in Oberfranken und Feuchtwan
gen in Mittelfranken. Auf der Bewerberliste 
standen 47 Orte. Die nun ausgewählten Ge
meinden dürfen bis zu 15 Prozent des Brut
tospielertrags einstreichen. Die seit Jahr
zehnten bestehenden Spielbanken Bad 
Wiessee, Bad Reichenhall, GarmischPar
tenkirchen, Bad Kissingen und Lindau hat
ten 1994 einen Gesamtumsatz von 146,5 
Millionen Mark. Insgesamt kassierte der 
bayerische Fiskus seit der umstrittenen Ein
richtung der Kasinos aus der Spielleiden
schaft 2,3 Milliarden Mark. Eine „Altlast“ 
ist das Lindauer Kasino, das 40 Jahre privat 
betrieben wurde, weil die Inselstadt in den 
ersten zehn Nachkriegsjahren zur französi
schen Besatzungszone gehörte. Die Konzes
sion endete am 1. April 1990. Seither hat 
auch in Lindau der Staat das Sagen und die 
Gerichte müssen sich mit den Klagen der 
„Internationale Spielbank Lindau GmbH“ 
befassen. Das Innenministerium begründete 
die Verstaatlichung mit den Gefahren, die 
mit dem Glücksspiel verbunden seien. Des
halb müsse der Staat einen „unmittelbaren 
Durchgriff auf den Spielbankenbetrieb 
haben“. (92, 111, 157, 163, 179, 196, 217, 
254)

5. Juli 1995  548

Nach Jahren des Streits um den Ausbau 
der Donau beauftragt der Landtag die 
Staatsregierung, im Raumordnungsver-
fahren weitere Alternativen zu prüfen.

Schon im Herbst 1992 übten bei einem 
Hearing im Landtag SPD, Naturschützer 
und Donaufischer Kritik am Plan der Bun-
desregierung, der Binnenschiffer und der 
RheinMainDonau AG (RMD), den Fluss 
zwischen Straubing und Vilshofen auf 70 
Kilometer Länge so auszubauen, dass er 
ganzjährig schiffbar ist. Der Protest richtet 
sich gegen einen 9,5 Kilometer langen Sei
tenkanal. Ohne Staustufen und Seitenkanal 
will dagegen der Wiener Wasserbauexperte 
Prof. Harald Ogris die notwendige Wasser
tiefe von mindestens 2,80 Meter erreichen. 
Er schlägt gegen die Meinung der Mehrzahl 
seiner Kollegen den Bau von Buhnen (in 
den Fluss gebaute Dämme) und eine mit 
Steinen befestigte Flusssohle vor. (563)

18. Juli 1995  549

Die Änderung des Kommunalwahlrechts 
schafft die Voraussetzung für die Beteili-
gung von EU-Bürgern bei den bayeri-
schen Gemeinderatswahlen am 10. März 
1996.

Allerdings, so will es die CSUMehrheit, 
müssen EUAusländer einen Antrag stellen, 
um in das Wählerverzeichnis aufgenommen 
zu werden. Das bedeutet, sie werden nicht 
automatisch als Wahlberechtigte benach
richtigt. Diese Regelung gibt es sonst nur 
noch in Sachsen. Außerdem beschließt die 
CSU gegen den Protest der Opposition, dass 
Unionsbürger nicht zum Ersten Bürgermeis
ter, Landrat oder deren Stellvertreter ge
wählt werden können, da mit diesen Ämtern 
hoheitliche Aufgaben verbunden seien.
Der Gesetzentwurf entspreche dem Geist 
und den Buchstaben der EUKommunal
wahlrichtlinie, bekräftigt Jakob Kreidl
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(CSU), was später auch von der EUKom
mission bestätigt wird. Innenminister 
Günther Beckstein ergänzt, wer Interesse an 
der Kommunalpolitik habe, werde auch die 
„kleine Mühe“ nicht scheuen, einen Antrag 
zu stellen. Sophie Rieger von den Grünen 
spricht dagegen von einer „bürokratischen 
Schikane“, und Franz Schindler (SPD) sieht 
in der Hürde einen Widerspruch zum allseits 
geforderten „schlanken Staat“.
Die Beteiligung der Unionsbürger an den 
Kommunalwahlen ist relativ gering, zwi
schen zehn und knapp über 20 Prozent. Mit 
23 Prozent ließen sich in Augsburg von den 
bayerischen Großstädten die meisten der 
rund 270 000 EUWahlberechtigten in die 
Listen eintragen.

11. Oktober 1995  550

Der Asylfall des Kurden Fariz Simsek 
sorgt erneut im Parlament für Zündstoff.

Bereits im Juli lehnte die CSUMehrheit 
mehr als 200 Eingaben zugunsten des in
zwischen untergetauchten Simsek ab. Seine 
Familie lebt seit April in der katholischen 
Gemeinde St. Raphael in Steppach bei 
Augsburg im „Kirchenasyl“. Fariz Simsek 
war 1990 als Sympathisant der Kurdenorga
nisation PKK in der Türkei verhaftet und 
gefoltert worden. Die deutschen Behörden 
lehnten seinen Asylantrag ab. Simsek wird 
vorgeworfen, im März 1994 an einer mit 
Gewalttätigkeiten verbundenen Blockade 
der Autobahn MünchenAugsburg teilge
nommen zu haben. Seine Abschiebung wur
de allerdings zweimal in letzter Minute ge
stoppt.
Im Landtag geht es nun um die Anordnung 
der Ausländerbehörde im Landratsamt 
Augsburg, Sahize Simsek und die beiden 
drei und vier Jahre alten Kinder in „Ab
schiebehaft“ zu nehmen. Elisabeth Köhler 
von den Grünen spricht von „Sippenhaft“, 
Helmut Ritzer (SPD) von einem Vorgang,

der „beispiellos“ in der Bundesrepublik sei. 
Manfred Weiß (CSU) gibt zu bedenken: 
„Wir können nicht einerseits den Behörden 
vorwerfen, dass zu wenig abgeschoben wird. 
... Aber dann, wenn im Rahmen der Geset
ze abgeschoben werden soll, sind wir auf 
einmal dagegen und haben große Beden
ken.“ Es gehe nicht darum, die Kinder in ein 
Gefängnis zu stecken oder in einer Einrich
tung der Kinder und Jugendhilfe unterzu
bringen. Es müsse vielmehr dafür gesorgt 
werden, wenn die Mutter abgeschoben wer
den sollte, dass dann „auch die Kinder zu
sammen mit ihr abgeschoben werden“.
Innenminister Günther Beckstein betont, 
dass es eine „rechtsbeständige Ausreise
pflicht“ für die Eheleute Simsek und deren 
Kinder gebe. Nach dem Grundsatz der Ver
hältnismäßigkeit sei aber „kein Eindringen 
der Polizei“ in kirchliche Räume erfolgt, 
„um die Ausreisepflicht durchzusetzen“. Im 
Übrigen gebe es in keinem deutschen Bun
desland einen Abschiebestopp für Frauen 
mit Kindern. Gegen die Ausreise der Fami
lie Simsek in ein sicheres „Drittland“ hat 
der Innenminister nichts einzuwenden.
Der Eingabenausschuss des Bundestages ur
teilt am 1. Februar 1996 über eine Petition 
zugunsten Simseks, man habe den Ein
druck, „dass hier allzu leichtfertig mit dem 
Schicksal, der körperlichen Unversehrtheit 
und dem Leben eines Menschen umgegan
gen wird“. Kritisiert werden aber nicht die 
bayerischen Behörden, sondern das Bundes
amt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge, das bei der Beurteilung des Fal
les Simsek zu „pauschal“ vorgegangen sei. 
Seit Ende 1995 hält sich die Familie Simsek 
in Holland auf. Damit sind die Haftbefehle 
aufgehoben.

26. Oktober 1995  551

Im zweiten Anlauf setzt der Landtag 
einen Untersuchungsausschuss zur Auf-
klärung der „Plutonium-Affäre“ ein.

In einem Hartschalenkoffer (rechts) werden am 10. August 1994 auf dem Münchner Flughafen 
363 Gramm Plutonium sichergestellt
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Auch im Deutschen Bundestag interessiert 
sich ein Untersuchungsausschuss für die Lö
sung der Frage, unter welchen Umständen 
am 10. August 1994 auf dem Münchner 
Flughafen Franz Josef Strauß in einem Hart
schalenkoffer 363 Gramm Plutonium ange
kommen sind. Handelte es sich bei dem 
Schmuggel hochradioaktiven Materials aus 
Russland um eine Inszenierung des Bundes
nachrichtendienstes, oder kamen die deut
schen Behörden dem kriminellen Deal 
rechtzeitig auf die Spur, lautet die Fra
gestellung. Im Juli 1995 wurden die 
Schmuggler, der Kolumbianer Justiniano 
Torres und die Spanier Julio Ortez und 
Javier Bengoechea, vom Landgericht Mün
chen zu mehrjährigen Haftstrafen wegen der 
Einfuhr und der Beförderung von Kriegs
waffen verurteilt. Der Vorsitzende Richter 
Heinz Alert schließt nicht aus, dass der 
Atomhandel von VLeuten des Geheimdiens
tes eingefädelt sein könnte.

Bei der Einsetzung des Untersuchungsaus
schusses zur „Aufklärung der Verwicklung 
bayerischer Behörden in Fälle von Nuklear
kriminalität“ aufgrund von Oppositionsan
trägen bedauert Manfred Fleischer, dass die 
SPD vor sechs Monaten den Vorstoß der 
Grünen abgelehnt habe, die Affäre auch im 
Bayerischen Landtag prüfen zu lassen. Da
mals argumentierten die Sozialdemokraten, 
der Bonner Untersuchungsausschuss sei nun 
gefordert und dort sollten die bayerischen 
Minister Günther Beckstein und Hermann 
Leeb aussagen.
Fleischer vermutet: „Drahtzieher der Affäre 
war der Bundesnachrichtendienst, der im 
Bayerischen Landeskriminalamt ein sehr 
dienstbereites, gutgläubiges und willfähri
ges Werkzeug gefunden hat.“ Franz Schind
ler (SPD) verweist auf die milden Urteile 
und den Verzicht der Staatsanwaltschaft, 
Rechtsmittel einzulegen. Das sei für die 
SPDFraktion nun Anlass gewesen, einen
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... Aber dann, wenn im Rahmen der Geset
ze abgeschoben werden soll, sind wir auf 
einmal dagegen und haben große Beden
ken.“ Es gehe nicht darum, die Kinder in ein 
Gefängnis zu stecken oder in einer Einrich
tung der Kinder und Jugendhilfe unterzu
bringen. Es müsse vielmehr dafür gesorgt 
werden, wenn die Mutter abgeschoben wer
den sollte, dass dann „auch die Kinder zu
sammen mit ihr abgeschoben werden“.
Innenminister Günther Beckstein betont, 
dass es eine „rechtsbeständige Ausreise
pflicht“ für die Eheleute Simsek und deren 
Kinder gebe. Nach dem Grundsatz der Ver
hältnismäßigkeit sei aber „kein Eindringen 
der Polizei“ in kirchliche Räume erfolgt, 
„um die Ausreisepflicht durchzusetzen“. Im 
Übrigen gebe es in keinem deutschen Bun
desland einen Abschiebestopp für Frauen 
mit Kindern. Gegen die Ausreise der Fami
lie Simsek in ein sicheres „Drittland“ hat 
der Innenminister nichts einzuwenden.
Der Eingabenausschuss des Bundestages ur
teilt am 1. Februar 1996 über eine Petition 
zugunsten Simseks, man habe den Ein
druck, „dass hier allzu leichtfertig mit dem 
Schicksal, der körperlichen Unversehrtheit 
und dem Leben eines Menschen umgegan
gen wird“. Kritisiert werden aber nicht die 
bayerischen Behörden, sondern das Bundes
amt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge, das bei der Beurteilung des Fal
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Untersuchungsausschuss zu beantragen. Die 
Urteilsgründe wichen von den Äußerungen 
des Innenministers und des ihm unterstell
ten Landeskriminalamts ab. Joachim Herr
mann (CSU) versichert, auch seine Fraktion 
sei daran interessiert, „dass alle aufgeworfe
nen Fragen exakt aufgearbeitet werden“, 
nicht zuletzt deshalb, um falsche Behaup
tungen zu widerlegen. (572)

27. Oktober 1995  552

Eine „Regierungserklärung besonderer 
Art“ gibt Kultusminister Hans Zehet-
mair ab: Es geht um die Rechtschreib-
reform.

Im April 1995 wurde den zuständigen 
Behörden in Deutschland, Österreich und in 
der Schweiz ein Wörterverzeichnis überge
ben, das eine hochrangig besetzte inter
nationale Redaktion ausgearbeitet hatte. 
Während Österreich und die Schweiz zu
stimmten, kam von einigen deutschen Poli
tikern, allen voran vom bayerischen Kultus
minister Hans Zehetmair, Protest gegen 
einige all zu revolutionäre Neuerungen.
In seiner Regierungserklärung erläutert 
Zehetmair dafür die Gründe: Auf seine Ini
tiative hätten sich die Experten der Kultus
ministerien nun geeinigt, eine Liste mit 35 
„katastrofalen“ (so eine beabsichtigte  
Änderung) Neuregelungen zu kippen. Es  
sei  zwar an der Zeit, den jetzt bestehenden  
Regelungswirrwarr zu beenden, sodass man 
künftig ohne Ausnahmebestimmungen und 
unter Zuhilfenahme „leicht handhabbarer 
Begründungen“ zurechtkommen könne. 
Eine ungebremste „Eindeutschung“ von 
Fremdwörtern („Restorant“) oder eine radi
kale Veränderung im „historisch überliefer
ten Schriftbild“ („Tron“ statt „Thron“ oder 
„Fede“ statt „Fehde“) lehnt der Minister 
jedoch ab.
Karl Freiler (CSU) hält es ebenfalls für not
wendig, „dieser Kulturbarbarei, wie es der 
Präsident des Deutschen Lehrervereins be

zeichnet“, Einhalt zu gebieten. Petra Mün
zel (Grüne) vermutet, bei Zehetmairs Regie
rungserklärung handle es sich um „verges
sene“ Hausaufgaben. Und wie das so üblich 
sei, folgten nun „hektische Aktivitäten, um 
zu retten, was zu retten ist“. Udo Egleder 
(SPD) sagt: „Wir sind der Ansicht, dass die 
Ästhetik der deutschen Sprache durch die 
neue Reform nicht zur Disposition steht und 
dass auch die Vielfalt der Ausdrucksmög
lichkeiten nicht geschmälert wird. Bringen 
wir also diese sanfte Reform gemeinschaft
lich auf einen guten Weg.“
In einer kurzen Replik auf den Vorwurf der 
Grünen, er habe ein „schlechtes Gewissen“, 
sagt Kultusminister Hans Zehetmair, er ha
be gehandelt, als er die Vorlage der „Wiener 
Gespräche“ erhalten habe. Außerdem habe 
im ganzen deutschsprachigen Raum keiner 
außer ihm die Reform der Rechtschreibung 
vor einem Parlament behandelt.
Wenige Tage nach der Landtagsdebatte 
stimmen die deutschen Kultusminister der 
Reform mit den von Bayern verlangten Kor
rekturen zu. Sie gilt ab 1998, die Über
gangsfrist beträgt zehn Jahre.

15. November 1995  553

Nach dem Rücktritt von Finanzminister 
Georg von Waldenfels muss Ministerprä-
sident Edmund Stoiber sein Kabinett um-
bilden.

Waldenfels übernimmt, wie von politischen 
Beobachtern seit Monaten vermutet, einen 
Vorstandsposten beim Münchner Misch
konzern VIAG. Sein Nachfolger als Bayerns 
Finanzchef wird Erwin Huber, bisher Leiter 
der Staatskanzlei. Hubers Nachfolger an der 
Spitze der Regierungszentrale kommt aus 
Bonn. Es ist der Parlamentarische Staatsse
kretär im Bundesfinanzministerium, Kurt 
Faltlhauser. Neuer Staatssekretär im Um
weltministerium wird der bisherige Vor
sitzende des Landwirtschaftsausschusses 
Willi Müller. Er nimmt den Posten von Her
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bert Huber ein, der als Gründungsdirektor 
des neu geschaffenen „Film und Fernseh
fonds Bayern“ zurücktritt und auch das 
Parlament verlässt.
Mit den Stimmen der CSU bei Enthaltung 
der SPD und „Nein“ der Grünen beschließt 
der Landtag eine Änderung der Geschäfts
bereiche der Staatsregierung: Die Landes
zentrale für Politische Bildungsarbeit, bis
her der Staatskanzlei unterstellt, gehört nun 
zum Kultusministerium. Ministerpräsident 
Stoiber begründet die Neuregelung damit, 
dass vorhandene Zuständigkeiten im Bereich 
der politischen Bildung nunmehr zusam
mengefasst würden.

29. November 1995  554

Die Staatsregierung verlangt eine durch-
greifende Reform der EU-Agrarpolitik. 
Landwirtschaftsminister Reinhold Bock-
let stellt dem Landtag das Memorandum 
„Zur Neuausrichtung der Agrarpolitik 
der Europäischen Union“ vor.

In einer Regierungserklärung fordert Minis
ter Bocklet, die Verantwortung für die Ein
kommenssicherung der Landwirte von den 
Instanzen der Europäischen Union auf die 
EUMitgliedsstaaten zu verlagern. Brüssel 
solle, so Bocklet, für den Außenschutz, den 
Ordnungsrahmen der Agrarmärkte und das 
Funktionieren des Binnenmarktes zuständig 
sein. Den Mitgliedsstaaten will Bocklet die 
Kompetenz zurückgeben „für alle unmittel
bar wirksamen Zahlungen an die Landwir
te“ einschließlich der „Umwelt und Struk
turmaßnahmen sowie des Währungsaus
gleichs“.
Minister Bocklet rechnet vor, dass die 
bayerische Landwirtschaftsverwaltung an 
die Bauern im Freistaat jährlich zirka 1,4 
Milliarden Mark an Direktzahlungen aus 
der EUKasse verteilt, und zwar „auf der 
Grundlage einer Flut von Verordnungen und 
Richtlinien, die immer komplizierter wer
den“. Dies geschehe zudem „ohne Einschal

tung und Kontrolle des Bayerischen Land
tags, obwohl der bayerische Staatshaushalt 
für die entsprechenden Beträge gegenüber 
der Europäischen Union haften muss“. Die 
Länder seien „Ausführungsgehilfen der EU
Agrarpolitik ohne direkte Mitgestaltungs
möglichkeiten“ geworden.
Gustav Starzmann (SPD) lobt Bocklets 
Überlegungen als „recht bemerkenswert“. 
Als „Dreh und Angelpunkt“ sieht der SPD 
Agrarpolitiker, „dass sich auch die CSU von 
Zahlungen und Ausgaben, die von der auf 
einem Bauernhof produzierten Menge ab
hängen, verabschiedet und dass sie sich jetzt 
überzeugt zu verstärkten direkten Zahlun
gen an die Bauern hinwendet“.
Friedrich LoscherFrühwald (CSU) fordert: 
„Auch künftig muss für Leistungen, die die 
Landwirtschaft für die gesamte Bevölke
rung erbringt, vor allem für Umweltschutz
leistungen, ein angemessener und dauerhaf
ter Ausgleich gewährt werden.“ Billiger als 
über den Landwirt sei ein flächendeckender 
und integrierter Umweltschutz nicht zu ha
ben.
Sepp Daxenberger (Grüne) hält Landwirt
schaftsminister Reinhold Bocklet eine 
„Bauernregel“ vor: „Wer seinen eigenen Be
trieb nicht in Ordnung hat, sollte sich mit 
Ratschlägen an andere zurückhalten.“ Da
xenberger, selbst Landwirt, fordert eine 
ökologische Agrarreform mit Verzicht auf 
Gentechnik, Massentierhaltung und „unge
hemmtes Großviehwachstum“.

12. Dezember 1995  555

Nach monatelangen, in der Öffentlichkeit 
äußerst kritisch verfolgten Debatten wer-
den die Diäten neu geregelt.

Gegen die Stimmen der Grünen (einer ent
hält sich) beschließt der Landtag, die 
Grundbezüge um 10,22 Prozent auf 9590 
Mark anzuheben. Die steuerfreie Unkosten
pauschale von 4711 Mark wird entgegen 
einer Empfehlung der unabhängigen Diä
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tenkommission vorläufig nicht angetastet, 
da noch steuerrechtliche Fragen zu klären 
sind. Bis zum Ende der Wahlperiode steigen 
die Diäten jährlich automatisch um einen 
Prozentsatz, der sich aus der Entwicklung 
des durchschnittlichen Lebenshaltungs
index ergibt. Außerdem erhalten die Parla
mentarier, die ausscheiden, nicht mehr ma
ximal 24, sondern nur mehr 18 Monate 
Übergangsgeld. Dabei werden nicht nur 
Einkünfte aus einem Beschäftigungsver
hältnis im öffentlichen Dienst angerechnet, 
sondern auch aus der Privatwirtschaft.
Ursprünglich war geplant, die Diäten nach 
neun freiwilligen „Nullrunden“ um 27 Pro
zent zu erhöhen, was angesichts der allge
mein schwierigen wirtschaftlichen und so
zialen Lage bald als nicht mehr durchsetz
bar galt. An der Spitze der Diäten unter den 
Landesparlamenten liegt Hessen: Dort er
halten die Abgeordneten monatlich 10 970 
Mark. Allerdings beträgt ihre Aufwandspau
schale (ohne Tagegeld und Fahrtkostenpau
schale) nur 850 Mark. (77, 189, 370)

13. Dezember 1995  556*

Der Landtag schafft die gesetzliche 
Grundlage für das Anbringen von Kreu-
zen in den Volksschulen. Er reagiert da-
mit auf ein äußerst umstrittenes Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts.

Am 16. Mai 1995, bekannt geworden jedoch 
erst Mitte August, beschloss der Erste Senat 
des Bundesverfassungsgerichts, dass „die 
Anbringung eines Kreuzes oder Kruzifixes 
in den Unterrichtsräumen einer staatlichen 
Pflichtschule, die keine Bekenntnisschule 
ist“, gegen Artikel 4 Absatz 1 des Grundge
setzes, also gegen die Glaubens und Ge
wissensfreiheit verstoße. Damit sei eine ent
sprechende Bestimmung in der bayerischen 
Schulordnung nichtig. Geklagt hatte ein 
Ehepaar im oberpfälzischen Nittenau, das 
seinen Kindern im Schulzimmer den An
blick eines „männlichen Leichnams“ erspa

Großkundgebung von 25 000 Christen auf dem Münchner Odeonsplatz gegen das „Kruzifix-Urteil“ 
des Bundesverfassungsgerichts

ren wollte. Nach Bekanntwerden des Karls
ruher Richterspruchs erhebt sich ein Sturm
wind der Empörung: Im September ruft die 
katholische Kirche zu einer Großkundge
bung auf dem Münchner Odeonsplatz auf, 
zu der gut 25 000 Demonstranten kommen. 
Neben Kardinal Friedrich Wetter sprechen 
auch der evangelische Landesbischof Her
mann von Loewenich und Ministerpräsident 
Edmund Stoiber. Bis Ende des Jahres gehen 
in der Staatskanzlei Protestlisten mit über 
700 000 Unterschriften ein.
Das „Kruzifix-Gesetz“ des Landtags besteht 
in einer Änderung des Erziehungs und Un
terrichtsgesetzes, deren Entwurf die Staats
regierung vorlegte. Er wird mit den Stim
men der CSU verabschiedet. In den Reihen 
der Opposition schließen sich nur Armin 
Nentwig und Albert Schmid (beide SPD) 
an. Mit der Gesetzesänderung wird festge
legt, dass in den bayerischen Volksschulen 
Kreuze aufgehängt werden müssen, wenn 
dagegen nicht im Einzelfall Widerspruch 
eingelegt wird. Ergänzt wird dies durch ei
ne Regelung für den Konfliktfall, die es bis-
her nicht gab: Wenn Erziehungsberechtigte 
gegen die Anbringung vorgehen, ist es Auf
gabe des Schulleiters, eine gütliche Eini
gung zu erreichen. Scheitert diese, muss er 
für den Einzelfall entscheiden, welche Re
gelung die „Glaubensfreiheit des Schülers 
achtet“, die aber auch die religiösen und 
weltanschaulichen Überzeugungen aller 
Schüler zu einem „gerechten Ausgleich“ 
bringt. Dabei sei „der Wille der Mehrheit so 
weit wie möglich zu berücksichtigen“.
Josef Miller (CSU) begründet die Gesetzes
änderung mit dem Satz: „Damit kommt der 
klare Wille zum Ausdruck, dass die obersten 
Bildungsziele, die in der Bayerischen Ver
fassung niedergelegt sind, auch verwirklicht 
werden.“ Gleichzeitig werde aber auch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts re
spektiert. Es sei aber „auf Dauer nicht mög
lich, religiöse Toleranz ausschließlich von 
der Mehrheit, nicht aber von der Minderheit 
zu verlangen“. Der CSUAbgeordnete sieht 
die „große Gefahr des Bundesverfassungs
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gerichtsurteils darin, dass morgen auch die 
christliche Erziehung in unseren Schulen 
zur Disposition stehen könnte und damit das 
Ende noch lange nicht erreicht wäre. Als 
Nächstes könnte die Bayernhymne bei öf
fentlichen Anlässen zur Disposition gestellt 
werden“.
Eberhard Irlinger (SPD) bedauert die 
„falsche Problemstellung“. Es werde so ge
tan, als wenn die Opposition ein Nein zum 
Kreuz wolle. Wer so rede, „wer sogar den 
Ausverkauf des Christentums oder gar den 
Untergang des Abendlandes oder der 
Bayernhymne heraufbeschwört, dem werfe 
ich vor, dass er den Konflikt machtpolitisch 
nutzen wollte“. Die SPD wolle ebenfalls, 
dass das Kreuz im Klassenzimmer hängen 
könne. Deshalb schlage sie eine Regelung 
vor, die zwar das Urteil achte, aber keine

Gesetzesänderung vorsehe. Das geschehe 
auch in anderen Bundesländern.
Petra Münzel (Grüne) gibt zu bedenken, dass 
die neue Gesetzesvorschrift nur für Grund, 
Haupt und Förderschulen gelte. Es habe 
keine Gültigkeit für Realschulen und Gym
nasien. Münzel: „Damit frage ich mich, 
warum streitet man so vehement für ein 
Pflichtkreuz in den Pflichtschulen, verlangt 
man von den Schulleiterinnen und Schullei
tern verfassungswidriges Verhalten und de
montiert mit dieser Kampagne das Bundes
verfassungsgericht?“ So groß könne also die 
Bedeutung des Kreuzes an den Schulwän
den nicht sein, wenn nicht alle Schularten 
betroffen seien.
Albert Schmid (SPD) begründet seine ab
weichende Meinung damit, dass eine gesetz
liche Regelung erforderlich sei, „um den
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Rechtsfrieden im eigenen Land sicherzu
stellen“. Man müsse „klar sagen, was Sache 
ist und was man will“.
Kultusminister Hans Zehetmair sagt, der 
Gesetzentwurf sei „Ausfluss des Rechts des 
Bayerischen Landtags, über die Grundlagen 
der Schulorganisation zu befinden“. Damit 
werde weder der Karlsruher Beschluss kon
terkariert noch würden Bestimmungen des 
Grundgesetzes verletzt. Artikel 135 der 
Bayerischen Verfassung (Christliche Ge
meinschaftsschulen) müsse Bestand haben, 
fordert der Minister, „weil sonst bayerische 
Bildungs und Schulgeschichte gebrochen 
würde“.

19. März 1996  557

SPD und Grüne bringen in Erster Lesung 
Gesetzentwürfe zur Abschaffung des 
Bayerischen Senats ein.

Es ist der vorläufige Höhepunkt einer mo-
natelangen Kritik an der Zweiten Kammer, 
die sich auch gegen die Person ihres Präsi
denten Prof. Walter Schmitt Glaeser richtet. 
Helmut Ritzer (SPD) bemerkt, der Senat sei 
überflüssig geworden, „weil er seine Funk-
tion als unparteiisches, überparteiliches 
Gesetzgebungsorgan nicht ausgefüllt hat“. 
Die Senatoren hätten in der Vergangenheit zu 
selten Flagge gezeigt und zumeist sich „die 
Auffassung von Staatsregierung und Mehr
heitspartei“ zu eigen gemacht. Anstelle des 
Senats wünschen sich die Sozialdemokraten 
ein Anhörungsrecht wichtiger Organisatio
nen und Verbände im Landtag. Christian 
Magerl (Grüne) sieht das ähnlich: Die Bera
tung von Landtag und Staatsregierung laufe 
heute ohne den „Umweg“ Senat, die Ver
bandsvertreter suchten von sich aus das Ge
spräch mit den Politikern. Außerdem sei der 
Senat nicht demokratisch legitimiert, weil er 
nicht direkt vom Volk gewählt sei.
Die CSU wendet sich strikt gegen die Ab
schaffung des Bayerischen Senats. Doch er

gehöre dringend auf den „Prüfstand“, wie 
Peter Welnhofer ausführt. Er lobt die „wert
volle integrierende Wirkung“ der Zweiten 
Kammer, wünscht sich aber eine andere 
Zusammensetzung. Zu prüfen sei auch, ob 
das Mindestalter von 40 Jahren herabzuset
zen sei.
Nach einer Klausurtagung Ende Juni 1996 
legt der Bayerische Senat ein Konzept zur 
Verfassungsänderung vor: Neun der 60 Sit
ze sollen neu verteilt werden, das Wahlalter 
soll auf 21 Jahre herabgesetzt werden. (30, 
108, 197, 252, 371, 570, 590)

14. Februar 1996  558

Verkehrsminister Otto Wiesheu stellt im 
Landtag das neue Konzept für die Bahn 
in Bayern vor.

Wiesheu erläutert den vom Kabinett abge
segneten Vertrag zwischen der neuen 
Bayerischen Eisenbahngesellschaft mbh 
und der Deutschen Bahn AG. Der Regiona
lisierungsvertrag regelt den zukünftigen 
Schienenpersonennahverkehr im Freistaat. 
Für die Abwicklung dieses Verkehrs 
schließt die Bayerische Eisenbahngesell
schaft mit der Deutschen Bahn AG einen 
„Verkehrsdurchführungsvertrag“.
Der CSUVerkehrsexperte Adolf Dinglreiter 
lobt vor den Ausschüssen für Wirtschaft und 
Haushalt des Landtags die Ausweitung des 
Leistungsangebots von bisher 82 Millionen 
„Zugkilometer“ pro Jahr auf 94 Millionen 
Kilometer als „grundsätzlich positiv“. Un
mut äußert er jedoch zur Frage, ob die Bahn 
AG „mit ihrem veralteten und sehr stör
anfälligen Material“ die Erwartungen erfül
len könne.
SPD und Grüne antworten auf Wiesheus 
Darstellung mit scharfer Kritik. Es sei ihnen 
unmöglich, betonen Max von Heckel und 
Wolfgang Hoderlein (SPD), einen Vertrag 
einzuschätzen, „bei dem wesentliche Ele
mente fehlen“. Christian Magerl und Rai
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mund Kamm (Grüne) werfen Wiesheu eine 
schlechte und ungenügende Arbeit vor. 
Der Vertrag mit der Deutschen Bahn AG 
läuft zunächst sechs Jahre bis zum Jahr 
2001. Er enthält eine Verlängerungsmög
lichkeit bis zum Jahr 2005. (108, 197, 252, 
424)

9. Mai 1996  559

Der Landtag beschließt ein Gesetz zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern.

Vorausgegangen waren langwierige und 
heftige Streitigkeiten zwischen CSU und 
Opposition, aber auch innerhalb der CSU. 
SPD und Grüne, die weitergehende Gesetz
entwürfe vorlegten, sehen in dem Reform
gesetz lediglich einen „zahnlosen Tiger“, 
während Sozialministerin Barbara Stamm 
von einem „richtungsweisenden Schritt“ 
spricht.
Das Gleichstellungsgesetz, eines der letzten 
in den deutschen Bundesländern, das verab
schiedet wird, verpflichtet staatliche und 
kommunale Behörden, aber auch öffentlich
rechtliche Einrichtungen wie den Bayeri
schen Rundfunk oder die Sparkassen, bei 
mehr als 100 Beschäftigten Gleichstellungs
beauftragte zu ernennen. Besonders stolz 
sind die CSUFrauen auf die innerparteilich 
lang umstrittene Regelung, dass Frauen Er
ziehungszeit oder Pflegetätigkeit bei Ein-
stellungen und Beförderungen als Qualifi-
kationsmerkmal angerechnet werden kön
nen.
Monica LochnerFischer (SPD) kritisiert 
den Finanzierungsvorbehalt, der Gleichstel
lung vom Geld abhängig mache. Petra Mün
zel (Grüne) beharrt auf festen Frauen
quoten, sonst „werden wir nicht zum Ziel 
kommen“. Der Ruf nach einer Quote, die 
auch die SPD verlangt, ist für Sozialminis
terin Stamm der falsche Weg: „Wir wollen 
Gleichstellung mit den männlichen Be
schäftigten erreichen, nicht gegen sie.“ (655)

23. Mai 1996  560

Ministerpräsident Edmund Stoiber gibt 
vor dem Landtag die Verwendung der 
zweiten Tranche aus den Privatisierungs-
erlösen bekannt.

Zu den im Juli 1994 vorgestellten Ausgaben 
von drei Milliarden Mark im Rahmen des 
Programms „Offensive Zukunft Bayern“ 
kommen nun noch rund 2,3 Milliarden. Sie 
stammen aus dem Verkauf der Bayerischen 
Versicherungskammer. Während die ersten 
drei Milliarden vor allem der Förderung von 
Wissenschaft und Technologie galten, geht 
es jetzt um die Stärkung der sozialen Infra
struktur Bayerns, um Umweltschutz und 
Kultur. Für die Einrichtung eines Arbeits
und Sozialfonds sind 400 Millionen Mark 
eingeplant, für ein Arbeitsplatzprogramm 
250 Millionen, für wissenschaftliche und 
technische Innovationen 240 Millionen und 
für die Stärkung der regionalen Infrastruktur 
340 Millionen Mark. In einen Umweltfonds 
sollen 340 Millionen Mark fließen, in einen 
Kulturfonds 300 Millionen Mark. Für neue 
Museen sind 334 Millionen Mark reserviert, 
davon 270 Millionen Mark für die Dritte 
Pinakothek in München und für das Muse
um des 20. Jahrhunderts in Nürnberg.
Ministerpräsident Stoiber, der den Schwer
punkt der Ausgaben für „Beschäftigung und 
Soziales“ als ein „Angebot an Gewerk
schaften und Arbeitgeber für eine koopera
tive Beschäftigungspolitik“ bezeichnet, ap
pelliert an Bayerns Bürgerinnen und Bürger, 
sich „wieder auf den Kern der sozialen 
Marktwirtschaft zu konzentrieren“: „Daher 
müssen wir aufhören, uns mehr zu leisten, 
als wir leisten. In der verschärften interna
tionalen Wettbewerbssituation überfordern 
unsere sozialen Ansprüche und ökologi
schen Standards unsere Unternehmen, 
Arbeitnehmer wie Unternehmer.“
Die Opposition erneuert ihren Vorwurf, 
Staatseigentum zu verschwenden. SPD 
Fraktionsvorsitzende Renate Schmidt be
anstandet, die für arbeitsplatzschaffende 
Maßnahmen eingesetzten Mittel seien „be
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schämend gering“. Gelder würden teilweise 
in Projekte gesteckt, die eigentlich aus dem 
Haushalt finanziert werden müssten, wie die 
Staatsstraßen. Emma Kellner (Grüne) hält 
dem Ministerpräsidenten vor, er habe das 
„bayerische Tafelsilber“ mit seiner Aus
gabenpolitik „verscherbelt und verteert“. 
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
bemerkt lapidar: „In ganz Deutschland“ 
werde registriert, dass Bayern die 2,3 Mil
liarden in zukunftsträchtige Bereiche inves
tiere. (93, 295, 536)

29.–31. Juli 1996  561

Eine beispiellose Marathondebatte geht 
am 31. Juli im Landtag zu Ende. Nach 
drei Plenartagen ergänzt die CSU-Mehr-
heit gegen das geschlossene Votum der 
Opposition das Schwangerenberatungs-
recht des Bundes. Vorausgegangen waren 
Beratungen in den Ausschüssen von rund 
90 Stunden Dauer.

Verwaltungsgebäude der Bayerischen Versicherungskammer in München

Im Gegensatz zum Bundesrecht, dem im 
August 1995 auch die Mehrzahl der Bonner 
CSUAbgeordneten zustimmte, muss laut 
Bayerischem Schwangerenberatungsgesetz 
eine Frau, die eine Abtreibung wünscht, 
ihre Gründe offenlegen. Außerdem legt 
das Schwangerenhilfeergänzungsgesetz fest, 
dass Frauenärzte höchstens 25 Prozent ihrer 
Einnahmen aus Schwangerschaftsabbrü
chen erzielen dürfen.
CSU und Staatsregierung berufen sich beim 
bayerischen Sonderweg, der von SPD und 
Grünen im Landtag erbittert bekämpft und 
der auch im Bundestag mehrheitlich abge
lehnt wird, auf das Abtreibungsurteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom Mai 1993. 
Dort heißt es: „Wenn es auch der Charakter 
einer Beratung ausschließt, eine Gesprächs
und Mitwirkungsbereitschaft der schwange
ren Frau zu erzwingen, ist doch für eine Kon
fliktberatung, die zugleich die Aufgabe des 
Lebensschutzes erfüllen soll, die Mitteilung 
der Gründe unerlässlich, die dazu führen, ei
nen Schwangerschaftsabbruch zu erwägen.“
Während im Verlauf der Ausschussberatun
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gen die Opposition der CSUMehrheit vor
warf, die beiden Gesetzentwürfe noch vor 
der Sommerpause „durchpeitschen“ zu wol
len, sprach die CSU von einer Verschlep
pungstaktik („Filibustern“). Die Sozialde
mokraten reichten wegen des ihrer Ansicht 
nach nicht zumutbaren Zeitdrucks eine Kla
ge beim Bayerischen Verfassungsgerichts
hof ein, konnten jedoch keine Einstweilige 
Anordnung der Richter erreichen.
Vor dem Landtagsplenum sagt Sozialminis
terin Barbara Stamm, bei den beiden Ge
setzentwürfen gehe es „um das höchste 
Rechtsgut, das unsere Verfassung kennt: das 
Leben. Dieses Leben zu schützen, ist unse
re oberste Verpflichtung“. Deshalb würden 
die Möglichkeiten, die das Schwanger
schaftskonfliktgesetz des Bundes und das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts eröff
neten, genützt. Die Ministerin räumt ein, 
dass das Bundesrecht wie in den anderen 
Bundesländern auch ohne Gesetz ausge
führt werden könne. Nötig seien aber über
all Richtlinien, Fördergrundsätze oder Ver
waltungsanweisungen für die Beratung der 
Schwangeren.
Renate Schmidt, Fraktionsvorsitzende der 
Sozialdemokraten, kritisiert, die Diskussion 
um den Paragraphen 218, wie sie die CSU 
„ohne Not vom Zaun gebrochen“ habe, sei 
unnötig. Sie gehe zu Lasten von Ärztinnen 
und Ärzten, die Frauen in Konflikt- und 
Notsituationen helfen wollten, aber auch zu 
Lasten des ungeborenen Lebens. Das Bun
desrecht werde in Bayern „eindeutig ver
letzt“, denn es sei eine „bewusste Lüge“, dass 
es nur darum gehe, es zu ergänzen. Renate 
Schmidt hält der CSUFraktion vor, „teils in 
vorauseilendem Gehorsam, teils am Gän
gelband der Spitzen der römischkatholi
schen Kirche“ zu handeln.
Von einem „abgrundtiefen kollektiven 
Misstrauen gegen die Frauen“ spricht Petra 
Münzel (Grüne). Beim Thema „Schwanger
schaftsabbruch“ gehe es auch um „Kon
trolle, Macht und Einfluss“. Daher sei es 
„kein ethischmoralisches, sondern ein poli
tisches Problem“. In den „bayerischen Son

dergesetzen“ sieht die Abgeordnete der Grü
nen einen Teil einer Tendenz, „Frauen in ihre 
Schranken zu weisen und sie zu dominie
ren“.
Anneliese Fischer (CSU) sagt an die Adres
se der Opposition: „Der Unterschied zwi
schen Ihnen und uns besteht darin, dass wir 
der festen Überzeugung sind, ungeborenes 
Leben am besten zunächst einmal mit einer 
effektiven, sensiblen und verständnisvollen 
Beratung, die auf Gegenseitigkeit und Ge
sprächsbereitschaft bestehen muss, schützen 
zu können.“
GerdaMaria Haas (SPD) befürchtet wegen 
des Ergänzungsgesetzes, das eine Höchst
quote von 25 Prozent für ärztliche Einnah
men aus Schwangerschaftsabbrüchen fest
legt, dass Patientinnen abgewiesen werden 
könnten mit dem einzigen Ausweg, nach 
„Hessen, BadenWürttemberg, Thüringen, 
Holland oder England“ zu gehen. Einen 
„dreisten Zugriff auf Unterlagen von Patien
ten und Patientinnen“ sieht die Abgeordne
te in der Möglichkeit, im Zweifelsfalle auch 
die Unverletzlichkeit der Wohnung aufzuhe
ben.
Thomas Zimmermann (CSU), selbst Arzt, 
wirft ein: „Wer sein Geld maßgeblich mit 
der Abtreibung ungeborener Kinder ver
dient, ist wohl kaum ein geeigneter Fürspre
cher, wenn es um den grundgesetzlich ge
forderten Lebensschutz geht oder um die 
betroffenen Frauen.“ Das bayerische Recht 
versuche, „die Würde des Ungeborenen, die 
Würde der Frau, die Würde des Beraters 
oder der Beraterin, aber ganz besonders 
auch die Würde des Arztes im Zusammen
hang mit einem Schwangerschaftsabbruch 
zu schützen“.

17. Oktober 1996  562

Mit mehr als 200 Fragen wollen die Grünen 
Aufschluss über die Bio- und Gentechno-
logiepolitik der Staatsregierung. Minister 
Bocklet betont die Zukunftschancen der 
neuen Technologie.
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Die Diskussion werde weitgehend von der 
Industrie gelenkt, Risiken würden unter
schätzt, begründet Volker Hartenstein die 
Interpellation der Grünen. Gesellschaftliche 
Mitbestimmung und Kontrolle kämen dabei 
zu kurz, „für uns geht es darum, das Sicher
heitsniveau zu erhöhen“. 
Landwirtschaftsminister Reinhold Bocklet 
antwortet, Bio und Gentechnik, zu den 
neuen Schlüsseltechnologien zählend, 
hätten sich inzwischen in Medizin, Chemie, 
Umwelttechnik und Nahrungsmittelindustrie 
„völlig etabliert“. Die Staatsregierung ver
folge weiter den Weg der Erforschung, Ent
wicklung, Nutzung und Förderung. Als „rich
tungsweisende Signale“ nennt Bocklet die 
Errichtung des biotechnologischen Gründer
zentrums in Martinsried, der Existenzgrün
derzentren und der Risikokapitalgesellschaft.
Auf dem Gebiet der Landwirtschaft tritt die 
Staatsregierung für einen „vernünftigen Aus
gleich“ zwischen den Schutzinteressen der 

Landwirte – vor allem in den Entwicklungs
ländern – und den Züchtern ein. Es gebe keine 
Erkenntnisse, dass der Einsatz der Bio und 
Gentechnologie den Artenschwund beschleu
nige, sagt Bocklet. Die Unruhe wegen der 
Einführung transgener Sojabohnen sei unbe
gründet. Der Minister verspricht, sich für 
eine umfassende Kennzeichnung gentech
nisch hergestellter Lebensmittel einzusetzen.
Gustav Starzmann (SPD) hält „künstliche 
Wissensverhinderung“ im Bereich der Gen
technologie für „das Dümmste, was wir über
haupt machen können“. Wer die Gentechnik 
von vornherein ablehne, verzichte auf medi
zinischen Fortschritt, auf neue Technologien 
im Umweltschutz, auf die Lösung des Wel
ternährungsproblems, aber auch auf Arbeits
plätze, warnt Josef Miller (CSU), Vorsit
zender der Arbeitsgruppe Gentechnik seiner 
Fraktion. 
Knapp zehn Jahre später schwenkt der Baye
rische Bauernverband auf die ablehnende 
Haltung der Basis ein und rät den Landwirten 
dringend davon ab, derzeit Genmais anzu
bauen, wenn auch der Anbau transgener 
Pflanzen niemandem verboten werden könne. 
Eine gentechnikfreie Agrarwirtschaft kann 
allerdings nicht als Ziel in das Landesent
wicklungsprogramm aufgenommen werden, 
weil dies EGRecht widersprechen würde.

18. Oktober 1996  563

Der Donauausbau ist und bleibt umstritten: 
Vorfahrt für die Schifffahrt mit Staustufen 
oder Vorrang für den Naturschutz durch 
Flussbaumaßnahmen?

Laut Gutachten soll sich der Güterverkehr bis 
zum Jahr 2010 nahezu verdoppeln. Der not
wendige Ausbau betrifft den Abschnitt zwi
schen Straubing und Vilshofen, den letzten 
Abschnitt, wo die Donau noch frei fließen 
kann. 
In Dringlichkeitsanträgen sprechen sich SPD 
und Grüne für die flussbauliche Lösung aus. 
Beide Fraktionen haben Oberwasser, da die 

Schädlingsresistenter Mais, gezüchtet von der 
Bayerischen Landesanstalt für Bodenkultur und 
Pflanzenbau
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Staatsregierung eine Entscheidung bis zum 
Jahr 2000 aufgeschoben hat. Hans Kolo 
(SPD) sieht einen „großen Erfolg der Opposi
tion gegen die angestrebte Betonorgie an der 
Donau“. Emma Kellner (Grüne) nennt den 
Ausbau mit Staustufen „unnötig wie einen 
Kropf“ und warnt davor, „bayerisches Kul
turerbe zu vernichten“.
Wirtschaftsminister Otto Wiesheu sagt, 
Voraussetzung für den Gütertransport sei 
eine Abladetiefe von 2,50 Metern, Österreich 
wolle in einem Naturschutzgebiet in der Nähe 
von Wien sogar tiefer gehen. Bei der Diskus
sion müsse auch Bayerns Lage zu den Nach
barstaaten gesehen werden. Bedeutsam sei 
die Wasserstraße Donau nicht nur für Öster
reich und Ungarn, sondern auch für Rumä
nien, Bulgarien und die ehemaligen jugosla
wischen Länder. 
Der Ausbau der Schifffahrtsstraße Donau 
beruht auf einem Vertrag zwischen dem 
Deutschen Reich und Bayern aus dem Jahr 
1921. Die rotgrüne Mehrheit im Bundestag 
spricht sich 2002 gegen den Bau von Stau
stufen aus. Im Frühjahr 2006 geht die Aus
einandersetzung in die entscheidende Phase: 
Die Regierung von Niederbayern veröffent
licht das Ergebnis der landesplanerischen 
Beurteilung im Raumordnungsverfahren 
und favorisiert die Staustufenvariante „C“. 
Sie bedeutet flussregulierende Maßnahmen 
mit einer Staustufe in Aicha und einer Soh
lentiefe von 2,50 Metern. Für das weitere 
Planfeststellungsverfahren ist nun der Bund 
zuständig. Die Opposition im Landtag bleibt 
bei ihrem Nein zum Bau von Staustufen, 
Wirtschaftsminister Erwin Huber nennt die 
Staustufe Aicha „raum und umweltverträg
lich“. (548)

6. November 1996  564

Missstände bei Schlachttiertransporten 
empören den Landtag. Alle drei Fraktionen 
pochen auf die Einhaltung des Tierschutzes 
und fordern von der EU-Kommission schär-
fere Kontrollen.

„Brutale Quälereien im italienischen Ver
ladehafen Triest“ (Tessy Lödermann), die seit 
Jahren bekannt sind, nehmen die Grünen als 
Anlass für ihre Parlamentsinitiative. Es geht 
dabei vor allem um die Verschiffung von 
Rindern in den Nahen und Mittleren Osten. 
„Es gibt viele Triests“, stellt dazu Gustav 
Starzmann (SPD) fest. Transport sei immer 
eine Qual für Tiere, „weil es einfach unnatür
lich ist, in Autos auf Straßen herumgekarrt 
zu werden“. Die Sozialdemokraten fordern 
deshalb von der Staatsregierung Schritte 
bei Bund und EU, damit alle Prämien und 
Export erstattungen für Lebendviehtrans
porte eingestellt werden.
Robert Kiesel (CSU) plädiert ebenfalls 
mit Nachdruck für „Schlachtung vor Ort“. 
Exportbeihilfen sollten nur noch gewährt 
werden, wenn während des Transports und 
bei Ankunft der Tierschutz strikt eingehalten 
werde. Die EUKommission komme ihrer 
Pflicht, dies zu kontrollieren, bisher nicht 
nach.
Sozialministerin Barbara Stamm verspricht 
zu prüfen, wann rechtlich Transportbeschei
nigungen verweigert werden könnten für den 
Fall, dass in einigen Ländern der Tierschutz 
nicht beachtet werde. Dem Tierschutz müsse 
„ein eigener Stellenwert verliehen werden, 
sowohl bei der Gesetzgebung, den Kon
trollen, beim Vollzug als auch im Bewusst
sein der Bevölkerung und bei den EUMit
gliedsstaaten“.

19. Dezember 1996  565 

Mit CSU-Mehrheit wird die Sicherheits-
wacht auf Dauer eingeführt.

Damit ist die Erprobungsphase beendet, die 
drei Jahre dauerte. „Die Akzeptanz in der 
Bevölkerung ist hervorragend, die Kosten 
sind gering“, fasst Manfred Hölzl (CSU) 
die Erfahrungen zusammen. Innenminister 
Günther Beckstein ergänzt, die Bevölke
rung wünsche sich mehr Leute, „die Patrou
ille gehen“. Natürlich könne die Wacht die 

13. Wahlperiode



376

Sicherheitslage in Bayern nicht grundlegend 
ändern, räumt er ein, im Mittelpunkt stehe 
die Verstärkung der Prävention.
Thomas Jung sagt, der sozialdemokratischen 
Fraktion sei „die Sicherheit unserer Bürge
rinnen und Bürger so wichtig, dass wir sie 
weiterhin in den Händen von Profis lassen 
wollen, nämlich in den Händen gut ausge
bildeter, motivierter Polizeibeamter und 
nicht in den Händen von Amateuren“. Mit 
dem Gesetz werde „die Sicherheit zur Privat
sache“. (522)

29. Januar 1997  566

In einer Regierungserklärung stellt Kultus-
minister Hans Zehetmair sein Konzept für 
eine „Hochschulstrukturreform“ vor. Alle 
Seiten des Hohen Hauses bekunden Reform-
bereitschaft.

Hauptziele Zehetmairs sind eine Verbesse
rung des Hochschulmanagements, größere 
Eigenverantwortung, mehr Autonomie, die 
Förderung von Leistung und Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen, Kooperation mit 
der Wirtschaft sowie eine Strukturreform 
der Universitätsklinika. Der Minister fordert, 
die Hochschulen müssten in Zeiten knapper 
Mittel ihre Leistungen in Forschung, Wis
senschaft, Lehre und Kunst nachweisen und 
damit die Zuteilung von Ressourcen recht
fertigen. Er sieht die Pflicht der Hochschulen 
darin, Profil zu entwickeln und sich den 
He rausforderungen zu stellen, die sich aus 
der rasch fortschreitenden Internationalisie
rung und der dynamischen Entwicklung der 
Kommunikationstechnologien ergeben.
Zehetmair setzt auf eine „Flexibilisierung der 
Hochschulhaushalte“, lehnt eine allgemeine 
Studiengebühr jedoch ab. An der Spitze der 
Hochschule sollen ein Rektor (Präsident), 
zwei Prorektoren und ein Kanzler stehen. 
Wie in angelsächsischen Ländern soll ein 
„Hochschulrat“ aus hauptsächlich externen 
Mitgliedern die Spitze der Hochschule 
beraten, aber auch mit entscheiden. Das Vor

schlagsrecht soll bei ihr liegen. Der Mini
ster will Dienstvorgesetzter der Professoren 
bleiben, seine Befugnisse sollen aber weit
gehend auf die Rektoren übertragen werden. 
Die Hochschulen sollen das Recht erhalten, 
einen Teil der Studenten selbst auszusuchen. 
Das sei keine Abwertung des Abiturs, „das 
bayerische Abitur wird seine Bedeutung als 
Hochschulzugangsberechtigung behalten“, 
betont Zehetmair unter CSUBeifall.
„Eine ganze Menge von Übereinstim
mungen“ entdeckt die SPDFraktionsvorsit
zende Renate Schmidt in der Regierungserklä
rung. Insgesamt zieht sie eine „triste Bilanz“ 
für die deutsche Hochschullandschaft: Die 
Studentenzahlen seien in den letzten zwei 
Jahrzehnten um 100 Prozent gestiegen, wäh
rend im gleichen Zeitraum die Mittel nur 
um zehn Prozent erhöht worden seien. Unter 
den Unionsregierungen in Bonn und Bayern 
sei das Bekenntnis, der Rohstoff Geist sei 
das wichtigste Kapital unseres Landes, „zur 
bloßen Sprechblase verkommen“. Notwendig 
sei, so Schmidt, Berührungsängste zwischen 
Bildungsinstitutionen und der Wirtschaft 
abzubauen, man müsse „die Kluft zwischen 
Elfenbeinturm und Fließband überwinden“. 
Paul Wilhelm (CSU) fordert, Entscheidungen 
in finanziellen Fragen müssten künftig 
„grundsätzlich bei der Hochschule selbst“ 
liegen, damit sie „wie ein selbstständiges 
Unternehmen“ tätig werden könne. Er plä
diert dafür, jungen talentierten Nachwuchs
wissenschaftlern den Zugang zum Professo
renamt auch ohne Habilitation zu eröffnen. 
Volker Hartenstein (Grüne) warnt vor einem 
zu starken Einfluss der Wirtschaft auf die 
Hochschulpolitik. Im geplanten Hochschulrat 
würden „fast schon diktatorische Führungs
elemente mit marktwirtschaftlichen Prin
zipien gepaart“. Die Grünen wünschen sich 
mehr demokratische Teilhabe der universi
tären Gremien an den Entscheidungen.
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ kom
mentiert die nicht nur in Bayern stattfindende 
neue Hochschuldebatte mit dem Satz: „Effi
zienz ist die neue Zauberformel, sie ersetzt 
die Parole der Demokratisierung.“
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11. März 1997  567

Die deutschlandweite Kontroverse um die 
Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht“ 
erregt auch im Bayerischen Landtag die 
Gemüter.

In 15 deutschen Städten, darunter auch 
Regensburg und Nürnberg, wurde die Aus
stellung „Vernichtungskrieg – Verbrechen der  
deutschen Wehrmacht 1941–1944“ bereits 
gezeigt, bei mäßigem Besucherinteresse. 
Proteste des Münchner CSUVorsitzenden 
und Landtagsabgeordneten Peter Gauweiler 
und des Parteiorgans „Bayernkurier“ ver
helfen der Ausstellung im Münchner Rathaus 
zu einem Besucherandrang. Als etwa 3000 
Rechtsradikale aus ganz Deutschland am 
Marsch zum Marienplatz gehindert werden, 
wird die Straße zum Schauplatz der Proteste.
Unmittelbar ausgelöst wird der lautstarke 
Schlagabtausch im Landtagsplenum in 

Demonstration von Rechtsradikalen in der Münchner Innenstadt gegen die Wehrmachtsausstellung

einer von den Grünen beantragten Aktu
ellen Stunde durch eine Äußerung Gauwei
lers über den Initiator der Ausstellung, Jan 
Philipp Reemtsma. Das von ihm finanzierte 
Hamburger Institut für Sozialforschung kon
zipierte die Wanderausstellung. Gauweiler 
forderte Reemtsma, den Erben eines Ziga
rettenkonzerns, auf, doch lieber eine Ausstel
lung über die „Toten der Tabakindustrie“ zu 
organisieren.
Elisabeth Köhler (Grüne) erinnert daran, 
dass sich durch die „GauweilerAusfälle“ 
Alt und Neonazis ermutigt gesehen hätten, 
in München ein wenig die „Hauptstadt der 
Bewegung“ wieder aufleben zu lassen. Die 
Ausstellung dürfe zwar nicht als Pauschal
verurteilung aller Wehrmachtsangehörigen 
missverstanden werden. Doch sie breche „ein 
Tabu in der Debatte über die deutsche Wehr
macht“. 
Dem widerspricht der CSUFraktionsvorsit
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zende Alois Glück: Die Beteiligung Wehr
machtsangehöriger an Verbrechen sei seit 
Langem Gegenstand der Forschung, doch 
diese Ausstellung habe schwerwiegende 
Schwächen und sei zudem einseitig. Dazu 
komme, dass das „Haus aller Bürger“, näm
lich das Rathaus, als Ausstellungsort von 
Oberbürgermeister und Stadtratsmehrheit 
gewählt worden sei. Die damit verbundene 
Diffamierung sei so zum Teil offizieller 
Politik gemacht worden.
Peter Gauweiler (CSU) greift erneut scharf 
Jan Philipp Reemtsma an: Er dürfe sich 
nicht „zum Richter über eine ganze Nation 
aufwerfen“, denn als „Geldgeber der berüch
tigten Hamburger Hafenstraße“ habe er ein 
„Zentrum autonomer Militanz in der Bun
desrepublik Deutschland“ finanziert. Die von 
ihm organisierte Ausstellung über Verbre
chen des Krieges sage „kein Wort über die 
Völkerrechtsverbrechen der Roten Armee“. 
Renate Schmidt (SPD) sieht in der Ausstel
lung „keine Verurteilung, sondern Anlass, 
sich auseinander zu setzen, an erster Stelle 
mit sich selbst und mit unserer Geschichte“.
Kultusminister Hans Zehetmair, der als Stell
vertreter des Ministerpräsidenten spricht, 
versucht einen Ausgleich: „Auch nach 50 
Jahren ist es schwierig, mit der jüngsten deut
schen Geschichte so umzugehen, dass man 
unbestreitbaren Tatsachen ins Auge sieht und 
gleichzeitig den Menschen in ihrer jeweiligen 
Situation gerecht wird.“ Namens der Staats
regierung urteilt er über das NSRegime und 
die Wehrmacht: „Ohne die deutsche Wehr
macht hätte Hitler den Zweiten Weltkrieg 
nicht führen können. Sie war das Instrument 
einer verbrecherischen Kriegspolitik.“ Der 
Ausstellungskatalog vermittle jedoch den 
Eindruck, dass die dort gezeigten Verbre
chen für die Wehrmacht insgesamt und für 
jeden Einzelnen ihrer Angehörigen typisch 
gewesen seien. Die Ausstellung liefere „kein 
auch nur annähernd objektives Bild“.

26. Juni 1997  568  

Wirtschaftsminister Otto Wiesheu präsen-
tiert den Parlamentariern das „Gesamtkon-
zept der Staatsregierung zur rationellen und 
umweltverträglichen Erzeugung und Ver-
wendung von Energie“.

Der Freistaat wird im Rahmen der Priva
tisierungserlöse 150 Millionen DM für die 
Förderung umweltfreundlicher Energien 
bereitstellen: jeweils 50 Millionen für nach
wachsende Rohstoffe und die Wasserstoff
technologie, 20 Millionen für innovative 
Energiemodelle in jedem Regierungsbezirk 
und 30 Millionen für die „Breitenförderung“ 
von Sonnenkollektoren und Wärmepumpen. 
Wiesheu lehnt strikt einen Ausstieg aus der 
Kernenergie ab, denn dann würden die Koh
lendioxidEmissionen um 50 Prozent steigen. 
Schwerpunkt bayerischer Energiepolitik sei 
die kohlenstofffreie Energieerzeugung. Dazu 
komme die Förderung moderner Kraftwerks
technik und die KraftWärmeKopplung.
Der Plan, den Anteil erneuerbarer Ener
gien zum Jahr 2000 auf 13 Prozent zu stei
gern, könne nicht erfüllt werden, räumt der 
Minister ein, denn Priorität in der Gesamt
politik müsse die Bekämpfung der Arbeits
losigkeit haben. 
Die Opposition wirft Wiesheu vor, nach 
wie vor zu stark auf die Atomenergie zu 
setzen. Wolfgang Hoderlein (SPD) sagt,  
„Sie wollen den Teufel Kohlendioxid durch 
den Beelzebub Kernenergie austreiben“.  
Irene Sturm (Grüne) verlangt eine „ökolo
gischsoziale Steuerreform“, die die „externen 
Kosten“ wie Risikopotenzial, Emis sionen 
und  Ressourcenverbrauch einrechnet. Hen
ning Kaul (CSU) weist auf die „Endlich
keit“ der Primärenergieträger Kohle, Öl,  
Gas und Kernenergie hin. Deshalb benötige 
man schon in wenigen Jahrzehnten neue 
Massen energien. Neben den Speicherener
gien, die Kohlendioxid freisetzten, bleibe 
dann nur noch die „Tagesenergie Sonne“ 
übrig. Kaul plädiert dafür, dass in Zukunft 
alle Energieträger kohlenstoffneutral oder 
kohlenstofffrei sein müssten.
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10. Juli 1997  569

Fast einstimmig beschließt der Landtag die 
umfangreichste Reform der Bayerischen 
Verfassung seit ihrem Bestehen. Es ist die 
erste Änderung „originär aus dem Landtag 
heraus“ (Klaus Hahnzog, SPD). Die „Wei-
terentwicklung im Bereich der Grund-
rechte und Staatsziele“ wird vom Volk am  
8. Februar 1998 mit Dreiviertelmehrheit 
gebilligt. 

Neu ist das ausdrückliche Bekenntnis Bayerns 
„zu einem geeinten Europa, das demokra
tischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föde
rativen Grundsätzen sowie dem Grundsatz 
der Subsidiarität verpflichtet ist, die Eigen
ständigkeit der Regionen wahrt und deren 
Mitwirkung an europäischen Entscheidungen 
sichert“ (Artikel 3 a). Neu eingefügt wird der 
Absatz: „Menschen mit Behinderung dürfen 
nicht benachteiligt werden. Der Staat setzt 
sich für gleichwertige Lebensbedingungen 
von Menschen mit und ohne Behinderung 
ein“ (Artikel 118 a). Ebenfalls neu eingefügt 
wird der Satz: „Tiere werden als Lebewesen 
und Mitgeschöpfe geachtet und geschützt“ 
(Artikel 141). Der Sport wird als Staatsziel 
neben Kunst und Wissenschaft aufgeführt 
(Artikel 140). Die Stellung der Opposition im 
Untersuchungsausschussrecht (Artikel 25) 
wird mit dem Zusatz gestärkt, bei der Einset
zung „wechselt der Vorsitz unter den Frakti
onen entsprechend ihrem Stärkeverhältnis im 
Landtag“. Bislang übernahm automatisch die 
stärkste Fraktion, also die CSU, den Vorsitz. 
Außerdem werden die Minderheitenrechte 
bei Beweisanträgen verbessert. Die Gleich
berechtigung wird nun so postuliert: „Frauen 
und Männer sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin“ (Artikel 118). In der alten Fas
sung heißt es lediglich: „Männer und Frauen 
haben grundsätzlich dieselben staatsbürger
lichen Rechte und Pflichten.“ 
Eine Folge der modernen Auffassung von 
Gleichberechtigung ist die Ergänzung, dass 

Mädchen „und Buben“ in Säuglingspflege, 
Kindererziehung und Hauswirtschaft zu 
unterrichten seien (Artikel 131). Der Aktua
lisierung der Verfassung dient die Streichung 
des Satzes, der Vollzug der Todesstrafe 
bedürfe der Bestätigung der Staatsregierung 
(Artikel 47), da mit dem Grundgesetz seit 
1949 die Todesstrafe abgeschafft ist. Und 
schließlich beginnt Artikel 125 nun mit dem 
Satz „Kinder sind das köstlichste Gut eines 
Volkes“ statt „gesunde Kinder“, um Diskri
minierungen auszuschließen.
Innenminister Günther Beckstein wertet 
das Ergebnis der interfraktionellen Verein
barungen als „einen wichtigen Beweis für 
die Kompromiss und Konsensfähigkeit der 
Demokratie“. Klaus Hahnzog, Verfassungs
experte der Sozialdemokraten, spricht von 
„Leitlinien, die weit in die Zukunft hinein
reichen werden“. Die Bayerische Verfassung 
sei diesmal „ohne Druck eines Verfassungs
gerichtsurteils wie in der Vergangenheit“, 
aber auch ohne eingeleitetes Volksbegehren, 
„originär aus dem Landtag heraus“, fortent
wickelt worden. Peter Welnhofer, auf CSU
Seite Wortführer der Reformen, rühmt die 
Verfassung als „Fundament für die optimale 
Verbindung von Tradition und Fortschritt“, 
was ein „besonderes bayerisches Kennzei
chen“ darstelle. Die Änderung solle dazu bei
tragen, dass dies so bleibe. Manfred Fleischer 
(Grüne) erblickt in der Verfassungsänderung 
„ein respektables Reformpaket“, wenn es 
auch nicht die große verfassungspolitische 
Neuordnung sei. 

13. November 1997   570

Mit ihrem Nein zur Abschaffung des Baye-
rischen Senats stellt sich die CSU-Mehrheit 
gegen ein erfolgreiches Volksbegehren. Am 8. 
Februar 1998 wird die Zweite Kammer des 
Freistaats, ein Unikat in der Parlamentsland-
schaft der Bundesrepublik Deutschland, per 
Volksentscheid abgeschafft.

Die CSUFraktion will mit ihrem Senatsre
formgesetz, das gegen die Stimmen von SPD 
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und Grünen verabschiedet wird, den Baye
rischen Senat retten. Beim Volksbegehren 
„Schlanker Staat ohne Senat“ trugen sich 
10,5 Prozent der Wahlberechtigten, also 
knapp die erforderliche Mehrheit, in der Zeit 
vom 10. bis 23. Juni 1997 in die Listen ein. 
Der Senat habe in seiner fünfzigjährigen 
Geschichte „wichtige Beiträge zur Entwick
lung Bayerns geleistet“, begründet die CSU 
ihren Gesetzentwurf. Gerade in einer Zeit, 
„in der die Tendenzen zur Auflösung des 
Gemeinwohls in Gruppeninteressen beklagt 
und deshalb immer wieder die Notwendigkeit 
eines ‚runden Tisches’ betont wird“, habe der 
Senat auch weiterhin herausragende Bedeu
tung.
Allerdings will die CSU mit einer neuen 
Zusammensetzung des Senats den gesell
schaftlichen Verhältnissen seit Inkrafttreten 
der Verfassung 1946 entsprechen. Dies 
betrifft vor allem die berufliche Zusammen

Senatspräsident Heribert Thallmaier (rechts) und der Landesvorsitzende der ÖkologischDemokratischen 
Partei, Bernhard Suttner, die das Volksbegehren initiierte

setzung der 60 Senatorinnen und Senatoren. 
Im Mittelpunkt der Kritik steht, dass die 
Land und Forstwirtschaft mit elf Vertre
tern (bei ebenfalls elf der Gewerkschaften) 
überrepräsentiert sei. Die CSU will nun unter 
anderem Repräsentanten der Frauenorgani
sationen, der Behinderten, der Familienver
bände und der Jugend, des Sports und des 
Umweltschutzes in die Zweite Kammer schi
cken. Das Wählbarkeitsalter, bisher 40 Jahre, 
soll dem Landtag entsprechen. Das Recht zur 
Begutachtung von Gesetzentwürfen will die 
CSU erweitern und außerdem die Möglichkeit 
schaffen, dass Senatsvertreter im Landtag ein 
Rederecht erhalten. Nicht gerüttelt werden 
soll am eingeschränkten Einspruchsrecht im 
Gesetzgebungsverfahren.
Peter Welnhofer (CSU) definiert den Senat 
mit dem Satz, er „verkörpert auch in der 
Gegenwart wichtige Lebensbereiche des 
Volkes in ihrer gesellschaftlichen Gliede
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rung“. Der Senat wirke an der Gesetzgebung 
mit, sorge für einen „am Gemeinwohl orien
tierten Ausgleich von Einzelinteressen“ und 
übernehme „Aufgaben der Staatsberatung 
auf höchster Ebene“. 
Helmut Ritzer (SPD) sagt für seine Partei 
„ein klares Nein“ zum Bayerischen Senat. 
Er sei ein Repräsentant „verkrusteter Struk
turen“. Nach Ritzers Meinung ist der Senat 
zudem ein „verfassungswidriges Verfas
sungsorgan“. Im Grundgesetz stehe, „alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus“. Das treffe 
auf die Wahl der Senatsmitglieder nicht zu, 
die nur von ihren Körperschaften bestimmt 
würden. „Ständestaatliche Kammern“ lehne 
die SPD ab, betont Ritzer. Auch die Grünen 
halten den Senat für ein undemokratisches 
Organ. Christian Magerl argumentiert, ein 
Gremium, das Gesetzentwürfe einbringen 
könne, bedürfe der „Legitimation des Volkes 
durch allgemeine Wahlen“. 
Innenminister Günther Beckstein fasst die 
Meinung der Staatsregierung zusammen mit 
der Stellungnahme: „Der Senat spiegelt das 
Volk nicht in seiner politischen, sondern in 
seiner gesellschaftlichen Gliederung wider 
und ergänzt auf diese Weise den nach dem 
Wahlerfolg der politischen Parteien zusam
mengesetzten Landtag.“ Der Senat sei eine 
„bayerische Spezialität“, für dessen Verfas
sungswidrigkeit es kein ernsthaftes juristi
sches Argument gebe.
Die Existenzberechtigung des Bayerischen 
Senats wurde im Laufe der Jahrzehnte immer 
mal wieder in Frage gestellt. Vor konkreten 
Schritten zu seiner Abschaffung bewahrte 
ihn sein relativ geringer Bekanntheitsgrad. In 
die Schlagzeilen geriet er durch Äußerungen 
seines Präsidenten Walter Schmitt Glaeser 
(1994–1996), dem ein reaktionäres Weltbild 
nachgesagt wurde. Im Februar 1995 nahm 
der SPDAbgeordnete Werner Schieder die 
Beratungen des Senatshaushalts im Landtag 
zum Anlass, die Existenzberechtigung der 
Zweiten Kammer in Frage zu stellen und als 
Einziger gegen den Etat zu stimmen. Schie
ders Vorstoß führte in seiner Fraktion zu 
heftigen Debatten mit dem Ergebnis, dass 
zusammen mit den Grünen eine Gesetzes

initiative zur Streichung des Senats gestartet 
wurde. 
Im außerparlamentarischen Raum machte 
sich vor allem die ÖkologischDemokratische 
Partei (ÖDP) für die Abschaffung des Senats 
stark. Das Volksbegehren „Schlanker Staat 
ohne Senat!“ wurde dann von den Landtags
parteien SPD und Grüne und von den nicht 
im Parlament vertretenen Parteien ÖDP 
und FDP getragen. Beim Volksentscheid 
ist der Senat dann endgültig im politischen 
Bewusstsein der Wählerschaft verankert, 
wenn auch überwiegend negativ, da vor allem 
das Argument der Staatsvereinfachung, zu 
dem auch der Ruf nach einer Verkleinerung 
des Landtags zählt, Zugkraft beweist. Auch 
die Kosteneinsparung, rund neun Millionen 
Mark im Jahr, spielt eine Rolle.
Gegen diese verbreitete Stimmung hat der 
Reformentwurf der CSU keine Chance, nur 
23,7 Prozent unterstützen ihn, während 69,2 
Prozent die Vorlage des Volksbegehrens auf 
Abschaffung gutheißen. Gegen beide Gesetz
entwürfe votieren 7,2 Prozent. Die Wahlbe
teiligung beträgt lediglich 40 Prozent. Der 
Verfassungsgerichtshof entscheidet am 17. 
September 1999, „die Abschaffung des Baye
rischen Senats widerspricht nicht den demo
kratischen Grundgedanken“ der Bayerischen 
Verfassung. 
Im „Münchner Merkur“ ist zu lesen: „Schlan
ker(er) Staat ohne Senat? Die rund neun Mil
lionen im Jahr konnte sich das reiche Bayern 
sicherlich leisten. Doch in finanziell schweren 
Zeiten werden vom Staat Gesten verlangt, die 
die Bereitschaft erkennen lassen, überflüssige 
Verwaltungskosten zu senken. Der Senat war 
ein verzichtbarer Posten.“ Die „Augsburger 
Allgemeine“ meint, der Senat habe sich das 
Ergebnis selbst zuzuschreiben, weil er zu 
selten die Initiative ergriffen habe. „Späte
stens nach dem Sturz des umstrittenen Präsi
denten Walter Schmitt Glaeser und der damit 
verbundenen Diskussion über die Existenz
berechtigung der Zweiten Kammer hätte ein 
Ruck durch die Reihen der Senatoren gehen 
und eine Offensive beginnen müssen.“ (30, 
371, 557, 590)
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14. November 1997  571

In eigener Sache beschließt der Landtag frak-
tionsübergreifend eine Verfassungsänderung 
im Sinne des „schlanken Staates“: Die Zahl 
der Sitze wird von 204 auf 180 reduziert, die 
Wahlperiode ab 1998 um ein Jahr auf fünf 
Jahre verlängert.

Neben der Parlamentsreform wird auch eine 
Kabinettsreform vorgenommen. Der Gesetz
entwurf, der am 8. Februar 1998 dem Volk 
zusammen mit der Abschaffung des Senats 
zur Entscheidung vorgelegt wird, sieht vor, 
dass die Staatsregierung statt 21 höchstens 18 
Minister und Staatssekretäre umfassen darf. 
Die Verfassungsänderung, die im Landtag 
bei 19 Gegenstimmen aus den Reihen von 
SPD und Grünen die notwendige Zweidrit
telMehrheit mühelos überschreitet, wird von 
73,9 Prozent der Wählerschaft unterstützt. 
Beim Volksentscheid „Reform von Landtag 
und Staatsregierung“ wird auch das Par
lamentsinstrument „EnqueteKommission“ 
in der Verfassung festgeschrieben (Artikel 
25 a): Auf Antrag eines Fünftels seiner Mit
glieder muss der Landtag eine EnqueteKom
mission einsetzen. Sie dient zur „Vorberei
tung von Entscheidungen über umfangreiche 
und bedeutsame Angelegenheiten, die in die 
Zuständigkeit des Freistaates fallen“. Zudem 
zählt zur Landtagsreform das Recht des Par
laments, auf Vorschlag der Staatsregierung 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
(Artikel 33 a) und den Präsidenten des Ober
sten Rechnungshofes (Artikel 80) zu wählen. 
Bisher wurden sie von der Staatsregierung 
ernannt. Beim Petitionsrecht (Artikel 115) 
wird der neue Absatz eingefügt, „Rechte des 
Landtags zur Überprüfung von Beschwerden 
werden durch Gesetz geregelt“. Damit sollen 
bisher bestehende Unklarheiten beseitigt 
werden.
Die Stellung der Opposition wird mit dem 
neuem Artikel 16 a wesentlich aufgewertet: 
„Parlamentarische Opposition ist ein grund
legender Bestandteil der parlamentarischen 
Demokratie.“ Die Opposition habe das 
„Recht auf ihrer Stellung entsprechende 

Wirkungsmöglichkeiten in Parlament und 
Öffentlichkeit“. Damit wird der Realität im 
modernen Parlamentarismus entsprochen, 
bei der die Gewaltenteilung zwischen Regie
rung/Regierungsmehrheit auf der einen und 
parlamentarische Opposition auf der anderen 
Seite verläuft.
Die Landtagsberatungen der „Reform von 
Landtag und Staatsregierung“ finden unter 
Zeitdruck statt, damit sie mit den Volksent
scheiden im Februar 1998 Verfassungsrang 
erhalten kann. 
Die drei Fraktionen begründen ihre Über
einkunft mit der Feststellung, die Exekutive 
habe „gegenüber der Legislative an Gewicht 
gewonnen“, die „Rechte des Parlaments und 
seine Wirkkraft bedürfen der Stärkung“. 
Deshalb seien die „Mitwirkungsrechte, die 
Möglichkeiten der Informationsgewinnung 
sowie die parlamentarischen Arbeitsabläufe“ 
zu verbessern. Damit könne auch sicherge
stellt werden, dass eine Verkleinerung des 
Landtags keine Verringerung seiner Kon
trollfunktion mit sich bringe.
Manfred Weiß (CSU), der zusammen mit 
Klaus Hahnzog (SPD) die Federführung bei 
der Vorbereitung der Parlamentsreform hatte, 
bezeichnet als „zentralen Punkt“ die Ver
kleinerung des Landtags. Es sei „ein Signal 
an unsere Bevölkerung, von der wir in der 
gegenwärtigen Zeit auch Sparen und Ein
schränkungen erwarten. Wir wollen uns nicht 
vorwerfen lassen, bei allen anderen spart und 
kürzt ihr, und ihr selber lasst euch unbe
rührt“. Bei der nun notwendigen Neueintei
lung der Stimmkreise bestehe das Ziel, eine 
Übereinstimmung zwischen Landkreisen 
oder kreisfreien Städten und Stimmkreisen 
zu erreichen. Die Verlängerung der Wahl
periode bringt laut Weiß „fast 50 Prozent 
mehr ruhige Arbeit“, denn bisher tue sich „im 
ersten Jahr normalerweise nicht allzu viel 
und im letzten Jahr auch nicht“.  
Klaus Hahnzog (SPD) unterstreicht, dass die 
drei nun anstehenden Volksentscheide „durch 
das Parlament ausgelöst“ worden seien. Der 
Landtag habe sich „als problembewusst und 
handlungsfähig gezeigt.“ Allerdings hält 
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sein Fraktionskollege Peter Paul Gantzer, der 
die Verringerung der Landtagssitze ablehnt, 
dagegen, dass „das Parlament und wir wieder 
einmal vor einer vermeintlich populären, aber 
tatsächlich populistischen Forderung zurück
gewichen sind“. Bei „verschiedenen Ver
bänden, Kleinstparteien und Stammtischen“ 
sei es „in Mode gekommen, schlecht über 
das Parlament zu reden“. Gantzer: „Anstatt 
uns aber mutig diesen Angriffen entgegen
zustellen, weichen wir taktisch zurück.“ Der 
Abgeordnete spielt damit auf die im Landtag 
nicht vertretene ÖkologischDemokratische 
Partei (ÖDP) und die Freien Wähler an. Die 
ÖDP beispielsweise denkt über ein Volksbe
gehren nach, um die Zahl der Abgeordneten 
auf 140 zu reduzieren. Auch der Bund der 
Steuerzahler in Bayern plädiert seit Jahren 
für eine Verkleinerung des Landtags. 
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
schreibt mit Blick auf die bayerische Parla
mentsreform: „Der nachlassende Selbstbe
hauptungswille der Politiker kommt denen 
zupass, die sich als Politikkritiker ausgeben, 
aber Politik machen“, denn die Politik „kennt 
kein Vakuum – wo sich einer zurücknimmt, 
stößt ein anderer nach“. In der „Augsburger 
Allgemeinen“ ist zu lesen: „Wer Stellen im 
öffentlichen Dienst abbaut, der muss selbst 
mit gutem Beispiel vorangehen. Hätte der 
Landtag halsstarrig auf allen seinen schönen 
Posten beharrt, wäre das ohnehin rampo
nierte Ansehen der Politik zusätzlich beschä
digt worden. Mit der Reform signalisieren die 
Parteien ihre Bereitschaft, einen Beitrag zum 
Sparen zu leisten.“ 

17. Dezember 1997   572

Mit drei Berichten endet nach zweijäh-
riger Ermittlung die Tätigkeit des Untersu-
chungs-ausschusses zur Plutoniumaffäre.

Der Ausschuss zur „Aufklärung der Tätigkeit 
bayerischer Behörden in Fällen von Nuklear
kriminalität“ geht wie der Untersuchungsaus
schuss im Bonner Bundestag auf einen Bericht 

(„Der Bombenschwindel des BND“) im 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ zurück. 
Der Artikel enthüllt, dass zwei VLeute des 
BND einen Plutoniumschmuggel eingefädelt 
hätten. Am 10. August 1994 kamen tatsäch
lich in einer LufthansaMaschine aus Moskau 
363 Gramm hochgiftiges Plutonium in Mün
chen an. SPD und Grüne bleiben in ihren 
Minderheitenberichten bei der Vermutung, 
dass an dem Schmuggel auch das bayerische 
Landeskriminalamt (LKA) beteiligt gewesen 
sei. Franz Schindler (SPD) äußert vorsichtig, 
bei 13 von 22 Scheinaufkäufen seien Polizei 
oder Zoll beteiligt gewesen, doch er behaupte 
nicht, dass es nur deshalb in Deutschland 
oder Bayern Angebote von Nuklearmaterial 
gegeben habe. Allerdings spreche „das aller
meiste dafür, dass durch die konkret gewählte 
polizeiliche Ermittlungstaktik Material erst 
losgeeist und zum Vagabundieren gebracht 
worden“ sei. Irene Maria Sturm (Grüne) zieht 
das Fazit: „Der BND ging gestärkt aus dem 
Fall hervor (…), die Minister wussten angeb
lich nichts“. Manfred Weiß (CSU) sieht bei 
der Ermittlung einen „großen Erfolg für die 
bayerische Polizei, darauf sind wir stolz“, 
aber keinerlei Fehlverhalten. Für Innenmi
nister Günther Beckstein ist die Verschwö
rungstheorie eindeutig widerlegt, denn es sei 
eine „aberwitzige These“ gewesen, Bundes
regierung, Staatsregierung, BND und LKA 
hätten sich verschworen, „um Plutonium zu 
holen“. 
Als Folge des Bonner Untersuchungsaus
schusses ergehen später gegen zwei BND
Agenten Strafbefehle wegen Falschaussage. 
(551)

4. Februar 1998   573

Ministerpräsident Edmund Stoiber plädiert 
für eine „neue Vitalität des Föderalismus“ 
mit dem Vorzeichen „Wettbewerb“.

In seiner Regierungserklärung vor dem 
Landtagsplenum sagt Stoiber: „Die derzeit 
bestehende Form des Föderalismus muss sich 
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zu einem ebenso solidarischen wie leistungs
fördernden Wettbewerbsföderalismus entwi
ckeln.“ Im Einzelnen fordert er eine klarere 
Trennung der Kompetenzen zwischen dem 
Bund und den Ländern, eine Reform des 
Finanzausgleichs und einen Niederschlag der 
Leistungen der Landespolitik in den Sozial
versicherungssystemen.
Beim Finanzausgleich sollten maximal 50 
Prozent der überdurchschnittlichen Finanz
kraft der Länder zur Verfügung gestellt 
werden. Die Finanzhoheit der Länder will 
Stoiber durch mehr Steuerautonomie und 
weniger Mischfinanzierungen stärken.
Der Sozialdemokratie wirft der Regierungs
chef vor, „schon immer auf Zentralismus und 
Dirigismus gesetzt“ zu haben, „die SPD war 
schon immer die Partei der Nivellierung“, die 
Umverteilung mit Solidarität verwechsle. Die 
Staatsregierung setze auf die Eigenverant
wortung der Länder, „wir wollen mehr Ver
antwortung für Bayern“.
Die SPDFraktionsvorsitzende Renate 
Schmidt spricht von einer „verleumderischen 
Absicht“, ihrer Partei zu unterstellen, sie 
würde nicht im Interesse Bayerns Politik 
machen. Die SPD wolle ebenfalls eine 
Reform des Länderfinanzausgleichs errei
chen, doch „im Konsens“ und „nicht im 
Krawall“. Sie vertrete bayerische Interessen, 
nehme aber auch Bayerns bundesdeutsche 
Verantwortung ernst. Schmidt: „Darin unter
scheiden wir uns von Ihnen als Vertreter 
einer Regionalpartei, die zwar bundespoli
tischen Anspruch erhebt, ihm aber immer 
weniger gerecht wird.“ Schnellschüsse seien 
bei dem komplizierten Thema Föderalismus 
nicht angebracht. In der Staatskanzlei sei zu 
Stoibers Regierungsmethode das geflügelte 
Wort im Umlauf: „Erstens entscheiden, zwei
tens durchsetzen, drittens nachdenken.“
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
hält Renate Schmidt vor, Wettbewerb „über
wiegend negativ“ zu bewerten. „Wir werden 
unsere Probleme nur lösen können, wenn wir 
in Deutschland eine andere Einstellung zum 
Wettbewerb und zur Leistung bekommen“, 
betont Glück. Die jeweils bestmöglichen 

Problemlösungen könnten nur mit dem Wett
bewerb der Ideen und Initiativen entwickelt 
werden. In diesem Sinne sei der Födera
lismus „ein wichtiges Element und eine wich
tige Voraussetzung“, die Kreativität unseres 
Volkes zu entwickeln.
GrünenFraktionssprecherin Elisabeth 
Köhler wirft der CSU vor, beim Thema 
Föderalismus „auf dem Weg zu einer egois
tischen inhumanen Regionalpartei“ zu sein. 
Sie betone das, „was nach ihrer Meinung 
typisch bayerisch ist, um es gegen fremde 
Einflüsse zu verteidigen“, doch Föderalismus 
lasse sich „heute nicht mehr auf die Forde
rung nach mehr Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Regionen reduzieren“.

4. Februar 1998   574

Das Plenum setzt den Schlussstrich unter den 
Untersuchungsausschuss zur Aufklärung der 
Spendenaffäre „Bletschacher“.

Hinter dem offiziellen Titel „Aufklärung des 
Verhaltens der bayerischen Finanzbehörden“ 
verbirgt sich eine Spendenveruntreuung des 
früheren CSUFraktionsvorsitzenden im 
Münchner Stadtrat, Gerhard Bletschacher. 
Wegen der maroden Kartonagenfabrik, an 
der er Teilhaber ist, wird das Gremium auch 
salopp „Käseschachtel“Untersuchungsaus
schuss genannt. Der zu knapp vier Jahren 
Gefängnis verurteilte Politiker hatte 4,8 Mil
lionen Mark Spenden aus dem gemeinnüt
zigen Verein „Stille Hilfe Südtirol“ für seine 
Firma abgezweigt.
Otmar Bernhard (CSU), der den auf Antrag 
der Opposition eingesetzten Untersuchungs
ausschuss leitete, betont, „dass es keinen 
SteuerAmigo des Herrn Bletschacher gibt“. 
Alle Zeugen hätten „übereinstimmend und 
glaubhaft“ ausgesagt, dass „die Person Blet
schacher für die materielle Sachbehandlung 
keinerlei Rolle gespielt“ habe. Als Folgerung 
der Untersuchung fordert Bernhard von der 
Staatsregierung unter anderem, Vereine 
mit großen Spendenaufkommen oder mit 

13. Wahlperiode



385

wirtschaftlichen Aktivitäten häufiger einer 
Außenprüfung zu unterziehen.
Für Thomas Jung (SPD) lautet das Ergebnis, 
„dass Beamte untätig waren, dass sie ver
schleppt haben“. Er fordert deshalb von der 
CSU, „sorgen Sie für Recht und Ordnung 
bei den Finanzbehörden“. Therese Schopper 
(Grüne) räumt ein, eine „politische Einfluss
nahme direkter Art“ habe nicht stattgefunden. 
Doch es sei unverständlich, dass nicht spä
testens 1991 die Toleranz des Finanzamtes 
gegenüber Bletschacher zu Ende gewesen sei.

24. Februar 1998  575

Durch Zufall entdeckt ein Bauarbeiter den 
am 6. Oktober 1857 von König Maximilian II. 
gelegten Grundstein des nach ihm benannten 
Maximilianeums.

Am Faschingsdienstag um zwei Uhr Nach

Präsident Johann Böhm und der Bauarbeiter Jovan 
Popovic, der den Grundstein fand

Modell einer früher funktionsfähigen Lokomotive 
samt Schlepptender aus dem Grundstein

mittag stößt der bosnische Bauarbeiter Jovan 
Popovic bei Bauarbeiten für eine Rolltreppe 
zur Tiefgarage unter einer Türschwelle auf 
den Grundstein. Er enthält neben Bauplänen 
die Urkunde über die Bestimmung des Nati
onalbaus, Porträts des Königs und seiner 
Gemahlin Marie von Preußen auf Nymphen
burger Porzellan, seltene Münzen und – als 
eigentliche Sensation – das Modell einer 
früher funktionsfähigen Lokomotive samt 
Schlepptender. Das Modell wurde im Jahr 
1838 in Dresden gebaut und ist damit das 
älteste bekannte seiner Art in Deutschland. 
Es dokumentiert das engagierte Eintreten des 
Monarchen für den technischen Fortschritt 
und sein persönliches Faible für die Eisen
bahn. Die Fundstücke erhalten im Steinernen 
Saal des Maximilianeums einen ständigen 
Ausstellungsplatz. Eine „zweite“ Grundstein
legung nimmt Landtagspräsident Johann 
Böhm bei der Einweihung der Rolltreppe an 
der tiefsten Stelle des Gebäudes vor. Hinter
legt werden Berichte vom Grundsteinfund, 
aktuelle Pläne des Maximilianeums, Zei
tungen, Münzen, Briefmarken, eine CD mit 
Bayernhymne und Deutschlandlied und ein 
Modell der berühmten „Adler“, die auf der 
„Ludwigseisenbahn NürnbergFürth“ erst
mals 1835 fuhr. In der Urkunde steht nun: „In 
Bayern ist derzeit Dr. Edmund Stoiber Mini
sterpräsident und Johann Böhm Landtagsprä
sident.“

13. Wahlperiode



386

1. April 1998  576

In einer von der SPD beantragten Son-
dersitzung begründet Ministerpräsident 
Edmund Stoiber das Ja der Staatsregierung 
zum Eintritt in die dritte Stufe der Wirt-
schafts- und Währungsunion, die den Euro 
einführt.

Das Kabinett beschloss am 28. März, im Bun
desrat für die Währungsunion zu stimmen, 
da die Bundesbank ihren Start zum 1. Januar 
1999 als „stabilitätspolitisch vertretbar“ 
erklärt hatte. Die Sozialdemokraten wollen 
nun vom Ministerpräsidenten Aufschluss 
über seinen Sinneswandel, da er zuvor mit 
seiner Skepsis gegenüber dem Euro Ängste 
geschürt, Ressentiments angeheizt und damit 
Wasser auf die Mühlen der „fundamentalisti
schen Gegner“ der europäischen Integration 
gegossen habe.
Ministerpräsident Stoiber sagt, ohne das 
grüne Licht der Bundesbank hätte er die 
Währungsunion nicht befürwortet. Er ver
weist stolz darauf, dass die Diskussion über 
Kriterien und Erfolgsbedingungen der Wäh
rungsunion das Verdienst seiner Regierung 
sei. Staatsregierung und Landtagsfraktion 
seien „der Fels in der Brandung der Weich
macher“ des Euro gewesen. Gleichwohl sieht 
Stoiber noch Risiken, die vom Europäischen 
Währungsinstitut und von der Bundesbank 
aufgeworfenen Probleme „dürfen wir nicht 
unter den Tisch fallen lassen“. Von der Bun
desregierung fordert der Ministerpräsident, 
dafür einzutreten, dass Mitgliedsstaaten, 
deren Staatsschulden den Referenzwert von 
60 Prozent überschreiten, etwa Belgien und 
Italien, „zusätzliche substantielle Verpflich
tungen“ zum Schuldenabbau eingehen. In 
finanzielle Schwierigkeiten geratene Länder 
dürften nicht mit zusätzlichen EUFi
nanztransfers „hochgepäppelt“ werden.
„Ganz Europa hat vor dem fuchtelnden Zei
gefinger des gestrengen Oberlehrers Stoiber 
gezittert“, spottet die SPDFraktionsvor
sitzende Renate Schmidt. Der habe dann 
der Währungsunion die Note „gerade noch 
genügend“ gegeben. In Wirklichkeit habe 

Stoiber die Währungsunion gar nicht verhin
dern wollen, „Sie wollten den Menschen nur 
ein X für ein U vormachen“. Wer Angst vor 
dem Euro habe, dem müsse man sagen, „eine 
Währungsunion ist keine Währungsreform“, 
betont Schmidt. Der Euro sei die „strate
gische Antwort auf die Globalisierung und 
gleichzeitig ein Schutz vor Währungsspeku
lationen, der Übergang von der Mark zum 
Euro macht niemanden reicher oder ärmer“.
Martin Runge (Grüne) sagt, er könne der 
Wirtschafts und Währungsunion „nur mit 
Bauchweh“ zustimmen. Die Grünen sähen 
im Euro „eine Gefahr für die Arbeitsplätze 
durch einen noch größeren Kostendruck“. 
Alois Glück (CSU) betont, eine realistische 
Politik müsse auch Ängste und Besorgnisse 
berücksichtigen. Deshalb habe seine Partei 
stets darauf bestanden, dass „der Euro so 
stabil wie die DMark sein soll“. Glück: 
„Ohne diese Debatte gäbe es den Stabilitäts
pakt für die europäische Einheitswährung 
nicht.“

24. Juni 1998  577

Staatsminister Kurt Faltlhauser stellt die 
„Medienoffensive Bayern“ vor. Es ist die 
Antwort auf den innerdeutschen Standort-
wettbewerb. 

In seiner Regierungserklärung vor dem Land
tagsplenum nennt der Leiter der Staatskanzlei 
vier Schritte zum Ausbau des Medienstand
orts Bayern: Gründung der „Medienagentur 
Bayern“, Verbesserung des Aus und Fortbil
dungsangebots, Erweiterung der Finanzie
rung von bayerischen Film und Fernsehpro
duktionen und Optimierung des Angebots an 
Produktionsstudios in Bayern. Die „Medien
agentur Bayern“ wird als privatrechtliche 
Gesellschaft gegründet mit den Partnern 
Bayerischer Rundfunk, Zweites Deutsches 
Fernsehen, Bayerische Landeszentrale 
für neue Medien, Film und Fernsehfonds 
Bayern und Finanzierungsinstituten. Kern
aufgabe ist die Ansiedlung „neuer und inno
vativer Medienunternehmen in Bayern“. Zur 
Finanzierung der Medienoffensive will Kurt  
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Faltlhauser auf Privatisierungserlöse zurück
greifen.
Minister Faltlhauser unterstreicht die inter
nationale Bedeutung des Medienstandorts 
Bayern mit folgenden Zahlen: 36 Prozent der 
deutschen Rundfunkanbieter haben hier ihren 
Sitz, 57 lokale Hörfunkangebote sowie lokale 
und regionale Fernsehprogramme sorgen für 
eine vielfältige und regional ausgewogene 
Rundfunklandschaft. Von 1995 bis 1996 sind 
die Umsätze der privaten Rundfunkanbieter 
in Bayern um 17 Prozent auf über 2,6 Milli
arden Mark gestiegen. Allein im Großraum 
der Landeshauptstadt München sind mehr 
als 100 000 Menschen in der Medienbranche 
beschäftigt.
Albert Schmid (SPD) sieht in der Medienof
fensive der Staatsregierung eine Reaktion auf 
die Medienpolitik des neuen nordrheinwest
fälischen Ministerpräsidenten Wolfgang 
Clement. In NordrheinWestfalen werde seit 
zehn Jahren aus technologischen Gründen 
ein Strukturwandel hin zu einer „wirklich 
effizienten Medienwirtschaft“ betrieben. In 
Bayern sei der Hauptantrieb zur Einführung 
des dualen Systems in den Achtzigerjahren 
in politischen Gründen zu suchen, weil der 
Bayerische Rundfunk „den Herrschenden 
offenkundig zu einseitig war“, Strauß habe 
damals vom Bayerischen Rundfunk als 
einem Medienunternehmen mit Linksdrall 
gesprochen, dem Konkurrenz entgegenge
stellt werden müsse.
Als „einen der größten Wachstumssektoren 
unserer Zeit“ bezeichnet Eugen von Redwitz 
(CSU) den Mediensektor. Bei einer jährlichen 
Zunahme von zehn Prozent bedeute das wirt
schaftliche Chancen, neue Medienberufe und 
damit Arbeitsplätze. Auch die Verschmel
zung von Fernsehen und OnlineDiensten 
berge Wachstumspotenzial.
Elisabeth Köhler (Grüne) sieht den Erfolg des 
Medienstandorts München nicht als Verdienst 
von Staatsregierung und CSU. Die Wahrheit 
sei, „dass viele Medienunternehmen trotz 
der CSU ihren Standort in Bayern haben“. 
Ausschlaggebend für die Standortwahl seien 
die Stadt München und die günstige Lage im 
Alpenvorland.

9. Juli 1998  578

Ein deutliches Ja zur Osterweiterung der 
Europäischen Union sagen Landtag und 
Staatsregierung.

Heinz Köhler (SPD), dessen Fraktion die 
Interpellation beantragte, sagt, die Oster
weiterung der EU „vollendet die europä
ische Architektur“. Gerade in der erweiterten 
Nachbarschaft zu Mittel und Osteuropa 
„tut sich ein Feld auf, das wir als Baye
rischer Landtag in besonderer Weise nutzen 
müssen“. Die Osterweiterung liege im deut
schen, vor allem aber auch im bayerischen 
Interesse. Das gelte für Kultur, Wirtschaft, 
für Ökologie und für den sozialen Bereich. 
Es gebe aber auch Risiken, speziell für das 
bayerische Grenzland und seine Handwerks
berufe, betont Köhler. Jeder dritte oberfrän
kische Handwerksbetrieb, so die dortige 
Handwerkskammer, sei gefährdet. Das gelte 
auch für Niederbayern und die Oberpfalz.
Gustav Matschl (CSU) stimmt Köhler bei der 
Forderung zu, für den Zugang zum Arbeits
markt und zur sozialen Sicherung lange 
Übergangsfristen vorzusehen. Die Anpas
sung dürfe nicht überstürzt werden. Martin 
Runge (Grüne) bezeichnet die Osterweite
rung als „Institutionalisierung des Endes der 
Zweiteilung Europas“. Minister Kurt Faltl
hauser, Leiter der Staatskanzlei, unterstreicht 
die ökonomischen Interessen Bayerns an der 
Osterweiterung: Die Ausfuhren Bayerns in 
die Tschechische Republik seien von 1993 
bis 1996 um 68 Prozent, nach Ungarn um 
80, nach Polen um 60 und in die Slowakei 
um 100 Prozent gestiegen. Wesentlich sei 
die Vorsorge für Bayerns Randgebiete. 
Auch Faltlhauser fordert Übergangsfristen, 
die vor allem auf dem Arbeitsmarkt länger 
sein würden, „als wir ursprünglich gedacht 
haben“. Zu den Problemen zähle auch die 
Finanzierung. Die von der EUKommission 
auf 75 Milliarden Ecu geschätzten Kosten 
in der Zeit zwischen 2000 und 2006 dürften 
„sicherlich zu gering“ sein, meint Faltlhauser.
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13. September 1998  579 

Zum zehnten Mal erringt die CSU hinterei-
nander die absolute Mehrheit. Bei der Wahl 
zum 14. Bayerischen Landtag kommt sie auf 
52,9 Prozent, die SPD bleibt mit 28,7 Prozent 
weit unter der angepeilten Marke 30 Prozent 
„plus x“. 

Das neue Parlament, diesmal auf fünf statt 
auf vier Jahre gewählt, sieht beinahe genauso 
aus wie das alte: Die CSU erhält 123 Sitze, 
drei mehr als 1994, die SPD verliert drei und 
nimmt nun 67 ein. Die Grünen können ihre 
14 Sitze behaupten. Die CSU kann damit, 
entgegen dem Bundestrend, der zwei Wochen 
später die Unionsparteien in Bonn auf die 
Oppositionsbänke zwingt, ihr Ergebnis von 
1994 sogar leicht um 0,1 Prozent verbessern. 
Die SPD büßt 1,2 Prozentpunkte ein, die 
Grünen 0,4 Prozentpunkte. Nach einer Zitter
partie bei der Stimmenauszählung schaffen 
sie mit 5,7 Prozent erneut den Sprung in den 

Wahlplakat der CSU 1998

Wahlplakat der SPD 1998

Wahlplakat von Bündnis 90/Die Grünen 1998
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Landtag. Damit ist der Bayerische Landtag 
wieder ein Dreiparteienparlament.
Die FDP erhält nur 1,7 Prozent der Wähler
stimmen (1994: 2,8 Prozent), weniger als 
die anderen kleinen Parteien, die noch nie 
im Landtag vertreten waren: Die Republi
kaner erreichen 3,6 Prozent (3,9 Prozent), die 
ÖDP 1,8 Prozent (2,1 Prozent) und die Freien 
Wähler, die sich noch vor Jahresfrist große 
Hoffnungen machten, das bayerische Partei
engefüge durch ein Überraschungsergebnis 
durcheinander zu wirbeln, kommen auf 3,7 
Prozent. Die Wahlbeteiligung beträgt 69,8 
Prozent (1994: 67,8 Prozent).
„Die Rahmenbedingungen in Bayern sind 
schwierig für uns“, bekennt schon kurz nach 
den ersten Hochrechnungen der stellver
tretende SPDFraktionsvorsitzende Franz  
Maget. Sein Generalsekretär Wolf
gang Hoderlein bringt die Situation der 
BayernSPD auf die Formel: „Wir müssen die 
politische Realität zur Kenntnis nehmen und 
erkennen, dass das politische Koordinatensy
stem deutlich nach rechts verschoben ist.“
Den klaren Sieg der ChristlichSozialen 
Union erklärt die Mannheimer „Forschungs
gruppe Wahlen“ vor allem mit regionalen, 
also mit bayerischen Ursachen. An erster 
Stelle stünden das Ansehen von Minister
präsident Stoiber und die gute Wirtschafts
lage Bayerns. Ähnlich urteilt Infratest in 
Berlin: Für die Mehrheit der Bayern spiele 
bei ihrer Wahlentscheidung „die Landespo
litik die größere Rolle“. Insgesamt beurteilen 
die Bayern die Wirtschaftslage ihres Landes 
sehr viel besser als die im übrigen Bundesge
biet: 77 Prozent der Befragten vertreten die 
Meinung, dass die ökonomische Situation im 
Freistaat besser sei als in den anderen alten 
Bundesländern, lediglich vier Prozent sehen 
einen Nachteil in Bayern. 
Laut „Forschungsgruppe Wahlen“ profi
tierte die CSU bei dieser Wahl wiederum 
vom überproportionalen Katholikenanteil: 
Bei den Katholiken kam die CSU auf 58 
Prozent, bei denjenigen, die regelmäßig den 
Gottesdienst besuchen, unverändert auf 77 
Prozent. Die SPD sackte dagegen in ihrem 

„Milieu“, in der Arbeiterschaft, wiederum ab 
und liegt nun nur noch auf 36 Prozent, weit 
hinter der CSU mit 46 Prozent. Die Grünen 
trafen nur in den Universitätsstädten auf die 
angestammten Strukturen. Sie hätten auch 
deshalb verloren, so die Forschungsgruppe, 
weil der Umweltschutz nur für acht Prozent 
der bayerischen Bevölkerung inzwischen zu 
den Spitzenthemen zähle. 
„König Edi aus Bayern“, schreibt die 
Münchner „Abendzeitung“ zum Wahlaus
gang. Sein Traum sei wahr geworden: „Seit 
Sonntag ist er raus aus dem Schatten seines 
Lehrmeisters Franz Josef Strauß. Als Dritter 
wollte er neben Alfons Goppel und FJS 
eingehen in den Kreis der ‚wirklich großen 
Ministerpräsidenten‘. Jetzt gehört er dazu.“ 
Das „Main Echo“: „Und es ist doch wahr: In 
Bayern gehen die Uhren anders. Weder eine 
Powerfrau aus Nürnberg noch ein Strahle
mann von der Leine konnten die Bayern dazu 
bewegen, ihrer CSU auch nur den Hauch 
einer Ohrfeige zu verpassen.“ Der „Frän
kische Tag“ macht aus der  bayerischen SPD
Chefin Renate Schmidt „Renate ratlos“. 

28. September 1998  580

In der konstituierenden Sitzung wird Johann 
Böhm erneut an die Spitze des Landtags 
gewählt. 

Dem neuen Landtag gehören 45 Frauen an, 
zwei mehr als bisher. Von den noch 204 
Abgeordneten sind 38 neu im Hohen Haus.
Alterspräsident ist der 63jährige CSUAb
geordnete Herbert Kempfler. An der Wahl 
des Landtagspräsidenten nehmen 201 
Abgeordnete teil. Auf den CSUKandi
daten Böhm entfallen 178 Stimmen, mit 
Nein stimmen zwölf Parlamentsmitglieder, 
elf enthalten sich der Stimme. Erster Vize
präsident wird mit 168 Stimmen (elf Nein
Stimmen und 24 Enthaltungen) der SPDAb
geordnete Helmut Ritzer. In das Amt der 
Zweiten Vizepräsidentin wird mit 160 
Stimmen (23 NeinStimmen und 19 Enthal
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tungen, eine  ungültige Stimme) Roswitha 
Riess gewählt. 
In seiner Antrittsrede sieht Präsident Johann 
Böhm als „zentrale Aufgabe“ des Landtags, 
„die Bindungen der Menschen zu ihrem Staat, 
zu ihrem Parlament und zu ihren Abgeord
neten weiter zu festigen“. Das Ansehen der 
parlamentarischen Demokratie hänge ent
scheidend davon ab, „wie sehr sich die Men
schen mit ihr identifizieren können“. Böhm: 
„Wir müssen den Bürgern nahe sein, und wir 
müssen den Dialog mit ihnen pflegen, um zu 
erkennen, was sie bewegt. Wir müssen auch 
Kritik annehmen können.“ Nur so gelinge 
es, ein Gemeinschaftsgefühl entstehen zu 
lassen.

29. September 1998  581

Edmund Stoiber wird zum dritten Mal zum 
Ministerpräsidenten gewählt.

An der Wahl nehmen 202 Abgeordnete teil. 
Auf Stoiber entfallen 123 Stimmen, also 
ebenso viele, wie die CSUFraktion Sitze hat. 
Mit Nein stimmen 75 Abgeordnete, vier ent
halten sich der Stimme.
Ministerpräsident Stoiber hebt in seiner 
Antrittsrede die gegenüber 1994 mit 69,8 
Prozent um zwei Prozent höhere Wahlbe
teiligung hervor. Die Zahl zeige, dass das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
den Staat „nach wie vor in hohem Maße vor
handen ist“. Die Zahl der Wahlberechtigten 
sei um 100 000 höher gewesen als vor vier 
Jahren, die Zahl der Wählerinnen und Wähler 
dagegen um fast eine Viertelmillion. Stoiber: 
„Das heißt, die Zahl der bayerischen Bürge
rinnen und Bürger, die durch die Teilnahme 
an der Wahl ihre grundsätzliche Zustimmung 
zu unserem politischen System, zur parla
mentarischen Demokratie, bekundet haben, 
ist um die Einwohnerzahl einer Stadt in der 
Größe von Erlangen und Bamberg zusammen 
gestiegen.“

6. Oktober 1998  582

Der Landtag bestätigt die von Minister-
präsident Edmund Stoiber vorgeschlagene 
Zusammensetzung des Kabinetts und die 
Neuabgrenzung der Geschäftsbereiche.

Das neue Kabinett zählt gemäß Verfassungs
änderung nur noch 18 statt 21 Mitglieder. 
Allerdings gibt es jetzt elf statt bisher zehn 
Minister, die Zahl der Staatssekretäre wird 
von zehn auf sechs reduziert. Neu im Kabi
nett sind zwei Minister, Landwirtschafts
minister Josef Miller und Umweltminister 
Werner Schnappauf, und drei Staatssekre
täre, Karl Freller im Bildungsministerium, 
Joachim Herrmann im Sozialministerium 
und Christa Stewens im Umweltministerium.
Auf ihren Posten bleiben Innenminister Gün
ther Beckstein und sein Staatssekretär Her
mann Regensburger, Wirtschaftsminister 
Otto Wiesheu und sein Staatssekretär Hans 
Spitzner sowie Agrarstaatssekretärin Mari
anne Deml und Sozialministerin Barbara 
Stamm. Anstelle von Hans Zehetmair wird 
sie die Stellvertreterin des Ministerpräsi
denten. Nach der Teilung des Kultusressorts 
ist Zehetmair nun Wissenschaftsminister, 
seine bisherige Staatssekretärin Monika 
Hohlmeier rückt an die Spitze des Bildungs
ministeriums. Den bisherigen Finanzminister 
Erwin Huber macht Stoiber als Staatsmi
nister zum Leiter der Staatskanzlei. Reinhold 
Bocklet, vorher Landwirtschaftsminister, ist 
nun neuer Staatsminister für Bundes und 
Europaangelegenheiten in der Staatskanzlei. 
Kurt Faltlhauser rückt aus der Staatskanzlei 
an die Stelle von Erwin Huber an die Spitze 
des Finanzressorts. Neuer Justizminister wird 
Alfred Sauter, bisher Innenstaatssekretär. 
Neuer Chef im Landwirtschaftsministerium 
ist Josef Miller, vorher stellvertretender Vor
sitzender der CSUFraktion und von 1990 
bis 1993 bereits Staatssekretär. Umweltmi
nister wird der Kronacher Landrat Werner 
Schnapp auf. Sein Vorgänger Thomas Goppel 
soll neuer CSUGeneralsekretär werden.
Aus dem Amt scheiden Justizminister Her
mann Leeb und sein Staatssekretär Bernd 
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Kränzle, Wissenschaftsstaatssekretär Rudolf 
Klinger, Finanzstaatssekretär Alfons Zeller, 
Sozialstaatssekretär Gerhard Merkl, Umwelt
staatssekretär Willi Müller und die Staats  
ministerin für Bundesangelegenheiten, Ursula  
Männle.
Die Teilung des Staatsministeriums für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 
in ein Staatsministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst und ein Staatsmini
sterium für Unterricht und Kultus begründet 
Ministerpräsident Edmund Stoiber mit der 
„Wissensgesellschaft“, die zunehmend von 
„Globalisierung und Internationalisierung“ 
geprägt sei. Gleiches gelte für die Schulen, 
die sich zunehmend dem internationalen Ver
gleich stellen müssten.  
Die Angelegenheiten des Films und der 
Medienförderung gehen vom Kultusministe
rium auf die Staatskanzlei über, ebenso die 
Angelegenheiten der Telekommunikation 
und der Informations und Kommunikations
technologien, die bisher beim Wirtschaftsmi
nisterium angesiedelt waren. Stoiber: „Die in 
der Medienwirklichkeit längst zusammen
gewachsenen Bereiche müssen auch in der 
politischen Gestaltung gebündelt werden.“ 
Das sei auch eine Antwort „auf die politische 
Bündelung in anderen Staatskanzleien“. Für 
das „Haus der Bayerischen Geschichte“ ist 
nun nicht mehr die Staatskanzlei, sondern 
das Wissenschaftsressort zuständig. Die 
Angelegenheiten des Landespersonalaus
schusses gehen von der Staatskanzlei an das 
Finanzministerium über. 
„Als typische Querschnittsaufgaben, die 
alle Fachbereiche der Staatsregierung be 
treffen, sollen die Bundes und Europaan
gelegenheiten künftig in einer Hand vereinigt 
werden“, sagt der Regierungschef. Die Koor
dinierung der Europapolitik gehöre bereits 
seit 1994 zur Staatskanzlei. Die Verfassungs
änderung erlaube nun, die Bundesangelegen
heiten mit den Europaangelegenheiten in der 
Staatskanzlei zusammenzufassen.
Die SPDFraktionsvorsitzende Renate 
Schmidt kritisiert vor allem den Aufgaben
zuwachs der Staatskanzlei, „eine Machtfülle, 

wie es sie selten gibt“. Damit würden die 
Ministerien „in hohem Maß zu nachgeord
neten Behörden degradiert“. Emma Kellner 
(Grüne) vermutet, das „Machtzentrum 
Staatskanzlei“ werde noch mehr ausgebaut, 
„um von Bayern aus gegen RotGrün in Bonn 
anzustürmen“. Der CSUFraktionsvorsit
zende Alois Glück sagt zum neuen Kabinett, 
Stoiber habe bei seiner Wahl der Regierungs
mitglieder „einen deutlichen Akzent in Rich
tung der Verjüngung“ gesetzt. Sechs der 18 
Regierungsmitglieder seien jünger als 50 
Jahre, elf zwischen 50 und 60.
Das neue Kabinett und die Neuordnung der 
Geschäftsbereiche werden vom Landtag 
gegen die Stimmen der Opposition gebilligt.

29. Oktober 1998  583

Eine Hightech-Offensive kündigt Minister-
präsident Edmund Stoiber in seiner Regie-
rungserklärung zum Auftakt der Legislatur-
periode an. Finanzpolitischer Schwerpunkt 
sei das Ziel eines ausgeglichenen Etats bis 
zum Jahr 2009. 

StoibersRegierungserklärung trägt das Motto 
„Bayern – Weltregion und Heimat,  innovativ, 
sozial, eigenständig“. Im Rahmen der High
techOffensive will der Ministerpräsident 
international herausragende Technologiezen
tren stärken und den Freistaat zum führenden 
Biotechnologiezentrum Europas machen. Ein 
„Konzept der landesweiten Vernetzung“ weist 
den Weg: So sollen bayernweite Forschungs 
und Technologienetzwerke für die Bereiche 
Informations und Kommunikationstechno
logie, für Bio und Gentechnologie, Medizin 
und Umwelttechnik und in den Querschnitt
stechnologien Neue Materialien und Mecha
tronik entstehen. Bereits vorhandene Ein
richtungen will Stoiber zu internationalen 
Zentren ausbauen: Beispielsweise ist geplant, 
das Innovations und Gründerzentrum für 
Biowissenschaften in MartinsriedGroß
hadern zu erweitern. In Weihenstephan  
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soll ein Zentrum der „Grünen Biotechno
logie“ entstehen. Daneben strebt Stoiber an, 
regionale Initiativen im HightechBereich  
zu bündeln und gegebenenfalls in die Techno
logieoffensive Bayerns zu integrieren. 
Finanzpolitisch will der Regierungschef den 
Abbau der Neuverschuldung vorantreiben: Bis 
2009 soll die Kreditaufnahme des Freistaats 
von derzeit etwa zwei Milliarden pro Doppel
haushalt auf Null sinken. Das Ziel eines aus
geglichenen Haushalts soll in der Verfassung 
verankert werden. „Wir wollen unseren Kin
dern keine neuen Lasten aufbürden“, betont 
Stoiber. Die Rücknahme der Verschuldung 
dürfe aber keineswegs dazu führen, dass der 
Freistaat weniger für Investitionen ausgibt. In 
der Bildungspolitik kündigt Stoiber eine Ver
stärkung der Grund und Allgemeinbildung 
sowie der mathematischnaturwissenschaft
lichen Ausbildung und Verbesserungen beim 
Fremdsprachenunterricht an. Damit Kind 
und Beruf besser vereinbar werden, sollen  

Genforschung in einer BiotechFirma in Martinsried bei München

die Betreuungsangebote ausgebaut werden, 
etwa in Form von Ganztagsschulen.
Der rotgrünen Bundesregierung sagt der 
Ministerpräsident den Kampf an. Was die 
neue Bonner Regierung in der Innen, Rechts 
und Steuerpolitik plane, sei eine „kulturell
soziale Wende rückwärts“. Stoiber: „Gegen 
eine Kultur der Beliebigkeit setzen wir Ver
lässlichkeit und Verantwortung.“
Die Hightech-Offensive findet bei beiden 
Oppositionsparteien Beifall. Die SPDFrak
tionsvorsitzende Renate Schmidt sieht als 
Voraussetzung einer HightechInitiative „die 
Modernisierung des Rohstoffes Geist“, also 
eine Reform des gesamten Bildungssystems. 
Durchlässigkeit sei notwendig, nicht „Aus
lese zum frühest möglichen Zeitpunkt“. Die 
Sozialdemokraten kämpften für Ganztags
schulen und Betreuungsangebote für Kleinst
kinder, „für die in Bayern praktisch eine 
reine Wüstenlandschaft besteht“. 
Einen Innovationsschub erwartet sich die 
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SPDPolitikerin von einer Steigerung der 
Energieeffizienz und dem Einsatz regenera
tiver Energien, was auch dezentral Arbeits
plätze schaffen könne. Die HightechOffen
sive müsse benachteiligte Regionen Bayerns 
und kleine und mittelständische Unternehmen 
ausreichend berücksichtigen.
Ruth Paulig, Fraktionssprecherin der Grünen, 
bedauert, dass Stoiber nur wenig auf den 
„Schutz der Lebensgrundlagen, den Schutz 
unseres Planeten und den Schutz des Klimas“ 
eingegangen sei. RotGrün werde sich auf den 
Ausstieg aus der Atomenergie konzentrieren, 
„auch Bayern wird in die Pflicht genommen 
werden müssen“, meint sie mit Blick auf die 
Zwischenlagerung der Kernbrennstoffe.

26. Januar 1999  584

Der Landtag verabschiedet ein Bayerisches 
Bodenschutzgesetz.

Als erstes Land in der Bundesrepublik setzt 
der Landtag das BundesBodenschutzrecht in 
Landesrecht um. Ein Bodeninformationssy
stem wird als Instrument zur Bereitstellung 
von geowissenschaftlichen Grundlagen für 
eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunk
tionen gesetzlich verankert. Für den recht
lichen Vollzug des Bodenschutzrechts sind 
die Kreisverwaltungsbehörden zuständig. 
Das Gesetz ermächtigt die Staatsregierung, 
Einzelheiten der Ausgleichsgewährung bei 
angeordneten Beschränkungen der land und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung durch 
Rechtsverordnung zu regeln.
Alfred Reisinger (CSU) sagt, in einem Flä
chenland wie Bayern mit 70 000 Quadratki
lometern, die zu 85 Prozent land und forst
wirtschaftlich bewirtschaftet und gepflegt 
werden, komme nicht nur Luft und Wasser, 
sondern auch dem Boden als einer wich
tigen Lebensgrundlage und als Lebensraum 
für Menschen, Tiere, Pflanzen und Boden
organismen, aber auch als Siedlungs, Erho
lungs und Wirtschaftsraum „eine existen
zielle Bedeutung und eine entsprechende 

Schutzfunktion“ zu. Während die SPD die 
Zuständigkeit auf neue Umweltoberbehörden 
übertragen wolle, wähle die CSU die Kreis
verwaltungsbehörden, eine bewährte und 
erprobte Praxis in Bayern.
Fritz Möstl (SPD) sieht dagegen eine „histo
rische Chance“, die Kompetenzen für den 
Bodenschutz an das Wasserwirtschaftsamt zu 
geben und dort sukzessiv „eine Art Umwelt
behörde“ zu schaffen, zuständig für Wasser, 
Luft und Boden. Volker Hartenstein (Grüne) 
kritisiert, die Gesetzesvorlage „verschafft 
der konventionellen Landwirtschaft end
gültig einen Freibrief, wie bisher weiterzu
wirtschaften“. Das Bodenschutzgesetz wird 
von der CSUMehrheit gegen das Votum der 
Opposition verabschiedet. 

11. Februar 1999  585

Mit der „Bildungsoffensive Bayern“ plant 
Kultusministerin Monika Hohlmeier eine 
Neugestaltung des Schulwesens. Die geplante 
sechsstufige Realschule wird von der Oppo 
sition strikt abgelehnt. 

Hohlmeiers Regierungserklärung „Für die 
Zukunft unserer Jugend – Bildungsoffensive 
Bayern“ ist eine Absage an die Gesamtschule: 
„Wo Haupt und Realschule sowie Gymna
sium zusammengefasst wurden, ist nichts 
anderes als eine Einheitsschule entstanden.“ 
Mit der Einführung der sechsstufigen Real
schule (R 6) solle ebenso wie mit der Haupt
schul-Reform „den spezifischen Begabungen 
der Kinder und Jugendlichen besser entge
gengekommen“ werden. 
Die Versuche mit der R 6 hätten „viele positive 
Ergebnisse“ gebracht, sagt die Ministerin. Sie 
könne einen „geschlossenen Bildungsgang“ 
mit einer Stärkung des Fremdsprachenunter
richts schon ab der 5. Jahrgangsstufe bieten. 
Der Andrang bei den Versuchsschulen, ein 
Fünftel aller Realschulen, sei enorm. Die R 6  
betreibe keine frühe Auslese, „sondern bietet 
Förderung zur rechten Zeit“, versichert 
Hohlmeier.

14. Wahlperiode



394

Die Hauptschule erfülle „in unserem Schul
system eine ganz entscheidende Aufgabe“, die 
Schülerinnen und Schüler seien die künftigen 
Facharbeiter in der Industrie, die künftigen 
Gesellen und Meister im Handwerk, die künf
tigen Beschäftigten in weiten Bereichen der 
Dienstleistung. „Ihre Fähigkeiten liegen im 
Praktischen und im konkret Anschaulichen“, 
sagt die Ministerin. An den Hauptschulen 
gebe es ein breites Leistungsspektrum. Wer 
über den qualifizierenden Abschluss hinaus 
einen mittleren Schulabschluss anstrebe, 
solle künftig bessere Möglichkeiten haben. 
Für den mittleren Abschluss könne bereits 
mit der Jahrgangsstufe 7 in MKursen, 
MKlassen oder MZügen begonnen werden. 
Damit sei der Weg zum mittleren Schulab
schluss an der Hauptschule nicht mehr auf ein 
Jahr begrenzt und auf die 9. Jahrgangsstufe 
(„Freiwillige 10. Klasse“) aufgesetzt.
Mit einer „Inneren Schulreform“ will Monika 
Hohlmeier die Unterrichtsqualität verbes
sern, die Motivation und Kompetenz der 
Lehrer steigern, verstärkt Eltern in die Schule 
einbinden und Schülern eine größere Mitver
antwortung bei der Schulgestaltung geben.
Von den knapp 2,2 Milliarden Mark Gesamt
kosten für den Schulbereich bis 2006, unter 
anderem für 1300 neue Lehrerstellen, werden 
zwei Drittel benötigt, um die steigenden 
Schülerzahlen zu bewältigen, teilt die Mini
sterin mit. Auf die Reformen der Real und 
Hauptschulen entfallen 550 Millionen Mark. 
Die geplante Schulreform wird von der 
Opposition abgelehnt. Eberhard Irlinger 
(SPD) und Petra Münzel (Grüne) befürchten, 
dass die sechsstufige Realschule den Ausle
sedruck auf die Grundschüler verschärfen 
werde. Dies gehe, so Irlinger, auf Kosten von 
Förderung und Erziehung. „Der Schlüssel 
für Bildungserfolg liegt in der Grundschule. 
Aber Sie machen die Grundschule zur Aus
leseeinrichtung, zum Zulieferbetrieb für die 
höheren Schulen mit Miniabitur in der vierten 
Klasse“, kritisiert Irlinger, Vorsitzender des 
Bildungsausschusses und von Beruf Lehrer. 
Karin Radermacher (SPD) fordert, das Geld 
für die Strukturreform in die Qualität des 

Unterrichts zu stecken, „das gegliederte Schul
system noch zu verschärfen, ist jedenfalls kein 
Beitrag zur Verbesserung der Leistungsfähig
keit von Schülern“. Dagegen hält Otmar Bern
hard (CSU) die geplante Schulreform für aus
gewogen. Von ihr profitierten alle Schularten, 
niemand werde von Bildungschancen abge
schnitten. Den Kommunen, auf die in einem 
Zeitraum von acht Jahren Kosten von 230 Mil
lionen Mark für zusätzliche Schülerbeförde
rung und Realschulbau zukommen, verspricht 
der CSU-Fraktionsvize finanzielle Hilfe.
Die „Nürnberger Zeitung“ kommentiert die 
Pläne der Ministerin: „Ob’s klappt, hängt 
allerdings zum größten Teil von der Aufge
schlossenheit der Lehrerschaft ab, die aber 
(abgesehen von den Realschullehrern) bisher 
reserviert reagiert hat.“ Auch im „Münchner 
Merkur“ ist zu lesen: „Auf das Engagement 
der Pädagogen ist die Kultusministerin ange
wiesen. Denn weitaus wichtiger als die jetzt 
getroffenen Strukturveränderungen in der 
Real und Hauptschule ist die Innere Schul
reform.“

10. März 1999  586

Die „Agenda 2000“, ein Reformprogramm 
der EU, wird von Staatsminister Reinhold 
Bocklet scharf kritisiert.

Das Programm dient der Vorbereitung der 
Osterweiterung, der Reform von Politikbe
reichen innerhalb der EU und zur Festle
gung des zukünftigen Finanzrahmens für die 
nächsten sieben Jahre. 
Europaminister Reinhold Bocklet bestreitet, 
die Staatsregierung vertrete mit ihrer Kritik 
eine „europaskeptische oder gar antieuropä
ische Haltung“. Sie unterstütze ausdrücklich 
den Erweiterungsprozess. Seit Längerem 
überfällig seien allerdings die Vorausset
zungen für die Osterweiterung, nämlich 
die Reform der EUStrukturpolitik, die 
Reform der gemeinsamen Agrarpolitik und 
die Reform des EUFinanzsystems. Bocklet 
warnt vor Zentralismus und Gleichmacherei 
in der Europäischen Union: europäische 
Beschäftigungspolitik, europäische Koordi
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nierung der Tarifpolitik, europäische Steu
erharmonisierung und europäische Sozialu
nion seien die Stichworte. „Sollen die sozi
alen Standards einheitlich auf das Niveau 
von Deutschland oder Dänemark angehoben 
werden?“, fragt der Minister. Das könnten 
die wohlhabenden Staaten nicht bezahlen. 
Oder solle es eine Reduzierung auf nied
rigstem Niveau geben? „Europa muss sich 
entscheiden“, fordert Bocklet, „wollen wir ein 
Europa der Vielfalt, in dem die Eigenverant
wortung der Staaten, Regionen und Bürger 
gefördert wird, oder ein Europa, das sich auf 
jedes Problem stürzt, das als solches ausge
macht wird, ein Europa der Reglementierung, 
Umverteilung und Gleichmacherei?“ 
Heinz Köhler (SPD) widerspricht vehement 
dem Europaminister: Es sei eine „maßlose, 
gebetsmühlenartig vorgebrachte“ Kritik an 
der EU. Die Regierung Stoiber wolle nur 
eine gehobene Freihandelszone, aber keine 
europäische Integration. Dies sei ein „Bruch 
der Politik von Adenauer bis Strauß“. Der 
SPDEuropaexperte kann auch Bocklets 
Kritik an der Arbeitsmarktpolitik nicht ver
stehen: Wer die „wichtigste Bewährungsprobe 
der EU“, die Arbeitslosigkeit, überwinden 
wolle, für den sei „eine aktive Arbeitsmarkt
politik unverzichtbar“. Alfons Zeller (CSU) 
erteilt einem Bündnis für Arbeit auf europä
ischer Ebene eine klare Absage: „Was für eine 
verrückte Idee.“ Beschäftigungsprogramme 
hätten nur dann einen Sinn, wenn Solidarität 
gebündelt werden könnte, um ein Problem zu 
lösen. Wer dies auf europäischer Ebene for
dere, trete nur die „Flucht aus der Verantwor
tung“ an. Ulrike Gote (Grüne) wünscht sich 
eine Wandlung Europas von der „Union der 
Regierungen“ hin zu einer „Union der Bürge
rinnen und Bürger“ und mehr Rechte für das 
Europaparlament.

13. September 1999  587

Justizminister Alfred Sauter tritt im Zusam-
menhang mit der LWS-Affäre zurück. Nach-
folger wird der stellvertretende CSU-Frakti-
onsvorsitzende Manfred Weiß.

Mit seinem Rücktritt kommt Sauter seiner 
offiziellen Entlassung durch den Landtag 
zuvor. Die Landeswohnungs und Städtebau
gesellschaft Bayern (LWS), an der die staats
eigene Landesanstalt für Aufbaufinanzierung 
(LfA) beteiligt ist, machte infolge von Feh
linvestitionen vor allem in den neuen Län
dern rund 400 Millionen Mark Verlust. Der 
Rechnungshof sah die Verantwortung für die 
Misere bei der Geschäftsführung, dem Auf
sichtsrat und den Gesellschaftern. Als Staats
sekretär im Innenministerium war Alfred 
Sauter von 1993 bis zu seiner Berufung ins 
Justizressort Mitglied des Aufsichtsrats. Als 
er Ministerpräsident Edmund Stoiber, der das 
LWSEngagement im Osten im Grundsatz 
befürwortet hatte, eine maßgebliche Mit
schuld an der Finanzaffäre gab, kam es zu 
einem ungewöhnlichen Schlagabtausch zwi
schen den beiden CSUPolitikern. 
Äußerungen Sauters gegenüber der Presse 
veranlassten Ministerpräsident Stoiber, ihm 
fristlos den Geschäftsbereich der Justiz zu 
entziehen und seine Entlassung im Landtag 
zu beantragen, da das nötige Vertrauensver
hältnis zerstört sei. Bis kurz vor der entschei
denden Sondersitzung des Landtags schloss 
Sauter seinen Rücktritt noch kategorisch aus.
In der Sondersitzung fordern SPD und Grüne 
auch den Rücktritt des Ministerpräsidenten, 
denn er sei stärker als Sauter für die Mil
lionenverluste der LWS verantwortlich. 
SPD-Fraktionschefin Renate Schmidt wirft 
Stoiber vor, das Parlament belogen zu haben. 
Er habe mehrfach in die LWSGeschäfte 
zum Schaden der Gesellschaft eingegriffen. 
Schmidt: „Es kann nicht damit sein Bewenden 
haben, dass der Mitverantwortliche zu Recht 
geht, und der Hauptverantwortliche bleibt.“ 
Stoiber kontert: „Sie wollen eine Kampagne 
gegen den Ministerpräsidenten.“ Alfred 
Sauter bleibt dabei, nicht allein die Verant
wortung für die LWSProbleme zu tragen, und 
wirft dem Regierungschef vor, sein Verhalten 
gegenüber einem langjährigen Kabinettsmit
glied entbehre jeglicher Art von Anstand, 
Stil und Menschlichkeit, „ich bin enttäuscht 
und schockiert zugleich“. Schließlich habe er  
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vor acht Wochen seinen Rücktritt angeboten, 
Stoiber habe dies „nach kurzem Überlegen“ 
abgelehnt. Danach sei er „pausenlos schwer 
gedemütigt worden“. Sauter weiter: Am 
Samstag, 4. September, sei „in der Staats
kanzlei beschlossen worden, mich als Justiz
minister und als Mitglied der Staatsregie
rung zu entlassen“. Ministerpräsident Stoiber 
habe ihn davon am Nachmittag „per Handy 
in Kenntnis gesetzt, nachdem er zuvor die 
Zustimmung des CSUFraktionsvorsitzenden 
eingeholt hatte“.
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
weist die Oppositionsvorwürfe als absurd 
zurück. Es gebe keinen Anhaltspunkt, dass 
Stoiber in konkrete Entscheidungen der LWS 
eingebunden gewesen sei. Außerhalb des 
Landtags sagt Glück, in der Fraktion gebe 
es nach den vergangenen Wochen großen 
Gesprächsbedarf, „viele Abgeordnete fragen 
sich vor allem, wie die Auseinandersetzung 
so eskalieren konnte“.
Franz Maget, Fraktionsvize der SPD, sieht in 
Sauter ein „Bauernopfer“. Die LWSVerhält
nisse seien neben Stoiber auch anderen Kabi
nettsmitgliedern bekannt gewesen. Emma 
Kellner (Grüne) wirft Stoiber vor, er habe 
versucht, „die Flucht nach vorn anzutreten 
und sich an die Spitze der Aufklärer und der 
Sonderprüfer zu stellen“.
Zusammen mit der Bestellung des neuen 
Justizministers wird der Donauwörther 
CSUAbgeordnete Georg Schmid zum 
neuen Staatssekretär im Sozialministerium 
bestimmt. Den Platz macht der Mittelfranke 
Joachim Herrmann frei, der CSUFrakti
onsvize wird. Damit soll nach Sauters Aus
scheiden den Schwaben weiterhin eine aus
reichende Vertretung im Kabinett garantiert 
sein.

12. Oktober 1999  588

Zu einer der innovativsten Wachstums-
regionen der Welt will Ministerpräsident 
Edmund Stoiber Bayern machen. In einer 
Regierungserklärung stellt er die „High-
tech-Offensive“ vor. Die Opposition pocht 

auf die Berücksichtigung aller Regionen im 
Freistaat.

Mit dem „bundesweit beispiellosen Pro
gramm“ (Stoiber) „Offensive Zukunft 
Bayern“ und der „HightechOffensive“  
investiert Bayern insgesamt 8,25 Milli
arden Mark. Das Geld stammt aus den Pri
vatisierungserlösen, allein der Verkauf der 
VIAGAktien bringt 3,1 Milliarden in die 
Kasse des Freistaats. Seit 1994 hat Bayern 
bereits 5,4 Milliarden Mark aus Privatisierung 
von Staatsbesitz in Forschung und Innova
tion, Kultur und Soziales oder in die universi
täre und berufliche Bildung gesteckt. Starten 
soll die „HigtechOffensive“ am 1. Januar  
2000. Am Konzept hat die Staatsregierung 
laut Stoiber über ein Jahr gearbeitet. Der 
Landtag soll nun im Rahmen der Beratungen 
des Nachtragshaushalts klären, in welche 
konkreten Einzelprojekte wie viel Geld 
fließen soll. 
Mit insgesamt 2,3 Milliarden Mark sollen 
folgende vier Bereiche gefördert werden: 
Ausbau bereits bestehender HightechZen
tren von Life Sciences (Biopharmazie, Medi
zintechnik, Biotechnologie), von Informa
tions und Kommunikationstechnik, von For
schungen auf dem Gebiet Neuer Materialien, 
von Umwelttechnik und von Mechatronik 
in acht bayerischen Universitätsstädten (1,3 
Milliarden Mark). Für Technologiekonzepte 
in den einzelnen Regierungsbezirken sind 
357 Millionen Mark eingeplant. 530 Milli
onen Mark sollen für ein Qualifizierungs-, 
Existenzgründungs und Technologieinfra
strukturprogramm ausgegeben werden, um 
die landesweite Nutzung der Computertech
nologie zu verbessern. In Hof ist beispiels
weise die Einrichtung einer Virtuellen Hoch
schule geplant. 128 Millionen Mark sind 
für die Internationalisierung von Forschung 
und Technologie eingeplant. So wird etwa in 
Erlangen ein bayerischkalifornisches Hoch
schulzentrum zur Förderung der Kooperation 
in Forschung und Lehre geschaffen. Eine 
„Exportoffensive“ soll die Chancen des Mit
telstandes europa und weltweit stärken. 
Die grundsätzliche Unterstützung der 
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HightechFörderung verspricht erneut die 
SPDFraktionsvorsitzende Renate Schmidt. 
Allerdings dürfe Bayern dabei nicht in unter
schiedlich gewichtete Regionen aufgeteilt 
werden. Mittel, die nicht für High Tech benö
tigt würden, sollten für einen „Zukunftsfonds 
für Kinder“ ausgegeben werden, etwa für 
Investitionen in Tagesschulen und Ganztags
betreuung.
Die Grünen wünschen sich umweltver
trägliche Investitionen und die Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze vor allem in 
strukturschwachen Regionen. Grundsätzlich 
plädieren die Grünen aber dafür, die Priva
tisierungserlöse vor allem für den Abbau von 
Staatsschulden auszugeben. Frei werdende 
Gelder infolge eines verringerten Schul
dendienstes sollten in den Bildungssektor 
investiert werden, schlägt Ruth Paulig vor. 
Sie regt weiter an, einen Teil der Erlöse in 
ein ökologisches Modernisierungsprogramm 
öffentlicher Gebäude zu stecken. 
Der Fraktionsvorsitzende der CSU, Alois 
Glück, wirft SPD und Grünen vor, „keine 
erkennbare Alternative“ zur Hightech
Offensive zu haben, „die Opposition redu
ziert sich auf die Rolle des Wadlbeißers“. 
Wirtschaft und Gewerkschaften heißen die 
„HightechOffensive“ grundsätzlich gut. 
Bayerns DGBChef, der SPDBundestag
sabgeordnete Fritz Schösser, meint: „Mit 
dem Verkauf der VIAGAktien wird Geld 
nach Bayern zurückgeholt, das andernfalls 
in den Händen großer Konzerne geblieben 
und womöglich im Ausland angelegt worden 
wäre.“

13. Oktober 1999  589

Ein Kritikalitätsunfall im japanischen Tokai-
mura löst im Landtag eine Debatte über 
„Gefahren der Atomenergie in Bayern“ aus.

Volker Hartenstein (Grüne) sagt in der 
von seiner Fraktion beantragten Aktuellen 
Stunde, seit der Nutzung der Atomenergie 
in Forschungs und Anreicherungsanlagen 
habe es bislang rund sechzigmal unkontrol

lierte atomare Blitze mit starker Gamma und 
Neutronenemission (Kritikalitätsunfälle) wie 
in Tokaimura gegeben. Menschliche Unzu
länglichkeiten oder technisches Versagen 
seien die Ursache gewesen, „niemand wird 
beides in Zukunft ausschließen können“. Die 
Risiken „der so genannten friedlichen Nut
zung der Atomenergie machen es deutlich, 
dass es keinen anderen Weg geben darf als 
den schnellstmöglichen Ausstieg“, stellt Har
tenstein fest.
Henning Kaul (CSU) betont, die Kernenergie 
habe aufgrund ihrer technologischen Ent
wicklung „einen festen Platz im weltweiten 
Energiemix eingenommen“. In Deutsch
land habe sich die Kernenergie als „zuver
lässiger Grundlasterzeuger der Edelenergie 
Strom“ etabliert. Es sei unverantwortlich, 
aus der eigenen Stromproduktion in einer 
von Technologien geprägten Gesellschaft 
auszusteigen. Der zunehmende Einsatz von 
elektrischen Geräten könne nicht mit einer 
30prozentigen Stromeinsparung einher
gehen, um die Kernkraftwerke abzuschalten, 
sagt Kaul. Allerdings sei Kernkraft eine 
endliche Energiequelle, wie auch Kohle, Öl 
und Gas. Als Grundstoffe für Veredelungs
produkte müssten Kohle, Öl und Gas ein
gespart werden, weshalb neue Energien aus 
nachwachsenden Rohstoffen und der Sonnen
energie zu entwickeln seien. Kaul: „Erst Ein
stieg in Neueres und Besseres, um dann Altes 
und Schlechteres abschalten zu können.“
Den Störfall im japanischen Tokaimura 
bezeichnet Susann Biedefeld (SPD) als 
„schwersten Unfall in einer atomaren Anlage 
seit der Reaktorkatastrophe in Tschern
obyl“. Tokaimura bestätige aufs Neue: „Die 
Atomenergie ist nicht beherrschbar.“ Der 
Störfall zeige, dass auch in technologisch 
hochstehenden Ländern schwere Unfälle 
nicht auszuschließen seien. Die SPD bekräf
tige deshalb ihre Forderung, so schnell wie 
möglich aus der Atomkraft auszusteigen. 
Biedefeld betont, diese Forderung sei „keine 
Willkür, es ist das Gebot einer verantwort
lichen Politik gegenüber den Menschen, der 
Natur, der Umwelt“.
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24. November 1999  590

Der Landtag macht den letzten Schritt zur 
Auflösung des Bayerischen Senats. 

Einstimmig und ohne Aussprache wird 
das Ausführungsgesetz zur Auflösung der 
Zweiten Kammer mit Wirkung vom 1. Januar 
2000 angenommen. Damit wird das Senats
gesetz aufgehoben und in rund zwei Dutzend 
Gesetzen werden die Stellen gestrichen, die 
eine Senatsbeteiligung vorsehen (zum Bei
spiel das Gesetz über den Bayerischen Ver
dienstorden, das Beamtengesetz, das Daten
schutzgesetz, das Denkmalschutzgesetz, 
das Rundfunkgesetz, das Mediengesetz und 
das Landesplanungsgesetz). Auch die Baye
rische Haushaltsordnung wird geändert. Die 
Amtszeit der Mitglieder des Bayerischen 
Senats endet mit Ablauf des 31. Dezembers 
1999. Soweit danach noch Maßnahmen oder 
Entscheidungen zu treffen sind, ist der Prä
sident des Bayerischen Landtags zuständig. 
Die Verpflichtung der Mitglieder des Senats, 
„sich jeder missbräuchlichen Verwertung der 
infolge ihrer Mitgliedschaft zu ihrer Kenntnis 
gelangten Tatsachen, Maßnahmen und Pläne 
zu enthalten, besteht fort“. 
Die letzte Sitzung des Bayerischen Senats  
findet in Anwesenheit von  Ministerpräsident  
Edmund Stoiber und Landtagspräsident  
Johann Böhm am 14. Dezember 1999  statt.  
„Über die gesamte Zeit seiner Sitzungs
tätigkeit gerech net, ist dies die 747. Voll 
sitzung unserer Kammer“, sagt Senatsprä 
sident Heribert Thallmair. Die erste war  
am 4. Dezember 1947 in der Großen  
Aula der LudwigMaximiliansUniversität 
München. (30, 371, 557, 570)

22. März 2000  591

Bayerns Position in der aktuellen Föderalis-
musdebatte legt Ministerpräsident Edmund 
Stoiber dem Landtag dar: mehr Rechte für 
die Länder und Grenzsetzung dem Machtan-
spruch der EU. 

Anlass für die Regierungserklärung Stoibers 
vor dem Plenum ist eine wenig später stattfin

dende Sondersitzung der Ministerpräsidenten 
mit dem Rahmenthema „Föderalismus“. Im 
Zentrum steht der Finanzausgleich nach der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 11. November 1999. Die Karlsruher 
Richter erklärten auf eine Klage von Bayern, 
BadenWürttemberg und Hessen den prak
tizierten Länderfinanzausgleich für verfas
sungswidrig, allerdings in so verklausulierter 
Form, dass alle betroffenen Seiten von einem 
Erfolg sprachen.
„Jetzt endlich ist Bewegung in die Födera
lismusdebatte gekommen“, freut sich Mini
sterpräsident Stoiber. Seit der Ministerprä
sidentenkonferenz vom Dezember 1998 und 
der sich anschließenden BundLänderKom
mission bestehe in Deutschland ein Grund
konsens, „dass das föderalistische System 
in der Bundesrepublik Deutschland moder
nisiert werden muss“. Übereinkunft bestehe 
auch, dass „wir den Föderalismus gegenüber 
europäischen Begehrlichkeiten offensiv ver
teidigen müssen“. 
Für Krisenbewältigung vor Ort plädiert 
der Ministerpräsident mit dem Beispiel der 
Arbeitsmarktpolitik: „Wenn große Firmen 
dicht machen, dann erwarten die betroffenen 
Arbeitnehmer doch Unterstützung zu allererst 
durch uns.“ Bei Betriebsschließungen seien 
der bayerische Ministerpräsident, der baye
rische Wirtschaftsminister und die bayerische 
Arbeitsministerin gefragt, „und nicht der 
Bund oder gar Europa“. In den Kompetenz
bereich der Länder und damit in die Gestal
tungsmöglichkeit der Landesparlamente, die 
letztlich Verlierer gewesen seien, gehörten 
wieder das Naturschutzrecht, das Hochschul
recht und der Hochschulbau, die Beamtenbe
soldung, das Recht des öffentlichen Dienstes 
oder des Sozialen Wohnungsbaus, denn „hier 
schreibt uns der Bund in detailliertesten 
Regelungen vor, was wir zu tun haben“. Auch 
beim Thema Finanzen will der Regierungs
chef mehr Länderhoheit, etwa bei der Höhe 
der Grunderwerbssteuer, der Erbschafts und 
Schenkungssteuer oder vielleicht auch der 
Kraftfahrzeugsteuer. Einen eigenen Spiel
raum könnten die Länder auch bei der Fest
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setzung der Höhe der Einkommens und der 
Körperschaftssteuer bekommen.
Im Prinzip plädiert auch die Opposition für 
mehr Länderrechte und fordert wie Mini
sterpräsident Stoiber, die Landesparlamente 
durch eine Rückverlagerung zu stärken. 
Doch SPD-Fraktionschefin Renate Schmidt 
wie die Vorsitzende der Landtagsgrünen, 
Ruth Paulig, wittern hinter Stoibers Forde
rungen den Ausbau seiner eigenen Machtpo
sition. Renate Schmidt erinnert daran, dass 
nicht „undurchschaubare Machenschaften“ 
den Föderalismus aushöhlten, sondern die 
Vielzahl der Gemeinschaftsaufgaben und 
Mischfinanzierungen, deren Einführung 
allen voran der damalige Bundesfinanzmi
nister Franz Josef Strauß zu verantworten 
hatte. Trotz grundlegender Gemeinsamkeiten 
sieht Renate Schmidt einen Unterschied im 
Föderalismusverständnis: Stoiber vertrete 
einen „Regierungsföderalismus“, die SPD 
verstehe unter Föderalismus auch Subsi
diarität, etwa auf dem kommunalen Sektor. 
Renate Schmidt: „Gegenüber dem Bund und 
gegenüber Europa sind Sie der größte Födera
list – innerbayerisch der größte Zentralist.“
Ruth Paulig (Grüne) fordert: „Der Födera
lismus ist auf allen Ebenen umzusetzen und 

mit Leben zu füllen: auf kommunaler Ebene, 
für die Bürgerinnen und Bürger, die sich im 
Ehrenamt engagieren, im BundLänderVer
hältnis und im europäischen und globalen 
Verhältnis.“ Ministerpräsident Stoiber tue so, 
„als sei der Föderalismus die Erfindung der 
bayerischen CSU“. Die Abgeordnete zitiert 
den Staatsrechtler Prof. RainerOlaf Schultze, 
Mitglied der EnqueteKommission „Födera
lismus“ im Landtag: „Man kann nicht mittels 
Politikverflechtung in Berlin Bundespolitik 
gestalten oder im Bundesrat mitregieren 
wollen, und zugleich durch TrennFödera
lismus länderzentrierte Wettbewerbspolitik 
betreiben.“
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
appelliert an die Opposition, gemeinsam mit 
seiner Partei an Initiativen für mehr Länder
rechte zu arbeiten, „nur so können wir in der 
Sache weiterkommen“.

11. Juli 2000  592

Einstimmig beschließt der Landtag auf 
Antrag der CSU die Errichtung eines Bür-
gerkulturpreises.

In der Ausschreibung heißt es: „Der Staat ist 
die Sache aller. Er braucht die Mitarbeit der 

Erste Verleihung des Bürgerkulturpreises im Maximilianeum
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Bürgerinnen und Bürger. Um die ehrenamt
liche Mitwirkung und Beteiligung zu för
dern, vergibt der Bayerische Landtag jährlich 
einen Preis für bürgerschaftliches Engage
ment (Bürgerkulturpreis).“ Er ist mit 50 000 
Mark dotiert und kann auch in Teilsummen 
auf mehrere Preisträger aufgeteilt werden. 
„Das bürgerschaftliche Engagement zeichnet 
sich durch die ehrenamtliche Einbeziehung 
der Bürgerinnen und Bürger in die kulturelle, 
ökonomische, ökologische, soziale und politi
sche Entwicklung von Staat und Gesellschaft 
aus“, lautet die Definition. Wer auf diesen 
Gebieten neue Wege der Information, Betei
ligung oder Mitarbeit beschreitet, kann sich 
bewerben. Teilnehmen können Verbände, 
Vereinigungen, juristische Personen, Selbst
hilfeeinrichtungen und natürliche Personen, 
die in innovativer Weise die Zielsetzungen 
der Bürgergesellschaft und die Entwicklung 
eines bürgerschaftlichen Engagements geför
dert und verwirklicht haben. Das Preisgeld 
ist zweckgebunden für die Förderung der 
prämierten Projekte oder deren Fortentwick
lung einzusetzen. Der Preis wird jährlich 
zum „Tag des Ehrenamtes“ am 5. Dezember 
verliehen. 
Erstmals wird der Bürgerkulturpreis 2000 
vergeben. Preisträgerin ist die „Arbeitsge
meinschaft (ARGE) Familien“ in Würzburg, 
die 1991 gegründet wurde mit dem Ziel, 
den Interessen von Kindern, Jugendlichen 
und Familien in der Kommunalpolitik mehr 
Gehör zu verschaffen. Koordiniert wird die 
Arbeit von mehr als 30 Mitgliedsorganisa
tionen.

17. Oktober 2000  593

Die Stilllegung von Kraftwerken in Bayern 
als Folge von Überkapazitäten gibt den 
Anlass für eine grundsätzliche Energiede-
batte. 

In einer Erklärung vor dem Landtags
plenum zur energiewirtschaftlichen Situa
tion in Bayern sagt Wirtschaftsminister Otto 
Wiesheu, das vom Konzern Eon beschlos
sene Paket zum Kapazitätsabbau sei ein 

„schwerer Eingriff für Bayern, vor allem für 
die strukturschwachen Regionen“. Es betrifft 
die Anlagen Arzberg, Schwandorf, Franken 
II und Pleinting. Insgesamt werden rund 1600 
Megawatt aktive Leistung durch Stilllegung 
oder Überführung in die Kaltreserve außer 
Betrieb genommen, das sind 25 Prozent der 
aktiv betriebenen fossilen Kraftwerkskapa
zität in Bayern und rund zehn Prozent der 
gesamten Kapazität. 
Wiesheu wirft der Bundesregierung vor, mit 
ihrer „stark ideologisch geprägten Politik“ 
weitere Stilllegungen zu verursachen. Durch 
die Subventionierung der KraftWärmeKop
pelung und von regenerativen Energien werde 
wirtschaftlich erzeugter Strom vom Markt 
gedrängt. Deutschland und auch Bayern 
würden zunehmend von Stromimporten 
abhängig. Erneut plädiert der Wirtschaftsmi
nister für eine „Mischung aus Kernenergie 
und Kohlekraftwerken“. Die Ausstiegspo
litik der rotgrünen Bundesregierung aus 
der Atomkraft gefährde die klassischen 
Ziele bayerischer Energiepolitik, nämlich 
Versorgungssicherheit, Preiswürdigkeit und 
Umweltverträglichkeit. 
Auch Susann Biedefeld (SPD) kritisiert die 
Stilllegungspolitik von Eon, dem Nachfol
gekonzern von Viag/Veba. Ministerpräsident 
Stoiber habe beim Verkauf von ViagAn
teilen und bei seinem Ja zur Fusion zu Eon 
bayerische Interessen nicht genügend abge
sichert. Emma Kellner (Grüne) meint, die 
Staatsregierung brauche sich nicht zu wun
dern, wenn der Konzern Eon jetzt mit ihr 
„Schlitten fahre“. Die Grünen hätten bereits 
vor einem Jahr gewarnt, die Sperrminorität 
an Viag aufzugeben. Adolf Dinglreiter (CSU) 
stellt die „unverhältnismäßig hohe Förde
rung der Photovoltaik“ in Frage. Mit dem 
„100 000DächerProgramm“ werde kein 
messbarer Beitrag zur Stromversorgung und 
zur Reduzierung von Kohlendioxid erreicht. 
Photovoltaik sei eine „wichtige Zukunftsop
tion“, die weiter entwickelt werden müsse, 
doch eine Breitenförderung „führt zu nichts“.
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10. November 2000  594

Die „Umsetzung der Alpenkonvention in 
Bayern“ ist ein Anliegen aller Parteien im 
Landtag. 

Die Unterzeichnung des Verkehrsprotokolls  
am 31. Oktober im Rahmen der knapp 
50 Jahre alten Alpenkonvention CIPRA 
nehmen die Grünen zum Thema der Aktu
ellen Stunde. Adi Sprinkart weist darauf hin, 
dass die neun Ausführungsprotokolle nun in 
den acht Alpenstaaten nicht nur ratifiziert, 
sondern die darin aufgestellten Forderungen 
auch umgesetzt werden müssten, in Bayern 
mit der Berücksichtigung im Landesentwick
lungsprogramm. Der GrünenAbgeordnete 
sieht in den Protokollen „das Ineinander
greifen der verschiedenen Forderungen“, 
etwa beim Tourismusprotokoll. Es verlange, 
Naturschutz und Landschaftspflege in die 
Tourismusförderung einzubeziehen. Doch in 
Bayern werde beides „in der Regel touristi
schen Projekten untergeordnet“.
Alfons Zeller (CSU) sieht Bayern als Vor
reiter beim Schutz seiner alpinen Bereiche, 
die 2,9 Prozent der gesamten Fläche Deutsch
lands ausmachten. Allerdings seien gleich 
hohe Umwelt und Naturschutzstandards im 
ganzen europäischen Alpenraum zu schaffen. 
So habe Bayern die Förderung von Beschnei
ungsanlagen abgelehnt, während andere 
Gebiete, zum Beispiel Südtirol, die heute 40 
Prozent der gesamten Pistenflächen künstlich 
beschneien könnten, mit EUMitteln geför
dert worden seien. 
Gustav Starzmann (SPD) betont, „man sollte 
nicht auf diejenigen schielen, die noch mehr 
Fehler machen“. Die Devise müsse bei der 
Rahmenkonvention lauten: „Dort, wo wir 
schlecht sind, sollten wir besser werden, und 
dort, wo die anderen schlecht sind, sollten sie 
sich verpflichten, besser zu werden.“
Hermann Steinmaßl (CSU) sagt, „auch wenn 
Bayern nur einen Flächenanteil von sechs 
Prozent an den Alpen hat, so ist es für uns 
doch eine große Herausforderung, hier mit
zutun“. Entscheidend seien aber nicht die Pro
tokolle, „sondern wie gehandelt wird“. Wenn 

man Bayern mit den anderen Alpenländern 
vergleiche, „dann sind wir in allen Fragen 
weit vorn“, unterstreicht Steinmaßl. Und 
Heidi Lück (SPD) meint: „Die Alpen sind 
mehr als Skipisten und Bergwanderwege. Sie 
sind Lebensraum für zwölf Millionen Men
schen und bestimmen als das Haus Europas 
die Zukunft Europas entscheidend mit.“

14. Dezember 2000  595

Die Änderung der Bayerischen Haushalts-
ordnung verankert gesetzlich den Stopp einer 
weiteren Neuverschuldung des Freistaats.

„Der 14. Dezember 2000 ist ein historisches 
Datum in der Geschichte des bayerischen 
Staatshaushalts“, sagt Finanzminister Kurt 
Faltlhauser. Per Gesetz werde festgelegt, 
die Neuverschuldung „bis zum Jahr 2006 
auf Null zurückzufahren“. Dies gebe es in 
keinem anderen Land, weder in Deutschland 
noch in Europa. „Wer Politik auch als den 
Dienst an den nachfolgenden Generationen 
versteht“, begründet der Minister den Schritt, 
„rückt die Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt 
der Finanzpolitik“. 
Die Länder, die am meisten Geld für Zinsen 
ausgeben, hätten am wenigsten Geld für 
Investitionen, betont Faltlhauser und verweist 
auf Bayern: Hier sei die Investitionsquote 
rund fünfmal so hoch wie die Zinslastquote. 
Im vorliegenden Haushalt des Jahres 2001 
betrage die Zinsbelastung 3,2 Prozent und 
liege damit weit unter dem Durchschnitt 
der alten Bundesländer mit 8,1 Prozent. Die 
Spanne dazwischen sei „die Zukunftsdivi
dende, die in unserem Haushalt steckt“. Die 
Investitionsquote Bayerns betrage 2001 15,8 
Prozent, im Jahr 2002 15,3 Prozent. Diese 
Zahlen erreiche kein einziges westliches Flä
chenland und auch der Bund nicht.
„Wir Sozialdemokraten sprechen von einer 
historischen Epoche“, sagt der SPDHaus
haltsexperte Johannes Strasser, denn: Wann 
habe der Haushalt des Freistaats Bayern eine 
derartig hohe Summe von Mehreinnahmen 
aufgewiesen? Im laufenden Jahr betrügen die 
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Steuermehreinnahmen mindestens eine Mil
liarde Mark. Straßer erklärt die Entwicklung 
mit der „hervorragenden Wirtschafts und 
Finanzpolitik“ der Bundesregierung unter 
sozialdemokratischer Führung. Von ihrem 
Kurs, den Bundeshaushalt zu konsolidieren, 
„profitieren die Länder, wir alle und auch der 
Freistaat Bayern“, sagt der SPDPolitiker. Die 
Bundesregierung mit CSUBeteiligung habe 
16 Jahre lang immer wieder Steuern ange
hoben, die Arbeit teurer gemacht, die Ver
schuldung weiter erhöht, den Arbeitnehmern 
immer weniger Nettoeinkommen gelassen, 
die Ertragslage der Unternehmer verschlech
tert und damit „Stagnation und Standortkrise 
zu verantworten“. 
Manfred Ach (CSU) unterstreicht: „Der 
demographische Wandel gebietet den Ver
zicht auf neue Schulden.“ Die steigende 
Lebenserwartung und der zu erwartende 
Rückgang der Erwerbstätigen veränderten 
die Relation zwischen den Beitragszahlern 
und Leistungsempfängern in den Sozialsy
stemen „in dramatischer Weise“. Angesichts 
dieser Ausgangslage verböten sich weitere 
Lastenverschiebungen in die Zukunft. Der 
Freistaat Bayern sei „gut gerüstet“, sagt Ach 
und rechnet vor, dass er mit einem Wert 
von 3000 Mark „die mit Abstand geringste 
ProKopfVerschuldung unter den deutschen 
Ländern“ aufweise.
Emma Kellner (Grüne) meint, „die gute Ein
nahmesituation der beiden letzten Jahre hätte 
die Chance eröffnet, eine grundsätzliche Neu
orientierung einzuleiten“. Diese sei sowohl in 
der Ökologie als auch in der Gesellschafts
politik unumgänglich. Gefordert sei „ein 
klares und deutliches Ja zur ökologischen 
Modernisierung, ein Ja zu einem weltoffenen 
Bayern und ein Ja zu einer nachhaltigen, die 
Belange zukünftiger Generationen berück
sichtigen den Finanz und Haushaltspolitik“. 
Die Haushaltsordnung wird gemäß Entwurf 
der Staatsregierung gegen das Oppositions
votum geändert, sodass ab dem Jahr 2006 
keine Neuverschuldung mehr möglich ist. 
(653)

9. Januar 2001  596

Sechs Wochen nach dem ersten Auftreten 
der Rinderseuche BSE räumt in einer Son-
dersitzung des Landtags Ministerpräsident 
Edmund Stoiber Fehler auch in Bayern ein.

Für Stoibers Regierungserklärung müssen 
die Abgeordneten die Weihnachtspause 
unterbrechen. Bis 28. Dezember 2000 
wurden in Großbritannien 180 501 Fälle von 
Rinderwahnsinn registriert, in der Schweiz 
364, in Frankreich 190, in Deutschland bis 
zur Landtagssitzung neun Fälle von BSE und 
BSEVerdacht, davon sechs in Bayern.
Heute wisse man, so Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, dass manche Maßnahmen 
in Europa, in Bund und Ländern, aber auch 
in Bayern „schneller und strenger“ hätten 
durchgeführt werden müssen. Die BSEFälle 
seien „ein herber Schlag für Deutschland und 
für Bayern“. Sie hätten „zu einer tiefen Ver
unsicherung“ geführt, es gehe nicht nur um 
eine Rinderkrankheit, „es geht letztlich um 
die Gesundheit des Menschen, seit der Ver
dacht besteht, dass BSE die neue Variante der 
CreutzfeldtJacobKrankheit auslösen kann“, 
sagt der Regierungschef.
Wegen der BSEKrise traten kurz vor der 
Landtagssitzung Bundesgesundheitsmini
sterin Andrea Fischer (Grüne) und Bundes
landwirtschaftsminister KarlHeinz Funke 
(SPD) zurück. Die Forderung der Opposition 
im Maximilianeum nach dem Rücktritt von 
Gesundheitsministerin Barbara Stamm und 
Landwirtschaftsminister Josef Miller lehnt 
Ministerpräsident Stoiber kategorisch ab und 
spricht beiden sein „vollstes Vertrauen“ aus.
Scharfe Angriffe richtet Stoiber gegen die 
Europäische Union. Sie habe „nachweislich“ 
ab 1988 versagt und „einen schweren Fehler 
gemacht“, als die Verfütterung von Tiermehl, 
das maßgeblich für die BSEVerbreitung ist, 
in Großbritannien zwar verboten, aber der 
Export des gleichen britischen Tiermehls 
gestattet worden sei.
Nach dem ersten Auftreten von BSE „mussten 
elf Jahre ins Land gehen, ehe die Europä
ische Union den Export von britischem Tier
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mehl endlich verboten hat“, kritisiert der 
Ministerpräsident. Er berichtet von einem 
Kabinettsbeschluss, die Kontrollen in der 
Futtermittelherstellung, in der Lebensmittel
produktion und in den Läden „noch einmal“ 
zu verstärken. Der Verbraucherschutz werde 
ausgebaut, die BSEForschung in Bayern for
ciert und der Landwirtschaft Hilfe geleistet.
Fast alle Verbraucher und Landwirte hätten 
der Staatsregierung geglaubt, Bayern sei BSE
frei, hält der SPDFraktionsvorsitzende Franz 
Maget dem Ministerpräsidenten vor. Gerade 
in Bayern habe man „jahrelang geschlampt, 
geschlafen, beschönigt und getäuscht“. Der 
größte Fehler sei „der Hochmut der Staats
regierung“ gewesen, denn sie habe immer 
nur mit dem Finger auf die anderen Länder 
gezeigt. „Skandalös und unverzeihlich“ ver
sagt hätten die Kabinettsmitglieder Barbara 
Stamm und Josef Miller. Deshalb müssten 
sie zurücktreten. Sepp Dürr (Grüne) wirft 
dem Ministerpräsidenten vor, er habe die 
Wahrheit „nur scheibchenweise“ ans Licht 
kommen lassen und damit die Bevölkerung 
verunsichert. Den zuständigen Ministern 
Stamm und Miller seien „der Fleischabsatz 
und die wirtschaftlichen Interessen der Fut
termittelindustrie“ wichtiger als die Gesund
heit der bayerischen Bevölkerung.
Der CSUFraktionschef Alois Glück weist 
die Forderung der Opposition nach den Rück
tritten von Stamm und Miller zurück und 
nennt es „schlichtweg eine Gemeinheit“, den 
beiden eine Gefährdung der Volksgesundheit 
zu unterstellen. SPD und Grüne spielten in 
der BSEKrise mit den Ängsten der Bürger. 
Sozialministerin Barbara Stamm tritt am 29. 
Januar zurück. Vordergründiger Anlass war 
ein neuer Skandal um Medikamentenmiss
brauch in der Schweinemast. Knapp fünf 
Jahr später gesteht sie in einem Interview mit 
der „Süddeutschen Zeitung“: „Mein Rück
tritt war zwingend.“ Allerdings vermisst sie 
in diesem Zusammenhang eine „öffentliche 
Klarstellung“, dass „ich nie bewusst meine 
Verantwortung vernachlässigt habe“. Über 
mehrere Jahre hinweg habe sie um „wenige 
zusätzliche Stellen im Veterinärbereich“ 

gerungen, heute, so Stamm, „würde ich 
einem Haushalt nicht zustimmen“ ohne diese 
notwendigen Stellen.
Auf dem Höhepunkt der BSEKrise geht der 
Rindfleischabsatz stark zurück, doch von den 
betroffenen Landwirten muss keiner auf
geben. Mit der Entschädigung aus der Tier
seuchenkasse können sie nach der Keulung 
ihrer Bestände neue Herden aufbauen.

30. Januar 2001  597

Als Reaktion auf die BSE-Krise erhält 
Bayern als erstes Bundesland ein Verbrau-
cherschutzministerium. Es wird allerdings 
bereits zwei Jahre später dem Umweltressort 
zugeschlagen. 

„Der Schutz der Verbraucher ist eine existen
zielle Frage (…), hier ist der Staat mehr gefor
dert als in der Vergangenheit“, begründet 
Ministerpräsident Edmund Stoiber vor dem 

Barbara Stamm (CSU)
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Plenum das neue Ministerium. Es trägt 
die Bezeichnung „Staatsministerium für 
Gesundheit, Ernährung und Verbraucher
schutz“. Entsprechend reduziert werden die 
Zuständigkeiten der Ministerien für Soziales 
und für Landwirtschaft. 
Erster Verbraucherminister Bayerns wird 
Eberhard Sinner, Forstdirektor a. D. aus 
Unterfranken. Der 56Jährige gilt als „Quer
denker“ in der Fraktion, der erst vor Kurzem 
eine Neuorientierung der Agrarpolitik mit 
einer langfristigen Strategie forderte, denn 
„die Natur schlägt brutal zurück, wie die Ent
wicklung von BSE zeigt“. Ursprünglich sollte 
der Präsident der TU München, Prof. Wolf
gang Herrmann, das Amt eines Verbraucher
ministers übernehmen. Herrmann verzichtet 
jedoch wegen eines anhängigen Steuerer
mittlungsverfahrens. Sinner sollte eigent
lich Umweltstaatssekretär werden. Doch der 
Posten wird nicht mehr besetzt und statt
dessen erhält das neue Ministerium wegen 
seiner Bedeutung eine zweite politische 
Spitze, betont Ministerpräsident Stoiber.
Stellvertreterin Sinners wird als Staatsse
kretärin die CSUAbgeordnete Erika Görlitz. 
Als Nachfolgerin von Barbara Stamm wird 
Christa Stewens, bisher Staatssekretärin im 
Umweltressort, Sozialministerin und gleich
zeitig Frauenbeauftragte der Staatsregierung. 
Zu seinem Stellvertreter bestimmt Minister
präsident Edmund Stoiber Innenminister 
Günther Beckstein anstelle von Stamm. Auf 
Stoibers Bitte stellt Agrarstaatssekretärin 
Marianne Deml ihr Amt zur Verfügung. 
Ihr Rückzug ist notwendig, damit die vor
geschriebene Zahl von 18 Kabinettsmitglie
dern nach der Umbildung nicht überschritten  
wird. 
„Die Bevölkerung Bayerns hätte ein besseres 
Krisenmanagement erwartet und auch ver
dient“, urteilt der SPD Fraktionsvorsitzende 
Franz Maget über die Kabinettsumbildung. 
Herausgekommen sei „Flickschusterei statt 
Befreiungsschlag, gewaltiger Kompetenz 
Wirrwarr statt klarer Neuorientierung, statt 
angekündigter großer Kompetenzlösung jetzt 
das vorläufig letzte Aufgebot“. Der „größte  

Makel“ sei, dass Landwirtschaftsminister 
Josef Miller immer noch im Amt gehalten 
werde. Beim Schweinemastskandal habe 
Miller lapidar verlauten lassen: „Zuständig 
ist das Gesundheitsministerium.“ Es sei 
„wenig mutig“ gewesen, allein der stürzenden 
Barbara Stamm „die gesamte Verantwortung 
voll in die Schuhe zu schieben“.
Als das „größte Problem“ sieht Maget „das 
jetzt programmierte Chaos bei der Staatsre
gierung“. Das neue Verbraucherministerium 
schaffe statt klarer Zuständigkeiten zusätz
lichen Abstimmungsbedarf: „Ein wahres 
Bermudadreieck an Kompetenzwirrwarr ist 
entstanden“, kritisiert der SPDPolitiker und 
vermutet, das neue Ressort solle nur dazu 
dienen, „Stoiber bei der BSEKrise aus der 
Patsche zu helfen“.
Die Grünen-Fraktionschefin Christine Stahl 
meint, im Gegensatz zum Bund, der schnell 
auf BSE reagiert und Kompetenzen gebün
delt habe, habe sich Ministerpräsident Stoiber 
„erst einmal unsichtbar“ gemacht. Nach dem 
Schock bei Landwirten wie Verbrauchern sei 
„hektische Betriebsamkeit“ eingetreten und 
ein „windelweiches Maßnahmenpaket auf
getischt“ worden. Stahl: „Dieser hektische 
Aktionismus, verbunden mit Halsstarrigkeit, 
war es, der aus der BSEKrise eine Regie
rungskrise machte“.
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
gibt die Parole aus: „Das ist eine gute Mann
schaftsaufstellung für die zweite Halbzeit.“ 
Fraktionsvize Otmar Bernhard antwortet 
auf die Oppositionskritik: „Wir haben 
keine Regierungskrise, wir müssen nur aus 
bestimmten Dingen Konsequenzen ziehen.“ 

13. März 2001  598

Einstimmig beschließt der Landtag das 
Landeserziehungsgeldgesetz, ein Kernstück 
bayerischer Familienpolitik, wie Sozialmini-
sterin Christa Stewens betont.

Bislang hat der Freistaat für Erziehungsgeld 
2,5 Milliarden Mark ausgegeben. Das neue 
Landeserziehungsgeld ist eine ergänzende 

14. Wahlperiode



405

Leistung im Anschluss an die zweijährige 
Zahlung des Bundes. Der Kreis der auslän
dischen Anspruchsberechtigten wird erwei
tert, das Erziehungsgeld für das dritte und 
jedes weitere Kind erhöht. Sozialministerin 
Christa Stewens sagt: „Das bayerische Lan
deserziehungsgeld ist eine herausragende 
bayerische Leistung für die Familien in 
Bayern, um die uns andere Länder im Bund 
beneiden.“ (475)

8. Mai 2001  599

Als Folge der Landtagsverkleinerung von 
204 auf 180 Mandate fallen jeweils zwölf 
Stimmkreise und Listenplätze weg. Heftig 
umstritten ist die Neueinteilung der Stimm-
kreise. 

Die Änderung des Landeswahlgesetzes wird 
von der Opposition, aber auch von sechs CSU 
Parlamentariern, abgelehnt. Unter ihnen ist 
Landtagspräsident Johann Böhm, dessen 
Stimmkreis RhönGrabfeld aufgelöst wird.
In Oberbayern fallen vier Stimmkreise weg, 
davon zwei in München, in Niederbayern, in 
der Oberpfalz, in Ober und in Mittelfranken 
wird jeweils ein Stimmkreis gestrichen, in 
Unterfranken wie in Schwaben jeweils zwei 
Stimmkreise. Bei dem Neuzuschnitt gilt laut 
Peter Welnhofer (CSU) im Wesentlichen der 
Grundsatz, dass jeder Landkreis und jede 
kreisfreie Stadt einen Stimmkreis bildet. 
Die Einwohnerzahl eines Stimmkreises soll 
vom Durchschnittswert im jeweiligen Wahl
kreis nicht mehr als 15 Prozent abweichen, 
mehr als 25 Prozent darf der Unterschied 
aber nicht betragen. Welnhofer betont, jeder 
der insgesamt nur 17 Abweichungen bei 92 
Stimmkreisen könne „im Einzelfall mit guten 
Gründen gerechtfertigt werden“. Innenmini
ster Günther Beckstein sagt, „zwölf Stimm
kreise einzusparen ist nicht machbar ohne 
tief greifende und zum Teil auch schmerz
hafte Eingriffe in gewachsene Strukturen“. 
Unmittelbar betroffen sei nicht die Opposi
tion, sondern die CSU, die die große Mehr
heit der Stimmkreise einnehme.

9. Mai 2001  600

Der LWS-Untersuchungsausschuss kommt 
mehrheitlich zu dem Ergebnis, dass Mini-
sterpräsident Stoiber, seinerzeit Innenmini-
ster, keine Schuld an den Millionenverlusten 
des weitgehend staatseigenen Betriebs trage.

Die Landeswohnungs und Städtebaugesell
schaft Bayern mbH (LWS) änderte nach dem 
Wegfall des Gemeinnützigkeitsgesetzes 1990 
ihre Geschäftspolitik und machte als Bauträ
gergesellschaft vor allem in den neuen Bun
desländern Verluste von mehr als 500 Mil
lionen Mark. Aufsichtsratsvorsitzender war 
Alfred Sauter, der wegen der Frage der Ver
antwortung im Streit mit Ministerpräsident 
Edmund Stoiber aus dem Amt des Justizmi
nisters schied.
Der auf Antrag der Opposition  eingesetzte 
Untersuchungsausschuss nahm das Geschäfts
gebaren der LWS ebenso unter die Lupe wie 
die Kritik des Bayerischen Obersten Rech
nungshofes, der unternehmerische und organi
satorische Schwächen festgestellt hatte. Aus
schussvorsitzender Otmar Bernhard (CSU) 
trägt dem Plenum die Mehrheitsmeinung vor: 
Der damalige Innenminister Edmund Stoiber 
habe das neue Unternehmenskonzept für die 
LWS aus dem Jahr 1990 „nicht selber initiiert“ 
und habe erst im Frühsommer 1999 Kenntnis 
von dem tatsächlichen Ausmaß der LWSPro
bleme erlangt. Das „Desaster“, so Bernhard, 
sei unter anderem durch das Missmanagement 
der Geschäftsführung und einer aus heutiger 
Sicht „unzureichenden Kontrolldichte und 
Effizienz des Aufsichtsrats entstanden.
Peter Paul Gantzer (SPD) entnimmt der 
LWSUntersuchung, dass es über den Firmen
kurs zur Auseinandersetzung zwischen den 
beiden „maßgeblichen Ministern“, dem dama
ligen Finanzminister Georg von Waldenfels 
und seinem Kabinettskollegen Innenminister 
Stoiber gekommen sei. Rückblickend habe 
Waldenfels Recht behalten mit seiner War
nung vor einem verlustreichen Bauträgerge
schäft. Gantzer: „Meine persönliche Meinung 
ist, dass damals in der CSU bereits eine Art 
Machtkampf stattgefunden hat. Der damalige  

14. Wahlperiode



406

Innenminister hatte wohl schon den Blick auf 
das Amt des Ministerpräsidenten gerichtet“. 
Der SPDPolitiker vermutet, dass es dem 
damaligen Innenminister Stoiber weder um 
das Schicksal der LWS oder um den Aufbau 
Ost gegangen sei, sondern in erster Linie um 
„persönliche Machtentscheidungen“. 
Emma Kellner (Grüne) sieht im Namen 
„LWS“ das „Synonym für politische Einfluss
nahme, unfähige Staatswirtschaft, Stehlen 
aus der Verantwortung und dilettantisches 
Krisenmanagement“. Alfred Sauter habe sich 
als Aufsichtsratsvorsitzender gravierender 
Fehler und Versäumnisse schuldig gemacht, 
doch Ministerpräsident Stoiber habe die ris
kante Fehlentscheidung zu verantworten, 
die LWS ins riskante Baugeschäft gegen 
Bedenken des Finanzressorts zu bringen.
Alfred Sauter (CSU) kritisiert den Baye
rischen Obersten Rechnungshof (ORH), weil 
er ihm im gesamten Verfahren keine Gele
genheit gegeben habe, zu den Vorwürfen 
Stellung zu nehmen. 

Alfred Sauter (CSU)

10. Juli 2001  601

Im Polizeiaufgabengesetz (PAG) wird die 
präventive Videoüberwachung verankert.
Den Anstoß gibt nach sechsmonatiger Lauf
zeit das Pilotprojekt „Videoüberwachung 
in Regensburg“. Im Gesetzentwurf, den die 
CSUFraktion daraufhin vorlegt, wird auf 
den Erfolg verwiesen: Durch eine offene,  
für jeden erkennbare polizeiliche Video
überwachung von öffentlichen Plätzen ver
ringerten sich Kriminalität und Ordnungs
widrigkeiten, das Sicherheitsgefühl „der dort 
lebenden, arbeitenden und sich bewegenden 
Menschen“ erhöhte sich. Die Bild und  
Tonaufnahmen können zwei Monate lang 
gespeichert werden.
Die Opposition lehnt die Gesetzesänderung 
ab. Thomas Jung (SPD) sieht zwar eben
falls in der Videoüberwachung ein „wich
tiges Instrument der Sicherheitspolitik“, 
doch seine Fraktion fordere klare Beschrän
kungen. Bei Menschenansammlungen, etwa 
bei Fußballspielen, solle die Polizei „unmit
telbar vor Ort“ sein und nicht „hinter Moni
toren“ sitzen. Der Einsatz von Videokameras 
solle immer wieder auf Zweckmäßigkeit und 
Erforderlichkeit überprüft werden. Susanna 
Tausendfreund (Grüne) spricht von einem 
„Frontalangriff auf die Freiheitsrechte von 
Bürgerinnen und Bürgern“, der den Vorgaben 
des Volkszählungsurteils des Bundesver
fassungsgerichts aus dem Jahr 1987 wider
spreche. Joachim Herrmann (CSU) unter
streicht, die Videoüberwachung solle kei
nesfalls heimlich oder versteckt stattfinden. 
Praxisfremd nennt er den SPDVorschlag, 
eine Videoübertragung nur dann zu erlauben, 
wenn konkret eine Straftat beobachtet werde.
Videoüberwachung gehöre heute zum inter
nationalen Standard, sagt Innenminister 
Günther Beckstein. Sie sei in anderen Bun
desländern schon längst gesetzlich geregelt. 
Der Regensburger Versuch habe gezeigt, dass 
die Aufzeichnung notwendig sei, denn sonst 
müsste „wirklich rund um die Uhr jemand 
vor die Monitore gesetzt werden“. (148, 379, 
470, 542, 648)
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9. Oktober 2001 602
Der Landtag gedenkt der über 5000 Opfer 
der Terroranschläge in den USA am 11. 
September. In einer Regierungserklärung 
stellt Ministerpräsident Edmund Stoiber ein 
„Sicherheitspaket“ mit 890 neuen Stellen vor.
„Blinder Hass und hemmungsloser Terror 
dürfen niemals und nirgendwo akzeptiert 
werden“, sagt Landtagspräsident Johann 
Böhm. Die nunmehr begonnenen militä
rischen Aktionen der USA hätten zum Ziel, 
das Netzwerk des Terrorismus zu zerstören. 
Böhm: „Es ist ein legitimer Kampf gegen ein 
menschenverachtendes Regime und gegen 
skrupellose Mörder. Der Bayerische Landtag 
verurteilt wie die gesamte zivilisierte Welt 
die barbarischen Akte der Terroristen auf das 
Schärfste.“
„Der 11. September ist in zweifacher Weise 
eine Zäsur“, beginnt Ministerpräsident 
Edmund Stoiber seine Regierungserklärung 
zur „Inneren Sicherheit“: „eine Zäsur, was 
das Ausmaß von religiösem Fanatismus und 
Terror gegen unschuldige Menschen betrifft, 
und eine Zäsur für Demokratie und Freiheit 
weltweit.“ Wer den Frieden wolle, müsse 
den Terror bekämpfen. Ministerpräsident 
Stoiber stellt das bisher größte „Sicherheits
paket“ eines Bundeslandes mit knapp 400 
Millionen Mark für die Terrorbekämpfung 
vor. Der Freistaat schafft damit zusätzlich 
890 Stellen in den Sicherheitsbehörden. Für 
ihre technische Ausstattung sollen 150 Mil
lionen Mark zusätzlich bereitstehen. Stoiber 
fordert eine Grundgesetzänderung, um die 
Bundeswehr für Sicherheitsmaßnahmen im 
Inland einsetzen zu können. Er räumt ein, 
dass beim Wissen um den Islam „sicher
lich Nachholbedarf“ bestehe, denn „erst aus 
Kenntnis erwächst Verständnis“. Der Regie
rungschef beruft sich auf die Bewahrung 
„unserer in über 1500 Jahren gewachsenen 
christlichabendländischen Kultur“ und fügt 
an: „Wir lassen uns diese Leitkultur weder 
von ideologischen Gesellschaftsveränderern 
noch von Extremisten, aus welchem Lager 
auch immer, nehmen.“
Franz Maget, Fraktionsvorsitzender der SPD, 

plädiert für eine langfristige Strategie der 
Terrorbekämpfung. Dabei dürfe „die große 
Weltreligion Islam nicht generell zum Sün
denbock erklärt werden“. Vielmehr müsse 
man aufeinander zugehen und den Dialog 
fördern. Religiöse Toleranz sei zwar vor
handen, doch der „Dialog zwischen den Reli
gionsgemeinschaften findet praktisch nicht 
statt“.
Die GrünenFraktionsvorsitzende Christine 
Stahl warnt vor „Überreaktion und Stim
mungsmache“ auf Kosten der Freiheitsrechte. 
„Man bekämpft Feinde der Meinungsfreiheit 
und Toleranz nicht, indem man die Bürger
rechte einschränkt“, sagt die Abgeordnete.
Der CSUFraktionsvorsitzende Alois Glück 
urteilt, „wir erleben jetzt in einer vorher 
kaum denkbaren Weise die ‚eine Welt‘ in 
Sicherheitsfragen. Wir haben eine neue Qua
lität in den Sicherheitsfragen in einer Verzah
nung von äußerer und innerer Sicherheit, wie 
sie vorher nicht da war“. (627)
 

20. März 2002  603

Hauptverlierer bei der Aushöhlung der Län-
derkompetenzen durch den Bund sind in 
erster Linie die Landesparlamente, lautet das 
Ergebnis der Enquete-Kommission „Födera-
lismus“.

Die erste EnqueteKommission seit der Ver
ankerung in der Verfassung 1998 wurde 
auf Initiative der SPD eingesetzt und tagte 
zweieinhalb Jahre. Unter dem Titel „Reform 
des Föderalismus – Stärkung der Landes
parlamente“ bearbeiteten die 15 Mitglieder 
die Themen „Föderalismus und supranati
onale Politik“, „Föderalismus und nationale 
Politik“, „Föderalismus und Staatsfinanzen“ 
und „Föderalismus und kommunale Selbst
verwaltung“. Die sieben Kommissionsmit
glieder aus der Wissenschaft waren Prof. 
Klaus Friedrich Arndt, Prof. Peter Badura, 
Prof. Gisela Färber, Prof. Ursula Münch, 
Prof. Heinrich Oberreuter, Prof. HansPeter 
Schneider und Prof. RainerOlaf Schultze. 
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Den Vorsitz hatte Peter Welnhofer (CSU), 
sein Vertreter war Harald Güller (SPD). 
Der Kommissionsbericht wurde einstimmig 
beschlossen, wenn auch die Opposition bei 
Anregungen zur kommunalen Selbstverwal
tung, zum Beispiel mit einer Verankerung des  
Konnexitätsprinzips, weitergehen wollte.
„Im bundesdeutschen Föderalismus wurden 
die Kompetenzen der Länder mehr und mehr 
ausgehöhlt“, fasst Peter Welnhofer (CSU) 
die Ausgangslage in seinem Bericht vor dem 
Plenum zusammen. „Verlierer der Entwick
lung sind vor allem die Landesparlamente“, 
betont der CSUVerfassungsexperte. Die 
Landesregierungen hätten ihren Kompe
tenzverlust, vor allem bei der Gesetzgebung, 
durch eine deutliche Stärkung ihrer Einwir
kungsmöglichkeiten auf die Bundespolitik 
über den Bundesrat kompensieren können. 
Der Kernbereich „ist und bleibt nun einmal 
die Gesetzgebung, und gerade da haben wir 
Defizite bei den Ländern“, stellte Welnhofer 
fest. Eine „Revitalisierung des Parlamenta
rismus in den Ländern“ sei unerlässlich. Die 
wichtigeren Empfehlungen der Kommis
sion setzten Änderungen des Grundgesetzes 
voraus, also das einvernehmliche Zusam
menwirken von Bund und Ländern.
Im Bereich der konkurrierenden Gesetz
gebung sollen nach Kommissionsmeinung 
künftig die Länder mittels einer „Vorrangge
setzgebung“ bundesgesetzliche Regelungen 
durch Landesrecht ersetzen oder ergänzen 
können, „ein ganz wichtiger Gedanke“, so 
Welnhofer. Gelten solle ein solches Landes
gesetz erst, wenn der Bundestag nicht inner
halb von drei Monaten Einspruch erhebt bzw. 
der Einspruch vom Bundesrat zurückge
wiesen wird. 
Bei der Rückholung von Gesetzgebungskom
petenzen könnten Rechtsbereiche wie das 
Zivil und Strafrecht, das Ausländer und 
Asylrecht, das Sozialhilferecht, das Verkehrs
recht, das Arbeits und Wirtschaftsrecht oder 
der Verbraucherschutz betroffen sein, meint 
die Kommission. Bei der konkurrierenden 
Gesetzgebung könnten beispielsweise das 
Notariatsrecht, Bodenrecht und Wohnungs

wesen, die wirtschaftliche Sicherung der 
Krankenhäuser oder die Regelung der Kran
kenhauspflegesätze gestrichen werden. „Die 
Rahmengesetzgebung des Bundes hat sich 
nicht bewährt“, fasst Welnhofer das Bera
tungsergebnis kurz zusammen. Vor allem für 
die allgemeinen Grundsätze des Hochschul
wesens müssten ausschließlich die Länder 
zuständig sein. Die Hürden für weitere Kom
petenzverlagerungen zwischen EU, Bund und 
Ländern müssten „deutlich erhöht“ werden. 
„Ein sehr weitreichender Vorschlag“, so 
Welnhofer, sei, bei Grundgesetzänderungen, 
durch die Kompetenzen auf den Bund über
tragen werden, neben der Zweidrittelmehr
heit von Bundestag und Bundesrat auch die 
Zustimmung einer Mehrheit aller Landespar
lamente vorzuschreiben. Das Gleiche solle 
gelten, wenn der Bund Landeskompetenzen 
auf die Europäische Union übertragen wolle. 
Gemeinschaftsaufgaben sollten nach Auffas
sung der EnqueteKommission abgeschafft 
werden, da sich das System nicht bewährt 
habe. Die Stärkung der Länder erfordere 
zudem mehr Steuerautonomie. Damit sei 
keine höhere Steuerbelastung verbunden, 
betont Welnhofer, sondern die „Gestaltungs
spielräume für die Länder“ sollten größer 
sein, denn das „gehört zum Wettbewerb der 
Länder und zum Föderalismus“. 
Gegenüber der Staatsregierung soll der 
Landtag künftig „Informations und Betei
ligungsrechte“ über die „bestehende Good
willPraxis“ hinaus verbürgt bekommen. Die 
Kommission sieht keine „tatsächlichen Defi
zite“ bei der Unterrichtung durch die Regie
rung, doch der Landtag solle einen rechts
verbindlich dokumentierten Anspruch auf 
Informationen erhalten. In seiner Fraktion sei 
dazu die Meinungsbildung noch nicht abge
schlossen, sagt Welnhofer.
„Der entscheidende Schlag“ wurde den 
Landesparlamenten mit der 1968 und 1969 
beschlossenen Großen Finanzreform ver
setzt, stellt Harald Güller (SPD) fest. „Die 
Abschaffung dieses Sündenfalls wider den 
Föderalismus bei voller Kompensation der 
ausfallenden Bundesmittel“ gehöre „zu den 
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zentralen Forderungen der EnqueteKom
mission“ samt den Schlagworten „Entflech
tung, Subsidiarität und Transparenz“. Die 
Staatskanzleien hätten erst im Zuge des 
europäischen Integrationsprozesses und der 
Gefahr des Verlusts exekutiver Befugnisse 
entdeckt, „dass Föderalismus mehr ist als 
das Neben und Gegeneinander von Büro
kratien“. Güller fordert die weitere Zusam
menarbeit aller Fraktionen und der Staatsre
gierung zum Thema „Föderalismus“, „denn 
die Bürgerinnen und Bürger müssen wieder 
wissen, wer für die Erfüllung welcher Auf
gaben zuständig ist“.
Ulrike Gote (Grüne) lobt die erfolg
reiche Arbeit der Kommission: „Die erste 
EnqueteKommission im Bayerischen 
Landtag war ein Experiment, das geglückt 
ist.“ Großen Anteil daran hätten die externen 
Sachverständigen. Sie seien zwar von den 
Fraktionen benannt worden, hätten sich aber 
meistens Fraktionszwängen entzogen.

9. April 2002  604

Nach dem Zusammenbruch des Münchner 
Medienkonzerns Kirch nehmen in einer 
Sondersitzung die Minister Faltlhauser und 
Wiesheu zum Engagement der Bayerischen 
Landesbank Stellung.

Finanzminister Kurt Faltlhauser, der als 
Stellvertretender Vorsitzender des Kreditaus
schusses der Landesbank an der Kreditver
gabe an die KirchGruppe beteiligt war, 
teilt mit, dass die Geschäftsbeziehungen auf 
das Jahr 1973 zurückgehen. Derzeit sei die 
Bayerische Landesbank mit 2,02 Milliarden 
Euro bei der KirchGruppe (KirchMedia, 
KirchBeteiligungsgesellschaft, Kirch
PayTV) engagiert. Die KirchMedia betreibe 
das Kerngeschäft, also den Handel mit 
TVLizenzen und den Betrieb des FreeTV. 
Die Absicherung der Kredite sei in gleicher 
Weise gegeben wie bei anderen Banken, 
betont Faltlhauser. Die Insolvenz bedeute 
nicht das Aus für KirchMedia, doch sie habe 
Folgen für die KirchBanken, also auch die 

Landesbank, die aber „gut aufgestellt“ sei. 
Behauptungen, die KirchPleite habe Auswir
kungen auf den bayerischen Staatshaushalt, 
bezeichnet der Finanzminister als „gezielte 
Panikmache“.
Wirtschaftsminister Otto Wiesheu hofft, dass 
das Unternehmen KirchMedia „als Ganzes 
erhalten bleiben kann“. In einer „persön
lichen Bemerkung“ sagt er: „Ich habe große 
Achtung vor dem Lebenswerk des Dr. Leo 
Kirch, der aus kleinsten Anfängen eines der 
bedeutendsten Medienunternehmen Europas 
aufgebaut hat. Es ehrt ihn, dass er ausdrück
lich alleine die Schuld für sein Scheitern auf 
sich nimmt.“
Ministerpräsident Edmund Stoiber betont, 
ein Großteil der Arbeitsplätze bei Kirch 
könne gerettet werden. Der Insolvenzantrag 
sei nicht das Ende der KirchGruppe, der 
Medienstandort Bayern behalte „seine ein
zigartige Qualität“. Stoiber bezeichnet Leo 
Kirch als einen „Pionier des deutschen Pri
vatfernsehens“, ohne ihn gäbe es „auf man
chen Feldern überhaupt keine Konkurrenz 
zu den französischen, italienischen oder den 
gigantischen amerikanischen Produktionen“. 
Das deutsche Fernsehen habe den privaten 
Sendern „viele innovative Unterhaltungs und 
Informationssendungen“ zu verdanken.
Der SPDFraktionsvorsitzende Franz Maget 
sieht in der KirchPleite „die Folge einer 
Kette unternehmerischer Fehlentscheidun 
gen, beruhend auf eklatanten Fehlein
schätzungen des Marktes und gepaart mit 
einer zunehmenden Hybris“. Hier habe ein 
ursprünglich mittelständischer Unternehmer 
„ganz offensichtlich den Bezug zur Realität 
verloren“ und versucht, ohne ausreichendes 
Eigenkapital „das große Rad zu drehen“. 
Kirchs Aufstieg hätten CSUPolitiker „stets 
hilfreich begleitet“, bemerkt Maget. Der Auf
stieg wäre „ohne die tatkräftige und politisch 
motivierte Mithilfe von Edmund Stoiber und 
seinem Kabinett niemals möglich gewesen“. 
Den Höhepunkt der „äußerst fragwürdigen 
und letztlich verderblichen Aktivitäten der 
Staatsregierung“ habe Kirchs Einstieg in das 
„Formel 1Geschäft“, also ins Renngeschäft, 
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gebildet, „der schließlich nur noch durch die 
Landesbank zu finanzieren war“, fügt Maget 
an. Private Geschäftsbanken hätten das 
Risiko für viel zu hoch angesehen. 
Emma Kellner (Grüne) sagt an die Adresse 
von Finanzminister Faltlhauser: „Sie tragen 
die Verantwortung für den ‚Formel1Kredit‘, 
und da hilft Ihnen keine Kabinettsdisziplin 
heraus.“ Gerade vom Finanzminister sei zu 
erwarten, dass er die Landesbank nicht zur 
„Spielbank politischer Interessen“ werden 
lasse.

19. April 2002  605

Mit Blick auf seine Kanzlerkandidatur bietet 
Ministerpräsident Edmund Stoiber Bayern 
als Vorbild an, um „ganz Deutschland 
zukunftsfähiger“ zu machen.

In seiner Regierungserklärung „Bayern – 
innovativ – sozial – erfolgreich“ zitiert der 
Regierungschef die BertelsmannLänderver
gleichsstudie des letzten Jahres: „Es gibt kein 
Land in Deutschland, das größere Aktivi
täten entfaltet für Wirtschaftswachstum, für 
Arbeitsplätze, für die Innere Sicherheit und 
damit für die Verbesserung der Lebensver
hältnisse seiner Bürger.“
Das bayerische Wirtschaftswachstum der 
letzten zehn Jahre sei das höchste aller 
Länder, Bayern habe im vergangenen Jahr 
die zweitniedrigste Arbeitslosenquote in 
Deutschland aufgewiesen, 46 Prozent aller 
neuen Arbeitsplätze in den westdeutschen 
Bundesländern seien hier geschaffen worden, 
rechnet Stoiber vor. Ob Biotechnologie, Neue 
Werkstoffe, Medizintechnik, Umwelttechnik, 
Bayern sei ein „anerkannt starker Standort in 
Deutschland, in Europa und auch weltweit“.
Die demografische Entwicklung bezeichnet 
Stoiber als „eine der größten Herausforde
rungen, vor denen Europa, aber in beson
derem Maße Deutschland und natürlich auch 
Bayern steht“. Seit etwa 30 Jahren würden 
in Deutschland 30 Prozent weniger Kinder 
geboren, als zur langfristigen Erhaltung 
einer ausgewogenen Bevölkerungsstruktur 
notwendig wären. „Politik für die Familien“ 

sei das Herzstück der Politik, denn „ohne 
Familien mit Kindern geht die Regenerati
onsfähigkeit unserer Gesellschaft verloren“. 
Der Ministerpräsident kündigt zur Kinderbe
treuung an, dass bis zum Jahr 2008 ein flä
chendeckendes kind und familiengerechtes 
Angebot zur Verfügung stehen soll. 
Deutschland benötige durchgreifende Struk
turreformen, die den Arbeitsmarkt „entrie
geln“, Steuern und Abgaben senkten, für 
deutlich mehr Innovationen, Investitionen 
und Existenzgründungen sorgten und damit 
Deutschland wieder an die Spitze von Wirt
schaft und Innovation in Europa brächten, 
unterstreicht der Ministerpräsident und fügt 
an: „Auch aus diesem Grund bin ich bereit, 
Verantwortung in und für ganz Deutschland 
zu übernehmen.“ Die Bereitschaft zur Kanz
lerkandidatur entspringe auch dem Willen, 
„die Rahmenbedingungen nicht nur für 
Bayern zu verbessern, sondern ganz Deutsch
land zukunftsfähiger zu machen“.
Der SPDFraktionsvorsitzende Franz Maget 
hält dem Regierungschef vor, bei Betreuungs
einrichtungen für Kinder und bei Ganztags
angeboten stehe Bayern auf dem Abstiegs
platz in Deutschland und Europa. Das Ziel 
der Staatsregierung, dass die „gleichwertige 
Entwicklung aller Landesteile in Bayern“ an 
oberster Stelle stehe, stellt Maget in Frage. 
In Wahrheit hätten sich während der Regie
rungszeit Stoibers die regionalen Unter
schiede nicht verringert, sondern deutlich 
vergrößert. Der Unterschied zwischen der 
Wirtschaftskraft der Region München und 
jener der Region Oberfranken sei noch nie so 
groß gewesen wie heute, München sei Kon
junkturlokomotive. „Das ist gut so“, doch 
die anderen Landesteile müssten mit glei
cher Geschwindigkeit mitgezogen werden 
und dürften nicht aufs Abstellgleis gefahren 
werden. „Genau darin haben Sie mit Ihrer 
Regionalpolitik versagt“, kritisiert der 
SPDSprecher.
Auch Christine Stahl, Fraktionsvorsitzende 
der Grünen, nimmt die Regionalpolitik aufs 
Korn: Von gleichen Lebensverhältnissen 
in allen Regionen oder von ihrer Anglei
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chung könne in Bayern keine Rede sein. 
Man glaubte sich über Jahre hinweg „auf  
der sicheren Seite“, weil die Wirtschaft  
und in Folge davon der Arbeitsmarkt in Mün
chen und „im umliegenden Speckgürtel“ 
boomte.

13. Juni 2002  606

Die Oberpfälzer Maxhütte, seit Jahren in 
Existenznot, muss endgültig schließen. Ein-
stimmig fordert der Landtag für die Region 
ein „Zukunftskonzept“.

In der von der SPD beantragten Aktuellen 
Stunde erhebt Wolfgang Hoderlein (SPD) 
schwere Vorwürfe gegen die Staatsregierung. 
Beim Stahlwerk Maxhütte zeige sich das
selbe wie bei der Porzellan, bei der Textil 
und bei anderen klassischen Industrien: 
„Die HighTechPropagandisten sind immer 
dann ratlos und konzeptionslos, wenn es um 
die effektive Begleitung der vom Struktur
wan del betroffenen Branchen und Regionen  
geht.“ Die Bilanz der letzten Jahre zeige, 
dass noch so viele Privatisierungsmilliarden 
für SoftwareEntwickler nicht ausgleichen 
könnten, was eine „verfehlte Politik in den 
klassischen Industrien“ Arbeitsplätze ver
lieren lasse. 
Adolf Dinglreiter (CSU) räumt ein, „dass es 
vernünftiger gewesen wäre, nicht so viel Geld 
in die Maxhütte zu stecken, sondern mehr 
Strukturförderung zu betreiben“. 
Martin Runge (Grüne) kommentiert, „aus 
einem Schrecken ohne Ende ist doch ein 
Ende mit Schrecken geworden“. Fazit von 
20 Jahren Sanierungsbemühungen: Von ehe
mals 10 000 Arbeitsplätzen seien im Stahl 
und Röhrenwerk gerade einmal 1300 übrig 
geblieben, gut eine halbe Milliarde Mark sei 
in eine „nicht wettbewerbsfähige Stahlpro
duktion“ gesteckt worden. 
Inzwischen befasst sich eine Arbeitsgruppe 
mit der Ausweisung neuer Industrie und 
Gewerbegebiete für die Betriebsansiedlung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen, berichtet 
Wirtschaftsminister Otto Wiesheu. 

Am 24. September wird am MaxhütteHoch
ofen die letzte Schicht gefahren. Damit  
endet die Geschichte des Stahlwerks, das 
1853 als EisenwerkGesellschaft Maximili
anshütte gegründet wurde. (459, 507) 

17. Juli 2002  607

Kultusministerin Monika Hohlmeier 
bestrei-tet, dass das schlechte Abschneiden 
Deutschlands bei der internationalen PISA-
Studie eine Folge des Bildungsföderalismus 
sei.

Zur Forderung von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder nach Überwindung des deutschen 
Bildungsföderalismus und Einführung ein
heitlicher Standards erinnert die Kultusmi
nisterin an die Ergebnisse der PISALänder
studie: Bayern 510 Punkte und damit Platz 
10, Deutschland insgesamt 484 Punkte, Platz 
26, Niedersachsen 474 Punkte, Platz 34 und 
Bremen 448 Punkte, Platz 42. Daraus schließt 
die Ministerin: „Nach PISA sind die baye
rischen Schülerinnen und Schüler den nie
dersächsischen in der Lesekompetenz um ein 
Jahr voraus.“ Das Gleiche gelte für Mathe
matik und Naturwissenschaften. Völlig uner
findlich bleibe, wieso demnach das Niveau 
auf den 26. Platz in der Welt abgesenkt 
werden solle. Oder solle Bayern gar „auf das 
Niveau des Schwellenlandes Mexiko herun
tergedrückt werden“, wie das in Bremen der 
Fall sei, fragt Hohlmeier. PISA (Programme 
for International Student Assessment) ist eine 
internationale Bewertung von Schülern durch 
die Organisation für wirtschaftliche Zusam
menarbeit und Entwicklung (OECD, Paris). 
„Der Föderalismus ist eben gerade nicht 
die Ursache für das schlechte Abschneiden 
Deutschlands im internationalen Vergleich“, 
betont Kultusministerin Monika Hohlmeier. 
Das Gegenteil sei der Fall: Der Föderalismus 
sichere den Wettbewerb, ohne den es für 
Deutschland bei PISA noch viel düsterer aus
gesehen hätte. Es sprächen vor allem qualita
tive Gründe für den Erhalt des Wettbewerbs 
und der dezentralen Strukturen. So habe der 
Föderalismus in Deutschland verhindert, 
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dass alle Länder von der „Gesamtschulgläu
bigkeit und den SPDParolen aus den Siebzi
gerjahren überrollt wurden“.
Von der Kultusministerkonferenz (KMK) 
erwartet sich Hohlmeier eine „Neuorien
tierung“. Es dürfe nicht mehr sein, „dass 
der Letzte im Geleitzug Niveau und Tempo 
bestimmt“. Erste Schritte habe man in der 
KMK bereits durchsetzen können. So werde 
künftig regelmäßig in länderübergreifenden 
Vergleichen die Entwicklung des Bildungs
niveaus in den Ländern untersucht und ver
öffentlicht.
Karin Radermacher (SPD) wirft der Mini
sterin vor, kein einziges Wort über eine 
„schlimme Botschaft“ der Studie PISAIn
ternational zu erwähnen: In keinem anderen 
modernen Industrieland sei die soziale Her
kunft so entscheidend für die Bildungs
chancen wie in Deutschland, „Deutschland 
ist Weltmeister in der sozialen Selektion“. 
Ein Kind aus der Oberschicht habe in Bayern 
eine höhere Chance als ein Kind einer Fach
arbeiterfamilie, sich an der Bildung zu betei
ligen. Die SPD sei der Meinung, „dass wir es 
unseren Kindern und Jugendlichen schuldig 
sind, Chancengleichheit und Chancengerech
tigkeit herzustellen.“ Radermacher kritisiert, 
in Bayern gebe es zu viele Jugendliche, die 
in und an der Schule scheiterten, hier habe 
Bayern zusammen mit Bremen einen Spit
zenplatz, sie führten die „Hitliste“ der „Sit
zenbleiber“ an. Bayern habe außerdem zu 
wenig Hochschulabsolventen und importiere 
seit Jahrzehnten jährlich etwa 4400 Nach
wuchsakademiker aus anderen Bundeslän
dern oder aus dem Ausland. 
Das Ziel bayerischer Bildungspolitik aus 
Sicht der Grünen müsse es sein, einen inter
nationalen Spitzenplatz und Bildungsgerech
tigkeit zu verbinden, fordert Petra Münzel. 
Die bayerischen Schülerinnen und Schüler 
mögen zwar im Lesen oder in der Mathe
matik fast so gut sein wie die Schweden, doch 
dort seien die Leistungsunterschiede viel 
geringer und die soziale Herkunft schlage 
weniger zu Buche. Durch die wochenlange 
PISADiskussion ist nach Meinung der Grü

nenAbgeordneten die Tatsache an den Rand 
gedrängt worden, „dass der Mensch nicht 
nur aus Lesen, Schreiben, Rechnung und 
Kenntnis der Naturwissenschaften besteht“. 
Seit Pestalozzi wisse man: „Kopf, aber auch 
Herz und Hand müssen in der Schule gebildet 
werden.“ 
Siegfried Schneider (CSU) bekennt sich zu 
„bundeseinheitlichen Mindeststandards“. 
Diese müssten sich aber an internationalen 
Maßstäben orientieren und mindestens das 
„Niveau der Standards in den unionsregierten 
Ländern, vor allem in den Ländern Bayern 
und BadenWürttemberg“, haben. Hier sei 
die Kultusministerkonferenz gefordert. Eine 
Zuständigkeit der Bundesregierung sei strikt 
abzulehnen.
Mit den Stimmen der CSU verabschiedet der 
Landtag eine Entschließung zum föderativen 
Bildungssystem. Darin steht unter anderem: 
„Ein Konkurrieren der Länder um die besten 
bildungspolitischen Lösungen stärkt die 
Innovationsfähigkeit der Bildungspolitik. 
Solidarischer Wettbewerb setzt notwendige 
Freiräume voraus.“ (642)

18. Juli 2002  608

Der Schreiber-Untersuchungsausschuss 
schließt die Akten. Die Opposition wirft der 
CSU vor, auf die Ermittlungen gegen den 
Waffenhändler Einfluss genommen zu haben.
Das Plenum diskutiert den Mehrheitsbericht 
und die abweichende Meinung der Oppo
sition, die auf 98 Seiten, mehr als das Vier
fache der CSUStellungnahme, niedergelegt 
ist. Der Ausschuss prüfte „etwaige unzuläs
sige staatliche Einflussnahme seitens baye
rischer Amtsträger auf die strafrechtlichen 
Ermittlungen gegen Karlheinz Schreiber, 
Max Josef Strauß, Dr. LudwigHolger Pfahls, 
Dieter Holzer, Walther Leisler Kiep, Jürgen 
Maßmann, Winfried Haastert und Dr. Erich 
Riedl“. Auf Antrag von SPD und Grünen 
trat der Untersuchungsausschuss in 16 
Monaten zu 34 Sitzungen zusammen. Nicht 
vernommen werden konnte der in Kanada 
lebende Hauptbetroffene Schreiber. 
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Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft 
Augsburg und der Steuerfahndung kamen 
1995 in Gang, als Schreiber selbst sich 
dort meldete. Die Frage lautet nicht nur im 
Untersuchungsausschuss, wer hat von dem 
Lobbyisten Schreiber Provisionszahlungen 
erhalten?
Im „Zentrum der Ermittlungen“ des Unter
suchungsausschusses stand Max Strauß, sagt 
Vorsitzender Harald Güller (SPD). Es sei „um 
ein System der innigsten Verwobenheit von 
CSUMitgliedern“ und die Frage gegangen, 
„ob neben der normalen Hilfe unter Freunden 
da nicht auch das eine oder andere noch 
dabei war, was weit darüber hinausgeht und 
was gegebenenfalls illegal war“. Güller sieht 
„recht konkrete Ergebnisse“ der Untersu
chung „auf der Ebene der Beamtenschaft“: 
„Max Strauß wurde vor der Durchsuchung 
seiner Büroräume gewarnt. Die Zielfahndung 
‚Schreiber’ wurde verschleppt. Die Durchsu
chung der CDUParteizentrale wurde verhin
dert. Die Einvernahme von Herrn Dr. Kohl 
wurde zwei Mal von vorgesetzten Stellen 
abgelehnt. Beim Beschuldigten Dr. Pfahls 
wurde der Haftbefehl ohne rechtlichen Grund 
im Vollzug gestoppt.“
Die Untersuchung habe bewiesen, so Güller, 
dass die Augsburger Staatsanwaltschaft 
„sachorientiert gearbeitet“ und das Justiz
ministerium immer wieder versucht habe, 
diese Wege „durch zusätzliche Steine zu 
erschweren“. Das sei „eine Einflussnahme 
auf das Ermittlungsverfahren“. Das Kerner
gebnis lautet für Güller: „Das System Strauß 
und das System Streibl ist zwischenzeitlich 
zum System Stoiber geworden. Die gleichen 
Leute sitzen heute noch an den Schaltstellen 
der Macht.“ Susanne Tausendfreund (Grüne) 
fasst zusammen: „Der SchreiberUntersu
chungsausschuss hat uns ein ebenso def
tiges wie erschreckendes Sittengemälde des 
bayerischen Justizbetriebes geliefert.“ Die 
Grünen verlangten mehr Unabhängigkeit 
für die ermittelnden Staatsanwälte, „denn 
in Bayern werden Staatsanwälte an extrem 
kurzer Leine gehalten“.
Ausschussvize Thomas Kreuzer (CSU) kri

tisiert, „SPD und Grüne haben den Untersu
chungsausschuss im Landtag im Laufe der 
Zeit immer mehr für ein Politspektakel miss
braucht und damit seines tatsächlichen Sinnes 
und Zweckes beraubt“. Dabei habe es für eine 
politisch motivierte Lenkung des Schrei
berVerfahrens keinerlei Hinweise ergeben. 
Ein Fehlverhalten des Generalstaatsanwalts, 
seiner Mitarbeiter oder der Beamten des 
Justizministeriums habe der Ausschuss nicht 
feststellen können. Die Ermittlungen hätten 
auch keinerlei Anhaltspunkte erbracht, dass 
amtierenden oder früheren Regierungsmit
gliedern oder sonstigen bayerischen Amts
trägern direkt oder indirekt Vorteile gewährt 
worden seien. 

22. September 2002  609

Bei der Bundestagswahl scheitert Schwarz-
Gelb hauchdünn, Kanzlerkandidat Edmund 
Stoiber bleibt Ministerpräsident.

SPD und CDU/CSU erhalten jeweils 38,5 
Prozent der Stimmen, doch die SPD wird mit 
drei Überhangmandaten und 251 Sitzen stär
kste Fraktion vor der Union mit 248 Sitzen. 
Die Freien Demokraten kommen statt der 
propagandistisch angestrebten 18 auf nur 7,4 
Prozent. Rot und Grün können damit ihre 
Koalition fortsetzen. 
Kanzlerkandidat Edmund Stoiber gibt der 
FDP die Schuld daran, dass es nicht zu einer 
schwarzgelben Koalition reichte. Stoiber ist 
nach Franz Josef Strauß der zweite CSUPo
litiker, der vergeblich versuchte, das Bun
deskanzleramt zu erobern. Gleichwohl wird 
er wie ein Sieger gefeiert: Die CSU holt in 
Bayern 58,6 Prozent der Stimmen und 43 der 
44 Wahlkreismandate. „Der größte Gewinner 
ist Bayern“, kommentiert Stoiber, der für den 
Fall, dass die rotgrüne Bundesregierung 
frühzeitig scheitert, weiter als Kanzlerkan
didat zur Verfügung steht. 
Die „Neue Zürcher Zeitung“ schreibt, 
Edmund Stoiber habe „in der direkten Aus
einandersetzung mit Bundeskanzler Schröder 
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zwar nicht dessen mediale Wirkung erzielen“ 
können. Mit seiner „nüchternen Sachlich
keit und seinem Leistungsausweis als baye
rischer Ministerpräsident“ habe er aber mehr 
Stimmen erobert, als aufgrund der Umfragen 
dies hätte erwartet werden können.

13. November 2002  610

Unter dem Motto „Freiräume für Kreati-
vität und Innovation schaffen“ nimmt die 
CSU-Fraktion den Abbau der Bürokratie in 
Angriff.

Franz Meyer (CSU) begründet den Dring
lichkeitsantrag : „Bei der Reduzierung von 
Bürokratie wollen wir bis an die Grenze 
unserer landespolitischen Möglichkeiten 
gehen.“ Auch auf Bundesebene solle die 
Staatsregierung aktiv werden, denn Arbeits
markt, Wirtschaft und Handwerk „leiden 

CSUPlakat für die Bundestagswahl am 22. September 2002

unter den vermehrten bürokratischen Auf
lagen der Bundesregierung“. Die Einberu
fung einer Kommission zur Entbürokratisie
rung durch die Staatsregierung wird von der 
CSUFraktion gelobt. „Wir erwarten, dass 
Normen, für die ein zwingendes Bedürfnis 
nicht mehr nachweisbar ist, ersatzlos aufge
hoben werden.“ Engelbert Kupka (CSU) fügt 
an: „Wir haben mit Europa erst die Topform 
der Bürokratie bekommen.“ 
Manfred Scholz (SPD) unterstützt grundsätz
lich das Ziel, überflüssige Bürokratie abzu
bauen. Gleichzeitig warnt er davor, „gewach
sene Verwaltungsstrukturen zu zerschlagen, 
welche die Kontinuität des Verwaltungs
handelns auch in Zukunft garantieren“. Der 
Staat sollte nicht wegen des Kostendrucks 
„alle möglichen Verantwortungen verlagern“, 
warnt Scholz, oft werde nämlich Verantwor
tung nur aus Haushaltsgründen abgeschoben. 
Ulrike Gote (Grüne) erinnert daran, dass ein  
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Grossteil der Bürokratie in Deutschland nicht  
zuletzt deswegen entsteht, weil die Bundesre
publik ein föderales System hat. Der CSU 
Dringlichkeitsantrag wird bei Stimment
haltung der SPD angenommen, die Grünen 
stimmen dagegen. (162, 180, 182, 224, 635)

28. Januar 2003  611

Bayern richtet als erstes Land sein neues 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) am 
Ziel der Nachhaltigkeit aus, berichtet Staats-
minister Werner Schnappauf im Plenum.

Dabei geht es, wie der Minister betont, um 
die „Agenda 21“ von Rio. Sie sieht einen 
grundsätzlichen Gleichklang der drei Säulen 
Ökologie, Ökonomie sowie Soziales und 
Kulturelles vor. Sollte Ökologie immer den 
Vorrang erhalten, „würde letzten Endes die 
Abwägung entfallen, Nachhaltigkeit wäre 
dann Stillstand, weil keinerlei Entwicklung 
stattfinden würde“, erläutert Schnappauf. 
Die oberste Maxime des Landesentwick
lungsprogramms lautet auch künftig: Gleich
wertigkeit der Lebens und Arbeitsbedin
gungen im ganzen Land. „Dieses Gleichwer
tigkeitsprinzip, verbunden mit dem Nachhal
tigkeitsgrundsatz“, so der Minister, sei die 
„neue Achse, die die nachhaltige Regional
entwicklung in Bayern künftig antreibt“. 
Ludwig Wörner (SPD) kritisiert, der Begriff 
„Nachhaltigkeit“ werde „nicht stringent 
im ganzen LEP durchgehalten“. Dringend 
erforderlich sei, die Lebensverhältnisse in 
Bayern gleich zu gestalten. Genau daran 
scheitere das Programm. Wörner bedauert, 
dass das Thema „kommunale Daseinsvor
sorge“ völlig untergegangen sei. Die CSU 
nehme die Gefahren der Privatisierung nicht 
ernst genug, wenn Kommunen die mit Mil
liarden an Steuermitteln aufgebauten Ein
richtungen nicht weiter betreiben könnten. 
Den „Gedankenspielen bzw. Entwürfen“ des 
Innen und des Wirtschaftsministeriums für 
die Privatisierung von Wasser und Abwasser 
sei „massiv entgegenzuwirken“, fordert der 
SPDSprecher. 

Ruth Paulig (Grüne) fragt nach der Nachhal
tigkeit von Einzelhandelsgroßprojekten, von 
„Einkaufszentren auf der grünen Wiese“. 
Zwar hätten die Gemeinden zu prüfen, ob 
ein Gewerbegebiet in alter Bausubstanz oder 
auf kontaminierten Flächen errichtet werden 
könne, doch auf der „grünen Wiese“ seien 
Baulandpreise und Erschließungskosten 
günstiger, Sanierungskosten fielen ganz weg. 
Paulig: „Keine Gemeinde wird unter diesen 
Bedingungen Flächenrecycling machen.“
Walter Hofmann (CSU) bemerkt zum Flä
chenrecycling, die Staatsregierung habe auf 
Antrag seiner Fraktion ein Modell entwi
ckelt, damit Fördermaßnahmen, Altlastensa
nierung, Abbruch und Erschließung so kom
biniert werden könnten, dass daraus ein grif
figes Instrumentarium wird.
Die LEPVerordnung wird vom Landtag 
gegen das Votum der Opposition verab
schiedet.

31. März 2003  612

Erstmals in der Geschichte der Bundesre-
publik treffen sich Vertreter aller Landes-
parlamente zu einem Föderalismuskonvent. 
Einstimmig verabschieden sie die „Lübecker 
Erklärung“.

Der Konvent wird auf Vorschlag des  
schleswigholsteinischen Landtagspräsiden 
ten HeinzWerner Arens in der Hanse
stadt Lübeck einberufen mit dem Ziel, den 
Föderalismus und damit die Länder und ihre 
 Parlamente zu stärken. Ehrengast ist Bundes
präsident Johannes Rau.
Die Abgesandten, die Präsidentinnen und 
Präsidenten und die Fraktionsvertreter aller 
deutschen Landesparlamente, wollen in 
Anlehnung an den „Europäischen Verfas
sungskonvent“ ein Zeichen setzen. Mit der 
Reform der „innerstaatlichen Ordnung“ 
befassen sich die Spitzen der Landesparla
mente schon seit Jahrzehnten: Bereits 1978 
gab es eine Stellungnahme der Konferenz der 
Landtagspräsidenten zur EnqueteKommis
sion „Verfassungsreform“ des Bundestags. 
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Elf Jahre später äußerten sich die Landespar
lamente in einer Entschließung zur Kommis
sion „Föderalismusreform“ von Bundestag 
und Bundesrat. Im Juni 2002 verabschiedete 
die Konferenz der Landtagspräsidenten in 
Eisenach drei Entschließungen zur Weiter
entwicklung des Föderalismus mit dem Ziel 
eines „Manifests“. In die Debatten zu der nun 
vorliegenden „Lübecker Erklärung“ flossen 
vor allem die Ergebnisse der EnqueteKom
mission „Föderalismus“ des Bayerischen 
Landtags ein.
Die „Lübecker Erklärung“ plädiert dafür, 
„das bewährte Modell des Föderalismus in 
Deutschland“ fortzuentwickeln. Reformbe
darf bestehe bei den Gemeinschaftsaufgaben 
und den Finanzbeziehungen zwischen Bund 
und Ländern. Außerdem fordern die Landes
parlamente mehr Mitsprache auf der Ebene 
der Europäischen Union. Soweit Mitwir
kungsbefugnisse über den Bundesrat bereits 
vorgesehen seien (Artikel 23 Grundgesetz), 
stärke dies die Position der Landesregie
rungen, nicht aber die der Parlamente. Für 
den CSUFraktionsvorsitzenden im Baye
rischen Landtag, Alois Glück, der am „Lübe
cker Konvent“ teilnimmt, ist die Resolution 
„ein guter Tag für den Föderalismus“. Franz 
Maget (SPD) fordert: „Wir brauchen diese 
Reform an Haupt und Gliedern sowohl aus 
nationaler Sicht als auch zur dauerhaften 
Sicherung der Eigenstaatlichkeit der Länder 
im fortschreitenden europäischen Integrati
onsprozess.“
In der „Münchner Erklärung“ erneuern die 
Spitzenvertreter der Landtage am 18. Oktober 
2004 ihre Forderungen bei einer Klausur
tagung. In der Erklärung, die auf Initiative 
des bayerischen Landtagspräsidenten Alois 
Glück, des Vorsitzenden der Landtagsprä
sidentenkonferenz, zustande kam, heißt es: 
„Grundlegende Änderungen sind zwingend 
notwendig.“ Es gehe „im Kern um die Stär
kung der parlamentarischen Demokratie, die 
Entflechtung der politischen Entscheidungen, 
um mehr Transparenz und Bürgernähe 
und damit um die Revitalisierung unseres 
Landes“.

3. April 2003  613

Abbau von Bürokratie im Umweltschutz 
kündigt Staatsminister Werner Schnappauf 
an. Das Motto lautet „Entschlacken und 
Kontrollen konzentrieren“.

„Wir müssen die Zeichen der Zeit erkennen“, 
fordert der Minister in seiner Regierungser
klärung. Die Paragraphen, einst als Wohltat 
gedacht, würden „immer mehr zur Plage“. 
Die hohen Umweltstandards müssten des
halb mit weniger Aufwand und weniger 
Kosten verwirklicht werden. Man könne 
nicht „business as usual“ in der Sozial und 
Umweltpolitik machen, „während den Men
schen die Jobs nur so um die Ohren fliegen“. 
Schnappauf plädiert für eine „konsequente 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips auch 
in der Umweltpolitik: Was der Einzelne 
selbst leisten könne, müsse der Einzelne 
auch leisten. Umweltpolitik in Bayern, „das 
heißt Umweltschutz mit den Menschen zu 
betreiben“, zum Beispiel beim Vertrags
naturschutz mit den Bauern, beim Mobil
funkpakt mit Kommunen und Betreibern 
und beim Umweltschutz mit der Wirtschaft. 
Der Umweltpakt Bayern, 1995 erstmals 
geschlossen und im Oktober 2000 auf wei
tere fünf Jahre fortgeschrieben, sei mit mitt
lerweile 3400 Teilnehmern die unumstritten 
erfolgreichste Umweltschutzvereinbarung in 
Deutschland. 
Die Regierungserklärung „war ein Schön
reden und eine Schönrechnerei, ein Ablenken 
von Defiziten in der Umwelt und Natur
schutzpolitik in Bayern“, kritisiert die 
umweltpolitische SPDSprecherin Susann 
Biedefeld. Sie vermutet, in der CSUUm
weltpolitik spiele Wirtschaftsminister Otto 
Wiesheu die Hauptrolle. Minister Schnappauf 
habe „wohl nur eine Nebenrolle oder war gar 
nur als Statist tätig“. Doch das neue Umwelt
programm der CSU benötige Bayern nicht, 
„Bayern braucht eine neue Umweltpolitik“. 
Ruth Paulig (Grüne) hält Umweltminister 
Schnappauf für „einen Tänzer im luftleeren 
Raum“. In der Umwelt und Naturschutzpo
litik hätten andere im Land das Sagen, „nicht 
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nur der Bauernverband, sondern natürlich 
auch Wiesheu und Beckstein“. Genau hier 
würden die „Stellschrauben gestellt“, wes
halb Schnappauf auch bei konsequenter 
Umweltpolitik nicht vorankomme. 
Henning Kaul (CSU), der Vorsitzende des 
Umweltausschusses, lobt das erfreulich 
gestiegene Umweltbewusstsein der Bürger 
und die Kompetenz der Unternehmen vor 
allem beim technischen Umweltschutz. 
Bayern gehe mit der Ergänzung des ver
ordneten Umweltschutzes hin zum freiwil
ligen Umweltschutz neue Wege, die mitt
lerweile in fast allen Bundesländern kopiert 
würden.

7. Mai 2003  614

Mit einem „Elitenetzwerk“ will Bayern hoch-
begabte Studenten und Doktoranden för-
dern, kündigt Wissenschaftsminister Hans 
Zehetmair an.

Das bundesweit einmalige Programm stellt 
der Minister in einer Regierungserklärung 
vor. Etwa 2000 „besonders leistungsfähige 
und leistungswillige“ Studierende – ein Pro
zent aller Studenten – und 120 Nachwuchs
wissenschaftler sollen jährlich in den Genuss 
der Förderung kommen. Dafür werden 315 
neue Stellen geschaffen und 14 Millionen 
Euro für fünf Jahre an Sachmitteln bereit
gestellt. Innerhalb von drei bis vier Jahren 
sollen besonders herausragende Studenten ein 
Masterstudium oder einen DiplomTeilstudi
engang im Anschluss an ein hervorragendes 
Vordiplom absolvieren. Zehetmair betont, 
neben Spitzenleistungen komme es auch auf 
die „volle Entfaltung der Persönlichkeit“ und 
eine breite Allgemeinbildung an. Alle Leis
tungswilligen sollten im Rahmen eines Aus
wahlverfahrens den gleichen Zugang zu den 
neuen Fördergängen erhalten, betont Zehet
mair. Er hofft, mit den Absolventen weiter 
zur internationalen Spitze aufschließen zu 
können. Außerdem sollten Spitzenstudenten 
von der Abwanderung ins Ausland abge
halten werden.

Staatsminister Hans Zehetmair (CSU)

In einem ersten Schritt ist geplant, 20 Elitestu
diengänge an mehreren bayerischen Universi
täten einzurichten. Zum Elitestudium zählen 
internationale Doktorandenkollegs und die 
Vernetzung bayerischer Eliteeinrichtungen 
mit Spitzenuniversitäten des Auslands. 
Die Opposition ist im Grundsatz mit den 
Plänen Zehetmairs einverstanden, falls die 
Eliteförderung nicht zu Lasten der übrigen 
Studenten geht. Der hochschulpolitische 
Sprecher der SPDFraktion, Wolfgang Vogel, 
fragt sich allerdings, ob die Pläne „nicht nur 
wahlkampfbedingte Wolkenkuckucksheime 
angesichts bestehender Defizite im gesamten 
alltäglichen Hochschulbetrieb seien“. Ulrike 
Gote (Grüne) lobt, mit dem Elitenetzwerk 
finde Zehetmair „den Weg zurück an die 
Universitäten und Hochschulen“, denn es 
sei keine Eliteuniversität geplant. Es dürfe 
Konkurrenz und Unterschiedlichkeit in den 
Gruppen geben, die gemeinsam lernten. Paul 
Wilhelm (CSU) betont, „als Gesellschaft 
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sind wir auf Elite angewiesen“. Er wünscht, 
dass nicht nur ein Prozent der Studierenden 
gefördert würde, denn nach Meinung von Bil
dungsforschern gebe es drei bis fünf Prozent 
Hochbegabte.  
Am 21. April 2005 verabschiedet der Landtag 
das von der Staatsregierung vorgelegte Baye
rische Eliteförderungsgesetz, das im Rahmen 
des Elitenetzwerks Bayern neben der Unter
stützung auf Bundesebene die Förderpalette 
komplettiert.

7. Mai 2003  615

Nach dreieinhalbjähriger Arbeit legt die 
Enquete-Kommission „Energie“ im Plenum 
ihren Schlussbericht vor.

Die EnqueteKommission „Mit neuer 
Energie in das neue Jahrtausend“ betrat 
„absolutes Neuland“, sagt Vorsitzender Wolf
gang Gartzke (SPD). Noch nie habe sich eine 
EnqueteKommission auf Länderebene mit 
diesem Thema befasst. Behandelt wurden 
die Schwerpunkte Energieeinsparpotenzial, 
Potenzial der erneuerbaren Energien, Poten
zial für die KraftWärmeKopplung, notwen
dige Rahmenbedingungen und rechtliche, 
marktwirtschaftliche, technische, finan
zielle sowie organisatorische Fragen. Der 
EnqueteKommission gehörten sieben nicht
parlamentarische Sachverständige an: Die 
CSU benannte Prof. Rainer Frank Elsässer 
(Vorstand Eon), Dipl.Ing. Werner Feldmann 
(Siemens AG), Erich Groß (Leiter der Stadt
werke in Landshut), Prof. Dr. Ing. Ulrich 
Wagner (Ordinarius an der TU München), die 
SPD Jörg Schindler (LudwigBölkowSys
temtechnik), Harry Lehmann (Institute of 
Sustainable Solution and Innovation) und 
die Grünen Christoph Timpe (ÖkoInstitut 
Freiburg). Der Schlussbericht wurde von der 
EnqueteKommission bei zwei Enthaltungen 
angenommen.
Einig ist man sich in der Forderung nach 
mehr Energieeffizienz und nach einem 
Ausbau erneuerbarer Energien. Klima
schutz und Ressourcenschonung „sind die 

wichtigsten ökologischen Aufgaben der 
Zukunft“, heißt es im Schlussbericht. Abge
ordnete und Experten sprechen sich dafür 
aus, die KraftWärmeKopplung weiter
zuentwickeln. Die öffentliche Hand solle 
Pilotprojekte vo rantreiben und den Einsatz 
von Brennstoffzellen fördern. Im Rahmen 
der erneuerbaren Energien sieht man „noch 
erhebliche Potenziale“ bei der Biomasse. Die 
Solarenergie bedürfe noch stärkerer Unter
stützung, auch von Seiten des Bundes, wäh
rend bei der Wasserkraft Bayern schon heute 
führend sei. Das Ausbaupotenzial sei nur als 
gering anzusehen. Der „Windatlas“ sollte 
nach Auffassung der Kommission fortge
schrieben und ein „Geothermieatlas“ erstellt 
werden, um Aufschluss zu bekommen, wo 
Erdwärme verfügbar sei.
Grundlegende Meinungsverschiedenheiten 
gibt es erwartungsgemäß bei der Kern
energie. SPD und Grüne wollen aus dieser 
„Risikotechnologie“ aussteigen, die CSU 
sagt ein klares Ja zum „bayerischen Ener
giemix“ aus Umweltverträglichkeit, Versor
gungssicherheit und Preis und setzt dabei auf 
die „Option Kernenergie“. Ohne diese sei 
eine nachhaltige Klimaschutzpolitik „unse
riös“, betont Markus Söder (CSU). Ein kom
pletter Ersatz der Kernenergie würde den 
Ausstoß an Kohlendioxid massiv erhöhen 
und erhebliche Kosten verursachen. Die 
größten Chancen, Kohlendioxid zu redu
zieren, seien im Wärmebereich, nicht in der 
Stromerzeugung zu suchen, berichtet Söder. 
Mit Wolfgang Gartzke (SPD) spricht er sich 
für eine energetische Gebäudesanierung aus. 
Die Mehrheit der Kommission, so Söder, 
vertritt die Meinung, dass sich die baye
rische Energiepolitik im Grundsatz bereits 
seit vielen Jahren auf dem richtigen Weg 
befindet.
Ruth Paulig (Grüne) sieht im Bericht ein 
„brauchbares Arbeitsbuch für alle, die an 
einer Weiterentwicklung der Energiepolitik 
Interesse haben“. Keine Antworten habe 
man aber für die KostenNutzenAnalyse 
einer zukunftsweisenden Energiepolitik 
gefunden. Gleiches gelte für die Erfassung 
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des Arbeitsplatzpotenzials und die sozialen 
und gesundheitlichen Verbesserungen, die 
mit der Bilanzierung einer anderen Ener
giepolitik verbunden seien. Klimaschutz 
sei ohne Atomenergie umsetzbar, was auch 
die EnqueteKommission des Bundestages 
bestätigt habe. 

22. Mai 2003  616

Der Landtag stellt die Weichen für weitere 
Verfassungsänderungen: Herabsetzung der 
Wählbarkeit auf 18 Jahre und Einführung 
des Konnexitätsprinzips für die Kommunen.

Das Konnexitätsprinzip bedeutet, dass den 
Kommunen nur noch Aufgaben vom Staat 
übertragen werden dürfen, wenn gleichzeitig 
das nötige Geld bereitgestellt wird. Die alte 
Forderung der Opposition wird nun in einem 
gemeinsamen Entwurf aller drei Fraktionen 
in der Form erfüllt, dass künftig die Finan
zierung in einem „engen zeitlichen und sach
lichen Zusammenhang“ mit einer Aufgabe 
geregelt wird. Die Staatsregierung wird zu 
einem Konsultationsverfahren mit den kom
munalen Spitzenverbänden zur Umsetzung 
des Prinzips verpflichtet. Außerdem wird  
das bisher nur in der Geschäftsordnung vor
gesehene Anhörungsrecht der kommunalen 
Spitzenverbände gegenüber dem Landtag 
verfassungsrechtlich verankert.
Mit der Verfassungsänderung werde „die 
schleichende Auszehrung der kommunalen 
Haushalte beendet“, sagt der stellvertretende 
Vorsitzende der CSUFraktion, Otmar Bern
hard. Er spricht von der „kommunalfreund
lichsten Lösung“ in Deutschland. Das Kon
nexitätsprinzip werde auch präventiv wirken, 
denn künftig müssten sich Parlament und 
Verwaltung genau überlegen, für welche 
Gesetze und Regelungen sie seien und wer 
dann das Ganze bezahlen solle. Harald 
Güller (SPD) meint, das Prinzip werde „den 
Parlaments alltag verändern“. Es handle sich 
um „eine der wichtigsten Entscheidungen 
der Legislaturperiode“, die auch „bürokratie
dämpfend“ wirken werde. 

Eine weitere Verfassungsänderung betrifft 
das Wählbarkeitsalter, das von 21 auf 18 
Jahre, auf das Alter der Volljährigkeit, 
herabgesetzt wird. Es ist eine Anpassung an 
die Wählbarkeit zum Deutschen Bundestag.
Eingefügt wird in der Bayerischen Verfas
sung ein Passus, der die Würde des Men
schen hervorhebt: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen 
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 
Damit reagiert der Landtag auf ein Volks
begehren der ÖkologischDemokratischen 
Partei (ÖDP), die ein explizites „Klonverbot“ 
in der Verfassung fordert. Das Volksbe
gehren sei „nicht nur überflüssig, sondern 
schädlich“, sagt Klaus Hahnzog, Vorsitzender 
des Rechtsausschusses. Die Menschenwürde 
umfasse nämlich mehr als ein Klonverbot.
Im Abschnitt „Ehe, Familie und Kinder“ 
werden die Rechte der Kinder mit dem Satz 
gestärkt: „Sie haben Anspruch auf Ent
wicklung zu selbstbestimmungsfähigen und 
verantwortungsfähigen Persönlichkeiten.“ 
Außerdem heißt es nun: „Kinder und Jugend
liche sind durch staatliche und gemeindliche 
Maßnahmen und Einrichtungen gegen Aus
beutung sowie gegen sittliche, geistige und 
körperliche Verwahrlosung und gegen Miss
handlung zu schützen.“
In zwei Punkten ändert der Landtag die 
Verfassung in eigener Sache: Bisher muss 
der Landtag spätestens am 15. Tag nach der 
Wahl zusammentreten. Da sich diese Frist 
als zu kurz erwiesen hat, tritt der Landtag 
nun „spätestens am 22. Tag“ nach der Wahl 
zusammen. Um die Information des Landtags 
durch die Staatsregierung zu verbessern, wird 
die verfassungsrechtliche Grundlage für ein 
Parlamentsinformationsgesetz geschaffen. 
Angeregt ist dies von der EnqueteKommis
sion „Reform des Föderalismus – Stärkung 
der Landesparlamente“.
In großer Einmütigkeit verabschiedet der 
Landtag mit 185 Stimmen die Verfassungs
änderungen, weit mehr als die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit. Die Wählerinnen und 
Wähler geben ihr Plazet am 21. September, 
dem Tag der Landtagswahl.
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22. Mai 2003  617

Mit einem Gesetz über die Unterrichtung 
durch die Staatsregierung stärkt der Landtag 
sein Informationsrecht.
„Der Bayerische Landtag nimmt sich mit 
seinen heutigen Beschlüssen selbstbewusst, 
wie es der von den Bürgerinnen und Bür
gern des Landes gewählten Volksvertretung 
zukommt, die Rechte, die er seiner Stel
lung entsprechend benötigt und die ihm als 
modernem Parlament zustehen“, sagt Peter 
Welnhofer (CSU). Die „Aktionseinheit“ 
zwischen Mehrheitsfraktion und Regierung 
werde dadurch nicht in Frage gestellt. 
Harald Güller (SPD) ergänzt, die neuen 
Rechte würden nur dann das Ansehen des 
Parlaments stärken, wenn man im hauptsäch
lich betroffenen Ausschuss für Bundes und 
Europaangelegenheiten vor den Bundes
ratssitzungen dezidierte Stellungnahmen 
abgäbe, die „unsere Position selbstbewusst 
formulieren“. Die Regierung müsse dann 
darüber nachdenken und dem Parlament eine 
Stellungnahme abgeben, wie die Abwägung 
ausgefallen sei. Ulrike Gote (Grüne) lobt die 
„konstruktive Atmosphäre“, in der die Neu
erungen gemeinsam ausgehandelt worden 
seien.
Gestärkt wird auch die Stellung des Landtags 
beim Ausschuss der Regionen, einem Gre
mium der Europäischen Union. Künftig hat 
der Landtag das Recht, immer dann, wenn 
der Freistaat Bayern zwei Mitglieder in den 
Ausschuss der Regionen entsenden kann, 
einen davon aus seiner Mitte zu wählen, 
damit Bayern nicht mehr ausschließlich 
durch die Staatsregierung vertreten wird. 
Erstmals im Juni 2006 kann der Landtag von 
seinem neuen Recht Gebrauch machen. Ents
andt wird die europapolitische Sprecherin der 
CSUFraktion und frühere Staatsministerin 
für Bundesangelegenheiten, Ursula Männle.
Das „Gesetz über die Unterrichtung des 
Landtags durch die Staatsregierung“ (Parla
mentsinformationsgesetz) wird ergänzt durch 
eine Vereinbarung zwischen Landtag und 
Staatsregierung, in der die Einzelheiten gere
gelt werden. 

25. Juni 2003  618

Der in einer Finanzmisere steckende Deut-
sche Orden (DO) ist von der Staatsregierung 
nicht begünstigt worden, urteilt mehrheitlich 
der Untersuchungsausschuss.

Die CSU wirft der Opposition vor, dass mit 
dem Untersuchungsausschuss „Deutscher 
Orden“, eingesetzt auf Antrag der SPD, 
dem Kanzlerkandidaten Edmund Stoiber 
geschadet werden sollte. Der Versuch, die 
Millionenverluste des DO zu einem Problem 
der Staatsregierung zu machen, sei geschei
tert, sagt Vorsitzender Peter Welnhofer 
(CSU) in seinem Schlussbericht vor dem 
Plenum. Der 800 Jahre alte Orden verlagerte 
1998 seinen Sitz von Hessen nach Bayern, 
weil er im Freistaat den Status des öffentli
chen Rechts verliehen bekam. 
Bei der Verleihung der Körperschaftsrechte 
habe es keine Zweifel an der wirtschaftlichen 
Solidität der katholischen Ordensgemein
schaft gegeben, sagt Welnhofer. Minister
präsident Edmund Stoiber, der Laienmitglied 
des DO (Familiare) ist, habe das Anliegen 
der Gemeinschaft, sich in Bayern niederzu
lassen, lediglich dem zuständigen Kultusmi
nister Zehetmair mitgeteilt, „ein alltäglicher 
Vorgang“. 
Heinz Kaiser (SPD) sieht dagegen schwere 
Versäumnisse bei der Prüfung des DO, der 
Ende 2000 mit 200 Millionen Euro zah
lungsunfähig wurde. Der Ministerpräsident 
habe dafür gesorgt, dass der Orden aufgrund 
des bayerischen Konkordats von 1924 die 
Anerkennung als Körperschaft des öffentli
chen Rechts erhalten habe. Das Vertrauen in 
die „Allmacht und Allwissenheit des Mini
sterpräsidenten“ habe dazu geführt, dass ein 
Sozialkonzern mit fast 6000 Arbeitsplätzen, 
davon 2000 in Bayern, in eine Finanzmi
sere größten Ausmaßes geschlittert sei. Als 
wesentliches Ergebnis des Untersuchungs
ausschusses bezeichnet Kaiser die SPDFor
derung nach einer klaren gesetzlichen Grund
lage für künftige Körperschaftsverleihungen 
an kirchliche Orden in Bayern. Es müsse 
genau geklärt werden, wer bei Zahlungsunfä
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higkeit einer Körperschaft die Gewährträger
haftung übernimmt. 
Adi Sprinkart (Grüne) fasst zusammen: „Es 
war kein Untersuchungsausschuss der großen 
Knalleffekte, aber er hat uns gezeigt, dass 
es in Bayern nach wie vor eine Verflechtung 
von Privatinteressen und ministeriellem Han
deln gibt, was man gemeinhin wohl als Filz 
bezeichnet.“

25. Juni 2003  619 

Einstimmig beschließt der Landtag das 
Gesetz zur Gleichstellung, Integration und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderung.

Der Weg zu dem Gesetz sei „lang und 
mühsam“ gewesen, berichtet Christa Steiger 
(SPD). Bereits 1998 wurde die Bayerische 
Verfassung ergänzt: „Menschen mit Behin
derungen dürfen nicht benachteiligt werden“ 
(Art. 118 a). Nun müsse dieser Artikel mit 

Barrierefreiheit, Integration und Selbstbestimmung sind Ziele des Gleichstellungsgesetzes

Leben erfüllt werden, fordert Steiger, „wir 
müssen weg von der Fürsorge, hin zum selbst 
bestimmten Leben“. Acht Prozent der baye
rischen Bevölkerung seien schwerbehindert, 
etwa eine Million Menschen. Joachim Unter
länder (CSU) sieht im Gesetz „einen großen 
Meilenstein“ auf dem Weg zu einer behinder
tenfreundlichen Gesellschaft. Wesentliche 
Ziele seien Barrierefreiheit, Integration und 
Selbstbestimmung.
Sozialministerin Christa Stewens stellt fest: 
„Wir haben in der Behindertenpolitik einen 
Paradigmenwechsel durchgemacht, von der 
Fürsorge und Versorgung hin zu einer gleich
berechtigten Teilhabe.“ Nun gelte es, die 
gleichberechtigte Teilhabe in allen Bereichen 
mit Leben zu erfüllen. 
Die Integration behinderter Kinder in den 
Schulen wurde mit der Änderung des Erzie
hungs und Unterrichtsgesetzes im März 
2003 erleichtert. Danach können behinderte 
Kinder Regelschulen besuchen, wenn sie 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen, etwa 
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die Fähigkeit zur „aktiven Teilnahme“ am 
Unterricht. Allerdings wurde den Eltern 
keine freie Wahl der Schulart eingeräumt. 

10. Juli 2003  620

In der letzten Sitzung der Legislaturperiode 
steht auf der Tagesordnung des Landtags das 
Thema „Mehr Rechte für Kinder – zur Situa-
tion der Rechte für Kinder in Bayern“.

Bärbel Narnhammer (SPD) begründet die 
Interpellation ihrer Fraktion mit dem Ziel, 
zur Verbesserung der Lebenssituation der 
Kinder in Bayern beizutragen. Politik und 
Gesellschaft brauchten mehr Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen, „weil sie 
ein grundlegender Teil unserer Demokratie 
und ein wichtiges Element für ihren wei
teren Bestand“ sei. Sie bedauert, dass die 
Staatsregierung vehement die Einsetzung 
von Kinderparlamenten auf der unteren und 
mittleren Ebene, „ganz zu schweigen von 
der höheren Entscheidungsebene“, ablehne. 
Zwar betone die Regierung in ihrer Antwort 
auf die SPDInterpellation, wie wichtig Par
tizipation sei, könne aber dazu keine Einzel
heiten nennen und schiebe die Verantwortung 
„wieder einmal auf die Kommunen“ ab. Auch 
verhindere die Landtagsmehrheit seit Jahren 
konsequent die Einsetzung von Kinderbeauf
tragten. 
Joachim Unterländer (CSU) antwortet, es sei 
sinnvoller, wenn sich das auf der jeweiligen 
kommunalen Ebene entwickle, und fragt: 
„Wollen Sie denn tatsächlich von oben nach 
unten verordnen, wie solche Modelle aus
sehen sollen?“ Für die Zukunft kündigt der 
CSUParlamentarier ein neues Kinderbetreu
ungsgesetz an.
Notwendig werde auch eine gezielte Förde
rung der Tagespflege und angesichts der dra
matischen Situation der öffentlichen Haus
halte eine „Prioritätensetzung zugunsten der 
Kinder und der Familien“.
Theresa Schopper (Grüne) stellt sich die 
Frage, warum so viele Frauen kinderlos 
blieben, allein im Jahrgang 1965 ein Drittel 
und 41 Prozent der Akademikerinnen. Dass 

Frauen keine vernünftige Perspektive zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf hätten, 
sei auch ein „trauriges Verdienst“ der CSU. 
Denn lange genug habe sie „mit ihrem ver
zopften Frauenbild berufstätige Frauen als 
Rabenmütter an den Pranger gestellt“, kriti
siert Schopper. Ingrid Fickler (CSU) kontert, 
die Eltern müssten in freier Entscheidung 
bestimmen, wie sie Familie und Erwerbs
tätigkeit miteinander in Einklang bringen 
wollten. Um die Wahlfreiheit zu garantieren, 
würden die kindgerechten Betreuungsan
gebote ausgebaut. Im Übrigen sei die Frau
enerwerbsquote in Bayern die höchste in 
Deutschland.
Sozialministerin Christa Stewens bestätigt, 
„für uns ist es ganz wichtig, dass wir die Ver
einbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit 
verbessern“. Das gehöre zu den „familienpo
litischen Schlüsselthemen schlechthin“. Die 
Weichen für einen bedarfdeckenden Ausbau 
der Kinderbetreuung seien gestellt. Die Mini
sterin fordert, dass in Deutschland ein Klima 
geschaffen wird, „in dem letztendlich Kin
derfeindlichkeit geoutet wird“. Dabei sei bei
spielsweise an Kinderspielplätze zu denken. 
Man habe in Gemeinden diskutiert, Lärm
schutzwälle an Freispielanlagen von Kinder
gärten zu errichten. Stewens: „Kinder unter 
Immissionsschutzgrenzwerten zu betrachten, 
halte ich für fatal. Wir brauchen in unserer 
Gesellschaft diesbezüglich ein Umdenken.“

21. September 2003  621

Die Landtagswahl endet mit einem sen-
sationellen Ergebnis. Erstmals gibt es in 
einem bundesdeutschen Parlament eine 
Zweidrittel mehrheit: Die CSU erringt 60,7 
Prozent der Stimmen und nimmt 124 der 180 
Sitze ein.

Einen negativen Rekord müssen die Sozial
demokraten hinnehmen. Mit 19,6 Prozent 
kommen sie auf das schlechteste Ergebnis in 
der Nachkriegsgeschichte. Sie haben damit 
gegenüber 1998 9,1 Prozent verloren. Die 
Grünen schaffen mit 7,7 Prozent (5,7 Pro
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zent) den Einzug ins Maximilianeum ohne 
Mühe. An der Fünfprozenthürde scheitern 
die Freien Wähler mit 4 Prozent (1998: 3,7) 
und die Freien Demokraten mit 2,6 Prozent 
(1,7).
Die CSU kann ihr Ergebnis von 1998 um 7,8 
und das von der Bundestagswahl 2002 noch 
um 2,1 Prozent verbessern. Es ist das zweit
beste Resultat in der CSUGeschichte nach 
der „GoppelWahl“ von 1974 mit 62,1 Pro
zent. Die Wahlbeteiligung beträgt 57,3 Pro
zent gegenüber 69,8 Prozent vor fünf Jahren. 
Die CSU erhält 124 Landtagssitze (1998: 123 
Sitze bei 204 Mandaten), die SPD nur noch 41 
(67) und die Grünen bekommen mit 15 Sitzen 
einen mehr.
Den Wahlausgang kann nach Meinung der 
meisten politischen Beobachter Ministerpräsi
dent Edmund Stoiber als persönlichen Erfolg 
verbuchen. Und die CSU „steht in der Gunst 
der Wähler so hoch wie zuletzt vor dreißig 
Jahren, ganz so, als wolle sie alles Gerede von 
Parteienverdrossenheit und Wechselbereit

Ministerpräsident Stoiber und der SPDSpitzenkandidat Franz Maget mit ihren Ehefrauen in der Wahlnacht 
im Maximilianeum

schaft der Bürger Lügen strafen“, schreibt die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“. Mögen 
Stimmung und Lage in Deutschland schlecht 
sein, „im Freistaat glaubt man seit Langem, 
dass es hier um nahezu alles besser steht als 
in jedem anderen Land“. Die „Augsburger 
Allgemeine“ urteilt über das Desaster der 
Sozialdemokratie: „Der Absturz der SPD ins  
Bodenlose ist nicht die Schuld des tapferen 
Spitzenkandidaten Maget. Er ist die Quittung 
für eine im Innern erstarrte Partei, die an 
den bayerischen Realitäten vorbeiredet und 
keinen Nerv hat für das spezielle bayerische 
Lebensgefühl.“ Und „Die Welt“  kommentiert: 
„Mehr als jede andere Landtagswahl ist die in 
Bayern eine Gegenwahl zu Berlin geworden. 
Auch wenn sich der Bundeskanzler im Frei
staat kaum blicken ließ: Es standen sich die 
alten Kontrahenten der Bundestagswahl 
gegenüber, und es ging wieder um dieselben 
Themen, dieselben Richtungsentscheidungen 
für das ganze Land. Darin liegt die eigent
liche Bedeutung dieser Wahl.“
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mehr. (…) Die CSU besitzt in allen sozialen 
Gruppen seit Langem die Mehrheit: bei 
Jungen und Alten, Männern und Frauen, 
Katholiken, Protestanten und Konfessions
losen, Arbeitern und Angestellten, Selbst
ständigen und Beamten – und, den linken 
Träumern sei es gesagt, selbst bei Gewerk
schaftsmitgliedern.“

6. Oktober 2003  622

In der konstituierenden Sitzung des 15. Land-
tags wird der CSU-Politiker Alois Glück zum 
neuen Präsidenten gewählt.

Die Wahl leitet die 75jährige Alterspräsi
dentin Barbara Rütting, ExSchauspielerin 
und für die Grünen neu in den Landtag 
gewählt. 
Auf Glück entfallen 158 von 179 abgege
benen Stimmen, 16 Abgeordnete votierten 
mit Nein, fünf enthalten sich der Stimme. 
Als Erste Vizepräsidentin wird die ehema
lige Sozialministerin Barbara Stamm (CSU) 

Wahlplakat der CSU 2003 Wahlplakat der SPD 2003

Wahlplakat von Bündnis 90/Die Grünen 2003 Wahlplakat der FDP 2003

Der neu gewählte Landtagspräsident Alois Glück auf dem Präsidentensessel
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Die Mannheimer „Forschungsgruppe 
Wahlen“ begründet die niedrige Wahlbeteili
gung mit dem voraussehbaren Ergebnis, dass 
die CSU die Wahl klar gewinnen würde. Ins
gesamt hätten knapp drei Viertel der Wahlbe
rechtigten dem Freistaat bescheinigt, gut auf 
die Zukunft vorbereitet zu sein. Abweichend 
von den nationalen Verhältnissen hätten die 
Menschen in Bayern hohes Vertrauen in die 
Kompetenz ihrer Regierung. In zentralen 
Bereichen wie Arbeitsmarkt, Wirtschaft oder 
Finanzen baue nicht einmal einer von zehn 
Bayern auf die Politik der SPD. Bei der Frage 
nach dem Spitzenkandidaten votierten 55 
Prozent für Stoiber, aber nur 16 Prozent für 
Maget. Weitere 24 Prozent konnten sich nicht 
entscheiden, weil sie den SPDSpitzenmann 
namentlich nicht kannten. Sogar jeder Vierte 
der SPDAnhänger hat Stoiber dem eigenen 
Kandidaten vorgezogen, ermittelt die „For
schungsgruppe Wahlen“.
Zum „Elend der BayernSPD“ schreibt der 
Passauer Politologe Prof. Heinrich Ober
reuter: „In Bayern gibt es kein ausstrah
lungskräftiges sozialdemokratisches Milieu 
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gewählt (144 JaStimmen, 22 Nein, zehn Ent
haltungen), Zweiter Vizepräsident wird der 
SPDRechtsexperte Peter Paul Gantzer (144 
JaStimmen, 15 Nein, 16 Enthaltungen).
In seiner Antrittsrede betont Glück, die Ver
kleinerung des Landtags von 204 auf 180 
Abgeordnete bedeute eine erhöhte Arbeits
belastung für die Mitglieder des Hohen 
Hauses, nicht nur in den Gremien des Par
laments, sondern in einem Flächenland wie 
Bayern auch vor Ort bei der Betreuung der 
Stimm und Wahlkreise und der Bearbeitung 
der Bürgeranliegen. Ein Abgeordneter sei 
jetzt im Schnitt für 66 000 Bürgerinnen und 
Bürger zuständig. Bei der Relation von Par
lamentssitzen und Bevölkerungszahl gehöre 
der Bayerische Landtag nunmehr zu den 
„kleinsten“ Landesparlamenten in Deutsch
land. Bis zur Verkleinerung kamen auf einen 
Abgeordneten durchschnittlich 58 200 Bür
gerinnen und Bürger.
Alois Glück, geboren 1940 in Hörzing (Land
kreis Traunstein), ist bereits seit 1970 Mit
glied des Bayerischen Landtags und damit 

dienstältester Abgeordneter. Er vertritt den 
Stimmkreis Traunstein. Ursprünglich Land
wirt, bildete sich Glück zum Agrarjourna
listen fort und war für Rundfunkanstalten, 
Zeitungen und Zeitschriften und als Buch
autor tätig. Seit 1994 steht er an der Spitze 
des CSUBezirksverbandes Oberbayern.
Von 1975 bis 1986 war Alois Glück Vorsit
zender des Landtagsausschusses für Landes
entwicklung und Umweltfragen, anschlie
ßend Staatssekretär im Umweltressort und 
ab 1988 Vorsitzender der CSULandtagsfrak
tion. 

7. Oktober 2003  623

Zum vierten Mal wählt der Landtag Edmund 
Stoiber zum bayerischen Ministerpräsi-
denten.

Auf den CSUKandidaten entfallen von 180 
abgegebenen Stimmen 124, also so viele 
Stimmen, wie seine Fraktion Sitze hat. 53 
Abge ordnete stimmen mit Nein, ein Abge

Ministerpräsident Edmund Stoiber und der CSUFraktionsvorsitzende Joachim Herrmann
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ordneter enthält sich der Stimme und zwei 
Stimmzettel sind ungültig.
Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann 
erwähnt noch einmal das „historische Wahl
ergebnis“ seiner Partei, bevor er den bishe
rigen Regierungschef für die Wahl vorschlägt. 
„Ein Großteil des Wahlerfolgs geht auf das 
persönliche Konto von Herrn Ministerpräsi
dent Dr. Edmund Stoiber, es war eine Stoi
berWahl“, sagt Herrmann. Somit entspreche 
es eindeutig dem Willen des bayerischen 
Volkes, „den Anstellungsvertrag“, wie er es 
selber gern formuliere, für die „Position an 
der Spitze unseres Freistaates um weitere 
fünf Jahre zu verlängern“. 
In seiner Dankesrede appelliert Ministerprä
sident Edmund Stoiber an das Hohe Haus: 
„Sorgen wir gemeinsam für Optimismus statt 
Verzagtheit, für Aufbruchstimmung statt 
Zukunftsangst! Das Vertrauen der Menschen 
ist mir Verpflichtung und Auftrag.“

14. Oktober 2003  624

Ministerpräsident Edmund Stoiber stellt 
sein neues Kabinett vor. Erstmals gibt es drei 
Ministerinnen. 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten bleibt 
Innenminister Günther Beckstein. Leiter 
der Staatskanzlei wird wieder Erwin Huber, 
nun gleichzeitig Staatsminister für Bundes
angelegenheiten und Verwaltungsreform. 
Neu ist das Amt eines Staatsministers in der 
Staatskanzlei, zuständig für Europaangele
genheiten und regionale Beziehungen, das 
Eberhard Sinner übertragen wird. Er soll, 
so Stoiber, vor allem „besonders engen Kon
takt mit den Regierungen und Institutionen 
der EUBeitrittsländer in der Nachbarschaft 
Bayerns halten“. Neuer Wissenschaftsmini
ster ist der bisherige CSUGeneralsekretär 
Thomas Goppel. Zuständig fürs Sozialressort 
ist wieder Christa Stewens, die auch Frauen
beauftragte der Staatsregierung bleibt. 
Die Oberbürgermeisterin von NeuUlm, Beate 
Merk, wird Justizministerin. Sie hat wie die 

neue Umweltstaatssekretärin Müller kein 
Landtagsmandat. Die dritte Frau im Mini
sterrang ist Monika Hohlmeier, wie bisher 
Staatsministerin für Unterricht und Kultus. 
Ihr Staatssekretär bleibt Karl Freller. Weiter
machen dürfen auch Wirtschaftsminister 
Otto Wiesheu und sein Staatssekretär Hans 
Spitzner, Finanzminister Kurt Faltlhauser, 
dem nun wieder ein Staatssekretär, Franz 
Meyer aus Niederbayern, zur Seite steht, Land
wirtschaftsminister Josef Miller und Werner 
Schnappauf, Staatsminister für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz. Im Amt 
bleibt Staatssekretär Georg Schmid (Innenmi
nisterium), neu sind Staatssekretär Jürgen W. 
Heike (Sozialministerium) und Staatssekre
tärin Emilia Müller (Umweltministerium), die 
noch dem Europäischen Parlament angehört.
Die Auflösung des Verbraucherschutzmini
steriums unter Eberhard Sinner begründet 
Ministerpräsident Edmund Stoiber mit „Ein
sparungs und Synergieeffekten“. Die Auf
gaben der Landesentwicklung werden dem 
Staatsministerium für Wirtschaft, Infra
struktur, Verkehr und Technologie zuge
wiesen, da „wirtschaftspolitische Fragen der 
Landesentwicklung die umweltpolitischen 
Gesichtspunkte“ überwiegen. Die Staats
kanzlei erhält die Aufgabe der Reform der 
staatlichen Verwaltung und Deregulierung. 
Die Begründung Stoibers lautet: Diese Auf
gaben könnten „nur zentral von der Staats
kanzlei aus ressortübergreifend geleitet 
und koordiniert“ werden. Bereits in den 
letzten Jahren habe die Staatsregierung in 
1500 Behörden der staatlichen Verwaltung 
einschließlich der Ministerien die Verwal
tungsstrukuren gestrafft. Bis Ende 2007 
sollen insgesamt 12 600 Stellen in der staatli
chen Verwaltung abgebaut werden.
Der Vorsitzende der SPDFraktion, Franz 
Maget, kommentiert die Auflösung des Ver
braucherschutzministeriums mit den Worten, 
„ein merkwürdiges Ministerium“ werde nun 
abgeschafft, das auf dem Höhepunkt der 
BSEKrise „aus der Unfähigkeit, mit dieser 
vernünftig umzugehen“, entstanden sei. 
Ulrike Gote (Grüne) meint, „die Herausfor

15. Wahlperiode



428

derung für die Zukunft wäre, endlich Öko
logie und Wirtschaft zusammenzudenken“. 
Die Zusammenlegung von Umwelt und Ver
braucherschutz gehe in die „richtige Rich
tung“, doch dazu würde auch die Landwirt
schaft gehören. 
Für CSUFraktionschef Joachim Herr
mann kommt eine Auflösung des Landwirt
schaftsressorts nicht in Betracht. Wer dies 
fordere, habe „zur Landwirtschaft in Bayern 
und zum Berufsstand unserer Bäuerinnen 
und Bauern nach wie vor überhaupt keinen 
Bezug“. Die Kabinettsliste von Ministerprä
sident Stoiber wird wie die Neuabgrenzung 
der Geschäftsbereiche mit CSUMehrheit 
gutgeheißen. 

6. November 2003  625

Ein drastisches Spar- und Reformprogramm 
kündigt Ministerpräsident Edmund Stoiber 
in seiner Regierungserklärung an, ohne 
auf Investitionen verzichten zu wollen. Das 
Streichprogramm stößt auf scharfe Opposi-
tionskritik.

Stoibers „Credo in dieser Legislaturperiode“ 
lautet: „Wir sparen, wir reformieren, wir 
investieren.“ Trotz schwierigster Haushalts
lage sollen in Bayern als erstem Land in 
Deutschland ab 2006 keine neuen Schulden 
mehr gemacht werden. Unvermeidbar seien 
deshalb zweistellige Kürzungen bei freiwil
ligen, aber auch gesetzlichen Leistungen. 
Gemessen am Jahr 2003 sollen bis zum Jahr 
2008 insgesamt 15 Prozent des Haushaltsvo
lumens gestrichen werden. Für 2004 peilt der 
Regierungschef Kürzungen von zehn Prozent 
an. Betroffen wird vor allem der öffentliche 
Dienst sein, denn der Freistaat gibt 42 Pro
zent seines Etats für Personal aus. Dieser 
Satz soll nach dem Willen des Ministerpräsi
denten deutlich gesenkt werden. Der Freistaat 
werde deshalb von allen Mitarbeitern des 
öffentlichen Dienstes einen „weiteren Kon
solidierungsbeitrag“ verlangen, wie ihn auch 
die Mitarbeiter der Privatwirtschaft leisten 
müssten. Die noch geltende 38,5Stun
denWoche im öffentlichen Dienst solle für 

Arbeiter, Angestellte und Beamte auf 42 
Stunden angehoben werden. Dazu gebe es 
keine Alternative, betont Stoiber. 
Eine Reform von Staat und Verwaltung hält 
er angesichts einer „Regulierungsdichte“ für 
erforderlich, „die die Bürger bevormundet, 
die Wirtschaft stranguliert und Arbeitsplätze 
vernichtet“. „Verwaltung 21“ lautet das Motto 
der Verwaltungsreform. So werde beispiels
weise die staatliche Ernährungsberatung 
abgeschafft, die Beratung der Privatwaldbe
sitzer schrittweise auf die Selbsthilfeeinrich
tungen übertragen und die Landesplanung auf 
das „bundesrechtlich notwendige Maß redu
ziert“. Dazu werde das Bayerische Landes
planungsgesetz überarbeitet, ein „schlankes 
Landesentwicklungsprogramm“ vorgelegt, 
die Regionalen Planungsverbände in ihrer 
bisherigen Struktur würden abgeschafft. Die 
Polizeiorganisation werde massiv gestrafft, 
der Verwaltungsaufwand um 25 Prozent redu
ziert, kündigt Stoiber weiter an, abgeschafft 
werde das Bayerische Oberste Landesgericht.
Ein Teil der Mittel, „die wir mit Sparen und 
Reformen freischaufeln, wollen wir für die 
Kinder, für ihre Ausbildung, für Innovati
onen und Kreativität nutzen“, verspricht der 
Ministerpräsident. Mit einem konsequenten 
Ausbau der Kinderbetreuung solle Bayern 
das „Familienland Nummer 1“ werden. Die 
Ganztagsangebote an Hauptschulen und 
anderen weiterführenden Schulen sollen aus
gebaut, die Schulsozialarbeit soll intensiviert 
werden. Das Schuleintrittsalter will Stoiber 
schrittweise vorziehen, die Gymnasialzeit 
auf acht Jahre verkürzen. Bayern solle „mit 
seinen Schulen in zehn Jahren unter den 
ersten fünf Spitzenländern der Weltrangliste 
stehen“. An den Hochschulen sollen interna
tional ausgerichtete Studiengänge erweitert, 
Verbünde die Forschung an den Universitäten 
vernetzen, das Hochschulrecht soll grundle
gend modernisiert werden. 
„Diese Regierungserklärung ist nur vorder
gründig auf Bayern gerichtet“, urteilt der 
SPDFraktionschef Franz Maget. Stoiber 
verweile „nur noch mit halbem Herzen in 
Bayern“ und schiele stets nach Berlin, ob 

15. Wahlperiode



429

sich dort eine „Hintertür“ für den Einzug 
ins Kanzleramt auftue. Zu den Sparplänen 
sagt Maget, „hier hat der Buchhalter einer 
Konzernabteilung gesprochen“. Die Regie
rung trete bei Verwaltungsreform und Büro
kratieabbau zwar schneidig auf, spare dann 
aber vielfach an der falschen Stelle. Am 
Ende stünden „lediglich Verunsicherung der 
Verwaltung und demotivierte Mitarbeite
rinnen und Mitarbeiter“. Stoibers Vorhaben 
seien „in Wahrheit ein katastrophales Signal 
für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes“. 
Wenn es in Bayern 70 000 Seiten Verwal
tungsvorschriften gebe, müsse man fragen, 
„wer diese 70 000 Seiten denn zusammen
geschrieben hat“. Fehlentwicklungen der 
letzten Jahre, von der CSU zu verantworten, 
müssten jetzt behoben werden. Dafür müsse 
aber das Leitbild stimmen. Bei Bildung und 
Familie, wirtschaftlicher Entwicklung und 
sozialer Sicherheit dürften nicht bloß die 
„Maßstäbe einer Kostenrechnungsabteilung“ 
angelegt werden, sondern die Prinzipien 
eines „Rechts, Kultur und Sozialstaates, der 
dem Gemeinwohl dient und der die natür
lichen Lebensgrundlagen und die kulturelle 
Überlieferung schützt“. So stehe es in der 
Bayerischen Verfassung.
Margarete Bause, Fraktionsvorsitzende der 
Grünen, hält dem Ministerpräsidenten vor, er 
glänze stets mit „markigen Ankündigungen“ 
und mit „kurzatmigem Aktionismus“, sei aber 
„ganz kleinlaut“ bei der Durchsetzung seiner 
Pläne. Bei längst überfälligen Strukturverän
derungen habe Stoiber „immer auf der Seite 
der Bedenkenträger und Besitzstandswahrer 
gestanden“. Als „typische Kombination“ 
bayerischer Politik bezeichnet Bause „Akti
onismus auf der einen Seite, Bedienen der 
Lobby auf der anderen Seite“.
„Vor uns liegen schwierige Jahre“, bekennt 
CSUFraktionschef Joachim Herrmann. Ein 
„unbürokratisches Bayern“ bedeute, dass 
einengende Verordnungen und behördliche 
Durchführungserlasse auf das „absolut not
wendige Maß“ zu reduzieren seien. Die 
Beamtinnen und Beamten sollten einen 
eigenen Entscheidungsspielraum erhalten. 

Allerdings müsse der dann auch vor Ort 
wahrgenommen werden. Leider gebe es 
zu viele Behörden, „die sich schon daran 
gewöhnt haben, sobald etwas schwierig ist, 
als Erstes bei der Regierung oder gleich beim 
Ministerium in München anzurufen“. 

22. April 2004  626

Gut eine Woche vor der Erweiterung der 
Europäischen Union um zehn Staaten, von 
denen acht in Bayerns Nähe liegen, diskutiert 
der Landtag erneut mögliche Auswirkungen 
auf die Grenzregionen des Freistaats. 

Mit der Erweiterung am 1. Mai umfasst die 
Europäische Union 25 Mitgliedsstaaten. 
Die Bevölkerung beträgt nun 450 Millionen 
Menschen, das Bruttoinlandsprodukt fast 
10 000 Milliarden Euro. Die Sorge des Land
tags, die in Dringlichkeitsanträgen aller drei 
Fraktionen zum Ausdruck kommt, gilt dem 
Konkurrenzdruck in Ostbayern. Mit einem 
100MillionenProgramm will die Staats
regierung diesen Raum für die Erweiterung 
„ertüchtigen“. 
Europaminister Eberhard Sinner räumt ein, 
dass viele Menschen zu Recht besorgt seien. 
An der 350 Kilometer langen Grenze zur 
Tschechischen Republik entstehe ein Lohn 
und Steuergefälle, aber auch ein Förderge
fälle. Die Grenzregionen Oberpfalz, Ober
franken und Niederbayern benötigten nach 
dem Jahr 2006 eine Anschlussförderung, 
damit dann nicht „Höchstförderung und eine 
Nullförderung nebeneinander stehen“.
Markus Sackmann (CSU) wünscht sich 
ein „Grenzgürtelprogramm“, einen eigenen 
Fördertatbestand „Grenzregionen“ in der 
Europäischen Union und die Fortführung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt
schaftsstruktur“ über das Jahr 2006 hinaus. 
Die Lohnkosten in der Tschechischen Repu
blik betrügen nur etwa ein Fünftel der bun
desdeutschen, gibt Franz Josef Pschierer 
(CSU) zu bedenken. Auch Wolfgang Hoder
lein (SPD) plädiert für einen neu zu schaf
fenden Förderstatus in den Grenzregionen. 
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Martin Runge (Grüne) schlägt ein bundes
weites Register vor, in dem neben Delikten 
wie Geldwäsche, Subventionsbetrug und 
Korruption auch Verstöße von Unternehmern 
gegen gesetzliche Vorschriften zur Arbeit
nehmerüberlassung und Arbeitnehmerent
sendung aufgelistet werden.

23. April 2004  627

Die „Gefahr des islamistischen Terrors“ 
werde von der Öffentlichkeit in Deutschland 
unterschätzt, warnt Staatsminister Günther 
Beckstein in seiner Regierungserklärung zur 
„Inneren Sicherheit“ in Bayern.

Bei den Anschlägen in Djerba, Istanbul, Bali, 
Afghanistan, dem Nahen Osten und New York 
denke jeder, „das ist alles weit weg“. Selbst 
durch die Anschläge in Madrid am 11. März 
2004 sei keine Änderung der emotionalen 
Haltung eingetreten, bedauert der Innen
minister. In Deutschland sei „kein breites 
Bewusstsein vorhanden, dass auch wir im 
Blickfeld islamistischer Extremisten stehen“. 
Namentlich sind laut Beckstein in Bayern 
50 Personen bekannt, von denen man wisse, 
„dass sie sich mit Gewalt beschäftigen“. Die 
Zahl gewaltbereiter Personen, deren Namen 
man nicht immer kenne, schätzt er auf 300 
bis 500 in Bayern, auf Bundesebene auf 3000 
bis 5000.
Für dringend notwendig hält der Innenmini
ster das Abhören von Wohnungen. Wäre bei
spielsweise im vergangenen November kein 
„Lauschangriff“ erfolgt, hätte der bei der 
Grundsteinlegung für das jüdische Gemein
dezentrum in München geplante Bombenan
schlag nicht verhindert werden können.
Der SPDSicherheitsexperte Peter Paul 
Gantzer spricht als „Mitglied des Vorstands 
der SPDLandtagsfraktion“, wie er ausdrück
lich betont, um zu unterstreichen, dass für 
seine Partei die Innere Sicherheit „obersten 
Stellenwert“ habe. Dass Terror überall aus
geübt werden könne, hätten die Anschläge in 
Madrid gezeigt. Die Antwort auf die Frage, 
warum gerade Madrid betroffen sei, ist für 
Gantzer klar: Spanien habe sich ohne Vor

behalte an der Seite der USA am Krieg im 
Irak beteiligt, während der Bundesweh
reinsatz in Afghanistan oder am Horn von 
Afrika im Auftrag der Vereinten Nationen 
erfolge. Für Gantzer ergibt sich daraus: „Den 
größten Beitrag zur Terrorismusbekämpfung 
in der Bundesrepublik hat diese Bundesre
gierung dadurch erbracht, dass sie sich nicht 
am Irakkrieg beteiligt hat.“ Beckstein und 
seinem Ministerium wirft er vor, Ängste der 
deutschen Bürger zu schüren, etwa bei der 
Osterweiterung. Einen Einsatz der Bundes
wehr im Kampf gegen Kriminalität und vor 
allem gegen Terrorismus lehnt Gantzer, der 
auch Reserveoffizier ist, entschieden ab. Die 
„Wahrnehmung der originären polizeilichen 
Aufgaben“ sei Sache der Länder.
Christine Kamm (Grüne) findet wie Gantzer, 
dass der Innenminister das Bedrohungs
szenario übertreibe. Sie vermutet, Beck
stein wolle damit die Sicherheitspolitik ver
schärfen. Das Abhören von Wohnungen lehnt 
die GrünenAbgeordnete entschieden ab. 
Der CSUFraktionsvize Thomas Kreuzer 
plädiert entschieden für einen Einsatz der 
Bundeswehr im Inland. Deutschland sei das 
einzige Land, das einen solchen Einsatz ver
biete. Dagegen sei es im Ausland selbstver
ständlich, „alle Kräfte, die ein Land hat, ein
zusetzen, um die Gefahrenlage zu meistern“. 
(602)

12. Mai 2004  628

In seiner Regierungserklärung zur Erwei-
terung der Europäischen Union um zehn 
Staaten nimmt Ministerpräsident Edmund 
Stoiber auch zur Türkeifrage Stellung.

„Bayern liegt seit zwölf Tagen politisch in  
der Mitte Europas, Prag liegt München näher 
als Mailand, und Budapest näher als Paris“, 
sagt der Ministerpräsident zum Europa der 
25 Staaten. Seit dem 1. Mai sei die Europä
ische Union „grundlegend verändert“, das 
alte Europa sei abgelöst worden durch ein 
„neues, größeres Europa“ und Bayern rücke 
in die „Mitte des größten Binnenmarktes der 
Welt“.
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Doch „Europa braucht auch Grenzen“, betont 
der Regierungschef mit Blick auf weitere 
Grenzöffnungen. Vor einem Beitritt der 
Türkei müsse die EU ihr Selbstverständnis 
klären: „Wo liegen die geografischen, wo 
liegen die politischen und wo liegen die kul
turellen Grenzen Europas?“ Stoiber spricht 
sich für eine „privilegierte Partnerschaft mit 
der Türkei“ aus, aber nicht für eine Vollmit
gliedschaft. Sie würde die Integrationskraft 
der EU weit überfordern und die Gefahr einer 
Rückentwicklung in eine „Freihandelszone“ 
in sich bergen, warnt der Ministerpräsident. 
Der SPDFraktionsvorsitzende Franz Maget 
wirft Stoiber vor, Ängste zu schüren, denn 
ein baldiger Beitritt der Türkei stehe nicht 
zur Debatte. Wenn Stoiber aber die Türkei 
grundsätzlich nicht für beitrittsfähig erkläre, 
spiele er mit dem Feuer. Dies sei nur möglich, 
weil die Haltung des Ministerpräsidenten 
„völlig belanglos“ sei, denn die Bundesre
gierung habe die Beitrittsperspektive für die 
Türkei bereits eröffnet. 
Nach wie vor „gravierende rechtsstaat
liche Defizite“ sieht der CSU-Fraktionvor
sitzende Joachim Herrmann in der Türkei. 
Die Christen würden gegenüber der musli

mischen Mehrheit benachteiligt. „Es darf 
nicht schwieriger sein, eine christliche Kirche 
in der Türkei zu bauen als eine Moschee in 
Deutschland.“ Ehe weiter über den Beitritt 
verhandelt werde, müsse die Gleichbehand
lung gewährleistet sein.
Ein „Doppelspiel“ in der Türkeifrage wirft 
Martin Runge (Grüne) dem Ministerprä
sidenten vor: „Auf der einen Seite treten 
Sie europäischstaatsmännisch auf, auf der 
anderen Seite werden Ressentiments in 
die Bevölkerung hineingetragen bzw. ver
stärkt.“ Eine privilegierte Partnerschaft sei 
eine „Leerformel“, ein „für die Türkei nicht 
akzeptables Zurückrudern“.

21. Juli 2004  629

Eine Änderung des Kommunalrechts erlaubt 
wieder die Erhebung einer Zweitwohnungs-
steuer.

Die Meinungsänderung der Staatsregierung, 
die der Landtag mehrheitlich billigt, hängt 
mit der prekären Finanzlage der Kommunen 
zusammen. Die kommunalen Spitzenver

Unweit des Maximilianeums liegt der Europaplatz (im Hintergrund der Friedensengel)
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bände fordern seit Jahren die Wiederein
führung der Zweitwohnungssteuer, die 1989 
gestrichen wurde, um dem „Wildwuchs“ ört
licher Verbrauchs und Aufwandssteuern zu 
begegnen. 
Herbert Ettengruber (CSU) sagt, seine Partei 
halte aber die Einführung weiterer Baga
tellsteuern nicht für sinnvoll. Helga Sch
mittBussinger (SPD) betont, mit der Zweit
wohnungssteuer werde eine alte Forderung 
der Sozialdemokraten erfüllt. Urlaubsorten 
wie Tegernsee, wo fast jede fünfte Wohnung 
eine Zweitwohnung sei, eröffne sich eine 
beachtliche Einnahmequelle. Auch in Stu
dentenstädten wie München, Würzburg oder 
Passau würden die Erträge nicht gering sein.
Im April 2006 weist der Bayerische Verwal
tungsgerichtshof (VGH) zwei Normenkon
trollbeschwerden von Wohnungsbesitzern 
ab, die gegen die Steuersatzungen der Stadt 
Tegernsee und der Gemeinde Aschau im 
Chiemgau klagten. Auch in Bayern seien die 
Kommunen „grundsätzlich berechtigt, Sat
zungen über die Erhebung einer Zweitwoh
nungssteuer zu erlassen“, urteilt der 4. VGH
Senat. 
Mit der Änderung des Kommunalrechts wird 
eine Reihe weiterer aktueller Probleme der 
Gemeinden gelöst. Beispielsweise wird das 
Gesetz über die kommunale Zusammenar
beit um eine neue Form der Kooperation, 
um das „gemeinsame Kommunalunter
nehmen“, erweitert. Gemeinden, Landkreise 
und Bezirke können nun ein gemeinsames 
Kommunalunternehmen durch Vereinbarung 
einer Unternehmenssatzung errichten. Sie 
können aber auch einem bestehenden Kom
munalunternehmen beitreten. (479)

21. Juli 2004  630

Das achtjährige Gymnasium (G 8) wird 
gegen den Widerstand von SPD und Grünen 
im Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (EUG) 
verankert. Die Opposition kritisiert vor allem 
das Tempo der Umstellung.

Da die Anmeldungen für das G 8 deutlich 

höher liegen als erwartet, fehlen an den 
Gymnasien Lehrer in den Fächern Latein 
und Mathematik. Die Opposition versuche, 
gezielt „Unsicherheitsmomente“ zu streuen, 
um die Lage noch zu verschärfen, sagt Kul
tusministeriin Monika Hohlmeier. Lehrer
mangel sei eingetreten, weil die Zahl der 
Lehramtsbewerber zu gering sei. 
Bernd Sibler (CSU) lobt die Einführung von 
Intensivierungsstunden im G 8, sie seien „der 
Einstieg in die individuelle Förderung am 
Gymnasium“. Die Einführung des achtjäh
rigen Gymnasiums sei „ein wichtiger Schritt, 
um die Schülerinnen und Schüler auf eine 
globalisiertere und mobilisiertere Welt vor
zubereiten“.
Marianne Schieder (SPD) spricht von 
„Chaos“ bei der Einführung des G 8. Die 
Opposition habe „immer und immer wieder“ 
gewarnt, eine so umfangreiche Veränderung 
der Schulstruktur „mit einem solchen Tempo 
und mit einer derart schlechten Vorbereitung 
durchzuziehen“. Wegen des Lehrermangels 
seien die Intensivierungsstunden, das „Herz
stück des G 8“, gefährdet.
„All unsere Befürchtungen durch die über
hastete Einführung des G 8 sind nicht nur 
bestätigt, sie sind bei Weitem übertroffen 
worden“, kritisiert auch Margarete Bause 
von den Grünen. Sie fordert Kultusmini
sterin Monika Hohlmeier auf: „Ersparen 
Sie uns den quälenden Ablösungsprozess 
(…), treten Sie von Ihrem Amt zurück.“ 
Bauses Frakti onskollegin Simone Tolle wirft 
der CSUFraktion vor, es komme ihr nicht 
auf Bildung an, „sondern einzig und allein 
darauf, unsere Kinder schneller durch das 
Schulsystem zu schleusen“. 
Der CSUFraktionsvorsitzende Joachim 
Herrmann weist die Rücktrittsforderung 
gegenüber Monika Hohlmeier „nachdrück
lich“ zurück, sie sei „eine ganz ausgezeich
nete Kultusministerin“ und habe die „unein
geschränkte Unterstützung“ der Fraktion.
Die Popularklage eines Vaters gegen die Ein
führung des achtjährigen Gymnasiums wird 
vom Bayerischen Verfassungsgerichtshof 
abgewiesen. Die Schüler seien durch mehr 
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Lernstoff und zusätzlichen Nachmittagsun
terricht überlastet, argumentiert der Kläger. 
Das sei ein Verstoß gegen das Grundrecht 
der allgemeinen Handlungsfreiheit sowie 
das Grundrecht auf Gesundheit und körper
liche Unversehrtheit. Die Richter urteilen: 
„Es kann nicht festgestellt werden, dass eine 
solche Belastung ein unzumutbares Ausmaß 
erreicht hätte.“
Der Kostenersatz für die Kommunen wegen 
der G 8Baumaßnahmen führt zu einem 
Streit um die Einhaltung des Konnexitäts
prinzips. Im August 2006 reicht deshalb die 
Fürther Landrätin Gabriele Pauli eine Klage 
gegen den Freistaat beim Verwaltungsgericht 
Ansbach ein.

22. Juli 2004  631

Mit „moderner Clusterpolitik“ will Wirt-
schaftsminister Otto Wiesheu Bayerns 
„Branchen stärken und die Zukunft sichern“.

In seiner Regierungserklärung vor dem 
Plenum erläutert der Minister, die „Clu
ster oder Netzwerkpolitik“ bedeute, dass 
Betriebe und Forschungseinrichtungen ver
netzt würden. Dabei müsse eine Kommuni
kation zwischen den Akteuren stattfinden. 
Das Wirtschaftsressort habe für die Cluster
bildung zehn produktionsorientierte Cluster
felder definiert: Automobilindustrie mit den 
Zulieferern, Schienenfahrzeugbau, Elektro
technik, Chemie, Finanzdienstleistungen 
und Versicherungen, Energietechnik, Mess, 
Steuer und Regelungstechnik mit der Optik, 
Ernährung, Druck und Verlagsgewerbe und 
Logistik. In den Hochtechnologiebereichen 
gehe es um Informations und Kommuni
kationstechnik samt SoftwareEntwicklung, 
Medizintechnik, Biotechnologie, Luft und 
Raumfahrt, Satellitennavigation und Umwelt
technologie. Der Freistaat übernehme eine 
Moderatorenrolle, um zu evaluieren und zu 
analysieren. Dabei müsse die Wettbewerbsfä
higkeit verbessert werden, „die uns internati
onal zu den Besten macht“, um Aufträge zu 
bekommen und Arbeitsplätze zu schaffen. 

Hildegard Kronawitter (SPD) wirft dem 
Minister vor, mit Clusterpolitik eine „absolut 
neue Strategie“ verkaufen zu wollen, doch es 
sei „nichts anderes als alter Wein in neuen 
Schläuchen“. Die Abgeordnete räumt ein, in 
einer „wissensbasierten Wirtschaft“ seien 
Netzwerke von Wirtschaft, Forschung und 
Entwicklung sowie Qualifikation beson
ders wichtig. Eine bessere Verzahnung 
dieser Bereiche sei Aufgabe der Politik. 
Wirtschaftspolitik und Wissenschaftspo
litik müssten „vernetzen, unterstützen und 
anstoßen, damit der Transfer des Wissens zur 
Produktion noch zielgerichteter und schneller 
erfolgt als bisher“. Diese Aufgaben würden 
auch in anderen Ländern wahrgenommen.
Martin Runge (Grüne) warnt davor, überall 
Clustermodelle unterstützen zu wollen, ohne 
zu überlegen, ob das im Einzelfall sinnvoll 
sei. Er befürchtet, dass „die gleiche Kraut
undRübenSuppe wie bei der Offensive 
Zukunft Bayern und der nachfolgenden 
HighTechOffensive“ drohen könnte. 
Franz Josef Pschierer (CSU) verweist darauf, 
dass Bayern schon frühzeitig eine erfolg
reiche Clusterpolitik betrieben habe: „In der 
Luft und Raumfahrttechnik hätten Sie ohne 
die Politik der CSU in den Siebzigerjahren 
überhaupt keinen Ansatz für eine erfolgsori
entierte Clusterpolitik.“ 

20. Oktober 2004  632

Im Zuge der Sparpolitik wird das 378 Jahre 
alte Bayerische Oberste Landesgericht auf-
gelöst.

Das Oberste Landesgericht, das es nur in 
Bayern gibt, hat über die zur Zuständigkeit 
des Bundesgerichtshof gehörenden Revisi
onen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten auf
grund landesgesetzlicher Rechtsnormen zu 
entscheiden. Außerdem ist es für eine Reihe 
von weiteren Revisionen, bei Strafsachen wie 
Friedensverrat, Hochverrat, Landesverrat 
und bei Beschwerden in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuständig. 
Im Dritten Reich wurde das Oberste Landes
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gericht „gleichgeschaltet“ und aufgelöst, per 
Gesetz wurde es 1948 wieder begründet. Die 
Urteile des „Bayerischen Obersten“ genießen 
bundesweit hohes Ansehen.
Gegen die Abschaffung der traditionsreichen 
Institution votieren SPD und Grüne. Auch 
außerhalb des Parlaments gibt es vehe
menten Protest, vor allem bei den höchsten 
Repräsentanten der Justiz. Franz Schindler 
(SPD) sagt, es habe einen „eigenartigen Bei
geschmack“, wenn die Spitze der Dritten 
Gewalt in Bayern, also Ministerpräsident 
und Staatskanzlei, vorschlage, „die Spitze 
der Judikative“ abzuschaffen. Bezeichne man 
dies als Teil der Verwaltungsreform, so sei 
das ein Beleg dafür, „dass es in der Staats
kanzlei an dem notwendigen Respekt gegen
über einer eigenständigen Stellung der Justiz 
nach unserem Verfassungsgefüge fehlt“. Man 
breche mit einer 378jährigen Tradition, die 
keine andere Institution in Bayern aufweisen 
könne und „deren Wert bis vor Kurzem von 
allen, auch vom Ministerpräsidenten, gewür
digt worden ist“.
Bernd Weiß (CSU) weist darauf hin, „dass 
bei aller Besonderheit, die die Existenz 
des Gerichts umgibt“, die gleiche Arbeit 
in anderen Bundesländern von den Ober
landesgerichten erledigt werde. Angesichts 
der äußerst schwierigen wirtschaftlichen 
Lage bemühten sich Staatsregierung und 
CSUFraktion, den Haushalt durch „Straf
fung und Effizienzsteigerung zu stabilisieren 
und zukunftsfähiger zu machen“.
Justizministerin Beate Merk ergänzt, die Ver
schuldung der öffentlichen Haushalte „zwingt 
uns zu einer konsequenten Konsolidierungs
politik“. Ab 2005 würden 800 000 Euro jähr
lich gespart, zum Schluss 1,5 Millionen Euro 
pro Jahr, „für die Justiz eine Menge Geld, für 
das wir lange kämpfen müssen“.
Eine Popularklage gegen die Abschaffung 
des Obersten Landesgerichts wird vom Baye
rischen Verfassungsgerichtshof abgewiesen. 
Die Auflösung verletze nicht den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, heißt es in dem 
Urteil, „das Gerichtsauflösungsgesetz ist als 
Bestandteil eines Gesamtkonzepts zu sehen, 

das allgemein auf Einsparungen abzielt“. 
Es könne nicht festgestellt werden, dass das 
Gesetz nicht erforderlich sei.
Einen Tag vor der Auflösung des Obersten 
Landesgerichts beschloss der Landtag mit 
CSUMehrheit das Verwaltungsmoderni
sierungsgesetz. Es schafft die staatliche 
Ernährungsberatung ab und privatisiert die 
Beschussverwaltung. Bei der Ernährungsbe
ratung werden ab 2011 jährlich 7,2 Millionen 
Euro eingespart. 

14. Dezember 2004  633

Der Landtag verabschiedet ein neues Lan-
desplanungsgesetz. Der Freistaat konzen-
triert sich damit auf seine Kernaufgaben.

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung wird 
gegen die Stimmen von SPD und Grünen 
verabschiedet. Das Gesetz strafft gemäß dem 
Projekt „Verwaltung 21“ der Staatsregierung 
die Instrumente der Landesplanung und ver
einfacht und beschleunigt die Verfahren. 
Dazu zählen u. a. der Verzicht auf das Instru
ment der fachlichen Programme und Pläne, 
die Stärkung der Planungsausschüsse der 
regionalen Planungsverbände, der Wegfall 
der regionalen Planungsbeiräte, die Konzen 
tration der Regionalpläne auf Siedlungswesen, 
Verkehr, Wirtschaft, Sozialwesen, Kultur und 
Freiraumsicherung sowie die Verkürzung der 
Abschlussfrist bei Raumordnungsverfahren 
auf drei Monate. Das neue Landesplanungs
gesetz wird dem Raumordnungsgesetz des 
Bundes und EUVorschriften angepasst. 
Reinhold Bocklet (CSU) bezeichnet die Ein
führung regionaler Flächennutzungspläne, 
wie sie die Opposition fordert, als unnötig, 
weil sie eine zusätzliche Planungsebene ohne 
ersichtliche Vorteile bringen würde. Die 
Zusammenarbeit mit benachbarten Regionen 
stehe nicht im Gesetz, sei aber möglich, denn 
es gelte der Grundsatz: „Alles ist erlaubt, was 
nicht verboten ist.“ 
Hildegard Kronawitter (SPD) sieht in der 
Reduzierung der Landesplanung den „Zeit
geist“, wie ihm Ministerpräsident Stoiber und 
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Staatsminister Huber huldigten. Fachleute 
warnten vor einem solchen Schritt, denn 
„angesichts der Begrenztheit von Grund und 
Boden“, dürfe die Gestaltung des Staatsge
bietes und seiner Regionen „nicht dem freien 
Spiel der Kräfte und damit dem Zufall über
lassen werden“. Bayern sei nach wie vor das 
Land mit dem höchsten Flächenverbrauch 
pro Kopf in Deutschland, stellt die SPDAb
geordnete fest. Laut Minister Schnappauf 
wurden in Bayern im letzten Jahr täglich 18 
Hektar Grund und Boden „praktisch zubeto
niert“. Da müsse es selbstverständlich sein, 
fordert Kronawitter, dass die Reduzierung 
des Flächenverbrauchs im Gesetz verankert 
werde. Das neue Planungsgesetz überhöhe die 
Botschaft des Ministerpräsidenten, die heiße: 
„Wir sind die Radikalreformer, wir schaffen 
ab, koste es, was es wolle.“ Christine Kamm 
(Grüne) kritisiert, dass der Wählerwille bei 
der Zusammensetzung der regionalen Pla
nungsausschüsse nur unzureichend berück
sichtigt werde und dass Regionsbeauftragte 
und regionale Planungsbeiräte abgeschafft 
würden. 

16. Dezember 2004  634

Auf Antrag von SPD und Grünen setzt 
das Plenum den Untersuchungsausschuss 
„Hohlmeier“ ein. Geklärt werden sollen 
Vorwürfe wegen der Amtsführung der Kul-
tusministerin und ihre mögliche Mitwisser-
schaft bei einer „Wahlfälscheraffäre“. Im 
Verlauf des Untersuchungsausschusses tritt 
Hohlmeier vom Ministeramt zurück.

Der 16 Seiten umfassende Untersuchungsauf
trag zum Verhalten von Monika Hohlmeier, 
der Tochter des früheren Ministerpräsi
denten Franz Josef Strauß, enthält drei The
menbereiche mit 180 Fragen. Der erste Teil 
erkundigt sich nach den Hintergründen der 
„WahlfälscherAffäre“ bei den CSUOrtsver
bandswahlen im Münchner Osten 2003. Der 
Ausschuss will herausfinden, ob Straftaten 
oder sonstige Verstöße begangen wurden, 
von denen die frühere Münchner CSUVor

Monika Hohlmeier (CSU)

sitzende Monika Hohlmeier (sie trat im Sep
tember zurück) wusste. Dabei geht es auch 
um Dossiers aus dem Privatleben von Vor
standsmitgliedern, die Hohlmeier angeblich 
anfertigte oder anfertigen ließ. Der zweite 
Themenkreis befasst sich mit dem Vorwurf, 
Hohlmeier habe als Münchner CSU-Chefin 
Ministeriumsmitarbeiter für Parteiarbeiten 
eingesetzt. Der dritte Komplex prüft die Per
sonalpolitik der Ministerin. Geklärt werden 
soll, ob bei der Besetzung von Schulleiter
posten Bewerber entgegen den Vorschriften 
bevorzugt oder benachteiligt wurden. 
Dazu kommt die Frage, ob dem Ehemann 
Hohlmeiers berufliche Vorteile wegen seiner 
familiären Verbindung mit der Ministerin 
eingeräumt wurden. Vorsitzender des Unter
suchungsausschusses wird der CSUAbge
ordnete Engelbert Kupka, Karin Raderma
cher (SPD) seine Stellvertreterin.
Karin Radermacher sagt im Plenum, alle 
Vorwürfe gegen Monika Hohlmeier, die auch 
aus der CSU kämen, wiesen darauf hin, „dass 
die Ministerin in ihrer staatlichen und in ihrer  

15. Wahlperiode



436

Parteifunktion Recht und Gesetz mit Füßen 
getreten hat, um ihre persönliche Machtposi
tion zu sichern und auszubauen“. 
Margarete Bause (Grüne) begründet den 
Untersuchungsausschuss damit, dass „bisher 
weder Frau Hohlmeier noch Ministerprä
sident Dr. Stoiber noch die Münchner CSU 
willens und in der Lage waren, Aufklä
rungsarbeit über die Vielzahl von Affären, 
Gesetzesverstößen und kriminellen Machen
schaften zu leisten, die mittlerweile schon 
vom Gericht festgestellt wurden“.
Alexander König (CSU) wirft der Opposi
tion vor, sie verfahre nach dem Motto: „Es 
wird schon etwas hängen bleiben, wir werden 
daraus schon irgendeinen Nutzen ziehen.“ 
Bei dem aufgeführten Schauspiel brauche 
man sich nicht zu wundern, „wenn die Poli
tikverdrossenheit im Lande zunimmt“. 
Am 15. April 2005 tritt Ministerin Hohl
meier wegen der schweren Vorwürfe in der 
WahlfälschungsAffäre zurück. Sie betont, 
dies sei ihre „ganz persönliche Entschei
dung“, mit der sie Schaden von ihrem Amt 
abwenden und die Handlungsfähigkeit der 
Partei erhalten wolle. Sie bezeichnet erneut 
die gegen sie erhobenen Vorwürfe als falsch 
und sagt: „Ich möchte und ich werde mich 
dagegen zur Wehr setzen.“ Dies könne sie als 
Ministerin aber „nicht adäquat“, weil sie zur 
Zurückhaltung verpflichtet sei. Die Einstel
lung des Untersuchungsausschusses nach dem 
Rücktritt Hohlmeiers, von der CSU erwogen, 
wird von der Opposition scharf abgelehnt. 
SPD und Grüne drohen, die Fortführung not
falls gerichtlich erzwingen zu wollen.
Als letzter Zeuge sagt Ministerpräsident 
Edmund Stoiber vor dem Ausschuss, er habe 
keine Kenntnis von „unlauteren Methoden“ 
bei den Ortsverbandswahlen gehabt. Er weist 
auch das Gerücht zurück, er habe Monika 
Hohlmeier seinerzeit gedrängt, als Bezirks
vorsitzende anzutreten und für Ordnung zu 
sorgen. 
Der Untersuchungsausschuss legt Anfang Juni  
2006 eine Zwangspause ein, da die Landtags 
SPD eine Verfassungsklage einreicht. Grund 
ist die Weigerung der CSU, eine gemeinsame  

Befragung von ExMinisterin Hohlmeier und 
dem Vorsitzenden der Münchner CSUStadt
ratsfraktion, Hans Podiuk, zuzulassen. Das 
verletze die Minderheitenrechte, argumen
tiert die Opposition. Podiuk hatte ausgesagt, 
Hohlmeier schon früh über Wahlfälschungen 
informiert zu haben, was diese bestritt. Dazu 
HansUlrich Pfaffmann (SPD): „Einer von 
beiden lügt, das ist gar keine Frage.“
Der Verfassungsgerichtshof weist die Klage 
der Sozialdemokraten ab. Das „Beweiser
zwingungsrecht“, so das Gericht, betreffe 
lediglich die Frage, ob ein bestimmter Zeuge 
gehört werde, nicht aber wann und wie. Die 
von der SPD verlangte Gegenüberstellung sei 
auf die „Verfahrensherrschaft“ bezogen, die 
bei der Mehrheit, also bei der CSU, liege.

4. März 2005  635

Über den Stand der Verwaltungsreform 
berichtet Staatsminister Erwin Huber im 
Plenum: Seit 2003 ist die Zahl der Landesge-
setze um zehn Prozent zurückgegangen.

Die Landesverordnungen werden von 1100 
auf 850 reduziert. Ersatzlos gestrichen wird 
ein Drittel der Verwaltungsanweisungen.
600 Vorschläge zum Abbau von staatlichen 
Aufgaben wurden zusammengestellt. Das 
Kabinett hat bereits für 119 Vorschläge einen 
Prüfauftrag erteilt. Von 2003 bis Mai 2004 
wurden vom Ministerrat rund 350 Einzelvor
schläge zum Abbau kommunaler Standards 
beschlossen, beispielsweise die Vereinfa
chung der Feuerwehrförderung.
Staatsminister Erwin Huber zählt die wich
tigsten Schritte auf, um die Behördenstruktur 
„klarer und einfacher“ zu machen: Bei den 
Regierungen werden Aufgaben abgebaut 
und nach unten delegiert, 1000 Planstellen 
werden so eingespart. Die Gewerbeaufsicht
sämter werden den Regierungen angegliedert 
(185 Stellen weniger). Die Ämter für Ver
sorgung und Familienförderung werden in 
ein „Zentrum Bayern Familie und Soziales“ 
mit Hauptsitz in Bayreuth umgewandelt. Die 

Staatsminister Erwin Huber 
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Bau und Wasserwirtschaftsämter, derzeit 
75, werden zu 39 Behörden zusammenge
fasst (Einsparung von über 1400 Stellen). 
Die Vermessungsämter werden von 79 auf 51 
reduziert. Gleichzeitig werden private Sach
verständige eingeschaltet. Ziel ist der Abbau 
von 504 Stellen in 15 Jahren. Die fünf Lande
sämter im Geschäftsbereich des Umweltmi
nisteriums werden zu zwei Landesämtern 
zusammengefasst: Landesamt für Gesund
heit und Lebensmittelsicherheit in Erlangen 
und Oberschleißheim und das Landesamt 
für Umwelt mit Sitz in Augsburg. Mit rund 
300 Mitarbeitern der Dienststelle Hof soll 
die Region Oberfranken gestärkt werden. Die 
Bewirtschaftung des Staatswaldes wird auf 
ein eigenständiges Unternehmen als Anstalt 
„Bayerische Staatsforsten“ übertragen. Die 
Landwirtschaftsämter werden mit derzeit 
79 Sitzen und die 127 Forstämter werden zu 
47 Ämtern für Landwirtschaft und Forsten 
zusammengefasst, die Forstdirektionen und 
die Landwirtschaftsabteilungen der Regie
rungen aufgelöst. Die Personalverwaltung 
der Schulen wird auf nachgeordnete Stellen 
übertragen. Im Bereich der Gerichtsorganisa
tion werden 32 von 33 Außenstellen an den 
72 Amtsgerichten mit den Hauptgerichten 
zusammengefasst, die Zweigstelle Sonthofen 
wird Hauptgericht. Die Polizeipräsidien und 
Polizeidirektionen werden zu einer neuen 
„Führungsebene“ verschmolzen. Damit erhält 
Bayerns Polizei einen dreistufigen Aufbau: 
Innenministerium, mittlere Ebene mit zehn 
regionalen Bereichen und Inspektionen. Die 
Zahl der Führungsdienststellen sinkt von 59 
auf 13. Die Liegenschaftsverwaltung wird 
neu konzipiert und zentral als kaufmännisch 
ausgerichteter neuer Staatsbetrieb „Immo
bilien Freistaat Bayern“ für ein modernes 
Immobilienmanagement gegründet.
Erwin Huber gesteht, nicht allen Ebenen 
des Staates falle es leicht, Zuständigkeiten 
abzugeben. Man müsse sich entscheiden, was  
wirklich notwendig sei, „Aufgabenabbau und  
Deregulierung sind eine dauerhafte Verpflich-
tung auch des Landtags als Legislative“.
Christa Naaß (SPD) bekennt sich ebenfalls 

zum Abbau der Bürokratie, „aber ein ernst 
gemeinter Bürokratieabbau würde bedeuten, 
weniger vorzuschreiben, effizienter zu kon
trollieren und Verantwortung praxisnah zu  
verlagern“. Nach wie vor gebe es eine Geset
zesflut in Bayern, wie die Tagesordnungen des  
Landtags zeigten: „Ein Gesetzentwurf jagt 
den anderen. Wir haben damit zu tun, dass wir  
im Parlament überhaupt nachkommen.“ Der 
Rückzug des Staates müsse oben beginnen, 
fordert die SPDAbgeordnete, eine aufge
blähte Spitze führe nach wie vor zu  unnötiger 
Bürokratie. „Die Staatsregierung hat sich 
selbst zu einer Bürokratieerzeugungsma
schine entwickelt.“ Die Aufgaben der Staats
kanzlei müssten eingeschränkt werden, denn 
das in der Verfassung verankerte Fachressort
prinzip werde dort immer mehr ausgehebelt: 
„Die Minister werden immer mehr von der 
Staatskanzlei kastriert.“ Christa Naaß fordert 
schließlich eine Verschlankung der Mini
sterialbürokratie, wie dies auch der Oberste 
Rechnungshof in seinem Bericht von 2003 
angesprochen habe.
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und nach unten delegiert, 1000 Planstellen 
werden so eingespart. Die Gewerbeaufsicht
sämter werden den Regierungen angegliedert 
(185 Stellen weniger). Die Ämter für Ver
sorgung und Familienförderung werden in 
ein „Zentrum Bayern Familie und Soziales“ 
mit Hauptsitz in Bayreuth umgewandelt. Die 

Staatsminister Erwin Huber 
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Markus Sackmann (CSU) sagt, „mit dieser 
Verwaltungsreform säen wir Gutes für die 
künftigen Generationen“. Die Arbeitszeitver
längerung im öffentlichen Dienst mache in 
den nächsten Jahren 11 000 Planstellen über
flüssig. Damit schaffe der Freistaat ein Spar
potenzial von rund 550 Millionen Euro. „Das 
Geld wollen wir nutzen, um wieder inve
stieren zu können, damit wir von den jetzt 
12,6 Prozent wieder auf eine höhere Investiti
onsquote kommen.“ Gerade damit könne der 
Wirtschaft geholfen werden, damit es wieder 
vorwärts gehe.
Der Freistaat mache 20 Prozent mehr Gesetze 
und Verordnungen als das „nächste schlimme 
Bundesland“, BadenWürttemberg, doppelt 
so viele wie Niedersachsen und Sachsen, 
rechnet Sepp Dürr (Grüne) vor. Bei der von 
Minister Huber angekündigten Reduzierung 
der Landesverordnungen bleibe Bayern den
noch „ungefährdet deutscher Bürokratiemei
ster“. Im Rahmen der Verwaltungsvereinfa
chung vermisst der Abgeordnete eine Reform 

der Bezirke, der Bezirksregierungen wie 
der Bezirkstage. Ihnen fehlten Demokratie, 
Transparenz und Legitimation. (162, 180, 
182, 224, 610)

21. April 2005  636

Nach dem Rücktritt von Kultusministerin 
Monika Hohlmeier wird als Nachfolger der 
CSU-Bildungsexperte Siegfried Schneider im 
Landtag vereidigt.

Hohlmeier trat sechs Tage zuvor wegen der 
„Wahlfälschungsaffäre“ in der Münchner 
CSU zurück. Der 49jährige Schneider war 
vorher im Landtag Vorsitzender des Aus
schusses für Bildung, Jugend und Sport. Dem 
Parlament gehört er seit 1994 für den Stimm
kreis Eichstätt an. Zuvor war er Lehrer an 
Grund, Haupt und Förderschulen. Schneider 
kündigt Reformen des dreigliedrigen Schul
wesens an.

Kultusminister Siegfried Schneider mit Präsident Alois Glück bei der Vereidigung
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In der Aussprache attackiert der SPDFrak
tionsvorsitzende Franz Maget Minister
präsident Edmund Stoiber mit den Worten: 
„Frau Hohlmeiers Scheitern ist auch Ihr 
Scheitern.“ Obwohl Stoiber selbst sie zur 
Münchner Bezirkschefin gemacht habe, „um 
den Saustall auszumisten“, stelle man jetzt 
fest, „dass sie Teil des Saustalls“ gewesen sei. 
Grünen-Fraktionschefin Margarete Bause 
fügt an: „Herr Stoiber, es ist beschämend, wie 
lange Sie die Dinge laufen ließen.“
Der CSUFraktionsvorsitzende Joachim 
Herrmann wirft der Opposition „unerträg
liches Nachtreten“ und schlechten Stil vor: 
„Ihre Tiraden waren des heutigen Tages 
unwürdig.“ 

21. April 2005  637

Aus den bayerischen Staatsforsten wird ein 
rechtlich selbstständiges Wirtschaftsunter-
nehmen in Form einer Anstalt des öffentli-
chen Rechts. 

Die CSUMehrheit verabschiedet nach 
langen Auseinandersetzungen die Ände
rung des Waldgesetzes und die Errichtung 
des Unternehmens „Bayerische Staatsfor
sten“. Der Protest bündelt sich in dem Volks
begehren „Aus Liebe zum Wald“, das die 
Gemeinwohlfunktion vor die Nutzung stellen 
will, das aber mit 9,3 Prozent knapp scheitert. 
Die Forstverwaltung wird nun mit den Land
wirtschaftsämtern zusammengelegt, für die 
Bewirtschaftung der 750 000 Hektar Staats
wald ist das neue Unternehmen zuständig. 
„Stein des Anstoßes“, so Heinrich Rudrof 
(CSU) war bisher oft das Einheitsforstamt, 
bei dem Betrieb und Kontrolle in einer ein
zigen Hand lagen. Die Trennung hoheitlicher 
und betrieblicher Aufgaben sei ordnungspo
litisch sinnvoll und lasse eine höhere Effi
zienz erwarten. Sie sei auch eine rechtliche 
Vorgabe der Europäischen Union. Aufgabe 
des Unternehmens werde es nun sein, den 
Staatswald vorbildlich zu bewirtschaften 
und die allgemeinen „Gemeinwohllei

stungen“ zu erbringen. Kosten für Schutz
waldsanierungen, Moorrenaturieren, den 
Bau von Wander und Radwegen und für 
Beteiligungen an Verbundprojekten würden 
dem Betrieb aus dem allgemeinen Staats
haushalt erstattet. Damit sei es gelungen, die 
Gesamtbedeutung des Waldes als Holzpro
duzent und als landeskulturelles Gut in den 
beiden Gesetzen entsprechend zu verankern. 
Rudrof hebt hervor, dass nun im Bayerischen 
Waldgesetz der Grundsatz „Wald vor Wild“ 
explizit eingebaut sei.
Heidi Lück (SPD) sieht die beste Lösung in 
der Beibehaltung des Einheitsforstamtes. 
Doch die CSU habe sich nicht einmal zur 
zweitbesten Lösung durchringen können, 
zur Überführung des gesamten Einheits
forstamtes in eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Sie wirft die Frage auf, warum nun 
das Unternehmen Staatsforst nicht mit aus
reichenden Finanzmitteln, rund 100 Milli
onen Euro, ausgestattet werde, die man für 
einen erfolgreichen Start bräuchte. Dagegen 
bestehe die Ausstattung lediglich aus ein
geschlagenem Holz im Wert von 20 Milli
onen Euro. Lück vermutet für den Fall, dass 
der Start misslingt, im „zweiten Anlauf“ 
eine Vollprivatisierung des Staatsforsts, wie 
dies die „Hardliner“ der CSUFraktion von 
Anfang an gewollt hätten.
Auch Christian Magerl (Grüne) sieht in  
der Anstalt des öffentlichen Rechts „die Vor
bereitung zur Totalprivatisierung des Staats
waldes“. Er bedauert, dass im Gesetz der 
Gemeinwohlfunktion kein Vorrang vor der 
Nutzfunktion eingeräumt werde, wie dies 
auch das Volksbegehren erreichen wollte. Da 
die Anstalt nach den Grundsätzen betriebs
wirtschaftlicher Gewinnorien  tierung zu 
führen sei, werde wohl die Nut zung des 
Staatsforsts intensiviert, vermutet Magerl. 
Forstminister Josef Miller spricht von einer 
„Reform mit Augenmaß und Weitblick, ohne 
dass dabei unsere forstpolitischen Zielset
zungen aufgegeben werden und ohne dass die 
Qualität der Waldbewirtschaftung vermin
dert wird“. Die Gesetzesnovellierung enthalte 
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„Generationengerechtigkeit und praktizierte 
Nachhaltigkeit“. Bundesweit werde erstmals 
in einem Waldgesetz der Grundsatz „Wald 
vor Wild“ verankert, betont der Minister. 
(343)

10. Mai 2005  638

Einmütig rufen die Fraktionen von CSU, 
SPD und Grünen die Enquete-Kommission 
„Jungsein in Bayern – Zukunftsperspek-
tiven für die kommenden Generationen“ ins 
Leben.

Die neue EnqueteKommission besteht 
aus sechs Abgeordneten und fünf externen 
Sachverständigen, Martina Kobringer (Prä
sidentin des Bayerischen Jugendrings), Chri
stian Lüders (Stellvertretender Direktor des 
Deutschen Jugendinstituts), Robert Sauter 
(Leiter des Bayerischen Jugendamtes), Anne

Qualitätsholz, Ergebnis gesunder Wälder, für die das Waldgesetz die Grundlage schafft

rose Raith (Leiterin des Amtes für kommu
nale Jugendarbeit in Regensburg) und Stefan 
Rappenglück (Leiter der Forschungsgruppe 
Jugend und Europa am Centrum für Ange
wandte Politikforschung, CAP, München). 
Vorsitzender wird der 34jährige CSUAb
geordnete Bernd Sibler, sein Stellvertreter 
Linus Förster (SPD). Die elf Kommissions
mitglieder wollen sich auf wissenschaftlicher 
Grundlage ein Bild der bayerischen Jugend 
verschaffen. Werte und Selbstwahrneh
mung sind ebenso Gegenstand der Unter
suchung wie Ausbildung, Umweltbewusst
sein, Gesundheit, Medienkonsum, Gewalt, 
Extremismus, Drogen, Sexualität, die Lage 
ausländischer Jugendlicher und die Situation 
Behinderter. Sibler gehörte dem Landtag als 
einziges Kommissionsmitglied bereits in der 
zweiten Wahlperiode an, die übrigen sind Par
lamentsneulinge. Alle drei Fraktionen haben 
einvernehmlich ihre jeweiligen Anliegen im 
Fragenkatalog unterbringen können. 

15. Wahlperiode



441

Bernd Sibler sagt bei der Einsetzung der 
Kommission im Plenum, die gesammelten 
Antworten sollten „natürlich auch als Grund
lage für die Fortschreibung eines weiteren 
Jugendprogramms der Staatsregierung 
dienen“. Möglichst alle Lebensbereiche 
junger Menschen in Bayern sollten abge
bildet werden, „besonders spannend“ würden 
die Fragen der Medienrezeption sein, betont 
Bernd Sibler. Da Jugendliche inzwischen 
mehr Zeit im Internet und vor dem Computer 
als vor dem Fernseher verbrächten, ergäben 
sich hier „sicherlich auch Konsequenzen für 
die Medienpädagogik und den schulischen 
Unterricht“. 
Linus Förster (SPD) bemerkt, „das Anders
sein der Jugend ist ein ganz natürlicher Vor
gang in der Entwicklung junger Menschen“. 
Der junge Mensch schätze seine Unabhän
gigkeit, sein Charakter und Individualismus 
reiften heran, und er „hinterfragt die beste
henden Verhaltensmuster und die Normen 
und Werte, die ihm die Gesellschaft vorgibt“. 
Gleichzeitig versuche die Gesellschaft, auf 
den Jugendlichen einzuwirken „und ihn in 
unser System einzubinden“. Die auftretenden 
Konflikte müssten „in Form einer politischen 
Streitkultur gelöst werden“. Die Identitäts
findung der Jugendlichen werde durch pri
vate Veränderungen, durch Familien und 
Haushaltsgründung und durch berufliche 
Veränderungen beeinflusst, aber auch durch 
Globalität der Lebenswelten, Veränderung 
der Familienstrukturen und Ökonomisie
rung. Mit all diesen Themen werde sich die 
EnqueteKommission befassen. 
Thomas Mütze, jugendpolitischer Sprecher 
der Grünen und Vertreter seiner Fraktion  
in der Kommission, sieht noch Lücken im 
Fragenkatalog, beispielsweise Bildungsde
fizite, Konsumverhalten, Einkommenshöhe 
oder Nebenarbeit zur Befriedigung der 
Ansprüche. 

11. Mai 2005  639

Wissenschaftsminister Thomas Goppel be -
richtet über das Innovationsbündnis zwi-  

schen dem Freistaat und den bayerischen 
Hochschulen.

Die Regierungserklärung im Landtags
plenum trägt den Titel „Innovationsbündnis 
Hochschule 2008 zwischen den staatlichen 
Universitäten und Fachhochschulen und dem 
Freistaat Bayern zur Sicherung und Optimie
rung der Leistungsfähigkeit der bayerischen 
Hochschullandschaft“. Das Innovations
bündnis wird am Sitzungstag von Minister
präsident Edmund Stoiber, Wissenschaftsmi
nister Thomas Goppel und Finanzminister 
Kurt Faltlhauser unterzeichnet.
Wissenschaftsminister Goppel begründet 
das Innovationsbündnis vor allem mit den 
dramatisch steigenden Studentenzahlen: Bis 
zum Jahr 2015 werde es weitere 70 000 Stu
dierende geben, bezogen auf das Jahr 1999 
bedeute das eine Zunahme um 50 Prozent. 
Der Staat verpflichte sich deshalb über zwei 
Doppelhaushalte hinweg vorrangig in das 
Investitionsbündnis zu investieren, um den 
Hochschulen finanzielle Planungssicherheit 
zu geben.
Im Innovationsbündnis wird festgelegt, 
dass die staatlichen Mittel für die Hoch
schulen mindestens so hoch bleiben sollen, 
wie im Nachtragshaushalt geplant. Voraus
setzung ist allerdings, dass sich die Etatsi
tuation nicht „fundamental“ verschlechtert. 
Die Hochschulen verpflichten sich, „aktiv 
an der Optimierung der bayerischen Hoch
schullandschaft mitzuwirken“. Dazu zählen 
ein qualitätsgesichertes Studienangebot von 
Bachelor und Masterstudiengängen, die Ver
kürzung der Studiendauer, das Absenken der 
Abbrecherquote und eine verstärkte Frauen
quote. Die Modernisierung der Hochschulen, 
betont Goppel, finde unter dem Leitsatz 
„nicht Abbau, sondern Umbau“ statt. Die 
Vereinbarung sei bundesweit einmalig und 
begründe „ein neues partnerschaftliches Ver
hältnis zwischen den Hochschulen und dem 
Staat“. 
Wolfgang Vogel (SPD) spricht von einer 
„Mogelpackung“ und vermisst im Innovati
onsbündnis eine „rechtliche Fundierung“. Die 
staatlichen Finanzzusagen seien „unverbind
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lich und unzulänglich, obgleich verbindliche 
Gegenleistungen von den Hochschulen“ ein
gefordert würden. Ulrike Gote (Grüne) kri
tisiert, mit dem Innovationsbündnis schreibe 
die Staatsregierung den „Mangel des Spar
haushalts 2004“ fest. 
Das Innovationsbündnis wird gegen die 
Stimmen der Opposition von der CSUMehr
heit gebilligt.

29. Juni 2005  640

Gegen heftigen Widerstand der Opposition 
verabschiedet die CSU-Mehrheit das neue 
Kinderbildungsgesetz. Es schafft einen ein-
heitlichen Rechtsrahmen für alle Formen der 
Kindertagesbetreuung.

Das „Bayerische Gesetz zur Bildung, Erzie
hung und Betreuung von Kindern in Kinder
gärten, anderen Kindertageseinrichtungen 
und in Tagespflege“ passiert den Landtag 
nach einer vierzehnstündigen Marathonde
batte, die erst um Mitternacht zu Ende geht. 
Rund 50 Abgeordnete beteiligen sich an der 
Aussprache, zumeist von SPD und Grünen. 
SPDFraktionschef Franz Maget bezeichnet 
die Redeschlacht als „letztmöglichen Ver
such“, doch noch „Verbesserungen für unsere 
Kinder zu erreichen“. Zu den Beratungen 
schickten Eltern und Erzieher mehr als 400 
Eingaben mit Tausenden von Unterschriften. 
Zu einem heftigen Schlagabtausch zwischen 
Regierungsseite und Opposition kommt es, 
als die Opposition wie schon im Ausschuss 
eine Einzelabstimmung zu rund 30 Peti 
tionen ablehnt.
Mit dem neuen Gesetz – es löst das Gesetz 
von 1972 ab – haben nun neben Kinder
gärten auch Krippen, Horte und Tages
pflege Anspruch auf staatliche Förderung. 
Für alle Einrichtungen der Kinderbetreuung 
bis 14 Jahre gibt es erstmals einen durchge
henden Bildungs und Erziehungsplan. Die 
Zuschüsse werden nicht mehr pro Gruppe 
veranschlagt, sondern pro Kind und verein
barter Betreuungszeit. Für die Betreuung von 

Kindern unter drei Jahren wird ebenso wie 
für nicht deutschsprachige und behinderte 
Kinder ein höherer Förderfaktor eingeführt. 
Freistaat und Kommunen zahlen wie bisher 
durchschnittlich je 40 Prozent der Kinder
gartenkosten, den Rest teilen sich Eltern und 
Träger. Kommunen können einen Zuschuss 
leisten, wenn Eltern ihre Kinder in Einrich
tungen außerhalb des Wohnortes schicken. 
Einen Bestandsschutz für Gastkinder soll 
es nur bis 2008 geben. Die Opposition sieht 
deshalb vor allem Montessori, Waldorf oder 
Waldkindergärten in ihrer Existenz bedroht. 
Der SPDFraktionsvorsitzende Franz Maget 
spricht von einem „Spargesetz“, das „bil
dungspolitisch eine Katastrophe“ sei. Ver
geblich fordert er die CSU zu Änderungen 
auf: „Lassen Sie sich nicht durch Ihre Zweid
rittelmehrheit zu Arroganz und Ignoranz 
verleiten.“ Nach Berechnungen der SPD 
sind bisher rund 370 000 Kinder gefördert 
worden, künftig würden es bei gleichem  
Geld dreimal so viele sein, kritisiert Simone 
Strohmayr. Auch bei der Kinderbetreuung 
praktiziere die Staatsregierung „eine rück
sichtslose Sparpolitik zu Lasten kommender 
Generationen“. Es gehe nicht um frühkind
liche Bildung, nicht um Pädagogik, nicht um 
die Kinder, sondern „allein um Kostenneu
tralität um jeden Preis“. Strohmayr schlägt 
namens ihrer Fraktion vergeblich vor, ange
sichts der zeitaufwendigen Aufgaben der 
Erzieherinnen die Finanzierung der Perso
nalkosten von derzeit 40 auf 50 Prozent zu 
erhöhen. Ein großes Defizit gebe es bei der 
Ganztagsbetreuung in Bayern: Nur etwa 18,5 
Prozent der Kinder hätten einen Ganztages
platz. Das Gesetz nehme die Chance nicht 
wahr, hier Abhilfe zu schaffen „und endlich 
Familien den Spagat zwischen Karriere und 
Kindern zu ermöglichen“. 
Die Kosten „sind gedeckelt, und damit 
machen Sie auch einen Deckel auf die Förde
rung der Kinder“, kritisiert die GrünenFrak
tionsvorsitzende Margarete Bause. Ihre Frak
tionskollegin Renate Ackermann nennt die 
Gastkinderregelung zu Gunsten der Kom
munen „einen Schlag ins Gesicht des Wahl

15. Wahlperiode



443

rechts der Eltern, einen Schlag ins Gesicht 
von Trägern mit anderen Konzepten“. 
Joachim Unterländer (CSU) unterstreicht, 
das Gesetz ermögliche Planungssicherung 
für eine bedarfsgerechte Angebotsstruktur in 
jeder einzelnen Gemeinde. Durch Bedarfs
erhebung und Bedarfsfeststellung werde der 
kommunalen Familienpolitik „eine große 
Perspektive für neue Ideen und Kreativität“ 
geboten. Ohne das neue Gesetz müssten 
wegen des Geburtenrückgangs im Kinder
gartenbereich voraussichtlich 3800 Gruppen 
geschlossen werden, 8900 Arbeitsplätze 
gingen verloren, betont Unterländer. Dies 
könne durch Altersöffnung und Umwidmung 
freier Plätze für andere Altersgruppen ver
mieden werden.
„Das Kind steht für uns im Mittelpunkt“, ant
wortet Sozialministerin Christa Stewens auf 
die Oppositionsvorwürfe. Das neue Gesetz 
werde vom Bildungs und Erziehungsplan 
begleitet, um die „Wissbegierde der Kinder, 
ob für Sprachen, die Mathematik, die Natur
wissenschaften und die Lesefreudigkeit ganz 
intensiv“ zu fördern. Stewens schließt: Das 
Kinderbildungsgesetz „heißt schlicht und 
einfach: Vorfahrt für unsere Kinder und  
Vorfahrt für die Bedürfnisse unserer Fami
lien“. (314)

19. Juli 2005  641

Der Landtag startet „Plenum online“: Nutzer 
können via Internet laufende Plenarsit-
zungen verfolgen.

Damit erweitert der Landtag sein umfang
reiches InternetAngebot. Auf der Land
tagsHomepage (www.bayern.landtag.de) 
ist jetzt eine eigene Rubrik „Plenum online“ 
abrufbar. Nunmehr lassen sich Plenarsit
zungen in schriftlicher Form praktisch zeit
gleich zum Plenum mitverfolgen. 
Übersichtlich und klar gegliedert ist dabei 
erkennbar, worüber die Abgeordneten gerade 
diskutieren. Auch eine aktuelle Rednerliste 
und die Ergebnisse von Abstimmungen sind 

über „Plenum online“ schnell abrufbar. Der 
Landtag nimmt damit weltweit eine Spit
zenstellung ein. Das Konzept wurde ein
vernehmlich von einer interfraktionellen 
Arbeitsgruppe erstellt. Der Vorsitzende Hans 
Gerhard Stockinger (CSU) betont, parteipo
litisches Hickhack habe „überhaupt keine 
Rolle“ gespielt. Nicht nur die Öffentlichkeit 
profitiert von „Plenum online“, auch die Par
lamentarier selbst haben einen Vorteil. Die 
Volksvertreter können nun z. B. auf ihren 
Homepages ankündigen, wann sie zu wel
chen Themen am Rednerpult stehen. (647)

19. Juli 2005  642

Kultusminister Siegfried Schneider stellt die 
Ergebnisse des PISA-Ländervergleichs 2003 
im Plenum vor.

Es zeigten sich „fundamentale Unterschiede“ 
der einzelnen Länder in den vier untersuchten 
Bereichen Mathematik, Lesen, Naturwissen
schaften und Problemlösen, Bayern belege 
„mit deutlichem Abstand“ in Deutschland 
den ersten Platz, sagt Schneider. Anders als 
in der ersten Runde von PISA 2000 nähmen 
die bayerischen Schülerinnen und Schüler 
auch international Spitzenplätze ein.
In Mathematik hat sich Bayern mit 533 
Punkten gegenüber 2000 um 17 Punkte 
verbessert. International liegt es mit dem 5. 
Platz in der Spitzengruppe. Der Kompetenz
vorsprung gegenüber den Gleichaltrigen in 
Bremen betrage 62 Punkte, das entspricht 1,5 
Schuljahren. Bei der Lesekompetenz belegt 
Bayern mit 518 Punkten international den 
6. Platz. Auch in den Naturwissenschaften 
nimmt Bayern mit einer deutlichen Verbes
serung um 22 auf 530 Punkte national den 
ersten Platz ein, international den 4. Platz. 
Bei der 2003 neu getesteten Problemlösungs
kompetenz belegt Bayern national mit 534 
Punkten wieder den Spitzenplatz und liegt 
international nach Korea, Finnland und Japan 
wieder an 4. Stelle.
In den PISABerichten werde „auf eine ver
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gleichsweise starke Koppelung von sozialer 
Herkunft und Kompetenzerwerb in Deutsch
land hingewiesen“, sagt Schneider. Auch 
hier bestünden zwischen den Ländern große 
Unterschiede. Ein starker Zusammenhang 
zwischen sozialer Herkunft und Kompe
tenzerwerb werde in MecklenburgVorpom
mern, in NordrheinWestfalen und in Bremen 
beobachtet, ein schwacher dagegen in Bayern, 
Brandenburg, Thüringen und Sachsen. Der 
Minister betont, Bayern erzielte also beson
ders gute Ergebnisse bei einer gleichzeitig 
geringen Abhängigkeit von der sozialen Her
kunft der Schüler. Damit seien die Opposi
tionsvorwürfe „in das Reich der Märchen“ 
zu verweisen, Bayerns Schulen würden 
Kinder und Jugendliche aus sozial schwächer 
gestellten Schichten nicht genügend fördern.
HansUlrich Pfaffmann (SPD) hält dem 
Minister vor, beim Ergebnis aus dem Jahr 
2003 die „fatale Sparpolitik“ der letzten 
Monate nicht zu berücksichtigen. Es gebe 
in Bayern zu große Klassen, Unterrichtsaus
fall und Lehrermangel. Der Freistaat gebe 
nur zwei Prozent seines Bruttoinlandspro
dukts für Bildung aus, der deutsche Län
derdurchschnitt liege bei 2,3 Prozent. „Die 
soziale Herkunft ist nicht so toll“, bemerkt 
Pfaffmann zur Übertrittsquote ans Gym
nasium: Nur 20 Prozent aller Kinder aus 
Arbeiterfamilien mit Übertrittsoption für 
das Gymnasium nutzten diese Chance, bei 
Beamtenkindern betrage die Quote 90 Pro
zent. Margarete Bause (Grüne) vermisst in 
dem PISAVorabbericht Aussagen über die 
Situation von Kindern „aus den viel disku
tierten bildungsfernen Schichten“. Bekannt 
sei, allerdings nicht aus der PisaStudie, dass 
nach wie vor acht bis zehn Prozent eines Jahr
gangs die Schulen ohne Abschluss verließen.
Gerhard Waschler (CSU) weist die Opposi
tionskritik an der geringen Abiturquote in 
Bayern zurück. Damit diskriminierten SPD 
und Grüne „andere hochwertige Ausbil
dungen auf schlimmste Weise“. Bayern habe 
die höchste Zahl an Handwerksbetrieben in 
Deutschland, das lasse auf eine vergleichs
weise Höchstzahl von Meistern schließen. 

Und das Handwerk in Bayern sei „ein Garant 
für den Vorsprung im innerdeutschen Wett
bewerb der Wirtschaftsstandorte“. (607)

20. Juli 2005  643

Gegen den Protest von Eltern, Lehrern, 
Kommunen und der Opposition schränkt der 
Landtag mit dem Büchergeld die Lernmittel-
freiheit ein.

Ab dem kommenden Schuljahr müssen die 
Eltern ein Büchergeld zwischen 20 und 40 
Euro bezahlen. Sozialfälle, das Kultusmini
sterium rechnet mit 18 Prozent, bleiben aus
genommen. Ebenso gibt es eine Befreiung ab 
dem dritten Kind. 
Das System der lernmittelfreien Schulbücher 
habe dazu geführt, dass der Bücherbestand 
wegen überlanger Laufzeiten zum Teil über
altert sei, begründet Georg Eisenreich (CSU) 
die Änderung des Schulfinanzierungsge
setzes und des Erziehungs und Unterrichts
gesetzes. In Zeiten knapper Kassen sei nun 
eine Elternbeteiligung notwendig, um den 
Bücherbestand zu erneuern. 
HansUlrich Pfaffmann (SPD) vermutet, 
nicht bessere Lernbedingungen seien der 
Anlass für das Büchergeld, sondern erhoffte 
Einsparungen von 15,1 Millionen Euro. Es 
gehe aber nicht nur um die Belastung der 
Familien, sondern auch um die Kommunen. 
Diese rechnen mit sieben Millionen Euro 
Kosten für die Bearbeitung der Befreiungs
anträge. Die Lehrer müssten das Büchergeld 
einsammeln, doch „wie stellt sich das in der 
Schulklasse dar?“, fragt Pfaffmann. „Sie 
beschämen die Kinder“, wenn diese sagen 
müssten, „meine Eltern können das Bücher
geld nicht bezahlen“. Simone Tolle (Grüne) 
kritisiert, „mit diesem Gesetz beerdigt die 
CSU die Lernmittelfreiheit“. Die Lernmittel
freiheit sei aber ein hohes Gut. (353, 363)
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18. September 2005  644

Die Bundestagswahl bringt für die CSU eine 
herbe Enttäuschung. Mit 49,3 Prozent ver-
fehlt sie ihre magische Formel „50 Prozent 
plus x“. In einer Großen Koalition liebäu-
gelt Ministerpräsident Edmund Stoiber mit 
einem Ministeramt, zieht sich dann aber 
überraschend nach München zurück. 

CDU/CSU kommen auf 35,3 Prozent, die 
SPD erhält 34,2 Prozent (Grüne 8,1 Prozent, 
FDP 9,8 und PDS 8,7 Prozent). Der Wahlaus
gang bedeutet eine Pattsituation in Berlin, 
da Union und Liberale zusammen die ange
strebte absolute Mehrheit verfehlen. Rein 
rechnerisch gibt es die Möglichkeit einer 
exotischen Kombination aus Schwarz, Gelb 
und Grün, benannt nach der Nationalflagge 
des Karibikstaates „JamaikaKoalition“. Als 
einzige Lösung für ein Regierungsbündnis 
bleibt schließlich die Große Koalition, der 
Zusammenschluss von CDU/CSU und SPD.
Die 49,3 Prozent für die CSU in Bayern – 
schlechter war sie nur 1949, 1953 und 1998 
– bedeuten auf Bundesebene, dass die CSU 
von 9 auf 7,4 Prozent abgerutscht und damit 
bundesweit betrachtet kleinste Partei ist 
(2002 bekam die CSU bei der Bundestags
wahl noch 58,6 Prozent). Ihr Gewicht sinkt 
auch in der Unionsfraktion des Bundestags: 
Vorher stellte die CSU 58 Abgeordnete, die 
CDU 190, jetzt kommen auf 179 CDUAbge
ordnete 46 von der CSU. 
In der Wahlnacht schließt Ministerpräsi
dent Stoiber einen Wechsel nicht aus: „Ich 
bin bereit, für Deutschland auch in Berlin 
Verantwortung zu übernehmen“, wenn die 
Konstellationen klar seien, sagt er im Baye
rischen Fernsehen. Neun Tage später wird 
er deutlicher: „Erst einmal müssen Union 
und SPD sich auf eine stabile Regierung mit 
einem vernünftigen Programm verständigen, 
dann kann ich mir auch vorstellen, in diesem 
Kabinett Verantwortung zu übernehmen“, 
äußert Stoiber gegenüber der „Bild“Zeitung. 
Am 10. Oktober einigen sich Union und SPD 
darauf, dass Stoiber Minister für Wirtschaft 
und Technologie werden soll. Dies sei „eine 

große Chance für die Gestaltung eines wirt
schaftlichen Aufschwungs“, kommentiert 
Stoiber. Währenddessen gibt es in der Nach
folgefrage für das Ministerpräsidentenamt 
einen Wettstreit zwischen Staatskanzleichef 
Erwin Huber und Innenminister Günther 
Beckstein, aus dem sich Stoiber heraushält. 
Eine ForsaUmfrage ergibt eine deutliche 
Präferenz für Beckstein.
Nach dem Rückzug von Franz Müntefering 
vom SPDParteivorsitz sagt Stoiber: „Das ist 
für mich und uns eine veränderte Lage.“ Er 
sei der Überzeugung, dass er als Parteivor
sitzender die Interessen der CSU „besser in 
München vertreten“ könne. Mit Müntefering 
hatte Stoiber bei der Aushandlung der Agenda 
für die Große Koalition gut zusammengear
beitet. Am 1. November erklärt Stoiber defi-
nitiv, dass er in München bleiben wolle. An 
seiner Stelle solle der Vorsitzende der 
CSULandesgruppe im Bundestag, Michael 
Glos, Kabinettsmitglied in Berlin werden. 
Stoibers „Flucht aus Berlin“, wie es bald all
gemein heißt, verstört Freund und irritiert 
Feind: Sein Vorgänger im  Parteivorsitz, Theo 
Waigel, meint, Stoiber tue damit sich und 
seiner Partei keinen Gefallen. Der CSUFrak
tionsvorsitzende Joachim Herrmann sagt, 
es sei „unübersehbar“, dass die gesamte 
Partei von Stoiber jetzt „deutliche Zeichen 
erwartet“. Herrmann verlangt eine grundle
gende Änderung des Regierungsstils und eine 
„deutliche Priorität“ für das Amt des Mini
sterpräsidenten. In der Fraktion wird offene 
Kritik am Regierungschef geübt, die Umfra
gewerte stürzen ab. Drei Tage nach Stoibers 
Rückzug aus Berlin sagen 84 Prozent der 
Befragten, der CSUPolitiker habe an poli
tischem Gewicht verloren. „Der ramponierte 
Ministerpräsident“, schreibt die „Süddeut
sche Zeitung“. Der „Donaukurier“ kommen
tiert: „Nach dem gescheiterten BerlinAben
teuer Stoibers eskaliert der Unmut über den 
zentralistischen Regierungsstil Stoibers.“ Um 
den Haussegen in seiner Truppe wieder ins 
Lot zu bringen, werde er „bei der CSUFrak
tion wohl zu Kreuze kriechen müssen“. 
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Stoiber selbst wirbt nun konsequent für einen 
„Neuanfang“ in Bayern. Positive Äußerungen 
Erwin Hubers und Günther Becksteins zu 
einer Verbesserung seines Regierungsstils 
kommentiert er nach Informationen des 
„Münchner Merkur“: „Das soll nicht in den 
Wind gesprochen sein.“ Ein Beispiel für das 
neue Klima zwischen Fraktion und Regie
rung ist die Haushaltspolitik. Während die 
Fraktion früher den Etatentwurf erst erhielt, 
wenn die Anforderungen der Fachminister 
vom Finanzressort abgestimmt waren und 
der Ministerrat seinen Segen gab, wird bei 
der CSUKlausur in Kreuth Anfang 2006 
ein „Frühwarnsystem“ beschlossen. Im Mai 
2006 wird es von Ministerpräsident Stoiber 
und Fraktionschef Herrmann als „Zukunfts
kommission Moderner Haushalt“ präsentiert, 
besetzt mit Mitgliedern der Staatsregierung 
und CSUParlamentariern.
Anfang Januar 2006 sehen die Medien den 
Ministerpäsidenten in „leichtem Aufwind“. 
Der „Münchner Merkur“ kommentiert: „Man 
muss ihn nicht lieben, um am Ende dennoch 
zu der Einsicht zu gelangen: Stoiber, das ist 
die Kraftmaschine der CSU, der Mann, der 
den schuldenfreien Haushalt erzwang und 
Bayern zum Musterstaat ausbaute.“ Im Mai 
2006 ist Stoibers Stellung wieder unange
fochten. Wirtschaftsminister Erwin Huber 
und Innenminister Günther Beckstein, seine 
möglichen Nachfolger, machen deutlich, 
dass der Ministerpräsident mit großer Wahr
scheinlichkeit wieder Spitzenkandidat der 
CSU bei der Landtagswahl 2008 sein werde. 
Der Innenminister lobt, „Edmund Stoiber hat 
in den letzten Monaten in einem ungeheuren 
Maße gearbeitet, um Irritationen zu besei
tigen und Vertrauen zurückzugewinnen.“ 

19. Oktober 2005  645

Umweltminister Werner Schnappauf hält die 
von der EU erlassenen Beschränkungen der 
Vogelimporte zur Bekämpfung der Vogel-
grippe „H5N1“ für ausreichend.

Die CSUMehrheit lehnt im Plenum den 
Antrag der Grünen ab, ein generelles euro

paweites Importverbot für Wildvögel anzu
streben. Barbara Rütting (Grüne) sagt zur 
Begründung, als Verbreitungsweg für die 
Vogelgrippe stellten Handel und Import von 
Wildvögeln ein hohes Gesundheitsrisiko dar. 
Die begehrten Papageien kämen aus Südost
asien, dem Ursprungsland der Vogelgrippe. 
Dagegen sieht Umweltminister Werner 
Schnappauf als vorrangige Aufgabe, den 
bereits geregelten Importstopp konsequent 
zu kontrollieren. Die Kontrollen an den Flug
häfen seien intensiviert worden, acht Amts
tierärzte seien bei der Gepäckkontrolle im 
Einsatz. Marcel Huber (CSU) lehnt es ab, 
„die Angst der Menschen vor der Influenza 
zu benutzen, um eine Regelung übers Knie zu 
brechen und ein absolutes Importverbot auf 
diesem Wege durchzusetzen“.
Wenige Wochen später sagt Minister 
Schnapp auf im Umweltausschuss des Land
tags, sollte es trotz aller Vorsichtsmaßnah men 
in Bayern zum Ausbruch der Krankheit 
kommen, müsse man „schnell und tiergerecht 
einen Bestand töten“. Es seien bereits 1,9 
Millionen Dosen des Medikaments Tamiflu 
für etwa 15 Prozent der Bevölkerung gekauft 
worden.
Die ersten Fälle von Vogelgrippe gibt es in 
Bayern Anfang März 2006. Zwei Monate 
später sind es etwas mehr als 70 Fälle bayern
weit, die aber in der Öffentlichkeit kaum 
mehr registriert werden. In Gegenden, wo 
es Fälle von Vogelgrippe gibt, tritt die Stall
pflichtverordnung des Bundes in Kraft.

29. November 2005  646

Nach dem Ausscheiden von Wirtschaftsmini-
ster Otto Wiesheu bildet Ministerpräsident 
Edmund Stoiber sein Kabinett um. Neuer 
Wirtschaftsminister wird Erwin Huber. 
Otto Wiesheu wechselt in den Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn. Der  bisherige Leiter 
der Staatskanzlei und  Staatsminister für Bun
desangelegenheiten und  Verwaltungsreform, 
Erwin Huber, folgt ihm nach im Amt des 
Staatsministers für Wirtschaft,  Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie. In einem  Interview  
mit der „Passauer Neuen Presse“ sagt Huber: 
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„Ich freue mich auf diese neue Aufgabe, 
weil sie mir große Gestaltungsmöglichkeiten 
für Bayern gibt. Die Arbeitsplätze werden 
im Vordergrund stehen.“ Leiter der Staats
kanzlei wird Eberhard Sinner, seit Oktober 
2003 als Staatsminister in der Staatskanzlei 
für Europaangelegenheiten und regionale 
Beziehungen zuständig. Als Ministerin für 
Bundes und Europaangelegenheiten wird 
Emilia Müller vor dem Landtag vereidigt. Sie 
war bisher Staatssekretärin im Umweltminis
terium. Neuer Umweltstaatssekretär wird der 
Münchner CSUAbgeordnete und Fraktions
vize Otmar Bernhard. Bernhard ist damit der 
einzige Neuling im Kabinett. 
Das Ausscheiden von Otto Wiesheu nach 15 
Jahren im Kabinett sei „ein Verlust für die 
Staatsregierung, für den Mittelstand, für das 
Handwerk, für die Wirtschaftsverbände und 
für die Gewerkschaften“, sagt Ministerpräsi
dent Edmund Stoiber.
Die Angelegenheiten der Ansiedlungspolitik 

Europaministerin Emilia Müller und Umweltstaatssekretär Otmar Bernhard

und des Standortmarketings für die Medien
wirtschaft werden von der Staatskanzlei auf 
das Wirtschaftsministerium verlagert. Dies 
biete sich mit dem Wechsel in der Leitung 
von Staatskanzlei und Wirtschaftsressort an, 
erläutert der Ministerpräsident.
Die Kabinettsumbildung wird ebenso wie die 
Veränderungen im Geschäftsbereich von der 
CSUMehrheit gebilligt. Der SPDFraktions
vorsitzende Franz Maget urteilt: „Die heutige 
Regierungsumbildung ist einzig und allein 
Ergebnis der Schwäche und des dramatischen 
Machtverlusts des bayerischen Ministerpräsi
denten.“ Er regiere nicht, sondern der „laviert 
und reagiert“, was die „unmittelbare Folge 
seiner Flucht aus Berlin“ sei. Den Abschied 
von Wiesheu verbinde die SPDFraktion „mit 
einer Reihe von Erfolgen“, die er für sich ver
buchen könne, aber auch „mit einer Reihe von  
Pleiten und Pannen“, wie die „Pleiten bei der  
Maxhütte, bei Grundig, bei Fairchild Dornier  
bis hin zu Schneider Technology“.  Grünen 
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Fraktionschef Sepp Dürr nennt Stoiber einen 
Politiker, „der vor Kurzem noch Deutschland 
retten wollte und jetzt nicht mal eine ordent
liche Kabinettsumbildung hinbekommt“. 
Stoiber war bei der Umbildung seiner Regie
rung „der Getriebene“, schreibt die „Süd
deutsche Zeitung“, denn der CSUChef 
habe seine ursprünglichen Vorstellungen 
nicht durchsetzen können. „Auch mit dem 
Wunsch, Umweltminister Werner Schnapp 
auf als Nachfolger von Erwin Huber zu 
 verpflichten, der unbedingt von der Staats
kanzlei wegwollte, biss Stoiber auf Granit.“ 
Auch die „Augsburger Allgemeine“ kom
mentiert: „Stoiber ist nicht mehr in der Lage, 
nach Belieben zu diktieren. Die Landtags
fraktion, die lange Jahre parierte, nutzt die 
persönliche Krise des BerlinHeimkehrers, 
um den Ministerpräsidenten an die lange 
Leine zu nehmen. Hätte Stoiber versucht, 
seinen Favoriten Schnappauf in die Staats
kanzlei zu befördern, so wäre er gegen eine 
Wand gelaufen.“ 

13. Dezember 2005  647

Im neuen Plenarsaal des Landtags findet die 
erste Vollversammlung statt. Erstmals wird 
die Sitzung auch live im Internet übertragen.

Der Plenarsaal wurde in 15 Monaten nach 
den Plänen des Architekten Volker Staab 
vollkommen neu gestaltet (s. a. „Das Maxi
milianeum – Stiftung und Bauwerk“, Seiten 
469–476). Der alte Saal, 1949 bezogen, 
genügte schon lange nicht mehr den Erfor
dernissen eines zeitgemäßen Parlamentsbe
triebs: Lüftung, Elektronik und Brandschutz 
mussten erneuert werden. Außerdem gab es 
gravierende sicherheitstechnische Mängel.
Auf jetzt 580 Quadratmetern (hinzuge
kommen sind technische Räume und die 
Diplomatenloge) gibt es nur noch 164 Sitze. 
Die restlichen 16 Sitze entfallen auf die 
Regierungsbank bzw. transportable Stühle. 
Die immensen Lichtprobleme des alten 
Plenarsaals gehören nun der Vergangenheit Arbeitsplätze des Präsidiums im Plenarsaal

an. Die Helle kommt von fast 600 Quadrat
metern Glasfläche, die Decke und Wände 
bekleiden. Im rückwärtigen Bereich nach 
Westen gibt es eine Empore mit 71 Besucher
plätzen, 46 Arbeitsplätzen für Journalisten 
und 16 Plätzen für Ehrengäste des Landtags. 
Die Umbaukosten bleiben mit 9,9 Millionen 
Euro im Rahmen des Kostenplans.
Kameras des Landtagsamts und des Baye
rischen Rundfunks sind in der Holzverscha
lung über den Regierungsbänken installiert. 
Sie ermöglichen Aufnahmen aus dem Saal aus 
allen Perspektiven, vor allem die LiveÜber
tragungen im Internet. Die Homepage des 
Landtags (www.bayern.landtag.de) bietet 
nun neben aktuellen Informationen (Plenum 
online), Aufzeichnungen vergangener Sit
zungen (VideoArchiv) und Dokumentenre
cherche, die Möglichkeit, die Debatten in Bild 
und Ton mitverfolgen zu können (LiveStrea
ming). Landtag online bietet auch Hinweise 
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wachung von Autokennzeichen. Die Ände
rung des Polizeiaufgabengesetzes, über die 
mehr als zwei Jahre debattiert wurde, wird 
mit CSUMehrheit verabschiedet, die Sozi
aldemokraten enthalten sich der Stimme, die 
Grünen lehnen die Vorlage ab.
Präventiv abhören darf die Polizei nur dann, 
wenn die Planung einer schweren Straftat 
vermutet wird. Berufsgruppen, die beson
ders geschützt sind, dürfen nicht abgehört 
werden, etwa Anwälte, Priester, Ärzte, Jour
nalisten und Abgeordnete. Das Abhören soll 
eingestellt werden, wenn in den Gesprä
chen Privates auftaucht. Nach Abschluss der 
Überwachung sollen die Betroffenen von 
der Polizei über die Abhörmaßnahme unter
richtet werden.
Innenminister Günther Beckstein unter
streicht, besonders berücksichtigt habe man 
den Schutz von „Berufsgeheimnisträgern“. 
Die berechtigten Interessen dieses Kreises 
würden durch Abhörverbote, Unterbre
chungspflichten und durch Verwendungsver-
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zur Parlamentsgeschichte und zum Bauwerk 
Maximilianeum, Biografien und Adressen 
aller Abgeordneten und eine Jugendwebsite. 
Die Abgeordneten haben an ihren Pulten 
einen drahtlosen Anschluss für ihr Laptop 
(„Wireless Lan“). Sie können auf das Intranet 
des Landtags zugreifen und beispielsweise 
Tagesordnungen abrufen. (57, 641)

14. Dezember 2005  648

Das Recht der Polizei, Telefone und Internet-
anschlüsse zu überwachen, wird ausgeweitet. 

Auch wenn kein konkreter Verdacht vor
liegt, darf nun die Polizei mithören bzw. 
das Internet anzapfen. Damit soll die Polizei 
besser gewappnet sein im Kampf gegen 
Terroristen und organisierte Kriminelle. 
Außerdem erhält die Polizei das Recht, 
Elektroschockgeräte („Taser“) einzusetzen. 
Geregelt wird auch die automatisierte Über

Der neue „Raum der Stille“ im Maximilianeum unterhalb des Plenarsaals (siehe Seite 476)
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bote gewährleistet. Er stellt klar, dass unter 
Geistlichen nur die der großen Konfessionen 
und der öffentlichrechtlichen Körperschaften 
zu verstehen seien, „nicht aber Imame von 
Moscheen und Vereinen“. 
Jakob Kreidl (CSU) sieht in der Novelle einen 
„ausgewogenen Ausgleich zwischen den 
notwendigen Befugnissen einer effektiven 
Gefahrenabwehr und den Belangen des Daten
schutzes sowie des Schutzes der Intimsphäre 
des Bürgers“. Dagegen meint Christine Stahl 
(Grüne), mit der vorbeugenden Überwachung 
„begeben wir uns in eine gefährliche Vorfel
dermittlung“, die besonders strenge Rege
lungen zum Schutz der Bürger erfordere. Sie 
warnt die CSU, „einen Stein aus der Mauer 
der Freiheits und Bürgerrechte“ zu brechen. 
Franz Schindler (SPD) meint, wichtiger als 
mehr Befugnisse für die Polizei sei die Moder
nisierung der veralteten Ausrüstung, damit 
die Polizisten „nicht mit Oldtimern auf Ver
brecherjagd“ gehen müssten. Die erweiterte 
Telekommunikationsüberwachung führe „mit 
Ausnahme der Fälle, in denen es um das Auf
finden von Vermissten und sich in hilfloser 
Lage befindlichen Personen geht, nicht zu 
einem Zugewinn an Sicherheit“. Da einzelne 
Teile des Gesetzentwurfs richtig seien, ent
halte sich die SPDFraktion der Stimme.
Mit einer Änderung des Polizeiaufgabenge
setzes führte der Landtag am 30. Juli 2005 
probeweise ab 5. Oktober beim Polizeiprä
sidium Unterfranken ein neues Organisa
tionsmodell ein. Kernstück der drei statt 
vierstufigen Struktur sind die aufgewerteten 
Polizeipräsidien, die die Polizeidirektionen 
ersetzen. Der Aufbau hat demnach die Ebenen 
Innenministerium, Polizeipräsidium und Poli
zeiinspektion. (148, 379, 470, 542, 601) 

31. Januar 2006  649

Zwei Fleischskandale innerhalb weniger 
Monate verunsichern die Verbraucher. Das 
Ergebnis ist ein Untersuchungsausschuss, der 
am 19. Mai eingesetzt wird.

Umweltminister Werner Schnappauf 
berichtet im Plenum über die Vorwürfe 
gegen den Passauer Wildfleischhändler 
Berger. Die Firma, Lieferant von 100 
Betrieben in Deutschland und mit Geschäfts
beziehungen nach Österreich, Italien und 
Frankreich, habe offensichtlich jahrelang 
das Lebensmittelrecht „massiv verletzt, um 
Kunden über Qualität und Herstellungsme
thoden der Ware zu täuschen“. Es bestehe der 
Verdacht, dass Kontrollen „planmäßig und 
mit großer Energie umgangen“ worden seien. 
Als Erstes richtet Schnappauf am Landesamt 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(Standort Oberschleißheim) eine Spezial
einheit „Lebensmittel“ ein, „um vorsor
gend, schnell und schlagkräftig landesweit 
agieren zu können“. Eine Anlaufstelle im 
Landesamt bietet Informantenschutz für ver
trauliche Mitteilungen, falls bei der Lebens
mittelherstellung nicht korrekt gearbeitet 
wird. Außerdem sollen die Landkreise dafür 
sorgen, dass die Amtlichen Tierärzte, die 
auf Beschluss des Kreistags bestellt werden, 
nicht mehr dauerhaft ein bestimmtes Unter
nehmen überwachen. Der Fall BergerWild 
GmbH sei geeignet, „das Vertrauen in eine 
ganze Branche, in einen ganzen Lebensmit
telstandort zu erschüttern“, sagt Umweltmi
nister Schnappauf. 
Herbert Müller (SPD) weist auf Gerüchte hin, 
wonach die hygienischen Zustände schon 
2004 bekannt gewesen seien. Sollte dies 
zutreffen, sei der „eigentliche Skandal“, dass 
von den Behörden und von der Spitze des 
Umweltressorts „in den letzten Jahren vieles 
nicht getan worden ist“.
Henning Kaul (CSU) spricht von „Betrüge
reien durch Europas größten Wildfleisch-
lieferanten, der dummerweise hier in Bayern 
sein Unwesen treibt“. Man werde sich die 
gute Position Bayerns beim Verbraucher
schutz (2004 an erster Stelle im LänderRan
king) „durch einzelne kriminell Handelnde 
nicht kaputtmachen“ lassen.
Adi Sprinkart (Grüne) sieht eine Parallele 
zum „Ekelfleisch“-Skandal in Deggendorf im 
Oktober 2005: Bei der Firma Berger habe die 
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Polizei die Ermittlungen in Gang gebracht, in 
Deggendorf der Zoll, in beiden Fällen habe 
es bei den Veterinärbehörden „die Kultur des 
Wegsehens“ gegeben.
Der Firma Frost GmbH in Deggendorf wird 
zum Vorwurf gemacht, etwa 2600 Tonnen 
Schlachtabfälle, vorgesehen für Katzen oder 
Hundefutter, zum menschlichen Verzehr ver
kauft zu haben. 
Mit möglichen Versäumnissen der staat
lichen Kontrolle bei den Firmen Berger und 
Frost und anderen Fleisch verarbeitenden 
Betrieben in Bayern befasst sich ein auf 
Antrag von SPD und Grünen eingesetzter 
Untersuchungsausschuss. Er soll auch 
herausfinden, welche Konsequenzen sich 
dabei für einen besseren Verbraucherschutz 
ergeben. 
Den Vorsitz übernimmt der CSUFrak
tionsvize Thomas Kreuzer, der schon den 
SchreiberUntersuchungsausschuss leitete, 
sein Stellvertreter ist der SPDParlamen
tarier Herbert Müller. Die Staatsregie
rung setzt eine 35-köpfige „Spezialeinheit 
Lebensmittelsicherheit“ ein, um weitere 
Fleischskandale auszuschließen. 
Breiten Raum nimmt beim Untersuchungs
auftrag die Frage ein, ob das Verbraucher
schutzministerium seiner Aufsichts und 
Kontrollpflicht „umfassend nachgekommen“ 
ist. Dazu soll Minister Schnappauf Auskunft 
geben. „Er wird uns öfters begleiten“, kündigt 
Herbert Müller (SPD) im Plenum an. Müller 
versichert: „Wir werden durch den Untersu
chungsausschuss den Verbraucherschutz in 
Bayern wiederherstellen.“ Adi Sprinkart, für 
die Grünen Mitglied im Untersuchungsaus
schuss, sieht ein halbes Jahr nach Bekannt
werden der Skandale immer noch Lücken im 
staatlichen Kontrollsystem. Ausschussvorsit
zender Thomas Kreuzer wirft der Opposition 
„politischen Aktionismus und Schaumschlä
gerei“ vor. Erst nach Ende der noch laufenden 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen wäre 
es sinnvoll gewesen, über einen Untersu
chungsausschuss nachzudenken. Alexander 
König (CSU) spricht gar von „organisierter 
Zeitverschwendung“. 

30. März 2006  650

An der Magnetschwebebahn Transrapid als 
Expressverbindung zwischen dem Münchner 
Hauptbahnhof und dem Flughafen Franz 
Josef Strauß scheiden sich die Geister. 

Der Transrapid – eine mit deutscher Hilfe 
erbaute Musterstrecke verbindet bereits 
Shanghai mit dem Flughafen Pudong – soll 
in München bei einem Maximaltempo von 
350 Kilometern pro Stunde die Strecke in 10 
Minuten schaffen. Die SBahn benötigt 40 
Minuten. Die Finanzierung des knapp zwei 
Milliarden Euro teuren Projekts ist unklar. 
Im Bundeshaushalt ist ein Zuschuss von 
lediglich 550 Millionen Euro vorgesehen, 
Bayern verlangt aber 1,15 Milliarden und 
hofft auf EUGelder. Im Koalitionsvertrag 
von Union und SPD ist der Bau des Trans
rapid aufgeführt. Der Stadtrat der Landes
hauptstadt München lehnt die Magnetbahn 
ebenso ab wie die von der Trasse berührten 
Gemeinden.  
Zum Auftakt des Planfeststellungsverfah
rens werden in einer von den Grünen bean
tragten Aktuellen Stunde die Argumente pro 
und contra ausgetauscht. Ihr Sprecher Martin 
Runge hält es für nicht hinnehmbar, in Zeiten 
„klammer öffentlicher Kassen“ Milliarden 
für ein „Prestigeprojekt von wenigen“ auszu
geben. Er plädiert für den Ausbau der SBahn 
als „MünchenAirportExpress“ (MAEX). 
Auch der SPDFraktionsvorsitzende Franz 
Maget gibt der ExpressSBahn den Vorzug. 
Er räumt ein, dass die BundesSPD den Bau 
des Transrapid im Prinzip befürworte. Doch 
die Strecke HauptbahnhofFlughafen sei 
viel zu kurz, der Zeitgewinn gegenüber der 
ExpressSBahn minimal und der Preis zu 
hoch. 
Franz Josef Pschierer (CSU) bezeichnet die 
Technologie des Transrapid als „Quanten
sprung“. Seine Realisierung sei wichtig für den 
Exportstandort Bayern. Die ExpressSBahn 
koste eine Milliarde Euro und sei kein Ersatz 
für den Transrapid. Pschierer nennt es „traurig“, 
dass man ein solches Projekt in Deutschland 
nicht mehr auf den Weg bringen könne. 
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Wirtschaftsminister Erwin Huber warnt, 
wer die ExpressSBahn propagiere, werde 
„möglicherweise gar nichts bekommen“. 
Dagegen sei der Transrapid im Koalitions
vertrag „ein Leuchtturmprojekt des Bundes“. 
München und Bayern hätten die Chance, „ein 
modernes und zukunftsträchtiges Technolo
gieprojekt zu bekommen“. Wenn man diese 
Chance nicht nutze, werde es in den nächsten 
15 Jahren „keinen signifikanten Beitrag zur 
Lösung dieser Verkehrsprobleme geben“. 
Im Juni 2006 räumt Bundesverkehrsmini
ster Wolfgang Tiefensee (SPD) ein, dass 
knapp die Hälfte der Transrapidkosten fehle. 
„Bevor das Projekt umgesetzt werden kann, 
muss diese erhebliche Finanzierungslücke 
geschlossen werden.“ 
Ein schwerer Unfall auf der Transrapidver
suchsstrecke im Emsland, bei dem die Bahn 
auf ein Wartungsfahrzeug auffährt, fordert 
23 Menschenleben. Das Unglück heizt die 
Diskussion um den Bau der Münchner 
Referenzsstrecke erneut an. In einer 

Aktuellen Stunde am 28. September, sechs 
Tage nach dem Unfall, fordern SPD und 
Grüne den sofortigen Stopp der Planungen. 
Wirtschaftsminister Erwin Huber sieht dafür 
keinen Anlass, da es keine Hinweise auf 
technische Mängel gebe. Es gelte nach wie 
vor die Berliner Koalitionsvereinbarung für 
den Transrapidbau. Huber: „Die Finanzierung 
wird gelöst werden, sonst wird das Projekt 
nicht begonnen.“

31. März 2006  651

Ministerpräsident Edmund Stoiber wirbt für 
die Föderalismusreform. „Der Gesamtkom-
promiss ist ausgewogen und gerecht“, sagt er 
in seiner Regierungserklärung.

Anfang März stimmten Bundesregierung und 
die meisten Regierungschefs der Länder der 
Föderalismusreform zu, die Bestandteil der 
Koalitionsvereinbarung zwischen Union und 
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SPD ist. Die maßgeblich von Ministerpräsi
dent Edmund Stoiber und dem früheren SPD 
Vorsitzenden Franz Müntefering vorbereitete 
Reform ist die größte Verfassungsänderung 
seit Bestehen des Grundgesetzes 1949.
Die Föderalismusdebatte im Plenum beginnt 
mit einer Erklärung von Landtagspräsident 
Alois Glück zur Rolle der Landesparla
mente. Die Föderalismusreform sei für sie 
„ein bedeutender Vorgang, vielleicht der 
wichtigste Vorgang seit Jahrzehnten“, denn 
es handle sich um mehr Gestaltungsmög
lichkeiten. Letztlich gehe es um die Frage, 
bei welcher Verteilung der Aufgaben und 
der Verantwortung „die beste Struktur für 
Deutschland gefunden werden kann, um die 
Gegenwart und die Zukunft unseres Landes 
zu gestalten“. Die Landesparlamente seien 
„keine nachgeordneten Parlamente gegen
über dem Bundestag“, denn sie hätten ihren 
eigenen Gestaltungsbereich. Auch der Bun
destag gewinne mit der Föderalismusreform 
enorm hinzu. Präsident Glück lobt die Arbeit 
der EnqueteKommission des Bayerischen 
Landtags, die einen „ganz wesentlichen 
Impuls für die Entwicklung der und für die 
Arbeit in der Föderalismuskommission“ 
gegeben habe: „Die Ergebnisse der Födera
lismuskommission des Bayerischen Landtags 
haben die Position der Landtage und den 
Konvent der Landtage stark geprägt und auch 
Eingang in die Diskussion der Föderalismus
reform gefunden, in der ich die Landesparla
mente mit vertreten habe.“
Ministerpräsident Edmund Stoiber wirbt für 
die Föderalismusreform mit den Worten: 
„Wir schaffen mehr Transparenz und Demo
kratie für die Bürger. Wir bringen politische 
Debatten und Entscheidungen wieder dahin, 
wo sie in einer Demokratie hingehören: in 
die Öffentlichkeit, in das zuständige Parla
ment, in den Bundestag, rein in die Länder
parlamente und raus aus den Planungsaus
schüssen, aus Kommissionen und raus aus 
dem Vermittlungsausschuss, wo zwar alle 
mitmischen, aber am Ende keiner erkennbare 
Verantwortung trägt.“ 60 bis 65 Prozent aller 
Gesetze würden künftig allein im Bundestag 

verabschiedet. Das gehe zu Lasten des Bun
desrats. Deshalb müssten zur Machtbalance 
nennenswerte Kompetenzen in die Landes
parlamente verlagert werden. Der Gesamt
kompromiss sei „ausgewogen und gerecht“, 
betont der Ministerpräsident. Wer die Reform 
mit dem Schlagwort „Kleinstaaterei“ atta
ckiere, stelle den Föderalismus insgesamt in 
Frage, denn „die Menschen wollen Vielfalt 
statt Einheit“.
Der SPDFraktionsvorsitzende Franz Maget 
fordert eine Diskussion über noch offene 
Sachfragen, unterstützt die Föderalismus
reform aber im Grundsatz, „weil wir in der 
Tat für den Bürger mehr Klarheit bei der 
Kompetenzzuweisung zwischen Bund und 
Ländern brauchen, weil wir mehr Transpa
renz brauchen, weil das unglaubliche und 
unwürdige Gezerre in den nächtlichen Sit
zungen des Vermittlungsausschusses weniger 
werden muss“. Maget betont, Subsidiarität, 
Föderalismus und Dezentralität seien jedoch 
„nicht nur im Verhältnis Bayerns zum Bund 
wunderbar, sondern auch innerhalb des Frei
staats Bayern“. Er fordert den Ministerpräsi
denten auf, „sich als Bayer nicht nach außen 
als großen Föderalisten“ aufzuspielen, wenn 
er im eigenen Land „der größte Zentralist“ 
sei. Für die Grünen erinnert Martin Runge 
daran, dass bei der Übereinkunft die drin
gend notwendige Reformierung der Finanz
beziehungen zwischen Bund und Ländern 
ausgeblendet worden sei. Er warnt vor einer 
„Rechtszerklüftung“ und einem „Dumping
wettlauf“ in Deutschland infolge unterschied
licher Standards, etwa beim Besoldungs und 
Laufbahnrecht.
Der CSUFraktionsvorsitzende Joachim 
Herrmann fordert, neue Zuständigkeiten für 
die Gesetzgebung im Landtag, zum Beispiel 
beim Umwelt oder Gaststättenrecht, als 
„Chance zur Entbürokratisierung“ zu sehen.
Denn „wenn das bayerische Gaststättenge
setz am Schluss dicker wäre als das bisherige 
deutsche Gaststättengesetz, hätten wir etwas 
falsch gemacht“.
Am 30. Juni 2006 stimmt der Bundestag 
der Föderalismusreform mit 428 von 592 
Stimmen zu. Für die Verabschiedung waren 
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mindestens 410 JaStimmen erforderlich. 
Damit ist der Weg frei für die Entflechtung 
der Zuständigkeiten zwischen Bund und Län
dern. Die Zustimmung der Länder ist nun 
nur noch bei etwa 35 bis 40 Prozent der Bun
desgesetze notwendig. Grundsätzlich in die 
Länderkompetenz fallen Strafvollzug, Heim
recht, Ladenschlussrecht, Gaststättenrecht, 
Notarrecht, Demonstrationsrecht, Versor
gung und Laufbahnrecht von Landesbeamten 
sowie das Hochschulrecht mit Ausnahme der 
Studienzulassung und der Abschlüsse. Die 
Schulpolitik bleibt Ländersache. Für das 
Bundeskriminalamt erhält der Bund Zustän
digkeiten für den Kampf gegen den interna
tionalen Terrorismus. Im Umweltbereich war 
der Bund bisher nur für die Rahmengesetz
gebung zuständig. Jetzt bekommt er direkte 
Kompetenzen für den Naturschutz. Im 
Gegenzug erhalten die Länder ein „Abwei
chungsrecht“: Sie können abweichende Rege
lungen beschließen, allerdings mit einigen 
Ausnahmen. Der Bund darf künftig Gesetze 
nur beschließen, wenn er sie vollkommen 
finanziert. Entstehen Kostenfolgen für die 
Länder, bedarf es der Zustimmung des Bun
desrats. Noch innerhalb der Wahlperiode 
sollen auch die Finanzbeziehungen zwi
schen Bund und Ländern reformiert werden 
(„Föderalismusreform II“).
Am 7. Juli 2006 stimmt auch der Bundesrat 
mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
der ersten Stufe der Föderalismusreform zu 
(nur MecklenburgVorpommern votiert mit 
Nein, SchleswigHolstein enthält sich der 
Stimme). Die Reform kann damit 2007 in 
Kraft treten. Am Tag zuvor debattiert der 
Landtag im Rahmen einer von der CSU bean
tragten Aktuellen Stunde über die Föderalis
musreform unter dem Motto „Wir wollen die 
Chance für Bayern nutzen“. Peter Welnhofer 
(CSU) sieht in der Abstimmung im Bun
destag eine „große Leistung der großen Koa
lition“ und eine „Sternstunde für den Födera
lismus in Deutschland“. Linus Förster (SPD) 
bezeichnet „die größte Verfassungsänderung 
in der Geschichte Deutschlands“ als „Mei
lenstein für die notwendige Revitalisierung 

des Landes“. Martin Runge (Grüne), dessen 
Partei im Bundestag die Reform ablehnte, 
bemerkt, „aus der angekündigten Mutter 
aller Reformen ist eher ein Reförmchen 
geworden“. 
Ministerpräsident Edmund Stoiber sagt, alle  
Länder würden sich nun „gewaltig 
anstrengen müssen“, um dem Kompetenzzu
wachs gerecht zu werden. Mit Zustimmung 
der Minister  präsidenten sei der „Mitwir
kungsföderalismus“ zugunsten der Landtage 
reduziert worden. Das Parlament werde viel 
stärker als bisher Gesetzgebungsorgan sein. 
„Das tut Deutschland gut. Viele Debatten, ob 
sie den Strafvollzug betreffen, das Heimrecht 
oder das Besoldungsrecht, werden in diesem 
Hause, hier in Bayern, eine größere Aufmerk
samkeit erfahren und differenzierter beurteilt 
werden als bei einer Entscheidung im Bun
desrat und im Bundestag.“ (591, 603, 612)

25. April 2006  652

Religionsbeschimpfung soll bestraft werden 
können, fordert die CSU.

Der CSUFraktionsvorsitzende Joachim 
Herrmann unterstützt den Vorstoß der Staats
regierung im Bundesrat, die Strafbarkeit der 
Beschimpfung religiöser Bekenntnisse (§ 166 
Strafgesetzbuch) klarer zu formulieren. Aus
löser der Kontroverse um den Respekt vor 
religiösen Überzeugungen ist die von dem 
Fernsehsender MTV geplante Serie „Pope
town“ und vor allem die Werbung dafür. 
Herrmann sagt in der von seiner Fraktion ini
tiierten Aktuellen Stunde, „Popetown“, aber 
auch die dänischen MohammedKarikaturen 
zeigten einen Mangel an Respekt vor dem, 
„was dem anderen heilig und in seiner religi
ösen Überzeugung wichtig ist“. 
Peter Welnhofer (CSU) hält die „blasphe
mische Verhöhnung religiöser Empfindungen 
und Symbole, die seit einiger Zeit besonders 
in den Medien um sich greift“, für „uner
träglich“. Notwendig sei eine Änderung des 
Strafgesetzbuches. Gegenwärtig mache sich 
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strafbar, wer religiöse oder weltanschauliche 
Bekenntnisse in einer Weise beschimpfe, die 
geeignet sei, „den öffentlichen Frieden zu 
stören“. Dieses Tatbestandsmerkmal „Eig
nung zur Störung des öffentlichen Friedens“ 
müsse wegfallen.
Hans Joachim Werner (SPD) betont, die Ver
letzung religiöser Gefühle sei abzulehnen. 
Doch bei einem „Machwerk“ wie „Popetown“ 
könnten die Konsequenzen weder im Presse
recht noch im Strafrecht gesucht werden. Mit 
ihrer „hektischen Umtriebigkeit“ betreibe 
die CSU eine „völlig kostenlose Werbung“ 
für den Sender MTV. Da Herrmann Anzeige 
erstattet habe, sei er offensichtlich der Mei
nung, die geltenden Gesetze reichen bereits 
aus, um tätig zu werden.
Ulrike Gote (Grüne) hält der CSU vor, sie 
instrumentalisiere „Popetown“ für ihre 
eigenen politischen Zwecke. Als „überzeugte 
Christin und Katholikin“ betont die Abge
ordnete, es sollte nicht im Interesse von Reli
gionsgemeinschaften liegen, „für geistige 
Auseinandersetzungen das Strafrecht zu 
bemühen“. Forderungen, die über die beste
henden rechtlichen Mittel hinausgingen, 
seien „einer lebendigen und demokratischen 
Gesellschaft nicht angemessen“.

26. April 2006  653

Mit dem Nachtragshaushalt 2006 erreicht 
Finanzminister Kurt Faltlhauser das von der 
Staatsregierung gesetzte Ziel, ohne Neuver-
schuldung auszukommen.

Erstmals seit mehr als 30 Jahren verab
schiedet damit ein Bundesland einen ausge
glichenen Haushalt. Das bedeutet, dass keine 
Nettoneuverschuldung mehr eingeplant ist. 
Bayern gebe „ein Beispiel für andere Länder 
und für den Bund“ aus, sagt Finanzminister 
Kurt Faltlhauser im Plenum. Die Gesamt
ausgaben betragen für das Jahr 2006 knapp 
35 Milliarden Euro, was eine Steigerung von 
nur 1,3 Prozent bedeutet. Im Nachtragsetat 
war eine Finanzierungslücke von rund 800 

Millionen Euro zu decken. Neben Einspa
rungen von etwa 90 Millionen Euro wurden 
Deckungsmittel bei den staatlichen Beteili
gungsunternehmen erschlossen und Privati
sierungserlöse eingesetzt. Überproportionale 
Mehrausgaben werden nur der Wissenschaft 
(3 Prozent mehr), der Bildung (500 zusätz
liche Lehrer) und den kommunalen Investiti
onen zugestanden. 
Manfred Ach (CSU), der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses, sieht im Nachtrags
haushalt „gelebte Verantwortung für unsere 
Zukunft und die nachfolgenden Generati
onen“. Ein ausgeglichener Etat ohne Neuver
schuldung sei kein Selbstzweck und diene 
„schon gar nicht der Profilierung einiger 
Politiker oder eines Landes“, betont Ach. 
Mit einer Investitionsquote von 12,9 Prozent 
stehe Bayern an der Spitze aller westlichen 
Flächenländer. Hätte der Freistaat beispiels
weise dieselbe Quote wie Niedersachsen, 
nämlich 7,1 Prozent, würden im bayerischen 
Staatshaushalt gut 2 Milliarden Euro weniger 
zur Verfügung stehen, rechnet Ach vor. Ziel 
sei es, die Investitionsquote mittelfristig 
wieder auf 15 Prozent anzuheben, das heißt, 
man müsse „weiterhin bei den konsumtiven 
Ausgaben konsequent sparen“. Im Doppel
etat 2007/2008 sei es „unabdingbar, in die 
Bestandserhaltung unserer Straßen und Brü
cken zu investieren“, kündigt der CSUHaus
haltsexperte an.
Jürgen Dupper (SPD) sieht ein Dilemma: 
Nach der „Rekordschuldensumme von 1,8 
Milliarden Euro im Jahr 2005“ sei die staat
liche Investitionsquote auf ein Rekordtief 
gefallen. Bei Stoibers Regierungsübernahme 
1993 habe die Quote noch 21,6 Prozent 
betragen. „Über all die Jahre haben Sie zu 
wenig investiert und zu viel konsumiert“, 
sagt der SPDSprecher an die Adresse der 
CSU. Seine Fraktion sei der Überzeugung, 
dass Bayern Impulse brauche und dass „in 
ausgewählten Bereichen ganz gezielt Geld 
fließen muss, mehr Geld, als Sie einplanen“. 
Nur dadurch lasse sich eine notwendige 
Wachstumsdynamik kurzfristig erhöhen. 
Das bayerische Bildungswesen sei „chro
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nisch unterfinanziert“, kritisiert Dupper. Es 
gebe zu wenig Personal, zu große Klassen 
und zu wenig individuelle Förderung. Bayern 
brauche keine „ideologiegeschwängerten 
Debatten über ausgeglichene Haushalte“, 
keinen Mythos der „Schwarzen Null“. Das 
Erbe für die nächste Generation dürfe nicht in 
„geraubten Bildungs und Zukunftschancen“, 
einer „maroden staatlichen Infrastruktur“, 
einem „gigantischen Investitionsbedarf“ 
und in „desolaten sozialen Verhältnissen“ 
bestehen.
Thomas Mütze (Grüne) fasst seine Kritik 
in dem Satz zusammen: „Der Staat kommt 
auch im Nachtragshaushalt regulär nicht mit 
dem aus, was er einnimmt.“ Die „Schwarze 
Null“, die die CSU „auch weiterhin wie 
eine Monstranz“ vor sich hertrage, sei „ein 
Schwindel“. Mütze begründet diese Einschät
zung mit der Neuverschuldung im Jahr 2005, 
„die höchste nach dem Krieg“, mit dem erst
maligen Verkauf von EonAnteilen, um den 
laufenden Haushalt zu decken, und mit dem 
Flüssigmachen der Darlehen an die Flugha
fengesellschaften München und Nürnberg. 
Im Jahr 2007 helfe dem Finanzminister die 
Mehrwertsteuererhöhung. Mütze wirft der 
Staatsregierung „vordergründige Sparpo
litik“ vor. Höhere Einnahmen müssten direkt 
in die Bildung, in den Sozialhaushalt und in 
den Erhalt von Gebäuden und Straßen, in den  
Hochwasserschutz und in die Altlastensa
nierung fließen.
Gegen das Votum der Opposition werden der 
Nachtragshaushalt und das Finanzausgleichs
gesetz 2006 verabschiedet.
Die „Schwarze Null“ im Haushalt kommen
tiert die „Passauer Neue Presse“: Man könne 
kritisieren, dass sie „nur durch den tiefen 
Griff ins Staatsvermögen erreicht wird. Aber 
das ändert nichts am richtigen Ansatz“. Die 
„Nürnberger Zeitung“ schreibt, Edmund 
Stoiber „will, dass der schuldenfreie Haus
halt keine einmalige Angelegenheit bleibt. 
Allerdings ist es trotz aller Kürzungen nur 
mit Tricks, kreativer Buchführung und 
Verkäufen von sogenanntem Tafelsilber 
gelungen, ohne neue Kredite auszukommen“. 

Die Münchner „Abendzeitung“ sieht in 
„Stoibers Kampf um die ,Schwarze Null‘ kei
neswegs eine NullNummer. Auch wenn sein 
angeblich ausgeglichener Haushalt schon ein 
bisserl einer Mogelpackung gleicht“. Und in 
der „Augsburger Allgemeinen“ ist zu lesen, 
eine „nachhaltige Sanierung“, die den selbst 
formulierten Ansprüchen der CSU gerecht 
werde, stehe noch aus. Dennoch gelte: „Ein 
erster Schritt ist getan, ob ein zweiter folgt, 
wird sich zeigen.“ (595)

18. Mai 2006  654

Die Universitäten, Fach- und Kunsthoch-
schulen Bayerns erhalten einen neuen Rechts-
rahmen. Er ist laut Wissenschaftsminister 
Thomas Goppel die „tief greifendste Reform“ 
seit mehr als 30 Jahren.

Das Hochschulgesetz wird nach fünfmona
tiger kontroverser Debatte gegen die Stimmen 
von SPD und Grünen verabschiedet. Es löst 
das Gesetz aus dem Jahr 1973 ab. Kern
punkte sind eine neue Gestaltung des Ver
hältnisses von Staat und Hochschulen und 
die Stärkung der nationalen und internatio
nalen Wettbewerbsfähigkeit. Dazu zählt die 
generelle Einführung der Studienabschlüsse 
Bachelor und Master. Die Hochschulorgani
sation wird „weitestgehend“ vom Staat auf 
die Hochschulen übertragen. Die Universi
tätsklinika werden rechtlich verselbststän
digt, damit sie bei der Krankenversorgung, so 
Wissenschaftsminister Thomas Goppel, „wie 
Wirtschaftsunternehmen“ handeln können. 
Eine „Erprobungsklausel“ eröffnet den 
Hochschulen die Möglichkeit, mit eigenen 
Modellen zu experimentieren. Die Hoch
schulen erhalten mehr Eigenverantwortung 
auf dem Finanzsektor, auf Antrag kann ein 
Globalhaushalt eingeführt werden. 
Im Zentrum der Oppositionskritik und der 
Studentenproteste steht die Einführung von 
Studiengebühren. Ab 2007 können Univer
sitäten pro Semester zwischen 300 und 500 
Euro verlangen, Fachhochschulen zwischen 

Mehr Autonomie für die überfüllten Hochschulen
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100 und 500 Euro. Festgesetzt werden die 
Gebühren von den Hochschulen selbst. Sie 
können je nach Fachbereich unterschiedlich 
hoch sein. Zehn Prozent der besten Studie
renden können ganz oder teilweise von den 
Gebühren befreit werden. Das Geld steht den 
Hochschulen zur Verfügung, es darf nicht zur 
Senkung der staatlichen Beiträge führen, son
dern es dient, wie Minister Thomas Goppel 
betont, „der Verbesserung der Studienbedin
gungen“. 
Auch der Hochschulrat wird von der Opposi
tion abgelehnt. Er besteht aus den gewählten 
Mitgliedern des Senats und acht externen 
Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Kunst, 
Kultur, Wirtschaft und beruflicher Praxis. 
Gemäß dem Vorbild der Technischen 
Universität München soll der Hochschulrat 
die Rolle eines Aufsichtsrates übernehmen. 
Der Hochschulrat beschließt unter anderem 
die Grundordnung, wählt den Präsidenten 
oder die Präsidentin, entscheidet über den 
Entwicklungsplan der Hochschule und die 

Einrichtung, Änderung oder Aufhebung von 
Studiengängen.
Wissenschaftsminister Thomas Goppel 
betont im Plenum, „wir hieven das Verhältnis 
von Staat und Hochschule auf eine gänzlich 
neue Ebene: auf die von Partnern“. Partner 
legten „ihre Ziele gemeinsam und auf glei
cher Augenhöhe“ fest. Die Hochschulen 
würden in Zukunft selbst über ihre „Manage
mentstrukturen“ entscheiden. Sie würden 
künftig Angelegenheiten der Lehre und der 
Studierenden „weitestgehend“ selbst regeln. 
Die staatliche Mitwirkung beschränke sich 
auf die Grundordnung und auf die Festset
zung der Zulassungszahlen.
Adelheid Rupp (SPD) kritisiert, der Gesetz
entwurf könne sich nicht zwischen „Neure
gelungen, die rückwärts gewandt sind, und 
Wirtschaftsliberalismus“ entscheiden. Die 
hierarchischen Strukturen würden nicht 
abgebaut. Die Hochschulen seien „komplett 
unterfinanziert“. Wenn sie sich nur noch auf 
Drittmittel stützen könnten, würden sie von 
der Konjunktur einzelner Branchen abhängig 
und leisteten „nicht mehr das, was der Staat 
zu leisten hat, nämlich die Bildung sicherzu 
stellen“. Die Studiengebühren bezeichnet 
Adelheid Rupp als „sozial selektiv“. Sie 
zwängen die Studierenden zur Mehrarbeit 
und hätten letztlich längere Studienzeiten zur 
Folge. 
Ludwig Spaenle (CSU) nennt die Einführung 
der Studienbeiträge „wissenschaftspolitisch 
geboten und sozialpolitisch verantwortbar“. 
Mit den Eigenbeiträgen würden in den kom
menden Jahren „gewaltige Mittelströme“ in 
Bewegung gesetzt werden, um die Situation 
der Lehre nachhaltig zu verbessern. Es gebe 
eine Reihe von Maßnahmen, damit die Studi
engebühren nicht abschreckend wirkten. 
Ulrike Gote (Grüne) urteilt, „an die Grenzen 
der Autonomie werden die Hochschulen auch 
in Zukunft sehr schnell stoßen“. Die „Leine 
der Ministerialbürokratie“ sei nur etwas 
länger geworden. Noch immer müssten die 
Hochschulen ihre Grundordnungen geneh
migen lassen, die volle Organisationsau
tonomie hätten sie somit nicht. Gote: „Sie 

15. Wahlperiode

Die Münchner „Abendzeitung“ sieht in 
„Stoibers Kampf um die ,Schwarze Null‘ kei
neswegs eine NullNummer. Auch wenn sein 
angeblich ausgeglichener Haushalt schon ein 
bisserl einer Mogelpackung gleicht“. Und in 
der „Augsburger Allgemeinen“ ist zu lesen, 
eine „nachhaltige Sanierung“, die den selbst 
formulierten Ansprüchen der CSU gerecht 
werde, stehe noch aus. Dennoch gelte: „Ein 
erster Schritt ist getan, ob ein zweiter folgt, 
wird sich zeigen.“ (595)

18. Mai 2006  654

Die Universitäten, Fach- und Kunsthoch-
schulen Bayerns erhalten einen neuen Rechts-
rahmen. Er ist laut Wissenschaftsminister 
Thomas Goppel die „tief greifendste Reform“ 
seit mehr als 30 Jahren.

Das Hochschulgesetz wird nach fünfmona
tiger kontroverser Debatte gegen die Stimmen 
von SPD und Grünen verabschiedet. Es löst 
das Gesetz aus dem Jahr 1973 ab. Kern
punkte sind eine neue Gestaltung des Ver
hältnisses von Staat und Hochschulen und 
die Stärkung der nationalen und internatio
nalen Wettbewerbsfähigkeit. Dazu zählt die 
generelle Einführung der Studienabschlüsse 
Bachelor und Master. Die Hochschulorgani
sation wird „weitestgehend“ vom Staat auf 
die Hochschulen übertragen. Die Universi
tätsklinika werden rechtlich verselbststän
digt, damit sie bei der Krankenversorgung, so 
Wissenschaftsminister Thomas Goppel, „wie 
Wirtschaftsunternehmen“ handeln können. 
Eine „Erprobungsklausel“ eröffnet den 
Hochschulen die Möglichkeit, mit eigenen 
Modellen zu experimentieren. Die Hoch
schulen erhalten mehr Eigenverantwortung 
auf dem Finanzsektor, auf Antrag kann ein 
Globalhaushalt eingeführt werden. 
Im Zentrum der Oppositionskritik und der 
Studentenproteste steht die Einführung von 
Studiengebühren. Ab 2007 können Univer
sitäten pro Semester zwischen 300 und 500 
Euro verlangen, Fachhochschulen zwischen 

Mehr Autonomie für die überfüllten Hochschulen
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haben Kontrolle und Hineinregierung nicht 
reduziert, sie haben es nur verlagert.“ Die 
Autonomie werde durch den neuen Hoch
schulrat nicht gestärkt, seine Aufgaben seien 
eine „Mischung aus Kontrolle und opera
tivem Geschäft“. Die Einführung von Stu
diengebühren behindere die Internationa
lisierung der Hochschulen. Sie würden die 
soziale Ungerechtigkeit weiter verschärfen, 
denn „es gibt keine sozialverträglichen Stu
diengebühren“. (332)

18. Mai 2006  655

Das Gleichstellungsgesetz wird auf unbe-
stimmte Zeit verlängert. Es soll einen neuen 
Schub für die Chancengleichheit im öffentli-
chen Dienst geben.

Das zehn Jahre alte Gesetz sei erfolgreich 
gewesen, betont Sozialministerin Christa 
Stewens. Der Frauenanteil im gesamten 
öffentlichen Dienst habe sich auf fast 53 Pro
zent erhöht. Doch vor allem in Führungspo
sitionen werde für Frauen „die Luft dünn“: 
Von 1997 bis 2004 habe sich die Quote von 
15,1 auf 22,9 Prozent erhöht, was zu wenig 
sei. Doch, so die Ministerin, „wir müssen 
uns freimachen, Frauen immer bestimmte 
Lebensentwürfe vorzuschreiben“. 
Ingrid Heckner (CSU) plädiert bei der Gleich
stellung nach wie vor für Freiwilligkeit. Die 
Frauenbeauftragten hätten in Bayern stets 
viel Überzeugungskraft an den Tag gelegt 
und damit einiges erreicht. Christa Naaß 
(SPD) fordert für die Frauenbeauftragten 
eine Mindestfreistellung von ihren anderen 
Aufgaben. Simone Tolle (Grüne) sieht im 
neuen Gesetz „eines der schwächsten Gleich
stellungsgesetze in der Bundesrepublik“. 
Nach wie vor bekämen die Männer die gut 
bezahlten und karriereträchtigen Vollzeit
stellen. Das Gleichstellungsgesetz wird auch 
deshalb von der Opposition abgelehnt, weil 
es nicht genügend Sanktionsmöglichkeiten 
enthalte, um Behörden zur Umsetzung zu 
zwingen. (559)

6. Juli 2006  656

Nach monatelangen Diskussionen werden die 
Weichen für die landesplanerische Entwick-
lung neu gestellt.

Die Verordnung über das Landesentwick
lungsprogramm (LEP) wird unter Zeitdruck 
gegen die Stimmen der Opposition verab
schiedet. Dabei ist man sich in der CSU  
einig, dass bald eine erneute Fortschreibung  
des LEP folgen soll. Die Eile rührt von der  
EUFristsetzung her: Wenn das  Programm 
nicht bis 21. Juli verabschiedet ist, muss es  
einer Strategischen Umweltverträglichkeits
prüfung unterzogen werden. Das würde  
eine Verzögerung um mindestens eineinhalb  
Jahre bedeuten. 
Wirtschaftsminister Erwin Huber, dessen 
Haus diesmal die Federführung bei der 
Ausarbeitung des Landesentwicklungs
programms hatte, betont, der Inhalt sei um 
40 Prozent schlanker geworden. Von mehr 
als 400 Detailzielen gibt es nur noch 170 
Ziele. Wichtiges Instrument für die länd
lichen Räume werde das Vorrangprinzip. Es 
ergänze das Vorhalteprinzip, das bedeute, 
dass bei einem Zurückgehen der Bevölke
rung die Infrastruktur erhalten und nicht 
abgebaut wird. Vorrangprinzip heißt, so 
Minister Huber, „dass es in einer schwierigen 
Abwägung eine Bevorzugung dieser Räume 
geben soll, um sie zu halten und um ihnen 
Zukunft zu geben“. 
Dem neuen Landesentwicklungsprogramm 
ist eine Resolution vorangestellt. Reinhold 
Bocklet (CSU) erläutert, darin würden „im 
Sinne intellektueller Redlichkeit die weiteren 
Schritte“ im Rahmen des LEP skizziert: Sie 
betreffen die zentralörtliche Gliederung, 
Einzelhandelsgroßprojekte und Aussagen 
zu weiteren Verkehrsmaßnahmen. Zu den 
umstrittenen Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese gibt es innerhalb der CSU, aber auch 
bei den betroffenen Verbänden, nach wie vor 
zum Teil sehr kontroverse Meinungen. 
Die SPDAbgeordnete Hildegard Kronawitter 
nennt das Landesentwicklungsprogramm 
einen „Torso“, weil die CSU selbst einge
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stehe, dass es umgehend fortzuschreiben sei. 
Zudem sei es ein „Programm für die Meh
rung von Bürokratie und Arbeitbeschaffung 
in der Staatsverwaltung und in den beim LEP 
zu beteiligenden Organisationen“.
Christian Magerl fordert namens der Grünen 
die CSU vergeblich auf, das Landesentwick
lungsprogramm zurückzuziehen und erst im 
Herbst abschließend zu beraten. 

13. Juli 2006  657

Umweltminister Werner Schnappauf recht-
fertigt im Landtag den Abschuss des Braun-
bären „Bruno“.

Der aus Italien zugewanderte junge Bär, 
der erste seit 170 Jahren in Bayern, durch
streifte fünf Wochen lang die Alpen. Als ein 
finnischer Bärenfangtrupp aufgeben muss, 
erteilt Minister Schnappauf die Genehmi
gung zum Töten des Bären „JJ1“, wie er offi
ziell heißt. Im Umweltausschuss des Land
tags spricht der Umweltminister von einer 
„notwendigen Pflicht“. Experten hätten von 
Anfang an vor einer Gefährdung von Men
schen gewarnt. Dennoch habe er entschieden, 
fünf Wochen lang zu versuchen, den Bären 
zu fangen. Weil „Bruno“, wie ihn die Bevöl
kerung nennt, zunehmend die Scheu vor 
Menschen verloren habe und sich gleich
zeitig riskante Begegnungen unvorsichtiger 
Bürger mit dem wilden Tier häuften, sei der 
Abschuss unvermeidlich geworden.
Von Seiten der Tierschützer erntet Minister 
Schnappauf wütende Proteste, es kommt zu 
Morddrohungen gegen ihn und seine Mit 
arbeiter. Auch die Opposition kritisiert 
Schnappaufs Verhalten scharf. Ludwig 
Wörner (SPD) fordert Konsequenzen und 
sagt: „Nach meiner Einschätzung sind Sie 
als Minister am falschen Ort.“ Sein Frak
tionskollege Christoph Rabenstein meint, 
der Minister hätte „früher und deutlicher 
vor Gefahren durch den Bären warnen 
müssen“. Ruth Paulig (Grüne) sagt, nach dem 
wochenlangen Hin und Her sei der plötz
liche Abschuss „eine Blamage für Bayern“ 

gewesen. Die CSU stellt ein Konzept zum 
WildtierManagement in Bayern für Tiere 
wie Bär, Wolf, Adler oder Luchs vor. Helmut 
Brunner (CSU): „Wir müssen wissen, was uns 
erwartet, wenn wir diese Tiere hier haben.“

13. Juli 2006  658

Eine interfraktionelle Arbeitsgruppe präsen-
tiert eine Reform der Geschäftsordnung, um 
Plenardebatten aktueller und lebendiger zu 
machen.

Die Arbeitsgruppe „Lebendigeres Parla
ment“, eingesetzt auf Initiative von Landtags
präsident Alois Glück, schlägt einen halb
jährigen Probelauf für eine Reihe einschnei
dender Reformschritte vor. Nach englischem 
Vorbild wird es nun eine Ministerbefragung 
geben. Sie löst die Fragestunde ab und stellt 
eine Premiere in den deutschen Landesparla
menten dar. In der Vollversammlung muss ein 
Minister, ohne die Fragen vorher zu kennen, 
Rede und Antwort stehen. Das Thema wird 
abwechselnd von den Fraktionen benannt. 
Die Ministerbefragung soll etwa 15mal im 
Jahr stattfinden. SPD und Grüne kritisieren, 
dass der Ministerpräsident von der Befra
gung ausgenommen ist. 
Künftig soll die Vollversammlung während 
der Sitzungswochen möglichst wöchentlich 
tagen, abwechselnd am Dienstag, Mittwoch 
oder Donnerstag. Die allgemeine Redezeit 
wird gekürzt, in Konfliktfällen aber ganz 
freigegeben. Anstelle der mündlichen Fragen 
hat der Abgeordnete das Recht, schriftliche 
Fragen zu stellen, die noch in der gleichen 
Woche schriftlich von der Staatsregierung zu 
beantworten sind. 
Thomas Kreuzer (CSU) wertet das Konzept 
als „wichtigste Parlamentsreform seit dem 
Zweiten Weltkrieg“. Johanna WernerMug
gendorfer (SPD) ist sich sicher, „der Landtag 
wird attraktiver“. Sepp Dürr von den Grünen 
wertet die neuen Regeln als wichtigen Beitrag 
gegen die Politikverdrossenheit. 
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19. Juli 2006  659

Ein Verbot von Handys in der Schule, 
Deutschprüfungen für Migrantenkinder vor 
der Einschulung und ein Schulausschluss im 
Notfall werden im Erziehungs- und Unter-
richtsgesetz (EUG) verankert.

Der Schulausschluss, abgesprochen mit den 
örtlichen Jugendbehörden, soll die letzte 
Maßnahme sein, wenn die Schule nicht mehr 
weiter weiß in Fällen von Gewalt schulpflich
tiger Schülerinnen und Schüler, die akut das 
Leben oder in erheblicher Weise die Gesund
heit von Mitschülern oder von Lehrkräften 
bedrohen. Das Kultusministerium rechnet 
damit, dass etwa 30 Schüler aufgrund der 
neuen Bestimmung ihre Schullaufbahn vor
zeitig beenden müssen. Auch das Nutzungs
verbot für Mobilfunktelefone und „sonstige 
digitale Speichermedien“ soll der Gewalt an 
Schulen Einhalt gebieten. Veranlasst wurde 
die Bestimmung durch „wiederholte Fälle 
von Gewalt und pornographischen Videos 
auf Schülermobilfunktelefonen“. 
In das Schulrecht eingefügt werden „ver
bindliche Sprachstandserhebungen bei Kin
dern mit Migrationshintergrund“ samt  
der Möglichkeit, sie bei unzureichenden 
Deutschkenntnissen zunächst vom Schulbe
such zurückzustellen. Damit Schritte zur 
Integrationsförderung bei den Eltern einge
leitet werden können, muss die Schule den 
Ausländerbehörden mitteilen, wenn ein Kind 
nicht über hinreichende Deutschkenntnisse 
verfügt. 
Ein Rauchverbot an Schulen wird von 
allen Fraktionen unterstützt. Die Änderung 
des EUG wird von der Opposition abge
lehnt, „wenn auch einige Details akzeptiert 
würden“, wie der SPDBildungsexperte 
HansUlrich Pfaffmann sagt. Dazu zählt 

er die Neuregelung für Schülerzeitungen, 
die eine Wahlfreiheit für die Redaktionen 
schafft, ob ihre Zeitung als Schulpublikation 
oder als Druckerzeugnis nach dem Pressege
setz mit allen rechtlichen Folgen erscheinen 
soll.
Pfaffmann hält der Staatsregierung vor, 
einmal mehr Schulpolitik mit Ordnungspo
litik zu verwechseln. Auch er sieht die Pro
bleme mit gewaltbereiten Schulstörern und 
beim Missbrauch von Handys. Doch „weg
verbieten“ könne man dies nicht und pädago
gische Konzepte biete das EUG nicht an. Der 
Schulausschluss sei auch als „ultima ratio“ 
abzulehnen, solange es zu wenig Lehrer, 
Schulsozialarbeiter und Schulpsychologen 
gebe. Als „nicht umsetzbar“ bezeichnet 
Pfaffmann das Handyverbot, denn Lehrer 
könnten nicht als „Handypolizei“ eingesetzt 
werden. 
Simone Tolle (Grüne) urteilt: „Moderne Bil
dung setzt nicht auf Haudrauf, sondern auf 
Prävention und Dialog.“ Man solle es bei
spielsweise den Schulen selbst überlassen, 
wie sie mit der Handybenutzung umgehen 
wollten. Wenn Schulen ihre Probleme selber 
regelten, könne man dort auch darüber dis
kutieren und sich mit Gefahren und Chancen 
auseinandersetzen. 
Georg Eisenreich (CSU) wirft den Oppositi
onsparteien vor, die Probleme der Gewalt an 
Schulen zu verharmlosen. Das Handyverbot 
werde helfen, die Schule als „Ort des Lernens 
und des Miteinanderredens“ zu stärken. 
Kultusminister Siegfried Schneider sagt 
zum Schulausschluss, Prävention finde statt, 
die Lehrkräfte leisteten dabei „Enormes“. 
Es gebe aber Einzelfälle, „in denen die 
Schule mit ihrem Latein am Ende ist“.  
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Laut Verfassung muss der Regierungschef 
zurücktreten, wenn „die politischen Verhält-
nisse ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten 
zwischen ihm und dem Landtag unmöglich 
machen“. Für SPD und Grüne ist dieser Fall 
auf Grund der Entwicklung der letzten Wo-
chen eingetreten, „nach unglaublichen Intri-
gen, nach Bespitzelungen, nach Personalque-
relen“, wie Fraktionschef Franz Maget (SPD) 
die „außergewöhnliche Sitzung des Bayeri-
schen Landtags“ begründet. Joachim Herr-
mann (CSU) wiegelt ab: „Wir haben in Wild-
bad Kreuth darüber diskutiert, in welcher 
personellen Formation wir in die Landtags-
wahl 2008 gehen wollen“, sagt der Fraktions-
vorsitzende und fügt an: „Wir stehen zu unse-
rem Ministerpräsidenten und der von ihm ge-
führten Staatsregierung.“

Herrmanns Worte können die dramatischen 
Vorgänge der zurückliegenden Wochen nicht 
verdecken. Das Tempo, mit dem aus Stoibers 
Staatskanzlei die Modernisierung vorange-
trieben wurde, verursachte in der CSU-Frak-
tion eine schwelende Reformmüdigkeit. 
Warnsignal war im November der Streit um 
die Freigabe der Ladenöffnungszeiten, als 
mehrere Dutzend CSU-Abgeordnete die Ge-
folgschaft verweigerten. Zur Jahreswende 
alarmieren schwache Umfragewerte die Par-
tei, und auch Stoibers Ansehen sinkt in der 
Bevölkerung. Furore macht gleichzeitig die 
damalige Fürther Landrätin Gabriele Pauli 
(CSU), die öffentlich Kritik am Regierungs-
chef übt und nach einer Mitgliederbefragung 
ruft. Ihr Gesprächsangebot weist Stoiber 
brüsk zurück und verstärkt damit Paulis öf-
fentliche Aufmerksamkeit. Als der Verdacht 
aufkommt und bundesweite Medienwellen 
schlägt, die CSU-Frau sei aus der Staatskanz-
lei bespitzelt worden, entlässt Stoiber seinen 
Bürochef. 

Bei der Fraktionsklausur Mitte Januar 2007 
in Wildbad Kreuth sorgt die Ankündigung 
von Stoiber, er wolle 2008 für weitere fünf 
Jahre im Ministerpräsidentenamt kandidie-
ren, für Aufregung. Die Führungskrise wird 
nun offen ausgetragen, ein „beispielloses 

28. November 2006  660

Ein neues Gesetz zur Förderung der Land-
wirtschaft zieht die Konsequenzen aus dem 
verschärften Wettbewerb infolge von Libe-
ralisierung und Globalisierung.

Das Bayerische Agrarwirtschaftsgesetz, das 
bei Stimmenthaltung der SPD und Ablehnung 
der Grünen beschlossen wird, löst ein 32 Jah-
re altes Gesetz ab und ist eine Antwort auf die 
verschiedenen EU-Landwirtschaftsreformen, 
um vitale ländliche Räume zu erhalten und 
die Erzeugung qualitativ hochwertiger Nah-
rungsmittel zu fördern. 
Heidi Lück (SPD) nennt das Gesetz eine „glei-
ßende Fassade“. Hinter dem Versprechen von 
mehr Selbstständigkeit und Unternehmertum 
würden sich lediglich Einsparungen auf dem 
Rücken der Landwirte verbergen. Adi Sprin-
kart (Grüne) kann nicht erkennen, wie durch 
das neue Gesetz die Wettbewerbs fähigkeit 
von mehr als 70 Prozent der baye rischen Bau-
ern gestärkt werden solle, die auf Höfen bis zu 
30 Hektar wirtschaften müssten.

30. Januar 2007   661

Vergeblich beantragt die Opposition ge-
mäß Artikel 44 der Bayerischen Verfas-
sung den Rücktritt von Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, veranlasst durch inner-
parteiliche Grabenkämpfe in der CSU. 
Stoiber terminiert seinen Rückzug auf  
Ende September.

Der ungewöhnliche, zeitlich verzögerte parla-
mentarische Vorstoß ist ausgelöst durch die 
heftig umstrittene Frage in der Christlich-So-
zialen Union, wer 2008 die Partei im Wahl-
kampf anführen solle, da die Popularität des 
Regierungschefs schwindet. Bei der traditio-
nellen CSU-Winterklausur in Wildbad 
Kreuth Mitte Januar kapitulierte Stoiber 
schließlich und versprach, zum 30. Septem-
ber zugunsten von Innenminister Günther 
Beckstein sein Ministerpräsidentenamt auf-
zugeben.
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ment“, sei die „Regierungskrise in Bayern“ 
bislang diskutiert worden. Maget wirft der 
CSU vor, in den letzten Monaten „einen maß-
geblichen Beitrag zu weiterer Politik- und 
Parteienverdrossenheit“ geleistet zu haben. 
Die Regierungskrise setze sich nun weitere 
quälende Monate fort, weil Stoiber eine 
„mehrmonatige Hängepartie“ veranstalte. 
Für einen Neuanfang sei Stoibers sofortiger 
Rücktritt die Voraussetzung. Für die Grünen 
schließt sich Margarete Bause an: „Wir brau-
chen in Bayern nicht monatelang einen Mi-
nisterpräsidenten im Wartestand und einen 
Ministerpräsidenten im Dauerabschiedszu-
stand.“ Stoibers „Rücktrittsschonfrist“ sei 
„für Bayern verlorene Zeit“. 

Joachim Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
der CSU, streicht Stoibers Verdienste in der 
Haushalts-, Sicherheits-, Bildungs- und Wirt-
schaftspolitik heraus. Der Ministerpräsident 
habe das volle Vertrauen der Mehrheitsfrakti-
on. Schon jetzt sei festzustellen, Stoiber wer-
de als einer der ganz großen Ministerpräsi-
denten in die Geschichte Bayerns eingehen, 
„wir sind auf diesen Mann stolz und danken 
ihm für seine großartige Leistung für unser 
Land“. Der Oppositionsantrag, dass eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
Landtag und Ministerpräsident nicht mehr 
möglich sei, wird von der CSU geschlossen 
abgelehnt.

„Sind die neuen schönen Worte nur Ausdruck 
einer Erleichterung, einer Vorfreude auf den, 
wenn auch langsam nahenden Abschied des 
schwierigen, lange widerspenstigen Chefs?“, 
fragt sich die „Augsburger Allgemeine“ pro-
phetisch. Keineswegs, heißt es in dem Kom-
mentar, denn der Dank für Stoibers Leistung 
sei „nicht nur eine Abschiedsgeste“, sei „echt 
und angebracht“. Nun, da Stoiber gehe, „spü-
ren die Parteifreunde deutlicher denn je, was 
sie an ihm hatten“. 

Chaos in der CSU“ („Süddeutsche Zeitung“) 
bricht aus. Am 18. Januar gibt Stoiber schließ-
lich den Weg für seine Nachfolge frei. Über 
diese haben sich inzwischen, anders als zum 
Zeitpunkt einer möglichen Berlin-Karriere 
Stoibers, die Minister Erwin Huber und Gün-
ther Beckstein ohne Kampfgetöse geeinigt: 
Huber strebt den Parteivorsitz an, Beckstein 
soll neuer Ministerpräsident werden. Der 
CSU-Politiker Horst Seehofer, der ebenfalls 
Anspruch auf den Parteivorsitz anmeldet, 
muss wegen Gerüchten über sein Privatleben 
zurückstecken. Stoiber bedingt sich eine 
Übergangsfrist von knapp einem Dreiviertel-
jahr aus, die er zu einer ausgedehnten, für 
viele seiner Parteifreunde quälend langen 
Abschiedstournee nutzen wird. Erwin Huber 
wird am 29. September 2007 Stoibers Nach-
folger als Parteivorsitzender, am 9. Oktober 
2007 bestimmt der Landtag Günther Beck-
stein zum neuen Ministerpräsidenten. In sei-
nen Erinnerungen urteilt Stoiber über seine 
Nachfolger, beide hätten eine „beachtliche 
politische Lebensleistung“, doch es habe ihn 
überrascht, „als sie sich die höchste Verant-
wortung so sehr zutrauten“. 

Während der parteiinternen Kämpfe und ra-
pide sinkenden Sympathiezahlen wird in den 
Reihen von SPD und Grünen mit dem Ge-
danken gespielt, die CSU-Misere politisch 
mithilfe eines Volksentscheids auszunutzen, 
denn auf Antrag von einer Million wahlbe-
rechtigter Staatsbürger kann der Landtag ab-
berufen werden (Art. 18 BV). Die unerwartet 
schnelle Lösung der Führungskrise und stei-
gende Umfragewerte für die CSU versperren 
bald diesen Weg. 

Eine parlamentarische Auseinandersetzung 
über die Vorgänge in der Mehrheitspartei 
kommt trotz aller Turbulenzen erst am 30. Ja-
nuar 2007 zustande, da die CSU mit ihrer 
Zweidrittelmehrheit eine Sondersitzung zu 
einem früheren Zeitpunkt verweigert. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Franz Maget 
kritisiert folglich scharf: „In allen Medien 
(…), nur nicht an dem Ort, wo diese Frage 
hingehört, nämlich im bayerischen Parla-
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Mit der Infosäule im Maximilianeum, die im 
Januar 2008 hinzukommt, kann man alle Par-
lamentarier abfragen, die von den Nationalso-
zialisten verfolgt wurden, sei es durch Haft, 
Enteignung, Berufsverbot oder Emigration. 
Unter ihnen sind auch Abgeordnete wie Wal-
demar von Knoeringen (SPD), der im engli-
schen Exil war, oder Hanns Seidel, der als 
Mitglied der Bayerischen Volkspartei (BVP) 
in „Schutzhaft“ genommen wurde. An dieser 
Dokumentation arbeiteten Historiker des 
Hauses der Bayerischen Geschichte und des 
Instituts für Zeitgeschichte eineinhalb Jahre 
lang. Im ersten bayerischen Nachkriegs-
landtag, so die Selbstauskunft im Landtags-
handbuch von 1948, waren von 180 Mitglie-
dern 29 im Konzentrationslager, 47 erlitten 
Gefängnis oder „Schutzhaft“ und sieben wa-
ren im Widerstand oder in der Emigration. 
Die Präsidenten des ersten Landtags (1946 bis 
1950), Michael Horlacher und Ge org Stang 
(beide CSU), waren im Konzentrations lager 
Dachau inhaftiert. (75)

8. Mai 2007   662

Zur Erinnerung an die vom Nationalsozia-
lismus verfolgten Mitglieder des Bayeri-
schen Landtags wird im Maximilianeum 
eine Gedenktafel enthüllt.
Den Anstoß gab zwei Jahre zuvor die 
SPD-Fraktion, die an jene 15 Genossen und 
eine Genossin erinnern wollte, die am 29. Ap-
ril 1933 gegen das Landesermächtigungsge-
setz stimmten. Der demokratisch gewählte 
Landtag war damals per NS-Diktat aufgelöst 
und ein neuer Landtag auf Grund der Reichs-
tagswahl vom 5. März einberufen worden mit 
dem einzigen Zweck, ein „Gesetz zur Behe-
bung der Not des bayerischen Volkes und 
Staates“ zu beschließen, eine Kopie des ent-
sprechenden Reichsgesetzes. 
Das Gedenken allein an die mutigen 16 
SPD-Parlamentarier erweist sich jedoch als 
zu eng gefasst. Die Kommunisten hatten bei-
spielsweise gar keine Möglichkeit, das Gesetz 
abzulehnen, da sie bereits inhaftiert waren. 

Gedenktafel für die vom Nationalsozialismus verfolgten bayerischen Abgeordneten



465

15. Wahlperiode

Vermächtnis, das auch Bindungswirkung für 
seinen Nachfolger Günther Beckstein hat. 

In seiner Regierungserklärung erinnert Mi-
nisterpräsident Stoiber an die Investitionspro-
gramme „Offensive Zukunft Bayern“ und 
„High-Tech-Offensive“, mit denen 4,3 Milli-
arden Euro aus Privatisierungserlösen flä-
chendeckend vor allem für Forschung, Inno-
vation, Wissenschaft und Existenzgründun-
gen ausgegeben worden seien. Jetzt gehe es 
um „einen zusätzlichen Schub“ für Bayern, 
um die Spitzenposition bei Wachstum und 
Beschäftigung zu verteidigen und auszubau-
en. Deshalb brauche man nun „eine optimale 
Förderung unserer Kinder und Jugendlichen“. 
Für Forschung und Entwicklung – derzeit 
drei Prozent des bayerischen Bruttoinlands-
produkts – sollen laut Gutachten „Bayern 
2020“ dann 3,6 Prozent verwendet werden. 
Das sei „machbar und hält Bayern an der 
Spitze des Fortschritts“, verspricht Stoiber. 

17. Juli 2007   663

Höhepunkt des Abschieds von Edmund 
Stoiber vom Amt des Ministerpräsidenten 
ist die Regierungserklärung „Bayern 
2020: Kinder, Bildung, Arbeit“. Sie kün-
digt ein Eineinhalb-Milliarden-Programm 
an, das Stoiber in Abstimmung mit der 
CSU-Fraktion entwarf.

Das Programm beruht auf einem Gutachten 
der von der Staatsregierung ins Leben gerufe-
nen Expertenkommission „Zukunft Bayern 
2020“ mit den Investitionsschwerpunkten 
Kinderbetreuung, Schulentwicklung, Ausbau 
der Studienplätze sowie Forschung und Ent-
wicklung. Leiter des Wissenschaftlich-Tech-
nischen Beirats der Staatsregierung ist der 
Unternehmensberater Herbert Henzler. Stoi-
bers Zukunftsprogramm, wie er es dem 
Landtag präsentiert, ist das Ergebnis detail-
lierter Diskussionen mit der Fraktion und ein 

Letzte Regierungserklärung von Ministerpräsident Stoiber



466

15. Wahlperiode

sei die Energie- und Klimaschutzpolitik aus-
geklammert worden, den Begriff „erneuerba-
re Energien“ habe Stoiber gar nicht erwähnt, 
sondern er setze allein auf die Atomkraft. 
Sepp Dürr (Grüne) sieht im Programm 2020 
keine Zukunftsaufgaben, sondern lediglich 
ein Nacharbeiten. Wichtige Zukunftstrends 
wie den Klimawandel, die demografische 
Entwicklung und die Probleme der Menschen 
im ländlichen Raum habe der Ministerpräsi-
dent einfach ignoriert. 
„Bayern ist auf Erfolgskurs“, Stoibers 
„Marschrichtung“ habe die volle Unterstüt-
zung der CSU-Fraktion, betont ihr Vorsitzen-
der Joachim Herrmann. Stoiber habe mit dem 
Programm zum „Schlussspurt“ angesetzt, 
seinem designierten Nachfolger gebe dies 
„Rückenwind für den Start“. 

9. Oktober 2007   664

Nach 182 Tagen des Wartens wird Gün-
ther Beckstein mit 122 Stimmen der 178 
anwesenden Abgeordneten zum neuen  
Ministerpräsidenten gewählt.

Sein Vorgänger Edmund Stoiber gab am 30. 
September, ein Jahr vor Ablauf der regulären 
Frist, sein Amt zurück. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende Franz Maget erinnert daran, dass 
Becksteins Wahl Stoibers Sturz vorausgegan-
gen sei, „seit jener Nacht in Kreuth“ habe es 
in Bayern „eine quälende Hängepartie“ gege-
ben. Grünen-Sprecherin Margarete Bause 
meint, nach wie vor sei unklar, warum der 
„erfolgreichste Ministerpräsident aller Zei-
ten“ seine „so beispiellose Leistung für unser 
Land nicht fortsetzen durfte“. Neuwahlen im 
Januar wären die sauberste Lösung gewesen.

In seinen kurzen Antrittsworten sagt Beck-
stein: „Uns leitet die Vision eines Bürgerstaa-
tes, der die Balance hält zwischen verant-
wortlichen Bürgern und schützendem Staat. 
Wir wollen die solidarische Leistungsgesell-
schaft.“ Der neue Regierungschef fügt an: 
„Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne. Da-

Vereidigung von Ministerpräsident Beckstein

Für den dritten Schwerpunkt „Arbeit“ denkt 
der Ministerpräsident an Hilfen für standort- 
relevante Innovationsvorhaben, um weitere 
Forschungs- und Produktionsstätten nach 
Bayern zu ziehen.
In einer ersten Etappe des Programms „Bay-
ern 2020“ werden laut Stoiber 1,5 Milliarden 
Euro aus Etatmitteln in Bildung, Arbeitsplät-
ze und Klimaschutz investiert, zusätzlich 
zum regulären Haushalt der nächsten vier 
Jahre als „Initialzündung“. Die Gutachter 
gingen von Gesamtinvestitionen von bis zu 
acht Milliarden Euro bis zum Jahr 2020 aus. 
Damit könne laut Experten Bayern bis dahin 
um einen halben Prozentpunkt pro Jahr 
schneller wachsen als der Durchschnitt 
Deutschlands. „Oberste Richtschnur bayeri-
scher Finanzpolitik“ bleibe die „Neuver-
schuldung Null“, versichert Stoiber.
Franz Maget (SPD) antwortet, „die Frage al-
ler Fragen“ laute nach wie vor, „warum ei-
gentlich, wenn alles so toll und gut ist und wir 
überall spitze sind“, warum müsse der Minis-
terpräsident dann gehen. Die von Stoiber ins 
Leben gerufene Zukunftskommission habe 
bei der SPD Ideen und Ziele „abgekupfert“, 
das sei „Etikettenschwindel“ und eine „Ver-
letzung des Urheberrechts“, hält der SPD- 
Fraktionsvorsitzende Stoiber vor. Allerdings 
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16. Oktober 2007   665

Ministerpräsident Günther Beckstein 
stellt sein Kabinett vor, das bei den Minis-
terposten von Kontinuität, bei den Staats-
sekretären von Erneuerung geprägt ist. 

Von den (maximal möglichen) 17 Kabinetts-
posten sind sieben neu besetzt (davon fünf im 
Staatssekretärsrang). Emilia Müller wird 
Wirtschaftsministerin (vorher Staatsministe-
rin für Bundes- und Europaangelegenheiten). 
Minister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten wird nun Markus Söder, Leiter der 
Staatskanzlei im Ministerrang bleibt Eber-
hard Sinner. Neuer Innenminister wird der 
bisherige Fraktionschef Joachim Herrmann, 
Staatssekretär wird Jürgen W. Heike, bisher So-
zialministerium. Im Amt bleiben Beate Merk 
(Justizministerin), Thomas Goppel (Wissen-
schaftsminister), Josef Miller (Landwirt-
schaftsminister), Siegfried Schneider (Kul-
tusminister) und Christa Stewens (Sozialmi-

für will ich mit aller Kraft arbeiten, dazu lade 
ich alle ein.“
In der Presse erhält Ministerpräsident Gün-
ther Beckstein jede Menge Vorschusslorbee-
ren. „Ein Regierungschef zum Liebhaben“, 
schreibt die „Süddeutsche Zeitung“. Günther 
Beckstein sei „in Bayern auch deshalb so po-
pulär, weil er ganz anders ist als Edmund 
Stoiber“. „Ein neuer Mann, ein neuer Stil“ ist 
im „Donaukurier“ zu lesen. „Landesvater“ 
nennt der „Fränkische Tag“ den neuen Minis-
terpräsidenten. 
Günther Beckstein (geb. 1943 im fränkischen 
Hersbruck) ist seit 1974 Landtagsabgeordne-
ter und von Beruf Rechtsanwalt, von 1988 bis 
1993 war er Staatssekretär im Innenministe-
rium und anschließend Innenminister. Seit 
1996 ist er Mitglied der Landessynode der 
Evangelischen Kirche in Bayern.

Kabinett Beckstein 
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grenzen beim Landeserziehungsgeld. Mit 
Sprache und Bildung will er die Integration 
ausländischer Mitbürger fördern. Die Bil-
dungspolitik nennt er die „Sozialpolitik des 
21. Jahrhunderts“. Allerdings gebe es weniger 
Bildungsdefizite als vielmehr Erziehungs
defizite, ja manchmal sogar „Erziehungs
notstand“. Eine „wichtige Säule“ des geglie-
derten Schulsystems sei die Hauptschule, auf 
deren  Absolventen Bayern als „Land des 
Mittel stands und des Handwerks“ ange-
wiesen sei. Flächendeckend werde jedem 
Hauptschüler ein „Ganztagsangebot“ ge-
macht. An den Hochschulen müssten neben 
der bereits beschlossenen Aufstockung der 
personellen Kapazitäten um 38 000 Studien-
plätze und 3000 Stellen jetzt die Räum-
lichkeiten ausgebaut werden. Dafür werde 
man 236 Millionen Euro zur Verfügung 
stellen . 
Bei den Themen Wirtschaftsförderung, For-
schung sowie Entwicklung des ländlichen 
Raums verweist Beckstein auf das Programm 
„Zukunft Bayern 2020“, das ihm sein Vor-
gänger Edmund Stoiber hinterlassen hat. Die 
darin für Folgen des Klimawandels reser-
vierten Mittel werden von Becksteins Regie-
rung in den nächsten vier Jahren mit 350 
Millio nen Euro mehr als verdoppelt. Die 
Steuermehreinnahmen der Jahre 2007 und 
2008 dienen der Finanzierung des Pro-
gramms 2020, aber auch der Schuldentilgung 
(200 Millionen Euro) und der Bildung von 
Rücklagen (400 Millionen Euro). „Unver-
rückbare Grenze“ aller politischen Wünsche 
blieben auch in Zukunft ausgeglichene Haus-
halte, verspricht der Ministerpräsident.

Mit harscher Kritik antwortet der SPD-Frak-
tionsvorsitzende Franz Maget: „Ich habe in 
diesem Hause schon viele Regierungserklä-
rungen gehört, aber das war die schlechteste.“ 
Man habe erwartet, dass „ein neu ins Amt ge-
kommener Protestant mit reformatorischem 
Eifer an die Sache herangeht“, stattdessen 
„kein Aufbruch, sondern Altbekanntes, kein 
Neuanfang, sondern x-mal Gehörtes“. Zu 
Becksteins Vorgänger gewandt fügt Maget 
an: „Ich möchte fast sagen: Edmund, hilf in 

nisterin, nun auch Stellvertreterin des 
Ministerpräsidenten). Als Umweltminister 
folgt Otmar Bernhard (bisher Staatssekretär, 
sein Nachfolger wird Marcel Huber) auf Wer-
ner Schnappauf, der in die Industrie wechselt, 
als Finanzminister der CSU-Vorsitzende  
Erwin Huber (bisher Wirtschaftsminister) 
auf Kurt Faltlhauser. Georg Schmid, bisher 
Innenstaatssekretär, wird Vorsitzender der 
CSU-Fraktion. Melanie Huml, 32 Jahre alt 
und Ärztin, ist als Sozialstaatssekretärin 
jüngstes Kabinettsmitglied. Im Kultusminis-
terium wird der 36-jährige Bernd Sibler, dem 
Karl Freller Platz macht, Staatssekretär. Auf 
Franz Meyer als Staatssekretär im Finanzmi-
nisterium folgt der Bundestagsabgeordnete 
Georg Fahrenschon, den Beckstein eigentlich 
als CSU-Generalsekretär haben wollte. Im 
Wirtschaftsministerium folgt Markus Sack-
mann auf Hans Spitzner. Christine Hader-
thauer, ebenfalls für einen Kabinettsposten 
im Gespräch, wird CSU-Generalsekretärin. 
Das sei „kein ambitioniertes Kabinett, eher 
eines auf Nummer sicher, nämlich es sich mit 
niemandem verderben, möglichst nirgends 
anecken“, urteilt für die SPD Johanna Wer-
ner-Muggendorfer. Sepp Dürr (Grüne) wirft 
Beckstein vor: „Sie haben nicht ausgemustert, 
sondern die alten Restposten so lange hin und 
her geschoben, bis alle irgendwo verstaut  
waren.“ Das Versprechen, die Regierung 
„jünger, weiblicher und kompetenter“ zu  
machen, sei nicht erfüllt.

15. November 2007   666

Ministerpräsident Beckstein stellt dem 
Landtag sein Regierungsprogramm vor. 
Das Leitmotiv lautet: „Es kommt auf jeden 
an, gemeinsam für Bayerns Zukunft.“  
Beckstein schwebt die „Vision eines 
Bürger staates“ vor, der „zwischen schüt-
zendem Staat und eigenverantwortlichen 
Bürgern  die Balance hält“.

Zur „Stärkung der Familien“ verspricht der 
Regierungschef den Ausbau der Kinderbe-
treuung und die Anhebung der Einkommens-
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 ten mehr Geld und Lehrer für Schulen, 67 % 
zusätzliche Kinderbetreuungsplätze, 64 % 
wollen besseren Klimaschutz und 88 % mehr 
Arbeitsplätze. 
Georg Schmid, CSU-Fraktionsvorsitzender, 
hält dagegen: „Günther Beckstein hat heute 
mit seiner Regierungserklärung klare Signale 
gesetzt. Wir brauchen keine Veränderung der 
Regierungspolitik.“ Sie habe sich in den letz-
ten 50 Jahren „in exzellenter Weise bewährt“. 
Der ausgeglichene Haushalt sei die „größte fi-
nanzpolitische Leistung“ von Fraktion und 
Regierung in den vergangenen Jahren, „der 
harte Kurs von Edmund Stoiber und Kurt 
Faltlhauser hat sich für unser Land ausge-
zahlt“. In seinem Schlusswort bekräftigt Mi-
nisterpräsident Beckstein: „Wir wollen Wer-
te, ich bekenne mich dazu, wir wollen die 
bürgerlichen Tugenden stärken.“

Regierungserklärung von Ministerpräsident Beckstein

dieser Situation!“ Das Geld des Steuerzahlers 
sei da, doch es fehle Beckstein „die Kraft, die 
richtigen Weichenstellungen für die Zukunft 
Bayerns vorzunehmen“. Der SPD-Sprecher 
vermisst beispielsweise Aussagen zur Gen-
technik in der Landwirtschaft, zu Schritten, 
die benachteiligten Landesteile Bayerns an 
die Boomregionen heranzuführen oder zum 
umstrittenen Büchergeld. 
Die Grünen hauen in die gleiche Kerbe. Ihre 
Sprecherin Margarete Bause urteilt, die Rede 
des Ministerpräsidenten „war altbacken, alt-
väterlich und provinziell, inhaltlich dünn, in-
tellektuell seicht und, was das Gesellschafts-
bild angeht, absolut spießig“. Bause zu Beck-
stein gewandt: „Im Vergleich zu Ihrem 
angestaubten Weltbild war Ihr Vorgänger, 
Herr Stoiber, geradezu ein junger Wilder.“ 
Margarete Bause sieht „Modernisierungsde-
fizite“ im ökologischen und gesellschaftli-
chen Bereich. Eine aktuelle Umfrage belege 
dies: 88 % der Bevölkerung in Bayern wün sch-
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12. Dezember 2007   668

Zur Förderung mittelständischer Unter-
nehmen und der Freien Berufe wird ein 
neues Gesetz beschlossen.

Das Mittelstandsförderungsgesetz, verab-
schiedet mit den Stimmen von CSU und SPD, 
löst das Gesetz aus dem Jahr 1974 ab. Zweck 
des Gesetzes ist unter anderem, die Grün-
dung selbstständiger Existenzen zu fördern 
und die Unternehmensnachfolge zu erleich-
tern. Der Mittelstand bleibe „die tragende 
Säule der bayerischen Wirtschaft“, unter-
streicht Klaus Dieter Breitschwert (CSU). 
Thomas Beyer (SPD) sagt, seine Fraktion 
nehme jedes positive Signal zugunsten des 
Mittelstandes auf, der in Bayern 75 Prozent 
der sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
plätze und 80 Prozent der Ausbildungsplätze 
bereitstelle und zu 40 Prozent zur gesamt-
wirtschaftlichen Leistung beitrage. 

12. Dezember 2007   669

Die Finanzierung der Versorgungsauf-
wendungen für die Beamten- und Richter-
schaft des Freistaats wird künftig über  
einen Versorgungsfonds gesichert.

Das zum 1. Januar 1999 eingerichtete Son-
dervermögen „Versorgungsrücklage“ reicht 
zur dauerhaften Begrenzung der künftigen 
Etatbelastung nicht aus, ist in dem Gesetzent-
wurf der Staatsregierung zu lesen. Deshalb 
wird zur Finanzierung der Versorgungsauf-
wendungen des Freistaats zum 1. Januar 2008 
neben dem Sondervermögen ein „Versor-
gungsfonds“ eingerichtet, damit die laufenden 
Haushalte nicht mit den hohen Zahlungsver-
pflichtungen belastet werden. Das Sonderver-
mögen wird unbefristet eingerichtet, eine 
Verwendung zu anderen Zwecken ist nicht 
zulässig. Entnahmen sind frühestens ab dem 
1. Januar 2023 möglich. Für die Finanzierung 
dürfen keine neuen Schulden aufgenommen 
werden. Pauschal werden dem Pensionsfonds 
monatlich 500 Euro für jeden neu eingestell-

27. November 2007   667

Der Strafvollzug in Bayern erhält gemäß 
der Föderalismusreform eine landesge-
setzliche Grundlage. Sie regelt auch die  
Sicherungsverwahrung und den Jugend-
strafvollzug.

Das Bayerische Strafvollzugsgesetz (BaySt-
VollzG) wolle „die bayerische Praxis zur 
rechtlichen Grundlage machen und werde 
deshalb den gesamten Strafvollzug, also auch 
den Jugendstrafvollzug“ umfassen, sagt Jus-
tizministerin Beate Merk. „Herzstück“ des 
Gesetzentwurfs der Staatsregierung sei die 
Sozialtherapie. Die gesetzliche Pflicht zur so-
zialtherapeutischen Behandlung der erwach-
senen und jungen Sexualstraftäter und der 
Gewaltstraftäter bedeute einen „Quanten-
sprung“ gegenüber dem alten Recht des Bun-
des, das „in die Jahre gekommen“ sei. Die 
Ziele, die Allgemeinheit zu schützen und die 
Straftäter zu resozialisieren gehörten un-
trennbar zusammen, unterstreicht die Justiz-
ministerin.
Für Christine Stahl (Grüne) ist der Strafvoll-
zug zum „Spielball im föderalistischen Ge-
zerre“ geworden. In diesen Sog sei nun auch 
der Jugendstrafvollzug geraten, der aber laut 
Bundesverfassungsgericht anders zu gestal-
ten sei als der Vollzug bei Erwachsenen. 
Auch Franz Schindler (SPD) bemängelt, dass 
der Jugendstrafvollzug nicht in einem eige-
nen Gesetz geregelt werde. Hier müsse das 
Ziel, zu einem straffreien Leben in Freiheit 
zu befähigen, besonders hohes Gewicht ha-
ben. Josef Zellmeier (CSU) sieht in der Re-
gierungsvorlage einen Gesetzentwurf „aus 
der Praxis für die Praxis“, die „ohne jede 
überflüssige Sozialromantik“ auskomme. Der 
Entwurf wird mit CSU-Mehrheit angenom-
men, die gleichzeitig Alternativentwürfe von 
SPD und Grünen ablehnt.
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bot. Die monatelange Diskussion reißt in der 
CSU-Fraktion Gräben auf. Gegner einer allzu 
strengen Lösung, die mehr Freizügigkeit für 
Dorfwirtshäuser und Eckkneipen anstreben, 
prallen auf Befürworter einer zusätzlichen 
Verschärfung, die der CSU-Gesundheitsex-
perte und Arzt Thomas Zimmermann an-
führt. Mehr als 40 Parlamentarier mit Hans 
Gerhard Stockinger an der Spitze wünschen 
sich eine liberale Lösung. CSU-Fraktionschef 
Georg Schmid gibt schließlich die Richtung 
vor: „Keine Aufweichung, kein Zurück.“ So 
sind die Weichen gestellt für das schärfste 
Rauchverbot aller Bundesländer, vorbei an 
eher moderaten Vorgaben des Gesetzent-
wurfs der Staatsregierung. Das modifizierte 
Gesundheitsschutzgesetz wird vom Landtag 
mit 140 Ja- und 18 Neinstimmen (14 in den 
Reihen der CSU) und acht Enthaltungen ver-
abschiedet. Ein Rauchverbot gilt nun, im Ge-
gensatz zu den meisten anderen Bundeslän-
dern, auch für Nebenräume von Gaststätten 
sowie für alle Bier-, Wein- und Festzelte.

Vor der Abstimmung fasst Kathrin Sonnen-
holzner (SPD) zusammen: „Weder die Libe-
ralitas Bavariae noch die bayerische Wirts-
hauskultur werden irgendeinen Schaden neh-
men, aber die Menschen werden vor den 
Gefahren des Passivrauchens besser ge-
schützt sein.“ Barbara Rütting (Grüne) spricht 
von einer „Sternstunde“ der CSU- 
Fraktion, weil sie sich zur Verschärfung 
durchrang. Thomas Zimmermann (CSU) 
räumt ein, dass mit dem Rauchverbot in die 
Lebensgewohnheiten vieler Raucher einge-
griffen werde. Doch die Freiheit des Einzel-
nen „endet stets dort, wo der andere in seinen 
Rechten verletzt wird“. Sein Nein zum neuen 
Gesetz begründet Hermann Memmel (SPD) 
für sich und zwei weitere Fraktionskollegen 
unter anderem damit, dass es nicht durch-
führbar sei. Man hätte das Motto „Leben und 
leben lassen“ in Bayern auch mit Nicht-
raucherschutz verbinden können. Umwelt-
staatssekretär Marcel Huber verspricht, ge-
gen bereits diskutierte „Schlupflöcher“, etwa 
in Form von „Raucherclubs“, vorgehen zu  
wollen .

ten Beamten zugeführt. Im Jahr 2008 beträgt 
die Haushaltsbelastung 35 Millionen Euro, 
bei einer jährlichen Erhöhung um 35 Millio-
nen 2016 dann 315 Millionen Euro. Das Ge-
setz wird bei Stimmenthaltung der Oppositi-
on angenommen. 
Die Zahl der Versorgungsempfänger wird in 
den nächsten 25 Jahren um 70 Prozent auf 
170 000 steigen, erläutert Klaus Stöttner 
(CSU). Dadurch werde ein immer größerer 
Anteil der öffentlichen Ausgaben gebunden 
sein. Der Versorgungsfonds solle den künfti-
gen politischen Gestaltungsspielraum stär-
ken. Ohne Pensionsfonds würden die Versor-
gungsausgaben trotz der seit 1999 gebildeten 
Rücklage von derzeit knapp 9 auf 13 Prozent 
des Etats im Jahr 2033 steigen. 
Christa Naaß (SPD) erinnert daran, dass ihre 
Fraktion bereits Anfang 1996 einen Pensions-
fonds beantragt und die CSU somit zehn Jah-
re versäumt habe. Thomas Mütze (Grüne) 
vermisst ein „Volldeckungsmodell“ für alle 
neu einzustellenden Beamten einschließlich 
der Beihilfe. 

12. Dezember 2007   670

Mit einem Gesundheitsschutzgesetz führt 
der Landtag mit großer Mehrheit zum  
1. Januar 2008 ein strenges Rauchverbot 
in der Öffentlichkeit ein. In der CSU, die 
für eine Verschärfung des Entwurfs der 
Staatsregierung sorgte, gibt es zahlreiche 
Neinsager, die vor einer Wahlkampfhilfe 
für die Freien Wähler und die FDP war-
nen. Beide wollen mit der Rettung der 
„Wirtshauskultur“ auf Stimmenfang ge-
hen.

Im Regierungsentwurf sind gesetzliche 
Rauchverbote in öffentlichen Gebäuden, in 
Einrichtungen der Kinder- und Jugenderzie-
hung, für Gesundheit und Freizeit sowie in 
Gaststätten und Diskotheken vorgesehen. 
Ausnahmen sind für Nebenräume von Gast-
stätten und für Festzelte, etwa auf dem Okto-
berfest, geplant. Sozialdemokraten und Grü-
ne verlangen dagegen ein striktes Rauchver-
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hörden zu, denen der Gesetzesvollzug ob-
liegt. Diese wiederum vermissen eine Hand-
habe zum Eingreifen. Die Raucherclubs wer-
den überflüssig, als nach der Landtagswahl 
am 28. September 2008 die neue Staatsregie-
rung aus CSU und FDP den Nichtraucher-
schutz auf Betreiben des kleinen Koalitions-
partners einschränkt. In Bier-, Wein- und 
Festzelten, in Nebenräumen von Gaststätten 
oder auch in besonders geschützten Raucher-
bereichen von Kneipen darf nun wieder ge-
raucht werden. Die neue Regelung wird vom 
Landtag am 15. Juli 2009 beschlossen. Einige 
CSU-Abge ordnete schließen sich dem Oppo-
sitions-Nein an. Erwartungsgemäß formiert 
sich bald Protest  gegen die Lockerung des 
Rauch ver bots, vor allem im außerparlamen-
tarischen Bereich. Er wird angeheizt durch 
die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP). 
Ihre Initiative für ein Volksbegehren, das in 
einen Volksentscheid mündet, wird im Land-
tag auch von SPD und Grünen unterstützt. 
(68) 

In der CSU ist der Streit um das Rauchverbot 
trotz des mit großer Mehrheit beschlossenen 
Gesetzes noch lange nicht ausgestanden. Die 
neuerliche Diskussion wird durch starke 
CSU-Verluste bei den Kommunalwahlen am 
2. März 2008 angefacht. Parteivorsitzender 
Erwin Huber, in dessen Heimat Niederbayern 
die CSU knapp fünf Prozent verlor, erblickt 
im Rauchverbot einen „Denkzettel“ und 
denkt über eine Neuregelung für Bierzelte 
und kleine Gaststätten nach. Die Staatsre-
gierung plant mit dem Segen der Fraktion zu-
mindest für das Oktoberfest 2008 eine 
Ausnahmeregelung des Rauchverbots. Rü-
ckenwind erhält Bayerns strenger Nicht-
raucherschutz Ende Juli indirekt vom Bun-
desverfassungsgericht, das Klägern aus 
Berlin und Baden-Württemberg recht gibt, 
die gegen Ausnahmen in ihren Landesgeset-
zen klagten. Inzwischen soll es im ganzen 
Freistaat bereits bis zu 10 000 Raucherclubs 
geben. Die Staatsregierung schiebt den 
Schwarzen Peter den Kreisverwaltungsbe-

10. Juni 2008  671

Die Arbeit des Ausschusses der Regionen 
der Europäischen Union stellt die CSU-Ab-
geordnete Ursula Männle im Landtags-
plenum vor.

„Quasi ein Kind Bayerns“ sei dieser Aus-
schuss, dem sie, vom Landtag gewählt, seit 
zwei Jahren angehört, berichtet Männle in 
der „Zwischenbilanz“ ihrer Arbeit. Dem Ein-
satz des damaligen Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber sei es zu verdanken, dass im 
Maastrichter Vertrag das Subsidiaritätsprin-
zip verankert und damit auch ein Gremium 
der regionalen und lokalen Gebietskörper-
schaften eingerichtet worden sei. Der Land-
tag habe dann mithilfe der Enquetekommissi-
on „Föderalismus“ durchgesetzt, dass, wenn 
Bayern zwei der 24 deutschen Sitze ein-
nimmt, dem bayerischen Parlament einer zu-
stehe (drei Sitze haben die kommunalen Spit-
zenverbände, jedes Bundesland einen, fünf 
Sitze rotieren nach der Bevölkerungszahl).
Der Ausschuss der Regionen sei ein beraten-
des Organ, das sich aber im Laufe der Jahre 
zunehmend Kompetenzen erobert habe und 
immer mehr gehört werde, berichtet Ursula 
Männle. Eine der Hauptaufgaben des Aus-
schusses sei die Stellungnahme zu Kommis-
sionsvorschlägen. Man blicke nicht „mit der 
europäischen Brille“ auf Vorlagen, sondern 
aus der Sicht der Regionen und Gemeinden. 
Und die Sicht der Regionen und Gemeinden 
sei die „Sicht der Bürger“. Seit dem Vertrag 
von Lissabon hat der Ausschuss der Regionen 
das Recht, Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof zu erheben, wenn das Anhörungs- 
und damit das Subsidiaritätsrecht verletzt 
wurde. Wolfgang Hoderlein (SPD) lobt, „der 
Ausschuss der Regionen hat sich bewährt“, er 
müsse sich die Existenzfrage nicht stellen las-
sen. Auch Martin Runge (Grüne) sieht in dem 
Gremium „ein wichtiges Instrument der  
Information“.

Der Ausschuss der Regionen der Europäischen Union in Brüssel
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16. Juli 2008  672

Ein Anlageskandal bei der Bayerischen 
Landesbank (LB), die Staat und Kom-
munen gehört, mündet in einen parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss. Das 
Ergebnis aus CSU-Sicht: Finanzminister 
Huber hat das Parlament nicht hinters 
Licht geführt.

In zehn Sitzungen mit 36 Zeugen und Sach-
verständigen versuchte der Untersuchungs-
ausschuss zu klären, ob es Versäumnisse von 
Finanzminister Erwin Huber, aber auch von 
Ministerpräsident Günther Beckstein, Staats-
minister Joachim Herrmann und Staatssekre-
tär a. D. Georg Schmid bei der Information 
des Landtags über Verluste, Abschreibungen 
und den Wertberichtigungsbedarf der Lan-
desbank für das Geschäftsjahr 2007 auf 
Grund des Kaufs von US-Papieren gegeben 
habe. Vor allem geht es der Opposition um 
die Frage, ob Finanzminister Huber als stell-
vertretender Vorsitzender des Verwaltungs-
rats den Landtag über das Finanzdebakel der 
Bank im Zusammenhang mit Investitionen in 
US-Immobilienpapiere vollständig unterrich-
tet habe. 
Peter Welnhofer (CSU) berichtet als Aus-
schussvorsitzender, die Bayerische Landes-
bank teile die Finanzprobleme mit fast allen 
vergleichbaren international engagierten 
Ban ken. „Politische Großwildjäger bei SPD 
und Grünen“ hätten nun versucht, mit „wahl-
kampfbedingter Wissbegier“ Huber und sei-
ne Kabinettskollegen im Verwaltungsrat der 
Bank zu belasten. Doch der Untersuchungs-
ausschuss sei „ein Flop aus dem Bilderbuch“ 
gewesen, „das politische Großwild in Bayern 
ist Ihnen eben viel zu groß“, sagt Welnhofer 
an die Adresse der Opposition. „Der Verwal-
tungsrat hat seiner Kontrollfunktion entspro-
chen“, fasst Welnhofer zusammen. Nach allen 
Informationen des Vorstandes gab es für den 
Verwaltungsrat keinen Grund, Entscheidun-
gen zur Abwicklung von marktüblichen Ge-
schäften in forderungsgesicherten Wertpapie-
ren zu beanstanden. Kein einziger „ausgewie-
sener Finanzexperte“ habe benannt werden 
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müssten mit 6 Milliarden abgeschirmt wer-
den. Der Untersuchungsausschuss habe „er-
schreckende Einblicke in die Lage und strate-
gische Aufstellung der Bank bekommen“. Die 
Landesbank „schlingert wie ein führungslo-
ser schwerer Tanker durch internationale Ge-
wässer“. Das Debakel treffe alle doppelt: als 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler und über 
die Sparkassen die Kommunen, denn Verluste 
und Abschreibungen schmälerten den Ge-
winn und „damit werden den Menschen in 
Bayern Milliarden fehlen“. Zudem habe Fi-
nanzminister Huber den Landtag belogen, als 
er den Wertberichtigungsbedarf von einer 
Milliarde nicht bestätigte, obwohl ihm ein 
entsprechender Wochenbericht der Bank vor-
gelegen habe. (54, 58, 66, 80) 

Presseauftakt beim Untersuchungsausschuss Bayerische Landesbank

können, der beizeiten vor einer „derart massi-
ven Finanzkrise“ gewarnt hätte.
Den Minderheitenbericht fasst Vizeaus-
schussvorsitzende Adelheid Rupp (SPD) mit 
den Worten zusammen, er zeige, „mit wel-
cher Inkompetenz, mit welchen Täuschungs- 
und Vertuschungsversuchen und mit welcher 
Verlogenheit vonseiten der Regierungsmit-
glieder“ gehandelt worden sei. Minister  
Huber habe als Vizevorsitzender des Verwal-
tungsrats das „nachweislich größte Finanzde-
bakel in der Geschichte der Landesbank zu 
verantworten, weil er den waghalsigen Ge-
schäften mit ABS-Papieren zugestimmt bzw. 
diese nicht frühzeitig kritisiert hat“. Er habe 
bei der „Fach- und Rechtsaufsicht“ völlig ver-
sagt. 
Sepp Dürr (Grüne) rechnet vor, die Landes-
bank habe bei „windigen Immobiliengeschäf-
ten in den USA“ schwere Verluste, Abschrei-
bungen und Wertberichtigungen in Höhe von 
mindestens 4,5 Milliarden Euro erlitten. Wei-
tere 20 Milliarden stünden noch im Feuer und 
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eine Einschränkung und Behinderung der 
Versammlungsfreiheit für alle in diesem 
Land herauskommen, wie sie in den Petitio-
nen befürchtet würden. Mit ihrer Mehrheit 
habe die CSU die Petitionen zunächst zurück-
gestellt, dann das Gesetz beraten und be-
schlossen, und daraufhin die Petitionen für 
erledigt erklärt. Das, so Maget, sei „nicht 
sachgerecht, nicht demokratisch und zeugt 
von der Arroganz der Macht“. Peter Welnho-
fer (CSU) setzt dagegen, alle Argumente der 
Petenten seien Gegenstand der Erörterungen 
im Rechtsausschuss gewesen.
Für Margarete Bause (Grüne) ist der Gesetz-
entwurf „geprägt von obrigkeitsstaatlichem 
Denken und antidemokratischem Geist“. Den 
Verweis auf den Kampf gegen den Rechtsra-
dikalismus hält sie für unglaubhaft angesichts 
einer Vielzahl von in letzter Zeit erlassenen 
„Überwachungs- und Kontrollgesetzen, in 
denen Misstrauen gegenüber kritischen und 
mündigen Bürgern zum Ausdruck“ komme. 
Der Gesetzentwurf ignoriere das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung und 
verkaufe die „Demontage demokratischer 
Beteiligungsrechte als Kampf gegen rechts“.
Thomas Obermeier (CSU) hält der Opposi-
tion vor, sie schüre mit falschen Informatio-
nen die Stimmung in der Bevölkerung. Der 
Gesetzentwurf orientiere sich am bestehen-
den Recht. Er stärke die Rechte der Bürger, 
die für ihre Interessen demonstrieren wollten, 
und er schütze sie vor „Chaoten und Krawall-
machern“. Er verhindere wirkungsvoll den 
Aufmarsch und die Demonstrationen mit na-
tionalsozialistischem Hintergrund.
Franz Schindler (SPD) vermisst im Gesetz-
entwurf „jeglichen liberalen Geist“. Die CSU 
wolle lediglich erreichen, dass die Menschen 
möglichst nicht mehr auf die Straße gingen, 
„weil sie Angst haben müssen, dass ihre per-
sonenbezogenen Daten in viel größerem Um-
fang als bisher erhoben und dass Bildauf-
zeichnungen und Tonaufnahmen von ihnen 
gemacht werden“.
Im September 2008 reicht ein Bündnis aus 
SPD, Grünen, Freien Demokraten und zwölf 
Organisationen, unter ihnen Gewerkschaften 
und Bund Naturschutz, gegen das Bayerische 

16. Juli 2008  673

Als erstes Bundesland erhält der Freistaat 
Bayern ein eigenes Versammlungsgesetz. 
Die Zuständigkeit eröffnete die Föderalis-
musreform 2006. Das Gesetz orientiert 
sich am Bundesrecht, ist aber wegen eini-
ger Verschärfungen heftig umstritten. Im 
April 2010 werden die Bestimmungen ge-
mäß einer Koalitionsvereinbarung zwi-
schen CSU und FDP auf Druck der Libe-
ralen gemildert.

Der Gesetzentwurf der Staatsregierung hat 
sich besonders zum Ziel gesetzt, Versamm-
lungen von Rechtsextremisten im Hinblick 
auf Gedenktage und sensible Orte zu er-
schweren. Dazu zählen das Uniformierungs- 
und Militanzverbot (Tragen einheitlicher 
Kleidung wie Bomberjacken oder Springer-
stiefel, Marschtritt oder Trommelschlagen), 
wobei auch militante Autonome gemeint 
sind, die sich zu „Schwarzen Blöcken“ zu-
sammenschließen. SPD und Grüne, aber auch 
Gewerkschaftler, Anwälte, Naturschützer und 
andere befürchten, dass friedliche Demonst-
ranten in ihren Rechten beschnitten werden 
könnten. Der Unmut verschärft sich, als die 
CSU eine detaillierte Beratung von mehr als 
200 Eingaben verweigert. 
Die Debatte am vorletzten Tag der Legisla-
turperiode zieht sich über fast acht Stunden 
hin, von den 15 Grünen ergreifen 14 das 
Wort. Sie unterstreichen ihren Protest mit 
T-Shirts die den Aufdruck tragen „Wir sind 
so frei“, und auf deren Rückseite Artikel 113 
der Bayerischen Verfassung zu lesen ist: „Al-
le Bewohner Bayerns haben das Recht, sich 
ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis 
friedlich und unbewaffnet zu versammeln.“ 
Zweiter Vizepräsident Peter Paul Gantzer 
rügt die „Uniformierung“ der Grünen milde: 
„Im Parlament sollte ein bisschen Respekt bei 
der Kleiderordnung vorherrschen.“
Fraktionsvorsitzender Franz Maget (SPD) be-
fürwortet die Erschwernis rechtsextremisti-
scher Aufzüge, vermisst aber bei der Geset-
zesformulierung den Konsens der demokrati-
schen Parteien. Außerdem dürfe dabei nicht 
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ler (nach seinem Eintritt ins Kabinett abgelöst 
von Josef Zellmeier), Stellvertreter Linus 
Förster (SPD). Die Grünen vertrat ihr jugend-
politischer Sprecher Thomas Mütze.
Die junge Generation hat, wie Zellmeier zu-
sammenfasst, „durchaus Werte, die sie prä-
gen, wenn auch der Wertecocktail“, der heute 
angeboten werde, „eine große Auswahl er-
möglicht“. Man sei sich einig gewesen, dass 
ein „stabiles Fundament“ notwendig sei. Des-
halb laute die Forderung, „jedem jungen 
Menschen weiterhin in der Schule Religion 
und Ethik“ anzubieten. 
Linus Förster (SPD) ergänzt, bei den Jugend-
lichen in Bayern gebe es keinen Werteverfall, 
sie zeigten Engagement, etwa in der Ökolo-
gie. Doch die Jugend sei auch politisch, gehe 
aber auf Distanz zu den politischen Parteien 
und den Politikern. Man habe es heute „nicht 
mehr mit einer ‚Null-Bock-Generation’ zu 
tun“, sondern mit einer „pragmatischen Ge-
neration“. Försters „Jugend-Fazit“ lautet: „Ju-
gendliche sind herbe cool, aber voll korrekt 
drauf!“ Und ohne „Jugend-Jargon“: „Wenn 
man sie nur machen lässt und entsprechend 
fördert.“
Auch Thomas Mütze (Grüne) erkennt eine 
neue Werteorientierung der Jugendlichen, 
nämlich Menschen zu helfen, Rücksicht zu 
nehmen und Verantwortung zu übernehmen. 
Gleichzeitig werde aber auch die Selbstentfal-
tung immer wichtiger. Mütze unterstreicht 
die „Integrationskraft der Sportvereine in 
Bayern“: 63 Prozent der einheimischen  
Jugendlichen seien dort engagiert. Von den 
jugendlichen Migranten im Alter zwischen 
12 und 15 Jahren seien 48 Prozent der ersten 
und 55 Prozent der zweiten Generation aktiv, 
Mädchen allerdings generell weniger als  
Jungen.

Versammlungsgesetz Verfassungsbeschwer-
de beim Bundesverfassungsgericht ein. Im 
Februar 2009 setzen die Richter auf einen 
 Eilantrag hin eine Reihe von Gesetzesvor-
schriften außer Kraft. So dürfen die Behör-
den nicht einfach Bußgelder verhängen, wenn 
Organisatoren oder Demonstranten gegen 
Auflagen verstoßen. Auch das Recht der Poli-
zei, uneingeschränkt Demonstranten zu foto-
grafieren oder zu filmen, wird eingeschränkt. 
Eine Datenspeicherung ohne Anlass führt 
laut Gericht zu „durchgreifenden Nachteilen“ 
für die Bürger Bayerns. 
Zum Vertrag der Koalition aus CSU und FDP 
im Herbst 2008 zählt die Änderung des Ver-
sammlungsgesetzes, die auch die Rügen der 
Verfassungsrichter berücksichtigt. Der Ent-
wurf wird am 14. April 2010 gegen die Stim-
men von SPD, Grünen und Freien Wählern 
angenommen. Andreas Fischer (FDP) spricht 
vom „liberalsten Versammlungsgesetz auf 
deutschem Boden“, freiheitlicher als das Bun-
 desgesetz und ein „Meilenstein“, mit dem die 
„bürokratischen Hürden für Veranstalter und 
Leiter von Versammlungen“ reduziert wür-
den.
Am 8. Mai 2012 erklärt das Bundesverfas-
sungsgericht die Verfassungsbeschwerde ge-
gen das Bayerische Versammlungsgesetz für 
unzulässig, da es inzwischen geändert wor-
den sei. Auch die Rüge gegen die aktuell gül-
tigen Vorschriften sei unzulässig, da zuerst 
um fachgerichtlichen Rechtsschutz nachge-
sucht werden könne.

17. Juli 2008   674

Nach drei Jahren Arbeit legt die Enquete-
kommission „Jungsein in Bayern – Zu-
kunftsperspektiven für die kommenden 
Generationen“ ihren Schlussbericht vor. 
Das Gremium wurde einvernehmlich von 
CSU, SPD und Grünen ins Leben gerufen.

In dieser Zeit fanden 52 Kommissionssitzun-
gen der elf Mitglieder statt (sechs Parlamen-
tarier und fünf Experten von außen). Vorsit-
zender war der CSU-Abgeordnete Bernd Sib-
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Grundsatzfragen als Schwerpunkte von 
Glücks politischer Arbeit. 
Präsident Glück, der nicht mehr kandidiert, 
bekennt, er habe bei seinem Landtagseintritt 
1970 eine „Jahrhundertchance“ bekommen. 
Der Umweltschutz habe in einer Aufbruch-
zeit Möglichkeiten der Gestaltung geboten, 
„wie man sie sonst als junger Politiker ganz 
sicher nicht hat“. Die anstehenden Aufgaben 
erforderten einen „starken Parlamentarismus 
und eine Politik mit Gestaltungskraft“ sowie 
„Vertrauen in Kompetenz und Seriosität de-
rer, die in Führungsverantwortung sind“. 

17. Juli 2008  675

Landtagspräsident Alois Glück (CSU) ver-
abschiedet sich in der letzten Sitzung der 
Legislaturperiode nach 38 Jahren aus dem 
bayerischen Parlament.

Glück gehört ohne Unterbrechung seit dem 
23. November 1970 dem Hohen Haus an. Er 
ist damit nicht nur Rekordhalter im Bayeri-
schen Landtag, sondern auch der dienstälteste 
Parlamentarier Deutschlands. Zwölf Jahre 
war Glück Ausschussvorsitzender, 15 Jahre 
stand er an der Spitze seiner Fraktion, dazwi-
schen zwei Jahre Umweltstaatssekretär, fünf 
Jahre war er Parlamentspräsident. Vizepräsi-
dentin Barbara Stamm (CSU) nennt die Sozi-
alpolitik, vor allem für die Schwächsten der 
Gesellschaft, die Bereiche Umwelt und Lan-
desplanung sowie alle gesellschaftlichen 

Vizepräsidentin Barbara Stamm dankt Präsident Alois Glück (auf der Regierungsbank von rechts Minister-
präsident Günther Beckstein, Staatsminister Markus Söder, Staatssekretär Georg Fahrenschon und Justizmi-
nisterin Beate Merk)
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auch 2003) trotz ihrer erfolgreichen Antirau-
cherkampagne eine außerparlamentarische 
Kraft bleibt. Die Wahlbeteiligung beträgt 
57,9 Prozent (57,1). Die CSU erringt 90 von 
91 Direktmandaten und verfehlt deshalb die 
absolute Mehrheit der Sitze knapp. Auf 
Grund von Überhang- und Ausgleichsman-
daten hat der neue Landtag 187 Sitze mit fol-
gender Verteilung: CSU 92 (32 weniger), SPD 
39 (- 2), Freie Wähler 21, Grüne 19 (+ 4), FDP 
16. Der Frauenanteil beträgt 31 Prozent (58 
Sitze, 2003 waren es 26,7 Prozent), wobei tra-
ditionell die Grünen den höchsten Frauenan-
teil haben (52,6 Prozent), gefolgt von der SPD 
(41 Prozent), der FDP (31 Prozent) und den 
Freien Wählern (28,6 Prozent). Das Schluss-
licht bilden die Christsozialen mit nur 19 
Frauen (18 Prozent).
Laut InfratestDimap profitierten von frühe-
ren CSU-Wählern am meisten die Freien 
Wähler (230 000) und die FDP (180 000), die 
gleiche Zahl wanderte ins Lager der Nicht-
wähler. Die SPD verlor an alle anderen Par-
teien (60 000 z. B. an die Linke), während die 
FDP aus allen Lagern gewann sowie Nicht-
wähler anzog. Die Freien Wähler verdanken 

28. September 2008  676

Mit einem Debakel endet für die CSU die 
Landtagswahl. Sie sackt um 17,3 Prozent 
auf 43,4 Prozent ab. Zum ersten Mal seit 
50 Jahren verfehlt sie damit die absolute 
Mehrheit der Sitze und ist auf einen Koali-
tionspartner angewiesen. Der neue Land-
tag ist ein Fünfparteienparlament, zusam-
mengesetzt aus CSU, SPD, Grünen und 
den Neulingen Freie Wähler und FDP. 

Ein katastrophales Ergebnis müssen auch die 
Sozialdemokraten hinnehmen, die mit 18,6 
Prozent, ein Prozent weniger als 2003, das 
schlechteste Ergebnis seit 1946 einstecken 
müssen. Erstmals schaffen die Freien Wähler 
mit 10,2 Prozent (2003: 4 Prozent) den Ein-
zug in den Landtag. Die Grünen erringen 9,4 
Prozent (7,7). Die Freien Demokraten können 
mit 8 Prozent (2003: 2,6 Prozent) nach 14 
Jahren wieder in den Landtag einziehen, ein 
Erfolg, der sie zum Koalitionspartner prädes-
tiniert. Die Linken verfehlen den Einzug (4,4 
Prozent), ebenso die Ökologisch-Demokrati-
sche Partei (ÖDP), die mit 2 Prozent (wie 

Wahlplakat der CSU 2008 Wahlplakat der SPD 2008
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Gleichzeitig seien Beckstein und Huber 
„Stoiber-Geschädigte“, die „ganze Klientel 
war verärgert, die Polizei, die Förster, die 
Richter vom Bayerischen Obersten Landes-
gericht, die Raucher, die Lehrer“. Mintzel 
fasst zusammen: „Wir haben jetzt wirklich ei-
ne neue Situation in Bayern.“ Der Politologe 
Prof. Heinrich Oberreuter schließt sich an: 
„Der Mythos der CSU ist in jedem Fall ge-
waltig gebrochen.“ Die Partei sei auf dem Ni-
veau von 1958 angekommen, es sei fast so, 
„als ob es die Erfolgs-Regentschaften von 
Strauß und Stoiber nie gegeben hätte.“ Aus 
diesem Tal herauszukommen dürfte ange-
sichts der „gesellschaftlichen Wandlungspro-
zesse“ und des seit Längerem anhaltenden 
grundsätzlichen „Attraktivitätsverlusts der 
Volksparteien“ schwierig sein, meint der Po-
litologe.

Mit der Überschrift „Das Ende der Staatspar-
tei“ kommentiert die „Süddeutsche Zeitung“ 
den Wahlausgang: „Nun hat die CSU auf ge-
radezu brutale Weise zu spüren bekommen, 
dass sich die Welt verändert hat, selbst in 
Bayern: Energieknappheit, Klimaerwärmung 

Wahlplakat von Bündnis 90/
Die Grünen 2008

Wahlplakat der FDP 2008 Wahlplakat der Freien Wähler 2008

ihren Einzug ins Parlament vor allem frühe-
ren CSU- und SPD-Wählern und bisherigen 
Nichtwählern. Die Forschungsgruppe Wah-
len ermittelt, dass Ministerpräsident Beck-
stein mit 62 Prozent Zufriedenheit im Mittel-
feld der Ministerpräsidenten liege, aber weit 
von den 80 Prozent entfernt sei, die einst Stoi-
bers Arbeit positiv bewertet hätten. Auch in 
der Imageskala wird Beckstein mit 1,4 weni-
ger gut als Stoiber (2,1) eingestuft. Der 
CSU-Vorsitzende Erwin Huber schneidet hier 
mit nur 0,1 besonders schwach ab. Die CSU 
verlor laut Forschungsgruppe in praktisch al-
len Bevölkerungsgruppen stark, nur bei den 
über 60-Jährigen holte sie mit 54 Prozent 
noch mehr als die Hälfte der Stimmen. Mas-
sive Verluste gab es in den mittleren Alters-
gruppen, wo Freie Wähler, FDP und Grüne 
überdurchschnittlich abschnitten.
Der Passauer Parteiensoziologe Prof. Alf 
Mintzel analysiert, Günther Beckstein und 
Erwin Huber seien nicht in der Lage gewesen, 
Bayern in seiner Gesamtheit zu repräsentie-
ren. Beide Spitzenkandidaten hätten kein in 
die Zukunft weisendes, kompaktes Pro-
gramm vorgelegt wie 2003 noch Stoiber. 
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Wahl sagt er im Nürnberger Presseclub, die 
„Hybris“, dass alles unter 50 Prozent ein 
Misserfolg sei, habe viele Menschen abge-
schreckt. Mit seiner Kritik an der magischen 
Formel „50 plus x“ zielt Beckstein sowohl auf 
Horst Seehofer als auch seinen Vorgänger 
Edmund Stoiber. Beckstein: Ein großer Teil 
„unserer eigenen Wähler wollte gar nicht, 
dass wir allein regieren“. 
Bereits kurz nach der Wahl richtet die CSU 
ein Gremium ein, das die anstehenden Koali-
tionsgespräche mit den Freien Demokraten 
ausloten soll. Mitglieder sind Beckstein, Hu-
ber, Fraktionschef Georg Schmid und der 
stellvertretende Parteivorsitzende Horst See-
hofer. Bundeslandwirtschaftsminister Seeho-
fer soll Erwin Huber, der am 30. September 
zurücktritt, im Parteivorsitz beerben. Als 
Beckstein, ursprünglich bereit, an der Spitze 
einer Koalitionsregierung zu stehen, einen 
Tag nach der Wahl wegen des Drucks aus 
mehreren Bezirksverbänden ebenfalls seinen 
Rückzug ankündigt, interessieren sich für die 
Nachfolge der Fraktionsvorsitzende Georg 
Schmid, Innenminister Joachim Herrmann 
und Wissenschaftsminister Thomas Goppel. 

und Bankenkrise haben bei vielen Menschen 
massive Zukunftsängste geschürt.“ Für den 
„Münchner Merkur“ ist mit dem Wahlaus-
gang „etwas Einzigartiges zerbrochen, die 
fünfzigjährige Willenseinheit von Freistaat, 
Staatsvolk und Staatspartei“. Das „histori-
sche Desaster der CSU hat viele Ursachen, 
aber es trägt zwei Namen: Huber/Beckstein. 
Die Putschisten wollten mit dem, was sie 
Stoibers Großmannssucht nannten, aufräu-
men und schrumpften die CSU in zwölf Mo-
naten auf Bonsai-Größe“. Der eigentliche 
Grund für die „Höllenfahrt“ der CSU liege 
mindestens fünf Jahre zurück, urteilt der 
„Donaukurier“, als „ein Edmund Stoiber 
rücksichtslos seine bürgerfernen Reformen 
durchpeitschte“. Beckstein und Huber hätten 
„das Debakel nicht aufhalten können“, meint 
die „Passauer Neue Presse“. Ihre Autorität sei 
„nach dem Putsch von Kreuth in einer neun-
monatigen, quälenden Abschiedsphase von 
Edmund Stoiber bereits sichtbar geschred-
dert“ worden.
Günther Beckstein erklärt die Misere mit 
dem unbedingten Streben seiner Partei nach 
Alleinherrschaft. Einige Wochen nach der 

Auch Seehofer ist im Gespräch, aber in der 
Fraktion noch höchst umstritten. Die Wei-
chen stellt das einstimmige Votum des 
CSU-Vorstands Oberbayern für Seehofer als 
Beckstein-Nachfolger. Der Rück      zug von 
Goppel und Herrmann macht schließlich den 
Weg frei für Seehofers neues Amt in Bayern. 
In der CSU-Erklärung dazu heißt es, nach 
dem „schwierigen Wahlergebnis geht es dar-
um, die Handlungsfähigkeit und Gestaltungs-
kraft der CSU auf allen Ebenen zu gewähr-
leisten“. Deshalb unterstützen nun Goppel 
und Herrmann Seehofers Kandidatur für die 
Wahl zum Ministerpräsidenten, denn auf die-
se Weise werde „der Weg frei gemacht für die 
in der CSU mehrheitlich gewünschte Zusam-
menführung der beiden Spitzenämter in Staat 
und Partei“. Am 25. Oktober wählt ein Son-
derparteitag Horst Seehofer für den zurück-
getretenen Erwin Huber zum Parteivorsitzen-
den, zwei Tage später wird Seehofer auch 
Bayerns neuer Regierungschef. Die CSU- 
Fraktion nominierte ihn mit 76 von 92 Stim-
men. 

16. Oktober 2008  677

Der Zwischenausschuss informiert sich 
über die Beteiligung Bayerns am Ret-
tungspaket für die Banken durch die Bun-
desregierung, das wegen der weltweiten 
Finanzkrise notwendig wird.

Der Zwischenausschuss behandelt „dringli-
che Staatsangelegenheiten“ für die Zeit au-
ßerhalb der Tagung des Landtags bis zum Zu-
sammentritt des neuen Landtags (Art. 26 
Bayerische Verfassung). Seine kurzfristige 
Einberufung ist notwendig wegen der am 
nächsten Tag anstehenden Entscheidung über 
das Rettungspaket des Bundes für die Ban-
ken. Die Länder sollen 35 Prozent am Risiko 
des 470-Milliarden-Euro-Pakets übernehmen 
und zudem für ihre Landesbanken und Spar-
kassen einstehen. Erst zweimal trat zuvor der 
Zwischenausschuss des Landtags zusammen: 
1982 im Zusammenhang mit der so genann-
ten „Langemann-Affäre“ und 1990, als der 

Der Zwischenausschuss informiert sich im Plenarsaal über die Bankenrettung
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Rüstungskonzern MBB im Verdacht stand, il-
legal Waffen in den Irak geliefert zu haben. 
Ministerpräsident Günther Beckstein kündigt 
an, im Bundesrat dem Rettungspaket, ge-
schnürt von Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) und Finanzminister Peer Steinbrück 
(SPD), zuzustimmen, nachdem die Bundesre-
gierung den Ländern entgegengekommen sei. 
Eine „Blockadehaltung“ wäre gerade für ein 
Land mit der wirtschaftlichen Stärke Bayerns 
unverantwortlich. Finanzminister Erwin Hu-
ber erläutert mit einer Modellrechnung, dass 
die Haushaltsbelastung für den Freistaat aus 
dem Hilfspaket 1,16 Milliarden Euro betra-
gen würde. Mit CSU-Mehrheit befürwortet 
der Zwischenausschuss bei Stimmenthaltung 
der Sozialdemokraten das Ja der Staatsregie-
rung für das Bankenrettungspaket.

20. Oktober 2008  678

Der 16. Bayerische Landtag tritt zu seiner 
konstituierenden Sitzung zusammen. Mit 
Barbara Stamm (CSU) wird erstmals eine 
Frau an die Spitze des Parlaments ge-
wählt.

Der designierte Ministerpräsident Horst See-
hofer verfolgt die erste Sitzung von der Besu-
chertribüne aus, da er dem Landtag nicht an-
gehört. Die CSU-Politikerin Stamm wird mit 
164 von 187 Stimmen zur Präsidentin ge-
wählt. Die 63-Jährige ist seit 1976 Mitglied 
des Landtags, seit Oktober 2003 war sie  Erste 
Vizepräsidentin. Dem Kabinett gehörte sie 
von 1987 bis 1994 als Staatssekretärin im  
Sozialressort und anschließend bis 2001 als 
Sozialministerin an. Nach dem Rücktritt im 
Zusammenhang mit der BSE-Krise, was all-
gemein als „Bauernopfer“ im Kalkül von Re-
gierungschef Stoiber galt, widmete sich Bar-
bara Stamm verstärkt dem sozialpolitischen 
Engagement, etwa als Vorsitzende der Le-
benshilfe in Bayern. Der Wiedereinzug in 
den Landtag gelang ihr als unterfränkische 
Listenkandidatin wegen des Stimmen-
schwunds ihrer Partei nur äußerst knapp. Im 
April 2009 erhält Barbara Stamm familiäre 
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tagsbeschäftigten sind weiblich, und Teilzeit-
modelle werden besonders gefördert. Dank 
Stamms Initiative wird eine Kindertagesstät-
te des Landtags eingerichtet. 
Zwei Neulinge im Parlament ziehen besonde-
re Aufmerksamkeit auf sich: Die ehemalige 
Fürther Landrätin Gabriele Pauli (früher 
CSU), die mit zum Sturz von Ministerpräsi-
dent Stoiber beitrug, wird für die Freien Wäh-
ler als „Zweitstimmenkönigin von Mittel-
franken“ in den Landtag gewählt. Und  
Florian Streibl, der Sohn des früheren 
CSU-Ministerpräsidenten Max Streibl, zieht 
ebenfalls für die Freien Wähler in den Land-
tag ein. 

Konstituierende Sitzung mit der Alterspräsidentin Barbara Rütting

Verstärkung im Parlament, allerdings im La-
ger der Grünen: Ihre Tochter Claudia rückt 
für die 81-jährige Barbara Rütting nach, die 
ihr Mandat aufgibt. 
In dem Fünfparteien-Parlament hat die Präsi-
dentin Stamm fünf Stellvertreter: Reinhold 
Bocklet (CSU), Peter Paul Gantzer (SPD),  
Peter Meyer (Freie Wähler), Christine Stahl 
(Grüne) und Jörg Rohde (FDP).
Einführend betont die Landtagspräsidentin, 
es sei falsch zu behaupten, dass die Landes-
parlamente kaum noch politischen Einfluss 
hätten. „Wir verfügen über konkrete eigene 
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten, 
die dank der Föderalismusreform auf wichti-
ge politische Zukunftsfelder ausgedehnt wur-
den“. Sie seien bewusst zu nutzen, statt „in 
kritischen Situationen vorschnell nach bun-
deseinheitlichen Regelungen zu rufen“, for-
dert Stamm. Als Präsidentin liegt ihr auch im 
eigenen Hause die Gleichstellungspolitik be-
sonders am Herzen. Drei Jahre nach ihrem 
Amtsantritt sind fünf der 16 Führungspositio-
nen mit Frauen besetzt, 54 Prozent der Land-
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niemand.“ Der interfraktionelle Antrag, ein-
gebracht von CSU, FDP, SPD und Grünen, 
auf Einsetzung einer Kommission gemäß  
§ 40 der Geschäftsordnung zur parlamentari-
schen Begleitung der Krisenbewältigung bei 
der BayernLB wird einstimmig angenom-
men. Die Kommission unterstützt die Vertre-
ter des Staates bei der Wahrnehmung ihrer 
Kontroll- und Überwachungsbefugnisse und 
fordert deshalb regelmäßige Berichte unter 
anderem zum zukünftigen Geschäftsmodell 
und zur strukturellen Neuausrichtung der 
BayernLB. (47, 58, 66, 80)

Erstmals eine Präsidentin im Bayerischen Landtag: 
CSU-Fraktionschef Georg Schmid gratuliert  
Barbara Stamm

23. Oktober 2008  679

In einer Sondersitzung setzt der Landtag 
eine Kommission zur parlamentarischen 
Begleitung der Krisenbewältigung bei der 
Bayerischen Landesbank (BayernLB) ein. 
Gleichzeitig erfährt der Landtag, dass die 
Bank aktuell einen Kapitalbedarf von 6,4 
Milliarden Euro habe.

Die BayernLB, ein Bankkonzern mit 19000 
Beschäftigten und weltweiten Unternehmun-
gen, gehört jeweils zur Hälfte dem Freistaat 
und den Sparkassen und ist, wie auch andere 
deutsche Landesbanken, wegen des Engage-
ments auf dem US-Markt in den Sog der Im-
mobilien- und Finanzmarktkrise geraten. Der 
Konzernüberschuss schmilzt von einer Milli-
arde im Jahr 2006 auf 92 Millionen Euro 
2007 zusammen. Die ersten Quartalszahlen 
2008 offenbaren die Dimension der Verluste: 
Zu den Wertberichtigungen von 2,3 Milliar-
den Euro 2007 kommen im 1. Quartal 2008 
weitere zwei Milliarden hinzu. Für das Deba-
kel wird nicht zuletzt der Noch-Finanzminis-
ter und Verwaltungsratsvorsitzende der Bank, 
Erwin Huber, verantwortlich gemacht. 
In seiner letzten Landtagsrede als Bayerns Fi-
nanzchef räumt Erwin Huber ein, dass nicht 
zuletzt wegen des finanziellen Engagements 
in US-Papiere die Lage der Landesbank „pro-
blematisch“ sei. Die Landesbanken seien von 
der Finanzmarktkrise vor allem wegen der 
Gewährträgerhaftung betroffen. Sie habe es 
ermöglicht, dass sich diese Banken über Jahr-
zehnte hinweg auf den Märkten relativ preis-
günstig mit Geld versorgen konnten. Und so 
seien viele auch stolz darauf gewesen, dass 
die Bayerische Landesbank „satte Gewinne 
erwirtschaftet“ habe. Thomas Beyer, stellver-
tretender SPD-Fraktionsvorsitzender, wirft 
der CSU vor, sie habe „sich der politischen 
Untreue in diesem Land schuldig gemacht“. 
Die Landesbank, „einstmals der Stolz des Sü-
dens“, sei ein Sanierungsfall. Georg Schmid, 
Fraktionsvorsitzender der CSU, nimmt Huber 
in Schutz: „Die Verantwortung für das opera-
tive Geschäft der Landesbank hat der Vor-
stand, hat der Vorstandsvorsitzende und sonst 
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schiedlichen Funktionen für meine Partei un-
terwegs und beinahe 13 Jahre an der Spitze 
von Bundesministerien – ist dies für mich 
fraglos der Höhepunkt meiner politischen 
Laufbahn.“ Seehofer ist der erste Minister-
präsident in der bayerischen Nachkriegsge-
schichte, der kein Landtagsmandat besitzt.

Kurz vor Seehofers Vereidigung ist nach 
elftägigen Verhandlungen die Koalitionsver-
einbarung mit den Freien Demokraten für die 
kommenden fünf Jahre unter Dach und Fach. 
Unterzeichnet wird der Vertrag am Tag der 
Vereidigung im Senatssaal des Maximilia-
neums von den Parteivorsitzenden Horst See-
hofer (CSU), Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger (FDP) und den Fraktionsvorsitzenden 
Georg Schmid (CSU) und Martin Zeil (FDP). 
In der Präambel des 71-seitigen Papiers heißt 
es: „Gemeinsam wollen wir einen neuen Auf-
bau wagen.“ Schwerpunkte des Regierungs-
programms sind Bildung und Mittelstands-
förderung. Die CSU setzt durch, dass es bei 
der vierzügigen Grundschule bleibt. An den 
Hochschulen sollen bis 2013 mehrere Zehn-
tausend Studienplätze zusätzlich geschaffen 
werden und die Studiengebühren erhalten 
bleiben. Bei der Inneren Sicherheit wird dem 
FDP-Wunsch auf Lockerung des Versamm-
lungsrechts und Entschärfung der  Online- 
Durchsuchung entsprochen. Ausgeklammert 
werden die Streitpunkte Ladenschluss und 
Donauausbau. Ein Koalitionsausschuss koor-
diniert die Zusammenarbeit der Partner in 
Regierung und Fraktion. 

30. Oktober 2008  681

Ministerpräsident Horst Seehofer stellt 
sein Kabinett vor, das anschließend verei-
digt wird. Acht der 18 Mitglieder kommen 
aus Oberbayern. Die FDP stellt zwei Mi-
nister und eine Staatssekretärin.

In nur drei Tagen stellt Seehofer seine Mann-
schaft zusammen. „Es war die spannendste 
Kabinettsbildung seit Langem, die geheimste 
und die am schnellsten durchgezogene“, kom-

27. Oktober 2008  680

Der CSU-Bundespolitiker Horst Seehofer 
wird nach heftigen innerparteilichen 
Querelen neuer bayerischer Minister-
präsident und damit im Bündnis mit den 
Freien Demokraten Chef einer Koalitions-
regierung. 

Der CSU-Fraktionsvorsitzende Georg 
Schmid, der sich nach den Machtkämpfen in 
seiner Position behaupten konnte, schlägt 
Horst Seehofer für das Amt des bayerischen 
Ministerpräsidenten vor: Er habe „große par-
lamentarische Erfahrung“, sei seit 1980 Mit-
glied des Deutschen Bundestags und habe 
„viele wichtige Aufgaben in unserem Vater-
land in den letzten Jahren übernommen und 
erfüllt“ und werde „in hervorragender Weise 
auch die Aufgabe des Bayerischen Minister-
präsidenten erfüllen“.
Franz Maget, wieder gewählter Fraktionsvor-
sitzender der SPD kommentiert spitz: „Nun 
muss also ein Reservekandidat, Herr Seeho-
fer, von der Besuchertribüne heruntergeholt 
werden“; das sei „ungewöhnlich und kritik-
würdig“, seine Kandidatur sei „legal, aber 
nicht wirklich hinreichend legitimiert“, näm-
lich „das Ergebnis eines Machtkampfes“ in 
der CSU. Hubert Aiwanger (Freie Wähler) 
will das Thema Ministerpräsidentenwahl 
„aus der Politik heraushalten“ und darüber 
nachdenken, das Volk wählen zu lassen. Sepp 
Daxenberger (Grüne) empört sich: „Die 
Landtagsfraktion stand diesem Ministerprä-
sidenten zumindest bis vor Kurzem noch mit 
tiefer Abneigung gegenüber.“ Für die Grünen 
sei Seehofer jedenfalls „kein politischer Neu-
anfang“, sondern „das letzte Aufgebot der 
CSU“. Martin Zeil (FDP) ist überzeugt, dass 
Seehofer „der Neuanfang in der bayerischen 
Politik“ gelingen wird. 
Von 184 abgegebenen Stimmen entfallen auf 
Horst Seehofer 104, mit Nein stimmen 71, 
sieben Abgeordnete enthalten sich der Stim-
me, zwei Zettel sind ungültig. Der Gewählte 
freut sich: „Nach einer ungewöhnlich langen 
politischen Wegstrecke – 28 Jahre im Deut-
schen Bundestag, fast 40 Jahre in unter-
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nalentwicklung mit dem Schwerpunkt 
„Ländlicher Raum“. Hubert Aiwanger (Freie 
Wähler) wünscht sich die Übertragung der 
Zuständigkeit für den ländlichen Raum an die 
Staatskanzlei, um den „überregionalen Zu-
sammenhang des Themas“ zu verdeutlichen. 
Ulrike Gote (Grüne) betont die Notwendig-
keit, das Umweltministerium „konsequent zu 
einem Klimaschutzministerium“ auszubauen.

13. November 2008  682

Die Sitzverteilung in den Landtagsaus-
schüssen wird zum Zankapfel, da die CSU 
50 Prozent der Sitze beansprucht.

Thomas Kreuzer (CSU) rechnet vor, seine 
Fraktion habe Anspruch auf 50 Prozent der 
Ausschusssitze, weil sie 49,17 Prozent der 
Abgeordneten stellt. Die SPD wolle mit ihrer 
Forderung nach nur 47 Prozent die CSU be-
nachteiligen. Harald Güller (SPD) kontert: 
„49,17 Prozent der Abgeordneten sind noch 
keine 50 Prozent“. Eine Blockademehrheit 
für die CSU im Ausschuss oder Ältestenrat 
sei „willkürlich und verfassungswidrig“. 
Auch Ulrike Gote (Grüne) sieht einen Ver-
such, „das Wahlergebnis zu verschieben“. 
Mit den Stimmen von CSU und FDP wird 
festgelegt, dass der Haushaltsausschuss 22 
Mitglieder, die Ausschüsse für Kommunale 
Fragen und Innere Sicherheit, für Bildung, Ju-
gend und Sport sowie für Umwelt und 
Gesund heit jeweils 20 Mitglieder haben. Die 
Zahl der Mitglieder der übrigen Ausschüsse 
beträgt 16. Nach dem Verfahren Sainte-
Lague/ Schepers hat die CSU-Fraktion in 
allen  Ausschüssen jeweils die Hälfte der 
Sitze. 
Eine Klage von SPD, Grünen und FW gegen 
die Sitzverteilung in den Ausschüssen wird 
Ende November 2009 vom Bayerischen Ver-
fassungsgerichtshof mit knapper Mehrheit 
abgewiesen. Für das Gericht ist zwar der 
„Grundsatz der Spiegelbildlichkeit“ tangiert, 
doch für das Kräfteverhältnis von Regie-
rungsfraktion und Opposition sei das Kräfte-
verhältnis im Landtag insgesamt entschei-

mentiert der Bayerische Rundfunk. Der Koa-
litionspartner FDP erhält das Wirtschaftsres-
sort (Staatsminister Martin Zeil, der auch 
Stellvertreter des Ministerpräsidenten wird, 
Staatssekretärin Katja Hessel, ebenfalls FDP) 
und das Wissenschaftsministerium (Staats-
minister Wolfgang Heubisch). 
Das Kabinett ist jünger, weil Seehofer für die 
CSU die Altersgrenze von 60 Jahren vorgibt, 
was die „Senioren-Union“ aus CDU und CSU 
zu Protestaktionen anstachelt. Wesentlich 
weiblicher wird die Regierungsriege nicht: 
Wiederum drei Frauen leiten ein Ressort  
(Beate Merk bleibt Justizministerin, Emilia 
Müller Staatsministerin für Europaangele-
genheiten, neu ist die bisherige CSU-Gene-
ralsekretärin Christine Haderthauer als 
Sozial ministerin, die Christa Stewens nach-
folgt), dazu gesellt sich die Staatssekretärin 
Melanie Huml (Umweltressort). Der CSU- 
Hochschulexperte Ludwig Spaenle wird 
Schulminister, was ebenso Verwunderung 
auslöst wie die Berufung des Tierarztes Mar-
cel Huber als Spaenles Staatssekretär. Die 
Leitung der Staatskanzlei übernimmt Sieg-
fried Schneider im Range eines Staatsminis-
ters, Innenminister bleibt Joachim Herrmann 
(Staatssekretär Bernd Weiß), Finanzminister 
wird Georg Fahrenschon, der wie Seehofer 
kein Landtagsmandat hat (Staatssekretär 
Franz Josef Pschierer), Umweltminister  
Markus Söder und Landwirtschaftsminister 
der praktizierende niederbayerische Land-
wirt Helmut Brunner. Staatssekretär im So-
zialressort wird Markus Sackmann. 
Die Abgrenzung der Geschäftsbereiche wird 
von Ministerpräsident Horst Seehofer in vier 
Punkten geändert: Das Justizministerium er-
hält den Verbraucherschutz (bisher Umwelt-
ressort), das Umweltministerium bekommt 
den Gesundheitsbereich (vorher Sozialres-
sort), zum Arbeits- und Sozialministerium 
kommen aus dem Umweltressort Arbeits-
schutz und Gewerbeaufsicht, und Angelegen-
heiten der Ernährung werden vom Umwelt- 
auf das Landwirtschaftsministerium über-
tragen.
Johanna Werner-Muggendorfer (SPD) ver-
misst beim Zuschnitt der Ressorts die Regio-
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Bankmanager, es gehe um die Wirtschaft in 
Bayern, es gehe um die Sparer und um die 
Kommunen. „Es war eine Leitentscheidung 
der Bayerischen Staatsregierung“, betont der 
Regierungschef, „obwohl die Kommunen und 
Sparkassen zur Hälfte Eigentümer der Baye-
rischen Landesbank sind, sie finanziell nicht 
an dieser Rettungsaktion zu beteiligen, weil 
dies die Sparkassen als Rückgrat unserer  
lokalen und regionalen Wirtschaft selbst in 
Schwierigkeiten gebracht hätte.“ 
„Das ist schon ein bitterer Tag für Bayern“, 
antwortet der SPD-Fraktionschef Franz  
Maget, „wir erleben eine Katastrophe und ein 
Debakel bei unserer Landesbank, wir erleben 
den Offenbarungseid einer hilflosen Staatsre-
gierung, alt und neu, der die Krise vollständig 
über den Kopf gewachsen ist.“ Maget bezwei-
felt, dass die Landesbank, wie von der Staats-
regierung beabsichtigt, 2014/2015 zu pri - 
v atisieren sei angesichts der Zukäufe der 
jüngsten Zeit, etwa der Hypo-Group Alpe 
Adria. Der SPD-Sprecher plädiert stattdessen 
für den „eleganten Weg“, die BayernLB mit  
der Baden-Württembergischen Landesbank 
(LBBW) zu fusionieren.
Bernhard Pohl (Freie Wähler) sieht nicht nur 
eine „Finanzmarktkrise“, sondern man befin-
de sich „mitten in einer Staatskrise“, von der 
CSU „maßgeblich mitzuverantworten“. Mar-
garete Bause (Grüne) schließt sich an: „Das 
Desaster bei der Landesbank zeigt, wie sehr 
die CSU Bayern heruntergewirtschaftet hat.“ 
Und Thomas Hacker (FDP) sagt, nach dem 
Koalitionsvertrag müssten die Liberalen nun 
erleben, „wie die Tragfähigkeit dieses Funda-
mentes gleich zu Beginn der neuen Regie-
rung auf eine harte Belastungsprobe gestellt 
wird“. 
Der zweite Nachtragshaushalt 2008, eigent-
lich ein Landesbank-Rettungsetat, wird am 
16. Dezember von der Koalitionsmehrheit ge-
billigt. Er enthält eine zusätzliche Kreditauf-
nahme von zehn Milliarden Euro und eine 
Garantie des Freistaats für mögliche Ausfälle 
im Wertpapiergeschäft der BayernLB in Hö-
he von 4,8 Milliarden Euro. Finanzminister 
Georg Fahrenschon fasst die Diskussion zu-
sammen: „Die Stabilisierung der Landesbank 

dend. Vier der neun Richter sehen die Klage 
als berechtigt an. 

3. Dezember 2008  683

Noch vor der regulären Regierungserklä-
rung bringt Ministerpräsident Horst  
Seehofer einen zweiten Nachtragsetat ein, 
der wegen des Landesbankdebakels not-
wendig geworden ist. Er entschuldigt sich 
für die Fehler seiner Vorgänger und stellt 
ein milliardenschweres Hilfsprogramm 
von Bund und Freistaat vor.

Eingangs verliest Seehofer eine Erklärung 
von Exfinanzminister Kurt Faltlhauser, in der 
dieser sich zur politischen Verantwortung in 
seiner Zeit im Verwaltungsrat der Bank be-
kennt, deren Geschäfte „zum heutigen de-
saströsen Zustand des Instituts geführt ha-
ben“. Ministerpräsident Seehofer fügt an: 
„Die neue Staatsregierung steht in der Ver-
antwortung, mit diesen Dingen jetzt richtig 
umzugehen (…). Ich möchte mich für die ge-
samte Staatsregierung bei der Bevölkerung 
und auch bei den Mitarbeitern entschuldigen 
für die Fehler, die in der Bank, im Vorstand, 
im Verwaltungsrat und bei beiden Eigentü-
mern – den Kommunen und Sparkassen und 
dem Freistaat Bayern – gemacht worden 
sind.“ Seehofer verspricht alles zu tun, um die 
Mängel unverzüglich abzustellen.
Die Landesbank benötigt Eigenkapital von 10 
Milliarden Euro, die der Freistaat allein auf-
bringen wird. Zusätzlich werden 2,1 Milliar-
den Euro ausgegeben, um die Eigenkapital-
quote auf 8 Prozent aufzustocken. Die fort-
schreitende Finanzkrise erfordert weitere 1,5 
Milliarden Euro. Zur Abschirmung risikobe-
hafteter Papiere im Portfolio der Landesbank 
sind 6 Milliarden Euro notwendig, wovon der 
Freistaat 4,8 Milliarden garantiert. Zusätzlich 
erhält die Landesbank aus dem Rettungs-
schirm von Bund und Ländern eine Garantie 
in Höhe von 15 Milliarden Euro. Minister-
präsident Seehofer zusammenfassend: „Ich 
weiß, dass solche Summen viele Menschen 
fassungslos machen“, aber es gehe nicht um 
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standorts Bayern sei heute wieder die 
umweltfreundliche Energieversorgung. An 
erster Stelle stehe die Einsparung, an zweiter 
die Dezentralisierung, an dritter der Ausbau 
erneuerbarer Energien. Bayern soll nach dem 
Willen der Koalition „Vorreiter sein bei der 
Bewahrung der Schöpfung“. Als „ehrgeiziges 
Klimaziel“ setzt Seehofer die Begrenzung 
der CO2-Emissionen auf unter sechs Tonnen 
pro Kopf bis spätestens 2020. Trotz guter 
Ausgangsposition und hohem Tempo beim 
Ausbau erneuerbarer Energien sei die Verlän-
gerung der Laufzeit der Kernkraftwerke un-
verzichtbar, unterstreicht der Ministerpräsi-
dent. Ihr Ersatz durch fossile Kraftwerke sei 
„wirtschaftlich und umweltpolitisch unver-
antwortlich“. Zum Schluss versichert er: „Wir 
wollen Vertrauen schaffen mit einer wertge-
bundenen Politik und klaren Leitlinien, mit 
Geborgenheit und sozialer Sicherheit, mit gu-
ter Bildung und Teilhabe für alle, mit Nach-
haltigkeit und Generationengerechtigkeit so-
wie mit persönlicher und wirtschaftlicher 

ist alternativlos.“ Die Kapitalerhöhung in  
Höhe von 10 Milliarden Euro wie auch die 
Abschirmung des Portfolios der Bank durch 
eine Garantie in Höhe von 4,8 Milliarden  
Euro übernehme allein der Freistaat, „obwohl 
der Mitanteilseigner Sparkassenverband die-
selbe Verantwortung trägt“. (47, 54, 66, 80)

10. Dezember 2008  684

In seiner ersten Regierungserklärung 
stellt Ministerpräsident Horst Seehofer 
vier Leitlinien der Regierungsarbeit vor: 
Stärkung des Fundaments für Geborgen-
heit, Sicherheit und kulturelle Identität, 
gute Bildung zur Wahrnehmung der Le-
benschancen, Nachhaltigkeit und mehr 
Freiräume für die persönliche und wirt-
schaftliche Entfaltung der Bürger. 

Beim Thema Nachhaltigkeit setzt Seehofer 
auf solide Finanzpolitik, Bewahrung der na-
türlichen Ressourcen und wertgebundene so-
ziale Marktwirtschaft. Nachhaltige Politik 
betreibe frühzeitig Prävention, statt später zu 
reparieren. Sie dürfe nicht in Wahlperioden 
denken, sondern müsse für Generationen 
handeln. Für die Wirtschaft bedeute Nach-
haltigkeit, „dass sie vom Quartalsdenken und 
der Jagd nach dem schnellen Geld wegkom-
men muss“, betont der Regierungschef. Der 
„Spekulationskapitalismus“ sei genauso ge-
scheitert wie der reale Sozialismus, weil bei-
de auf einem falschen Menschenbild fußten. 
Die Koalition aus CSU und FDP wolle eine 
„Renaissance der sozialen Marktwirtschaft“. 
Sie werde „von München ausgehen“. Aus der 
Wertschätzung des Einzelnen erwachse in 
der sozialen Marktwirtschaft die Wertschöp-
fung für das Ganze, das ist ihr „eigentliches 
Geheimnis“, sagt Seehofer.
„Nachhaltige Politik für Bayern“ müsse sich 
auch in einem stabilen Gleichgewicht von 
Metropolen und ländlichem Raum beweisen. 
Dazu zähle auch ein leistungsfähiger Inter-
netzugang, der spätestens in drei Jahren über-
all im Land bereitstehen solle. Eine Schlüs-
selfrage für die Zukunft des Wirtschafts-

Regierungserklärung von Horst Seehofer
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Sepp Daxenberger, Fraktionssprecher der 
Grünen, bemerkt, der von der CSU ange-
strebte Neuanfang müsse anders aussehen. Es 
reiche nicht, den Ministerpräsidenten und ei-
nige Köpfe auszutauschen. Seehofer könne 
sich nicht aus der Verantwortung für die Feh-
ler der Vorgängerregierungen stehlen, auch 
wenn es ihm „viel lieber wäre, die Staats-
kanzlei in ein Wohlfühlministerium umzu-
bauen“. Daxenberger vermisst Aussagen zur 
Familienpolitik, zur Bildungspolitik, zu sozi-
aler Gerechtigkeit, Klimaschutz, Bürgerrech-
ten, zur Chancengleichheit aller Regionen in 
Bayern und vor allem zur Energiewende.
„Der Neuanfang der Koalitionsregierung ist 
ein klares Signal“ mit dem Motto „Aufbruch 
statt Angst“, sagt der FDP-Fraktionsvorsit-
zende Thomas Hacker. Wirtschaftlich und 
gesellschaftlich werde der „Rahmen für mehr 
Freiheit“ geschaffen. Hacker: „Wir trauen 
den Menschen zu, dass sie über das für sie 
Wesentliche selbst entscheiden können.“ 
Doch damit sie das können, „machen wir sie 
stark, indem wir ihnen finanzielle Spielräume 
eröffnen, überflüssige Vorschriften beseiti-
gen, Bildungschancen vergrößern und Fami-
lie und Beruf besser miteinander vereinbar 
machen“. Denn „im liberalen Bayern ist für 
alle Platz“, verspricht der FDP-Politiker.
„Die Kuschelecke Bayern“ überschreibt die 
„Mittelbayerische Zeitung“ ihren Kommen-
tar zur Regierungserklärung. Dabei werfe es 
kein gutes Licht auf Seehofer und den Partner 
FDP, „dass sie sich nicht offen zu den Neben-
absprachen im Koalitionsvertrag bekennen“. 
Die Bürger würden schon gerne wissen, was 
diese Regierung zum Beispiel in Sachen Nati-
onalpark Bayerischer Wald oder der Bevorzu-
gung von FDP-Klientelgruppen vereinbart 
habe. Seehofers Leitbild einer „solidarischen 
Leistungsgesellschaft“ im „Wohlfühlland“ 
Bayern klinge beinahe so schön wie die 
Weihnachtsbotschaft, merkt der „Donauku-
rier“ an. Die „Passauer Neue Presse“ schreibt: 
„Seehofer punktete als Herz-Jesu-Sozialist, 
als der er für alle Gruppen, vom Arbeiter 
über den Bauern bis zum Zuwanderer, ein  
gütiges Wort fand.“ Doch gemessen werde er 
daran, ob es ihm gelinge, die Rezession abzu-

Freiheit und einem verlässlichen staatlichen 
Schutz.“
Den Fraktionsvorsitzenden der SPD, Franz 
Maget, erinnert die Regierungserklärung an 
Weihnachten: „Horst Seehofer als Christ-
kind, das zu den Landeskindern sagt, ver-
drängt die schlechten Gedanken der letzten 
Wochen, freut euch auf das, was ich euch al-
len in den nächsten Monaten schenken wer-
de.“ Doch im Grunde genommen werde Bay-
ern seit zwei Jahren, seit Stoibers Sturz in 
Kreuth, nicht regiert. Nach der „überforder-
ten Doppelspitze“ Beckstein und Huber habe 
man „eine Notbesetzung von außen“ vorneh-
men müssen. Für seine Regierungszeit solle 
Seehofer „weiter in die Programme der SPD“ 
schauen, dann habe er eine Chance, sich nicht 
nur an Programmsätzen zu orientieren, son-
dern „ganz konkret für bessere Bildung, für 
gute Kinderbetreuung, für eine gute Infra-
struktur und für Innovation“ zu handeln.
Georg Schmid, Fraktionschef der CSU, sagt, 
in diesen ökonomisch unsicheren Zeiten 
„brauchen wir mehr denn je politische Füh-
rung“. Die Bürger erwarteten nicht nur Prob-
lembeschreibungen, sondern Lösungen. Der 
Ministerpräsident habe „ganz bewusst Leitli-
nien in den Mittelpunkt seiner Regierungser-
klärung gestellt“. CSU und Staatsregierung 
seien in der Lage, Bayern auch unter schwie-
rigen Rahmenbedingungen zu führen, „das 
kann keine andere Partei in diesem Lande“, 
unterstreicht Georg Schmid.
Hubert Aiwanger, Vorsitzender der Freien 
Wähler, verspricht, seine Fraktion werde 
„fast alles“, was Seehofer versprochen habe, 
mittragen, „denn das entspricht fast in allem 
den Forderungen, welche die Freien Wähler 
in den letzten Jahren gestellt“ hätten. Aiwan-
ger macht das Angebot, falls der Ministerprä-
sident in den eigenen Reihen nicht mehr ge-
nügend unterstützt werde, „kommen Sie vor-
her zu uns, gemeinsam schaffen wir das“. Der 
Landtag benötige eine „Diskussionskultur“, 
wie sie in den Kommunalparlamenten üblich 
sei. Irgendwann nach dem Wahltag müsse der 
„billige parteipolitische Schönwetterkampf“ 
aufhören, „dann müssen wir über die Partei-
grenzen hinweg nach Lösungen suchen“.
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Euro Kredit in einem eigenen Etat, der jähr-
lich 350 Millionen Zinsen koste. Es sei nicht 
damit zu rechnen, dass das Geld bei einem 
Verkauf der Bank wieder hereinkommen 
werde. Mitte Juli macht dann der Landtag 
den Weg für einen Verkauf der BayernLB 
frei. CSU und FDP verabschieden eine ent-
sprechende Änderung des Landesbankgeset-
zes. (30, 91)

14. Juli 2009  686

Mehrere Sicherheitsgesetze werden auf 
Betreiben der FDP entschärft. So unterlie-
gen Online-Durchsuchungen strengeren 
Auflagen.

Die Änderungen im Polizeiaufgabengesetz, 
im Verfassungsschutzgesetz und im Daten-
schutzgesetz wurden von den Liberalen bei 
den Koalitionsverhandlungen durchgesetzt. 
Gestrichen wird das verdeckte Betretungs- 
und Durchsuchungsrecht von Wohnungen 
und verbessert wird die richterliche und par-
lamentarische Kontrolle bei der Online- 
Durchsuchung. Die maximale Speicherungs-
frist für Bild- und Tonaufnahmen oder -auf-
zeichnungen sowie für Videoaufzeichnungen 
wird von zwei Monaten auf drei Wochen ver-
kürzt. Zudem wird in das Polizeiaufgabenge-
setz eine nachträgliche Unterrichtungspflicht 
aufgenommen.
Susanne Tausendfreund (Grüne) hält der 
CSU vor, sie habe seinerzeit mit ihrer Zwei-
drittelmehrheit bei den Sicherheitsgesetzen 
zuerst in die Freiheitsrechte eingegriffen und 
sich dann von den Verfassungsgerichten „die 
Leviten lesen lassen“. Horst Arnold (SPD) 
haut in die gleiche Kerbe: Welchen Eindruck 
mache es in der Bevölkerung, wenn man 
nicht in der Lage sei, verfassungskonforme 
Gesetze zu machen. Für die Freien Wähler 
entsprechen die Änderungen den Erforder-
nissen, die das Bundesverfassungsgericht am 
27. Februar 2008 für die Vertraulichkeit und 
Integrität eigengenutzter informationstechni-
scher Systeme postuliert hat, stellt Joachim 
Hanisch fest. Die jetzt vorgenommene Kon-

federn und die Bildungsziele zu realisieren, 
ehe die Landesbank-Katastrophe voll auf den 
Etat durchschlage. Als „Landesvater zum 
Liebhaben“ präsentiere sich Seehofer, urteilt 
der „Münchner Merkur“. Er verteile „Strei-
cheleinheiten für jeden, mal sehen, wer sich 
davon einlullen lässt“.

2. April 2009  685

Der Etat 2009/2010, der erste Haushalt der 
CSU/FDP-Koalition, kommt ohne Berück-
sichtigung der Sonderlasten für die Baye-
rische Landesbank (BayernLB) wiederum 
ohne Schulden aus. Das Konjunkturpaket 
wird aus Rücklagen finanziert. 

Finanzminister Georg Fahrenschon (CSU) 
begründet seine antizyklische Haushaltspoli-
tik mit der schwierigen Konjunktursituation: 
Steigerungen von 6,8 bzw. 4,85 Prozent kom-
men vor allem Investitionen in Bildung und 
Klimaschutz zugute. Im Jahr 2009 wird mit 
geplanten Ausgaben von 40,64 Milliarden 
erstmals in Bayern die 40-Milliarden-Grenze 
überschritten. Laut Georg Winter (CSU) be-
trägt die Zinslastquote im Etat lediglich  
3 Prozent, der Länderdurchschnitt liegt bei  
8 Prozent. Der bayerische Haushalt stehe ver-
hältnismäßig gut da, sagt Karsten Klein 
(FDP), das Hauptproblem in Deutschland sei 
der Bundeshaushalt. Die Gesamtschulden des 
Bundes machten bereits jetzt 62,5 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. 
Beim kommunalen Finanzausgleich werde 
jetzt das ausgebügelt, was die CSU vor eini-
gen Jahren bei den Kommunen angerichtet 
habe, bemerkt Volkmar Halbleib (SPD). Sein 
Fraktionskollege Stefan Schuster fordert, die 
dreimonatige Wiederbesetzungssperre für 
Beamte, Richter, Angestellte und Arbeiter zu 
streichen. Mannfred Pointner (Freie Wähler) 
weist darauf hin, dass der Doppelhaushalt nur 
deshalb ohne Schulden auskomme, weil auf 
Rücklagen aus Steuermehreinnahmen der 
letzten Jahre zurückgegriffen werden konnte. 
Thomas Mütze (Grüne) erinnert an die Stüt-
zung der Landesbank mit zehn Milliarden 
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11. November 2009  688

Ministerpräsident Horst Seehofer berich-
tet im Plenum über die Ergebnisse der 
Berliner Koalitionsvereinbarungen und 
ihre Auswirkungen auf Bayern. Mit 42,6 
Prozent hatte die CSU am 27. September 
das schlechteste Ergebnis ihrer Geschichte 
bei einer Bundestagswahl seit 1949 er-
reicht.

Die CSU verlor im Freistaat mehr als 7 Pro-
zent, der Koalitionspartner FDP gewann 
mehr als 5 Prozent dazu. Beobachter machen 
dafür auch Seehofers Attacken auf den libe-
ralen Koalitionspartner, speziell auf seinen 
Stellvertreter Wirtschaftsminister Martin 
Zeil verantwortlich. Vier Wochen vor der 
Bundestagswahl erreichte das Geplänkel ei-
nen Höhepunkt, als Seehofer Zeil mit den 
Worten brüskierte: „Die Realität zeigt: Ich 
bin täglich auch Wirtschaftsminister.“ Und 
Zeil konterte: „Wirtschaftspolitik ist etwas 
anderes, als jeden Tag allen alles zu verspre-
chen.“
In der Regierungserklärung zu den Vereinba-
rungen der Berliner Koalition aus Union und 
Freien Demokraten sind die Töne milder 
gewor den. Ministerpräsident Seehofer weist 

kretisierung im Polizeiaufgabengesetz schaf-
fe „eine ausgewogene Balance zwischen der 
Freiheit des Einzelnen und der Sicherheit der 
Allgemeinheit“. 
Dies sei „ein Tag der Freude“, stellt Andreas 
Fischer (FDP) fest, „Bayern bekommt heute 
ein Stück Freiheit zurück“. Die Online- 
Durchsuchungen seien meist kein geeignetes 
Mittel zur Bekämpfung der Kriminalität. Die 
Liberalen hätten sie gerne abgeschafft, nun 
habe man einen Kompromiss gefunden. 
Christian Meißner (CSU) betont, „nicht die 
FDP hat irgendetwas durchgesetzt“, sondern 
man habe „gemeinsam den Koalitionsvertrag 
punktgenau umgesetzt“. Dass Bayerns Si-
cherheitsbehörden „nach wie vor bei der Ter-
rorabwehr handlungsfähig bleiben, das ist  
die Handschrift der CSU“. (25)

14. Oktober 2009  687

Innenstaatssekretär Bernd Weiß (CSU) 
tritt zurück. Sein Nachfolger wird der  
Unterfranke Gerhard Eck (CSU).

Dem Rücktritt des 41-jährigen Weiß ging ein 
heftiger Streit mit Ministerpräsident Seehofer 
um die Finanzierung des Digitalfunks voraus. 
Der Innenstaatssekretär hatte zwischen Kom-
munen und Rettungsdienst einen Kompro-
miss ausgehandelt. Der Staat sollte die Be-
triebskosten für das neue Funksystem über-
nehmen, die dazugeschalteten Feuerwehren 
und Rettungsdienste sollten die neuen Funk-
geräte anschaffen. Gegen diese Absprache 
legte Seehofer überraschend Einspruch ein. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Franz Maget 
kommentiert: Das Problem des Digitalfunks 
für die Feuerwehren sei seit zehn Jahren be-
kannt. Nun habe ein Staatssekretär einen gu-
ten Konsens mit den Kommunen gefunden, 
„und dann lässt man ihn im Regen stehen“.  
Innenminister Joachim Herrmann spricht 
von einer „höchstpersönlichen Entscheidung 
von Bernd Weiß“. Er habe sich gerade auch 
für den Digitalfunk „hervorragend engagiert 
und Entscheidendes in den letzten Monaten 
vorangebracht“.

Vereidigung von Staatssekretär Eck
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Bayern schon vor einem Jahr eingeschlagen 
habe: „Den Weg der Erneuerung der sozialen 
Marktwirtschaft“, denn mehr Freiheit für 
Bürger und Unternehmen aktiviere die 
Wachstumskräfte.

24. November 2009  689

Die Kinderkommission des Bayerischen 
Landtags konstituiert sich. Sie soll Vor-
schläge erarbeiten, wie die Lebenssitua-
tion von Kindern und Familien verbessert 
werden kann.

Die Kinderkommission, ein Unterausschuss 
des Sozialausschusses, ist die erste ihrer Art 
in den Landesparlamenten, nur der Bundes-
tag hat – seit bereits 21 Jahren – ein vergleich-
bares Gremium. Jede Fraktion ist mit einer 
Abgeordneten vertreten, getagt wird nicht öf-
fentlich. Beschlüsse können nur einstimmig 
gefasst werden. Sie gehen als Empfehlungen 
an den Sozialausschuss des Landtags. Die 
Themen für die Wahlperiode reichen von 
frühkindlicher Bildung und Kinderarmut, 
Medienkonsum, Integration behinderter Kin-
der bis zur Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention. 
Die Kinderkommission stellt am 2. Juli 2013 
im Plenum ihren Abschlussbericht vor. In 47 
Sitzungen hat die Kommission unter anderem 
17 Informationsgespräche geführt und sechs 
Anhörungen zu Themen wie Gesundheit der 
Kinder, unbegleitete Flüchtlinge, frühkindli-
che Bildung, Inklusion und sexuelle Über-
griffe veranstaltet. Eva Gottstein (Freie Wäh-
ler) berichtet, die Kinderkommission habe 
sich inzwischen als Anlaufstelle einen Na-
men gemacht: „Nicht nur für Organisationen, 
die mit Kindern zu tun haben, sondern auch 
Eltern und Kinder, die sich sonst nicht mit ih-
ren Belangen ans Parlament wenden würden, 
nehmen Kontakt mit uns auf.“ Petra Detten-
höfer (CSU) bedauert, dass die Kommission 
als Unterausschuss kein Antragsrecht habe. 
Die fünf Mitglieder sind sich einig, dass die 
Kinderkommission eine eigenständige Kom-
mission im Sinne der Geschäftsordnung  

lobend auf das gemeinsame Auftreten von 
CSU und FDP in Berlin bei der Beratung 
des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes des 
Bundes hin, von dem Bayern ganz besonders 
profi tiere. Impulse für Wachstum und Ar
beits plätze brächten auch Korrekturen an der 
Unternehmenssteuerreform und der Erb-
schaftssteuerreform, um die Nachfolge in Fa-
milienfirmen und im Mittelstand zu erleich-
tern. Das Motto der neuen Bundesregierung 
„Wachstum, Bildung und Zusammenhalt“ sei 
sehr gut geeignet, die gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Ziele in Deutschland zu 
erreichen. Sie seien „auch Rückenwind für 
Bayern“. Seehofer kündigt an, den „eisernen 
Sparkurs“ fortzusetzen. Ausgenommen seien 
Bildung und Hochschulen, „weil das die beste 
Investition in die Zukunft ist“.
Markus Rinderspacher, neuer Fraktionsvor-
sitzender der Sozialdemokraten (siehe 15. 12. 
2009), kritisiert, die Steuergeschenke für  
finanzstarke Unternehmer und Besserverdie-
nende würden von den Schwachen und Ar-
men, auch hier in Bayern, bezahlt. An wel-
chen Stellen Seehofer sparen wolle, habe er 
verschwiegen. Auf jeden Fall stehe die SPD 
„nicht für ein Streichkonzert im Sozialhaus-
halt und im Bildungshaushalt zur Verfü-
gung“. Hubert Aiwanger (Freie Wähler)  
urteilt, der Ministerpräsident hätte seine  
Regierungserklärung eigentlich „Entsolidari-
sierung“ nennen müssen. Vor allem fänden 
sich Ausführungen zur Steuerpolitik. Ohne 
dabei die Kommunen zu erwähnen, würden 
diese massiv belastet. Thomas Kreuzer 
(CSU) hält dagegen, die Kommunen seien im 
Vergleich von Bund, Ländern und Gemein-
den in den letzten Jahren bei Finanzen und 
Schuldenabbau am besten gefahren. Marga-
rete Bause (Grüne) fasst ihr Urteil über den 
Berliner Koalitionsvertrag so zusammen: 
„Schwarz-Gelb bedeutet für Bayern mehr 
Schulden“, mehr Schulden im Staatshaushalt 
und in den Kommunen und „dafür weniger 
Gestaltungsspielraum für dringend notwendi-
ge Investitionen in die Bildung, in die Integ-
ration und in den Klimaschutz“. Thomas  
Hacker (FDP) lobt, die schwarz-gelbe Regie-
rungskoalition in Berlin gehe den Weg, den 
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dition“ und verweist auf Wilhelm Hoegner, 
Helmut Rothemund und Karl-Heinz Hierse-
mann.

Bereits am 21. Oktober wählte die SPD-Frak-
tion Markus Rinderspacher als Nachfolger 
Magets zum Vorsitzenden. Der 40-Jährige, 
von Beruf Fernsehjournalist, ist erst seit ei-
nem Jahr Mitglied des Landtags. 

15. Dezember 2009  691

Den Kauf der österreichischen Bank Hypo 
Group Alpe Adria (HGAA) durch die Bay-
erische Landesbank (BayernLB), der mit 
einem Verlust von 3,7 Milliarden Euro en-
det, bezeichnet Ministerpräsident Horst 
Seehofer als Fehler. Mit einer Regierungs-
erklärung stellt er dem Landtag ein Stabi-
lisierungskonzept vor.

Im Mai 2007 übernahm die BayernLB 50 
Prozent plus eine Aktie an der HGAA für 

(§ 40) werden solle. Mitte Dezember 2009 
richtet der Landtag auf Initiative der Präsi-
dentin Barbara Stamm eine Kindertagesstätte 
in der Max-Planck-Straße nahe dem Maximi-
lianeum ein, „Minimaxi“ genannt. Die Plätze 
für Kinder bis zu drei Jahren dienen vor al-
lem der Betreuung des Nachwuchses von 
Mit arbeitern der Fraktionen und des 
Landtags amtes. Die parlamentarische Kin-
dertagesstätte ist ein Novum unter den 
Landespar lamenten.

15. Dezember 2009  690

Der SPD-Politiker Franz Maget wird zum 
Zweiten Vizepräsidenten des Landtags ge-
wählt.

Der 56-jährige Abgeordnete, bislang Vorsit-
zender der SPD-Fraktion, ist Nachfolger von 
Peter Paul Gantzer, der sein Amt zugunsten 
Magets niedergelegt hat. Gantzer sieht seinen 
Verzicht „in guter sozialdemokratischer Tra-

Die Mitglieder der Kinderkommission (von rechts): Eva Gottstein (FW), Claudia Stamm (Grüne),  
Petra Dettendörfer (CSU), Simone Strohmayr (SPD) und Brigitte Meyer (FDP) Informelle Schlüsselübergabe von Peter Paul Gantzer (rechts) an den neuen Vizepräsidenten 

des Bayerischen Landtags Franz Maget im Senatssaal des Maximilianeums
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zent.“ Die Landesbank solle, sobald es die 
Marktlage erlaube, verkauft werden.
Zeitweise Tumult im Plenum löst der Debat-
tenbeitrag des SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Markus Rinderspacher aus: Bei der HGAA 
handle es sich um „die Geschichte von Nadel-
streifen, von politischen Totalversagern, es 
geht um die Geschichte von Taugenichtsen, 
Großmäulern und politischen Nullen“. Der 
Freistaat Bayern habe „unter den Augen und 
in der Verantwortung führender CSU-Politi-
ker 3,75 Milliarden Euro Steuergelder verpul-
vert, verbrannt bzw. aus dem Fenster ge-
schmissen“. Die „Großmannssucht“, fährt 
Rinderspacher fort, „hat auch Namen: Stoi-
ber, Faltlhauser, Huber, Beckstein, Schmid 
und Schaidinger“. Sie alle hätten „zugesehen, 
mitgewirkt und mitverantwortet (…), dass der 
Freistaat Bayern Steuergelder in unvorstell-
barer Höhe vergeudet, verplempert, ver-
schleudert und verjuxt hat“. Bayern habe sich 
von Österreich „zweieinhalb Jahre nach 
Strich und Faden über den Tisch ziehen las-

1,625 Milliarden Euro. Später wurde der An-
teil auf 67,08 Prozent aufgestockt. Im Herbst 
2009 benötigte die HGAA weitere 1,5 Milli-
arden, um die Zahlungsfähigkeit sicherzu-
stellen. Die Schieflage der Bank hing auch 
mit riskanten Geschäften auf dem Balkan zu-
sammen. Schließlich verkaufte Bayern seine 
Anteile zum symbolischen Preis von einem 
Euro an die Republik Österreich. Insgesamt 
beträgt der Verlust aus der HGAA-Beteili-
gung 3,7 Milliarden Euro.

Ministerpräsident Seehofer sagt, angesichts 
der „unglaublichen Größenordnungen“ gebe 
es die „Pflicht des Parlaments und auch der 
Regierung, die Dinge aufzuklären“, und zwar 
„ohne Rücksicht auf Strukturen und Perso-
nen“. Seine Regierung habe den Einstieg bei 
der HGAA-Bank „immer für falsch gehalten“. 
Erstes Ziel sei es deshalb gewesen, aus dem 
Engagement herauszukommen. Das sei gelun-
gen, betont Seehofer: „Die österreichische Re-
publik übernimmt diese Bank zu hundert Pro-
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ben. „Man wollte das ganz große Rad dre-
hen“, kritisiert Daxenberger, und versuche 
nun, „durch die Hintertür aus der Verantwor-
tung zu schleichen“. Thomas Hacker (FDP) 
erinnert daran, dass die Liberalen im Bayeri-
schen Landtag bereits vor 15 Jahren vor Risi-
ken gewarnt hätten, die aus der Verquickung 
zwischen Bankinteressen und politischen  
Interessen entstünden. Damals sei die FDP- 
Fraktion mit ihrem Antrag auf Änderung des 
Landesbankgesetzes „der einsame Rufer in 
der Wüste“ gewesen. (47, 54, 58, 80)

24. Februar 2010  692

Das Bayerische Wassergesetz wird mit den 
Stimmen der Koalition verabschiedet. Um-
stritten ist die Festlegung der Gewässer-
randstreifen als Schutzzone.

Das neue Wassergesetz orientiert sich am 
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes, über-
nimmt aber einige Vorschriften des bisher 
geltenden bayerischen Rechts. Abweichend 
vom Bundesgesetz, das einen Abstand von 
fünf Metern für Uferrandstreifen zwischen 

Regierungserklärung von Horst Seehofer zur LB-Misere

sen“, mit einem „überhöhten Kaufpreis“, 
„Milliardenspritzen“ und mit einem „Milli-
ardenpoker“ am Ende. 
Landtagspräsidentin Barbara Stamm trägt 
nach Rinderspachers Äußerungen den wei-
teren   Rednern auf zu beachten, dass es bei 
der Debatte „auch um Menschen geht, über 
die wir heute reden und über die wir heute 
urtei len“.
Georg Winter (CSU), der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses, räumt ein: „Der Kauf 
der HGAA war aus heutiger Sicht falsch.“ 
Seine Fraktion werde an der Aufklärung mit-
arbeiten und befürworte die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses. Hubert Aiwanger 
(Freie Wähler) nennt die Landesbank „das 
Symbol der gescheiterten CSU-Parteibuch-
wirtschaft“. Doch die Bevölkerung sei dabei, 
„die gesamte politische Kaste in einen Topf 
zu werfen“, das schade der Demokratie. Sepp 
Daxenberger (Grüne) nennt die Einigung mit 
Österreich ein „Schmierenstück“ und fragt, 
warum Ministerpräsident Seehofer bei den 
Verhandlungen in Wien nicht dabei gewesen 
sei. Aus „Großmannssucht“ habe die CSU 
das Geld der Landesbank nicht für die Finan-
zierung von Mittelstandskrediten ausgege-
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dender Bedeutung. Die Ökologie müsse mit 
Kooperation statt mit bürokratischer Kon-
frontation gestärkt werden, betont Söder, der 
auch die bayerische Komponente des Geset-
zes betont: Man habe überlegt, wie die beson-
dere kulturelle Identität unseres Landes auch 
in der Wasserpolitik zum Ausdruck kommen 
könne.

14. April 2010  693

Der Gesetzentwurf des erfolgreichen 
Volksbegehrens „Für echten Nichtrau-
cherschutz!“ wird von der Landtagsmehr-
heit aus CSU, FDP und Freien Wählern 
abgelehnt. Damit ist der Weg zum Volks-
entscheid frei: Am 4. Juli 2010 stimmt die 
Mehrheit der Wahlberechtigten für den 
Entwurf des Volksbegehrens.

Das Volksbegehren, initiiert von der ÖDP, 
später unterstützt von SPD, Grünen und meh-
reren Verbänden, unterschrieben 13,9 Prozent 
der Stimmberechtigten. Der Gesetzentwurf 
entspricht weitgehend dem Gesundheits-
schutzgesetz vom 12. Dezember 2007, wo-
nach das Rauchverbot in allen Gaststätten 
und Festzelten gilt. Im Landtag werden nach 
dem jahrelangen Hin und Her die bekannten 
Argumente nur kurz ausgetauscht. SPD, Grü-
ne   und drei CSU-Abgeordnete votieren für 
den Entwurf des Volksbegehrens, Nein sagen 
die Mehrheit der CSU, die FDP, die Freien 
Wähler und eine SPD-Parlamentarierin.
Beim Volksentscheid wird das strenge Rauch-
verbot mit 2,1 von 3,5 Millionen Stimmen (61 
Prozent) angenommen. Es ist ein persönlicher 
Triumph für den 28-jährigen Sebastian Fran-
kenberger von der ÖDP, der das Volksbegeh-
ren maßgeblich angestoßen hat. Die Wahlbe-
teiligung beträgt nur 37,7 Prozent. Die FDP 
nimmt den Ausgang des Entscheids zum An-
lass, die Passivität des Koalitionspartners 
scharf zu kritisieren. Die CSU habe entschie-
den, eine „Ich-sage-nichts-Position zu bezie-
hen“, sagt Fraktionschef Thomas Hacker. 
Und Wirtschaftsminister Martin Zeil meint, 
die CSU habe „sich einfach weggeduckt“, ob-

Gewässer und Feld, Acker oder Wiese vor-
schreibt, wird dies in Bayern vorrangig durch 
Verträge geregelt. Gewässerrandstreifen kön-
nen auch angeordnet werden. Damit soll bes-
ser auf die Erfordernisse des Gewässerschut-
zes und die Belange der Eigentümer einge-
gangen werden. Über Bundesrecht hinaus 
gibt es einen erweiterten Ausgleich auch für 
die in Wasserschutzgebieten erlassenen Ver-
bote oder Beschränkungen, wenn sie die ord-
nungsgemäße land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung beeinträchtigen. 
Die Opposition hält der Staatsregierung vor, 
die Interessen der Landwirtschaft vor die 
Versorgung mit sauberem Wasser zu stellen, 
weil beispielsweise auf den Schutzstreifen 
von fünf Metern verzichtet werde. Markus 
Rinderspacher (SPD) bemerkt, Bayern sei da-
mit nicht nur im Bund, sondern auch inter-
national „einsam auf weiter Flur“. Sein Frak-
tionskollege Ludwig Wörner wirft der Regie-
rungsseite sogar vor: „Was ihr mit dem 
Wasser in Bayern macht, ist ein Verbrechen.“ 
Christine Stahl (Grüne) verweist auf das ab-
schreckende Beispiel Nürnberg: Die Stadt 
müsse im Knoblauchsland, einer sehr intensiv 
genutzten Fläche, „mittlerweile den x-ten 
Brunnen bohren, weil die Landwirtschaft das 
Trinkwasser in der Großregion versaut“. Joa-
chim Hanisch (Freie Wähler) warnt vor „Pri-
vatisierungstendenzen“ im neuen Gesetz, die 
zu „Qualitätseinbußen beim Wasser“ führen 
könnten. 
Otto Hünnerkopf (CSU) lobt die bisherige 
Praxis: Die Verträge mit den Landwirten auf 
freiwilliger Basis gemäß dem Kulturland-
schafts- und dem Vertragsnaturschutzpro-
gramm hätten mehr bewirkt als ein durchge-
hender Streifen von fünf Metern an Gewäs-
sern erster und zweiter Ordnung. Tobias 
Thalhammer (FDP) gibt zu bedenken: „So 
ehrenhaft es ist, sich für das gute Wasser ein-
zusetzen, so ehrenhaft ist es auch, sich für 
den Schutz des Eigentums einzusetzen.“
Umweltminister Markus Söder versichert, die 
Qualität des Trinkwassers als Lebensmittel 
ist „elementarer Bestandteil unserer Politik“. 
Doch Wasser sei auch ein Wirtschaftsgut und 
gerade für die Landwirtschaft von entschei-
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hier können wir ganz konkret mitgestalten, in 
welcher Gesellschaft wir morgen leben wol-
len“, sagt Präsidentin Barbara Stamm bei der 
Begrüßung. Auf dem Weg zur Chancen-
gleichheit und Inklusion, also der gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung, gelte es auch, die Barrieren in den 
Köpfen abzubauen, betont Stamm. In fünf 
Gruppen werden die Problemfelder Arbeit, 
Bildung, Wohnen, Freizeit sowie Barriere-
freiheit von den Behinderten mit Abgeordne-
ten aus allen Ausschüssen und mit Verbands-
vertretern diskutiert. 

14. Juli 2010  695

Der Landtag beschließt das Neue Dienst-
recht in Bayern. Auf Grund der Födera-
lismusreform werde damit ein eigenes  
bayerisches Laufbahn-, Besoldungs- und 
Versorgungsrecht geschaffen.

Das Gesetz zum Neuen Dienstrecht ist ein 
„Mantelgesetz“, das drei eigenständige Ge-
setze und zahlreiche Änderungsgesetze ein-
schließt. Im Vordergrund stehen die Beto-

wohl das nun auslaufende Gesetz von der Ko-
alition verabschiedet worden sei. Minister-
präsident Horst Seehofer ist dagegen mit dem 
Bürgervotum „hochzufrieden“. Denn „wenn 
das Volk entscheidet, hat es recht“, kommen-
tiert er das Ergebnis. 
Die von Gegnern des strikten Rauchverbots 
befürchteten Umsatzrückgänge in der Gast-
ronomie bleiben aus. Nach dem Erfolg des 
bayerischen Volksbegehrens werden ähnliche 
Initiativen in anderen Bundesländern, auf 
Bundesebene und auch in Österreich gestar-
tet. (45)

15. April 2010  694

Zum 1. Tag behinderter Menschen im 
Bayerischen Landtag treffen sich 300 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer aus ganz 
Bayern.

Die Premiere im Parlament soll ein Signal an 
Politik und Gesellschaft sein. „Politik für 
Menschen mit Behinderung – das ist kein 
Service für Randgruppen, sondern eine Zu-
kunftsfrage für unsere Gesellschaft. Denn 

Tag behinderter Menschen im Bayerischen Landtag 
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tung automatisch befördert und mehr Geld 
bekämen“, gehöre nun der Vergangenheit an. 
Fahrenschon: „In Bayern wird derjenige be-
fördert, der etwas tut.“

14. Juli 2010  696

Die Hauptschulen werden aufgewertet. Sie 
können unter bestimmten Voraussetzun-
gen zu Mittelschulen ausgebaut werden.

Die notwendige Änderung des Erziehungs- 
und Unterrichtsgesetzes wird von CSU und 
FDP verabschiedet. Die Mittelschulen müs-
sen berufsorientierende Zweige in den Berei-
chen Technik, Wirtschaft und Soziales, einen 
Ganztagszug sowie einen mittleren Ab-
schluss auf dem Niveau der Realschulen an-
bieten. Ziel der Reform ist auch, ein wohnort-
nahes, differenziertes und berufsorientiertes 
Bildungsangebot im Hauptschulbereich zu  
sichern.
Georg Eisenreich (CSU) nennt als Vorteile, 
dass in der Mittelschule das Klasslehrerprin-
zip   gelte, also nur eine Bezugsperson die Be-
ziehungsarbeit leiste, und dass praxisbezoge-
ne Ausbildung und Berufsorientierung auf 
den Beruf vorbereiteten. Martin Güll (SPD) 
wirft der Staatsregierung vor, sie ignoriere, 
dass der Hauptschule seit Jahren die „Schüler 
abhandenkommen“, weil die Eltern diese 
Schulart ablehnten. Die Mittelschule biete 
keinen echten Realschulabschluss und erhebe 
keinen pädagogischen Anspruch, der für El-
tern attraktiv sein könnte. Wie beim G 8 wer-
de wieder ein Schulkonzept gemacht, das an 
den Bedürfnissen der Menschen vorbeigehe. 
Günther Felbinger (Freie Wähler) warnt vor 
einer überhasteten Einführung der Mittel-
schule mit bislang unkalkulierbaren Kosten 
und unnützen Schülerbeförderungen. Zudem 
entstehe eine „unsinnige Konkurrenzsitua-
tion“ zwischen Hauptschule und Mittelschu-
le. Mittelfristig trage die Mittelschule ange-
sichts der demografischen Entwicklung zum 
Sterben der wohnortnahen Schulstandorte 
bei. Thomas Gehring (Grüne) kritisiert, der 
Entwurf sei ein „Gesetzeswerk der vertanen 

nung des Leistungsprinzips und flexiblere 
Karrieremöglichkeiten. So werden die vier 
Laufbahngruppen des einfachen, mittleren, 
gehobenen und höheren Dienstes durch eine 
durchgehende Leistungslaufbahn ersetzt, in 
die je nach Vor- und Ausbildung in vier Qua-
lifikationsebenen eingestiegen wird. Das 
neue System der „modularen Qualifizierung“ 
regelt den Aufstieg, zum Beispiel durch stär-
kere Berücksichtigung beruflicher Erfahrung 
und Leistung. Zudem wird die Möglichkeit, 
Prämien zu erhalten, erweitert. Wie in der 
Rentenversicherung wird das Pensionsein-
trittsalter schrittweise auf 67 Jahre angeho-
ben. Die Reform des Dienstrechts für 314 000 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst (davon 
219 000 Beamte) kostet jährlich etwa 240 
Millionen Euro. Der Entwurf der Staatsregie-
rung für das fast 600 Seiten umfassende 
 Gesetz wird von CSU und FDP angenom-
men. Es ist eines der umfangreichsten Geset-
zeswerke, das je im Landtag beschlossen 
wurde. Stefan Schuster (SPD) meint, wenn 
die Dienstrechtsreform wirklich greifen solle, 
müsse dafür mehr Geld ausgegeben werden. 
Grundsätzlich merkt er an, fälschlicherweise 
werde gerade in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten der öffentliche Dienst gerne als ein 
„privilegierter Sektor“ gesehen, der nicht zu 
leiden habe. Das sei aber absolut nicht der 
Fall. Die Einkommensschere in vergleichba-
ren Positionen klaffe gegenüber der freien 
Wirtschaft weit auseinander.
Peter Meyer (Freie Wähler) lobt: „Grundsätz-
lich sind wir mit dem Neuen Dienstrecht in 
Bayern gut aufgestellt.“ Leistung könne und 
dürfe belohnt werden. Adi Sprinkart (Grüne) 
kritisiert, die „einheitliche Leistungslauf-
bahn“ sei „alter Wein in neuen Schläuchen“, 
denn anstelle der Laufbahngruppen seien 
„Qualifizierungsebenen“ getreten. Prof. Ge-
org Barfuß (FDP) hält die Eingruppierung 
„Bachelor“ (der reguläre Abschluss nach Bo-
logna) lediglich in A 9 oder A 10 für falsch. 
Damit schicke man junge Menschen, die dies 
gar nicht beabsichtigt hätten, an die Universi-
täten. Finanzminister Georg Fahrenschon un-
terstreicht, der Vorwurf an die bayerischen 
Beamten, „dass sie ohne entsprechende Leis-
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Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rin-
derspacher sagt, die Umfragen sollten nicht 
das Land voranbringen, sondern die CSU, 
weshalb es sich um eine „verdeckte Parteien-
finanzierung“ handle, und die sei „strafbe-
wehrt“. Hubert Aiwanger, Fraktionschef der 
Freien Wähler, ergänzt, die CSU habe sich 
„in alter, bewährter und traditioneller Manier 
nach dem Motto, der Staat, das sind wir, an 
Steuergeldern für Parteizwecke bereichert“. 
Margarete Bause, Sprecherin der Grünen, 
stößt ins gleiche Horn: „CSU ist nicht gleich 
Regierung, CSU ist nicht gleich Staat und ist 
vor allen Dingen nicht gleich Bayern.“
Die Freien Demokraten hatten von den Reso-
nanzstudien keine Kenntnis, versichert ihr 
Fraktionsvorsitzender Thomas Hacker. So-
lange die FDP Regierungsverantwortung tra-
ge, werde es solche Studien nicht mehr geben. 
Staatsminister Siegfried Schneider, Leiter der 
Staatskanzlei, betont, Resonanzbefragungen 
seien zulässig und würden auch von anderen 
Stellen, etwa der Landeshauptstadt München, 
erhoben. 
Der Bayerische Verfassungsgerichtshof ur-
teilt am 6. Juni 2011 nach einer Klage der 
SPD-Fraktion, die Staatsregierung hätte auf 
Nachfrage aus dem Landtag erklären müssen, 
wozu die Umfrageergebnisse gebraucht wür-
den, und warum sie der Steuerzahler mit 
mehr als einer halben Million Euro bezahlt 
habe. Das Argument der Staatskanzlei, die 
SPD-Fragen beträfen „den Kernbereich exe-
kutiver Eigenverantwortung“, der praktisch 
geheim sei, teilen die Verfassungsrichter 
nicht: „Hinsichtlich der Umfrageergebnisse 
zur politischen Stimmung ist nicht erkennbar, 
inwiefern eine Bekanntgabe der Inhalte dazu 
führen könnte, dass autonome Entschei-
dungsprozesse der Staatsregierung beein-
trächtigt werden.“ 

14. Oktober 2010  698

Der Landtag richtet in Brüssel eine Kon-
taktstelle ein. Grundlage ist ein einstimmi-
ger Beschluss des Präsidiums. 

Chancen“. Die Hauptschule erhalte nur einen 
neuen Namen, denn „Modularisierung, Ganz-
tagsangebot und Berufsorientierung“ fänden 
jetzt schon statt. „Eine alte Rostlaube, der 
man eine neue Farbe gibt, bleibt trotzdem ein 
altes Auto“, bemerkt der Grünen-Sprecher. 
Renate Will (FDP) gibt zu bedenken, das Ni-
veau der mittleren Reife der Realschule kön-
ne an den Mittelschulen nur mit zusätzlicher 
Förderung erreicht werden. Deshalb werde es 
mehr Stunden in den Fächern Deutsch, Ma-
thematik und Englisch ab der fünften Klasse 
geben. Derzeit besuchten 231 000 Schüler 
 eine der 979 Hauptschulen in Bayern, „diese 
jungen Menschen sind kein Rest“.
Kultusminister Ludwig Spaenle verspricht, 
mit der Mittelschule einen Weg vor allem in 
die duale Ausbildung vorzubereiten. Die Mit-
telschulen würden eng mit den beruflichen 
Schulen kooperieren. Für Kinder, die die Pra-
xisklasse an der Pflichtschule absolvieren, 
will der Kultusminister einen „von Theorie 
entlasteten neuen Hauptschulabschluss“  
anbieten, der ihre Stärken hervorhebt,  
um die Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu  
verbessern.

29. September 2010  697

Die „Resonanzstudie der Staatskanzlei 
2008/2009“ wirbelt im Landtag Staub auf, 
weil Ministerpräsident Seehofer nähere 
Auskünfte verweigert. Der Bayerische 
Verfassungsgerichtshof, angerufen von 
den Sozialdemokraten, rügt das Verhalten 
der Regierung.

Mit den „Resonanzstudien“, seit Jahren von 
der Staatskanzlei in Auftrag gegeben, wurde 
die Stimmung in der Bevölkerung zu aktuel-
len Fragen erkundet. Nach ihrer Veröffentli-
chung urteilt die Opposition, es sei dabei um 
Parteipolitik gegangen, finanziert aus der 
Staatskasse. Kurzfristig entsteht auch ein  
Koalitionsstreit, weil in einer Expertise der 
CSU empfohlen worden war, zur eigenen 
Profilierung die FDP zu attackieren. 
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des Landesamts zu befragen. Zudem dürfen 
sich nun Bedienstete des Landtagsamts ohne 
Einhaltung des Dienstwegs an das PKG bei 
zeitgleicher Unterrichtung der Behördenlei-
tung wenden.

11. November 2010  700

Eine „Willkommenskultur“ für Zuwande-
rer fordert der Integrationsbeauftragte 
der Staatsregierung, Martin Neumeyer 
(CSU), in der Integrationsdebatte des 
Landtags.

Anlass ist die erste Regierungserklärung von 
Sozialministerin Christine Haderthauer zum 
Thema Integration mit dem Motto „Integrati-
on leben – Vielfalt braucht Werte“. Der Aus-
länderbeauftragte Neumeyer drückt das Pro-
blem „drastisch“ aus, wie er sagt: „Integrati-
on muss im Kreißsaal beginnen“, womit er 
verdeutlichen will, dass bei der frühkindli-
chen Entwicklung und Erziehung anzusetzen 
sei. Das bedeute aber auch zu wissen, „wie 
die anderen leben und warum sie so leben“. 
Entsprechend sei die „interkulturelle Kompe-
tenz“ der Erzieherinnen und Erzieher zu 
schulen. Die demografische Entwicklung ge-
biete aber auch, über die qualifizierte Zuwan-
derung zu reden. Dabei müssten bürokrati-
sche Hindernisse abgebaut, es müsse eine 
„Willkommenskultur“ aufgebaut werden, for-
dert Neumeyer.
Ohne ein klares Bekenntnis der Migranten zu 
unserer Gesellschaft könne Integration nicht 
gelingen, betont Sozialministerin Haderthau-
er, denn „Integration ist keine Einbahnstraße, 
sondern ein Vertrag auf Gegenseitigkeit“. 
Wer nicht bereit sei, sich zu integrieren, müs-
se mit Konsequenzen rechnen, vom Bußgeld 
bis zur Leistungskürzung. Gleichzeitig for-
dert Haderthauer, neue Wege zu beschreiten, 
denn „Multi-Kulti ist tot!“. Im Jahr 2008 leb-
ten in Bayern etwa 2,4 Millionen Personen 
mit Migrationshintergrund. Der Bevölke-
rungsanteil betrage in München 35,2, in 
Nürnberg 38,3 und in Augsburg 39,5 Prozent. 

Die Kontakt- und Informationsstelle des Bay-
erischen Landtags, besetzt mit einem Mitar-
beiter des Landtagsamtes, ist räumlich bei der 
Vertretung des Freistaats Bayern bei der Eu-
ropäischen Union angesiedelt. Für Landtags-
präsidentin Barbara Stamm ist es wichtig, 
dass neben der Staatsregierung auch das Par-
lament in Brüssel verankert und am europä-
ischen Entscheidungsprozess beteiligt wird. 
Zu den Aufgaben der Kontaktstelle zählen 
die Information des Landtags (vor allem des 
Ausschusses für Bundes- und Europaangele-
genheiten) über die für ihn relevanten Vorha-
ben und Entwicklungen auf europäischer 
Ebene, die Mitarbeit bei der Organisation von 
Terminen der Gremien und der Abgeordneten 
des Landtags in Brüssel und die Zuarbeit für 
das Mitglied bzw. stellvertretende Mitglied 
des Landtags im Ausschuss der Regionen der 
Europäischen Union. Vorbild für die bayeri-
sche Kontaktstelle ist der Landtag von  
Baden-Württemberg, der als erstes Länder-
parlament eine eigene Mitarbeiterin in  
Brüssel installiert hat. 

27. Oktober 2010  699

Das Parlamentarische Kontrollgremium 
(PKG) des Landtags erhält mehr Kompe-
tenzen. Dies ist der einmütige Wille aller 
Fraktionen.

Der Gesetzentwurf von CSU, SPD, Freien 
Wählern und FDP (die Grünen scheitern mit 
einer eigenen Vorlage) wird mit den Stimmen 
aller Fraktionen angenommen.
Die parlamentarische Kontrolle, fußend auf 
dem Parlamentarischen Kontrollgremi-
um-Gesetz, umfasst die Tätigkeit des Lan-
desamts für Verfassungsschutz und Maßnah-
men der Wohnraumüberwachung gemäß 
Grundgesetz (Art. 13 Abs. 3 bis 5). Nunmehr 
hat das PKG unter anderem das Recht, von 
der Staatsregierung Einsicht in die Akten der 
Verfassungsschützer und Zugang zu den 
Diensträumen des Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu verlangen sowie Angehörige 
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schaft unter dem Dach des Grundgesetzes“, 
denn das Grundgesetz stehe für Gleichbe-
rechtigung, für Religionsfreiheit, kurz „für 
unsere Werte“. Brigitte Meyer (FDP) unter-
streicht: „Menschen unterschiedlicher Her-
kunft sind eine Bereicherung für unsere Bür-
gergesellschaft.“ Ziel liberaler Politik sei es, 
allen hier lebenden Menschen möglichst gute 
Bildungs-, Berufs- und Lebenschancen ein-
zuräumen. Dabei bedeute Integration „aus-
drücklich nicht Assimilation“.

25. Januar 2011  701

Zum Tag des Gedenkens für die Opfer des 
Nationalsozialismus, der seit 15 Jahren 
stattfindet, wird diesmal im Landtag  
besonders an das Schicksal der Sinti und 
Roma erinnert.

Franz Rosenbach, Sinto aus Niederösterreich, 
wurde als 15-Jähriger in das Vernichtungsla-
ger Auschwitz-Birkenau verschleppt. Aus der 
Familie überlebten nur er und zwei seiner 
Schwestern. Als Hauptredner des Gedenk-
akts erinnert er daran, dass die deutschen 
Sinti und Roma seit mehr als 600 Jahren hier 
beheimatet seien. Rosenbach: „Der Holocaust 
an den etwa 500 000 Sinti und Roma ist eben-
so wie die Shoa ein Verbrechen, das sich je-
dem historischen Vergleich entzieht und in 
seinem Ausmaß bis heute unvorstellbar 
bleibt. Er wurde ideologisch propagiert, sys-
tematisch geplant, bürokratisch organisiert 
und schließlich fabrikmäßig vollzogen.“
Der Landtag veranstaltet den Gedenkakt ge-
meinsam mit der Stiftung Bayerische Ge-
denkstätten, die sich in Dachau und Flossen-
bürg um die Erinnerung „an alle Opfer des 
Nationalsozialismus“ kümmert, wie ihr Di-
rektor, der CSU-Landtagsabgeordnete Karl 
Freller, betont, an „Juden, Sinti und Roma, 
Christen, Menschen mit Behinderungen, Ho-
mosexuelle, politisch Andersdenkende sowie 
Männer und Frauen des Widerstandes, Wis-
senschaftler, Künstler, Journalisten, Kriegs-
gefangene und Deserteure, Greise und Kin-
der an der Front, Zwangsarbeiterinnen und 

Bayern sei der beste Beweis, dass ein hoher 
Migrantenanteil nicht gleichbedeutend mit 
großen sozialen Problemen sei, denn in Ber-
lin lebten anteilig mit 25,6 Prozent weniger 
Migranten als in bayerischen Großstädten, 
unterstreicht Haderthauer. Zum „bayerischen 
Weg der Integration“ zählten Sprachförde-
rung für Kinder, Integrationskurse für Eltern 
und Hausaufgabenhilfe. Ein Defizit sieht die 
Ministerin bei der Anerkennung von auslän-
dischen Bildungs- und Berufsabschlüssen. 
Hier gebe es ein „großes und bislang weitge-
hend ungenutztes Potenzial an Fachkräften“. 
Markus Rinderspacher (SPD) fordert, den 
Einwanderern – gleich welcher Herkunft, Na-
tionalität, Kultur oder sozialen Stellung – 
müsse eine umfassende, gleichberechtigte 
Teilhabe an der Bildung, im Arbeitsleben und 
an den politischen Entscheidungsprozessen 
ermöglicht werden. Im Mittelpunkt stehe die 
Chancengleichheit. Rinderspacher fordert ein 
„Zuwanderungskonzept“, bestehend aus Kin-
dergartenpflicht samt verbindlicher Vorschul
erziehung, Ganztagsschulen sowie Sprach- 
und Integrationskursen ohne Sparmaßnah-
men. Das vom Bund für 2013 geplante 
Betreuungsgeld für häusliche Erziehung sei 
eine „integrations-, frauen- und gesellschafts-
politische Fehlsteuerung“. Man müsse statt-
dessen die Kinder aus den „bildungsfernen 
Milieus“ herausholen.
Günther Felbinger (Freie Wähler) beklagt 
Defizite in Bayern: 14 Prozent der Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund verlassen 
Jahr für Jahr die Schule ohne Abschluss, im 
Alter zwischen 20 und 24 Jahren haben 50 
Prozent keinen Berufsabschluss, fast jeder 
dritte jugendliche Migrant findet keinen Ar-
beitsplatz. Die Zahl der ausländischen Mit-
bürger ohne Arbeit ist doppelt so hoch wie 
die der Einheimischen.
Renate Ackermann (Grüne) widerspricht der 
Ministerin: „Multi-Kulti lebt und wird seine 
Potenziale gewinnbringend für die Gesell-
schaft entwickeln.“ Anstelle der von Hader-
thauer verfochtenen „Leitkultur“, die für ein 
ethnisch-kulturelles Nationalverständnis ste-
he, will die Grünen-Abgeordnete eine „repu-
blikanische Integration in unsere Gesell-
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anpacken statt nörgeln“. Zu dem Projekt 
„Aufbruch Bayern“ hätten mit der gleichna-
migen Internetplattform über 100 000 Bürge-
rinnen und Bürger Ideen beigetragen. Der 
Freistaat wolle „Vorreiter sein für den Dialog 
im Internet, für vernetzte Intelligenz und für 
Beteiligung“ im „Mitmach-Land Bayern“. 
Das bedeute „zuallererst Zukunft durch Fa-
milie“. Bayern solle das „kinder- und famili-
enfreundlichste Land in Deutschland wer-
den“. Für Bildung, also für Schule, Hochschu-
le und Wissenschaft, gebe Bayern seit 2008 
zusätzlich zwei Milliarden Euro aus. „Auf-
bruch Bayern“ bedeute auch „Zukunft durch 
Innovation“, was ein „qualitatives und nach-
haltiges Wachstum“ beinhalte. „Wir wollen 
Wirtschaftswachstum und Ressourcenver-
brauch entkoppeln“ und eine „bayerische 
Nachhaltigkeitsstrategie entwickeln“, ver-
spricht der Regierungschef, ebenso wie 
„Chancen und Lebensqualität für die Men-
schen überall in Bayern“. Denn zu Bayern ge-
hörten „pulsierende attraktive Zentren“ eben-
so wie „pulsierende attraktive ländliche Räu-
me“. Für den Haushalt gelte in Bayern: 
„Keine neuen Schulden seit 2006“, während 

Zwangsarbeiter und an jeden, der dem 
NS-Regime willkürlich nicht passte“. Für die 
jüdischen Opfer sprechen der Präsident des 
Landesverbandes der Israelitischen Kultusge-
meinden in Bayern, Dr. Josef Schuster, und 
die Präsidentin der Kultusgemeinde München 
und Oberbayern, Charlotte Knobloch. (37)

25. Januar 2011  702

„Aufbruch für das Zukunftsland Bayern“ 
lautet das Motto der Regierungserklärung 
von Ministerpräsident Horst Seehofer. 
Grundlage sei die „bayerische Erfolgsge-
schichte“ angesichts der weltweiten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise.

Das „Leitprojekt“ des Programms für die 
kommenden Jahre setzt die Schwerpunkte 
bei Familie, Bildung und Innovation. „Heute 
steht Bayern hervorragend da“, lobt Seehofer, 
„der Export boomt, bayerische Produkte sind 
weltweit gefragt, auch die Binnennachfrage 
zieht an“. Das Rezept von CSU und Staatsre-
gierung laute „unternehmen statt unterlassen, 

Gedenkstunde für die NS-Opfer mit dem Sinto Franz Rosenbach
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 damit sich die Probleme nicht weiter ver-
schärfen“, betont Aiwanger. Die Freien Wäh-
ler setzten auf eine Strukturpolitik, „die alle  
Gebiete mitnimmt“, die für einen schnellen 
Internetanschluss, reparierte Staatsstraßen 
und den Verbleib der Hausärzte sorge.
Thomas Mütze (Grüne) greift die „Mär vom 
schuldenfreien Haushalt“ auf. Bayern habe 
2008 mit der Stützung der BayernLB in Höhe 
von zehn Milliarden Euro „den Sündenfall 
begangen“ und damit seine Verschuldung um 
ein Drittel gesteigert. Doch für den Minister-
präsidenten sei das „die Vergangenheit der 
Hubers, der Becksteins und der Stoiber“, was 
für Seehofer nicht zähle. 
Wirtschaftsminister Martin Zeil (FDP) sieht 
Bayern als „Premiumland“ – eine „einmalige 
Gemeinschaftsleistung von Wirtschaft, Ge-
sellschaft und Politik“. Die Regierung von 
CSU und FDP habe die schwerste Wirt-
schaftskrise der letzten 80 Jahre „im Re-
kordtempo überwunden, der Freistaat 
boomt“. Das Regierungsprogramm „Auf-
bruch Bayern“ stelle eine „neue Stufe der  
Politik der Staatsregierung“ dar, Innovation 
und Fortschritt seien kein Selbstzweck, „sie 
dienen den Menschen in Bayern und verbes-
sern ihre Lebenschancen“.

22. Februar 2011  703

Erstmals besucht ein deutsches Staats-
oberhaupt den Bayerischen Landtag. An-
lässlich seines offiziellen Besuchs im Frei-
staat Bayern spricht Bundespräsident 
Christian Wulff zu den Abgeordneten. 
Nach dessen Rücktritt wirbt ein Jahr  
später Joachim Gauck für seine Wahl als 
Wulff-Nachfolger.

„Wir brauchen Zuwanderung“, fordert Wulff 
und fügt an, „lassen Sie uns ein wenig offener 
werden.“ Er plädiert für mehr Toleranz ge-
genüber Zuwanderern und für neue Formen 
des Dialogs. „Bayern ist auf dem richtigen 
Weg, muss aber wie alle anderen auch besser 
werden“, sagt der Bundespräsident. Verhal-
tene Kritik übt er an Bayerns Schulpolitik, 

Nordrhein-Westfalen 7,8 Milliarden neue 
Schulden machen wolle. „Damit wird Zu-
stimmung erkauft, aber die Zukunft ver-
spielt“, betont Ministerpräsident Seehofer.
Markus Rinderspacher, Fraktionschef der 
SPD, setzt dagegen, wohl selten habe es im 
Bayerischen Landtag „eine dermaßen selbst-
zufriedene und selbstvergessene Regierungs-
erklärung“ gegeben. Bayern sei nicht schul-
denfrei, vielmehr sei „durch das CSU-Versa-
gen bei der Landesbankaufsicht“ die 
Verschuldung des Freistaats schlagartig um 
40 Prozent angestiegen, denn mit zehn Milli-
arden Euro an neuen Kreditmarktschulden 
habe man den Zusammenbruch der Bayern-
LB verhindert. Für das „Landesbankdesas-
ter“ habe der Steuerzahler bislang 390 Milli-
onen Euro allein an Schuldzinsen aufbringen 
müssen. Der Doppelhaushalt 2011/2012 sei 
nicht ohne neue Kredite auszugleichen. See-
hofer nehme „vielmehr beim Allerheiligsten 
neue Kredite auf, nämlich beim Grundstock-
vermögen“, rechnet Rinderspacher vor, und 
zwar fast eine Milliarde. „Sie gehen an Omas 
Sparstrumpf heran wie kein Zweiter“, aber 
nicht, um „etwas Bleibendes zu schaffen“, 
sondern um laufende Ausgaben zu decken, 
kritisiert der Oppositionssprecher. Seehofers 
Regierungserklärung sei, wie auch der „soge-
nannte ‚Aufbruch‘, ein Blendwerk, ein Trug-
bild, ein großer Bluff“.
Für Georg Schmid, CSU-Fraktionsvorsitzen-
der, hat sich Bayern „zum führenden Innova-
tionsland Europas entwickelt“. Mit einem 
Bruttosozialprodukt von mehr als 430 Milli-
arden Euro sei der Freistaat eine der größten 
Volkswirtschaften Europas, vor Österreich, 
Belgien und Schweden“. Die dafür verant-
wortliche Politik sei „federführend von der 
Christlich-Sozialen Union gestaltet“ worden, 
„in den letzten Jahren zusammen mit unse-
rem Koalitionspartner FDP“. 
Hubert Aiwanger (FW) beobachtet, dass „das 
Wachstum in den Städten überproportional 
am ländlichen Raum vorbeigezogen ist“. Das 
sei Kennzeichen eines „Entwicklungslandes“, 
wo, wie in China oder Südamerika, junge 
Leute ihre Dörfer, ihre Familien verließen. 
„Hier gilt es für uns kritisch anzusetzen, 
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17. März 2011  704

Sechs Tage nach der Reaktorkatastrophe 
in Fukushima kündigt Umweltminister 
Markus Söder einen Kurswechsel in der 
Atompolitik an. Die Kernkraft soll so 
schnell wie möglich aufgegeben werden zu-
gunsten alternativer Formen der Energie-
gewinnung. 

Am 11. März begann nach einem schweren 
Erdbeben und nachfolgendem Tsunami im ja-
panischen Kernkraftwerk Fukushima eine 
Unfallserie, in deren Folge vier von sechs Re-
aktorblöcken zerstört wurden. Die radioakti-
ven Emissionen, etwa zehn bis 20 Prozent von 
Tschernobyl, kontaminierten Luft, Böden, 
Wasser und Nahrungsmittel in der Umge-
bung, 100 000 bis 150 000 Anwohner muss-
ten das Gebiet vorübergehend oder für immer 
verlassen. In vielen Ländern der ganzen Welt 
stellt die Katastrophe die zivile Nutzung der 
Kernenergie auf den Prüfstand. Schon am  
14. März reagierte die Bundesregierung mit 
einem „Atom-Moratorium“: Alle 17 deut-

denn es sei nicht zu akzeptieren, dass der Bil-
dungserfolg von der sozialen Herkunft der 
Kinder abhänge. Diese Schere sei im Frei-
staat von allen deutschen Ländern am stärks-
ten ausgeprägt.
Christian Wulff tritt nach 19 Monaten im 
Amt am 17. Februar 2012 zurück, da das „öf-
fentliche Vertrauen“ nachhaltig beeinträch-
tigt sei. Kurz zuvor beantragte die Staatsan-
waltschaft Hannover, die Immunität des 
Staatsoberhaupts wegen „Vorteilsnahme“ in 
seiner Zeit als niedersächsischer CDU- 
Ministerpräsident aufzuheben.
Sein parteiloser Nachfolger Joachim Gauck, 
gewählt am 18. März 2012 von allen Parteien 
der Bundesversammlung außer der Linken 
und der NPD, war zwei Jahre zuvor, am 23. 
Juni 2010, als Wulffs Gegenkandidat Gast 
der Landtagsfraktionen von SPD und Grünen 
im Maximilianeum. Die CSU-Abgeordneten 
blieben, bis auf wenige Ausnahmen, dem 
Treffen fern, da sich CDU/CSU und FDP be-
reits auf den Kandidaten Wulff geeinigt hat-
ten. Nach Wulffs Rücktritt besucht Gauck, 
nun Gast aller fünf Landtagsfraktionen, am 
12. März 2012 erneut das Maximilianeum. 
Mit seiner knapp einstündigen Vorstellungs-
rede überzeugt er die Abgeordneten von sei-
ner Qualifikation. CSUFraktionschef Georg 
Schmid nennt Gauck „einen Prediger der 
Freiheit, dem die Freiheit aus seiner Le-
benserfahrung heraus etwas Besonderes ist“. 
Zur Bundesversammlung am 18. März 2012 
schickt Bayern 95 Wahlleute (CSU 47, SPD 
und Grüne gemeinsam in einer Listenverbin-
dung 30, Freie Wähler zehn und FDP acht). 
Knapp ein Jahr später ist Bundespräsident Jo-
achim Gauck zum offiziellen Antrittsbesuch 
im Freistaat und besucht am 19. Februar 2013 
erneut den Bayerischen Landtag. Im Rahmen 
eines Gesprächs mit Mitgliedern des Präsidi-
ums und des Ältestenrats sowie den Frak-
tionsvorsitzenden, an dem auch Studienrefe-
rendare und Schüler teilnehmen, plädiert der 
Präsident für eine „Kultur des Mitmachens“. 
Sein Appell an die jungen Menschen lautet: 
„Wer mitmacht, kann Abgeordneter werden. 
Wer nicht mitmacht, wird nicht einmal  
Bürger.“ 

Bundespräsident Wulff im Plenarsaal
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Drehbuch.“ Nach den drei Monaten des deut-
schen „Atom-Moratoriums“, müsse „tatsäch-
lich etwas passieren“. Die Laufzeitverlänge-
rung für Atomkraftwerke, von der Bundesre-
gierung im September 2010 beschlossen, 
habe zwar bereits der Kernkraft ein Ende ge-
setzt. Der ursprüngliche Zeitplan zum Um-
bau der Energieversorgung müsse nun aber 
„spürbar“ beschleunigt werden. Das bedeute 
mehr Windkraft-, mehr Biogas- und mehr 
Photovoltaikanlagen sowie höhere Speicher-
kapazitäten. 
Natascha Kohnen (SPD) nennt den 11. März 
„ein apokalyptisches Datum“, das wie 
Tschernobyl niemals vergessen werde. Das 
„nukleare Desaster in Japan“ und die „Anti- 
Atom-Stimmung im eigenen Land“ treibe 
Minister Söder zu einem „kopflosen Aktio-
nismus“, sein Verhalten sei „schlicht und ein-
fach die Angst vor dem Verlust von Wähler-
stimmen“. Das Sofortprogramm der Bun-
des-SPD sehe für eine Energiewende 1,5 
Milliarden Euro vor, für erneuerbare Energie 
und Energieeffizienz, für Stromspeicher und 
den Ausbau der Netze, damit bis 2020 auf 
Atomstrom verzichtet werden könne. Die Ab-
schaltung der sieben ältesten und gefährlichs-
ten Atomreaktoren müsse dauerhaft erfolgen 
und nicht nur für drei Monate.
Georg Schmid, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, stellt fest: „Das Ende der Kernenergie 
ist beschlossene Sache.“ Die Kernkraft gelte 
seit dem Energiekonzept vom Herbst 2010 
„nur als befristete Brückentechnologie“. Ein 
schneller Ausstieg hin zu Kohle, Öl oder Gas 
würde das mit der Kernkraft verbundene  
Risiko durch die globalen Folgen einer Kli-
maerwärmung ersetzen. Man wolle aber 
„keine Energiepolitik, die unser Klima rui-
niert“, versichert Schmid. Notwendig sei ein 
„weltweites Umdenken“. Allein in der EU  
gebe es derzeit 147 Kernkraftwerke, die meis-
ten davon in Frankreich (58). Hohe Standards 
für die Sicherheit der Kernkraftwerke wie in 
Deutschland müssten einheitlich in Europa 
installiert werden. Es handle sich nicht um  
einen „Singletrip, sondern eine Gruppenrei-
se“. Hubert Aiwanger (Freie Wähler) schlägt 
vor, beim Ausstieg aus der Atomkraft „mit 

Regierungserklärung Söders zu Fukushima 

schen Atomkraftwerke müssen einer Sicher-
heitsprüfung unterzogen werden, die sieben 
ältesten werden drei Monate lang stillgelegt. 

Landtagspräsidentin Barbara Stamm eröffnet 
die Sitzung mit einer Schweigeminute zum 
Gedenken an die Opfer der Katastrophe von 
Fukushima. Anschließend gibt Umweltmi-
nister Markus Söder eine Regierungserklä-
rung ab „zu den Ereignissen in japanischen 
Kernkraftwerken und den Auswirkungen auf 
Bayern“. Er beginnt mit dem Satz: „Seit dem 
letzten Freitag hält die Welt den Atem an. Das 
Erdbeben und der Tsunami haben Japan ver-
wüstet und, so glaube ich, die ganze Welt ver-
ändert.“ Obwohl für Bayern keine unmittel-
bare Gefahr ausgehe, könne man „nicht ein-
fach so zur Tagesordnung übergehen“, denn 
„das Vertrauen in die Möglichkeiten der 
Technik und des wissenschaftlichen Fort-
schritts“ seien erschüttert. „Japan ist eine 
Zäsur“, sagt Söder, denn „der Glaube, alles 
bis ins Kleinste beherrschen und technisch 
steuern zu können, hat sich als Fehleinschät-
zung erwiesen, die Natur schreibt ihr eigenes 
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hend auf erneuerbare Energien gestützten 
Stromversorgung immer noch. Viele der leis-
tungsfähigen Industrieunternehmen, etwa im 
bayerischen Chemiedreieck mit fast 30 000 
Arbeitsplätzen, seien besonders energieinten-
siv. Ein beschleunigter Ausbau erneuerbarer 
Energien werde sich auf die Strompreise aus-
wirken, prophezeit der Wirtschaftsminister. 
Der Ausbau erfordere aber auch bei den Bür-
gerinnen und Bürgern die Akzeptanz von 
Strommasten, Windrädern sowie Wasser-
kraft- und Gaskraftwerken in ihrer Nachbar-
schaft.

Während der Atomausstieg übereinstimmend 
Ziel aller Landtagsparteien ist, kommt es in 
den folgenden Wochen in CSU und Staatsre-
gierung zu einer Kontroverse wegen des Zeit-
plans. Nach einer CSU-Klausurtagung im 
Kloster Andechs wird das Jahr 2022 ange-
peilt, während in der Koalition die Freien De-
mokraten nach den Worten von Wirtschafts-
minister Martin Zeil die „Mitte des nächsten 
Jahrzehnts“ ins Auge fassen, um eine „Strom-
lücke“ zu umgehen. (82, 105)

17. März 2011   705

Das Ausscheiden von Staatsminister Sieg-
fried Schneider, der Chef der Landeszent-
rale für Neue Medien wird, nimmt Minis-
terpräsident Horst Seehofer zum Anlass 
für eine Kabinettsumbildung.

Schneiders Nachfolger als Leiter der Staats-
kanzlei wird der bisherige Kultusstaatssekre-
tär Marcel Huber (CSU). Dessen Amt be-
kommt der stellvertretende Vorsitzende der 
CSU-Landtagsfraktion, Thomas Kreuzer. Die 
Berufungen werden vom Landtag gegen die 
Stimmen der Opposition gebilligt. Markus 
Rinderspacher (SPD) wie auch Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler) äußern grundsätzliche 
Bedenken gegen den Wechsel Schneiders von 
der Staatskanzlei in das Amt des obersten 
Aufsehers über die privaten elektronischen 
Medien. Die Freien Wähler stellen vergeblich 
eine Gegenkandidatin auf. 

gutem Beispiel“ voranzugehen. „Wir müssen 
Szenarien entwickeln, um diese Kraftwerke 
überflüssig zu machen“, verlangt der FWFrak-
tionschef und wirft die Frage auf, inwieweit 
die Atomenergie wirklich zur Bezahlbarkeit 
des Stroms beigetragen habe. Wenn man die 
Steuergelder einkalkuliere, seit den 50er-Jah-
ren je nach Schätzung von 60 bis zu 200 Mil-
liarden Euro, komme man auf den gleichen 
Betrag, der heute von den Versorgern für die 
erneuerbaren Energien errechnet werde. 
Für Ludwig Hartmann (Grüne) zeigt die Ka-
tastrophe in Japan, dass „kein Atomkraft-
werk der Welt gegen eine Kernschmelze ge-
feit ist“. Eine Kernschmelze sei „kein erdbe-
bentypisches Sicherheitsrisiko“, denn sie 
könne immer auftreten, wenn die Stromver-
sorgung oder die Notkühlsysteme ausfielen. 
Der Ausweg bestehe nicht in der Nachrüs-
tung, sondern darin, das Risiko durch Stillle-
gung zu minimieren.
Tobias Thalhammer unterstützt für die Freien 
Demokraten die Staatsregierung bei ihrem 
Plan, das Kernkraftwerk Isar 1 dauerhaft und 
unwiderruflich stillzulegen, denn es stelle 
sich seit geraumer Zeit die Frage, ob alle 
Atomkraftwerke in Bayern benötigt würden. 
Die FDP spreche sich „nicht per se gegen die 
Kernenergie“ aus. In Bayern werde bereits ei-
ne „äußerst klimaverträgliche, CO2-neutrale 
Energieversorgung“ praktiziert mit einer 
Kombination „aus einem hohen Anteil von 
Kernenergie und einem überdurchschnittli-
chen Anteil an erneuerbarer Energie“. Thal-
hammer warnt bei der Stromversorgung vor 
weiterer Abhängigkeit von Drittstaaten; ne-
ben Gas aus Russland „will ich nicht auch 
noch beim Strom von Tschechien abhängig 
werden“, betont der FDP-Politiker. 
Wirtschaftsminister Martin Zeil (FDP) plä-
diert dafür, „bei allem Erschrecken über das 
Geschehen in Japan, für die „Gestaltung der 
künftigen deutschen und bayerischen Ener-
gieversorgung jetzt einen kühlen Kopf“ zu 
bewahren. Wer sofort aussteigen wolle, werde 
„für dramatische Einschränkungen der 
Stromversorgung“ verantwortlich sein. Als 
„Brückentechnologie“ benötige man die 
Kernenergie auf dem Weg zu einer weitge-
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Kaufpreis sei zu hoch gewesen. Für den Er-
werb der HGAA trage allein der Landes-
bankvorstand die Verantwortung, rechtferti-
gen sich die von der Opposition angegriffe-
nen einstigen Verwaltungsräte, unter ihnen 
die ehemaligen Staatsminister Kurt Faltlhau-
ser und Erwin Huber sowie der CSU-Frakti-
onsvorsitzende Georg Schmid, früher Staats-
sekretär.

Obwohl, wie meist üblich, Regierungsseite 
und Opposition das Untersuchungsergebnis 
in getrennten Berichten vorlegen, bewirkt der 
liberale Partner der CSU, dass auch mit dem 
Votum der Mehrheitsfraktion deutliche Kri-
tik am Verwaltungsrat der Landesbank geübt 
wird. Auf Grund der vom Landtag eingehol-
ten Rechtsgutachten der Professoren Reiner 
Schmidt und Marcus Lutter stimmen alle Ab-
geordneten überein, dass die Verwaltungsräte 
Erwin Huber und Georg Schmid ihre Auf-

29. März 2011   706

Der Kauf der Kärntner Bank Hypo Group 
Alpe Adria (HGAA) durch die Bayerische 
Landesbank (BayernLB) im Frühjahr 
2007 zum Preis von etwa 3,75 Milliarden 
Euro war ein Fehlgriff. Zu dieser Miss-
billigung kommt der Landtag überein-
stimmend nach dem Landesbank-Untersu-
chungsausschuss, den die Opposition be-
antragte.

Der zweite Untersuchungsausschuss, der sich 
innerhalb von drei Jahren mit internationalen 
Geschäften der BayernLB befasste, war auf 
Antrag von SPD, Freien Wählern und Grünen 
eingesetzt worden. In 29 Sitzungen wurden 
74 Zeugen befragt, unter ihnen Edmund Stoi-
ber und Horst Seehofer, um Licht in Kauf und 
Verkauf des Bankhauses zu bringen. Der 
Hauptvorwurf der Opposition lautet, der 

Zentrale der BayernLB in München
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und um „die Bewahrung des Andenkens des 
ehemaligen Ministerpräsidenten Stoiber“. 
Güller fasst zusammen: Der Untersuchungs-
ausschuss Landesbank war „bisher der er-
folgreichste dieses Hauses“.
Bernhard Pohl (Freie Wähler) urteilt knapp: 
„Das Desaster der BayernLB ist nicht wie ein 
Komet vom Himmel gefallen, es hat einen 
Namen: CSU.“ Der Erfolg des Untersu-
chungsausschusses sei, dass nun die Landes-
bank immerhin gegen Ex-Minister Kurt 
Faltlhauser und den früheren Sparkassenprä-
sidenten Siegfried Naser vorgehe. Sepp Dürr 
(Grüne) sieht im Kauf der HGAA „keinen 
Betriebsunfall oder einmaligen Ausrutscher, 
sondern das Ergebnis einer von Grund auf 
verfehlten Politik der Regierung Stoiber“. 
Wie „größenwahnsinnig“ sie gewesen sei, 
zeige allein die Tatsache, dass die Landes-
bank eine Bilanz von 400 Milliarden ausge-
wiesen habe, während der Staatshaushalt, 
„mit dem wir dafür hafteten, ein Zehntel da-
von betrug“. Die „frohe Botschaft“ des Un-
tersuchungsausschusses laute: „Gesetze gel-
ten auch in Bayern, selbst wenn ehemalige 
CSU-Größen davon betroffen sind.“ 
Karsten Klein (FDP) berichtet stolz: „Es ist 
ein Novum in der Geschichte des Landtags, 
dass der Untersuchungsausschuss mit einem 
Mehrheitsbericht endet, „der das Fehlverhal-
ten von ehemaligen Mitgliedern der Bayeri-
schen Staatsregierung“ feststellt, denn alle 
Verwaltungsräte der BayernLB hätten „fahr-
lässig gehandelt“, aber bei dem Vorsitzenden 
und seinem Stellvertreter, Siegfried Naser 
und Kurt Faltlhauser, sei „grobe Fahrlässig-
keit nicht auszuschließen“. Ohne die Stimme 
der freien Demokraten wäre es zu dieser Ein-
schätzung nicht gekommen, betont Klein. 
Die Expansion der BayernLB mithilfe des 
Zukaufs der HGAA ist ein Verlustgeschäft, 
das noch Jahre später die Gerichte beschäf-
tigt. Nachdem die Kärntner Bank 2009 für 
den symbolischen Preis von einem Euro an 
den österreichischen Staat verkauft wurde, 
Bayern aber einen Milliardenkredit in Höhe 
von 2,3 Milliarden zurückfordert, verlangt 
die HGAA ihrerseits die gleiche Summe vom 
Freistaat. 

sichtspflicht zumindest fahrlässig vernach
lässigt hätten, bei den beiden früheren  
Vor sitzenden des Aufsichtsgremiums, Ex- 
Finanzminister Kurt Faltlhauser und Spar-
kassen     präsident Siegfried Naser, gehe es 
möglicherweise um grobe Verstöße gegen 
 ihre   Pflichten, sodass Schadenersatzforde-
rungen nicht auszuschließen seien. Die meis-
ten der Politiker, denen SPD, Freie Wähler 
und Grüne „mögliche Versäumnisse“ bei Er-
werb und Verkauf der HGAA vorwerfen, fal-
len allerdings unter eine 2002 vorgenomme-
ne Gesetzesänderung, wonach Verwaltungs-
räte bei Schadenersatzklagen nur dann 
haftbar zu machen sind, wenn sie „grob fahr-
lässig“ gehandelt haben. 
Bei der Debatte über die Ergebnisse des  
Untersuchungsausschusses im Plenum fasst 
Florian Herrmann (CSU) zusammen: „Natür-
lich hätte der Kauf der HGAA aus heutiger 
Sicht nicht erfolgen dürfen“, es seien „Fehler 
gemacht“ worden, vor allem vom damaligen 
Vorstand, aber auch der Verwaltungsrat habe 
„nicht fehlerfrei gehandelt“. Gescheitert sei 
jedoch der Versuch der Opposition, mit dem 
Untersuchungsausschuss die „Ära Stoiber“ in 
Misskredit zu bringen, denn sie habe vor al-
lem „ein schäbiges, politisches Kesseltreiben 
gegen verdiente Minister“ veranstaltet. 
Harald Güller (SPD) setzt dagegen, „die 3,75 
Milliarden Euro Schaden (…) schreien gera-
dezu nach einer Geltendmachung von Scha-
denersatzansprüchen gegenüber Verwal-
tungsräten und Vorständen“ sowie nach ei-
nem „trägfähigen Geschäftsmodell“ für die 
Bayerische Landesbank. Der Bericht des Un-
tersuchungsausschusses dokumentiere das 
„Versagen der Verwaltungsräte“, deren Maxi-
me gelautet habe: „Nichts hören, nichts se-
hen, nichts sagen und schon gar nicht in der 
Sitzung nachfragen.“ Er sei vor allem eine 
„Dokumentation des Größenwahns der CSU 
und insbesondere von Herrn Stoiber, die die 
Bank und damit den Freistaat in ein finanziel-
les Desaster bisher nicht gekannten Aus-
maßes gestürzt haben“. Mit ihrer abweichen-
den Bewertung gehe es der CSU lediglich um 
„den Schutz der letzten Heiligtümer“, um die 
Abgeordneten Beckstein, Huber und Schmid, 
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lichen Räume, wo immerhin acht der zwölf 
Millionen Einwohner Bayerns leben, bekä-
men dabei „eine eher noch zunehmende Be-
deutung für die urbanen und suburbanen 
Wirtschaftszentren“ oder sollten sich grenz-
überschreitend orientieren, etwa Ostbayern 
nach Österreich oder Oberfranken Richtung 
Sachsen. Das auf Grund der Kritik überarbei-
tete zweite Gutachten des Zukunftsrats vom 
Februar 2012 entschärfte diese Aussagen und 
machte sich unter anderem für die flächen-
weite Installierung des „schnellen Internets“ 
stark, denn „ohne eine wettbewerbsfähige 
Breitbandversorgung kann der Standort Bay-
ern nicht existieren“.

Die Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie zum 
Thema „Entwicklung und Zukunft struktur-
schwacher ländlicher Räume in Bayern“ ist 
eine Reaktion auf die Überlegungen des Zu-
kunftsrates, die von den meisten Referenten 
kritisiert werden. Prof. Holger Magel, Präsi-
dent der Bayerischen Akademie Ländlicher 
Raum, fasst „nach 40 Jahren Berufserfah-
rung“ zusammen: „Die strukturschwachen 
ländlichen Räume sind nicht nur eine ökono-
mische Größe“, sie seien „ein Teil der bayeri-
schen Identität, der Geschichte, der sozialen 
Gebilde“. Man müsse weg „von der reinen 
Renditeüberlegung“ und sagen: „Es ist uns 
wert, in diese strukturschwachen Räume zu 
investieren.“ Die Konzentration der struktur-
politischen Instrumente auf diese Räume und 
Regionen setzt laut Prof. Magel allerdings vo-
raus, „dass die Ministerien endlich einmal 
zusammenarbeiten“, denn sonst werde man 
weiterhin „Geld verpulvern, irgendwo kleine 
sektorale Erfolge erzielen, aber keine große 
Wirkung“. Sollte der Bevölkerungsverlust der 
strukturschwachen ländlichen Räume nicht 
aufzuhalten sein, müsse auch an „Schrump-
fungsplanung“ gedacht werden, das heißt, die 
Infrastrukturen seien „herunterzufahren“. 
Der Sachverständige denkt dabei auch an die 
Anwendung neuer Kriterien, etwa an Schul-
klassen mit acht bis zehn Kindern, wie das in 
manchen europäischen Ländern der Fall sei, 

Die Bayerische Landesbank wird durch eine 
Gesetzesänderung zum 1. Juli 2012 ihre Ver-
quickung mit der Politik los: Minister und 
Staatssekretäre sind nunmehr nicht mehr in 
der Aufsicht des Bankhauses vertreten. Der 
Landtag erhält ein Beteiligungsrecht. Wenn 
die BayernLB Käufe von mehr als 500 000 
Euro vornehmen will, muss der Haushalts-
ausschuss eingeschaltet werden. Die zehn 
Milliarden Staatshilfe Bayerns für die Lan-
desbank werden nach jahrelangem Tauziehen 
von der Europäischen Kommission mit der 
Auflage akzeptiert, dass sich das Bankhaus 
auf das Mittelstandsgeschäft beschränkt und 
bis 2019 fünf Milliarden Euro zurückzahlt. 
Das Geld kommt aus Beteiligungen, etwa 
durch den Verkauf der Wohnungsgesellschaft 
GBW. Die 72 bayerischen Sparkassen müssen 
mehr als 1,5 Milliarden Euro zur Rettung der 
Landesbank zuschießen. Mit dem Auslaufen 
der Gewährträgerhaftung wird die BayernLB 
bis Ende 2015 privatisiert. (47, 54, 58, 66)

26. Mai 2011  707

Die umstrittenen Thesen des von der 
Staatsregierung eingesetzten Zukunftsrats 
werden auch bei einer Anhörung im Wirt-
schaftsausschuss des Landtags heftig kriti-
siert. Es besteht Einigkeit, dass struktur-
schwache ländliche Räume nicht von der 
Entwicklung in den Ballungszentren abge-
koppelt werden dürften.

Der sogenannte Zukunftsrat wurde auf Vor-
schlag von Ministerpräsident Horst Seehofer 
im April 2010 als „Instrument einer mittel- 
bis längerfristigen Zukunftsberatung“ ins  
Leben gerufen. Die 22 Mitglieder aus Wirt-
schaft, Wissenschaft, Gewerkschaften und 
Kirchen unter dem Vorsitz des Unterneh-
mensberaters Herbert Henzler legten im De-
zember 2010 ein erstes Gutachten vor, das auf 
heftigen Widerspruch stieß. Es enthielt den 
Vorschlag, „überregionale Leistungszentren“ 
nach dem Vorbild Münchens auszubauen, das 
als „Zentrum der zunehmenden Urbanisie-
rung in Bayern“ bezeichnet wurde. Die länd-
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zweige im ländlichen Raum ebenso handeln 
wie in städtischen Großräumen, etwa durch 
gezielte Strukturförderung oder Verlagerung 
öffentlicher Arbeitsplätze. Josef Mend vom 
Bayerischen Gemeindetag spricht sich für 
mehr Pädagogen „vor Ort“ aus, damit auch 
kleinere Schulklassen möglich würden. Doch 
die Bürgermeister kämpften nicht nur für den  
Erhalt der Schulen oder Kindergärten, son-
dern „für das Überleben unserer Gemein-
den“. Mend, Bürgermeister von Iphofen, gibt 
zu bedenken: „Wir sollten die Struktur  
Bayerns im Hinterkopf behalten. Von 2 031 
Gemeinden haben weit über 1 000 weniger 
als 3 000 Einwohner.“

28. Juni 2011  708

Mit einer Regierungserklärung läutet Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer die Ener-
giewende als Antwort auf die Atomkatast-
rophe von Fukushima ein. Beim Weg ins 
Zeitalter der erneuerbaren Energien soll 
Bayern Vorreiter für ganz Deutschland 
sein. Aktuell wird mehr als die Hälfte des 
bayerischen Strombedarfs aus der Kern-
kraft gewonnen.

Der Regierungserklärung ging ein „Energie-
gipfel“ in der Staatskanzlei voraus, an dem 
Vertreter der Kommunen, der Energiekonzer-
ne und der Wirtschaft teilnahmen. Dabei traf 
das von Ministerpräsident Seehofer einge-
schlagene Tempo auch auf Widerstand. Der 
Verband der Bayerischen Energiewirtschaft 
hielt die Abkehr von der Kernenergie für 
„überhastet“, der Vertreter des Ifo-Instituts 
sprach von einem Ausstieg „ins Leere“ und 
die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 
sah den Zeitplan in Berlin und München 
„nach wie vor mit Sorge“. 

Im Landtag kündigt Ministerpräsident See-
hofer an: „Wir steigen bis spätestens 2022 
um.“ Das Kernkraftwerk Isar 1 gehe nicht 
mehr ans Netz, abgeschaltet würden 2015 
Grafenrheinfeld, 2017 Gundremmingen B, 
2021 Gundremmingen C und 2022 Isar 2. Er 

um Zukunft, „oder zumindest Stabilität“, zu 
gewährleisten.
Der Vorsitzende des Zukunftsrats, Prof. Her-
bert Henzler, verteidigt sein Gremium: „Wir 
haben einen Anstoß zum Nachdenken gege-
ben, wir sind von der Reaktion darauf über-
rascht worden.“ Städte und ländlicher Raum 
müssten gemeinsam für die Zukunft werben, 
„nur ein abgestimmtes Miteinander macht 
Sinn“, fasst er seine Analyse zusammen. 
Doch „globalen Trends“ wie Demografie und 
Urbanisierung oder zunehmendem internati-
onalem Wettbewerb könne sich Bayern nicht 
entziehen. Der Zukunftsrat sei weder für das 
Modell der Megacity („Bayern wird Mün-
chen“) noch für eine Konzentration auf die 
ländlichen Räume, was eine hohe Zersiede-
lung bedeuten würde. Stattdessen seien die 
Vernetzung existierender Leistungszentren 
(Städte über 100 000 Einwohner) und der 
Ausbau des Umlandes notwendig. Henzler er-
wartet sich davon einen „ganz erheblichen 
Wachstumsschub. „Dramatisch“ hänge Bay-
ern bei der Breitbandversorgung nach, Rück-
stände gebe es auch bei der Verkehrsanbin-
dung, etwa beim Bahnausbau.
Reiner Knäusl vom Bayerischen Städtetag 
warnt vor dem Trend, dass „Regionen aus-
sterben, während Metropolen aus allen Näh-
ten platzen“. Die Entwicklungsstrategie müs-
se lauten, die Städte zu stärken, was ganz 
Bayern nutze, und nicht generell die ländli-
chen Räume, sondern speziell ihre struktur-
schwachen Teile zu fördern. Der Vertreter des 
Bayerischen Landkreistages, Jakob Kreidl, 
nennt als „klassisches Beispiel“ für eine 
strukturschwache Region den Landkreis 
Wunsiedel in Oberfranken, dessen Einwoh-
nerzahl in 20 Jahren von 110 000 auf 74 000 
gesunken sei und der jährlich weitere 1 000 
verliert. Grund sei die Abwanderung, weil die 
Arbeitsplätze vor allem in der Porzellan- und 
Textilindustrie weggebrochen seien. Kreidl 
verlangt deshalb den Abbau des Fördergefäl-
les, denn auch ohne Eisernen Vorhang seien 
in den ostdeutschen Bundesländern, aber 
auch im benachbarten Tschechien, die För-
dermittel wesentlich höher. Die Staatsregie-
rung müsse beim Wegfall ganzer Industrie-
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Rinderspacher rechnet vor, dass der über-
stürzte Ausstieg nach der vorherigen Lauf-
zeitverlängerung, diese „energiepolitische 
Wackelei“, zu Schadenersatzansprüchen der 
Energiekonzerne in zweistelliger Milliarden-
höhe führen werde. Notwendig seien jetzt vor 
allem Hilfen für die Kommunen, denn  
ihnen komme bei der Energiewende eine 
Schlüsselrolle zu.
Georg Schmid, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, ist sich sicher: „Die Energiewende er-
öffnet Bayern Zukunftschancen.“ In dieser 
nationalen Frage dürfe man sich nicht „in 
parteitaktischem Klein-Klein verlieren“. Sei-
ne Forderung lautet: „Schaffen wir mit der 
Energiewende eine neue nachhaltige Grund-
lage für wirtschaftliches Wachstum und 
Wohlstand in Bayern.“
Für den Fraktionschef der Freien Wähler, Hu-
bert Aiwanger, lautet das Credo: „Wir wollen 
Bürger und Kommunen als Energieerzeuger 
und nicht wieder die alten Energiebarone von 
gestern.“ Das Bayernwerk sei 1994 verkauft 
worden, heute müsse der Ministerpräsident 
bei Eon, zu dem es nun gehöre, als Bittsteller 
für den Bau von Gaskraftwerken auftreten. 
Aiwanger fordert: „Schaffen Sie wieder ein 
Bayernwerk, nehmen Sie die Dinge selbst in 
die Hand.“ Dann könnte am Ende der Frei-
staat selbst damit Geld verdienen. 
Auch Martin Runge (Grüne) konstatiert: „Wir 
dürfen in der Energie- und Atompolitik eine 
Zeitenwende, ein Drehen um fast 180 Grad 
erleben.“ Er hält Seehofer vor, „Sie predigen 
nun das, was wir Ihnen jahrelang gepredigt 
haben“. Während die CSU wegen der tragi-
schen Geschehnisse in Fukushima umsteue-
re, hätten die Grünen „das für den Umstieg 
notwendige Klima in jahrzehntelanger Über-
zeugungsarbeit“ geschaffen, für Energiespa-
ren und erneuerbare Energien. Dank der 
Wasserkraft liege Bayern bei den erneuerba-
ren Energien mit Platz 7 in der Länderstatis-
tik noch über dem Bundesdurchschnitt. Eine 
Kehrtwende fordert der Grünen-Sprecher bei 
der Nutzung der Windenergie. Für den Um-
bau des Stromnetzes und die Stromspeiche-
rung sei ein bayerischer Netzausbauplan un-
ter Mitwirkung der Netzbetreiber, der Ener-

schätze nach Fukushima das „Restrisiko der 
Kernkraft“ anders ein als noch vor einem 
Jahr: „Ich habe meine Position verändert, da-
zu stehe ich.“ Differenzen beim Energiegipfel 
in der Staatskanzlei überspielt Seehofer mit 
dem Satz, alle Gesprächspartner seien „zum 
Aufbruch in ein neues Energiezeitalter be-
reit“. Eine Energieagentur, genannt „Energie 
innovativ“, werde die Wende begleiten. Dazu 
komme ein Energiegipfel, ein- bis zweimal 
jährlich, unter Vorsitz der Staatskanzlei. 
Gleichberechtigte Ziele bei der Energiewende 
seien nach wie vor Sicherheit, Bezahlbarkeit 
und Klimafreundlichkeit der Versorgung. 
Bayern bleibe Standort der Energieproduk-
tion und werde nicht „Stromhändler oder 
Stromdurchleiter“. Die Wettbewerbsfähigkeit 
der bayerischen Wirtschaft, vor allem der 
energieintensiven Betriebe, werde erhalten. 
Neben neuen Technologien, etwa auf dem 
Gebiet der Stromspeicher, benötige man eine 
begrenzte Zahl neuer Gaskraftwerke. Der Re-
gierungschef betont: „Wenn wir gemeinsam, 
schnell und pragmatisch handeln, haben wir 
eine Win-win-Situation für alle Menschen in 
Bayern“, ein „großes Konjunkturpaket“ und 
einen „enormen Technologieschub“. Seehofer 
verspricht, „die Exportschlager von morgen 
kommen aus Bayern“, nämlich Elektromobi-
lität, Umwelttechnik, energetische Sanierung 
und Energietechnik. „Machen wir Bayern 
zum Modell für die Energiewende, realis-
tisch, verlässlich, berechenbar“, lautet der 
Appell des Ministerpräsidenten.
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rin-
derspacher kontert: Diese Regierungser-
klärung ist die „radikale Abkehr von der 
jahrzehntelang für richtig gehaltenen Atom-
politik der Bayerischen Staatsregierung“ und 
„eine Genugtuung für Rot-Grün“. Denn See-
hofer habe sich „in einer beispiellosen, spek-
takulären 180-Grad-Kehrtwende“ auf die 
Opposition zubewegt. Das Motiv sei „Macht-
instinkt“, um ein Thema der politischen Kon-
kurrenz vor den anstehenden Wahlen „hastig 
abzuräumen“. Horst Seehofer sei „in macht-
politischen Fragen der schnelle Brüter aus In-
golstadt“, sagt der SPD-Sprecher in Anspie-
lung auf die Herkunft des Regierungschefs. 
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Am 13. Juli 2011 wird vom Landtagsplenum 
eine „Kommission zur parlamentarischen 
Begleitung der Energiewende in Bayern“ ein-
gesetzt. Die Energieagentur der Staatsregie-
rung nimmt am 2. August 2011 die Arbeit 
auf. (78, 105)

12. Juli 2011  709

Kinderlärm wird gesetzlich erlaubt. Ge-
richtsurteile in Deutschland, die Einrich-
tungen für Kinder und Jugendliche wegen 
des Lärmschutzes beeinträchtigten, sind 
der Anlass für eine Gesetzesinitiative der 
Staatsregierung.

Alle Fraktionen sind sich einig, dass Kinder-
lärm im Umkreis von Spielplätzen, Kinder-
gärten und Tagesstätten auch in Wohngebie-
ten ohne Mittagsruhe zwischen 7 Uhr und 22 
Uhr „als sozialadäquat“ hingenommen wer-
den muss. „Es kommt nicht mehr in Be-
tracht“, ist in der Gesetzesbegründung zu  
lesen, „juristische und lärmfachliche Streit-
fragen zulasten der betroffenen Kinder vor 

Nicht nur am Spielplatz spielt der Kinderlärm künftig keine Rolle mehr

gieversorger und der Umweltverbände ebenso 
notwendig wie ein Kataster für Pumpspei-
cherkraftwerke.
Wirtschaftsminister Martin Zeil betont, die 
Freien Demokraten seien nicht gegen den be-
schleunigten Abschied von der Kernenergie, 
verträten jedoch die Meinung, „dass man Po-
litik nicht hektisch, nicht getrieben, sondern 
vorausschauend und vernünftig betreiben 
sollte“. Es erfordere einen „gewaltigen 
Kraftakt“, wenn Versorgungslücken vermie-
den werden sollten, denn in Bayern betrage 
der Kernenergieanteil an der Stromversor-
gung 60 Prozent, so viel wie in keinem ande-
ren Bundesland. In zehn Jahren solle der bay-
erische Stromverbrauch zur Hälfte aus erneu-
erbaren Energien gedeckt sein. Dazu bedürfe 
es gewaltiger Investitionen, bis 2020 in ganz 
Deutschland rund 200 Milliarden Euro. Der 
Minister wünscht beim Umstieg „eine Wende 
auch in den Köpfen unserer Bevölkerung“. 
Die abstrakte Zustimmung schlage oft „in 
sehr konkrete Ablehnung“ um, wenn vor der 
eigenen Haustür oder auch nur in Sichtweite 
neue Stromleitungen, neue Kraftwerke oder 
hohe Windräder zu tolerieren seien.



512

16. Wahlperiode

den. Die Verfassungsmedaille in Gold wurde 
bis Ende 2012 328 Mal verliehen, die in  
Silber 927 Mal. Vorschlagsberechtigt sind die 
Landtagsfraktionen sowie jedes Mitglied des 
Parlaments. Das ursprüngliche Initiativrecht 
der Präsidentin oder des Präsidenten bleibt 
davon unberührt. „Anregungsberechtigt ge-
gen über den Vorschlagsberechtigten ist jeder-
mann“, heißt es im Gesetz. Das Ordensstatut 
legt zudem fest, dass der Landtag eine Or-
densmatrikel führt. Einen Bayerischen Ver-
dienstorden, verliehen in einer Klasse, gibt es 
bereits seit 1957.

13. Juli 2011  711

Die UN-Behindertenrechtskonvention 
wird einstimmig in das Bayerische Gesetz 
über das Erziehungs- und Unterrichtswe-
sen übernommen.

Der Umsetzung der Konvention, „Inklusion“ 
genannt, im bayerischen Schulwesen liegt ein 
Gesetzentwurf aller Landtagsfraktionen zu-
grunde. Die Bundesrepublik Deutschland 
hatte die UNKonvention 2009 ratifiziert. 
Der Vertrag sieht vor, dass Kinder mit und 
ohne Förderbedarf gemeinsam unterrichtet 
werden. Er verpflichtet Bund, Länder und  
Gemeinden, die Chancengleichheit von Men-
schen mit Behinderung zu fördern. 
„Für das Parlament ist das eine Sternstunde“, 
sagt Georg Eisenreich (CSU), Leiter der Ar-
beitsgruppe, die den Gesetzentwurf in einein-
halb Jahren ausgearbeitet hat. „Inklusion gibt 
es nicht zum Nulltarif“, betont Eisenreich. 
Margit Wild (SPD) stellt fest, „dass im Kul-
tusministerium noch ein weiter Weg zurück-
zulegen ist“. Für die Inklusion, begonnen an 
den Grund- und Haupt- bzw. Mittelschulen, 
sei nun ein „Aktionsplan“ ebenso notwendig 
wie der Dialog mit der Gesellschaft. Günther 
Felbinger (Freie Wähler) warnt davor, Eltern, 
Lehrer und Kinder „durch ein hohes Tempo 
von vornherein zu überfordern“. Der Inklusi-
onsgedanke müsse auch in der Lehrerbildung 
und vor allem in der Lehrerfortbildung Ein-
zug halten. Zu den bereits geschaffenen  

den Gerichten auszutragen“. Lärmbelästigun-
gen seien von Nachbarn „grundsätzlich hin-
zunehmen“, denn kindliche Lebensäußerun-
gen im Wohnumfeld gehörten „auch zu einer 
normalen kindlichen Entwicklung“. Der Ge-
setzentwurf wird bei Stimmenthaltung von 
SPD und Grünen angenommen, die eine Aus-
weitung auf Jugendliche wünschen. 

12. Juli 2011  710

Mit dem Gesetz über die Bayerische Ver-
fassungsmedaille schafft der Landtag 
einen    eigenen Orden. 

Die Verfassungsmedaille wurde von Land-
tagspräsident Rudolf Hanauer am 1. Dezem-
ber 1961 gestiftet, allerdings noch ohne  
Ordensrang. Anlass war die Ehrung der Mit-
glieder der Verfassunggebenden Landes     -
versam      mlung von 1946, die dem Landtag 15 
Jahre, also bis 1961, angehörten. Die Medail-
le, die in Gold und Silber verliehen wird, soll-
te laut Hanauer „ein Symbol der bis 1818 zu-
rückgehenden Verfassungsgeschichte sein 
und an die drei Verfassungen 1818, 1919 und 
1946 erinnern“. Die Bayerische Verfassungs-
medaille in Gold erhalten Persönlichkeiten, 
die sich „in hervorragender Weise“ um die 
Verfassung des Freistaats verdient gemacht 
haben, die in Silber wird an Persönlichkeiten 
verliehen, die sich „besonders“ um die Ver-
fassung verdient gemacht haben. Die Verfas-
sungsmedaille trägt auf der Vorderseite das 
Große Staatswappen, auf der Rückseite die 
Inschrift „Bayerische Verfassung“ mit den 
Jahreszahlen „MDCCCXVIII, MCMXIX, 
MCMXLVI“.

Am 12. Juli 2011 beschließt der Landtag ein-
stimmig das „Gesetz über die Bayerische 
Verfassungsmedaille“. Damit erhält die Aus-
zeichnung Gesetzesrang und wird zum Or-
den, ohne dass an den Grundsätzen der Ver-
leihung etwas verändert wird. Neu ist, dass 
zur Verfassungsmedaille nun eine Ansteck-
nadel verliehen wird. Jährlich sollen nicht 
mehr als 50 Verleihungen vorgenommen wer-
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mayr (SPD), Eva Gottstein (Freie Wähler), 
Claudia Stamm (Grüne) und Brigitte Meyer 
(FDP) zuständig. Die Themen lauten: Wie 
sollte Schule funktionieren? Was ist Gerech-
tigkeit? Wie können wir unsere Umwelt 
schützen? Wer ist für meine Gesundheit zu-
ständig? Wie schaut das Miteinander der 
Menschen in Bayern aus?
Gemeinsam mit Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Forschungsgruppe Jugend und 
Europa am Centrum für angewandte Politik-
forschung (C.A.P.) in München und des Land-
tagsamtes bearbeiten die Kinder die politi-
schen Querschnittsthemen aus ihrem Erfah-
rungsbereich. Die Viertklässler formulieren 
Wünsche, Anregungen und Ideen für die bay-
erische Politik und stellen diese in einem ab-
schließenden Plenum vor, um sie in den poli-
tischen Prozess einzubringen.

200 Stellen für die Inklusion müssten weitere 
Lehrerstellen und sonderpädagogische Unter-
stützung kommen, verlangt Thomas Gehring 
(Grüne). An den 37 bayerischen Schulen, die 
derzeit das Profil „Inklu sion“ tragen, ist min-
destens ein Sonderpädagoge in das Lehrer-
kollegium voll eingebunden, berichtet Renate 
Will (FDP), der sich nicht nur um die Behin-
derten kümmere, sondern mit seinem Know-
how auch den Lehrerinnen und Lehrern helfe.

15. Juli 2011  7126

Im Bayerischen Landtag findet das 1. Kin-
derparlament mit 160 Teilnehmern statt.

Neun- bis zehnjährige Grundschülerinnen 
und Grundschüler aus ganz Bayern treffen 
sich im Maximilianeum unter der Schirm-
herrschaft von Präsidentin Barbara Stamm. 
Die Patenschaft hat die Kinderkommission 
des Bayerischen Landtags. Für jeweils eine 
Arbeitsgruppe sind die Kommissionsmitglie-
der Petra Dettenhöfer (CSU), Simone Stroh-

Der Nachwuchs probt im Plenarsaal des Landtags
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gesehen sei, wo Ministerpräsident Seehofer 
wohne. Peter Meyer (Freie Wähler) kritisiert 
mit Hinweis auf den „Hundeknochen“, die 
Bevölkerung in Nordostbayern „wird offen-
kundig nicht ernst genommen.“ Andreas  
Fischer (FDP) erinnert daran, dass eine Erhö-
hung der Mindestzahl der Landtagssitze eine 
Verfassungsänderung erfordern würde, ob-
wohl das Parlament in der Vergangenheit  
bewusst verkleinert worden sei.
Mehrere Popularklagen gegen die neue 
Stimmkreiseinteilung werden im Oktober 
2012 vom Bayerischen Verfassungsgerichts-
hof abgewiesen. Die Klagen wenden sich da-
gegen, dass bei der Verringerung der Stimm-
kreise in den Regierungsbezirken Oberfran-
ken und Oberpfalz die Fünfprozenthürde 
faktisch erhöht werde, was kleinere Parteien 
benachteilige. Außerdem sei der „Hundekno-
chen“ genannte neue Stimmkreis mit einer 
Länge von hundert Kilometern zu groß für 
einen Abgeordneten. Die Verfassungsrichter 
halten die Klagen für unbegründet, denn die 
Bevölkerungsentwicklung erfordere grund-
sätzlich eine Reform. Die zusätzliche Hürde 
für kleinere Parteien sei nicht erkennbar: 
„Welchen Stimmenanteil ein Wahlvorschlag 
in einem Kreis (also: einem Regierungsbe-
zirk) erreichen muss, um dort ein Mandat zu 
erhalten, lässt sich weder abstrakt noch im 
Voraus bestimmen“, urteilt das Gericht.

9. November 2011  714

Das Ausscheiden von Finanzminister Ge-
org Fahrenschon führt zu Umbesetzungen 
im Kabinett. Finanzminister wird Markus 
Söder, Umweltminister Marcel Huber.

Der allseits anerkannte Finanzfachmann 
Fahrenschon wechselt in das Amt des Präsi-
denten des Deutschen Sparkassenverbands 
und gibt sein Landtagsmandat im März 2012 
auf. Die Berufung des bisherigen Umweltmi-
nisters an die Spitze des Finanzressorts war 
in der CSU nicht unumstritten. Es gab Hin-
weise, dass Ministerpräsident Seehofer das 
Finanzressort ursprünglich Sozialministerin 

20. Oktober 2011  713

Mit der Stimmkreisreform verlieren Ober-
franken und Oberpfalz je einen Abgeord-
neten zugunsten von Oberbayern. Die Ge-
samtzahl der Stimmkreise beträgt nun 90. 

Grundlage der Änderung des Landeswahlge-
setzes ist die Bevölkerungsentwicklung: 
Oberbayern erhält deshalb ein weiteres Lis-
tenmandat und einen neuen Stimmkreis 
(„Neuburg-Schrobenhausen“). Dort kandi-
diert 2013 Ministerpräsident Horst Seehofer, 
der bis dahin ohne Landtagssitz ist. 
Bei der Landtagswahl 2013 sind mit der ge-
gen das Votum der Opposition beschlossenen 
Änderung die Regierungsbezirke Oberfran-
ken und Oberpfalz nur noch mit je 16 Abge-
ordneten im Landtag vertreten. Entsprechend 
sinkt auch die Zahl der Bezirksräte. Auf  
Protest stößt vor allem die Fusion der Stimm-
kreise Wunsiedel und Kulmbach unter Einbe-
ziehung von fünf Gemeinden aus dem Land-
kreis Bayreuth, wegen der Form „ober-
fränkischer Hundeknochen“ genannt. 
Laut Winfried Bausback (CSU) werden bei 
der Neueinteilung die Grundsätze von Ver-
fassung und Rechtsprechung eingehalten: Zu-
sammenhängendes Gebiet, soweit möglich 
Beachtung der Grenzen der Landkreise und 
kreisfreien Städte, größtmögliche Wahrung 
der Stimmkreiskontinuität und zwingende 
Anpassung bei Überschreitung einer Höchst-
abweichung von der Durchschnittsbevölke-
rung eines Stimmkreises von 25 % nach oben 
wie nach unten.
Franz Schindler (SPD) stellt fest: „Wahl-
rechtsfragen sind immer auch Machtfragen.“ 
Die Bevölkerungsentwicklung, eine Folge der 
„gescheiterten Strukturpolitik“ der Staatsre-
gierung, dürfe wahlrechtlich nicht die Reprä-
sentanz einzelner Wahlkreise verringern. 
Schindler plädiert für die Festlegung von 17 
Mindestmandaten pro Regierungsbezirk 
(Wahlkreis). Das würde allerdings die Man-
datszahl des Landtags auf 185 erhöhen.
Susanna Tausendfreund (Grüne) wirft die 
Frage auf, warum der neue oberbayerische 
Stimmkreis ausgerechnet bei Ingolstadt vor-
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fachmann dieses Boot verlässt“. Auch Mar-
garete Bause (Grüne) meint, „der Abgang  
von Fahrenschon hinterlässt mehr als eine 
Lücke“. 

29. November 2011  715

Über die Auswirkungen der Bundeswehr-
reform für Bayern berichtet Staatsminis-
ter Thomas Kreuzer im Landtag und  
verspricht Hilfe für die betroffenen Kom-
munen.

Den Anstoß für die Reform der Bundeswehr 
– Abschaffung der Wehrpflicht und Verklei-
nerung der Truppe – gab im Oktober 2010 der 
später zurückgetretene Verteidigungsminis-
ter Karl Theodor zu Guttenberg. Bundesweit 
werden 31 Standorte aufgelöst. Auch in Bay-
ern werden Kasernen geschlossen oder ver-
kleinert, fast 40 Prozent der bislang 50 000 
Dienstposten fallen weg. In seiner ersten Re-
gierungserklärung als Leiter der Staatskanz-
lei berichtet Staatsminister Thomas Kreuzer, 
besonders tangiert seien Schwaben und Ober-

Thomas Kreuzer, neuer Leiter der Staatskanzlei  
(daneben Bernd Sibler, der ins Kultusministerium zurückkehrt)

Christine Haderthauer übertragen wollte 
(Nachfolgerin sollte Staatssekretärin Melanie 
Huml werden), was jedoch am Widerstand in 
seiner Partei scheiterte. Das Umweltministe-
rium leitet nun der Tierarzt Marcel Huber, 
bisher Staatsminister und Leiter der Bayeri-
schen Staatskanzlei. Ihm folgt Thomas Kreu-
zer, dessen Staatssekretärsamt im Kultusmi-
nisterium Bernd Sibler übernimmt, der das 
Amt bereits 2007/2008 innehatte. Vom Land-
tagsplenum wird der Kabinettsumbau, der 
dritte in der Regierungszeit Seehofers, mit 
den Stimmen der Koalition gebilligt. 

Markus Rinderspacher (SPD) kommentiert 
den Rückzug von Fahrenschon: „Der Minis-
ter flüchtet sich in eine berufliche Sicherheit, 
die bei Schwarz-Gelb in München und Berlin 
auf Dauer nicht mehr gewährleistet ist.“ Wei-
teres Motiv sei die „politische Flexibilität“ 
Seehofers „auch in haushaltspolitischen 
Sachfragen“ gewesen, die dem Finanzminis-
ter „immer wieder den Schweiß auf die Stirn 
getrieben“ habe. Hubert Aiwanger (Freie 
Wähler) bemerkt, das neue Kabinett werde 
schwächer, „weil ein ausgewiesener Finanz-
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sachlichen Argumenten zu beteiligen. Lud-
wig Hartmann (Grüne) plädiert dafür, jetzt 
nicht die Angst vor einer Reduzierung der 
Truppe zu schüren, sondern sie als Chance 
für die Kommunen zu sehen. Tobias Thal-
hammer (FDP) appelliert an den Bund, frei 
werdende Flächen den Kommunen zu über-
lassen, und zwar verbilligt und von Altlasten 
befreit.

24. November 2011      716

„Wir alle sind entsetzt und zutiefst be-
schämt“, bekennt Landtagspräsidentin 
Barbara Stamm zu der jüngst bekannt ge-
wordenen Mordserie von Zwickauer Neo-
nazis, bei der in Bayern fünf Menschen ihr 
Leben verloren.

Bei den Angehörigen der Opfer hätten „die 
Ungewissheit über die Täter und falsche Ver-
dächtigungen neben Trauer und Schmerz zu-
sätzlich große Verbitterung ausgelöst“, er-
klärt sie im Landtagsplenum und verspricht: 
„Wir werden alles in unserer Macht Stehende 
tun, um solche Gewalttaten in der Zukunft zu 
vermeiden.“ Bei den für die Polizei lange 
Jahre rätselhaften Anschlägen auf Imbisslä-
den, in der Presse salopp „Döner-Morde“ ge-
nannt, kamen Menschen mit türkischen und 
griechischen Wurzeln ums Leben, fünf davon 
in Nürnberg und München. Erst die Aufde-
ckung einer neonazistischen Terrorzelle in 
Zwickau, die sich selbst „Nationalsozialisti-
scher Untergrund“ (NSU) nannte, entlarvte 
die wahren Täter, die zwischen 2000 und 
2007 zehn Menschen getötet hatten, neun aus 
Migrantenfamilien und eine Polizistin. Vor-
her waren die Sicherheitsbehörden meist dem 
Verdacht nachgegangen, die Ermordeten sei-
en in kriminelle oder mafiaähnliche Machen-
schaften verwickelt gewesen.
Innenminister Joachim Herrmann fordert in 
seinem Bericht über die „Festnahme 
rechtsterroristischer Täter in Thüringen und 
Sachsen“ ein Verbot der NPD. Mindestens 
genauso wichtig wie „konsequentes staatli-
ches Handeln“ sei das „bürgerschaftliche En-

bayern, härter als die Großstädte treffe die 
Bundeswehrreform die Menschen im ländli-
chen Raum. Ganz aufgelöst würden Kaufbeu-
ren (880 Posten), Fürstenfeldbruck (1240) 
und Penzing (2350). Die Bundeswehr werde 
allerdings „auch in Zukunft in der Fläche 
Präsenz zeigen“. Die Standorte Pöcking, Wei-
den und Cham würden sogar wachsen, teilt 
Kreuzer mit. Die Sanitätsakademie bleibe in 
München und werde aufgewertet, in Lager-
lechfeld sei der Flugbetrieb gesichert, auch 
die Teileproduktion des Airbus-Zulieferers 
Premium AEROTEC gehe weiter. Der Bund 
als Verursacher der Reform trage zunächst 
die Verantwortung für die negativen Folgen 
von Schließungen und Verkleinerungen, be-
tont der Staatsminister. Die Regierung forde-
re vom Bund ein „mehrjähriges Konversions-
programm“. Bayern stehe auch in Zukunft an 
der Seite der wehrtechnischen Betriebe, ver-
sichert Kreuzer. Der Aufbau eines For-
schungs- und Kompetenzzentrums in Otto-
brunn werde ebenso gefördert wie der „Bava-
rian International Campus Aerospace and 
Security“.

Markus Rinderspacher (SPD) bedauert, in 
Bayern würden mehr Dienstposten abgebaut 
als in den anderen Bundesländern, der 
„schwarz-gelbe Kahlschlag“ bei der Bundes-
wehr treffe den ländlichen Raum „mit voller 
Wucht“. Von vielen bayerischen Standorten 
werde „außer der Türklingel und dem Brief-
kasten nicht mehr viel übrig bleiben“. Die 
Staatsregierung verteile „Beruhigungspillen 
und Trostpflaster“, aber es gebe kein Kon-
zept. Die Regierungserklärung sei „dünn wie 
Hechtsuppe“. Johannes Hintersberger (CSU) 
hält dagegen, künftig werde es in Bayern 2,5 
Dienstposten pro 1000 Einwohner geben, ins-
gesamt 31 000, deutlich mehr als der Bundes-
durchschnitt. Mit Niedersachsen habe der 
Freistaat die meisten Stellen in Deutschland. 
Bernhard Pohl (Freie Wähler) kritisiert: „Die 
Bundeswehrreform hat Teile Bayerns wie ein 
Tornado getroffen.“ Die Reform, als „gehei-
me Verschlusssache behandelt“, sei „völlig 
intransparent abgelaufen“ und habe den Be-
troffenen keine Chancen gegeben, sich mit 
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des „Debakels für die innere Sicherheit“ müs-
se „möglichst öffentlich“ erfolgen. Dabei sei 
zu klären, warum die Mordserie in Bayern 
begonnen habe und warum die Terroristen 
die Hälfte ihrer Opfer in München und Nürn-
berg gesucht hätten. Andreas Fischer (FDP) 
warnt vor dem „Irrglauben, Terrorismus ließe 
sich mit immer neuen Datenverbünden“ ver-
hindern. Ineffiziente „Parallelstrukturen“ 
müssten mit dem Ziel überprüft werden, Zu-
ständigkeiten auf Bundesebene zu konzent-
rieren. Denn neben dem Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und 16 Landesämtern seien 
der Militärische Abschirmdienst und die 
Staatsschutzkommissariate der Polizei bei 
der Bekämpfung des Extremismus einge-
schaltet.

In einer Gedenkveranstaltung für die Ermor-
deten am 13. Dezember im Bayerischen 
Landtag entschuldigt sich Präsidentin Barba-
ra Stamm speziell bei den Angehörigen, von 
denen einige auf der Tribüne teilnehmen. Sie 
sagt, „wir sind beschämt und bedauern zu-

Prof. Haci-Halil Uslucan in der Gedenkveranstaltung für die Opfer der Neonazi-Mordserie

gagement aller Demokraten gegen Rechtsex-
tremismus“.
Natascha Kohnen (SPD) wirft die Frage auf, 
„wie konnte es dazu kommen, dass mitten un-
ter uns, in Bayern, eine Bande von neuen Na-
zis diese fünf Menschen in den letzten zehn 
Jahren ermorden konnte und selbst unent-
deckt geblieben ist?“ Damit werde deutlich, 
dass die Berichte der bayerischen Verfas-
sungsschützer in dieser Zeit „verharmlosend, 
grob fahrlässig und irreführend“ gewesen sei-
en. Karl Freller (CSU) sagt: „Gemachte Feh-
ler müssen aufgedeckt und natürlich auch be-
seitigt werden.“ Man sei sich bis vor Kurzem 
einig gewesen, dass das verbrecherische Den-
ken der Neonazis nie wieder Wurzeln schla-
gen dürfe, doch nun zeige sich: „Es ist nicht 
vorbei, die braune Saat geht immer wieder 
auf.“ Joachim Hanisch (Freie Wähler) spricht 
die „Sicherheitsstrukturen“ an: „Für mich ge-
hören das Nebeneinander der Bundes- und 
Landesbehörden und die unzureichende Ko-
ordination auf den Prüfstand.“ Namens der 
Grünen fordert Sepp Dürr, die Aufklärung 
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Zukunftsgestaltung ermöglicht“, und das sei 
„Generationengerechtigkeit“, sagt Minister-
präsident Seehofer im Landtag. Er verspricht: 
„Wir wollen die junge Generation von der 
jährlichen Zinsbelastung befreien“, in 20  
Jahren 20 Milliarden Euro, die Hälfte des 
bayerischen Etatvolumens. Das Konzept, das 
Finanzminister Markus Söder ausarbeite, 
werde auch einen „gerechten Länderfinanz-
ausgleich“ umfassen. Wenn Bayern nur einen 
Teil dieses Geldes zur Schuldentilgung ein-
setzen könnte, wäre es schon in einigen Jah-
ren schuldenfrei, meint Seehofer. Seit 2008 
habe der bayerische Staatshaushalt um 15 % 
zugenommen, im Nachtragsetat seien 250 
Millionen Euro Schuldentilgung und eine 
Rücklage von drei Milliarden Euro vorgese-
hen. „Wachstum und Schuldentilgung gehö-
ren untrennbar zusammen“, unterstreicht 
Seehofer.
Markus Rinderspacher (SPD), der den Minis-
terpräsidenten „Illusionskünstler aus Ingol-
stadt“ nennt, antwortet, man hätte nach den 
„vollmundigen Ankündigungen“ nun gerne 
„wenigstens ein paar Eckpunkte dieses ehr-
geizigen Planes vernommen“. So aber bleibe 
der Eindruck, dem CSU-Chef komme es nur 
auf eine „schnelle und billige Wahlkampf-
schlagzeile“ an. Die CSU habe durch „das 
Versagen bei der Landesbankaufsicht“ die 
Verschuldung um 44 % erhöht, nämlich um 
insgesamt zehn Milliarden Euro, um einen 
Zusammenbruch der BayernLB zu verhin-
dern. Das bedeute Schuldenzinsen von 733 
Millionen Euro. Die „CSU-Schuldenuhr tickt 
munter weiter“, was ein „vorgezogener Fa-
schingsscherz“ sei, wenn gleichzeitig der Mi-
nisterpräsident von Schuldenabbau spreche, 
sagt der SPD-Sprecher. Der Verweis auf den 
Länderfinanzausgleich sei „ein reines Ablen-
kungsmanöver“, denn für die gegenwärtige 
Verteilung habe die ganze CSU-Landesgrup-
pe in Berlin gestimmt. 

Georg Schmid (CSU) erinnert daran, dass auf 
Drängen Bayerns die Schuldenbremse ins 
Grundgesetz aufgenommen worden sei. Die-
sem Beispiel folge nun der ganze Euro-Raum. 
„Der ausgeglichene Haushalt ist ein Marken-

tiefst, dass die Sicherheitsbehörden die Ver-
brechen nicht verhindern konnten“. 
Als zweiter Redner fordert Haci-Halil Us-
lucan, Professor für Türkeistudien an der 
Universität Duisburg-Essen, der Rechtsstaat 
müsse jetzt klar zeigen, dass er handlungsbe-
reit sei. Neben lückenloser Aufklärung seien 
„konkrete politische Veränderungen das 
Mindeste, was angesichts dieser Brutalität 
von der Zivilgesellschaft und Politik zu er-
warten ist, damit solchen bestialischen Grup-
pen ihr Handlungsspielraum entzogen wird“. 
An der Gedenkveranstaltung nehmen auch 
Diplomaten der türkischen und griechischen 
Generalkonsulate und rund 70 Schüler des 
Gymnasiums und der Georg-Huber-Mittel-
schule in Grafing und der WernervonSie-
mens-Realschule in Erlangen teil, die bereits 
für ihre Aktionen gegen Rechtsextremismus 
ausgezeichnet wurden. (108) 

25. Januar 2012       717

Ein „schuldenfreies Bayern“ kündigt Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer in seiner 
Regierungserklärung an, die den Titel 
trägt: „Lebensqualität sichern, Zukunft 
gewinnen. Gemeinsam für eine starke Hei-
mat – Aufbruch Bayern“.

„Wir wollen das erste schuldenfreie Land in 
Deutschland werden“, lautet Seehofers Visi-
on. Den Plan stellte er zur Überraschung der 
CSU-Fraktion eine Woche zuvor bei der 
Winterklausur in Wildbad Kreuth vor und er-
zeugte damit nicht nur bei der Opposition 
Skepsis. So hält das Ifo-Institut eine Kom-
plettentschuldung Bayerns zwar prinzipiell 
für richtig, ob aber ein „Schuldenabbau über 
20 Jahre durchgehalten werden kann, ist eine 
andere Frage“, so Chefvolkswirt Kai Carsten-
sen. Derzeit ist der Freistaat mit rund 22,5 
Milliarden Euro verschuldet (plus 10 Milliar-
den Euro für die Verbindlichkeiten der Lan-
desbank).
Mit einer Entschuldung bis zum Jahr 2030, 
auf dem „Höhepunkt der Überalterung unse-
rer Gesellschaft“, würden „Freiräume für die 
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Bei der Beratung des Nachtragshaushalts 
2012 am 3. Februar kündigt Finanzminister 
Markus Söder an, die Tilgung von 250 Milli-
onen Euro vom Dezember 2011 heuer auf  
eine Milliarde Euro aufzustocken. Damit  
wären mit einem Schlag über vier Prozent der 
Schulden aus dem allgemeinen Haushalt be-
glichen, „die größte Tilgung in der Geschich-
te des Freistaats“. (30, 60)

14. Februar 2012      718

Mit einer Änderung der kommunalen 
Wahlgesetze wird das Wählbarkeitsalter 
leicht erhöht: Ab 2020 dürfen hauptamtli-
che Bürgermeister und Landräte im Alter 
von maximal 67 Jahren antreten. 

Bei der Kommunalwahl 2014 bleibt es bei der 
Altersgrenze von 65 Jahren. Deshalb kommt 
der Verdacht auf, Hintergrund sei, eine erneu-
te Kandidatur des populären Münchner 
SPD-Oberbürgermeister Christian Ude (Jahr-
gang 1947) zu verhindern. In der CSU wird 
die Reform kontrovers diskutiert. Neun 
CSU-Abgeordnete enthalten sich, die Opposi-
tion aus SPD, Freien Wählern und Grünen 
lehnen die Gesetzesänderung ab und plädie-
ren für die Streichung der Altersbeschrän-
kung.
Im Landtagsplenum meint Joachim Hanisch 
(Freie Wähler), wer den mündigen Bürger 
ernst nehme, müsse ihm auch die Entschei-
dung überlassen, ob er „einen 30-Jährigen 
oder einen 68-Jährigen als Bürgermeister 
will“. Kein Bundestags- oder Landtagsabge-
ordneter unterliege einer Altersbeschrän-
kung. Florian Herrmann (CSU) setzt dage-
gen: „Die Aufgabe eines Landrats oder Ober-
bürgermeisters umfasst mehr als die Tätigkeit 
eines Abgeordneten.“ Sie hätten eine „enor-
me Personalverantwortung“, die teilweise 
mehrere Tausend Mitarbeiter betreffe. Die 
Anhebung der Altersgrenze sei ein Kompro-
miss. Eine Altersdiskriminierung könne er 
nicht erkennen, wenn ein Landrat oder Ober-
bürgermeister, mit 67 gewählt, seine Tätigkeit 
im Alter von 73 Jahren beende.

zeichen unserer Politik“, betont Schmid und 
fügt an: „Wir sagen Ja zum Schuldenabbau 
bis 2030.“ Beim Länderfinanzausgleich habe 
Bayern bis 1992 insgesamt neun Milliarden 
erhalten, seither aber auch 34 Milliarden in 
den Solidaritätspakt einbezahlt. Nach dem 
ausgeglichenen Haushalt werde Bayern jetzt 
schuldenfrei, was bedeute, dass ab 2030  
niemand mehr die finanziellen Lasten von 
Vorgängergenerationen tragen müsse.
Wenn nicht wir, wer sonst könne diesen Weg 
gehen, fragt der CSU-Fraktionschef. Zu der 
von der Opposition verlangten Streichung der 
Studiengebühren bemerkt er, das Geld fließe 
nicht in den Staatshaushalt. Es fließe an die 
Universitäten und verbessere die Lehrbedin-
gungen. Die Behauptung, „das Studium hän-
ge vom Geldbeutel ab, ist eine Lüge“.
Hubert Aiwanger (Freie Wähler) nennt ein 
schuldenfreies Bayern im Jahr 2030 einen 
„Griff ins Jenseits“, doch man solle sich „auf 
das Machbare im Diesseits konzentrieren“. 
Im Bayern des Jahres 2012 gebe es noch  
„viele ungelöste Hausaufgaben“. Bei solider 
Finanzpolitik dürften die Kommunen nicht 
vergessen werden. Angesichts von 2,5 Milli-
arden Euro Steuermehreinnahmen „spielen 
Sie bitte nicht nur den großen Maxe, sondern 
lassen Sie die Kommunen mitkommen“, ap-
pelliert Aiwanger an die Staatsregierung. 
Margarete Bause (Grüne) vermisst Pläne, wie 
die Schuldentilgung vonstatten gehen solle. 
Das Jammern über den Länderfinanzaus-
gleich, „ein populistisches Empörungstremo-
lo“, führe nicht weiter, die Strukturprobleme 
könnten mit einer Androhung von Verfas-
sungsklagen nicht gelöst werden. 
Die Freien Demokraten „wollen mutig daran-
gehen, die Last der Schulden in Bayern abzu-
tragen“, versichert der Fraktionsvorsitzende 
Thomas Hacker. Seine Partei fühle sich von 
der CSU bestätigt, weil sie schon im vergan-
genen Herbst diesen Weg gewiesen habe. Das 
Jahr 2030 sei „ein ehrgeiziges Ziel“, aber es 
sei realisierbar, betont der Liberale. Er ver-
langt deshalb, „dass jeder zusätzliche Euro an 
Steuereinnahmen zuerst daraufhin überprüft 
werden muss, wie viel wir davon in die Schul-
dentilgung geben müssen“. 
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Gantzer, der auch 2013 wieder für den Land-
tag kandidiert, kritisiert das Urteil ebenso 
wie Landkreistag und Städtetag. Ulrich Maly 
(SPD), Nürnberger Oberbürgermeister und 
Städtetagspräsident: „Es gibt einen Souverän, 
der ist klüger als jedes Gesetz: der Wähler.“

15. März 2012   719

Knapp acht Jahre nach der Einführung 
des achtjährigen Gymnasiums (G 8) ist die 
Reform immer noch umstritten. Mit einer 
Aktuellen Stunde verlangt die SPD Auf-
schluss über ergänzende Reformen des 
Kultusministeriums, die in ein „Intensivie-
rungsjahr“ münden. 

Kritiker der seit drei Jahren allgemein ver-
bindlichen Reform beklagen nach wie vor 
überladene Lehrpläne, mangelnde Förderung 
und Lernstress. Einig sind sich alle Fraktio-
nen, dass eine Rückkehr zum neunjährigen 
Gymnasium nicht infrage komme. Allerdings 
wird die Bildungsdebatte außerparlamenta-
risch befeuert durch den Münchner Oberbür-
germeister Christian Ude, SPD-Spitzenkan-
didat bei den kommenden Landtagswahlen, 
der mit seinem Vorschlag einer Wahlmög-
lichkeit zwischen G 8 und G 9 für zusätzli-
chen Diskussionsstoff sorgt. 

Martin Güll (SPD) sagt im Plenum, der An-
satz seiner Partei sei, das Kind in den Mittel-
punkt zu stellen, den Leistungsdruck zu redu-
zieren und neue Konzepte für das Gymnasi-
um zu entwickeln, was bei der Einführung 
des G 8 nicht stattgefunden habe. Die SPD 
plädiere für eine flexible Schulzeit in der 
Oberstufe, um die Mittel- und Unterstufe 
deutlich zu entlasten. Georg Eisenreich 
(CSU) stellt dagegen fest: „Das achtjährige 
Gymnasium, das bayerische Gymnasium, hat 
sich bewährt.“ Es entspreche nicht nur dem 
Standard in Deutschland und Europa, son-
dern seine grundlegend neue Konzeption  
habe sich bewährt, nämlich Stärkung des 
Grundwissens, Stärkung der Kernfächer und 
Stärkung der Kernkompetenzen. 

Helga Schmitt-Bussinger (SPD) wirft Minis-
terpräsident Seehofer vor, er habe den kom-
munalen Spitzenverbänden versprochen, die 
Altersgrenze völlig aufzuheben. Der 
CSU-Beschluss sei für sie „eine schallende 
Ohrfeige“. Susanna Tausendfreund (Grüne) 
kritisiert den Widerspruch, dass ein 
hauptamtlicher Bürgermeister im Gegensatz 
zum ehrenamtlichen an die Altersgrenze ge-
bunden sei. Das führe zu „merkwürdigen 
Konstellationen“, denn Gemeinden bis 10 000 
Einwohner könnten selbst entscheiden, wie 
das Amt auszuführen sei. So könne ein 
hauptamtlicher Bürgermeister wieder nach 
Überschreitung der Altersgrenze kandidie-
ren, wenn das Amt als Ehrenamt ausgewiesen 
werde.
Jörg Rohde (FDP) unterstreicht den Kompro-
misscharakter der Altersgrenze von 67 Jah-
ren: „Die Ausgangslage war, dass die CSU 
nichts ändern wollte, während wir das Alter 
freigeben wollten.“ 
Der SPD-Abgeordnete Peter Paul Gantzer, 
der sich seit Jahren für die Anerkennung der 
„Potenziale von älteren Bürgerinnen und 
Bürgern“ einsetzt, erinnert daran, dass die 
meisten Kommunalparlamente Europas ohne 
Altersgrenze auskämen. Mit Unterstützung 
seiner Fraktion reicht Gantzer eine Popular-
klage vor dem Bayerischen Verfassungsge-
richtshof ein, denn nach jüngsten Gerichtsur-
teilen verletze eine Altersgrenze den Gleich-
behandlungsgrundsatz, das Gerechtigkeits-
gebot und die Würde des Menschen. Die  
Klage, die auch von den Freien Wählern un-
terstützt wird, scheitert am 19. Dezember 
2012. Die Richter halten die Anhebung der 
Altersgrenze von 65 bzw. 67 Jahren ab 2020 
für zulässig. Sie diene der Sicherung eines ef-
fektiven und leistungsfähigen öffentlichen 
Dienstes und liege somit im Allgemeininter-
esse. Die Arbeit der hauptamtlichen Bürger-
meister und Landräte verlange „ein den 
Durchschnitt übersteigendes Maß an Arbeits-
einsatz, Leistungsbereitschaft und Leistungs-
fähigkeit“. In einem Sondervotum sehen zwei 
Richter eine Verletzung des Gleichheits-
grundsatzes der Bayerischen Verfassung. Der 
73-jährige SPD-Abgeordnete Peter Paul 



521

16. Wahlperiode

hat, das „freiwillige Wiederholen pädago-
gisch“ als ein „Intensivierungsjahr“ weiterzu-
entwickeln, ohne dass es als Wiederholungs-
jahr gezählt wird“, um „zu intensivieren, zu 
wiederholen und zu vertiefen“. 
Ein Jahr später ist der Streit um die Dauer der 
gymnasialen Schulzeit immer noch nicht bei-
gelegt. Die Freien Wähler starten im Juni 
2013 eine Unterschriftensammlung, um über 
ein Volksbegehren die Wahlfreiheit zwischen 
G 8 und G 9 durchzusetzen. Beflügelt wird 
die Initiative durch eine Umfrage der „Süd-
deutschen Zeitung“, wonach 71 Prozent der 
Befragten eine Wahlmöglichkeit vorziehen 
würden. (10) 

24. Mai 2012  720

Auf dem Gelände des Maximilianeums 
wird im Nordhof nach zweijähriger Bau-
zeit der Erweiterungsbau Nord für das 
Parlament eingeweiht.

In der Mitte: Der Erweiterungsbau Nord des Parlaments

Günther Felbinger (Freie Wähler) fordert eine 
„inhaltliche Korrektur“: Dazu müsse vor al-
lem am Lehrplan der Mittelstufe angesetzt 
und dieser „mit der Mistgabel durchforstet“ 
werden. Thomas Gehring (Grüne) weist dar-
auf hin, dass das G 8 als „Großversuch“ noch 
nicht abgeschlossen sei. Der Reformbedarf 
sei offenkundig, doch die Grünen „halten ei-
ne generelle Rückkehr zum G 9 für nicht 
machbar“. Wie sein Vorredner Felbinger for-
dert Gehring den Ausbau der Ganztagsschule, 
denn nur so könne G 8 funktionieren. Renate 
Will (FDP) räumt ein, dass das „G 8 nicht op-
timal eingeführt wurde“, doch eine „Rolle 
rückwärts“ würde nur „Chaos verursachen“. 
Kultusminister Ludwig Spaenle macht deut-
lich, dass eine Oberstufe mit „flexibler Lauf-
zeit“ gegen geltendes Recht und die 
KMK-Rahmenvereinbarung verstoße. Der 
Vorschlag des SPD-Politikers Ude wäre  
außerhalb Bayerns nicht anerkennungsfähig. 
Der Minister plant deshalb für die Mittelstufe 
des Gymnasiums, die die höchste Fächerzahl 
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Mark in der Tasche, hilflos in einer ihr frem-
den Welt, „ohne Selbstwertgefühl, ohne Auf-
klärung, ohne alles“. In seiner Petition be-
klagt sich Richard Sucker: „Das Land Bayern 
hat einen großen Anteil an den damaligen Er-
ziehungsheimen und hat sich dieser Aufarbei-
tung zu stellen.“ Die Behörden seien damals 
ihrer Aufsichtspflicht nicht nachgekommen. 
Der 79-jährige Nürnberger berichtet von 
Schlägen mit Fäusten und Gegenständen wie 
mit einem „Ochsenziemer“, von sexuellen 
Übergriffen und Bestrafung selbst bei uner-
laubtem Lachen. Die Herausgabe von Heim-
akten werde mit Hinweis auf die Verjäh-
rungsfrist verweigert. „Es ist eine Schande, 
dass ich als fast 80-Jähriger noch für mein 
Recht kämpfen muss“, beklagt sich Sucker 
und fordert, nicht nur für sich, Wiedergutma-
chung. Er hat ausgerechnet, für die 19 Jahre, 
„so lange war ich unschuldig eingesperrt“, 
stünden ihm pro Tag 34 Euro zu. Prof. Man-
fred Kappeler, emeritierter Professor für So-
zialpädagogik und seit 40 Jahren mit dem 
Schicksal von Heimkindern befasst, kann die 
schrecklichen Verhältnisse in der früheren 
Heimerziehung nur bestätigen: Die Kinder 
und Jugendlichen seien dem unmenschlichen 
System schutzlos ausgeliefert gewesen, „es 
gab keine Instanz, die ihnen zugehört oder 
geglaubt hätte“. Nur ein Prozent der ehemali-
gen Heimkinder sei auf eine weiterführende 
Schule gekommen, manche hätten nicht ein-
mal Lesen und Schreiben gelernt. Prof. Kap-
peler verlangt, dass die Kinder- und Jugend-
arbeit als „Zwangsarbeit“ und damit für die 
Zeiten der Rentenberechnung anerkannt wer-
den.
Die Vorsitzende des Sozialausschusses, Bri-
gitte Meyer (FDP), verspricht, dass die Ver-
anstaltung der Beginn eines Dialogs zwi-
schen Landtag und Betroffenen sei. Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm wertet die 
Anhörung als Zeichen der Wertschätzung an 
die Betroffenen: „Sie sind Menschen, die das 
oft nicht erfahren haben, diese Wertschät-
zung wollen wir Ihnen heute geben.“

Der Anbau, es ist der dritte nach 1959 und 
1994, beseitigt die Platznot, die sich mit der 
Wahl im Oktober 2008 und dem Einzug von 
fünf Fraktionen in den Landtag drastisch ver-
schärfte. Der achtstöckige Erweiterungsbau 
(sechs davon oberirdisch) mit Gesamtkosten 
von 15,4 Millionen Euro wurde von dem Ber-
liner Büro Léon Wohlhage Wernik geplant, 
das bei einem Architekturwettbewerb den 
ersten Preis erhielt. Die Fassade besteht aus 
Terrakottafliesen und orientiert sich an dem 
von 1857 bis 1874 entstandenen  Bürklein- 
Bau. „Präzise eingepasst, gestalterisch zu-
rückhaltend, aber ausdrucksstark in der  
Kubatur“, schildert Professorin Hilde Léon 
das Konzept, zu dem auch die Kriterien für 
ein Passivhaus und Barrierefreiheit zählen. 
Neben dem großen Konferenzsaal sind drei 
Besprechungsräume und 65 Büros entstan-
den. Das Schwimmbad des Anbaus von 1959 
wurde zugunsten eines Gesundheitsbereichs 
mit Fitnessstudio und Sauna aufgegeben. Mit 
dem Neubau ist nach jahrelanger Teilauslage-
rung „die gesamte Landtagsfamilie wieder 
unter einem Dach“, sagt Landtagspräsidentin 
Barbara    Stamm bei der Einweihung. 

12. Juni 2012  721

Auf Einladung des sozialpolitischen Aus-
schusses treffen sich im Landtag ehema-
lige Heimkinder und berichten von dem 
ihnen zugefügten Leid in den Kinder- und 
Jugendeinrichtungen der ersten drei Jahr-
zehnte nach dem Krieg.

Den Anstoß für die Anhörung mit mehr als 
80 Teilnehmerinnen und Teilnehmern gaben 
Eingaben von Sonja Djurovic und Richard 
Sucker an den Landtag. „Draußen war das 
Wirtschaftswunder, und wir wurden für die 
Zwangsarbeit ausgenutzt“, schildert Sonja 
Djurovic ihre leidvollen Erfahrungen: „Die 
Kinder wurden in den Heimen nicht erzogen, 
sondern gedemütigt, gequält und isoliert, es 
gab nur Zwang, und Zwang zerstört die Men-
schen.“ Als sie mit 19 Jahren aus dem Heim 
entlassen wurde, stand sie, mit lediglich vier 
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schiede gemacht werden dürften. Außerdem 
greife die Staatsregierung „ganz ungeniert“ 
in die Kassen von Städten und Gemeinden, 
die deshalb die Novellierung ebenso ablehn-
ten wie die Träger. Claudia Jung (Freie Wäh-
ler) spricht wegen des Umgangs mit den Ein-
gaben von einem „Novellierungsdrama“: 
Fundierte Stellungnahmen „verhallten sang- 
und klanglos im Nichts“, über manche sei 
noch nicht abgestimmt worden. Renate 
Ackermann (Grüne) nennt das Kinderbil-
dungsgesetz insgesamt „die Geschichte eines 
Trauerspiels“. In den vergangenen sechs Jah-
ren habe die CSU auf die Kritik der Verbände 
und Kirchenvertreter nicht reagiert und Ver-
besserungsvorschläge in vielen Hundert Peti-
tionen ignoriert. 
Annette Bulfon (FDP) sieht das Wichtigste 
der Novelle im Einstieg in die Kostenfreiheit 
des letzten Kindergartenjahres. Ihre Frak-
tionskollegin Brigitte Meyer, die Vorsitzende 
des Sozialausschusses, lehnt dagegen den  
Gesetzentwurf ab, obwohl er auch auf ihr Be-
treiben in den Koalitionsvertrag aufgenom-

29. November 2012  722 

Gegen die Stimmen der Opposition wird 
das Bayerische Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz (BayKiBiG) novelliert. Es 
ist ein Einstieg in die Beitragsfreiheit im 
letzten Kindergartenjahr und verbessert 
den Betreuungsschlüssel.

Widerstand kommt auch von vielen Kinder-
gartenträgern, von Kirchen, Kommunen und 
Sozialverbänden, da trotz erhöhter Personal-
kostenzuschüsse Geld fehle. Scharfen Protest 
löst bei der Opposition die Behandlung der 
rund 80 Eingaben in einer Sondersitzung des 
Sozialausschusses aus, da dafür lediglich eine 
Stunde anberaumt war. Im Plenum spricht 
Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD) von einer 
„Missachtung des Petitionsrechts“ und ver-
langt vergeblich eine Vertagung der Bera-
tung. Zum Kinderbildungsgesetz bemerkt er, 
in der Gesellschaft bestehe Konsens, dass 
„Bildung vor der Schule auch Bildung ist“, 
weshalb bei der Finanzierung keine Unter-

Ehemalige Heimkinder kommen zur Anhörung des Sozialausschusses
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der Kunst und bei der Neuen Pinakothek. Be-
teiligt sei der Staat an der Sanierung des 
Mainfranken-Theaters Würzburg, des Nürn-
berger Opernhauses und des Festspielhauses 
in Bayreuth. Der Sanierungsbedarf belaufe 
sich auf insgesamt mehr als 850 Millionen 
Euro.
Isabell Zacharias (SPD) übt scharfe Kritik an 
der Regierungserklärung, sie sei „ohne Kon-
zept, ohne Vision“. Die Abgeordnete vermisst 
das Thema „kulturelle Bildung“, eine Voraus-
setzung für die „Teilhabe an Kultur“, die 
nicht nur von engagierten Lehrkräften in den 
Schulen umzusetzen sei. Oliver Jörg (CSU) 
betont die Funktion der Kultur als Wirt-
schaftsfaktor, bis hinein in den Film- und 
Medienbereich. Dass Bayern jährlich eine 
wachsende Zahl von Touristen aus Deutsch-
land und aller Welt anziehe, hänge auch mit 
seiner großartigen kulturellen Ausstrahlungs-
kraft zusammen. Michael Piazolo (Freie 
Wähler) warnt davor, durch das Konzept des 
Kulturstaats Bayern „Geld mit der Gießkanne 
über das Land“ zu verteilen. Im Wesentlichen 
handle es sich um ein Bauprogramm, sodass 
Heubisch wohl „mehr Herz für die Bauindus-
trie als für die Künstler“ habe. Für die Grü-
nen vermisst Sepp Dürr in der Regierungser-
klärung die von Heubisch versprochenen 

men worden sei. Doch nun finde eine „falsche 
Weichenstellung“ statt: Für das nur im An-
satz beitragsfreie Kindergartenjahr werde 
sehr viel Geld gebunden, das, wie Gespräche 
mit Fachverbänden gezeigt hätten, sinnvoller 
für die Qualitätsverbesserung ausgegeben 
werden sollte. (18)

4. Dezember 2012      723

Im Rahmen seiner Regierungserklärung 
zu Kunst und Kultur in Bayern stellt Wis-
senschaftsminister Wolfgang Heubisch 
das Konzept der Staatsregierung vor, mit 
„Leuchtturmprojekten“ in allen Regie-
rungsbezirken zusätzlich 50 Millionen  
Euro auszugeben.

„Unser Kulturstaat braucht neue Impulse“, 
betont Staatsminister Heubisch mit Blick auf 
das Museum der Bayerischen Geschichte in 
Regensburg und die Planungen für einen neu-
en Konzertsaal in der Musikmetropole Mün-
chen. Das „Bayerische Kulturkonzept“ setze 
Impulse für die Kultur in allen Landesteilen. 
Im Doppelhaushalt 2013/2014 würden zu-
sätzlich 50 Millionen Euro für 18 „Leucht-
turmprojekte“ in sämtlichen Bezirken bereit-
gestellt, die auf die „Kulturlandschaft vor 
Ort“ ausstrahlen. So werde künftig in jedem 
Regierungsbezirk ein Landesmuseum die re-
gionale Identität prägen, zum Beispiel das 
Porzellanikon in Selb, das Glasmuseum in 
Frauenau und das Jüdische Museum Franken 
in Fürth. Als Ergänzung diene die Förderung 
nichtstaatlicher Theater, Orchester, Museen 
sowie Sing- und Musikschulen mit zusätzlich 
26 Millionen Euro. 
Seit Beginn der Legislaturperiode seien die 
Ausgaben für Kunst und Kultur um rund 24 
Prozent auf 674 Millionen Euro gesteigert 
worden, rechnet Heubisch vor. Er räumt ein, 
dass die Erhaltung von Gebäuden eine enor-
me Aufgabe darstelle, denn große Sanierun-
gen seien nötig bei der Staats- und Stadtbib-
liothek in Augsburg, beim Landestheater in 
Coburg, bei der Walhalla in Donaustauf, am 
Gärtnerplatztheater in München, beim Haus Wissenschaftsminister Wolfgang Heubisch
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stärke zählt der Freistaat seit 1990 regelmä-
ßig zu den Geberländern. 
In der Aktuellen Stunde verteidigen CSU und 
FDP die Verfassungsklage, die auch von den 
Freien Wählern unterstützt wird. Karsten 
Klein (FDP) fordert, der Finanzausgleich 
müsse „zwar solidarisch, aber gerechter“ ge-
staltet werden. Bayern habe die selbst emp-
fangene Solidarität  „schon mit dem Zehnfa-
chen zurückgezahlt“, während Nord-
rhein-Westfalen und mittlerweile auch 
Hamburg „von Gebern zu Nehmern“ gewor-
den seien. Der Länderfinanzausgleich müsse 
die Anstrengungen, die Wirtschaftskraft zu 
steigern, stärker als derzeit honorieren und 
den Schuldenabbau belohnen.
Georg Schmid, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, betont, „der Länderfinanzausgleich hat 
sich zu einer Einbahnstraße in die falsche 
Richtung entwickelt“. Ab 2002 sei „das Sys-
tem völlig aus den Fugen geraten“: Hatten im 
Jahr 2005 noch fünf Geberländer mit 50 Mil-
lionen Einwohnern ein Ausgleichsvolumen 
von 6,9 Milliarden Euro für elf Empfänger-
länder mit gut 30 Millionen Einwohnern be-
wältigt, mussten im Jahr 2012 drei Geberlän-
der mit nur 30 Millionen Einwohnern ein 
Ausgleichsvolumen von 7,9 Milliarden Euro 
für 13 Länder mit über 50 Millionen Men-
schen schultern. Schmid rechnet vor, dass 
2013 jeder Einwohner Bayerns 309 Euro zah-
le, während Berlin pro Kopf 945 Euro erhalte, 
insgesamt 3,3 Milliarden Euro. Der Länderfi-
nanzausgleich sei „außer Rand und Band“, 
man gebe gerne Hilfe zur Selbsthilfe, aber 
„keine voraussetzungsfreie Alimentierung“. 
Der Fraktionschef  fasst „auf gut bayerisch“ 
zusammen: „Wir sind solidarisch, aber nicht 
blöd; wir wollen ein gerechtes System.“ Die 
„Einwohnerveredelung“, von der die Stadt-
staaten Berlin, Hamburg und Bremen profi-
tieren und die eine höhere Pro-Kopf-Bewer-
tung der Bewohner im Finanzausgleich be-
deute, kritisiert Philipp Graf von und zu 
Lerchenfeld (CSU) als „totalen Unsinn“. 
Volker Halbleib (SPD) sieht die Verantwor-
tung für die Fehlentwicklung beim damali-
gen Ministerpräsidenten Edmund Stoiber, der 
die Neuregelung 2001 vor dem Landtag als  

„klaren Leitlinien“. Sein Vorgehen in  
Sachen Münchner Konzertsaal sei beispiel-
haft für „dilettantische und unprofessionelle 
Art, Politik zu machen“. Der Minister rede 
lieber mit den Medien statt mit den Betroffe-
nen, „allen voran die Kulturpolitikerinnen 
und Kulturpolitiker im Landtag“. Julika 
Sandt (FDP) setzt dagegen: „Mit Minister 
Heubisch an der Spitze des Ressorts hat die 
Kulturpolitik der Regierung eine ganz klare 
Linie.“ Grundlage der erfolgreichen Kultur-
politik sei „die verlässliche Förderung der 
staatlichen und nichtstaatlichen Kulturinsti-
tutionen“. Dank der FDP-Initiative erhielten 
nun auch private Musikinstitute und freibe-
rufliche Musikpädagogen Unterstützung. 

21. Februar 2013  724

Der Streit um den Länderfinanzausgleich 
geht in eine neue Runde. Wenige Wochen 
vor der Klage Bayerns und Hessens in 
Karlsruhe werden im Rahmen einer von 
der FDP-Fraktion beantragten Aktuellen 
Stunde nochmals die Argumente ausge-
tauscht.

Am 25. März reicht Bayern gemeinsam mit 
Hessen Klage beim Bundesverfassungsge-
richt gegen den Länderfinanzausgleich ein –
„ein Akt der Notwehr“, wie Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer und sein hessischer Kol-
lege Volker Bouffier (CDU) bei einem 
Treffen in Biebrich betonen. Das grün-rot re-
gierte Baden-Württemberg, das ebenfalls 
Nettozahler ist, schließt sich der Klage nicht 
an. Mit einer Entscheidung wird in ein bis 
zwei Jahren gerechnet. Die drei Länder haben 
2012 insgesamt 7,9 Milliarden Euro gemäß 
Artikel 107 des Grundgesetzes ausgegeben, 
um „die unterschiedliche Finanzkraft“ der 
übrigen Länder „angemessen“ auszugleichen. 
Auf Bayern entfielen allein 3,9 Milliarden 
Euro, für 2013 wird mit mehr als 4 Milliar-
den Euro gerechnet. Bis 1986 war Bayern 
selbst Nehmerland und erhielt seit 1950 ins-
gesamt  dreieinhalb Milliarden Euro aus der 
Ausgleichskasse. Auf Grund seiner Finanz-
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21. Februar 2013  725

Zum ersten Mal spricht ein tschechischer 
Ministerpräsident im Bayerischen Land-
tag. In seiner allgemein als „historische 
Stunde“  empfundenen Rede bedauert Petr 
Nečas die Vertreibung der Sudetendeut-
schen. 

Nečas weilt zu einem zweitägigen offiziellen 
Besuch in Bayern. „Das Eis zwischen unse-
ren Ländern ist gebrochen“, sagt Landtags-
präsidentin Barbara Stamm bei der Begrü-
ßung des Gastes aus Prag. Sie fügt an: „Nach 
Jahrzehnten der Trennung, der Sprachlosig-
keit und der Vorurteile auf beiden Seiten ha-
ben wir wieder zu einem freundschaftlichen 
Miteinander gefunden, was für ein Glück, 
was für eine Leistung unserer beiden Völker.“ 
Dazu trug auch Ministerpräsident Horst See-
hofer bei, der als erster bayerischer Regie-
rungschef im November 2010 Tschechien be-
suchte. 
Zu Ehren des Gastes ist der Plenarsaal mit 
Blumen in den tschechischen Nationalfarben 
blau, rot und weiß geschmückt. Auf der Besu-
chertribüne haben auch Vertreter der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft mit ihrem 
Sprecher Bernd Posselt, der Ackermann- und 
der Seligergemeinde Platz genommen. Land-
tagspräsidentin Stamm dankt den Sudeten-
deutschen als „Viertem Stamm Bayerns“ für 
ihren Anteil an der Annäherung der beiden 
Völker, vor allem nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs 1989. Zu Petr Nečas gewandt sagt 
Stamm, heute begegneten sich die Menschen 
ganz selbstverständlich. Nicht immer sei man 
gleicher Meinung, doch das müsse nicht be-
unruhigen. „Zu viele schmerzvolle Erfahrun-
gen mussten überwunden werden, die deut-
schen Gräueltaten im Nationalsozialismus 
und die verheerenden Folgen für Ihr Volk.“ 
Wichtig sei nun, „dass wir Seite an Seite wei-
tergehen“.
Ministerpräsident Nečas antwortet, es gebe 
nur wenige Länder, „die durch ihre Geschich-
te, kulturelle Verwandtschaft sowie tausend-
jährige geistige Tradition so eng verbunden 
sind wie Bayern und Böhmen“. Die Vertreter 

„ein tolles Ergebnis für Bayern“ bezeichnet 
habe. Im Übrigen sei der Länderfinanzaus-
gleich völlig unabhängig von der Ausgaben-
politik: Von 2001 bis 2011 habe in Hessen die 
Ausgabensteigerung rund 30 Prozent betra-
gen, in Bayern 25 Prozent, in Berlin aber nur 
2,4 Prozent. Außerdem müsse der „Umsatz-
steuerausgleich“ als zweite Säule beim hori-
zontalen Länderfinanzausgleich berücksich-
tigt werden, denn dann sei Nordrhein-Westfa-
len „seit Jahr und Tag Geberland“ und habe 
im Vorjahr über zwei Milliarden Euro einge-
zahlt. 
Mannfred Pointner (Freie Wähler) hält den 
Länderfinanzausgleich ebenfalls für reform-
bedürftig. Das gegenwärtige System sei nicht 
„anreizgerecht“, weder für die Geber noch 
für die Nehmer. So habe Bayern kein großes 
Interesse, mit mehr Beamten in der Steuer-
verwaltung mehr einzunehmen, weil es einen 
Großteil davon abgeben müsste. Bei den Neh-
merländern sei es umgekehrt, denn bei mehr 
Steuereinnahmen bekämen sie weniger aus 
dem Finanzausgleich.
Eike Hallitzky (Grüne) hält es für unstrittig, 
dass „Handlungsbedarf zur Reform des Län-
derfinanzausgleichs“ besteht, bezweifelt aber 
den Sinn der Klage, die er in Zusammenhang 
mit dem Wahlkampf sieht. Die Klage werde 
Gespräche zwischen den Ländern verhin-
dern, da nun alle auf die Entscheidung der 
Richter warteten. Zudem werde Karlsruhe 
die Aufgabe zu verhandeln an die Politik zu-
rückgeben. Hallitzky sieht aber auch die Ge-
fahr, dass bei einer Neuregelung die Kommu-
nen stärker als bisher einbezogen würden. Im 
Übrigen habe die Staatsregierung kein ver-
nünftiges Konzept außer der Botschaft „Ich 
will weniger zahlen“.
Finanzminister Markus Söder (CSU) sieht 
die Klage als einzigen Weg, um die umstritte-
nen Fragen des Länderfinanzausgleichs, etwa 
die Rolle der Bundeshauptstadt Berlin oder 
die Bewertung der Stadtstaaten, zu klären. 
Ohne die seinerzeit von Ministerpräsident 
Stoiber initiierte Änderung wäre „noch mehr 
Geld Bayerns flöten gegangen“, rechnet der 
Finanzminister vor, nämlich fast zwei Milli-
arden Euro zusätzlich.  
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Posselt würdigt die Ansprache ergriffen: 
„Meine Erwartungen wurden bei Weitem 
übertroffen.“

5. März 2013  726

Nach Jahrzehnten harter Auseinanderset-
zungen  versichert Umweltminister Marcel 
Huber (CSU) im Plenum, beim Donauaus-
bau werde auf Staustufe und Kanal ver-
zichtet.

Hubers Ankündigung im Rahmen einer Re-
gierungserklärung ging die von Ministerprä-
sident Horst Seehofer nach einer Donauex-
kursion gegebene Garantie voraus, wonach 
zumindest in seiner Amtszeit die sanfte Aus-
bauvariante gelte und über die besonders um-
strittenen 15 Kilometer keine Entschei - 
dung getroffen werde.  Einen entsprechenden  
Beschluss des Koalitionsausschusses über-
nahm das Kabinett. Eigentlich wollten die  

Eintrag in das Goldene Buch des Bayerischen Landtags: Tschechiens Ministerpräsident Petr Nečas 
mit Präsidentin Barbara Stamm und Ministerpräsident Horst Seehofer

der Sudetendeutschen auf der Besuchertribü-
ne spricht Nečas mit „werte Landsleute und 
ehemalige Mitbürger“ an. Als „historisch“ 
wird seine Aussage bewertet: „Wir bedauern, 
dass durch die nach dem Kriegsende erfolgte 
Vertreibung sowie zwangsweise Aussiedlung 
der Sudetendeutschen aus der damaligen 
Tschechoslowakei, die Enteignung und die 
Ausbürgerung unschuldigen Menschen viel 
Leid und Unrecht zugefügt wurde.“ Nečas 
schränkt allerdings ein, „dass wir nicht in die 
Zeit vor 80 Jahren zurückkehren können“. 
Die Suche nach einer „gemeinsamen Ge-
schichtsinterpretation“ gewähre „moralische 
Genugtuung“, die Eigentumsverhältnisse der 
Vorkriegszeit könnten jedoch nicht wieder-
hergestellt werden. Nečas schließt seine Rede 
mit dem Appell, die Zusammenarbeit zwi-
schen Tschechien und Bayern weiter zu stär-
ken, „wegen unserer Vorfahren und im Inter-
esse unserer Nachkommen“. Anschließend 
danken Zuhörerinnen und Zuhörer dem Gast 
stehend mit minutenlangem Beifall. Bernd 
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eine breite Mehrheit, nur die FDP-Fraktion 
lehnt mit Ausnahme von zwei Stimmen ab, 
vier CSU-Parlamentarier enthalten sich. 
Beim Wahlvolk stieß das von den Freien 
Wählern initiierte, später auch von SPD und 
Grünen unterstützte Volksbegehren auf gro-
ße Zustimmung: Mit einer Beteiligung von 
14,4 Prozent (1,35 Millionen Wahlberechtig-
te) erzielte es die bislang höchste Quote eines 
Volksbegehrens in Bayern. 
Die 2007 eingeführten Studiengebühren in 
Höhe von bis zu 500 Euro pro Semester wa-
ren stets umstritten, nicht zuletzt wegen ihres 
oft ungeklärten Verwendungszwecks. Im Au-
gust 2011 starteten die Freien Wähler das 
Volksbegehren für die Streichung, das aber 
von Innenminister Joachim Herrmann ge-
stoppt wurde, da es unzulässig sei. Der Baye-
rische Verfassungsgerichtshof urteilte am 22. 
Oktober 2012, die Bestimmung, wonach über 
den Staatshaushalt kein Volksentscheid statt-
finde (Art. 73 BV), stehe dem Volksbegehren 

Liberalen, dass ein Maximalausbau definitiv 
ausgeschlossen werde. Der Koalitionskom-
promiss lautet nun: „Am Abschnitt Mühlha-
mer Schleife wird diese Regierung keine 
Staustufe bauen und kein Verfahren dazu ein-
leiten.“
Der bayerische Donauraum sei „ein deutsch-
landweit einzigartiger Naturschatz“, sagt Um-
weltminister Marcel Huber im Plenum. Bay-
ern habe die Pflicht, diesen ökologischen 
Schatz zu bewahren. Huber verspricht: „Wir 
ertüchtigen die Donau für den Schiffsverkehr 
und verzichten dabei auf Staustufe und Ka-
nal.“ Laut einer Umfrage wird diese Lösung 
von 74 Prozent der Befragten in Bayern un-
terstützt.
Christian Magerl von den Grünen urteilt, der 
Kabinettsbeschluss sei „grundsätzlich ein 
Schritt in die richtige Richtung“. Doch die 
Naturschutzverbände hätten Seehofers Zusa-
ge nicht grundlos kritisiert, nachdem er diese 
an seine Amtszeit gebunden habe. Magerl: 
„Damit bleibt das Thema offen und wir wer-
den den Finger immer wieder in diese Wunde 
legen.“ Tobias Thalhammer (FDP) sieht es 
als „große Leistung“ an, dass CSU und FDP 
den jahrzehntelangen Streit um den Donau-
ausbau mit einem „guten Kompromiss“ been-
deten: Der „sanfte Donauausbau“, von der 
FDP seit jeher gefordert, sei „einfach das  
beste Lösungskonzept“.

24. April 2013  727

Ein erfolgreiches Volksbegehren der Frei-
en Wähler vom 17. bis 30. Januar zwingt 
die CSU zum Einlenken: Zum Winterse-
mester 2013/2014 werden die Studienge-
bühren mit großer Mehrheit gestrichen. 
Damit endet auch die monatelange schwe-
re Koalitionskrise, da auf Druck der FDP 
als Kompensation für den Verzicht gleich-
zeitig ein Bildungsprogramm im Etat ver-
ankert wird.  

Der Gesetzentwurf des Volksbegehrens 
„Grundrecht auf Bildung ernst nehmen – Stu-
dienbeiträge abschaffen!“ findet im Landtag 

Volksbegehren Studiengebühren der Freien Wähler
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für Studenten leisteten. Für die Freien Demo-
kraten betont ihr Fraktionsvorsitzender Tho-
mas Hacker: „Wir sind davon überzeugt, dass 
es notwendig ist, Studenten und auch ehema-
lige Studenten mit einem moderaten Beitrag 
an der Hochschulausbildung zu beteiligen“, 
weshalb die FDP gegen den Gesetzentwurf 
des Volksbegehrens stimme. Gleichwohl sei 
heute ein „guter Tag für die Bildung in Bay-
ern“, da mit dem Bildungsfinanzierungsge-
setz frühkindliche und berufliche Bildung be-
sonders gefördert würden. Nicht allein der 
Hochschulabschluss sei das Eingangstor zu 
einem erfolgreichen Start ins Berufsleben.    

16. Mai 2013  728

Mit der Änderung des Bayerischen Abge-
ordnetengesetzes zieht der Landtag die 
Konsequenzen aus der sogenannten Be-
schäftigtenaffäre: Alle fünf Fraktionen 
stimmen dafür, dass künftig keine nahen 
Familienangehörigen mehr auf Staatskos-
ten für die Parlamentarier arbeiten dür-
fen. 

Die bereits zum 1. Juni 2013 in Kraft getrete-
ne Neuregelung schließt aus, dass Kosten für 
Verträge mit Personen, die mit einem Abge-
ordneten „verheiratet oder bis zum vierten 
Grad verwandt oder verschwägert sind oder 
waren“, vom Staat erstattet werden. Das gilt 
auch für Lebenspartner „im Sinn des Le-
benspartnerschaftsgesetzes oder Personen, 
die mit einem Mitglied des Landtags in  
einem gemeinsamen Haushalt“ zusammenle-
ben. Die Mitarbeiterverträge werden nun 
nach dem Vorbild des Bundestags über die 
Parlamentsverwaltung abgewickelt. Das 
heißt, dass die Abrechnung der Gehälter und 
anderer Aufwendungen durch das Landtags-
amt erfolgt. 
Seit 1. Dezember 2000 war es im Prinzip un-
tersagt, dass Parlamentarier in ihren Büros 
Ehegatten oder ihre Kinder beschäftigen, de-
ren Kosten der Freistaat Bayern trägt. Für die 
vor diesem Stichtag geschlossenen Verträge 
galt eine Übergangsregelung, aber ihre Inan-

auf Abschaffung der Studiengebühren nicht 
entgegen, „weil ein Wegfall dieser Beiträge 
nur in den Körperschaftshaushalten der 
Hochschulen zu Mindereinnahmen führen 
werde“. Mit dem Richterspruch stand die 
CSU/FDP-Koalition vor ihrer schwersten 
Krise: Die CSU schwenkte postwendend um 
und wollte auf die Gebühren verzichten. Au-
ßer in Bayern wurden sie nur noch in Nieder-
sachsen erhoben. Die FDP beharrte auf dem 
Koalitionsvertrag, denn die Studiengebühren, 
zuletzt etwa 180 Millionen Euro im Jahr, hät-
ten die Lehre an den Hochschulen deutlich 
verbessert. 
Der Ausweg im Koalitionsstreit, bei dem die 
Liberalen schließlich einlenken, besteht aus 
einem „Bildungspaket“, aus zusätzlichem 
Schuldenabbau und der Abfinanzierung lang 
zugesagter Staatszuschüsse mit Gesamtaus-
gaben 2013 von rund einer Milliarde Euro. 
Neben dem kompletten Ersatz der Studienge-
bühren in Höhe von 219 Millionen Euro gibt 
es nun zusätzlich Geld für Hochschulen, 
frühkindliche und berufliche Bildung (insge-
samt 421 Millionen Euro).
In der Plenardebatte spricht Michael Piazolo 
(Freie Wähler), der Hauptinitiator des Volks-
begehrens, von einem „Tag der Freude“. Bei 
der Abschaffung der Studiengebühren fielen 
„der Mehrheitswille des Parlaments und der 
Wille der Befürworter aus der Bevölkerung 
zusammen“. Die Gesetzesänderung sei „ein 
Zeichen für mehr Bildungsgerechtigkeit“. 
Isabell Zacharias (SPD) freut sich: „Es ist ein 
großer Tag, und Sie sehen hier eine Abgeord-
nete, die glücklich ist, weil die Opposition die 
Studiengebühren abschafft.“ Ulrike Gote von 
den Grünen erinnert an den gemeinsamen 
Kampf gegen die Studiengebühren: Man ha-
be mit vielen Bündnispartnern das Volksbe-
gehren geschultert, „wir haben jede Gelegen-
heit genutzt, wir haben Wort gehalten, wir 
waren erfolgreich“.
Petra Dettenhöfer (CSU) sagt, ihre Fraktion 
stimme der Streichung der Studiengebühren 
zu, um Bayerns Studierende nicht zu benach-
teiligen. Die CSU wolle nicht, dass sie weiter 
belastet würden, „während arme Schlucker 
wie Berlin“ sich sogar ein Begrüßungsgeld 
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worden sei, „oder wurde die Familienkasse 
aufgefüllt, ohne dass dafür Arbeit geleistet 
worden ist“. Die Aufklärung darüber sei „die 
CSU bis heute schuldig geblieben“. Margare-
te Bause, Fraktionsvorsitzende der Grünen, 
freut sich über die einstimmige Gesetzesän-
derung mit ihren „klaren Vorschriften, ohne 
Übergangsregelungen, ohne Altfälle und oh-
ne irgendwelche Auswege“. Der FDP-Frak-
tionschef Thomas Hacker bekundet sein Ver-
ständnis für die „Empörung der Bürgerinnen 
und Bürger“ angesichts der „kreativen Lö-
sungen“, die einzelne Abgeordnete im Laufe 
von 13 Jahren in „Übergangsregeln“ und „Be-
standsschutzklauseln“ gefunden hätten. Ge-
meinsame Aufgabe des Hohen Hauses sei es 
nun, Vertrauen zurückzugewinnen und das 
Ansehen des Parlaments wieder zu stärken.

Mit einer Änderung des Bayerischen Frakti-
onsgesetzes, das am 16. Juli 2013 von CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Freien 
Wähler und der Grünen beschlossen wird, 
gibt der Landtag den Vergütungen für Frak-
tionsmitglieder mit besonderen Funktionen 
eine rechtliche Grundlage. Die Höhe der Zu-
lagen kann von den Fraktionen festgelegt 
werden. Freie Wähler und Grüne forderten 
dafür vergeblich eine Deckelung. 
Außerdem werden die „Verhaltensregeln für 
die Mitglieder des Bayerischen Landtags“  
mit den Stimmen von CSU, FDP und Freie 
Wähler neu gefasst. Wie im Bundestag müs-
sen ab der neuen Wahlperiode entgeltliche 
Tätigkeiten neben dem Mandat zwar nicht ge-
nau beziffert, aber in zehn Einkommensstu-
fen offengelegt werden (z. B. „Stufe 1“ 1000 
bis 3500 Euro, „Stufe 10“ über 250 000 Euro). 
Einkünfte von unter 1000 Euro im Monat 
oder 10 000 Euro im Jahr müssen nicht ange-
geben werden. Bisher hatten die Parlamenta-
rier nur die Art ihrer Nebentätigkeit zu veröf-
fentlichen. Die Annahme von Spenden für ih-
re politische Arbeit ist den Abgeordneten 
erlaubt. Sie muss bei Einzelspenden über 
5000 Euro angezeigt, bei Spenden über  
10 000 Euro veröffentlicht werden, jeweils 
unter Angabe der Höhe und der Herkunft. 
SPD und Grüne verlangen an Stelle der Stu-

spruchnahme, rechtlich später seitens des 
Obersten Rechnungshofes infrage gestellt, 
geriet nach dem Bekanntwerden ins Kreuz-
feuer der Kritik. In die Bredouille kamen 17 
CSU-Abgeordnete, aber auch Parlamentarier 
von SPD und Grünen. Prominente Nutzer der 
Übergangsregelung waren bei der CSU der 
Fraktionsvorsitzende Georg Schmid und der 
Vorsitzende des Haushaltsausschusses, Georg 
Winter, die von ihren Ämtern zurücktraten. 
Den Fraktionsvorsitz übernahm Christa Ste-
wens und nach Winter trat erstmals eine Frau 
an die Spitze der Haushälter, die niederbaye-
rische CSU-Abgeordnete Gertraud Goder-
bauer. Auch sechs Kabinettsmitglieder, unter 
ihnen Kultusminister Ludwig Spaenle und 
Landwirtschaftsminister Helmut Brunner, 
hatten Verwandte beschäftigt. Bei der SPD 
trat der Parlamentarische Geschäftsführer 
Harald Güller für die Beschäftigung seines 
Stiefsohns zurück, der rechtswidrig staatliche 
Leistungen bezogen hatte.
Eine breite Öffentlichkeit wurde im April 
2013 auf das Problem der Verwandtenbe-
schäftigung durch den Speyerer Staatsrechts-
lehrer Hans Herbert von Arnim durch die 
Veröffentlichung seines Buches „Die Selbst-
bediener“ mit dem Untertitel: „Wie bayerische 
Politiker sich den Staat zur Beute machen“ 
aufmerksam gemacht.
Bei der Verabschiedung des novellierten Bay-
erischen Abgeordnetengesetzes im Plenum 
sagt die CSU-Vorsitzende Christa Stewens: 
„Es ist ein starkes, wichtiges und klares Zei-
chen, dass wir uns diese neuen Regeln (…) 
einstimmig über die Fraktionsgrenzen hin-
weg geben.“ Mit der Gesetzesänderung stelle 
man „Fehler der Vergangenheit“ ab und zei-
ge, dass der Landtag handlungsfähig sei. 
Markus Rinderspacher, Fraktionsvorsitzen-
der der SPD, räumt Fehler auch seiner Partei 
ein. Mit der Neufassung des Abgeordnetenge-
setzes „macht das Parlament heute seine 
Hausaufgaben“. Von Ministerpräsident Horst 
Seehofer verlangt Rinderspacher Aufschluss 
über die Beschäftigung von Ehefrauen der 
Kabinettsmitglieder. Hubert Aiwanger (Freie 
Wähler) wirft die Frage auf, ob für das Geld 
im Sinne des Verwendungszwecks gearbeitet 
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Der Anstoß für eine Verfassungsreform kam 
vom CSU-Vorsitzenden Horst Seehofer, der 
am Politischen Aschermittwoch seiner Partei 
in Passau im März 2011 eine Modernisierung 
der Verfassung mit weiteren Staatszielbe-
stimmungen vorgeschlagen hatte, darunter 
eine „Integrationspflicht für Ausländer“. Der 
Widerstand gegen einen „Ausländerartikel“ 
in der Verfassung war derartig heftig, vor al-
lem auch beim Koalitionspartner FDP, dass 
Seehofer von dieser Idee Abstand nehmen 
musste. 
Doch die damit entfachte Diskussion weckte 
auch das Interesse der Opposition an einer 
Verfassungsreform. Da die CSU zu Zuge-
ständnissen bereit war, wurde eine interfrak-
tionelle Arbeitsgruppe eingerichtet, die Vor-
schläge ausarbeitete: Den Freien Wählern  
lagen die kommunalen Finanzen am Herzen 
und die SPD machte sich für gleichwertige 
Lebensverhältnisse stark. Dazu kam der 
Wunsch der FDP, die Schuldenbremse in der 
Verfassung zu verankern. Lediglich die Grü-
nen lehnten die Verfassungsänderungen als 
„unnötig“ ab. 

Die vom Landtag beschlossene Einfügung in 
Art. 3 BV lautet: Der Staat „fördert und  
sichert gleichwertige Lebensverhältnisse und 
Arbeitsbedingungen in ganz Bayern, in Stadt 
und Land“. „Gleichwertig“, so heißt es in der 
Begründung, bedeute nicht „gleichartig“. Die 
„unterschiedlichen strukturellen, histori-
schen, kulturellen, gesellschaftlichen und na-
türlichen Voraussetzungen der einzelnen 
Landesteile Bayerns“ seien stets zu berück-
sichtigen. Art. 121 BV wird um den Satz er-
gänzt: „Staat und Gemeinden fördern den eh-
renamtlichen Einsatz für das Gemeinwohl.“ 
Mit der Unterstreichung dieser Aufgabe ist 
allerdings kein Rechtsanspruch auf eine 
„konkrete, insbesondere auch finanzielle För-
derung des ehrenamtlichen Einsatzes für das 
Gemeinwohl“ verbunden. Vor allem der Initi-
ative der CSU-Europapolitiker Ursula Männ-
le und Reinhold Bocklet ist die Erweiterung 
von Art. 70 BV um „Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union“ zu verdanken. Die Staats-
regierung hat nun den Landtag über diese 

fenregelung für Nebeneinkünfte vergeblich 
eine exakte Offenlegung. Die Sozialdemo-
kraten lehnen zudem Spenden an Abgeordne-
te grundsätzlich ab.
Der Bayerische Oberste Rechnungshof 
(ORH) veröffentlicht Mitte August 2013 sei-
nen Sonderbericht über die dreimonatige Prü-
fung des Landtagsamtes im Zusammenhang 
mit der sogenannten Beschäftigtenaffäre. Die 
Rechnungsprüfer sind der Meinung, dass die 
Übergangsregelung zur Verwandtenbeschäf-
tigung schon seit 2004 nicht mehr rechtmäßig 
war. Dazu beauftragt Landtagspräsidentin 
Barbara Stamm Prof. Martin Burgi von der 
Ludwig-Maximilians-Universität München 
mit einem Gutachten. Der Staatsrechtler kri-
tisiert die Rechtsauffassung des Rechnungs-
hofes deutlich: Unter Experten sei es unstrit-
tig, dass ein Gesetz so lange gelte, bis es ex-
plizit aufgehoben werde. Das sei in diesem 
Fall nicht passiert. 
Bei der Erstattung von Ausgaben für Infor-
mations- und Kommunikationseinrichtungen 
(12 500 Euro in fünf Jahren gemäß Bayeri-
schem Abgeordnetengesetz, beispielsweise 
für Computer oder Kameras) moniert der 
Bayerische Oberste Rechnungshof ein Fehl-
verhalten einzelner Abgeordneter wie auch 
mangelnde Kontrolle durch das Landtagsamt. 
Landtagspräsidentin Barbara Stamm bemerkt 
dazu, wie Erstattungsmittel von den Parla-
mentariern eingesetzt würden, betreffe die 
„Ausübung des Mandats unmittelbar“. Sie 
seien somit verfassungsrechtlich „vom 
Grundsatz des freien Mandats umfasst und 
der Prüfung durch das Landtagsamt ent-
zogen“. 

20. Juni 2013  729

Mit Zweidrittelmehrheit beschließt der 
Landtag eine Änderung der Bayerischen 
Verfassung in fünf Punkten. Dazu zählen 
die „Förderung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse“ und die Einführung einer 
„Schuldenbremse“. Zum Gesetzentwurf 
von CSU, SPD, Freien Wählern und FDP 
sagen nur die Grünen „Nein“.
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„ohne den freiheitlichen Kern der Verfas-
sung“ anzutasten. Florian Streibl (Freie Wäh-
ler) ergänzt, angesichts des demografischen 
Wandels sei „gerade die Schaffung von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen in ganz 
Bayern, in Stadt und Land, eine zentrale Her-
ausforderung für die Zukunft Bayerns“. Für 
Thomas Hacker (FDP) ist die „Schulden-
bremse“ zusammen mit dem Bekenntnis der 
Regierungskoalition, den Weg der Schulden-
tilgung fortzusetzen, „ein Markenzeichen 
bayerischer solider Finanzpolitik“. 
Christine Stahl begründet das Nein der Grü-
nen zu den Verfassungsänderungen damit, 
dass „populistisches Pathos niemals Ersatz 
für eine aktive, handelnde Politik“ sein kön-
ne. Die neuen „Staatszielbestimmungen“, an-
gestoßen von der Aschermittwochsrede des 
Ministerpräsidenten, seien nur „unverbindli-
che Programmsätze“, deren Einhaltung nicht 
einklagbar sei. Seit 1946 habe es elf Ände-
rungsgesetze mit rund 50 Einzeländerungen 
der Verfassung mit „Anpassungen an die Le-
bensrealität“ oder mit „konkreten Auswir-
kungen auf das Leben der Menschen“ gege-
ben. Der vorliegende Änderungskatalog sei 
„Regierungslyrik“ und biete „null Antwort 
auf aktuelle Fragen“. Die Bayerische Verfas-
sung sei „zu schade für tagespolitische Ent-
scheidungen ohne Mehrwert“, fasst Christine 
Stahl die Ablehnung der Grünen zusammen. 
Die Verfassungsänderungen werden per 
Volksentscheid am 15. September 2013 gebil-
ligt. (109)

20. Juni 2013  730

Der Freistaat Bayern erhält ein neues Lan-
desentwicklungsprogramm (LEP). Der 
Verordnungsentwurf der Staatsregierung 
wird von der Koalition gegen das Votum 
der Opposition verabschiedet.

Das Landesentwicklungsprogramm, das fe-
derführend der Staatsminister für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, Mar-
tin Zeil (FDP), vorlegt, muss laut Bayeri-
schem Landesplanungsgesetz dem Landtag 

Angelegenheiten zu unterrichten. Wenn das 
Parlamentsrecht der Gesetzgebung durch eine 
Übertragung von Hoheitsrechten auf die Eu-
ropäische Union betroffen ist, „kann die 
Staatsregierung in ihren verfassungsmäßigen 
Aufgaben durch Gesetz gebunden werden“. 
Bei Vorhaben der Europäischen Union, die 
das Recht der Gesetzgebung tangieren, hat 
die Staatsregierung „die Stellungnahmen des 
Landtags maßgeblich zu berücksichtigen“. Zu 
dieser Frage hatte Landtagsvizepräsident 
Reinhold Bocklet (CSU) ein Gutachten bei 
dem Münchner Staatsrechtsprofessor Rudolf 
Streinz in Auftrag gegeben, der zu dem Er-
gebnis kam, eine solche Regelung sei mach-
bar und würde die Demokratie sogar stärken. 
Die „Schuldenbremse“ wird in Art. 82 BV 
(Kreditaufnahme) eingefügt, der eine völlig 
neue Formulierung erhält. „Der Haushalt ist 
grundsätzlich ohne Nettokreditaufnahme 
auszugleichen“, lautet der Kernsatz. Ausnah-
men davon sind möglich bei einer „von der 
Normallage abweichenden konjunkturellen 
Entwicklung“ oder bei „Naturkatastrophen 
oder außergewöhnlichen Notsituationen, die 
sich der Kontrolle des Staates entziehen und 
die staatliche Finanzlage erheblich beein-
trächtigen“. Damit werde der „in Bayern be-
reits eingeschlagene Weg zu einem schulden-
freien Haushalt“ bestätigt, ist in der Begrün-
dung zu lesen. Das Ziel einer „angemessenen 
Finanzausstattung der Gemeinden“, die der 
Staat gewährleistet, wird schließlich gemäß 
der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung 
in Art. 83 BV eingefügt. Der Anspruch ist  
allerdings abhängig von der „finanziellen 
Leistungsfähigkeit des Staates“, ergänzt die 
Begründung des Gesetzes.
In der Plenardebatte hebt Alexander König 
(CSU) die Kompromissfähigkeit der Parteien 
hervor. Sie orientierten sich am Gemeinwohl 
und seien „sehr wohl in der Lage, miteinan-
der Regelungen, selbst Verfassungsänderun-
gen herbeizuführen“. Die Bayerische Verfas-
sung sei für die Sozialdemokraten „fast hei-
lig“, betont Franz Schindler (SPD) mit Blick 
auf Wilhelm Hoegner, der sie konzipierte. Sie 
sei aber „kein Denkmal“, denn von Zeit zu 
Zeit seien „behutsame Änderungen“ nötig, 
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Annette Karl (SPD) vermisst im Entwurf der 
Staatsregierung ein „Leitbild für Bayern“. Es 
sei stattdessen ein „Sammelsurium ohne Sys-
tem, ohne Konzept und ohne Plan“. Der Staat 
verabschiede sich damit aus seinem Gestal-
tungsauftrag, Konfliktbereiche, wie die Ge-
nehmigung von Discountmärkten auf der 
grünen Wiese würden auf die Gemeinden, 
die Neuordnung des Systems der zentralen 
Orte auf die Zeit nach der Landtagswahl ver-
schoben. „Dieses LEP ist ein Murks im Qua-
drat“, urteilt die SPD-Abgeordnete.
Auch Alexander Muthmann (Freie Wähler) 
nennt  das neue LEP „ein Programm der ver-
tanen Chancen“. Mit „Kürzen und Streichen“ 
allein könne man Bayern weder planen noch 
vernünftig in die Zukunft führen. So fehlten 
zum Beispiel Antworten auf die Fragen, wo 
künftig Schulen, Kinderbetreuungseinrich-
tungen, Krankenhäuser oder Behörden lägen. 
Muthmann vermisst auch Aussagen zu Hilfs-
fristen beim Rettungsdienst, zu zentralen  
Orten oder zum Breitbandkabel. Das LEP sei 
„ungenau und unverbindlich“ und damit un-
geeignet, seine Aufgaben zu erfüllen.
Thomas Mütze (Grüne) sieht im Regierungs-
entwurf „reine Absichtserklärungen“, was 
letztlich, wie auch fachliche Kritiker bestä-
tigten, auf eine „Aushöhlung des LEP“ hin-
auslaufe. Kein Wort finde sich beispielsweise 
zur „Vernetzung im ländlichen Raum“, also 
zu der Frage, wie der öffentliche Personen-
nahverkehr funktioniere, wenn weniger Men-
schen, vor allem weniger Schüler, im ländli-
chen Raum lebten. Gleichzeitig werde der 
Großflughafen München ausgebaut, werde je-
der Region ein eigener Flughafen zugestan-
den. Landesplanung, so Mütze zusammenfas-
send, solle „eine zentrale Planung für Bayern 
sein“. Stattdessen werde Planung den Ge-
meinden überantwortet nach dem Motto: 
„Anything goes“.
Das LEP sei „nicht das Rezept oder die Be-
triebsanleitung für alle in einem Land entste-
henden Probleme“, antwortet Dietrich Frei-
herr von Gumppenberg (FDP) auf die Oppo-
sitionskritik, sondern es handle sich um die 
„Grundlage einer strategischen Rahmenset-
zung für Bayern“. Martin Schöffel (CSU) 

zur Zustimmung zugeleitet werden. Es ist das 
fachübergreifende Konzept der Staatsregie-
rung für die räumliche Ordnung und Ent-
wicklung bis zum Jahr 2025. Das LEP hat un-
ter anderem die Aufgaben, die Grundzüge der 
räumlichen Entwicklung und Ordnung fest-
zulegen, raumbedeutsame Fachplanungen zu 
koordinieren, Vorgaben für die Regionalpla-
nung zu leisten und gleichwertige Lebens- 
und Arbeitsbedingungen in allen Landestei-
len zu schaffen bzw. zu erhalten. Das LEP 
wurde erstmals 1976 eingerichtet und bis 
2006 fünf Mal fortgeschrieben. Der Entwurf 
von Wirtschaftsminister Zeil ist deutlich 
schlanker und enthält weniger Plan- und Ziel-
vorgaben und deshalb mehr Kompetenzen für 
die Kommunen als bisher. Eine „Teilfort-
schreibung“ für das „System der zentralen 
Orte“ ist für die nächste Legislaturperiode 
geplant. 

Der Verabschiedung mit den Stimmen der 
Regierungsfraktionen gingen monatelange 
kontroverse Debatten voraus; die Opposition 
reichte vergeblich fast 100 Änderungsanträge 
ein. In einer großen Landtagsanhörung im 
März wurden auch heftige Bedenken vonsei-
ten der Fachverbände geäußert, vor allem zu 
den Themen Energiewende und demografi-
scher Wandel sowie „Flächenfraß“. Wirt-
schaftsminister Martin Zeil (FDP) verteidigt 
im Landtagsplenum den überarbeiteten Ent-
wurf: Er entbürokratisiere und kommunali-
siere das LEP und gebe „der grünen Wiese 
Vorrang vor Betonorgien“, biete aber auch 
Ausnahmen wie bei der Lockerung des „An-
bindegebots“ an vorhandene Wohn- oder Ge-
werbebebauung. Das Einzelhandelsziel sei 
„entschlackt“, den Gemeinden seien ange-
messene Spielräume eröffnet worden. „Mit 
dieser Staatsregierung, mit diesem Wirt-
schaftsminister wird es auch künftig nicht 
diese seelenlosen Malls und Einkaufszentren 
auf der grünen Wiese geben“, verspricht Zeil 
und fasst zusammen: „Wir wollen keine Kä-
seglocke über Bayern stülpen.“ Bei der Be-
wahrung der Landschaft müsse den Kommu-
nen eine zeitgemäße Entwicklung möglich 
sein.
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giewende. Im Plenum stellt Reiß die 
wichtigsten Empfehlungen vor, an erster Stel-
le eine Reform des Erneuerbaren-Energi-
en-Gesetzes (EEG). Die erneuerbaren Ener-
gien – in Bayern machen sie bereits 34 Pro-
zent aus – müssten weiter ausgebaut werden. 
Dazu komme der Bau von „modernen, hoch-
flexiblen Gaskraftwerken“, für deren wirt-
schaftlichen Betrieb Anreize zu schaffen sei-
en. Eine weitere Herausforderung sei der  
Netzausbau. Höchste Priorität habe die „Thü-
ringer Strombrücke“. Wenn das Kernkraft-
werk Grafenrheinfeld Ende 2015 vom Netz 
gehe, müsse Bayern stärker in Richtung Ost- 
und Norddeutschland vernetzt werden, for-
dert Reiß. Das zeitweise Fernbleiben der Op-
position von der Kommission erklärt er mit 
dem beginnenden Wahlkampf.
Ludwig Wörner (SPD) hält dagegen, die Re-
gierungsmehrheit habe gemeinsame Anträge 
der Kommission, die auf dem Ergebnis des 
Zwischenberichts beruhten, nicht akzeptiert, 
und „damit war die zentrale Zusage der Ge-
meinsamkeit gebrochen“. Dem Oppositions-
vorschlag, die Kommission aufzulösen, sei 
die Mehrheit nicht gefolgt. Wörner bemän-
gelt, dass die Staatsregierung weder einen 

spricht von einem „gewissen Paradigmen-
wechsel“ im neuen LEP: Es konzentriere sich 
mit Absicht auf die bedeutsamen Aspekte der 
Raumordnung, die Inanspruchnahme von 
Flächen und die Konkurrenz um knappe na-
türliche Ressourcen. Diese Neugewichtung 
habe zu vielerlei Missverständnissen geführt, 
doch dahinter stehe das Subsidiaritätsprinzip: 
„Was auf der kommunalen Ebene besser ent-
schieden werden kann, soll dort entschieden 
werden.“ (13)

2. Juli 2013  731

Gut zwei Jahre nach der Reaktorkatastro-
phe von Fukushima legt die Energiekom-
mission des Landtags ihren Abschluss-
bericht vor. Die Opposition, die im Streit 
das Gremium im Vorjahr verließ, verfasst 
einen eigenen Bericht.

Die Kommission, deren Vorsitzender Tobias 
Reiß (CSU) war, diskutierte in neun Anhö-
rungen mit 90 Experten aus ganz Deutsch-
land und der EU, unter ihnen Energiekom-
missar Günther Oettinger, Fragen der Ener-

Energiezukunft Bayerns auch mit Hilfe der Sonne
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Demokraten und Bestandteil der Koalitions-
vereinbarung. Ziel ist es, den Schulen schritt-
weise mehr Eigenverantwortung zu übertra-
gen, ohne sie dabei der staatlichen Verant-
wortung zu entziehen. In zwei Schulversuchen 
(MODUS F sowie Profil 21) wurde die Ein-
führung einer erweiterten Schulleitung er-
probt. Sie bedeutet, dass Lehrkräfte mit Füh-
rungs- und Personalverantwortung  (z. B. Un-
terrichtsbesuche oder Mitarbeitergespräche) 
betraut werden. Außerdem wird ein Vertreter 
des Schulaufwandträgers ordentliches Mit-
glied des Schulforums. Als Mittel der Quali-
tätssicherung werden die Schulen beauftragt, 
ein Schulentwicklungsprogramm zu erstel-
len. Die Neuerungen werden in den Schuljah-
ren 2013/2014 und 2014/2015 zunächst unter 
anderem an Realschulen, Gymnasien, berufli-
chen Schulen und den Schulen des Zweiten 
Bildungswegs eingeführt. 
Martin Güll (SPD) vermisst eine klare kon-
zeptionelle Vorstellung für eine eigenverant-
wortliche Schule. Ein solches Gesetz müsste 
beispielsweise die Budgethoheit, die Einfluss-
nahme bei der Personalauswahl oder neue 
Strukturen der Schulaufsicht enthalten. Eva 
Gottstein (Freie Wähler) stößt ins selbe Horn: 
Das einzig Neue sei die erweiterte Schullei-
tung, die nun offiziell eingeführt werden sol-
le. Thomas Gehring (Grüne) spricht von einer 
„Politik der neuen Worte“: Aus dem „Schul-
innovationsgesetz“ sei die „eigenverantwort-
liche Schule“ und letztlich die „erweiterte 
Schulleitung“ geworden.
Karsten Klein (FDP) wünscht sich mehr Pro-
filbildung der Schulen. Deshalb sei es richtig, 
nun „von zu viel Fremdbestimmung“ wegzu-
kommen. Kultusminister Ludwig Spaenle 
(CSU) fasst zusammen: „Wir können mit der 
erweiterten Schulleitung (…) eine moderne 
Form der Personalführung, eine zeitgemäße 
Profilbildung, konkret zugeschnitten auf die 
Anforderungen der einzelnen Schulart, des 
einzelnen Schulstandorts und auch der Ent-
wicklungsperspektive des einzelnen Schul-
standorts anbieten.“ Denn die einzelne Schu-
le werde selber darüber entscheiden können, 
ob und wann und in welcher Form  sie die In-
strumente des Gesetzes für sich nutzen wolle. 

Pumpspeicherkataster noch eine „Gebietsku-
lisse Wasserkraft“ oder eine Stromnetzver-
teilstudie vorgelegt habe. Die SPD fordere 
auch eine „bedarfsgerechte Stromeinspeisung 
von Kleinbiogasanlagen“, eine stärkere För-
derung der Elektrochemie, ein Programm zur 
energetischen Sanierung kommunaler Ge-
bäude und ein Förderprogramm zur Erpro-
bung und Optimierung fischverträglicherer 
Kleinwasserkraftanlagen.
Thorsten Glauber (Freie Wähler) vermisst 
den nach Fukushima versprochenen „Master-
plan“, einen Energieleitplan für Bayern. Statt-
dessen wolle die Regierungsmehrheit „mo-
mentan den Stillstand“. Ludwig Hartmann 
(Grüne) kritisiert, die schwarz-gelbe Regie-
rung erwarte Lösungen für die Energiewende 
von Berlin und Brüssel, doch damit allein 
werde diese in Bayern nicht gelingen. Auf 
den Minderheitenbericht verweisend, fordert 
Hartmann Maßnahmen zum Stromsparen 
und für Effizienzsteigerungen, für den Aus-
bau der Kraft-Wärme-Koppelung und für  
regenerative Kombi-Kraftwerke, aber auch, 
als letzten Schritt, „das eine oder andere Gas-
kraftwerk“.
Tobias Thalhammer (FDP) wirft der Opposi-
tion vor, „sich nicht um den Geldbeutel der 
kleinen Bürger“ zu scheren, doch für diese 
sei „die Bezahlbarkeit eine ganz entscheiden-
de Stellschraube“ bei der Energiewende. „Sie 
leben von Boykott und von Blockade“, hält 
der FDP-Abgeordnete der Gegenseite vor und 
verweist auf ihr Verhalten im Bundesrat, als 
sie die steuerliche Begünstigung für die ener-
getische Gebäudesanierung verhindert habe. 
(78, 82)

16. Juli 2013  732

Die Eigenverantwortlichkeit der Schulen 
wird durch eine Änderung des Bayeri-
schen Erziehungs- und Unterrichtsgeset-
zes (BayEUG) gestärkt.

Die Gesetzesänderung, verabschiedet mit der 
Mehrheit der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition, ist ein Anliegen der Freien 
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dem gefährliche Körperverletzung, Freiheits-
beraubung mit Körperverletzung, Diebstahl 
sowie Sachbeschädigung in mehreren Fällen 
zur Last gelegt worden war, freigesprochen 
und gegen ihn die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus angeordnet, 
nachdem ein Gutachter unter anderem „para-
noide Zwangsvorstellungen“ attestiert hatte.  
Die Anordnung der Unterbringung erfolgte 
gemäß § 63 Strafgesetzbuch (Unterbringung 
im Zustand der Schuldunfähigkeit).  Die von 
Mollath im Rahmen des Strafverfahrens er-
hobenen Vorwürfe gegen seine Frau, in eine 
Geldverschiebung der HypoVereinsbank in 
die Schweiz verwickelt zu sein, werden hin-
gegen nicht verfolgt, obgleich die HypoVer-
einsbank im Nachgang als Folge einer Revisi-
on die Behauptungen, sofern sie nachweisbar 
waren, als zutreffend bestätigt. Die Einwei-
sung gemäß § 63 Strafgesetzbuch wird erst 
nach jahrelangem juristischem Kampf mit 
Beschluss vom 6. August 2013 aufgehoben. 
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
Nürnberg führt dazu, dass die Grundlage für 
die Vollstreckung der Unterbringung von 
Mollath entfällt. Mollath darf die Psychiatrie 

17. Juli 2013  733

Die fast sieben Jahre dauernde Unterbrin-
gung des Nürnbergers Gustl Mollath in 
psychiatrischen Einrichtungen hat sich 
zum Skandal entwickelt. Auf Initiative der 
Freien Wähler ging ein Untersuchungs-
ausschuss der Frage nach, ob bayerischen 
Behörden ein Fehlverhalten anzulasten sei. 
Die Abschlussdiskussion im Plenum zeigt 
die kontroverse Einschätzung des komple-
xen Falls.

Der Untersuchungsausschuss, der am 24. Ap-
ril mit zögerlicher Unterstützung von SPD 
und Grünen eingesetzt wurde, hatte wegen 
des nahenden Endes der Wahlperiode nur elf 
Wochen Zeit für seine Arbeit. Die Aufgabe 
lautete, die behördlichen Vorgänge im Zu-
sammenhang mit dem Strafverfahren gegen 
Mollath, mit der sich anschließenden Unter-
bringung in der Psychiatrie und mit dem Um-
gang der von ihm erstatteten Strafanzeigen zu 
untersuchen. 
Mit Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth 
vom 8. August 2006 wurde Gustl Mollath, 

Gustl Mollath im Untersuchungsausschuss des Landtags
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einer geschlossenen Anstalt untergebracht 
worden sei, da dies nur ein Gericht klären 
kann. Florian Herrmann (CSU), der Vorsit-
zende des Untersuchungsausschusses, betont 
im Bericht der Mehrheit, dass alle Sachent-
scheidungen der Behörden „fachlich nach-
vollziehbar und juristisch vertretbar“ gewe-
sen seien. Man habe alle Anzeigen von Herrn 
Mollath „gelesen, bearbeitet und ordentlich 
geprüft“, obwohl sie teilweise als wirr emp-
funden worden seien, unterstreicht Herr-
mann. Keine Hinweise hätten sich auf eine 
Verschwörung zulasten Mollaths ergeben, 
weder von seiner damaligen Ehefrau noch 
von Banken, Medizinern, Politik oder Justiz.  
Der Justizministerin attestiert Herrmann, sie 
habe den Landtag zu jedem Zeitpunkt „voll-
ständig und korrekt“ informiert. Für Rück-
trittsforderungen sieht der CSU-Abgeordnete 
keine sachliche Grundlage, sie seien „unver-
schämt“. Die Opposition zeichne mit ihrer 
„polemisch-politischen Stimmungsmache“ 
ein „Zerrbild der bayerischen Justiz“.
Florian Streibl (Freie Wähler) ist enttäuscht, 
dass die Regierungskoalition „in das Lied der 
Ministerialbeamten einstimmt“, alles im 
„Fall Mollath“ sei „richtig gelaufen“. Er hätte 
sich „schon einen Funken an Kritikfähigkeit 
und an Fehlerkultur“ gewünscht, sagt Streibl. 
Der Landtag, aber auch die Öffentlichkeit sei-
en mehrfach falsch informiert worden. Des-
halb behalte sich seine Fraktion ausdrücklich 
vor, eine Neuauflage des Untersuchungsaus-
schusses zu fordern. Der Ausschuss habe „tie-
fe Einblicke in die Justizverwaltung ermög-
licht, die uns erschauern ließen“, bekennt 
Streibl. Auch in Berlin sei man darauf auf-
merksam geworden, dass der § 63 des Straf-
gesetzbuches auf den Prüfstand gehöre.
Inge Aures (SPD) erkennt in der Behandlung 
des „Falles Mollath“ „eine einzige Fehlerket-
te“, Justizministerin Merk habe „auf der gan-
zen Linie versagt“. Nach der Einschaltung 
des Bundesverfassungsgerichts ändere die 
Ministerin plötzlich ihre Meinung: „Jetzt 
wollen Sie Ihre Haut retten, weil Sie befürch-
ten, dass die Unterbringung von Herrn Mol-
lath, die Sie immer verteidigt haben, viel-
leicht doch verfassungswidrig ist“, kritisiert 

verlassen, das Strafverfahren wird wiederauf-
genommen. 

Bereits am 4. Dezember 2012 beschäftigte 
sich der Landtag im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde mit dem „Fall Mollath“.  Ministerprä-
sident Horst Seehofer sprach zwar von „Zwei-
feln und Merkwürdigkeiten“, wies aber Kritik 
an der Justizministerin Beate Merk (CSU) 
zurück. Merk wiederum hielt Florian Streibl 
(Freie Wähler),  dem Initiator der Kampagne 
für die Mollath-Freilassung, vor, er mache 
Stimmung gegen die Justiz in Bayern. Wenig 
später deutete sie jedoch im Rechtsausschuss 
des Landtags an, dass im „Fall Mollath“ nicht 
alles glücklich verlaufen sei.
Vor dem Untersuchungsausschuss erneuerte 
Mollath Mitte Juni 2013 seine Vorwürfe, dass 
weder Staatsanwälte noch Steuerfahnder auf 
die Anzeigen gegen seine Frau reagiert hät-
ten, obwohl er genügend belastendes Material 
gehabt habe. „Es wurde eine Strategie betrie-
ben, mir jeglichen Boden zu entziehen“, fass-
te Mollath seine Erlebnisse zusammen. 
In ihrer Stellungnahme an das Bundesverfas-
sungsgericht im Juli 2013, bei dem mittler-
weile eine Klage Mollaths anhängig ist, hält 
nun auch Justizministerin Merk seine Unter-
bringung für nicht mehr verhältnismäßig. Die 
Ungereimtheiten des Falls lösen bundesweit 
eine Debatte über die Reform des Strafrechts 
aus. Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger regt an, die Dauer 
einer Unterbringung zu begrenzen und die 
Überprüfungsfristen zu verkürzen. Am 5. 
September gibt das Bundesverfassungsge-
richt der Beschwerde Mollaths statt. Danach 
war er in den vergangenen zwei Jahren ver-
fassungswidrig in der Psychiatrie unterge-
bracht.
In der Plenardebatte über die Ergebnisse des 
Untersuchungsausschusses verlangt die Op-
position den Rücktritt von Justizministerin 
Merk. Während die Regierungsfraktionen 
keine gravierenden Fehler der Justiz- und Fi-
nanzbehörden erkennen können, spricht die 
Opposition von einer „einzigen Fehlerkette“ 
im „Fall Mollath“. Unbeantwortet muss die 
Frage bleiben, ob der Nürnberger zu Recht in 
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Verfassungsschutzes kommen Regierungs-
fraktionen und Opposition zu unterschiedli-
chen Bewertungen und Schlussfolgerungen, 
die im Bericht zum Ausdruck gebracht wer-
den. Fraktionsübergreifend wird auch im 
Deutschen Bundestag nach der Untersuchung 
der NSU-Morde den Sicherheitsbehörden 
Versagen attestiert. 

Der Vorsitzende des Untersuchungsausschus-
ses im Bayerischen Landtag, Franz Schindler 
(SPD), kommt in seinem Bericht vor dem 
Plenum zu dem Ergebnis, dass der Verfas-
sungsschutz zwar nicht grundsätzlich „auf 
dem rechten Auge blind war“, dass aber „grob 
fahrlässig die Gefährlichkeit der rechtsextre-
mistischen Szene unterschätzt worden“ sei. 
Um ein „bayerisches Problem“ handle es sich, 
da fünf der zehn Morde in Bayern verübt 
worden seien. Schindler bringt die NSU-Mor-
de in Zusammenhang mit anderen Anschlä-
gen des Rechtsterrorismus und kommt zu 
dem Schluss: „Man hätte es nicht nur ahnen, 
sondern man hätte es sogar wissen können.“ 
Spätestens seit dem Jahr 1980, dem Jahr des 
Oktoberfest-Anschlags, sei klar, der „Rechts-
extremismus ist kein neues Phänomen in 
Bayern“. Seither scheine es aber „geradezu 
eine Phobie“ gegen diese Vorstellung gege-
ben zu haben. Schindler wünscht sich, dass 
die Aufgaben des Verfassungsschutzes auf 
„die Beobachtung des gewaltbereiten und ras-
sistisch motivierten Extremismus konzen-
triert“ würden. Auf den Einsatz von V-Leu-
ten solle „grundsätzlich verzichtet“ werden. 
Eine Fortsetzung des Untersuchungsaus-
schusses sei denkbar, da man in der Kürze 
nur eine „paar Mosaiksteinchen“ zum Ge-
samtbild habe beitragen können.
Otmar Bernhard (CSU), stellvertretender 
Vorsitzender, betont die Wichtigkeit, „ein 
starkes Signal aller Demokraten zu setzen, 
dass wir den Rechtsextremismus in unserer 
Gesellschaft nicht tolerieren“. Nicht geklärt 
sei, ob das „NSU-Trio“ über ein „Unterstützer-
umfeld in Bayern“ verfügt habe. Im Unter-
schied zur Opposition sehe die CSU im Ver-
fassungsschutz  einen „wesentlichen Bestand-
teil unserer Sicherheitsarchitektur“, der durch 

die SPD-Abgeordnete. Martin Runge (Grüne) 
fasst das Ergebnis der Untersuchung zusam-
men: „Gustl Mollath ist massiv in seinen 
Rechten verletzt worden. Der Weg und die 
Methodik, wie man ihn in die Psychiatrie 
weggesperrt hat, widersprechen allen Grund-
sätzen der Rechtsstaatlichkeit.“
Brigitte Meyer (FDP) sieht aufgrund des 
„Falles Mollath“ einen „Reformbedarf“. Un-
terbringungen müssten auf gravierende Fälle 
beschränkt, in der Dauer begrenzt und öfter 
als bisher auf ihre Notwendigkeit hin über-
prüft werden. All das ergebe sich nicht zu-
letzt aus der stark wachsenden Zahl von in 
psychiatrischen Einrichtungen Untergebrach-
ten in Bayern.

17. Juli 2013  734

Mit ungewöhnlicher Einmütigkeit endet 
der Untersuchungsausschuss zum Rechts-
terrorismus in Bayern und „Nationalsozi-
alistischen Untergrund“ (NSU). Alle Abge-
ordneten sind sich einig, dass den bayeri-
schen Sicherheits- und Justizbehörden 
Fehler und Versäumnisse bei den Ermitt-
lungen gegen die rechtsextremistische Ter-
rorgruppe anzulasten seien. 

Die Mordserie begann am 9. September 2000 
in Nürnberg und wurde erst Anfang Novem-
ber 2011 aufgedeckt, als sich die Terroristen 
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos in 
Zwickau das Leben nahmen und ihre mut-
maßliche Komplizin Beate Zschäpe, die sich 
seit Mai 2013 vor dem Oberlandesgericht 
München verantworten muss, verhaftet wur-
de. Die Gruppe mordete bundesweit zehn 
Mal, in Bayern waren die Opfer vier türki-
sche und ein griechischer Kleinunternehmer. 
Die Polizei ermittelte jahrelang vergeblich 
und vermutete den Hintergrund der Taten im 
Bereich der organisierten Kriminalität.
Der Untersuchungsausschuss des Landtags, 
eingesetzt am 4. Juli 2012, befragte in 31 Sit-
zungen 55 Zeugen. Der Abschlussbericht 
wird einstimmig beschlossen. Insbesondere 
zur Rolle der V-Leute und zur Zukunft des 
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Reformen gestärkt werden müsse. Der Ein-
satz von V-Leuten sei „künftig strikter zu  
regeln und zu kontrollieren“. 
Die Freien Wähler sehen laut Michael Piazo-
lo im Verfassungsschutz ein „Instrument der 
wehrhaften Demokratie, das auch bestehen 
bleiben sollte“. Auf den Einsatz von V-Leuten 
sollte man „nicht gänzlich verzichten“. Su-
sanne Tausendfreund (Grüne) findet es „nach 
wie vor erschreckend“ und nicht vollständig 
aufgeklärt, wie der Nationalsozialistische 
Untergrund 13 Jahre lang „unentdeckt mor-
dend durch die Lande ziehen konnte“. Die 
Grünen fordern für den Verfassungsschutz 
den „Neustart“ einer Behörde, deren geheim-
dienstliche Mittel auf ein Mindestmaß zu re-
duzieren und die auf die „Beobachtung ge-
waltorientierter rassistischer Bestrebungen“ 
zu konzentrieren seien. Die Polizei müsse 
verpflichtet werden, „standardmäßig auch das 
Vorliegen eines fremdenfeindlichen Motivs“ 
zu überprüfen. Andreas Fischer (FDP) be-
tont, mit dem Bekanntwerden der Morde, der 
Bombenanschläge und Banküberfälle des 
Nationalsozialistischen Untergrunds   „haben 

wir einen Wendepunkt in der deutschen Ge-
schichte erlebt“. All das gehöre „zweifellos 
zu den schwersten Verbrechen in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland“. 
Der frühere Innenminister Günther Beck-
stein (CSU) sagt zur politischen Verantwor-
tung für die Fahndungspannen in einer „per-
sönlichen Erklärung“:  „Das ist eine schlim-
me Niederlage des Rechtsstaats.“ Trotz der 
größten Ermittlungsgruppe, die es je in Bay-
ern gab, habe es keine Spur zum Rechtsextre-
mismus gegeben. „Dieser Fall bedrückt 
mich“, bekennt Beckstein. Er habe sich näm-
lich bei den Ermittlungsbehörden wiederholt 
nach einem ausländerfeindlichen Motiv für 
die fünf ungeklärten Morde in Nürnberg und 
München erkundigt. (90)

Die Vorsitzenden des NSU-Untersuchungsausschusses: Franz Schindler (SPD, rechts)  
und sein Stellvertreter Otmar Bernhard (CSU)
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15. September 2013  735

Die Wahl zum 17. Bayerischen Landtag 
beschert der CSU nach fünfjähriger Pause 
erneut die absolute Mehrheit der Sitze. 
Der Koalitionspartner FDP scheitert mit 
3,3 Prozent an der Fünfprozenthürde. Die 
vom Landtag beschlossenen Änderungen 
der Verfassung werden mit großer Mehr-
heit von den Wählerinnen und Wählern 
gutgeheißen.

Die CSU erzielt 47,7 Prozent, 4,3 Prozent 
mehr als 2008. Die Sozialdemokraten können 
sich um zwei Prozent auf 20,6 Prozent ver-
bessern. Die Grünen müssen mit 8,6 Prozent 
(9,4) geringe Einbußen hinnehmen, ebenso 
wie die Freien Wähler mit 9 Prozent (10,2 
Prozent). Das Ergebnis der Liberalen ist um 
mehr als die Hälfte geschrumpft (2008: 8 
Prozent). Die Linke erhält lediglich 2,1 Pro-
zent (4,4 Prozent), auf „Sonstige“ entfallen 

Wahlplakat der CSU 2013 Wahlplakat der SPD 2013

8,7 Prozent. An der Wahl nehmen 63,9 Pro-
zent der rund 9,4 Millionen Stimmberechtig-
ten teil. 2008 waren es nur 57,9 Prozent. Mit 
101 von 180 Sitzen kann die CSU mit absolu-
ter Mehrheit regieren (2008: 92 von 187 Sit-
zen). Die SPD erhält 42 Mandate (2008: 39), 
die Freien Wähler 19 (21) und die Grünen 18 
(19). Von den 90 Direktmandaten gehen 89 an 
die CSU. Lediglich den Stimmkreis 104 
(München-Milbertshofen) erobert die SPD.
 
Bei der Bundestagswahl in Bayern am 22. 
September erhält die CSU 49,3 Prozent,  
die SPD 20 und die FDP 5,1 Prozent der 
Zweitstimmen. Auf die Grünen entfallen 8,4 
Prozent.
Der Wahlausgang wird allgemein als Resultat 
der Politik des CSU-Vorsitzenden und Minis-
terpräsidenten Horst Seehofer gesehen, dem 
es gelungen sei, an die großen Wahlerfolge 
seiner Partei anzuknüpfen und das fünfjähri-
ge Interregnum der Koalition mit den Libera-
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len zu beenden. „Damit ist das Jahr 2008 Ge-
schichte, wir sind wieder da“, jubiliert Seeho-
fer nach der ersten Hochrechnung. Sein  
sozialdemokratischer Kontrahent Christian 
Ude, der Münchner Oberbürgermeister, kann 
die Hoffnungen der heterogenen Opposition 
aus SPD, Grünen und Freien Wählern nicht 
erfüllen. Der Zugewinn von zwei Prozent, 
weitgehend geschuldet Udes bayernweiter Po-
pularität, wird zwar von der SPD als Trend-
wende gefeiert, doch es ist das drittschlech-
teste Ergebnis der Sozialdemokraten seit 
1946. Ude tritt sein Mandat, wie von ihm be-
reits für den Fall angekündigt, dass er sein 
Wahlziel verfehlt, nicht an. Für die Grünen 
ist das Ergebnis – nach Umfragen sahen sie 
sich schon bei 15 Prozent – auch deshalb be-
sonders bitter, weil etliche Spitzenpolitiker, 
unter ihnen die Landesvorsitzende Theresa 
Schopper, nicht mehr ins Parlament kommen.
Fast drei Viertel der Wahlberechtigten gaben 
vor dem Urnengang an, dass ihre Entschei-

dung „überwiegend landespolitisch“ geprägt 
sei. Die darin zum Ausdruck kommende Prä-
ferenz für die CSU hänge mit dem hohen An-
sehen der Regierungspartei, einem starken 
Ministerpräsidenten und vor allem mit der 
ausgezeichneten Wirtschaftslage Bayerns zu-
sammen, urteilt die Forschungsgruppe Wah-
len. Von der deutlich zugenommenen Wahl-
beteiligung hat laut Wähleranalyse von Infra-
test dimap in erster Linie die CSU profitiert, 
und zwar ganz besonders in den Wahlkreisen 
Oberbayern (einschließlich der Landeshaupt-
stadt) mit 4,9 Prozent und Oberpfalz. In den 
fränkischen Wahlkreisen blieb die CSU zu-
meist auf dem Niveau von 2008, in Mittel-
franken musste sie sogar Stimmenverluste 
hinnehmen. 
Die Forschungsgruppe Wahlen ermittelte, 
von den 850 000 Stimmen 2008 seien den  
Liberalen gerade einmal 390 000 geblieben. 
Die meisten FDP-Wähler wanderten zur 
CSU, von wo sie vor fünf Jahren hergekom-

Wahlplakat der Freien Wähler 2013 Wahlplakat von Bündnis 90 / Die Grünen 2013
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men waren. Die CSU sei durchgehend für 
kompetenter gehalten worden als die SPD, 
und zwar nicht nur in der Bildungs- und Fa-
milienpolitik, sondern sogar auf den Feldern 
Arbeit und Soziales. Den „Imagewert“ der 
CSU hat die Forschungsgruppe mit der Ziffer 
2,3 errechnet (vor fünf Jahren 1,6), während 
die SPD lediglich auf 0,6 komme. Für das 
Wahlergebnis der Grünen macht Infratest di-
map ihre „falsche Profilierung“ verantwort-
lich. Statt auf ureigene Themen wie den Um-
weltschutz zu setzen, hätten sie „Verteilungs-
diskussionen“ angezettelt. Zudem hätten die 
Grünen diesmal auf ihr wichtigstes Thema, 
die Atomkraft, verzichten müssen.
Prof. Ursula Münch, Direktorin der Akade-
mie für Politische Bildung in Tutzing, erklärt 
das FDP-Desaster damit, dass es den Libera-
len zu wenig gelungen sei, einen Unterschied 
zwischen einer schwarz-gelben und einer rein 
CSU-geführten Staatsregierung deutlich zu 
machen. Die Studiengebühren seien dafür 
nicht das geeignete Thema gewesen. Der Po-
litologe Prof. Heinrich Oberreuter ist über-
rascht, dass sich die sogenannte Beschäftig-
tenaffäre nicht negativ auf die Wahlbeteili-
gung ausgewirkt habe.

In der Presse wird der Wahlausgang als 
Triumph für Ministerpräsident Horst Seeho-
fer gewertet. Unter der Überschrift „Sonnen-
könig Seehofer“ schreibt die „Süddeutsche 
Zeitung “: „Zwar hat er keinen Stoiberschen 
Sechzig-Plus-Sieg eingefahren, aber die See-
hofer-Partei hat nicht nur alle anderen dis-
tanziert, sondern auch noch die absolute 
Mehrheit  der Sitze errungen.“ Die CSU, „die-
se Kombination aus Industriebehörde und 
Heimat partei“, sei „einmalig und bisher un-
schlagbar in Bayern“. In der „Nürnberger 
Zeitung“ ist zu lesen: „Der Erfolg hat einen 
Namen: Horst Seehofer. Er baute die Partei so 
um, dass sie den gewandelten Lebens-
verhältnissen von heute besser gerecht wird. 
Vor allem aber wählten die Bayern nach einer 
ganz einfachen Devise: Uns geht es gut,  
wa rum sollen wir etwas ändern?“ Die 
„Frank furter Allgemeine“ beschreibt See-
hofers Verhält nis zu seiner Partei: „In den 
vergangenen Monaten stieg die Zahl der 
Seeho ferianer in der CSU stündlich, auch 
wenn es mehr eine  Verstandes- als eine 
Herzens angelegenheit blieb. Dazu ist die 
Neigung  Seehofers, allen , die ihm zu nahe 
kommen, Nackenschläge zu versetzen, nach 

wie vor zu groß; er wird auch in den Stunden 
des Erfolgs eher gefürchtet als geliebt.“
Von den 180 Abgeordneten im 17. Landtag 
sind 66 neu. Die Alterszusammensetzung ist 
mit rund 51 Jahren etwa gleich geblieben. Die 
Zahl der weiblichen Abgeordneten, nunmehr 
53, ist mit 1,6 Prozent geringfügig zurück-
gegangen und liegt nun bei 29,4 Prozent. 
Während bei den Grünen genau die Hälfte 
weiblich ist, beträgt der Anteil bei der CSU 
nur 20,5 Prozent. Bei den Freien Wählern 
macht der Frauenanteil 26,3 Prozent aus, bei 
den Sozialdemokraten 42,9 Prozent. 
Gleichzeitig mit der Wahl zum Landtag fin-
den die Volksentscheide über fünf Ände-
rungen der Bayerischen Verfassung statt, die 
vom Parlament am 20. Juni 2013 mit der 
erfor derlichen Zweitdrittelmehrheit beschlos-
sen wurde. Die Wählerinnen und Wähler  
votieren jeweils mit großer Mehrheit für die 
Änderungen. Die „Förderung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen“ 
wurde mit 89,6 Prozent gutgeheißen (Nein 
10,4 Prozent), die „Förderung des ehrenamtli-
chen Einsatzes für das Gemeinwohl“ mit 90,7 
Prozent angenommen (Nein 9,3 Prozent). Das 
schlechteste Ergebnis – 84,1 Prozent Jastim-
men (Nein 15,9 Prozent) – erhielt die Einfü-
gung zu den „Angelegenheiten der Europä-
ischen Union“. Die Aufnahme einer „Schul-
denbremse“ in der Verfassung wurde von 
88,6 Prozent (Nein 11,4 Prozent) angenom-
men. Auf das beste Ergebnis mit 91,6 Prozent 
Jastimmen (Nein 8,4 Prozent) kam die „An-
gemessene Finanzausstattung der Gemein-
den“. (103)

7. Oktober 2013  736

In der konstituierenden Sitzung des 17. 
Bayerischen Landtags wird die CSU-Poli-
tikerin Barbara Stamm erneut an die 
 Spitze des Parlaments gewählt. Die Abge-
ordnete aus Unterfranken erhält 153 der 
insgesamt 180 Stimmen. 

Konstituierende Sitzung mit der wiedergewählten Präsidentin Barbara Stamm
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Als Vizepräsidenten bzw. Vizepräsidentinnen 
werden gewählt: Reinhold Bocklet (CSU), In-
ge Aures (SPD), Peter Meyer (Freie Wähler) 
und Ulrike Gote (Grüne). Der Antrag von 
SPD und Grünen, wonach nur mehr die Op-
positionsfraktionen einen Vizepräsidenten 
stellen sollten, wird abgelehnt. 
In ihrer Antrittsrede ermahnt Präsidentin 
Stamm die Parlamentarier, sie sollten nicht 
über Bedeutungs- und Kompetenzverluste la-
mentieren, sondern sich auf die tatsächlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten konzentrieren. Es 
gebe hinreichend Aufgaben, zum Beispiel die 
Energiewende oder den demografischen 
Wandel. Stamms Appell lautet: „Wenn wir 
als Volksvertretung zukunftsfähig sein wol-
len, müssen wir bereit sein, Interessen und 
Anregungen aus der Gesellschaft aufzuneh-
men und uns auch in eigenen Angelegenhei-
ten fortzuentwickeln.“
In der Eröffnungsrede streift Alterspräsident 
Peter Paul Gantzer (SPD), mit 74 Jahren äl-
tester Abgeordneter des Hohen Hauses, die 
sogenannte Verwandtenaffäre der zurücklie-
genden Wahlperiode und sagt: „Es sind Feh-
ler gemacht worden, die nicht hätten gemacht 
werden dürfen. Auch wenn es Einzelne wa-
ren, sind diese Fehler uns allen zugeschrieben 
worden.“ Gantzer wünscht sich selbstbewuss-
tes Vorgehen bei der Suche nach neuen  
Lösungen. „Eine Demokratie funktioniert 
nur mit guten Parlamenten, und gute Parla-
mente funktionieren nur mit guten Abgeord-
neten“, betont der Alterspräsident, der dem 
Landtag seit 35 Jahren angehört. Im Zusam-
menhang mit den Medien prangert Gantzer 
den „Verdachtsjournalismus“ an und wünscht 
sich mehr Selbstverantwortung bei der Be-
richterstattung. „Nicht nur wir Abgeordneten 
müssen also unsere Hausaufgaben machen, 
sondern auch die Medien“, lautet sein Resü-
mee.

17. Wahlperiode
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8. Oktober 2013  737

Zum zweiten Mal wählt der Landtag den 
CSU-Politiker Horst Seehofer zum Minis-
terpräsidenten. 

Horst Seehofer ist von seiner Fraktion einmü-
tig nominiert worden. Thomas Kreuzer, Vor-
sitzender der CSU-Fraktion, stellt ihn als „ide-
alen Kandidaten“ vor. Markus Rinderspacher, 
Fraktionschef der Sozialdemokraten, wider-
spricht und fasst die vergangenen fünf Jahre 
in dem Satz zusammen: „Viele Versprechun-
gen sind Schall und Rauch geblieben, und die 
Positionswendungen des bayerischen Minis-
terpräsidenten waren, sind und bleiben unbe-
rechenbar.“ Vorschläge der Opposition seien 
„brüsk und arrogant zurückgewiesen worden“. 
Für die Freien Wähler reicht Hubert Aiwanger 
„der stärksten Fraktion die Hand“ und bietet 
einen fairen Umgang an, denn „wir wollen 
gemeinsam für die Zukunft Bayerns arbei-
ten“. Viel sei „unerledigt geblieben“, meint 
die Fraktionssprecherin der Grünen, Marga-
rete Bause, vor allem bei der Energiewende 
und in der Bildungspolitik. Für die bayerische 
Politik insgesamt wünscht sie sich „mehr Ver-
lässlichkeit“.
Seehofer erhält exakt 100 von 176 abgegebe-
nen Stimmen (70 Nein-Stimmen, fünf Enthal-
tungen, ein Stimmzettel ungültig). Nach sei-
ner Vereidigung verspricht der wiedergewählte 
Regierungschef der Opposition, sie „mit In-
formationen und Auskünften so zu begleiten“, 
wie dies erforderlich sei, damit sie ihre Arbeit 
gut machen könne. Die Auseinandersetzung 
zwischen Opposition und Mehrheitsfraktion 
müsse „fruchtbar, bunt und dynamisch“ sein. 
Seine Lebensphilosophie laute seit 40 Jahren: 
„Wenn alle das Gleiche denken, denkt nie-
mand mehr gründlich.“ 

10. Oktober 2013  738

Dem neuen Kabinett Seehofer, das im Land-
tag vereidigt wird, gehören elf Minister und 
sechs Staatssekretäre an. Den Zuschnitt 
der Ressorts bezeichnet Ministerpräsident 
Horst Seehofer als „größte Veränderung in 
den letzten Jahrzehnten“.

Stellvertretende Ministerpräsidentin und Wirt-
schaftsministerin wird Ilse Aigner. Ihr Ressort 
wird um den gesamten Energiebereich, um 
Medien und Technologie erweitert. Aigner, 
eine der fünf weiblichen Kabinettsmitglieder, 
stand bisher an der Spitze des Bundesministe-
riums Ernährung und Landwirtschaft. Staats-
sekretär im Wirtschaftsministerium wird Franz 
Josef Pschierer. Markus Söder bleibt Chef des 
Finanzressorts, bekommt aber die Zusatzauf-
gaben Landesentwicklung und Heimat. Damit 
übernimmt Söder das neu geschaffene Hei-
matministerium, das in Nürnberg eingerichtet 
wird. Ihm zur Seite stehen die Staatssekretäre 
Johannes Hintersberger und Albert Füracker.
Das Staatsministerium für Bildung und Kul-
tus (bisher Unterricht und Kultus) wird mit 
dem Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst (bisher Wissenschaft, Forschung und 
Kunst) vereinigt, an der Spitze der bisheri-
ge Kultusminister Ludwig Spaenle (Staatsse-
kretäre Georg Eisenreich und Bernd Sibler). 
Mit den Zuständigkeiten für Bau und Verkehr 
zum „Infrastrukturministerium“ aufgewer-
tet wird das Innenressort, weiterhin unter der 
Leitung von Joachim Herrmann (Staatsse-
kretär Gerhard Eck). Umweltminister bleibt 
Marcel Huber, dessen Kompetenzen um den 
Verbraucherschutz erweitert werden. Chris-
tine Haderthauer (bisher Sozialministerin) 
übernimmt die Leitung der Staatskanzlei und 
wird Staatsministerin für Bundesangelegen-
heiten und Sonderaufgaben. An der Spitze 
des Staatsministeriums für Europaangelegen-
heiten und regionale Beziehungen steht nun 
Beate Merk, bisher Staatsministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz. Neuer Justizmi|-

Vereidigung des Kabinetts Seehofer II
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nister wird Winfried Bausback, erst seit 2008 
im Landtag und Juraprofessor in Wuppertal. 
Landwirtschaftsminister bleibt Helmut Brun-
ner. Das neu geschaffene Ministerium für Ge-
sundheit und Pflege übernimmt Melanie Huml 
(bisher Staatssekretärin im Umweltministeri-
um). Staatsministerin für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration wird Emilia Müller 
(bisher Staatsministerin für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten).
Für die Zukunftsaufgaben werde in enger Ab-
stimmung mit dem neuen Vorsitzenden der 
CSU-Fraktion, Thomas Kreuzer, „die größ-
te Veränderung der Geschäftsbereiche in den 
letzten Jahrzehnten“ vorgenommen, teilt Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer mit. Das neue 
Heimatministerium sei kein „Status-quo-Mi-
nisterium, sondern ein Zukunftsministerium“ 
für „moderne Verwaltung, digitalen Aufbruch, 
für finanziell starke Kommunen und für eine 
dynamisch vernetzte Landesentwicklung“. 

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rin-
derspacher freut sich, dass mit dem Kabi-
nettszuschnitt mehrere sozialdemokratische 
Forderungen aufgegriffen worden seien, et-
wa die Zusammenfassung von Wirtschafts- 
und Energiepolitik oder die Wiedervereini-
gung von Kultus- und Wissenschaftsressort. 
Hubert Aiwanger (Freie Wähler) fasst seine 
Meinung zusammen: „Probleme teilweise 
erkannt, aber nicht befriedigend gelöst.“ So 
sei die „Stärkung der Heimat“ vor allem ei-
ne „Querschnittsaufgabe“ für alle Ministerien 
bis hin zum Innenressort, das die Kommunen 
massiv stärken müsse. Ludwig Hartmann gibt 
für die Grünen zu bedenken, Heimat könne 
man nicht planen, sondern nur schützen, be-
wahren und erleben. 
Die Aufgabenverteilung im neuen Kabinett 
widerspiegelt sich zumindest teilweise auch 
in der Ausschussarbeit. Neu eingerichtet wird 
ein eigener Ausschuss für Gesundheit und 
Pflege in Anlehnung an das Gesundheitsres-
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sort, sodass es nun statt zwölf 13 Landtags-
ausschüsse gibt. Der Verkehr zählt allerdings 
weiterhin zu den Aufgaben des Wirtschafts-
ausschusses, wie auch die Zusammenlegung 
von Kultus und Wissenschaft nicht nachvoll-
zogen wird. Nicht durchsetzen können sich die 
Freien Wähler mit ihrem Wunsch, den Wirt-
schaftsausschuss aufzuspalten und einen eige-
nen Ausschuss für Landesentwicklung, Ver-
kehr, Infrastruktur und Energie einzurichten.

12. November 2013  739

Die erste Regierungserklärung der neuen 
Wahlperiode stellt Ministerpräsident Horst 
Seehofer unter den Titel „Bayern. Die Zu-
kunft“ und verspricht mehr Bürgerbeteili-
gung in Form einer Volksbefragung.

Der Ministerpräsident betont, er „habe immer 
befürwortet, das Volk einzubinden“ und des-
halb „nie die Ergebnisse eines Volksbegehrens 
kritisiert“. In Bayern solle es künftig das „Ins-
trument der Volksbefragung“ geben. Zum Bei-
spiel wolle er bei großen Infrastrukturprojek-
ten bayernweit Bürgerinnen und Bürgern eine 
Mitsprache einräumen. Seehofers Ziel lautet: 
„Wir machen unseren Freistaat zum Vorbild 
für den modernsten Bürgerstaat Europas des 
21. Jahrhunderts.“ Als wichtigste Herausfor-
derungen der Zukunft sieht der Regierungs-
chef die Internationalisierung, die digitale 
Revolution, die demografische Entwicklung 
und die damit zusammenhängenden kulturel-
len Folgen. 
Mit drei Garantien skizziert Seehofer die künf-
tige Schulpolitik: Nach Jahren ständiger Ver-
änderungen solle jetzt Ruhe einkehren, „des-
halb wird es in den nächsten Jahren keine 
neuen Schulreformen geben“. Im Sinne der 
Kinder, aber auch für die Zukunft des länd-
lichen Raums gelte: „Jede rechtlich selbst-
ständige Grundschule bleibe bestehen, wo El-
tern und Gemeinden dies wünschen.“ Zudem 
werde es bis 2018 in allen Schularten für alle 

Schülerinnen und Schüler bis 14 Jahre ein „be-
darfsgerechtes Ganztagsangebot“ geben. El-
tern behinderter Kinder sollten ein Wahlrecht 
zwischen einer Förderschule und einer Regel-
schule mit Inklusion erhalten. 
Die energiepolitische Leitlinie ist für Seehofer 
der Dreiklang von „sicher, bezahlbar und sau-
ber“. Wegen ihrer großen Bedeutung seien nun 
alle Energiefragen in einem Energieministeri-
um gebündelt worden. Im Rahmen der Infra-
struktur verspricht der Ministerpräsident mehr 
Geld für Straße und Schiene. Den Plan für eine 
zweite Münchner S-Bahn-Röhre will er weiter 
unterstützen. Zur umstrittenen Pkw-Maut für 
Ausländer äußert er sich optimistisch: „Lan-
ge gefordert, oft belächelt, jetzt bald erreicht 
– das ist Nachhaltigkeit auf bayerisch.“ Den 
flächendeckenden Ausbau des digitalen Hoch-
geschwindigkeitsnetzes will Seehofer voran-
treiben, es dürfe „nicht mehr vom Wohnort 
abhängen und auch kein Zufall“ sein. Sein 
Lob für den hervorragenden Ruf der bayeri-
schen Verwaltung verbindet der Regierungs-
chef mit einem Sparappell. Der Anteil der Per-
sonalausgaben im bayerischen Staatshaushalt 
liege heute schon bei 41 Prozent, bei steigen-
der Tendenz. Deshalb dürfe der Personalstand 
nicht weiter steigen, wer zusätzliche Stellen 
beantrage, müsse anderswo Stellen einsparen.
„Bayern ist ein reiches Land“, freut sich Mar-
kus Rinderspacher, Fraktionsvorsitzender der 
SPD. Gerade deshalb dürften die politischen 
Verantwortungsträger nicht ruhig bleiben, 
wenn im Freistaat die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter auseinandergehe und 
somit das Armutsrisiko für viele Bürgerinnen 
und Bürger gestiegen und nicht gesunken sei. 
„Soziale Gerechtigkeit will auch politisch or-
ganisiert sein“, dafür stehe die SPD, betont 
Rinderspacher. „Besonders zweifelhaft“ sei 
die Absicht des Ministerpräsidenten, einen 
Heimatminister zu installieren nach dem Mot-
to: „Haben Sie ein Problem? Egal, wo Sie in 
Bayern leben, schreiben Sie an Markus Söders 
Homeoffice nach Nürnberg, die Söder Poli-
tikzentrale kümmert sich schon.“ Rinderspa-
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cher kritisiert, die CSU suche die Lösung für 
dezentrale Probleme schon wieder einmal im 
Zentralismus. Das „sogenannte Heimatminis-
terium“ sei nur ein „Marketing-Gag“. Bayern 
brauche aber in den kommenden Jahren mehr 
Freiheit und Eigenverantwortung in den Re-
gionen. Offen zeigt sich der SPD-Fraktions-
chef gegenüber Seehofers plebiszitären Plänen 
und erinnert an den sozialdemokratischen Mi-
nisterpräsidenten Wilhelm Hoegner, dem mit 
der Verfassung von 1946 Volksbegehren und 
Volksentscheid zu verdanken seien. 
Thomas Kreuzer, Fraktionsvorsitzender der 
CSU, sieht Bayern vor drei zentralen Heraus-
forderungen: dem demografischen Wandel, 
der zunehmenden wirtschaftlichen Globalisie-
rung und der digitalen Revolution, die Bay-
erns Wirtschafts- und Bildungswelt radikal 
verändern werde. „Wir haben alle Regionen 
im Blick“, versichert Kreuzer. Er räumt aber 
Probleme ein, etwa die Breitbandversorgung 
im ländlichen Raum. Sein Motto lautet: „Wir 
brauchen boomende Ballungsräume, wir brau-
chen aber auch prosperierende ländliche Räu-
me.“ Es seien keine Gegensätze, „sondern die 
beiden Seiten der gleichen Medaille“. Bayern 
benötige einen „Investitionsschub für die di-
gitale und die Verkehrsinfrastruktur“, fordert 
Kreuzer, denn nicht nur der Verkehr erschlie-
ße das Land, sondern auch die Daten müssten 
überall verfügbar sein. 
Der ländliche Raum sei „das große und al-
te Thema der Freien Wähler und aktuell wie 
nie“, betont ihr Vorsitzender Hubert Aiwanger. 
Er wünscht sich mehr Schutz der bäuerlichen 
Landwirtschaft, eine flächendeckende Haus- 
und Facharztversorgung und bei der Energie-
wende Unterstützung für die Sonnenenergie 
mit Hilfe der Speichertechnik. Das Instru-
ment der Volksbefragung wird von Aiwanger 
unterstützt, vor allem auch mit Blick auf das 
umstrittene Freihandelsabkommen TTIP, bei 
dem „irgendwelche Leute aus Brüssel“ über 
Gentechnik in der Nahrung verhandelten. Ai-
wanger fordert: „Diese Kompetenz muss sich 

eine Staatsregierung, muss sich ein Landtag 
zurückholen.“
Eine „grüne Regierungserklärung“ gibt die 
Fraktionsvorsitzende der Grünen, Margarete 
Bause, ab, deren Grundbotschaft lautet: „Bay-
erns Zukunft liegt im Wandel zur Nachhaltig-
keit.“ Dabei gehe es nicht um technische Ver-
änderungen, Innovationen oder Reparaturen, 
sondern „um einen ganz grundlegenden kul-
turellen Wandel durch alle gesellschaftlichen 
Bereiche“. Für Bause lautet die Aufgabe des-
halb, Politik so zu gestalten „dass wir der zu-
künftigen Generation überhaupt noch Hand-
lungsspielräume überlassen“. Im Rahmen 
einer „grünen Bürgerrechtspolitik“ wünscht 
sich die Fraktionssprecherin den Abbau von 
Hürden beim Volksentscheid und die Verlän-
gerung der Bindung von Bürgerentscheiden.

27. November 2013  740

Über den „Schwabinger Kunstfund“ (Fall 
Gurlitt) informieren Justizminister Win-
fried Bausback und Kunstminister Ludwig 
Spaenle den Ausschuss für Wissenschaft 
und Kunst. Bausback räumt Versäumnisse 
der Behörden, aber auch seines Hauses, ein.

Die Kunstsammlung von Cornelius Gurlitt mit 
einem zweistelligen Millionenwert, die er von 
seinem Vater, dem Kunsthändler Hildebrand 
Gurlitt, geerbt hatte, war Ende Februar/An-
fang März 2012 von der Staatsanwaltschaft 
Augsburg beschlagnahmt worden. Begonnen 
hatten  die Ermittlungen nach einer Bargeld-
kontrolle von Cornelius Gurlitt im Zug von 
Zürich nach München im September 2010. 
Die Beschlagnahme der insgesamt über 1500 
Kunstwerke erfolgte wegen eines möglichen 
Steuerdelikts und des Verdachts der Unter-
schlagung. Die Sammlung, die Gurlitt in sei-
ner Schwabinger Wohnung und seinem Salz-
burger Haus aufbewahrte, enthielt zahlreiche 
Arbeiten von sogenannten „entarteten Künst-
lern“ und Werke, deren Herkunft und Besitz-
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recht im Zusammenhang mit Enteignungen 
von Verfolgten im Dritten Reich („NS-Raub-
gut“) unklar ist. 
Als „Dreh- und Angelpunkt“ für die staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungsverfahren wertet 
Justizminister Winfried Bausback die Prove-
nienzrecherche. Bei der von ihm initiierten 
Bund-Länder Besprechung sei dafür eine 
„Taskforce“ unter Leitung von Ministerialdi-
rektorin a. D. Ingeborg Berggreen-Merkel ein-
gerichtet worden. Bausback räumt ein, dass 
die Recherche „in der Tat lange gedauert“ ha-
be, denn gerade die Klärung der Herkunft und 
der offenen Eigentumsfragen seien „auch in-
ternational politischer Sprengstoff dieses Fun-
des“. Der „Schwabinger Kunstfund“ hat nach 
Einschätzung des Justizministers ein Problem 
ans Licht gebracht, das in den Jahrzehnten 
nach Ende des NS-Unrechtstaates vom Bun-
desgesetzgeber „nicht zufriedenstellend ange-
gangen und generell nicht gelöst“ worden sei. 
Die Beschlagnahme der Gurlitt-Sammlung 
präsentiere das Problem „mit voller Wucht und 
ganz konkret“. 

Der Abgeordnete Sepp Dürr von den Grünen 
kritisiert die unzureichende Ausstattung der 
Provenienzforschung und wünscht sich ein 
„Kunstrückgabegesetz“ ähnlich wie in Öster-
reich. Es sei nicht hinnehmbar, dass NS-Raub-
kunstwerke nicht an die Eigentümer zurück-
gegeben würden, weil ihre Entwendung als 
„normaler Diebstahl“ inzwischen verjährt sei. 
Isabell Zacharias (SPD) spricht von einer 
„Riesenblamage für Bayern und für Deutsch-
land“. Sie wirft die Frage der „Verhältnismä-
ßigkeit“ auf: Nur weil bei Gurlitt 9000 Euro 
Bargeld gefunden worden seien, habe man 
eineinhalb Jahre später seine Wohnung durch-
sucht. Für die Leiterin der Taskforce „Schwa-
binger Kunstfund“, Ingeborg Berggreen-Mer-
kel, war es ein „Schock“, dass so viele Jahre 
nach Kriegsende plötzlich ein Konvolut von 
Kunstwerken auftauchte, bei denen zumin-
dest nicht auszuschließen sei, dass sie jüdi-
schen Mitbürgern abgepresst oder als „entar-
tete Kunst“ aus Museen entfernt worden seien.
Der Abschlussbericht der Taskforce „Schwa-
binger Kunstfund“ enttäuscht allgemein. Die 
15 in- und ausländischen Experten können bis 
Ende 2015 nur fünf Werke als NS-Raubkunst 
identifizieren. Trotz umfangreicher Recher-
chen ist ein solcher Verdacht bei Hunderten 
von Bildern nicht ausgeschlossen. Cornelius 
Gurlitt stirbt im Mai 2014 im Alter von 81 Jah-
ren. In seinem Testament vermacht er seine 
Sammlung dem Kunstmuseum Bern. Ange-
hörige fechten die Verfügung an, weil Gurlitt 
nicht mehr testierfähig gewesen sei.

4. Dezember 2013  741

Das Für und Wider der von Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt ange-
strebten Pkw-Maut für Ausländer wird 
vom Landtag kontrovers debattiert. 

Minister Dobrindt erhält von der CSU-Mehr-
heit im Landtag Rückenwind für seinen Maut-
Plan, während Oppositionsinitiativen abge-Staatsminister Winfried Bausback
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lehnt werden. So fordern die Freien Wähler 
die Vorlage eines Konzepts für die Einführung 
der Maut, die Sozialdemokraten gehen auf Di-
stanz zu dem von der Berliner großen Koali-
tion verfolgten Projekt, während die Grünen 
einer Ausweitung der Lkw-Maut den Vorzug 
geben. Die geplante Abgabe für Autobahnen 
und Bundesstraßen soll über eine Vignetten-
pflicht eingezogen werden, wobei deutsche 
Fahrzeughalter über die Kfz-Steuer entspre-
chend entlastet würden. 
Der Vorsitzende der Freien Wähler, Hubert 
Aiwanger, bezeichnet die Mautpläne, die auf 
CSU-Wunsch in die Berliner Koalitionsver-
einbarung aufgenommen wurden, als „politi-
sche Scharlatanerie“. Die CSU habe mit die-
sem Thema Wahlkampf in Bayern gemacht 
und damit „ein paar Prozente bei der Wahl 
und damit wahrscheinlich die absolute Mehr-
heit zurückgewonnen“. Bernhard Roos (SPD) 
hält der CSU vor, sich mit der Idee einer Pkw-
Maut an die „niederen Instinkte“ zu richten, 
da sie nur für Ausländer gelten solle. Auch 
Ludwig Hartmann (Grüne) bringt das „See-
hofer-Maut-Theater“ in Verbindung mit dem 
Wahlkampf. Deutliche Mehreinnahmen für 
den Unterhalt der Verkehrsinfrastruktur bräch-
te eine Ausweitung der Lkw-Maut, wenn die 
Grenze von derzeit 12 Tonnen auf 3,5 Ton-
nen abgesenkt würde. Schließlich belaste der 
Schwerlastverkehr die Straßen bis zu 60 000 
Mal mehr als der Pkw-Verkehr. Ministerprä-
sident Horst Seehofer appelliert an die SPD, 
die Berliner Vereinbarung nicht von München 
aus zu hintertreiben und zeigt sich optimis-
tisch, dass das Mautgesetz konform mit dem 
Europarecht und ohne Zusatzbelastung für die 
deutschen Autofahrer verabschiedet werde. 
Gegen das von Bundestag und Bundesrat ver-
abschiedete Mautgesetz leitet die EU-Kom-
mission im Juni 2015 ein Vertragsverlet-
zungsverfahren ein. Die Kommission hat 
„erhebliche Zweifel“, dass das Gesetz das 
Prinzip der Nicht-Diskriminierung von Aus-
ländern erfülle.

22. Januar 2014  742

Knapp zwei Jahre vor dem Wegfall der Ur-
heberrechte an Hitlers Propagandabuch 
„Mein Kampf“ macht die Staatsregierung 
eine Kehrtwende und entzieht einer histo-
risch-kritischen Ausgabe ihre Unterstüt-
zung, teilt Kultusminister Ludwig Spaenle 
im Ausschuss für Wissenschaft und  
Kunst mit.

Am 21. Februar 2013 hatte der Bayerische 
Landtag einstimmig aufgrund eines interfrak-
tionellen Antrags beschlossen, dass die ge-
plante historisch-kritische Edition durch das 
Institut für Zeitgeschichte (IfZ) in München 
zu „unterstützen und voranzutreiben“ sei. Die 
Staatsregierung sicherte dem Institut finanzi-
elle Unterstützung zu. Das Urheberrecht für 
„Mein Kampf“ liegt bis 31. 12. 2015 beim 
Freistaat Bayern, da im Zuge der Entnazifi-
zierung Hitlers Vermögen eingezogen wur-
de und er seinen Wohnsitz bis zu seinem Tod 
in München hatte. Die Regelschutzfrist läuft 
nach 70 Jahren ab.

Kommentierte Ausgabe von „Mein Kampf“
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Im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst be-
gründet Minister Spaenle die Kehrtwendung 
mit einer Reise von Ministerpräsident Seeho-
fer nach Israel und mit Gesprächen in den Is-
raelitischen Kultusgemeinden. Aufgrund von 
Gesprächen mit Opfern und ihren Angehöri-
gen habe die Staatsregierung ihre Haltung ge-
ändert: Eine solche Edition in offiziellem Auf-
trag würde dem Land „nachhaltig schaden“. 
Das IfZ werde zwar „voll von seiner grund-
gesetzlich verbrieften Wissenschaftsfreiheit“ 
Gebrauch machen, doch „geschichtspolitisch 
sei es richtig“, betont der Minister, „dass die 
Staatsregierung ihre Haltung revidiert“ habe.
Für die Grünen plädiert Sepp Dürr dafür, am 
gemeinsamen Landtagsbeschluss festzuhalten, 
der seinerzeit einvernehmlich als „gute Stun-
de“ für das Parlament angesehen worden sei. 
Oliver Jörg (CSU) versichert, seine Fraktion 
fühle sich an diesen Beschluss als das „Er-
gebnis eines beispielgebenden Dialogprozes-
ses“ gebunden. Isabell Zacharias (SPD) wi-
derspricht dem Minister, die Edition schade 
der „Außenwirkung Deutschlands“. Ange-
sichts seiner Eindrücke in Israel hätte Minister 
Spaenle das Gespräch im Wissenschaftsaus-
schuss suchen sollen. Ausschussvorsitzender 
Michael Piazolo (Freie Wähler) kritisiert, das 
Vorgehen der Staatsregierung sei dem Thema 
nicht angemessen. Kultusminister Ludwig 
Spaenle sagt abschließend, die Staatsregierung 
habe für das Editionsprojekt „Mein Kampf“ 
bereits 500 000 Euro zur Verfügung gestellt, 
über diesen Betrag verfüge das Institut weiter-
hin für seine wissenschaftliche Arbeit. 
Die historisch-kritische Edition von Hitlers 
„Mein Kampf“ wird vom Institut für Zeitge-
schichte am 8.1.2016 der Öffentlichkeit vor-
gestellt. Die zweibändige Ausgabe umfasst 
1966 Seiten mit 3500 Fußnoten für die wissen-
schaftliche und kritische Kommentierung. In 
den ersten vier Monaten werden bereits 55 000 
Exemplare verkauft.

5. Februar 2014  743

Mit Dringlichkeitsanträgen will die Oppo-
sition im Rahmen der Energiewende die 
Weichen für Stromtrassen durch Bayern 
stellen. Ministerpräsident Horst Seehofer 
plädiert jedoch für einen vorläufigen Pla-
nungsstopp und eine „Denkpause“, was die 
Opposition als Planlosigkeit interpretiert.

Hintergrund des Zögerns von Ministerpräsi-
dent Seehofer ist der massive Bürgerprotest 
entlang der geplanten Gleichstromtrasse Süd/
Ost über Oberfranken, die Oberpfalz und Mit-
telfranken nach Schwaben. Zuerst sollen die 
Versorgungssicherheit, die Erhaltung indus-
trieller Arbeitsplätze in stromintensiven Be-
trieben und die Dämpfung des Strompreises 
durch die Reform des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes (EEG) geklärt sein, sagt der Re-
gierungschef im Landtagsplenum. „Der Aus-
stieg aus der Kernenergie ist und bleibt irre-

Staatsminister Ludwig Spaenle
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versibel“, versichert er. Bei den Stromnetzen 
gehe es um die „richtige Schrittfolge“, nicht 
um „Ja oder Nein“. 
Thorsten Glauber (Freie Wähler) wirft die 
Frage auf, warum Seehofer im Juni 2013 im 
Bundesrat dem Netzausbauplan zugestimmt, 
nun aber plötzlich Zweifel an dessen Notwen-
digkeit habe. Seit drei Jahren habe der Minis-
terpräsident kein eigenes Konzept entwickelt, 
sodass Wirtschaft und Industrie Probleme be-
kämen „mit diesem Rein, Raus, Rein, Raus“ 
und Bayern gar eine „Bananenrepublik“ wer-
den könnte. Markus Rinderspacher, Frakti-
onsvorsitzender der SPD, sieht das ähnlich: 
Vor einem halben Jahr sei Seehofer noch der 
„oberste Stromtrassenbefürworter“ gewesen. 
Inzwischen verunsichere der „Zickzack der 
CSU“ den Mittelstand, die Industrie- und Han-
delskammern im Freistaat schlügen Alarm, so-
gar Firmen wanderten aus Bayern in andere 
Bundesländer ab. Dieser Kurs „frustriert auch 
die Akteure in den Kommunen“, sagt Rinder-
spacher. Die Energiewende habe die Notwen-
digkeit einer neuen Netzinfrastruktur stark be-
schleunigt. Ludwig Hartmann, Fraktionschef 
der Grünen, sagt an die Adresse Seehofers: 
„Niemand in diesem Land glaubt Ihnen mehr, 
dass Sie die Energiewende wirklich wollen.“ 
Als Allererstes benötige man einen Wettkampf 
der Ideen, nicht aber einen Ministerpräsiden-
ten, „der einfach nur ideenlos die Politik des-
sen macht, der am lautesten schreit“. 
Markus Blume (CSU) spricht sich für eine 
„Koalition mit den Bürgern“ aus, und zwar 
„vor dem Projekt, nicht hinterher, wenn al-
les entschieden ist“. Der Bund schaffe bei den 
Stromtrassen den Rahmen, danach komme die 
Folgenabschätzung. Die Länder würden dann 
ihre Energiekonzepte aktualisieren und die In-
frastruktur weiterentwickeln müssen. Blume: 
„Die Netzplanung folgt der Erzeugungspla-
nung, nicht umgekehrt.“

Im Streit um die „Stromautobahnen“ bringt 
Ministerpräsident Horst Seehofer im Laufe 
des Jahres den Bau von Gaskraftwerken zur 

Stromerzeugung ins Spiel. Gleichzeitig wird 
deutlich, dass mindestens eine Trasse benötigt 
wird, um die Überproduktion aus Windkraft 
weiter leiten zu können, was auch von der bay-
erischen Wirtschaft unterstrichen wird. In ei-
ner Regierungserklärung am 23. Oktober 2014 
bekennt sich Wirtschaftsministerin Ilse Aig-
ner grundsätzlich zur Notwendigkeit, die Net-
ze aus- bzw. umzubauen und stellt sich hinter 
die Fertigstellung der „Thüringer Strombrü-
cke“. Das Konzept des Bundes sehe die massi-
ve Produktion von Windstrom im Norden, kli-
maschädliche Kohleverstromung in der Mitte 
und einen Transport des Stroms über große 
Trassen nach Süden vor, doch „das ist nicht 
das, was wir wollen“. Aigner plädiert mittel-
fristig für den Bau von neuen Gaskraftwer-
ken, deren Investitionen allerdings am Strom-
markt nicht rentabel seien. Deshalb sollte die 
Bundesregierung einen Anreiz für den Bau 
moderner Anlagen schaffen. Genau ein Jahr 
später muss Wirtschaftsministerin Ilse Aigner 
auf eine Anfrage der Grünen einräumen, dass 
im Jahr 2025 nach Abschaltung der Kernkraft-
werke „voraussichtlich 40 bis 50 Prozent des 
in Bayern verbrauchten Stroms“ durch Einfuh-
ren gedeckt werden müssten. Bis dahin sollen 
etwa 70 Prozent aus erneuerbaren Energien er-
zeugt werden, der Rest aus Kohle, Mineralöl 
oder Erdgas kommen. Gleichzeitig zeichnet 
sich eine Lösung im Streit um Stromtrassen 
ab. Auf Druck von Ministerpräsident Seeho-
fer kommen Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gab-
riel Bayern entgegen: Bei den großen Trassen 
von Norden nach Süden sollen bestehende 
stärker genutzt und rund 80 Prozent als Erdka-
bel verlegt werden. Die Kosten werden auf bis 
zu acht Milliarden Euro zusätzlich geschätzt, 
die sich auf dreißig Jahre verteilen. 
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13. Februar 2014  744

Einmütig bekräftigt der Landtag er-
neut seine Ablehnung von Genmaisanbau 
und spricht sich für den Beitritt Bayerns 
zum Netzwerk gentechnikfreier Regionen 
in Europa aus.

Im Mittelpunkt der europaweiten Kritik steht 
die aus den USA stammende Maissorte 1507 
des Agrarkonzerns Dupont-Pioneer. Es be-
steht der Verdacht, dass sie unter anderem für 
Schmetterlinge und Falter giftig sei und dass 
gentechnisch veränderte Pollen in den Honig 
gelangen könnten. Für die Freien Wähler be-
tont Leopold Herz, angesichts des immer noch 
vorhandenen Lebensmittelüberschusses be-
nötige man diese noch nicht völlig erforsch-
te Gentechnik nicht. Gudrun Brendel-Fischer 
(CSU) ergänzt, bisher gebe es keine einzige 
Studie, die beweise, dass Gentechnikpflanzen 
harmlos für unsere Gesundheit seien und auch 
keine negativen Folgen für Tier- und Pflan-
zenwelt hätten. Rosi Steinberger (Grüne) for-
dert, Bayern müsse endlich dem Netzwerk 
gentechnikfreier Regionen beitreten, was die 
CSU bisher standhaft verweigert habe. Um-
weltminister Marcel Huber erläutert, eigent-
lich sei es inkonsequent, eine gentechnikfreie 
Region auszurufen, wenn ein großer Teil der 
bayerischen Landwirtschaft auf gentechnisch 
veränderten Sojaschrot angewiesen sei. Doch 
die CSU habe ihre Meinung geändert und wol-
le ein Zeichen setzen. Bayern solle sich in Eu-
ropa Verbündete suchen, die in der gleichen 
Situation seien. Einstimmig fordert daraufhin 
der Landtag die Staatsregierung auf, dem „Eu-
ropäischen Netzwerk gentechnikfreier Regio-
nen“ beizutreten mit dem Ziel, „Bayern vor 
dem Anbau von Agrogentechnik zu schützen“.

26. März 2014  745 

Die Regeln des Abgeordnetengesetzes für 
die Beschäftigung von Mitarbeitern wer-
den verschärft.

Die vom Plenum einstimmig verabschiede-
ten Änderungen unterbinden künftig, dass 
ein Abgeordneter Personen beschäftigt, die 
gleichzeitig in seinem privatwirtschaftlichen 
Unternehmen oder im Rahmen seiner freibe-
ruflichen Arbeit tätig sind. Dies gilt ebenso 
für Verträge mit Kapital- oder Personengesell-
schaften, an denen das Landtagsmitglied selbst 
oder andere Mitglieder des Landtags wesent-
lich beteiligt sind. Die fehlende Erstattungsfä-
higkeit von Aufwendungen erstreckt sich auch 
auf Verträge mit Parteigeschäftsstellen. Außer-
dem wird die Diätenkommission in Abgeord-
netenrechtskommission umbenannt und neu 
besetzt. Schließlich wird klar definiert, was 
der Oberste Rechnungshof prüfen darf. Da-
zu bemerkt der Fraktionsgeschäftsführer der 
CSU, Josef Zellmeier, entscheidend sei, dass 
die ordnungsgemäße Verwendung der Mittel 
geprüft werden dürfe, nicht aber die Erfor-
derlichkeit, denn „wir pochen auf die Freiheit 
des Mandats“. 
Florian Streibl (Freie Wähler) kommentiert, 
dieses „schärfste und strengste“ Abgeordne-
tengesetz in der ganzen Bundesrepublik sei 
„kein Selbstzweck“, sondern es unterstreiche, 
dass „wir über die Fraktionsgrenzen hinweg 
ein gewisses Ethos leben wollen und dass uns 
das die Demokratie wert ist“. Thomas Gehring 
(Grüne) ergänzt: „Wir sorgen dafür, dass mehr 
Transparenz herrscht.“ Bereits seit dem 1. Ju-
ni 2013 werden den Parlamentariern aufgrund 
einer Änderung des Abgeordnetengesetzes die 
Kosten von Mitarbeitern bis zum 4. Verwandt-
schaftsgrad nicht mehr erstattet. Die voraus-
gegangene „Verwandtenaffäre“ lebt ein Jahr 
später wieder auf, als die SPD von der Staats-
regierung wissen will, wie viel Geld Angehö-
rige von Kabinettsmitgliedern für Mithilfe im 
Büro erhalten haben. Erst ein Urteil des Bay-
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erischen Verfassungsgerichtshofs schafft Klar-
heit: Mehr als 1,3 Millionen Euro erhielten 
fünf Minister und Staatssekretäre für die Zu-
arbeit ihrer Ehefrauen oder nahen Verwandten. 
Die Verfassungsrichter, nach der Auskunfts-
verweigerung von den Sozialdemokraten an-
gerufen, tadeln in ihrem Urteil vom 22. Mai 
2013 das Verhalten der Staatsregierung. „Da 
die begehrten Auskünfte dem Verantwortungs-
bereich der Staatsregierung zuzurechnen sind, 
war diese zur Antwort verpflichtet.“ Gerade 
den Kabinettsmitgliedern obliege eine „gestei-
gerte Sorgfaltspflicht im Umgang mit öffent-
lichen Mitteln, die noch über die eines einfa-
chen Abgeordneten hinausgeht“. 

1. Juli 2014  746

Mit einer interfraktionellen Initiative 
setzt der Landtag eine Enquete-Kommis-
sion „Gleichwertige Lebensverhältnisse in 
ganz Bayern“ ein.

Die Förderung gleichwertiger Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse erhielt im September 2013 
durch einen Volksentscheid Verfassungsrang. 
Die einstimmig beschlossene Enquete-Kom-
mission soll nun aufzeigen, wie ein Ausei-
nanderdriften des Freistaats in stärker und 
schwächer werdende Gebiete verhindert oder 
sogar gestoppt werden kann. Zum Kommis-
sionsvorsitzenden wird Berthold Rüth (CSU) 
gewählt, sein Stellvertreter ist Christoph Ra-
benstein (SPD). Dem Gremium gehören 13 
Abgeordnete und neun Experten aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Verwaltung als ständige 
Mitglieder an. 
Josef Zellmeier, Parlamentarischer Geschäfts-
führer der CSU-Fraktion, nennt als besonderen 
Schwerpunkt der Arbeit den demografischen 
Wandel, der vor allem in den Grenzregionen 
stattfinde. Christoph Rabenstein (SPD) er-
wartet von der Enquete-Kommission, dass sie 
„Empfehlungen und Handlungsanweisungen“ 
an die Staatsregierung und den Landtag geben 

werde. Alexander Muthmann (Freie Wähler) 
wünscht sich eine Antwort auf die Frage, was 
überhaupt unter gleichwertigen Lebensbedin-
gungen in Bayern zu verstehen sei. Markus 
Ganserer (Grüne) will nach Wegen suchen, 
was zu tun sei, damit Menschen nicht abwan-
derten bzw. damit sie nach ihrer auswärtigen 
Ausbildung in ihre Regionen zurückkehrten.

Im „Zwischenbericht“ der Enquete-Kommis-
sion unterstreicht ihr Vorsitzender Berthold 
Rüth am 24. November 2015 im Landtags-
plenum, die „Förderung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse und Arbeitsbedingungen“ 
bedeute nicht ihre „Gleichartigkeit“, denn 
die strukturellen, kulturellen, historischen 
und gesellschaftlichen Voraussetzungen sei-
en sehr verschieden. Ihre ersten Exkursionen 
unternahm die Kommission ins Heimatminis-
terium in Nürnberg und nach Niederbayern, 
ins Ilzer Land. Die „Heimatstrategie“ für die 
Entwicklung Bayerns beruht laut Rüth auf 
fünf Säulen: Strukturentwicklung im ganzen 
Land, Nordbayern-Initiative, Behördenverla-
gerungen, digitale Revolution (Breitbandver-
sorgung) und kommunaler Finanzausgleich. 
Bislang unbeantwortet sei die Frage nach ei-
nem Indikator zum Messen von Gleichwertig-
keit. Rüth vertritt die Meinung, dass gewisse 
„Kerngrößen“ benötigt würden, die jeweils 
auf die Regionen zuzuschneiden seien. Bereits 
jetzt würden drei große Themen für die Arbeit 
der Enquete Kommission deutlich, betont ihr 
Vorsitzender: Arbeitsplätze, Bildungs- bzw. 
Wissenschaftsangebote im ländlichen Raum 
sowie Infrastruktur und Mobilität einschließ-
lich des Breitbandausbaus. 
Christoph Rabenstein (SPD) ergänzt, Ziel 
der Kommission sei es, „Bayern wieder ins 
Gleichgewicht zu bringen“, denn nach wie 
vor gebe es unterschiedliche Geschwindig-
keiten: „In den Boomregionen ist Bayern ein 
Sprinter mit Rückenwind, in den benachtei-
ligten Gebieten ein Läufer, der immer noch 
einen Klotz am Bein hat.“ Alexander Muth-
mann (Freie Wähler) äußerte sich enttäuscht 
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über die Mitarbeiter des Heimatministeriums 
in Nürnberg: „Sie beantworten lediglich Fra-
gen und nehmen allenfalls eine passive Rol-
le als Beobachter ein“, möglicherweise „aus 
Sorge hinsichtlich einer unangemessenen Ein-
mischung in ihre exekutiven Kompetenzen.“ 
Kooperation sehe anders aus, kritisiert Muth-
mann. Markus Ganserer (Grüne) machte die 
Erfahrung, dass verlässliche Untersuchungen 
bzw. Daten zur Beurteilung der räumlichen 
Unterschiede fehlten. Der „Heimatbericht“ 
sei keine geeignete Grundlage, sondern ledig-
lich der Versuch, „mit Taschenspielertricks die 
Konturen der Unterschiede zu verwischen“. 
Heimatminister Markus Söder fordert Ent-
wicklungsperspektiven für den ländlichen 
Raum, denn die Ansiedlung von Arbeitsplät-
zen könne nicht allein das Privileg von Groß-
städten sein. Das Landesentwicklungspro-
gramm behindere derzeit wirtschaftliche An-
siedlungen, weshalb es geändert werden 
müsse. Für Handwerk und Gewerbe müsse die 

Chance bestehen, sich an großen Straßen an-
zusiedeln. Man könne den ländlichen Raum 
nicht beleben, wenn man ihm gleichzeitig die 
Luft abschneide, betont der Minister. 

16. September 2014  747

Die CSU-Abgeordnete Ulrike Scharf ist mit 
ihrer Vereidigung im Plenum neue Staats-
ministerin für Umwelt und Verbraucher-
schutz. Sie folgt auf Marcel Huber, der auf 
den Posten des Staatskanzleiministers 
wechselt. Den hat Christine Haderthauer 
durch ihren Rücktritt am 1. September frei-
gemacht.

Anlass für Haderthauers Rückzug ist die „Mo-
dellauto-Affäre“, in die sie zusammen mit ih-
rem Ehemann verwickelt ist. Der Psychiater 
Hubert Haderthauer betreute Forensik-Pati-
enten in den Bezirkskrankenhäusern Ansbach 

Enquete-Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“

Staatsministerin Ulrike Scharf
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Staatsministerin Ulrike Scharf

und Straubing, wo er von psychisch kran-
ken Straftätern wertvolle Modellautos bauen 
ließ. Vermarktet wurden sie von der Firma 
Sapor-Modelltechnik, an der auch das Ehepaar 
Haderthauer beteiligt war. Hubert Haderthauer 
verkaufte das Unternehmen im Oktober 2008, 
als seine Frau zur Sozialministerin ernannt 
wurde. Der am 27. November eingesetzte Un-
tersuchungsausschuss „Modellbau“ soll unter 
anderem klären, wie die „Modellbau-Thera-
pie“ konkret aussah, wie die Verträge mit der 
Firma Sapor gestaltet waren und ob Christine 
Haderthauer ein Fehlverhalten im Zusammen-
hang mit einer möglichen Tätigkeit im Amt 
vorzuwerfen sei. Schließlich geht es auch um 
das Verhalten Haderthauers und der Staats-
kanzlei gegenüber Anfragen von Medien und 
Parlament in den Wochen vor ihrem Rückzug.

Ursprünglich hatte die Opposition eine Son-
dersitzung beantragt, um den Ministerpräsi-
denten zur Entlassung Haderthauers aufzu-
fordern. Die Vereidigung der neuen Umwelt-
ministerin Scharf nützt nun die Opposition 
zu scharfen Angriffen auf Ministerpräsident 
Seehofer im Zusammenhang mit ihrem An-
trag, die Affäre Haderthauer unverzüglich 
aufzuklären. Der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Markus Rinderspacher wirft die Frage auf, 
„warum hat der Ministerpräsident so lange 
an seiner Ministerin festgehalten und dabei 
einen politischen Kollateralschaden für seine 
Regierung und für unser Land zumindest bil-
ligend in Kauf genommen?“ Er sieht im Fall 
Haderthauer und in anderen „Verfehlungen“ 
wie beim „Fall Schottdorf“ eine „Dominante 
der Regierungspolitik“: Seitdem die Alternati-
ve für Deutschland (AfD) am rechtskonserva-
tiven Rand der CSU knabbere, schlingere ihre 
Politik „zwischen unverhohlen rechtspopulis-
tischen Tönen und der Preisgabe klassischer 
konservativer Positionen“. 
Hubert Aiwanger, Fraktionschef der Freien 
Wähler, will neben dem Fall Haderthauer auch 
das Umfeld beleuchten und kommt zu dem 
Ergebnis: All das sei symptomatisch für eine 

Partei, die über Jahrzehnte die absolute Mehr-
heit innegehabt habe bis hin zu dem Schluss 
„der Staat, das bin ich“. Ulrike Gote (Grüne) 
befürchtet, der Skandal „Modellbau-Affäre“ 
werde in die Geschichte eingehen und „ewig 
an Bayern hängen bleiben“. Der CSU-Frakti-
onsvorsitzende Thomas Kreuzer hält der Op-
position vor, sie wolle Haderthauer weiter her-
abwürdigen, ohne dass Aufklärung erfolgt sei. 
Kreuzer: „Ein solches Verhalten ist schäbig.“ 
Haderthauer habe ihre Ämter korrekt erfüllt 
und „hervorragende Dienste für den Freistaat 
Bayern geleistet“. Kreuzer verspricht lücken-
lose Aufklärung des Falls, doch jetzt werde 
kein politisches Tribunal veranstaltet. Thomas 
Kreuzer und Ministerpräsident Horst Seeho-
fer nehmen die Haderthauer-Debatte zum An-
lass, über eine Neuregelung der Redezeiten im 
Landtagsplenum nachzudenken. 
Ein Vierteljahr später, am 10. Dezember, be-
schließt die CSU-Mehrheit eine entsprechende 
Änderung: Sie verfügt nun statt einem Viertel 
über ein Drittel der Redezeit im Plenum, die 
SPD bekommt ein Viertel, Freie Wähler und 
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Grüne jeweils etwas weniger. Thomas Kreu-
zer, Fraktionsvorsitzender der CSU, gibt zu 
bedenken, dass seine Partei mit 56 Prozent 
der Abgeordneten bisher nur über ein Viertel 
der Redezeit verfügen konnte, die Opposition 
dagegen über drei Viertel. Volkmar Halbleib 
(SPD) erinnert daran, dass seit fast 20 Jahren 
Konsens über die Redezeit bestanden habe, 
selbst zu Zeiten der Zweidrittelmehrheit der 
CSU. Thomas Gehring (Grüne) wertet die Än-
derung als „Akt gegen eine unbequeme Op-
position“, und Florian Streibl (Freie Wähler) 
spricht von einer „Maßnahme der Disziplinie-
rung“.

2. Oktober 2014  748

Die Aktenlage zu dem Oktoberfestatten-
tat am 26. September 1980 ist Gegenstand 
eines Berichts von Landespolizeipräsi-
dent Wilhelm Schmidbauer im Rechts- 
und Verfassungsausschuss. Den Anstoß 
gab die Premiere des Films „Der blinde 
Fleck“ im Landtag.

Beim schwersten Terroranschlag in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland 
wurden 13 Menschen getötet und 211 zum Teil 
schwer verletzt. Das Drehbuch für den ersten 
Film über das Attentat, der in der Reihe „Kino 
im Landtag“ vorgeführt wurde, stammt von 
dem Journalisten Ulrich Chaussy, der jahr-
zehntelang recherchierte. Der Streifen, produ-
ziert vom Bayerischen Rundfunk und geför-
dert vom FilmFernsehFonds Bayern, schlägt 
den Bogen vom Herbst 1980 bis hin zu aktu-
ellen politischen Ereignissen im Zusammen-
hang mit der Mordserie des Nationalsozialisti-
schen Untergrunds (NSU). In der Podiumsdis-
kussion im Anschluss an die Uraufführung im 
Senatssaal versprach Innenminister Joachim 
Herrmann dem Autor Chaussy, alle noch bei 
bayerischen Behörden verfügbaren Akten zu 
dem Oktoberfestattentat zur Einsicht freizu-
geben. Die Reihe „Kino im Landtag“ hat das 

Ziel, den medienpolitischen Diskurs zwischen 
den Abgeordneten und den Filmschaffenden 
zu vertiefen. 

Im Rechtsausschuss betont Vorsitzender Franz 
Schindler (SPD), der Bayerische Landtag 
müsse sich mit dem Thema Oktoberfestat-
tentat befassen, auch wenn die Ermittlungen 
vom Generalbundesanwalt geführt worden 
seien. Das Landeskriminalamt habe seiner-
zeit die „Sonderkommission Theresienwiese“ 
eingesetzt, sodass sich eine Reihe von Akten 
noch in Bayern befänden. Landespolizeipräsi-
dent Wilhelm Schmidbauer teilt dazu mit, die 
Polizei bereite sich auf eine mögliche Wie-
deraufnahme der Ermittlungen vor. Die Ak-
ten würden zurzeit durchgesehen und nach 
und nach dem Hauptstaatsarchiv in München 
übergeben. Doch in der Staatskanzlei, bei der 
Bereitschaftspolizei, der Stadt München, der 
Feuerwehr und der niedersächsischen Polizei 
gebe es immer noch nicht gesichtete Akten. 
Dazu komme als geheim eingestuftes Mate-
rial beim bayerischen Verfassungsschutz, das 
vom Innenministerium „tiefer gehenden Re-
cherchen“ unterzogen werde. Nach Auskunft 
des Landeskriminalamtes seien alle Asserva-
te zum Oktoberfestattentat vernichtet worden.
Florian Ritter (SPD) betont die Verpflichtung 
gegenüber Opfern und Hinterbliebenen, das 
Verfahren wieder aufzunehmen. Viele Opfer 
hätten sich durch die schnelle Einstellung des 
Verfahrens 1982 im Stich gelassen gefühlt und 
geglaubt, dass kein Interesse an einer vollstän-
digen Aufklärung bestehe. An der Alleintäter-
schaft des damals 21-jährigen Gundolf Köhler 
sei aufgrund der Aktenlage nicht zu zweifeln, 
betont Wilhelm Schmidbauer, was den Abge-
ordneten Ritter zu der Bemerkung veranlasst, 
beim Verfassungsschutz sei längst bekannt, 
dass das Oktoberfestattentat einen rechtsext-
remen Hintergrund gehabt habe.

Keine Akteneinsicht werde es zur rechtsex-
tremen Wehrsportgruppe Hoffmann geben 
können, mit der Gundolf Köhler in Kontakt 
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stand, teilt Schmidbauer mit, weil der dama-
lige Leiter der Gruppe heute noch unter Be-
obachtung stehe. Katharina Schulze (Grüne) 
fordert, mögliche Verbindungen mit rechtsex-
tremen Gewalttaten jener Jahre, etwa in Ita-
lien, genauer zu untersuchen. Petra Gutten-
berger (CSU) betont, nach gegenwärtigem 
Wissensstand seien die Ermittlungen zum Ok-
toberfestattentat korrekt verlaufen und es gebe 
keine Hinweise auf Hintermänner. Bei neuen 
Erkenntnissen sei es selbstverständlich, dass 
die restlose Aufklärung dem gesamten Land-
tag am Herzen liege.

12. November 2014  749

Nach heftiger Diskussion verankert die 
CSU-Mehrheit die 10H-Regel für den Neu-
bau von Windkraftanlagen in der Bayeri-
schen Bauordnung. Die Opposition warnt 
vor einem Ende des Windkraftausbaus.

Die 10H-Regel besagt, dass der Bau von Win-
drädern nur noch dann erlaubt wird, wenn de-
ren Abstand zur nächsten Wohnbebauung 
mindestens das Zehnfache der Anlagenhöhe 
beträgt. Bei 200 Meter hohen Windrädern 
entsprechend dem technischen Standard be-
deutet das 2000 Meter Distanz. Geringer darf 
der Abstand nur sein, wenn ein Einvernehmen 
innerhalb der Gemeinde sowie der betroffe-
nen Nachbarkommunen zustande kommt. Für 
Einödhöfe und Weiler gilt weiterhin der Min-
destabstand von 800 Metern. Bisher betrug der 
Minimalabstand 600 Meter, in der Regel lag 
er zwischen 800 und 1000 Meter. Die neue 
Regelung ist bundesweit einmalig und stützt 
sich auf eine Sonderbestimmung im Bundes-
baugesetz.

Otmar Bernhard (CSU) begründet die 10H-Re-
gel damit, dass die Windanlagen im Laufe der 
Jahre immer höher geworden seien. Deshalb 
solle der Schutz der Betroffenen verbessert 

Windkraftanlage
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werden. Natascha Kohnen (SPD) hält dagegen, 
mit dem Gesetz stünden nur noch 0,05 Prozent 
der Fläche Bayerns für Windräder zur Verfü-
gung. Thorsten Glauber (Freie Wähler) sieht 
im Widerspruchsrecht der Nachbargemeinden 
gegen bestehende Flächennutzungspläne einen 
Verstoß gegen die kommunale Selbstverwal-
tung. Martin Stümpfig (Grüne) spricht von ei-
ner „Bevormundung der Kommunen“. Er fügt 
an, die Windkraft sei ein enorm wichtiger Bau-
stein zur Erreichung der Klimaziele, 10H aber 
„sägt an dem Ast der Energiewende“. Die For-
derung der Opposition, eine erneute Anhörung 
zu veranstalten, wird von der CSU abgelehnt. 
Die Oppositionsfraktionen ziehen daraufhin 
wegen Verletzung der Minderheitenrechte, 
unter anderem aber auch wegen des Versto-
ßes gegen die kommunale Selbstbestimmung 
vor den Bayerischen Verfassungsgerichtshof. 

Die Richter kommen ein halbes Jahr später zu 
dem Schluss, dass die Abstandsregelung nicht 
gegen die Bayerische Verfassung verstößt. Mit 
dem Gesetz habe der Landtag lediglich den 
rechtlichen Spielraum ausgeschöpft, den ihm 
der Bund zuvor eingeräumt habe. Dem Argu-
ment, dass mit 10H der Ausbau der Windkraft 
faktisch unmöglich werde, weil nur noch rund 
0,1 Prozent der Landesfläche zur Verfügung 
stehe, widersprechen die Verfassungsrichter. 
Nach einer Untersuchung des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung blieben 
etwa vier Prozent für den Windräderbau übrig, 
wenn die Anlagen nur 150 Meter hoch seien 
und damit der Mindestabstand 1500 Meter be-
trage. Diese Schätzung zeigt laut Verfassungs-
gerichtshof, dass auch mit 10H genügend 
Raum für die Nutzung der Windkraft bleibe.

12. November 2014  750

Die Hochschule für Politik (HfP) wird der 
Technischen Universität München (TUM) 
angegliedert. Die vom Plenum einstim-
mig verabschiedete Gesetzesänderung ist 

Schlusspunkt eines vom Landtag maßgeb-
lich begleiteten Reformprozesses.

Nach jahrzehntelanger Kooperation plante die 
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) im 
Herbst 2011, die Verbindung zu kappen. Die 
1950 gegründete HfP, beruhend auf einem ei-
genen Gesetz, war rechtlich keine Hochschu-
le, sondern eine Körperschaft. Für die Vergabe 
der akademischen Grade war als Trägeruni-
versität die LMU zuständig, die nun aber die 
Qualität von Lehrinhalten und Personal infra-
ge stellte. Die HfP bat daraufhin den Land-
tag um Hilfe, der einen Unterausschuss des 
Hochschulausschusses etablierte, um ein Kon-
zept zu erarbeiten. Eine am 20. Juni 2013 ein-
stimmig verabschiedete Gesetzesreform stell-
te die Weichen.
Die „Hochschule für Politik München – Bava-
rian School of Public Policy“ bietet weiterhin 
ein vollwertiges Studium für Berufstätige und 
akademische Seiteneinsteiger an. Das Gesetz 
sichert den Status der HfP und die akademi-
sche Lehre durch neue Bestimmungen über 
das Lehrpersonal. Anders als bisher wird es 
nun neben Dozenten von anderen Hochschu-
len auch einen festen Lehrkörper geben. Ab-
schluss des Reformprozesses ist die Angliede-
rung der HfP an die TUM sowie die Einrich-
tung von fünf eigenen Lehrstühlen. Die neue 
HfP ergänzt den geisteswissenschaftlichen 
Zweig, der an der Technischen Universität in 
den vergangenen Jahren aufgebaut wurde. 
Als „Hochschule des Landtags“ bezeichnet 
Markus Blume (CSU) die HfP, deren Erhal-
tung auch ein großes Verdienst von Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm sei. Das un-
terstreicht auch Isabell Zacharias (SPD), die 
ergänzt: „Wir haben für die Hochschule für 
Politik Geschichte geschrieben.“ Michael Pi-
azolo (Freie Wähler) lobt, nun biete sich die 
Chance, alte, tradierte politikwissenschaftli-
che Kenntnisse mit neuen gesellschaftspoliti-
schen Strömungen zusammenzuführen. Und 
die Grünen-Abgeordnete Katharina Schulze 
lobt: „Das Wunderbare an diesem Reform-
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prozess war, dass es uns über alle Fraktionen 
hinweg wichtig war, diese Hochschule zu be-
halten und sie vor allem in eine goldene Zu-
kunft zu führen.“

27. November 2014  751

In seiner ersten Regierungserklärung als 
„Heimatminister“ stellt Markus Söder das 
25 Punkte umfassende Programm „Heimat 
Bayern 2020“ vor mit dem Ziel, den struk-
turschwächeren Räumen bessere Chancen 
für den Anschluss an die allgemeine Ent-
wicklung zu eröffnen. 

Finanzminister Söder, der zugleich Heimat-
minister ist, will im Landesentwicklungspro-
gramm das System der Zentralen Orte (der-
zeit 842) neu ordnen mit einer zeitgerechten 
Anpassung an die „kommunale Realität“. Er 
denkt dabei an die Einführung der Metropo-
len als neue Gebietskategorie sowie an be-
sondere Hilfen für Gemeinden in struktur-
schwachen Räumen, wo sich mehr und mehr 
Versorgungslücken für die Bevölkerung auf-
tun würden. Generell solle das Anbindegebot 
für Gewerbegebiete an Ausfahrten von Auto-
bahnen oder vierspurigen Straßen gelockert 
werden. Grenzgemeinden in Oberbayern, im 
Allgäu oder in Ostbayern benötigten bei Ge-
werbeansiedlungen Chancengleichheit gegen-
über den Kommunen auf der anderen Seite der 
Grenze, betont Söder. Im Zuge der Behörden-
verlagerung will er 1500 Arbeitsplätze aus 
München abziehen, und zwar nicht nur in die 
nördlichen Krisenregionen in Franken und in 
der Oberpfalz, sondern auch in die oberbaye-
rischen Landkreise Mühldorf, Garmisch und 
das Berchtesgadener Land. 

Bis zum Jahr 2020 verspricht der Minister ein 
kostenloses Funk-Internet über WLAN-Stati-
onen in ganz Bayern. Acht bereits bestehende 
Digitalisierungsämter in Wunsiedel, Traun-
stein, Bad Neustadt a. d. Saale, Nabburg, 

Neustadt a. d. Aisch, Vilshofen, Eichstätt und 
Kaufbeuren sollen zu sogenannten „Bayern-
Labs“ ausgebaut werden, also Internetzentren 
mit sehr schnellen Verbindungen, die Firmen 
und Schulen zur Verfügung gestellt werden 
sollen. Außerdem werde ein neuer „Heimat-
preis“ als Zukunftspreis gestaltet werden „um 
Identifikation zu erreichen“, kündigt Söder an. 
Eine Kampagne „Bayern Heimat 2020“ sol-
le die Standortvorteile des ländlichen Raums 
betonen. Der Minister fasst zusammen: Bay-
ern stehe angesichts der demografischen Ent-
wicklung vor einer neuen Entwicklungsstufe. 
Franz Josef Strauß habe den Freistaat von ei-
nem Agrarland zu einem industriellen Stand-
ort entwickelt. Edmund Stoiber habe Bayern 
zu einem Hightech-Land gemacht. Nun gelte 
es im „Zeitalter der Digitalisierung und Glo-
balisierung“, die „bayerische Heimat im Kern 
zu bewahren, kulturelle Stabilität zu erhalten, 
aber auch neue Chancen zu eröffnen“, sodass 
Bayern weiterhin „das Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten in Deutschland“ bleibe. 

Für Annette Karl (SPD) ist das Programm 
„eine Ansammlung heißer Luft“. Anstel-
le des „CSU-Zentralismus Montgelasscher 
Prägung“ müssten „Dezentralität, Subsidia-
rität und Konnexität“ treten, „da hilft auch 
kein Trachtenjanker“, wenn Inhalte fehlten. 
Die SPD-Abgeordnete wünscht sich: „Geben 
Sie uns die Außenstellen der Gerichte wieder, 
die geschlossenen Schulen und Polizeidienst-
stellen, die dichtgemachten Krankenhäuser“, 
denn das würde „unser Lebensgefühl unge-
mein stärken“. Alexander Muthmann (Freie 
Wähler) wünscht sich ein Bekenntnis, was 
„Gleichwertigkeit von Lebensbedingungen 
eigentlich heißt“, denn neben der Digitalisie-
rung hätten die Menschen ganz andere Fragen, 
etwa Betreuungs- und Bildungsangebote für 
Kinder. Grünen-Fraktionsvorsitzender Ludwig 
Hartmann sieht im Begriff Heimat die Auffor-
derung, das Umfeld so zu gestalten, dass alle 
eine Chance auf ein gutes Leben hätten. Er 
kritisiert: „Täglich verschwindet in Bayern die 
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Fläche von 25 Fußballfeldern für Straßen, Ge-
werbegebiete oder Einzelhandelsprojekte auf 
der grünen Wiese im wahrsten Sinne des Wor-
tes unter Beton und Asphalt, und der Minister 
macht sich darum keine Sorgen“. Klaus Ho-
letschek (CSU) sieht die Zukunft Bayerns im 
ländlichen Raum, nicht nur in den Metropolen. 
Ausdruck dafür sei das Heimatministerium. 

11. Februar 2015  752

Mit einer Änderung des Landeswahlgeset-
zes schafft die CSU-Mehrheit ein neues In-
strument bürgerschaftlicher Mitwirkung. 
Bei „Vorhaben von landesweiter Bedeu-
tung“ können künftig die Wahlberechtig-
ten befragt werden.

Das Ergebnis dieser „Volksbefragungen“ ist 
allerdings für Landtag und Staatsregierung 
nicht bindend. Über die Fragestellungen ent-
scheidet die Staatsregierung im Einverneh-
men mit der Landtagsmehrheit. Aus diesem 
Grund ist nach Ansicht der Staatsregierung 
keine Verfassungsänderung notwendig. Die 
Regierungsvorlage weicht in einem entschei-
denden Punkt von einer ähnlichen SPD-Ini-
tiative ab: Die Sozialdemokraten wollen die 
Volksbefragung zu einem Minderheitenrecht 
machen. Wie bei der Einsetzung von Untersu-
chungsausschüssen soll ein Fünftel der Land-
tagsabgeordneten das Recht bekommen, eine 
Volksbefragung einzuleiten. Freien Wählern 
und Grünen ist das Instrument der Volksbe-
fragung zu wenig. Stattdessen sollen stärke-
re Mitwirkungsrechte in den Bestimmungen 
über Volksbegehren und Volksentscheid ver-
ankert werden. 

Innenminister Joachim Herrmann betont, mit 
dem Gesetzentwurf werde erstmals innerhalb 
Deutschlands die Möglichkeit geschaffen, das 
Volk an der Meinungsbildung und Entschei-
dungsfindung zu beteiligen. Dies entspreche 
der Überzeugung des Ministerpräsidenten, 

dass Bayerns Bürger nicht Adressat, sondern 
Partner der Politik seien. Als mögliche The-
men für Volksbefragungen hatte der Regie-
rungschef den Bau neuer Stromtrassen und 
den Bau einer dritten Startbahn am Münchner 
Großflughafen ins Gespräch gebracht. Petra 
Guttenberger (CSU) nennt die Volksbefragung 
einen „guten, richtigen und wichtigen Weg“, 
um „zusätzliche Erkenntnisse“ zu bekommen. 
Das Recht des Volkes, über Volksbegehren 
und Volksentscheid selbst als Gesetzgeber tä-
tig zu werden, bleibe unberührt.
Franz Schindler (SPD) vertritt, anders als 
Freie Wähler und Grüne, die Auffassung, 
dass konsultative Volksbefragungen auch ohne 
Änderung der Verfassung eingeführt werden 
können. Die Regierungsvorlage bedeute aber, 
dass „die bisherige Aktionseinheit zwischen 
Mehrheitsfraktion und der Staatsregierung be-
toniert“ und dass die Rechte der parlamenta-
rischen Opposition auf Mitwirkungsmöglich-
keiten beschnitten würden. Die CSU degra-
diere die Volksbefragung zu einem „alleinigen 
Machtinstrument der Mehrheit“, ja zu einem 
„alleinigen Machtinstrument der Staatsregie-
rung“, kritisiert der SPD-Sprecher. 
Für die Freien Wähler fordert Michael Piazo-
lo einen „wahren Bürgerstaat“. Seine Fraktion 
tritt für Volksabstimmungen über grundlegen-
de Fragen der Landespolitik ein. Diese sollen 
von der Staatsregierung, aus der Mitte des 
Landtags oder von mindestens 100 000 Wahl-
berechtigten eingeleitet werden können und 
bei Einhaltung eines Zustimmungsquorums 
von landesweit 15 Prozent verbindlich sein. 
Piazolo: „Wir vertrauen dem Volk, und wir 
trauen dem Volk viel zu.“ 
Die Grünen wollen die Zulassung von Volks-
begehren und Volksentscheid erleichtern und 
auch haushaltsrelevante Fragen einbeziehen, 
was die Verfassung derzeit ausschließt. Katha-
rina Schulze betont, nach Ansicht der Grünen 
seien die Gesetzentwürfe von Staatsregierung 
und SPD verfassungswidrig. Eine einfache 
gesetzliche Regelung reiche nicht aus, da die 
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Volksbefragung in die „Grundarchitektur der 
Demokratie“ eingreife. 

Die Einfügung von Volksbefragungen in das 
Landeswahlgesetz, die seit dem 1. März gilt, 
wird im Juli von der SPD-Fraktion mit einer 
Verfassungsklage in Frage gestellt. Ihr Vor-
sitzender Markus Rinderspacher sagt zur Be-
gründung, nun sei es möglich, dass der Land-
tag „theoretisch einstimmig“ eine Volksbefra-
gung beschließe, die Staatsregierung sich aber 
trotzdem verweigere. Das widerspreche dem 
Grundgedanken der Verfassung, wonach die 
Legislative die Entscheidungen fälle und die 
Exekutive sie ausführe.

14. April 2015  753

Eine Studie der Unternehmensberatung 
McKinsey wirbelt Staub auf: Zwar seien die 
Wirtschaftsdaten Bayerns hervorragend, 
doch für die Zukunft sähen sie eher mittel-
mäßig aus. Die Grünen nehmen die Prog-
nose zum Thema für eine Aktuelle Stunde.

Die Expertise mit dem Titel „Bayern 2025: 
Alte Stärke, neuer Mut“ der renommierten 
Consultingfirma ist keine Auftragsarbeit, son-
dern wurde aus eigenem Antrieb erstellt. Laut 
McKinsey geht es Bayern derzeit bestens, 
während der Freistaat bei den für die künf-
tige Entwicklung bedeutenden Indikatoren 
wie Einkommensverteilung, Start-up-Quote, 
Bildungsmobilität, Internetzugang und Res-
sourcenproduktivität im nationalen Vergleich 
„nicht über das Mittelfeld hinauskommt“. 
Auch international bleibe Bayern insgesamt 
zurück. „Das bayerische Erfolgsmodell ist in 
Gefahr, der Handlungsdruck ist groß“, fasst 
McKinsey seine Studie zusammen. Sollte die 
Politik untätig bleiben, seien 40 Prozent der 
Arbeitsplätze „in der Gefährdungszone“. Auf 
„15 Handlungsfeldern“ machen die Unterneh-
mensberater Vorschläge, wie der Negativtrend 
zu stoppen sei.

Die Grünen-Fraktionsvorsitzende Margarete 
Bause vermisst adäquate Antworten von CSU 
und Staatsregierung auf die Studie und kri-
tisiert: „Sie reagieren, wie Sie regieren, mit 
der für Sie typischen Mischung aus Selbstge-
fälligkeit, Ideenlosigkeit und Mutlosigkeit.“ 
Die Vorschläge von McKinsey für einen ge-
rechteren Bildungszugang, dezentrale Ener-
gieversorgung und eine ressourcenschonende 
Landwirtschaft sowie die Chancen der Zuwan-
derung zählten „zum Kernbestand grüner Pro-
grammatik“, betont Bause. 
Nach Ansicht von SPD-Fraktionschef Mar-
kus Rinderspacher zeigt McKinsey auf, dass 
es nicht reiche, „sich in ökonomischen Sta-
tistiken und abstrakten Exportkennziffern zu 
sonnen“. In vielen Bereichen lebe Bayern von 
der Substanz. 
Für die Freien Wähler fordert ihr Fraktionsvor-
sitzender Hubert Aiwanger ein „zukunftsfähi-
ges Bayern“, doch man solle „nicht unbedingt 
auf McKinsey hören, sondern gemeinsam auf 
den Sachverstand hier in diesem Haus“. Erwin 
Huber (CSU) bekennt, in einer sich ständig 
verändernden Welt könne nur bestehen, wer an 
der Spitze des Fortschritts, der Innovationsfä-
higkeit marschiert. Ausschlaggebend sei nicht 
die „Zukunftsangst, die die Grünen pflegen“, 
sondern die Fähigkeit zur Offenheit.

7. Mai 2015  754

„Wir wollen, dass die Fabrik der Zukunft in 
Bayern steht“, sagt Wirtschaftsministerin 
Ilse Aigner zum Thema Digitalisierung. Im 
Rahmen einer Regierungserklärung kün-
digt sie ein 10-Punkte-Programm mit Aus-
gaben von weiteren 500 Millionen Euro an. 

„Die Digitalisierung revolutioniert unser Le-
ben und unsere Arbeit in einer unglaublichen 
Geschwindigkeit“, betont Aigner. Nach der 
Dampfmaschine, der Massenproduktion in 
Fließbandfabriken und dem Computer erlebe 
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man jetzt „Industrie 4.0, das Internet der Din-
ge“. In diesem historischen Umbruch würden 
neue Daten gewonnen, gefiltert und verwertet 
mit neuen Geschäftsmodellen wie Uber oder 
Airbnb. In fünf Jahren würden 50 Milliarden 
Geräte weltweit digital vernetzt sein, Maschi-
nen in der Produktion miteinander kommuni-
zieren und dabei Fehler und Risiken minimie-
ren. Die Ministerin will in den kommenden 
vier Jahren die Digitalisierung in Bayern mit 
einer halben Milliarde Euro voranbringen. 
Zu dem 10-Punkte-Programm zählt das Zen-
trum Digitalisierung Bayern in Garching zur 
Bündelung der Kompetenzen, ein „Master-
plan Digitale Bildung“ und der Ausbau von 
„werk1.Bayern“ in München zu einem Grün-
derzentrum für Internet und digitale Medien. 
Ziel ist laut Aigner ein solches Zentrum von 
vergleichbarem Format in jedem Regierungs-
bezirk. Außerdem benötige jeder Betrieb in 
Bayern eine digitale Strategie. Unterstützung 
gebe ein „einfacher und unbürokratischer Di-

gitalbonus“, der für alle Bereiche der Digitali-
sierung einschließlich der Software eingesetzt 
werden könne.
Annette Karl (SPD) räumt ein, dass Bayern bei 
der Grundvoraussetzung der Digitalisierung 
und dem Breitbandausbau „aus dem Dornrö-
schenschlaf erwacht“ sei. Allerdings seien die 
Übertragungsraten in den ländlichen Räumen 
nicht ausreichend. Thorsten Glauber (Freie 
Wähler) kritisiert, Bayern hinke bei der Grün-
derquote hinterher: Pro 1000 Einwohner be-
trage sie in Berlin sechs, in Bayern nur 3,8. 
Das treffe auch auf das Wagniskapital zu, das 
derzeit in Berlin 240 Millionen Euro betrage, 
hierzulande 150 Millionen Euro. Verena Osg-
yan (Grüne) beklagt die zersplitterten Zustän-
digkeiten in der Staatsregierung beim Thema 
Digitalisierung. Auch im Landtag befassten 
sich damit mindestens fünf Ausschüsse. Aig-
ners digitale Strategie könnte deshalb im 
„Kleinklein der Zuständigkeiten“ aufgerieben 
werden. Markus Blume (CSU) gibt zu beden-

ken, dass es in Zukunft keine „digitalfreien 
Räume“ mehr geben werde. Jede Branche, je-
der Lebensbereich und jede Region würden 
betroffen sein. Die Entwicklung finde nicht li-
near, sondern exponentiell statt hin zu einem 
„technologischen, ökonomischen und gesell-
schaftlichen Urknall“.

10. Juni 2015  755

Eine positive Bilanz mit unterschiedli-
chen Akzenten ziehen bei der Bewertung 
des G7-Gipfels in Elmau am 7. und 8. Juni 
Landtagsparteien und Innenminister Joa-
chim Herrmann im Plenum.

Einmütig danken die Parlamentarier den Ein-
satzkräften und ehrenamtlichen Helfern sowie 
den staatlichen und kommunalen Organisato-
ren des internationalen Treffens in Schloss El-
mau. Die Bewertung des Gipfels macht da-
gegen die politischen Differenzen deutlich. 
Innenminister Joachim Herrmann spricht von 
einem „großartigen politischen Erfolg“ von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel mit richtung-
weisenden Entschließungen vor allem zur Kli-
maschutzpolitik. Auch aus dem Blickwinkel 
von Organisation und Gewährleistung der Si-
cherheit sei der Gipfelablauf eine „Erfolgsge-
schichte“. Herrmann: Das „ausgefeilte, über 
viele Monate hinweg ausgearbeitete Konzept 
für die Organisation, aber auch für die Sicher-
heit hat sich hervorragend bewährt“. 
Florian Herrmann (CSU) lobt, die bayerische 
Polizei habe weltweit beachtete Maßstäbe 
für die Vorbereitung und Durchführung sol-
cher Großereignisse wie in Elmau gesetzt. 
Schließlich sei es keine Selbstverständlich-
keit, dass dieses symbolträchtige Treffen der 
sieben wichtigsten Industrienationen „völlig 
ohne Krawall, Sachschäden und Körperver-
letzungen“ abgelaufen sei. Eva Gottsein (Freie 
Wähler) stellt sich ebenfalls uneingeschränkt 
hinter den Polizeieinsatz, sorgt sich aber um 
die Kosten von rund 130 Millionen Euro, bei 

Regierungserklärung von Staatsministerin Ilse Aigner
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ken, dass es in Zukunft keine „digitalfreien 
Räume“ mehr geben werde. Jede Branche, je-
der Lebensbereich und jede Region würden 
betroffen sein. Die Entwicklung finde nicht li-
near, sondern exponentiell statt hin zu einem 
„technologischen, ökonomischen und gesell-
schaftlichen Urknall“.

10. Juni 2015  755

Eine positive Bilanz mit unterschiedli-
chen Akzenten ziehen bei der Bewertung 
des G7-Gipfels in Elmau am 7. und 8. Juni 
Landtagsparteien und Innenminister Joa-
chim Herrmann im Plenum.

Einmütig danken die Parlamentarier den Ein-
satzkräften und ehrenamtlichen Helfern sowie 
den staatlichen und kommunalen Organisato-
ren des internationalen Treffens in Schloss El-
mau. Die Bewertung des Gipfels macht da-
gegen die politischen Differenzen deutlich. 
Innenminister Joachim Herrmann spricht von 
einem „großartigen politischen Erfolg“ von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel mit richtung-
weisenden Entschließungen vor allem zur Kli-
maschutzpolitik. Auch aus dem Blickwinkel 
von Organisation und Gewährleistung der Si-
cherheit sei der Gipfelablauf eine „Erfolgsge-
schichte“. Herrmann: Das „ausgefeilte, über 
viele Monate hinweg ausgearbeitete Konzept 
für die Organisation, aber auch für die Sicher-
heit hat sich hervorragend bewährt“. 
Florian Herrmann (CSU) lobt, die bayerische 
Polizei habe weltweit beachtete Maßstäbe 
für die Vorbereitung und Durchführung sol-
cher Großereignisse wie in Elmau gesetzt. 
Schließlich sei es keine Selbstverständlich-
keit, dass dieses symbolträchtige Treffen der 
sieben wichtigsten Industrienationen „völlig 
ohne Krawall, Sachschäden und Körperver-
letzungen“ abgelaufen sei. Eva Gottsein (Freie 
Wähler) stellt sich ebenfalls uneingeschränkt 
hinter den Polizeieinsatz, sorgt sich aber um 
die Kosten von rund 130 Millionen Euro, bei 

denen sie mehr Transparenz und eine höhere 
Beteiligung Berlins erwartet. Katharina Schul-
ze (Grüne) kritisiert das Sicherheitskonzept. 
Bereits im Vorfeld habe die Staatsregierung 
versucht, Demonstranten zu kriminalisieren 
und das Versammlungsrecht zu beschneiden. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rin-
derspacher lobt ausdrücklich die Demonstran-
ten – 40 000 Teilnehmer allein in München –, 
die auf die weltweiten Probleme friedlich und 
eindrucksvoll hingewiesen hätten. Die Land-
tags-SPD teile in vielen Punkten die Kapitalis-
muskritik und die Globalisierungsskepsis der 
Demonstranten.

18. Juni 2015  756

„Bayern barrierefrei 2023“ – ein Verspre-
chen in der Regierungserklärung von Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer. Die Sozial-
demokraten haken mit einer Interpellation 
nach, denn das Thema betreffe „die gesam-
te Gesellschaft“.

„Der Ministerpräsident hat im Jahr 2013 er-
kannt, dass er das aufgreifen muss“, begrün-
det Margit Wild (SPD) die Große Anfrage ih-
rer Fraktion. Allerdings habe er den Fehler 
gemacht zu sagen, dies sei in zehn Jahren zu 
schaffen. „Es war ein schöner Heißluftballon, 
der alsbald zerplatzt ist“, kritisiert die Abge-
ordnete, denn die Realitäten seien ganz ande-
re: In den Schulen seien nur 60 Prozent des 
Eingangsbereichs für Rollstuhlfahrer erreich-
bar, nur 40 Prozent der Schulen verfügten über 
behindertengerechte Toiletten. 
Sozialministerin Emilia Müller antwortet, das 
Programm „Bayern barrierefrei“ umfasse den 
Öffentlichen Personennahverkehr und Bahn-
höfe, den barrierefreien Zugang zu Kinderta-
geseinrichtungen, zu Schulen und zu öffent-
lichen Gebäuden. Bei Neubauten und Sanie-
rungen staatlicher Gebäude in Bayern werde 
Barrierefreiheit „standardmäßig“ berücksich-
tigt. Hans Jürgen Fahn (Freie Wähler) wirft 

Regierungserklärung von Staatsministerin Ilse Aigner



564

17. Wahlperiode

ein, dass 70 Prozent der Bahnhöfe in Bayern 
noch nicht barrierefrei seien. Für Versprechen 
fehle vor allem eine genaue Bestandsaufnah-
me. Kerstin Celina (Grüne) hält für wichtig, 
dass Barrierefreiheit nicht nur den 1,1 Millio-
nen Schwerbehinderten in Bayern helfe, son-
dern auch den in der Mobilität eingeschränk-
ten älteren Mitbürgern, den Eltern mit Kindern 
und den vorübergehend gehandicapten Men-
schen. Infolge des demografischen Wandels 
werde die Zahl älterer Menschen, die auf eine 
barrierefreie Umwelt angewiesen sind, wei-
ter zunehmen. 

Im Bayerischen Landtag gilt die Devise „Ma-
ximilianeum Schritt für Schritt barrierefrei“ 
bereits seit Mitte 2012 mit der Eröffnung des 
neuen Erweiterungsbaus im Nordhof. Von der 
Ostpforte führt ein beleuchteter taktiler Pfad 
zu den Eingängen im Altbau und zum Erwei-
terungsbau, der barrierefrei zugänglich er-
richtet wurde. Der denkmalgeschützte Altbau 
wurde nachgerüstet, im Plenarsaal stehen vier 
Besucherplätze für Rollstuhlfahrer zur Verfü-
gung. Dort und in den Sitzungssälen gibt es 
Anlagen für Schwerhörige in Infrarottechnik. 
Wichtige Beschriftungen sind auch in Braille-
schrift vorhanden. 

8. Juli 2015  757

Der Maßregelvollzug für psychisch kranke 
Straftäter erhält eine neue Rechtsgrund-
lage.

Mit den Stimmen der CSU verabschiedet der 
Landtag bei Enthaltung der SPD und Nein von 
Freien Wählern und Grünen das Maßregel-
vollzugsgesetz. Im Maßregelvollzug werden 
Straftäter untergebracht, die nach Meinung 
des Gerichts wegen eines psychischen Lei-
dens oder einer Suchterkrankung eine Gefahr 
für die Allgemeinheit darstellen. Das Gesetz 
schließt eine Lücke im Unterbringungsgesetz 
und folgt Urteilen des Bundesverfassungs-

gerichts. Sozialstaatssekretär Johannes Hin-
tersberger erläutert, jede Person habe nun ei-
nen gesetzlich verankerten Therapieanspruch. 
Für die Qualitätssicherung der Einrichtungen 
werden Maßregelvollzugsbeiräte eingerichtet. 
Die Fachaufsicht liegt beim Zentrum Bayern 
Familie und Soziales. 
Joachim Unterländer (CSU) zählt zu den Ur-
sachen der Unterbringungsdiskussion auch 
den Fall Gustl Mollath. Er betont, der Vollzug 
der Maßregeln diene wie im Strafvollzug der 
Besserung und Sicherung mit dem Ziel, die 
untergebrachte Person wieder in die Gesell-
schaft einzugliedern. Franz Schindler (SPD) 
hält die neuen Regelungen für unzureichend, 
doch „die Dunkelkammer des Rechts wird ein 
bisschen heller“. Florian Streibl (Freie Wäh-
ler) sieht im Gesetz lediglich einen kleinen 
Schritt in die richtige Richtung, was auch Ker-
stin Celina (Grüne) unterstreicht: Beispiels-
weise fehlten unter anderem Vorschriften zu 
individuellen Therapieangeboten, zu unabhän-
gigen Beschwerdestellen und unangemeldeten 
Besucherkommissionen. 

15. Oktober 2015  758

Die massenhafte Zuwanderung von Flücht-
lingen nach Bayern – vom 1. September bis 
13. Oktober passieren knapp 300 000 Men-
schen die Grenzen – nimmt Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer zum Anlass für eine 
Regierungserklärung. Er fordert eine Be-
grenzung, sonst würden alle Bemühungen 
um Integration scheitern. 

Der Zustrom begann mit der Entscheidung 
von Bundeskanzlerin Angelika Merkel Anfang 
September, in Ungarn festsitzende Flücht-
linge nach Deutschland einreisen zu lassen. 
„Wir müssen alle Maßnahmen ergreifen, die 
rechtsstaatlich machbar und schnell umsetz-
bar sind“, fordert der Regierungschef, der an-
fügt, „zurzeit gilt keine Ordnung, kein Vertrag 
und kein Gesetz“. Er habe sich als bayerischer 

Flüchtlinge an der deutsch-österreichische Grenze im niederbayerischen Wegscheid
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gerichts. Sozialstaatssekretär Johannes Hin-
tersberger erläutert, jede Person habe nun ei-
nen gesetzlich verankerten Therapieanspruch. 
Für die Qualitätssicherung der Einrichtungen 
werden Maßregelvollzugsbeiräte eingerichtet. 
Die Fachaufsicht liegt beim Zentrum Bayern 
Familie und Soziales. 
Joachim Unterländer (CSU) zählt zu den Ur-
sachen der Unterbringungsdiskussion auch 
den Fall Gustl Mollath. Er betont, der Vollzug 
der Maßregeln diene wie im Strafvollzug der 
Besserung und Sicherung mit dem Ziel, die 
untergebrachte Person wieder in die Gesell-
schaft einzugliedern. Franz Schindler (SPD) 
hält die neuen Regelungen für unzureichend, 
doch „die Dunkelkammer des Rechts wird ein 
bisschen heller“. Florian Streibl (Freie Wäh-
ler) sieht im Gesetz lediglich einen kleinen 
Schritt in die richtige Richtung, was auch Ker-
stin Celina (Grüne) unterstreicht: Beispiels-
weise fehlten unter anderem Vorschriften zu 
individuellen Therapieangeboten, zu unabhän-
gigen Beschwerdestellen und unangemeldeten 
Besucherkommissionen. 

15. Oktober 2015  758

Die massenhafte Zuwanderung von Flücht-
lingen nach Bayern – vom 1. September bis 
13. Oktober passieren knapp 300 000 Men-
schen die Grenzen – nimmt Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer zum Anlass für eine 
Regierungserklärung. Er fordert eine Be-
grenzung, sonst würden alle Bemühungen 
um Integration scheitern. 

Der Zustrom begann mit der Entscheidung 
von Bundeskanzlerin Angelika Merkel Anfang 
September, in Ungarn festsitzende Flücht-
linge nach Deutschland einreisen zu lassen. 
„Wir müssen alle Maßnahmen ergreifen, die 
rechtsstaatlich machbar und schnell umsetz-
bar sind“, fordert der Regierungschef, der an-
fügt, „zurzeit gilt keine Ordnung, kein Vertrag 
und kein Gesetz“. Er habe sich als bayerischer 
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Ministerpräsident nie vorstellen können, sich 
rechtfertigen zu müssen wegen der Forderung, 
„den Rechtsstaat wieder vom Kopf auf die Fü-
ße zu stellen“. Notwendig sei nun, „den Men-
schen klar zu sagen, wie wir die Probleme lö-
sen wollen, und zwar nicht durch warme und 
schöne Worte, sondern durch eine kluge Po-
litik“. Ohne Bundeskanzlerin Angela Merkel 
direkt anzusprechen, stellt er sich damit gegen 
ihr Bekenntnis „Wir schaffen das!“. Seehofer 
fordert eine Begrenzung der Zuwanderung, 
denn sonst würden alle Bemühungen zur In-
tegration scheitern, und die Akzeptanz der Be-
völkerung drohe verloren zu gehen. Kein Land 
der Erde nehme unbegrenzt Zuwanderer und 
Flüchtlinge auf. Der Ministerpräsident fordert, 
das „Dublin-Verfahren“ wieder in Kraft zu set-
zen und anzuwenden. Darin ist geregelt, dass 
Flüchtlinge dort Asyl beantragen müssen, wo 
sie auf EU-Hoheitsgebiet treffen. Anhand der 
Entwicklung der Flüchtlingszahlen seit Sep-
tember sei erkennbar, dass die Aufhebung 

dieses Grundsatzes zu einer „Sogwirkung“ 
geführt habe. Die Staatsregierung trete nach-
drücklich für die Schaffung von Transitzentren 
ein, denn sichere Herkunftsstaaten lägen nicht 
nur auf dem Balkan, sondern auch in Afrika. 
Für Bürgerkriegsflüchtlinge fordert Seeho-
fer eine Kontingentierung, bei der Verteilung 
müssten auch Länder wie die USA und die ara-
bischen Staaten einbezogen werden, die eine 
hohe Verantwortung für die Flüchtenden trü-
gen. Mit einem „Integrationspaket“ werde die 
Staatsregierung 5500 neue Stellen für Schu-
len, Polizei, Justiz und Verwaltung schaffen 
sowie den Bau von Sozialwohnungen fördern. 
Im kommenden Jahr wird der Freistaat laut 
Seehofer 3,25 Milliarden Euro für die Bewäl-
tigung des Flüchtlingsstroms ausgeben. 

Der Fraktionsvorsitzende der Sozialdemokra-
ten, Markus Rinderspacher, lobt Solidarität 
und Hilfsbereitschaft der Bevölkerung, die 
den Ausspruch der Kanzlerin „Wir schaffen 
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das“ als ermutigende Aufforderung verstün-
de. Mit seiner Regierungserklärung fordere 
hingegen Seehofer „ein gegenteiliges Signal, 
also ein Signal des Nicht-Willkommens“. Der 
Ministerpräsident habe auch nicht dargelegt, 
wie die Transitzonen an den Grenzen funkti-
onieren sollten. Er habe stattdessen „Tatkraft 
simuliert und Scheinlösungen präsentiert“. 
Hubert Aiwanger, Chef der Freien Wähler, for-
dert: „Wir müssen geltendes Recht und Gesetz 
wiederherstellen.“ Er fordert den Ministerprä-
sidenten auf: „Bevor das erste private Gebäude 
in Bayern beschlagnahmt werden muss, um 
Flüchtlinge unterzubringen, kündigen Sie ei-
ner Frau Merkel die Koalition auf.“ Aiwanger 
appelliert an CSU und SPD im Landtag, „mehr 
Pragmatismus und weniger Ideologie“ zu zei-
gen, denn die Bürger wollten glaubhafte Lö-
sungen, damit „politisch fehlgeleiteten Volks-
verhetzern“ das Wasser abgegraben werde. 
Margarete Bause, Fraktionssprecherin der 
Grünen, lobt das Verhalten der Kanzlerin, 

denn „Humanität und Nächstenliebe sind die 
Grundpfeiler unserer Leitkultur“. Die Ab-
schottungspolitik der CSU führe zu einer „Ra-
dikalisierung im Inneren unseres Landes“. 
Martin Neumeyer (CSU), der Integrationsbe-
auftragte der Staatsregierung, kündigt einen 
Gesetzentwurf an, denn „Integration ist die 
Chance und der Schlüssel für eine zukünftige, 
offene Gesellschaft in Deutschland“. Dazu 
zähle auch, dass man gegen Rechtsradikalis-
mus, gegen Rechtsextremismus mit aller Här-
te vorgehe. 
Wenige Tage nach der Regierungserklärung 
lädt Ministerpräsident Horst Seehofer ange-
sichts der sich weiter zuspitzenden Flücht-
lingskrise die Vorsitzenden der im Landtag 
vertretenen Parteien zu einem Gespräch in die 
Staatskanzlei ein. Staatsregierung und Frakti-
onen sind sich dabei einig, dass wieder mehr 
Flüchtlinge nach München kommen sollen, 
doch die Landeshauptstadt dürfe keine weite-
re Drehscheibe werden. Zudem solle die pre-

Empfang für Flüchtlingshelfer im Bayerischen Landtag im Oktober 2016



567

17. Wahlperiode

käre Situation in den Grenzkommunen verbes-
sert werden. Uneins blieb erwartungsgemäß 
das Treffen, das in harmonischer Atmosphä-
re verlief, beim Streit über eine mögliche Be-
grenzung der Zuwanderung. 
Ministerpräsident Horst Seehofer und sein 
Kabinett fordern in einem Schreiben Bun-
deskanzlerin Angela Merkel auf, für eine Be-
grenzung der Flüchtlingszahlen zu sorgen, die 
EU-Außengrenzen wirksam zu sichern und 
wieder effektive Kontrollen an den deutschen 
Grenzübergängen durchzuführen – andernfalls 
werde Bayern beim Bundesverfassungsgericht 
Klage einreichen. Im Mai 2016 legt die Staats-
regierung die angedrohte Verfassungsklage 
auf Eis, da die Bundesregierung eine Verlänge-
rung der Grenzkontrollen zusagt. Die Lage hat 
sich inzwischen nach der faktischen Schlie-
ßung der „Balkanroute“ ohnehin entschärft, da 
die Zahl der Flüchtlinge drastisch zurückging. 
Insgesamt haben in Deutschland im Jahr 2015 
1,1 Million Menschen Zuflucht gesucht. 

12. November 2015  759

Mit den Stimmen von CSU und Freien 
Wählern beschließt das Plenum eine Ver-
schärfung des Versammlungsgesetzes und 
nimmt damit eine von den Freien Demokra-
ten vor fünf Jahren durchgesetzte Liberali-
sierung zurück. 

In der Regierungskoalition von CSU und FDP 
wurde das strenge Vermummungsgesetz bei 
Demonstrationen gelockert, Verstöße gal-
ten als Ordnungswidrigkeit. Wer sich jetzt 
maskiert oder vermummt, macht sich strafbar 
und muss wieder mit einem Ermittlungsver-
fahren rechnen. Für die CSU räumt Manfred 
Ländner ein, „dass wir im Jahr 2010 einen 
kleinen Fehler begangen haben“, geschuldet 
der „FDP-Mitregierung“. Er fügt an: „Ich darf 
den lieben Herrgott und das bayerische Wäh-
lervolk bitten, dass das nicht mehr passiert“, 
denn damals habe man im Rahmen einer Ko-

alitionsvereinbarung der Änderung des Ver-
sammlungsgesetzes zustimmen müssen. Man 
kehre nun zu einer bundesweit geltenden 
Rechtslage zurück. „Wer demonstriert, steht 
für etwas ein“, betont Ländner, und der könne 
auch sein Gesicht zeigen. Innenminister Joa-
chim Herrmann ergänzt, die Strafbewehrung 
sei richtig, um Menschen von vornherein von 
der Idee abzuhalten, vermummt aufzutreten. 
Das erleichtere den Ablauf friedlicher De-
monstrationen. 
Franz Schindler (SPD) sieht dagegen keinen 
sachlichen Hintergrund für die Verschärfung 
des Gesetzes. Bei einer Straftat müsse die 
Polizei einschreiten, ohne Abwägung treffen 
zu können. Sie solle aber nach dem Oppor-
tunitätsgrundsatz in einer konkreten Situati-
on selbst entscheiden können. Peter Meyer 
(Freie Wähler) nennt die Gesetzesänderung 
„längst überfällig“. Schließlich sei Vermum-
mung „Ausdruck demokratiefeindlicher Ge-
sinnung“. Katharina Schulze (Grüne) warnt 
vor einer „Kriminalisierung der Demonstran-
ten“. Beispielsweise gebe es „kreative Pro-
testformen gegen den Klimawandel“, etwa im 
„Eisbärenkostüm“, was als „Vermummung“ 
strafbar wäre.

24. November 2015  760

Der Bayerische Landtag gedenkt der Opfer 
der Terroranschläge in Paris und Mali und 
verabschiedet einstimmig eine Resolution.

Landtagspräsidentin Barbara Stamm erklärt: 
„Noch immer sind wir fassungslos angesichts 
der schlimmen Terroranschläge, die am 13. 
November die französische Hauptstadt Paris 
erschüttert haben. Wenige Tage später war 
auch Mali Schauplatz eines schrecklichen 
Terroraktes. Wieder einmal mussten wir erfah-
ren, dass blinder Hass und Fanatismus keine 
Grenzen kennen. Neben der Trauer über das 
unermessliche Leid spüren wir in diesen Ta-
gen, dass uns das Geschehen die Sicherheit 
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des Alltags zu nehmen droht.“ Einstimmig 
verabschieden die Abgeordneten die Resolu-
tion: „Wir stehen an der Seite Frankreichs, der 
Opfer und ihrer Angehörigen – gegen men-
schenverachtenden Terror und für Freiheit, Si-
cherheit und Demokratie.“ Der Anschlag habe 
Frankreich gegolten, aber auch einer freien, 
offenen und demokratischen Gesellschaft. Die 
Antwort auf die barbarischen Verbrechen isla-
mistischer Terroristen könne nur ihre Bekämp-
fung mit allen zur Verfügung stehenden rechts-
staatlichen Mitteln sein. Bei den Anschlägen 
von islamistischen Attentätern am 13. Novem-
ber wurden in Paris und im Vorort St. Denis 
130 Menschen getötet und 352 verletzt, in der 
malischen Hauptstadt Bamako kamen eine 
Woche später 21 Menschen bei einem Über-
fall auf ein Hotel ums Leben. 

2. Dezember 2015  761

Noch in diesem Jahrhundert droht in Bay-
ern ein Temperaturanstieg um bis zu 4,5 
Grad Celsius, warnt Umweltministerin Ul-
rike Scharf in der Regierungserklärung 
„Auftrag Zukunft: Bayerische Klimapoli-
tik für das 21. Jahrhundert“. 

Seit es Wetteraufzeichnungen gebe, fielen 
neun der zehn wärmsten Jahre in den Zeitraum 
seit 1990, sagt die Ministerin, deren Resümee 
lautet: „Die Jahreszeiten verschieben sich, die 
Vegetationsperiode ist in den letzten 50 Jahren 
um 26 Tage länger geworden mit allen Folgen 
für die biologische Vielfalt in Bayern.“ In den 
bayerischen Alpen beobachte man sieben bis 
neun Tage weniger Schneebedeckung. Ulrike 
Scharf: „Bis 2060 rechnen wir mit einem 
Rückgang von bis zu 60 Tagen.“ Schneever-
hältnisse wie in 1000 Metern Höhe werde es 
künftig nur noch in 2000 Metern Höhe geben. 
Extreme Wetterereignisse wie Hochwasser, 
Unwetter, Lawinen, aber auch Muren bzw. 
Schlammlawinen häuften sich, wie wir sie in 

diesem Jahr in Oberstdorf erlebt hätten, warnt 
die Umweltministerin. 
Angesichts der Folgen des Klimawandels wer-
de die Staatsregierung Forschung und wissen-
schaftliche Kooperation bei internationalen 
Projekten intensivieren, kündigt die Minis-
terin an. Das Schneefernerhaus auf der Zug-
spitze werde mithilfe der Alpenkonvention zur 
Keimzelle eines neuen „Zentrums Klimafor-
schung Alpen“. Das „Klimaschutzprogramm 
Bayern 2050“, aufgelegt im Vorjahr, werde 
mit 170 Millionen Euro für 2015 und 2016 
ausgestattet. „Das Hochwasserschutz-Akti-
onsprogramm 2020plus“ sei die größte Maß-
nahme in der Geschichte des Freistaats: „Wir 
machen Bayern mit 2,4 Milliarden Euro für 
den Hochwasserschutz klimafest“, verspricht 
die Umweltministerin. Allein 600 Millionen 
Euro würden in den nächsten zehn Jahren in 
den Schutz zwischen Straubing und Vilsho-
fen investiert. Die Energiepolitik müsse einen 
„mutigen Zukunftspfad hin zu einem neuen 
Strommarkt ohne die alten Braunkohlerie-
sen“ beschreiten. Die Ministerin verspricht: 
„Wir wollen den Ausstoß von Treibhausgasen 
in Bayern bis 2050 auf unter zwei Tonnen pro 
Kopf und Jahr drücken.“

Für den SPD-Fraktionsvorsitzenden Markus 
Rinderspacher enthält Scharfs Regierungser-
klärung „null Substanz“. Man habe ein „kon-
kretes Mehr-Punkte-Aktionsprogramm zur 
Erreichung eines ehrgeizigen Klimaziels in 
Bayern erwartet“. Der Oppositionspolitiker 
vermisst eine „klare Bestandsaufnahme“, die 
die „bayerischen Problemzonen der Klimapo-
litik ausleuchtet und Wege aufzeigt, was kurz-, 
mittel- und langfristig zu tun und zu lassen 
ist“. Damit habe die Ministerin die Chan-
ce verpasst, einen „kraftvollen bayerischen 
Akzent zur Pariser UN-Klimakonferenz“ zu 
setzen. Grundsätzliche Kritik übt der SPD-
Chef an der Ausführung der Energiewende in 
Bayern: Die Staatsregierung habe ein „Wind-
kraftverhinderungsgesetz“ durchgesetzt und 
der Zubau erneuerbarer Energien werde im-

Hochwasser in Simbach am Inn und Triftern



569

17. Wahlperiode

mer mehr reduziert statt erhöht. Defizite sieht 
Rinderspacher auch bei der Energieeinspa-
rung, etwa bei den 8000 staatlichen Gebäu-
den, von denen nur 0,7 Prozent energetisch 
saniert seien.
Martin Huber (CSU) setzt auf die Devise „glo-
bal denken und lokal handeln“. Bayern kön-
ne bereits heute mehr als 36 Prozent seines 
Stromverbrauchs durch erneuerbare Energien 
decken. Benno Zierer (Freie Wähler) betont: 
„Klimapolitik heißt in erster Linie Energiepo-
litik“ und fragt sich, ob Bayern seine „Haus-
aufgaben wirklich gemacht“ habe: 2007 hät-
ten die CO2-Emissionen bei rund 5,99 Tonnen 
pro Kopf gelegen, das Ziel der Staatsregierung 
bis 2025 laute 5,5 Tonnen, also in 18 Jahren 
gerade mal eine Minderung um 0,5 Ton-
nen pro Kopf. 
Für die Grünen bekennt Martin Stümpfig: 
„Wir müssen vor unserer eigenen Haustür 
kehren“, doch die CSU-Energiepolitik, et-
wa beim Bau neuer Windkrafträder, sei ge-

scheitert. Braunkohlestrom werde importiert, 
Flughäfen und Straßen würden ausgebaut. 
„Was muss noch passieren, damit Sie endlich 
aufwachen?“, fragt Stümpfig, müsse „Passau 
absaufen“ oder die „Asiatische Mücke in der 
Staatskanzlei einfallen“?

Zehn Tage nach der Landtagsdebatte einigen 
sich die wichtigsten Länder der Welt auf das 
Klima-Abkommen von Paris: In der zwei-
ten Hälfte des Jahrhunderts soll die Welt ihre 
Treibhausgasemissionen auf null senken. Ziel-
marke ist eine Erderwärmung „deutlich unter“ 
zwei Grad Celsius, mit dem Ziel, noch 1,5 
Grad Celsius zu erreichen. Alle Staaten sollen 
Pläne vorlegen, wie sie das Ziel erreichen wol-
len. Im Jahr 2018 soll erstmals überprüft wer-
den, ob die Staaten mit ihren Plänen das Fern-
ziel erreichen können, danach alle fünf Jahre. 
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ausgestattet. „Das Hochwasserschutz-Akti-
onsprogramm 2020plus“ sei die größte Maß-
nahme in der Geschichte des Freistaats: „Wir 
machen Bayern mit 2,4 Milliarden Euro für 
den Hochwasserschutz klimafest“, verspricht 
die Umweltministerin. Allein 600 Millionen 
Euro würden in den nächsten zehn Jahren in 
den Schutz zwischen Straubing und Vilsho-
fen investiert. Die Energiepolitik müsse einen 
„mutigen Zukunftspfad hin zu einem neuen 
Strommarkt ohne die alten Braunkohlerie-
sen“ beschreiten. Die Ministerin verspricht: 
„Wir wollen den Ausstoß von Treibhausgasen 
in Bayern bis 2050 auf unter zwei Tonnen pro 
Kopf und Jahr drücken.“

Für den SPD-Fraktionsvorsitzenden Markus 
Rinderspacher enthält Scharfs Regierungser-
klärung „null Substanz“. Man habe ein „kon-
kretes Mehr-Punkte-Aktionsprogramm zur 
Erreichung eines ehrgeizigen Klimaziels in 
Bayern erwartet“. Der Oppositionspolitiker 
vermisst eine „klare Bestandsaufnahme“, die 
die „bayerischen Problemzonen der Klimapo-
litik ausleuchtet und Wege aufzeigt, was kurz-, 
mittel- und langfristig zu tun und zu lassen 
ist“. Damit habe die Ministerin die Chan-
ce verpasst, einen „kraftvollen bayerischen 
Akzent zur Pariser UN-Klimakonferenz“ zu 
setzen. Grundsätzliche Kritik übt der SPD-
Chef an der Ausführung der Energiewende in 
Bayern: Die Staatsregierung habe ein „Wind-
kraftverhinderungsgesetz“ durchgesetzt und 
der Zubau erneuerbarer Energien werde im-

Hochwasser in Simbach am Inn und Triftern
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16. März 2016  762

Mit einer Änderung des Feiertagsgesetzes 
wird der 31. Oktober 2017 einstimmig zum 
Feiertag erklärt. Die Sonderregelung erin-
nert an das 500. Jubiläum der Reformation.

Der Überlieferung nach veröffentlichte der 
Augustinermönch und Theologieprofessor
Martin Luther am 31. Oktober 1517 am Tor der 
Schlosskirche zu Wittenberg seine berühmten 
95 Thesen zu Ablass und Buße und gab damit 
den Anstoß für die Erneuerung und zugleich 
Spaltung der Kirche. „Die Reformation war 
ein welthistorisches Ereignis und ein zentra-
ler Einschnitt in der Entwicklung des Chris-
tentums“, sagt Innenminister Joachim Herr-
mann. Die Auswirkungen seien bis in die Ge-
genwart spürbar, Bayerns Geschichte sei von 
der christlichen Tradition beider Konfessionen 
maßgeblich beeinflusst. Deshalb sei es „mehr 
als ein symbolischer Akt“, den 500. Jahrestag 
der Reformation besonders zu begehen. 

Manuel Westphal (CSU) fügt an, die einma-
lige Erhebung zum gesetzlichen Feiertag ma-
che die „große Bedeutung der Reformation 
für das Christentum insgesamt, aber auch für 
Bayern deutlich“. Eine dauerhafte Einführung 
des Reformationstages als Feiertag, wie von 
den Freien Wählern beantragt, lehnt West-
phal wegen der Belastung für die Wirtschaft 
ab. Alexandra Hiersemann (SPD) stimmt der 
Gesetzesänderung zwar zu, fordert namens ih-
rer Fraktion
aber erneut die Wiedereinführung des Buß- 
und Bettages als gesetzlichen Feiertag, der 
Ende 1994 gestrichen worden war, um die 
Pflegeversicherung zu finanzieren. Ulri-
ke Gote (Grüne)
sieht darin ebenfalls eine „politische Fehlent-
scheidung“ und plädiert dafür, den gesamten
Kanon an Feiertagen zu überprüfen. In Bay-
ern gebe es aufgrund der historischen Ent-
wicklung ein starkes Übergewicht von religi-

ösen, vor allem von katholischen Feiertagen. 
(76, 397, 543)

20. April 2016  763

Über den Fahrplan zur Gestaltung der Mit-
telstufe des Gymnasiums unterrichtet Bil-
dungsminister Ludwig Spaenle den Land-
tag. Der Schulversuch „Mittelstufe Plus“ 
soll die Verlängerung des achtjährigen 
Gymnasiums um ein Jahr erproben. 

Zum Schuljahr 2015/2016 haben 47 Pilotschu-
len die „Mittelstufe Plus“ eingeführt. Der
Pilotversuch dauert zwei Jahre und wird vom 
Bayerischen Staatsinstitut für Schulqualität 
und Bildungsforschung begleitet. Der „pä-
dagogische Ansatzpunkt“ ist laut Minister 
Spaenle das bayerische Gymnasium, das in 
seiner „Grundkonzeption und im Stoffumfang 
auf acht Jahre angelegt ist“. Für Schülerinnen 
und Schüler, die mehr Förderung brauchten, 
solle ein Jahr mehr Lernzeit eingeräumt wer-
den. Gerhard Waschler (CSU) plädiert dafür, 
die Ergebnisse des Schulversuchs „in aller Ru-
he“ zu prüfen.
Für die Freien Wähler betont Michael Piazolo, 
mehr als zwei Drittel der Eltern wünschten ein 
neunjähriges Gymnasium. Seine Partei fordere 
Wahlfreiheit für den neunjährigen Gymnasi-
alzug, und zwar in durchgängiger Form und 
nicht mit drei oder vier Jahren Mittelstufe. 
Martin Güll (SPD) hält das bayerische Mo-
dell der „Mittelstufe Plus“, die es in keinem 
anderen Bundesland gebe, für nicht zukunfts-
fähig. Die Sozialdemokraten wollten ein neu 
konzipiertes neunjähriges Gymnasium. Mit 
verlässlichen Unter- und Mittelstufenzeiten 
sollten alle den mittleren Schulabschluss nach 
der zehnten Klasse erreichen können. Thomas 
Gehring (Grüne) hält die „Mittelstufe Plus“ für 
das schlechteste Modell, um eine Verlänge-
rung der Schulzeit zu organisieren. Vor allem 
an kleineren Schulen gebe es organisatorische 
Schwierigkeiten. Die Grünen forderten eine 
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wissenschaftlich begleitete Diskussion über 
die gymnasiale Schulzeit. Ziel sei aber nicht 
das „alte G 9“. Gehring: „Wir brauchen eine 
Reform der Unterstufe“; aus dem Gymnasi-
um, das pädagogischer werden solle, müsse 
„Druck herausgenommen werden“. 

1. Juni 2016  764

Die CSU-Mehrheit führt ein bayerisches 
Betreuungsgeld ein. Es dient der familiären 
Betreuung von Kindern unter drei Jahren 
und ist die Antwort auf ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts. 

Die CSU hatte ein Betreuungsgeld im Bun-
destagswahlkampf 2013 versprochen, was die 
Partner in der Großen Koalition, CDU und 
SPD, nur halbherzig unterstützten. Nach der 
Einführung klagte Hamburg gegen das Bun-
desgesetz, das schließlich am 21. Juli 2015 
vom Bundesverfassungsgericht gekippt wur-
de: Für Familienleistungen sei nicht der Bund 
zuständig, sie seien Sache der Länder. Minis-
terpräsident Horst Seehofer versprach darauf-
hin, das Betreuungsgeld als Leistung des Frei-
staats erhalten zu wollen.
 
Grundlage ist das Bayerische Betreuungsgeld-
gesetz, das vom Landtag mit den Stimmen der 
CSU verabschiedet wird. Vom 15. Lebensmo-
nat des Kindes an bis zur Vollendung des 36. 
Lebensmonats erhalten ab Sommer 2016 Fa-
milien in Bayern monatlich 150 Euro, wenn 
ihr Kind keine Tagesstätte oder keine andere 
staatlich geförderte Kinderbetreuung besucht. 
Die Leistung ist an den Nachweis von Früher-
kennungsuntersuchungen gebunden. 

In der hitzigen Plenardebatte erläutert Joachim 
Unterländer für die CSU, das Erziehungsgeld 
sei „ein klares Zeichen dafür, dass Familien 
mit Kindern die Basis bilden, auf der sich 
Menschen in ihrer frühen Lebensphase posi-
tiv entwickeln können“. Das Landesbetreu-

ungsgeld räume Eltern die Wahlfreiheit für Ta-
gesstätte oder häusliche Erziehung ein, denn 
„nicht der Staat oder die Gesellschaft entschei-
den, wie sich Eltern zu verhalten haben“. 
Das unterstreicht auch Doris Rauscher (SPD), 
doch das Betreuungsgeld sei der „falsche fa-
milienpolitische Akzent“. Es zementiere ein 
Familienmodell, das mit der Lebensrealität 
vieler Familien relativ wenig zu tun habe. 
Hans Jürgen Fahn (Freie Wähler) vermisst bei 
der Höhe von 150 Euro keine wirkliche Wahlf-
reiheit zwischen privater und öffentlicher Er-
ziehung. Besser wäre es, die jährliche Gesamt-
summe von 230 Millionen Euro in den Aus-
bau der Kindertagesstätten zu stecken. Und 
schließlich würden beim Betreuungsgeld vor 
allem die 400 000 Alleinerziehenden in Bay-
ern außen vor gelassen.
Kerstin Celina (Grüne) fasst zusammen: 
Das Gesetz schade den Frauen, die, wenn 
sie zu Hause blieben, dann noch weniger 
Rente erhielten. Es schade den Kindern, die 
nicht in eine

Mutter mit Kind



572

17. Wahlperiode

Kindertagesstätte dürften, wo sie gut betreut 
würden, und es schade auch allen Familien,
die mit ihren Steuern dafür zahlen müssten, 
dass andere, unabhängig von ihrem Einkom-
men, Geld dafür bekämen, dass ihre Kinder 
nicht in eine Kita gehen dürften.

Zwei Monate nach Einführung des Betreu-
ungsgeldes haben nach einer Mitteilung von 
Sozialministerin Emilia Müller 63 000 Fami-
lien in Bayern auf eine Kindertagesstätte ver-
zichtet und von der häuslichen Förderung Ge-
brauch gemacht.

2./3. Juni 2016  765

Im Maximilianeum tritt das „Parlament 
der Generationen“ zusammen: eine Po-
litiksimulation, die den Folgen des demo-
grafischen Wandels der nächsten Jahrzehn-
te nachspürt.

Das Gemeinschaftsprojekt des Bayerischen 
Landtags und der Akademie für Politische 

Bildung in Tutzing ist „nicht nur einfach eine 
Spielerei“, wie Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm betont, sondern hat einen ernsten Hin-
tergrund: „Wir werden immer älter und auch 
weniger. Gleichzeitig nimmt die Vielfalt von 
Kulturen und Lebensformen spürbar zu.“ Da-
bei gelte es zu überlegen, was diese Entwick-
lungen für den politischen Entscheidungspro-
zess bedeuten. 
Die Plätze der Abgeordneten im Plenarsaal 
nehmen 140 junge und alte Menschen, Frau-
en und Männer, Bewohner von Städten und 
des ländlichen Raumes, mit und ohne Migrati-
onshintergrund, ein. Sie sind zwischen 16 und 
83 Jahren alt. Die eine Hälfte repräsentiert die 
bayerische Bevölkerung des Jahres 2016, die 
andere soll ein Querschnitt durch die Zusam-
mensetzung im Jahr 2050 sein. Die politischen 
Inhalte sind die gleichen, etwa die Erhaltung 
der Lebensqualität in schrumpfenden Regi-
onen oder die Zukunft von Bildung. Hinter-
grund ist die Prognose, dass im Jahr 2050 ein 
Drittel der Bevölkerung älter als 67 Jahre sein 
wird (derzeit sind es etwa 21 Prozent). 

Parlament der Generationen im Bayerischen Landtag
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Am Ende der zweitägigen wissenschaftlich 
begleiteten Politiksimulation werden die Be-
schlüsse der beiden Parlamentsseiten gegen-
übergestellt und miteinander verglichen. Da-
bei wird deutlich: Ein plakatives Alt gegen 
Jung existiert nicht. Politische Koalitionsbil-
dungen sind themenunabhängig und führen 
auch zu generationenübergreifenden Bünd-
nissen. „Es gibt viele gemeinsame Interessen, 
obwohl man unterschiedlichen Generationen 
angehört“, lautet das Resümee von Akademie-
direktorin Prof. Ursula Münch.

7. Juli 2016  766

In einer Entschließung erklärt sich der 
Landtag solidarisch mit dem Deutschen 
Bundestag angesichts der verbalen Angrif-
fe durch den türkischen Staatspräsidenten.

Einstimmig beschließt das Parlament: „Der 
Bayerische Landtag verurteilt Morddrohun-
gen, Mordaufrufe, Beleidigungen und Schmä-
hungen gegen Mitglieder des Deutschen Bun-
destages wegen ihres Abstimmungsverhaltens 
im Rahmen der freien Ausübung des Parla-
mentsmandats bei der Armenien-Resolution 
am 2. Juni 2016. Der Landtag verurteilt auch 
die Angriffe des türkischen Staatspräsiden-
ten auf demokratisch gewählte Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages. Der Bayerische 
Landtag erklärt sich solidarisch mit allen Ab-
geordneten des Deutschen Bundestages. An-
griffe dieser Art betreffen den Kern der par-
lamentarischen Demokratie, den gesamten 
deutschen Parlamentarismus sowie die Frei-
heit und Unabhängigkeit des Mandats in Bund 
und Ländern. Der Bayerische Landtag erwar-
tet von den türkischen Organisationen und 
Gemeinschaften in Deutschland, eine klare 
Haltung gegen die Bedrohungen und Belei-
digungen von Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages einzunehmen und eindeutig für 
die Abgeordneten und für die parlamentari-
sche Demokratie Partei zu ergreifen.“

7. Juli 2016  767

Ein neues Bayerisches Verfassungsschutz-
gesetz schafft erweiterte Rechte bei der Ab-
wehr terroristischer und extremistischer 
Bedrohungen. Als erstes Bundesland gibt 
Bayern nun dem Verfassungsschutz die 
Befugnis, auf Verkehrsdaten von Telefon-
gesprächen zugreifen zu können. 

Gegen den Gesetzentwurf der Staatsregierung 
stimmen Sozialdemokraten und Grüne, da ih-
nen die Eingriffe des Staates in die Freiheits-
rechte der Bürger zu weit gehen. Die Freien
Wähler stimmen mit den Neuerungen weitge-
hend überein und enthalten sich der Stimme. 
Das neue Bayerische Verfassungsschutzge-
setz reagiert unter anderem auf das veränder-
te Kommunikationsverhalten von Extremisten 
und Terroristen, denn mehr als 70 Prozent der
Inhalte von Telekommunikation werden mitt-
lerweile verschlüsselt übermittelt. Für die Auf-
deckung der Planung von Anschlägen müssen 
deshalb Telefongespräche bereits vor der Ver-
schlüsselung abgehört werden können. Die 
Abfrage dieser „Vorratsdaten“ bei den Tele-
fongesellschaften muss von der G-10-Kom-
mission des Landtags genehmigt werden. 
Unter bestimmten Voraussetzungen darf der 
Verfassungsschutz nun optische und akusti-
sche Wohnraumüberwachungen vornehmen. 
Der Einsatz von V-Leuten und verdeckten Er-
mittlern wird erweitert: Sie dürfen nun auch 
szenetypische Straftaten begehen, um ihre 
Tarnung nicht zu gefährden. Wegen der zu 
beobachtenden immer früher einsetzenden Ra-
dikalisierung von Jugendlichen können künf-
tig auch Kinder nachrichtendienstlich über-
wacht werden.
Hans Reichhart (CSU) sieht im bayerischen 
Verfassungsschutz „die Speerspitze zur Ver-
teidigung der Demokratie“. Er sei „unser 
Schild bei der Bekämpfung von Rechts- und 
Linksextremismus, von Islamismus und orga-
nisierter Kriminalität“ und damit „die Brand-
mauer staatlicher Gefahrenabwehr“. Gerade 
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der Islamismus sei „eine der größten Gefahren 
für unser Leben in Bayern, für unsere Freiheit, 
unsere Kultur und unsere Lebensart“. Es gehe 
bei dem neuen Verfassungsschutzgesetz „nicht 
um Ideologien, sondern um die Sicherheit aller 
Menschen in Bayern“.
Franz Schindler (SPD) warnt vor der Tendenz, 
„dem Staat mehr Befugnisse zum Eingriff in 
Grundrechte auch von unverdächtigen Per-
sonen zu verschaffen“. Um Terrorismus und 
Extremismus effektiver zu bekämpfen, wäre 
es sinnvoller, die Polizei besser auszustatten. 
Für den SPD-Rechtsexperten vermengt das 
Verfassungsschutzgesetz auf unzulässige 
Weise die Aufgaben von Polizei und Verfas-
sungsschützern mit der Tendenz der „Verpo-
lizeilichung der Geheimdienste und der Ver-
geheimdienstlichung der Polizei“. Schindler 
findet gut, dass die Existenz von verdeckten 
Ermittlern und V-Leuten nun nicht mehr be-
stritten werde, vermisst aber im Gesetz, wel-
che konkreten Aufgaben sie haben sollten. 

Joachim Hanisch (Freie Wähler) moniert le-
diglich ein Detail des Gesetzes, das jedoch von 
entscheidender Wichtigkeit sei, den Schutz der 
Berufsgeheimnisträger. Er plädiert für eine 
„praxistaugliche Regelung“ und fordert den 
gleichen Schutz für alle Betroffenen. Bisher 
gebe es den absoluten Schutz für Geistliche, 
Strafverteidiger und Abgeordnete und einen 
relativen Schutz für Rechtsanwälte, Notare, 
Ärzte, Apotheker, Hebammen und Journalis-
ten.
Katharina Schulze (Grüne) sieht im neuen Ge-
setz eine Missachtung des verfassungsrecht-
lich verankerten Trennungsgebots von Polizei 
und Verfassungsschutz: Die Polizei diene der 
Gefahrenabwehr, der Verfassungsschutz habe 
die Aufgabe der Beobachtung verfassungs-
feindlicher Bestrebungen. Die Einrichtung 
von V-Leuten muss nach Ansicht der Grünen 
abgeschafft werden, allein schon wegen der 
Erkenntnisse aus ihrem Einsatz im rechtsext-
remen Bereich: „Neonazis und Rassisten blei-
ben auch dann Neonazis und Rassisten, wenn 

sie vom Staat bezahlt werden.“ Katharina 
Schulze fordert namens der Grünen-Fraktion 
die Gründung eines Instituts, das zum Schutz 
der Verfassung demokratie- und menschen-
feindliche Bestrebungen beobachtet, und zwar 
gemeinsam mit der Wissenschaft und der Zi-
vilgesellschaft. 

19. Juli 2016  768

Einstimmig setzt die Vollversammlung eine 
Enquete-Kommission „Integration“ ein. Sie 
soll sich bis Frühjahr 2018 mit der Situation 
von Migrantinnen und Migranten in Bay-
ern beschäftigen.

Dem Gremium mit dem Titel „Integration in 
Bayern aktiv gestalten und Richtung geben“ 
gehören zehn Abgeordnete und neun Sachver-
ständige an. Die CSU entsendet sechs Mitglie-
der, unter ihnen Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm und den Integrationsbeauftragten der 
Staatsregierung Martin Neumeyer. Die SPD 
hat zwei Sitze, Freie Wähler und Grüne je-
weils einen. Unter den externen Sachverstän-
digen befinden sich Vertreter aus der Wissen-
schaft, der Kommunalpolitik sowie entspre-
chender Initiativen und Institutionen.
In der konstituierenden Sitzung wird Arif Taş-
delen (SPD) zum Vorsitzenden gewählt, sein 
Stellvertreter ist Josef Zellmeier (CSU). 
Untersucht werden unter anderem die Themen 
Sprache, Erziehung und Bildung, die gesell-
schaftliche und politische Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund, Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Religion. Auch der umstrittene Begriff 
„Leitkultur“ ist im Fragenkatalog aufgenom-
men. Geklärt werden soll, ob bzw. welchen 
Beitrag die „Leitkultur“ zu einer gelingenden 
Integration leisten kann. 

Kommissionsvorsitzender Arif Taşdelen 
(SPD) ist überzeugt, dass es zu einem ge-
meinsamen Papier kommt, das für die nächs-

Integration durch Sprachunterricht
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te Legislaturperiode als Integrationsgrundlage 
dienen könne. Integration sei derzeit „weitge-
hend dem Zufall überlassen“, es gebe keine 
Konzepte, keine Richtlinien und auch keinen 
Integrationsbericht im Landtag. Markus Blu-
me (CSU), Mitglied der Kommission, betont, 
dass es in Bayern keine „integrationsfreien 
Räume“ geben dürfe, weil sie den Nährboden 
für Radikalisierung bildeten. Für die Freien 
Wähler hängt es nach den Worten von Hans 
Jürgen Fahn entscheidend von den Kommu-
nen ab, ob Integration gelingen werde. Grü-
nen-Fraktionsvorsitzende Margarete Bause, 
wie Fahn ebenfalls Kommissionsmitglied, 
freut sich, dass sich nun alle Landtagsfrakti-
onen aufgrund der Initiative der Grünen zur 
Einsetzung der Enquete-Kommission geeinigt 
hätten. Das Thema sei „längst überfällig“, weil 
„wir auch in Bayern in einer Einwanderungs-
gesellschaft leben“.

31. Juli 2016  769

Bei einem Trauerakt im Plenarsaal des Ma-
ximilianeums gedenken Landtag, Staatsre-
gierung und Landeshauptstadt in Anwesen-
heit von Bundespräsident Joachim Gauck 
und Bundeskanzlerin Angela Merkel der 
Opfer des Amoklaufes in München. 

Bei dem Amoklauf am 22. Juli tötete ein 
18-jähriger Schüler aus München im Olym-
pia-Einkaufszentrum neun Menschen, vier 
wurden von ihm angeschossen. Anschließend 
erschoss sich der in München geborene Tä-
ter, dessen Eltern aus dem Iran stammen. Zur 
Trauerfeier im Landtag waren auch Angehö-
rige der Opfer geladen. Landtagspräsidentin 
Barbara Stamm sagt: „Was an jenem Freitag-
abend geschehen ist, lässt uns sprachlos zu-
rück. Ein junger Mann verübt ein entsetzli-
ches Verbrechen. Er reißt durch seine Tat neun 

sie vom Staat bezahlt werden.“ Katharina 
Schulze fordert namens der Grünen-Fraktion 
die Gründung eines Instituts, das zum Schutz 
der Verfassung demokratie- und menschen-
feindliche Bestrebungen beobachtet, und zwar 
gemeinsam mit der Wissenschaft und der Zi-
vilgesellschaft. 

19. Juli 2016  768

Einstimmig setzt die Vollversammlung eine 
Enquete-Kommission „Integration“ ein. Sie 
soll sich bis Frühjahr 2018 mit der Situation 
von Migrantinnen und Migranten in Bay-
ern beschäftigen.

Dem Gremium mit dem Titel „Integration in 
Bayern aktiv gestalten und Richtung geben“ 
gehören zehn Abgeordnete und neun Sachver-
ständige an. Die CSU entsendet sechs Mitglie-
der, unter ihnen Landtagspräsidentin Barbara 
Stamm und den Integrationsbeauftragten der 
Staatsregierung Martin Neumeyer. Die SPD 
hat zwei Sitze, Freie Wähler und Grüne je-
weils einen. Unter den externen Sachverstän-
digen befinden sich Vertreter aus der Wissen-
schaft, der Kommunalpolitik sowie entspre-
chender Initiativen und Institutionen.
In der konstituierenden Sitzung wird Arif Taş-
delen (SPD) zum Vorsitzenden gewählt, sein 
Stellvertreter ist Josef Zellmeier (CSU). 
Untersucht werden unter anderem die Themen 
Sprache, Erziehung und Bildung, die gesell-
schaftliche und politische Teilhabe von Men-
schen mit Migrationshintergrund, Wirtschaft 
und Arbeitsmarkt, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Religion. Auch der umstrittene Begriff 
„Leitkultur“ ist im Fragenkatalog aufgenom-
men. Geklärt werden soll, ob bzw. welchen 
Beitrag die „Leitkultur“ zu einer gelingenden 
Integration leisten kann. 

Kommissionsvorsitzender Arif Taşdelen 
(SPD) ist überzeugt, dass es zu einem ge-
meinsamen Papier kommt, das für die nächs-

Integration durch Sprachunterricht
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Menschen aus ihrem Leben, vor allem junge 
Menschen, die doch noch so viel vor sich hat-
ten.“ Die quälende Frage nach dem „Warum?“ 
werde uns noch lange beschäftigen, und sie 
werde kaum zu beantworten sein. Dennoch 
seien kritische Fragen zu stellen, betont die 
Präsidentin: „Wie können wir verhindern, 
dass junge Menschen empfänglich werden 
für Hass und Gewalt, für entsetzliche Ideolo-
gien, die die Ausgrenzung und Menschenver-
achtung predigen?“
Bundespräsident Joachim Gauck ruft zu mehr 
Aufmerksamkeit für psychisch Kranke auf: 
„Die Gesellschaft muss über die Ursachen 
nachdenken, die Menschen wie den Täter von 
München zu derart mörderischen Taten trei-
ben.“ Gleichzeitig betont Präsident Gauck, 
dass die Zivilgesellschaft sich von Gewalt und 
Terror nicht in die Knie zwingen lasse. „Sie 
werden uns nicht zwingen zu hassen, wie sie 
hassen. Sie werden uns nicht in der Gefangen-

schaft immerwährender Furcht halten. Wir 
werden nämlich bleiben, was wir sind: eine 
mitmenschliche, solidarische Gesellschaft.“

28. September 2016  770

In einer Regierungserklärung mit dem Titel 
„Kontinuität und Weitblick“ präsentiert 
Ministerpräsident Horst Seehofer Bayern 
als wirtschaftlich „bärenstarkes Land“, das 
den Menschen „Stabilität in einer instabilen 
Welt“ biete.

Zwei Jahre vor der nächsten Landtagswahl 
zieht der Regierungschef Bilanz und erläu-
tert die Prinzipien seiner Flüchtlings- und Zu-
wanderungspolitik. Bayern sei traditionell ein 
„weltoffenes Land in der Mitte Europas und 
eine Brücke zwischen den Kulturen“. Wer zu 
Recht in Bayern Schutz suche, bekomme ihn 

Trauerakt anlässlich des Amoklaufs von München in Anwesenheit von Bundespräsident Joachim Gauck und 
Bundeskanzlerin Angela Merkel
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auch. Seehofer schränkt aber ein: „Asylrecht 
bedeutet jedoch nicht, alle nationalen Sicher-
heitsinteressen zu vergessen. Der Rechtsstaat 
muss schon wissen, wer ins Land kommt, wer 
hier lebt und wer ein Bleiberecht hat.“ Die Be-
grenzung der Zuwanderung sei die Vorausset-
zung dafür, um Humanität gewährleisten zu 
können. Seehofer verspricht, Bayern werde 
mithelfen, die Fluchtursachen zu bekämpfen, 
im Nordirak und im Libanon, in Tunesien 
und im Senegal. 
Als Erfolg wertet der Ministerpräsident, dass 
die geplanten Gleichstromtrassen zu hundert 
Prozent als Erdkabel verlegt würden. Ein wei-
teres bedeutsames Projekt der künftigen Infra-
struktur sei der Bau einer dritten Startbahn am 
Münchner Flughafen, da die Zahl der Flug-
bewegungen steige. Seehofer spricht sich in 
Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt für 
die Einleitung eines Ratsbegehrens aus. Dazu 
kommen die Anbindung des Chemiedreiecks 

in Richtung München und Salzburg sowie der 
Bau des Zulaufs zum Brennerbasistunnel. In 
Straubing werde eine neue Hochschule für 
Biotechnologie und Nachhaltigkeit mit ins-
gesamt 1 000 Studienplätzen gegründet, ver-
spricht Seehofer. Erstmals in der Geschichte 
Bayerns werde im Rahmen der Behördenver-
lagerung ein ganzes Ministerium umziehen: 
Das Staatsministerium für Gesundheit und 
Pflege komme nach Nürnberg, „in das Herz 
der Gesundheitsregion Franken“. Außerdem 
kündigt der Regierungschef „als historische 
Entscheidung“ zu den bestehenden National-
parks Bayerischer Wald und Berchtesgaden 
die Gründung eines weiteren auf einem Ge-
biet in Staatseigentum an.
In der Sicherheitspolitik plädiert Ministerprä-
sident Seehofer für ein „konsequentes und har-
tes Durchgreifen gegen Terror und Gewalt“, 
denn „Freiheit braucht Sicherheit“. Der isla-
mistische Terror sei in Bayern angekommen, 
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terroristische Gefahren, organisierte Krimi-
nalität und Internetkriminalität führten zu ei-
ner „akuten Bedrohungslage“. Bayern stärke 
deshalb Polizei, Justiz und Verfassungsschutz. 
Bis zum Jahr 2020 erhalte die Polizei 2000 zu-
sätzliche Beamte und die „modernste Ausrüs-
tung“. Seehofer verspricht: „Wir sorgen dafür, 
dass Bayern das sicherste Land bleibt.“
Für die Sozialdemokraten wirft Fraktionsvor-
sitzender Markus Rinderspacher Ministerprä-
sident Seehofer vor, in der Flüchtlingspolitik 
„auf unverantwortliche Weise das gesellschaft-
liche Klima in unserem Land aufgeheizt“ zu 
haben. Mit ihren ständigen Attacken gegen die 
von ihr mitgetragene Bundesregierung habe 
die CSU „auch den inneren Frieden in unse-
rem Land gefährdet“. Den möglichen Ausbau 
des Münchner Flughafens kritisiert Rinder-
spacher ebenfalls, denn es gebe keine neuen 
Zahlen. Dringend benötigt werde dagegen eine 
bessere Anbindung des Airports an den öffent-
lichen Nahverkehr. 
Auch Hubert Aiwanger (Freie Wähler) lehnt 
strikt eine dritte Startbahn für den Münchner 
Flughafen ab. Grundsätzlich fordert er von 
der Staatsregierung „mehr Politik für die Hei-
mat und weniger Größenwahn“. Gescheitert 
sei beispielsweise die Energiewende. Auch 
„vergrabene Stromtrassen“ seien ein „poli-
tisches Eigentor“, da sie eine Abhängigkeit 
der Energieversorgung vom Norden Deutsch-
lands begründeten und eine Wertschöpfung 
in Bayern verhinderten. Zur Flüchtlingspoli-
tik bemerkt Aiwanger, „das Bellen nach Ber-
lin allein reicht nicht“, denn auch in Bayern 
seien sehr viele Aufgaben zu erledigen. Die 
Kommunen würden beim Thema Integration 
im Stich gelassen.
Ludwig Hartmann (Grüne) hält der Staatsre-
gierung fehlenden Mut in der Flüchtlingsfrage 
vor und verlangt: „Wir müssen in Bayern die 
Kräfte des Gelingens wecken.“ Dieser Grund-
satz treffe auch auf die Energiewende und den 
Naturschutz zu. Statt in Berlin auf sauberen 
Ökostrom aus Wind und Sonne zu setzen, 
„treibt die CSU mit den Stimmen der SPD lie-

ber die dreckige Kohlekraft voran“. Das sei 
„ein Klimaverbrechen und kein Klimaschutz“. 
Mit Blick auf den Naturschutz wirft Hartmann 
der Regierungsseite vor, die Heimat zu zer-
stören. So werde am Riedberger Horn im All-
gäu durch den Bau einer Lifttrasse das Recht 
gebeugt, auch wenn dahinter der Wunsch der 
Bürger stehe. Der Grünen-Politiker spricht 
sich außerdem dafür aus, im Steigerwald, ei-
nem „alten und seltenen Buchenwald“, einen 
dritten Nationalpark zu errichten.
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„Bayerns hoffnungsvollen Söhnen bauet Max hier ein Asyl, alles Wahren, Guten, 
Schönen Sterne sind ihr leuchtend Ziel.“ Am 6. Oktober 1857 schmetterten 200  
Sänger diese Hymne bei der Grundsteinlegung für das Maximilianeum. Das gesamte 
Staatsministerium war anwesend. Minister von der Pfordten feierte die künftige 
Wohnstätte der besten Abiturienten des Landes als „Schauplatz edelster Tätigkeit und 
höchster Bestrebungen“. Zum Schluss der Feier ergriff der König selbst das Wort: 
„Mein Volk besitzt Eigenschaften des Geistes wie nicht so leicht ein anderes, es 
braucht ihm nur Gelegenheit gegeben werden, sie zu entwickeln.“ Zu diesem Zweck 
hatte König Maximilian II. die nach ihm benannte Studienstiftung ins Leben gerufen. 
91 Jahre später, am 11. Januar 1949, bezogen Landtag und Senat die noblen Räume des 
Monumentalbaus am Isarufer. „Dem Landtag ist im Maximilianeum ein wür diges 
Heim bereitet worden, ohne dass der Zweck der hochherzigen königlichen 
Stiftung  geschmälert ist“, sagte bei der Einweihung Ministerpräsident Hans Ehard. 
Die Stiftung werde weiterhin „Pflanzstätte einer geistigen und wissenschaftlichen Eli-
te junger Bayern sein, der das Land im Laufe von Generationen so viel zu ver danken 
hat“. Seither wohnen und arbeiten Stipendiaten und Parlamentarier unter 
einem  Dach. Das Maximilianeum wurde zum Synonym für den Bayerischen 
Landtag. Somit erfüllte sich in gewisser Weise des Stifters Idee, die er schon 1832 sei-
nem Tagebuch anvertraute, nämlich „auf der Isarhöhe bei München einen großen Na-
tionalbau“ zu errichten. 
Der Traum des 21-jährigen Kronprinzen von einem bayerischen „Nationalbau“ zur 
„Hebung des monarchischen nationalen Volksgeistes“ verwob sich später mit der  
Absicht, hochbegabte junge Männer, unabhängig von Stand und Herkunft, für den 
Staatsdienst heranzubilden. Des Königs eigentliche Neigung galt von Jugendjahren an 
der Wissenschaft, in der er sich nach dem Urteil des Historikers Heinz Gollwitzer „mit 
unerschütterlicher Gewissenhaftigkeit und unbeirrbarem Fleiß ein Mitspracherecht“ 
erkämpfte. Im Kreise von Gelehrten erwog er folglich auch seinen Plan, eine Anstalt 
für die Besten seines Landes zu errichten. Als Vorbilder wurden französische und 
englische Eliteschulen ebenso diskutiert wie das Tübinger Stift oder die sächsischen 
Fürstenschulen. 
Freiherr von der Pfordten, selbst Universitätsprofessor, lenkte die Überlegungen in die 
Richtung einer Bildungsanstalt für den höheren zivilen Staatsdienst. Als der Kultus-
minister in seinem Etat keine Reserven entdeckte, um das „Athenäum“, wie das Pro-
jekt anfangs hieß, zu finanzieren, griff Max II. in seine eigene Schatulle. In  
einem Mietshaus an der Amalienstraße nahe der Universität wurde provisorisch der 
Stiftung „Maximilianeum“, wie sie nun hieß, eine Bleibe geschaffen. Als Stipendiaten 
berief der König sechs Abiturienten, unter ihnen einen Pfälzer, aus den damals 28 bay-
erischen Gymnasien. Ihr Studium absolvierten die Zöglinge an der Universität, und 
zwar war ihnen Rechts- und Staatswissenschaft vorgeschrieben. Die „talentvollen 
Jünglinge“ mussten sich laut Satzung „sowohl in intellektueller als auch mora lischer 
Beziehung vor ihren Altersgenossen rühmlich hervorgetan haben“. 

König Maximilian II., der Stifter des Maximilianeums (Gemälde von Julius Zimmermann)
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Fünf Jahre später wurde mit dem Bau des Maximilianeums „auf dem Gasteig in der 
Vorstadt Haidhausen gegenüber der neuen Maximiliansbrücke“ begonnen. Eine  
Million Gulden vermachte Max II. 1858 in seinem Testament für den Ausbau des Ma-
ximilianeums und zur Dotierung der Anstalt. Aufnahme in die Stiftung durften jetzt 
auch Studierende der philosophischen und technischen Fächer finden. Allerdings soll-
ten sie jeweils nur ein Sechstel der Gesamtzahl der Eleven ausmachen. Schutzherr der 
Anstalt war der König, der die Aufnahme der Zöglinge zu bewilligen hatte. 
Städtebaulich war das Maximilianeum als Abschluss der neu angelegten Maximi-
lianstraße gedacht. Friedrich Bürklein, der Architekt des Monarchen, hatte mit vielen 
Widrigkeiten zu kämpfen. Die Bauarbeiten am Isarhang stellten die Ingenieurkünste 
auf die Probe. Aber vor allem der Stil erregte Widerspruch. „Stilmischmasch“ höhn-
ten die einen, „kulissenhaftes Architekturgebäude“ die anderen. Ein „Kartonmach-
werk“ war es für Carl Burckhardt, und die Vorstadtbevölkerung spottete über das 
„Schamtuch für Haidhausen“, wo die kleinen Leute damals hausten. 
In den „angelsächsischen Stil“ war Max II. seit seinem Besuch in England, wo er 1838 
an der Krönung von Königin Viktoria teilnahm, vernarrt. Sein bevorzugter  
Architekt Bürklein, ein Schüler Friedrich Gärtners, hatte sich mit dem neuromani-
schen Münchner Hauptbahnhof einen Namen gemacht, weil er auch die moderne  
Eisen- und Glaskonstruktion nicht verschmähte. Für den König schuf Bürklein den 
„Maximiliansstil“, eine Mischung aus englischer Gotik und Elementen der Renais- 
sance. Am Maximilianeum sollte eigentlich der „Spitzbogenstil“ der Maximilianstra-
ße fortgesetzt werden. Unsicher geworden durch die Kritiker, verfügte der König nach 

Westfassade des Maximilianeums
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Fertigstellung des Erdgeschosses eine tief greifende Umplanung: keine Spitzbögen 
mehr, sondern Rundbögen. Bürklein, der wie Max II. die Vollendung des Maximi-
lianeums nicht mehr erlebte, hatte gegen die Stilwende keine Bedenken. 1869, zwölf 
Jahre nach der Grundsteinlegung, war der Wohntrakt im Osten vollendet. Die West-
fassade, „eine der wirkungsvollsten romantischen Perspektiven“ Münchens (Herbert 
Schindler), wurde 1872 fertig. 
Ihre juristische Form erhielt die Stiftung Maximilianeum erst 1876 durch König  
Ludwig II., den Sohn von Max II. Das Stiftungsvermögen betrug 800 000 Gulden. Da-
zu kamen das Gebäude samt Grund sowie 30 Ölgemälde und 24 Marmorbüsten. Bis 
1918 stand das Maximilianeum auch der Königlichen Pagerie unentgeltlich zur Verfü-
gung. Seinen Nachfolgern hatte Max II. auferlegt, die Stiftung „als ein kostbares Ver-
mächtnis zum Ruhme des Wittelsbachischen Hauses immerdar zu ehren“. Wichtiger 
wurde dann die Vorsorge des Königs für den Fall, dass „was Gott in  
Gnaden verhüten wolle – im Laufe der Zeiten die Regierung über Unser Reich an ein 
anderes Herrscherhaus als das Unsrige kommen“ oder „aus irgendeinem anderen 
Grund“ das Herrscherhaus aufhören sollte, im Besitze der Krone Bayerns zu sein. 
Dann sollten nach dem Willen des Monarchen Protektorat und Schutzherrlichkeit an 
die Universität München übergehen, wo sie jetzt auch liegen. Die „Grundbestimmun-
gen für das Kgl. Maximilianeum in München“ legten fest, dass „nur Jünglinge von 
hervorragender geistiger Begabung und tadelloser sittlicher Führung“ aufgenommen 
werden durften, die „außer dem christlichen Glaubensbekenntnis im Besitz des baye-
rischen Indigenats“ waren. Mehr als 26 durften es nicht sein, so wie heute immer 

Stipendiaten in der Bibliothek der Stiftung Maximilianeum
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noch. Ausgeschlossen blieben nach wie vor Mediziner und Theologen, weil sie nicht 
im Staatsdienst unterkommen konnten. Die Zöglinge genossen (und genießen) im Ma-
ximilianeum „freie Wohnung und Verpflegung“, dazu kam „unentgeltlicher  
Unterricht in den im Anstaltsgebäude vorzutragenden Lehrgegenständen“. Studienort 
war aber die Universität. Nach 1918 geriet die Stiftung in Schwierigkeiten, als ihr Ver-
mögen mit der Inflation dahinschmolz und nur die spärlichen Eintrittsgelder aus der 
Gemäldesammlung zur Verfügung standen. Nun mussten die Studenten zuzahlen, das 
Kultusministerium gab einen Zuschuss. Die Schutzherrlichkeit, vom Stifter der Uni-
versität übertragen, nahm anfangs die Regierung wahr. Nach 1933 gab es mehrfache 
Anläufe der Nationalsozialisten, das Maximilianeum zum Sitz einer Parteibehörde zu 
machen. Als es 1941 ernst wurde, mobilisierte Stiftungsvorstand Walter Roemer    seine 
Stipendiaten, die zumeist im Felde standen. Ihr geharnischter Protest beim Gauleiter 
wirkte Wunder: Das Maximilianeum blieb Wohnstätte der Studenten, trotz der Ein-
quartierung von Flakeinheiten, Teilen des Statistischen Landesamts und der Akade-
mie der Tonkunst. Die Stiftung selbst überstand das Dritte Reich ebenfalls ohne maß-
gebliche Beeinflussung durch die Nationalsozialisten. „Wir haben damals im Maximi-
lianeum im Verborgenen geblüht“, weiß Prof. Heinz Gollwitzer zu berichten, 
Stipendiat 1938 bis 1945. 
Weit über 700 Namen weist die Liste der Stipendiaten von 1852 bis heute auf. Nummer 
eins ist Balthasar Frank, der am Münchner Maxgymnasium sein Abitur machte und 
später Oberlandesgerichtsrat in Traunstein wurde. Zwei bayerische Ministerpräsiden-
ten gingen aus der Stiftung hervor: Eugen Ritter von Knilling (1865 bis 1927, 1922/24 
Ministerpräsident) und Franz Josef Strauß (1915 bis 1988, 1978/88 Ministerpräsident), 
der allerdings von seinem Wohnrecht im Maximilianeum keinen Gebrauch machte. 
Aus der langen Reihe namhafter Wissenschaftler, die Stiftungsmitglieder waren, seien 
nur der Historiker Karl Alexander von Müller (1882 bis 1964) und der Physiker Wer-
ner Heisenberg (1901 bis 1976) genannt. Kabinettswürden in Berlin errangen Eduard 
Hamm (1879 bis 1944, 1923/25 Reichswirtschaftsminister) und Franz Gürtner (1881 
bis 1941, 1932/41 Reichsjustizminister). Seit 1980 sind die „Maximilianeer“ keine rei-
ne Männergesellschaft mehr. 
Dank der „Wittelsbacher Jubiläums-Stiftung“ gibt es nun neben den 26 „Jünglingen 
hervorragender geistiger Begabung“ zehn nicht minder begabte Mädchen. Im Krieg 
wurden knapp zwei Drittel des Maximilianeums zerstört. Betroffen war vor allem der 
Westteil. 13 der 30 Historiengemälde in den Sälen, wo heute Landtag und Senat tagen, 
fielen Brandbomben zum Opfer. Der Wohntrakt konnte dank des im Hause stationier-
ten Militärs gerettet werden. „Am Tage vor der Besetzung Münchens durch die Ame-
rikaner glückte es, durch Hereinnahme eines Lazaretts mit Genesendenkompanie, das 
Haus unter den Schutz des Roten Kreuzes zu stellen und damit die  
wahnwitzige Absicht zu vereiteln, von der Westseite des Gebäudes aus, in dessen  
Kellern Hunderte von Zivilisten aus der Umgebung Zuflucht suchten, sinnlosen  
militärischen Widerstand zu leisten“, erinnerte sich der langjährige Stiftungsvorstand 
Karl Riedl. 
Im Mai 1945 war das Maximilianeum eine der zahllosen Halbruinen in der Trümmer-
wüste, für deren notdürftige Erhaltung Geld und vor allem Material fehlte. Da konnte 
es wie ein Glücksfall erscheinen, dass der Landtag ein neues Domizil suchte. Sein an-
gestammtes Gebäude an der Prannerstraße war nur noch ein Schutthaufen. Doch die 
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Hemdsärmeligkeit, mit der Landtagspräsident Michael Horlacher das  
Maximilianeum als Parlamentssitz vereinnahmen wollte, fand bei der Stiftung wenig 
Sympathie und in der Presse erboste Kommentare. 
Zunächst versuchte Horlacher, der bettelarmen Stiftung den Umzug in ein neues Ge-
bäude schmackhaft zu machen, um das gesamte Maximilianeum zu gewinnen, das mit 
4300 Quadratmetern Nutzfläche ohnehin 2000 weniger hatte als das Parlament an der 
Prannerstraße. Die Vertreter der Stiftung wollten aber dem zu Stein ge wordenen Wil-
len von König Max II. treu bleiben und boten einen Kompromiss an: Parlamentarier 
und Studenten sollten sich das Maximilianeum teilen. Der Landtag wiederum ver-
sprach der Stiftung, im Falle eines Auszugs 150 oder 200 Plätze zu schaffen, darunter 
auch einige für ausländische Studenten. Doch die Stiftung legte sich erneut quer, so-
dass der Landtag sich arrangieren musste. 
Besonders betroffen zeigte sich Landtagspräsident Horlacher über die Kommentare 
der „Neuen Zeitung“, die schrieb: „Seit zwei Jahren befinden sich die Studenten in ei-
nem Kampf, der ihnen schlimmer als der Bombenkrieg erscheint.“ Das Blatt warf die 
Frage auf, ob sich derzeit „der Staat nicht am würdigsten in einer Baracke repräsentie-
re“. Beim Einzug ins Maximilianeum am 11. Januar 1949 fand Horlacher versöhnliche 
Worte: „Wir stehen hier auf gut bayerischem Boden. Wir haben hier gute bayerische 
Tradition zu beachten, unsere Verhältnisse auf gute bayerische Tradition auszurichten. 
Wir wollen insbesondere, dass zwischen Jugend und Parlament ein gutes Verhältnis 
besteht. Es ist vielleicht ganz gut, wenn die Studenten der Stiftung Maximilianeum  
bei uns im Hause sind; dann können unter Umständen ausgesuchte Leute, die über 
hervorragende Kenntnisse verfügen, später für den Neubau unseres Vaterlandes ausge-
zeichnete Dienste leisten.“ Der Landtag war nun Mieter im Maximilianeum gewor-
den. Er verpflichtete sich, für den Unterhalt des Gebäudes aufzukommen und jährlich 
einen Mietzins von 70 000 DM zu bezahlen. Damit standen erstmals wieder seit der 
Inflation der Stiftung eigene Mittel zur Verfügung. Gleichzeitig war sie der Sorge ent-
hoben, teuere Renovierungsarbeiten an dem hundertjährigen Haus bezahlen zu müs-
sen. Als die Arbeitsbedingungen für die Parlamentarier unerträglich wurden, baute 
der Landtag 1959 an der Ostfassade des Maximilianeums zwei Flügel an mit Büroräu-
men und Sitzungssälen. Zwanzig Jahre später war aber das Maximilianeum schon 
wieder zu klein geworden. Da wenig Neigung bestand, an einem anderen Ort ein ganz 
neues Parlamentsgebäude zu errichten (im Gespräch war auch das Gelände des einsti-
gen Armeemuseums), wurde erwogen, entlang der Umfassungsmauer einen Rundbau 
zu errichten und die Flügelbauten wieder abzureißen. Aus Kostengründen wurde das 
70-Millionen-Mark-Projekt aufgegeben. Um zumindest jedem Abgeordneten einen ei-
genen Arbeitsraum zu bieten, erwarb der Landtag in unmittelbarer Nähe des Maximi-
lianeums zwei Gebäude. Eine grundlegende Sanierung des Maximilianeums wurde 
Mitte 1986 abgeschlossen. Dazu zählte die Freilegung übertünchter Fresken, die  
Erneuerung der aus Terrakottaplatten bestehenden Westfassade und die Renovierung 
der Landtagsgaststätte. 
Nach zehnjährigem Tauziehen um den Standort wurde im Herbst 1993 die neue  
Tiefgarage unter dem Rondell an der Westfassade des Maximilianeums in Betrieb ge-
nommen. Der dreigeschossige Bau mit 232 Stellplätzen kostete knapp 25 Millionen 
Mark. Die preiswertere Alternative, die Garage unter einem benachbarten Sportplatz 
in den Gasteiganlagen zu bauen, war am Einspruch der Landeshauptstadt München 
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gescheitert. Für die komplizierte Konstruktion musste ein Korsett aus 315 Bohrpfäh-
len errichtet werden. Die Pfähle reichen bis 1,50 Meter über die U-Bahn-Röhre, die 
unter dem Gebäude hindurchführt. Nach Abschluss des Garagenbaus wurde die histo-
rische Kleeblattform für den Springbrunnen, wie er vom Architekten Friedrich Bürk-
lein konzipiert worden war, wiederhergestellt. 
Ein Jahr später wurden an der Ostseite des Maximilianeums im Anschluss an die Er-
weiterungsbauten des Jahres 1959 Anbauten eingeweiht, die Architekturgeschichte 
machten. Die zusätzlichen Räume für Abgeordnete, für die Fraktionen und die Stif-
tung Maximilianeum wurden von dem Berliner Architekten Volker Staab errichtet, 
dessen Entwurf aus einem Wettbewerb hervorgegangen war. Die gegenüberliegenden 
Gebäudeflächen der angebauten Trakte enden in spitzen Winkeln von 45 Grad und 
rahmen einen damit neu gebildeten Innenhof ein. Architekt Staab wurde dafür mit 
dem alle zwei Jahre vergebenen BDA-Preis des Bundes Deutscher Architekten in Bay-
ern ausgezeichnet, der für „bemerkenswerte Werke zeitgenössischer Architektur“ ver-
liehen wird. Künstlerisch ergänzt wird das neue Ensemble durch eine an beiden Seiten 
errichtete Doppelskulptur des Bildhauers Alf Lechner, mit der die spitz aufeinander 
zulaufenden Häuserenden einen stelenartigen Abschluss finden. Im Mai 2012 wurde 
der Erweiterungsbau Nord für das Parlament eingeweiht. Das achtstöckige Gebäude 
(sechs davon oberirdisch) hat eine Fassade aus Terrakottafliesen und orientiert sich am 
Bürklein-Bau.  
Ein totaler Umbau des Plenarsaals wurde am 13. Dezember 2005 nach nur 15-monati-
ger Bauzeit eingeweiht. Architekt Volker Staab, erster Preisträger des Wettbewerbs 
und Schöpfer der Anbauten von 1994, kam erst zum Zug, als die „Dachlösung“ ver-
worfen wurde. Der lange diskutierte Plan, einen Glasbau (Entwurf Günter Behnisch) 
über dem alten Plenarsaal zu errichten, scheiterte letztlich an den Bedenken der Denk-
malschützer. Die geplanten Kosten von rund 30 Millionen Euro für diesen Neubau 
konnten durch den Umbau auf 9,9 Millionen Euro reduziert werden. 
Der alte Plenarsaal, bis zu den Bombenschäden im Zweiten Weltkrieg ein Ausstel-
lungsraum der einstigen Galerie im Maximilianeum, entsprach im Laufe der Jahr-
zehnte immer weniger den Ansprüchen eines modernen Parlaments. Belichtung,  
Belüftung, Brandschutz, Akustik, Medientechnik und Funktionalität der Abgeordne-
tenplätze mussten dringend renoviert bzw. vollkommen neu konzipiert werden.  
Entstanden ist ein heller, moderner und behindertengerechter Parlamentssaal mit  
einer Nutzfläche von 580 Quadratmetern. Volker Staab schuf nach seinen eigenen 
Worten eine „Raumschale aus Holz“ und eine „Lichtschale aus Glas“. 
Das vollkommen neue Raumgefühl entstand durch die Drehung um 180 Grad. Dazu 
wurde das Raumgeviert bis auf die Außenwände entkernt, das Südfenster integriert, 
die Tribünen und Seitenlogen wurden entfernt und platzmäßig durch eine neue Empo-
re für Presse, Besucher und Ehrengäste ersetzt. Präsidenten- und Regierungsbank 
rückten von der West- an die Ostseite. Farblich dominieren nun Holzflächen aus ge-
bleichter Eiche (Wände, Parkett, Tischreihen), rote Leder- und Textilbezüge an den 
Stühlen sowie eine Glasfläche von fast 600 Quadratmetern an Decke und Wänden. Die 
Glaskonstruktion macht den Plenarsaal besonders hell, sodass auch bei trübem Wetter 
sehr viel Tageslicht hereinkommen kann. Das große bayerische Staatswappen, bisher 
ein Wandteppich, ist diskret in das Holz der Ostwand eingefräst, die Wappen der sie-
ben Regierungsbezirke schmücken die Rückwand der Besuchertribüne. Die Entwürfe 
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stammen von dem Bochumer Künstler Nol Hennissen. Der Architekturkritiker Gott-
fried Knapp („Süddeutsche Zeitung“) urteilte über den neuen Plenarsaal: „Wer diesen 
gruftig engen Raum in Erinnerung hat, wird die strahlende Helligkeit und Weite des 
neuen Saals wie ein Wunder empfinden.“ 
Im Zuge der Umbauten wurde unterhalb des Plenarsaals ein „Raum der Stille“ einge-
richtet. Der kleine rechteckige und schlicht ausgestattete Raum bietet die Möglichkeit 
zu Rückzug, Meditation und Andacht. Das Konzept für die künstlerische Ausgestal-
tung stammt von Florian Lechner (Nußdorf/Inn).  
Nach der Auflösung des Bayerischen Senats zum 31. Dezember 1999 wurde der Plenar- 
saal der Zweiten Kammer unter dem Namen „Senatssaal“ als Veranstaltungsraum  
genutzt. Nach gut einjähriger Bauzeit stand ab Sommer 2008 der komplett renovierte 
Senatssaal als moderner multifunktionaler Konferenz- und Versammlungssaal zur 
Verfügung. Die Wände des 300 Quadratmeter großen Raums, der hauptsächlich für 
außerparlamentarische Veranstaltungen genutzt wird, schmücken das Monumentalge-
mälde „Die Seeschlacht von Salamis“ (560 x 980 cm) von Wilhelm von Kaulbach und 
das Historienbild „Kaiser Friedrich Barbarossa und Herzog Heinrich der Löwe in  
Chiavenna“ von Philipp Foltz.

Zu Ehren des Architekten des Maximilianeums, Friedrich Bürklein, erhielt 2015 die 
Eingangshalle den Namen „Friedrich-Bürklein-Halle“.

Ostseite des Maximilianeums mit dem Erweiterungsbau von Volker Staab 
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ERINNERUNGEN VON BERNHARD ÜCKER 

Wer eine Institution, die 60 Jahre alt geworden ist, mit der Zeit ihrer Ent
stehung vergleicht, der unterliegt fast immer der Versuchung, von der „guten 
alten Zeit“ zu reden. Das gilt auch für den Bayerischen Landtag und sein 
Geburtsjahr 1946. Der Betrachter von heute jedoch erntet natürlich für seinen 
Wonneseufzer auf die Vergangenheit ein flachsichtiges Lächeln einschließlich der 
Belehrung, dass eben die alte Zeit durchaus nicht oder nur selten so gut gewesen 
sei, wie sie im romantisch angehauchten Rückspiegel der Geschichte erscheint. 
Denn die meisten Sänger des Preislieds auf die gute alte Zeit denken halt an das 
Biedermeier und ihnen lässt sich sehr wohl entgegenhalten, dass man damals zwar 
mit grauem Zylinder und veilchenblauem Frack ein vordergründig beschauliches 
Leben führte – dass aber ein hohler Zahn bereits zur Katastrophe werden konnte, 
eine Blinddarmentzündung häufig zum Tode führte, die Augen im Flackerlicht 
irgendwelcher Funzeln frühzeitig beinahe greisenblind wurden, eine Reise zu des 
Lebens Unbill zählte und im Winter kalte Zimmer die Regel waren.
Nun, der Bayerische Landtag freilich ist trotz seines halben Jahrhunderts kein 
historischer Greis, der politischen Urenkeln schon Geschichten aus längst ver
gangener Zeit erzählen könnte. Doch obwohl erst in den so genannten besten Jah
ren, hat auch er bereits eine gute alte Zeit erlebt, und die Belehrung, sie sei ja gar 
nicht so gut gewesen, ist eigentlich nur in materieller Hinsicht zutreffend. Und 
materiell gesehen war das allerdings eine miserable Zeit. Als Überschrift für das 
erste Kapitel unserer Landtagsgeschichte passt am besten das Wort „Herbergs
suche“. Denn das alte Landtagsgebäude zu München an der Prannerstraße – es 
hatte noch feierliche Auffahrten des Königs zur Parlamentseröffnung gesehen und 
allerdings auch die Selbstproklamation Kurt Eisners zum provisorischen Minis
terpräsidenten des „Volksstaates Bayern“ am Revolutionsabend des 7. November 
1918 erlebt –, dieses Gebäude hatten die Bomben des Zweiten Weltkriegs so 
schwer beschädigt, dass seine Verwendung als parlamentarische Tagungsstätte 
nicht mehr möglich war. Auch sonst aber hatte der Krieg kaum noch Räumlich
keiten hinterlassen, die sich für die Aufnahme einer größeren Versammlung noch 
geeignet hätten. Zu diesen raren Restbeständen gehörte die große Aula der freilich 
ebenfalls schwer beschädigten Universität. Dort hatte zuvor schon vom 15. Juli bis 
zum 30. November 1946 die Verfassunggebende Landesversammlung getagt, und 
so wurde die Aula auch zum ersten Versammlungsort der nach zwölfjähriger 
Zwangspause zum ersten Mal wieder aus freien Wahlen hervorgegangenen bayeri
schen Volksvertretung.
Sie fand sich am 16. Dezember 1946 zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammen, 
heute ein historisches Datum nur, damals aber besonders wichtig wegen der 
Feststellung: Es war Winter geworden. In unserer wohlbeheizten Gegenwart mag 
das nur noch ein Achselzucken bedeuten, seinerzeit aber umschrieb jenes Datum 
ein weiteres Problem. Denn die Heizkörper besagter Aula fühlten sich bestenfalls 



590

Neubeginn 1946

lauwarm an und dementsprechend saßen wir alle – ob Abgeordnete, Regierungs
mitglieder oder Presseleute – in Wintermänteln auf unseren Plätzen. Gute Stücke 
aus dem Kleiderschrank allerdings, mit denen sich die Vorstellung von wärmender 
Geborgenheit verbindet, waren da nur selten zu sehen. In der Mehrzahl dagegen 
befanden sich die Träger von entmilitarisierten Soldatenmänteln, von ehemals 
hellen Regenmänteln auch, die wegen der optischen Vorspiegelung von Wärme 
dunkel gefärbt waren – und etliche Hüllen gab es noch, die wegen der kaum zu 
entfernenden Ölfarbenaufschrift „POW“ (Prisoner of war) ihre Herkunft als 
„Modell Besatzungsmacht“ nicht verleugnen konnten. Das alles umschloss dann 
menschliche Hohlräume, die nur mit Hunger angefüllt waren. Unsere 
Ausrüstung als Journalisten bestand meist aus einigen Blättern einseitig 
bedruckten Papiers, auf dessen leere Rückseiten wir mit einem Bleistiftstummel 
unsere Notizen machten.
Der Kugelschreiber nämlich war noch ein lediglich vom Hörensagen bekanntes 
Wunderinstrument und Spezialtinte für einen etwa noch in den Frieden herüberge
retteten Füllhalter gab es schon lange nicht mehr. Irgendwo im Haus konnte sogar 
telefoniert werden, konnten wir unsere Berichte an die Redaktion durchgeben, 
doch ein Telefon nur für alle Politiker und Journalisten! Die Kollegen von der 
Zeitung durften da noch etwas gelassener zusehen, weil ihre Blätter wegen des 
Papiermangels nur höchstens dreimal in der Woche erschienen. Da war dann so 
mancher Zeitungsschreiber sein eigener reitender Bote, der seinen Artikel am 
andern Tag erst in der Redaktion persönlich ablieferte. Wir vom Rundfunk aber 
hatten auch damals schon pro Tag mehrere Nachrichtensendungen und mussten sie 
so schnell wie möglich bedienen, was zu nicht immer unbedingt höflichen Ausein
andersetzungen vor dem einzigen Telefon führte.
Ganz ohne Telefon war anfangs das Landtagsamt, das der Parlamentsjournalist 
Alois Wagner auf die Beine zu stellen hatte. Noch mehr Kopfzerbrechen machten 
ihm aber die Stenografen. Die gab es zwar noch, aber sie waren mangels parlamen
tarischer Debatten vollkommen aus der Übung. Bevor sie die Verhandlungen der 
Verfassungsväter mit flinker Feder festhalten konnten, setzte sie Wagner stunden
lang vors Radio. Der Erfolg war hundertprozentig, wie die für alle nachlesbaren 
Protokolle beweisen. Der Papiermangel machte auch der jungen Parlamentsver
waltung zu schaffen. Eines Tages ergatterte Direktor Wagner 2000 Blatt Papier 
und einige Dutzend Blatt Kohlepapier. Als er mit seinem Schatz unter dem Arm 
durch die Maximilianstraße ging, hefteten sich bald Passanten an seine Fersen und 
beschimpften ihn als Schwarzhändler. „Nur durch das Dazwischentreten eines 
damals nur mit einem Holzknüppel bewaffneten Schutzmanns konnte ich meine 
,Beute‘ retten“, erinnerte sich Wagner später.
Weil die Universität Anfang 1946 bereits ihren Lehrbetrieb wieder aufgenommen 
hatte und nun wegen des Mangels an Hörsälen auch die Aula für ihre Vorlesungen 
dringend brauchte, musste der Landtag dieses Notquartier schon bald verlassen. 
Seine nächste Station auf der parlamentarischen Herbergssuche war dann ab 
Januar 1947 das sogenannte Brunnenhoftheater. Diese Bühne – ein schönes 
Zeugnis des trotz aller Not ringsum aufgebrochenen Hungers nach Kultur – hatte 
man in die Ruinen der Residenz eingebaut, mit hölzernen Sitzbänken und einer 
Technik, die der Bühnenausstattung eines ländlichen Theatersaals noch weit  
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unterlegen war. Trotzdem wurde dort hervorragendes Theater gespielt und weil 
auch hier der Staat Hausherr war, konnte diese Bühne für kurze Zeit obendrein 
zur Bühne der Politik werden. Da jedoch das kleinste Theater sogar nicht nur 
Stücke spielt, sondern außerdem noch proben muss, war in diesem behelfsmäßigen 
Musentempel die theatralischparlamentarische Symbiose nicht von langer Dauer. 
Und wieder einmal musste der Landtag sein Bündel schnüren. Im Saal der 
Oberfinanzdirektion an der Sophienstraße fand er ab Mai 1947 sein nächstes 
Unterkommen. Doch ging es ja nicht allein darum, dem Plenum eine Bleibe zu 
verschaffen.
Jedes Parlament hat seine Fachausschüsse und kann auf sie keinesfalls verzichten, 
weil dort die wichtigsten Beratungen stattfinden, die Auseinandersetzungen zwi
schen den eigentlichen Fachleuten von Parlament und Regierung, und zumindest 
Vorentscheidungen fallen. Die Wahrnehmung dieser Ausschusssitzungen aber war 
sowohl für die Abgeordneten wie auch für uns Journalisten die schwierigste 
Aufgabe. Diese Ausschüsse nämlich tagten weit verstreut in der Runde und immer 
gerade dort, wo ein Beratungszimmer für einen Tag oder manchmal auch Stunden 
nur frei war. Abgeordnete, die Mitglieder von zwei oder drei Ausschüssen waren, 
und wir Berichterstatter mussten dann oft von der einen zur anderen Sitzung quer 
durch die Stadt fahren. Sagte ich fahren? Ja freilich, aber womit? Das innerstädti
sche öffentliche Verkehrssystem bestand aus ein paar notdürftig wiederhergestell
ten Trambahnlinien, deren mühsam zusammengeflickte Wagenzüge meist hoff
nungslos überfüllt waren. Viele Fahrgäste klammerten sich außen auf den Tritt
brettern an oder standen trotz Verbots auf der Kupplung zwischen den Wagen. Ein 
privates Fahrzeug hatte kaum jemand und als es mir schließlich gelungen war, ein 

29. 1. 1947: Der Landtag im Brunnenhoftheater
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über den Krieg gerettetes Leichtmotorrad wieder flottzumachen und für diese 
Maschine von der Zulassungsbehörde pro Monat sogar zehn Liter Benzin zu 
bekommen, da war ich konkurrenzlos schnell geworden.
Natürlich waren von Anfang an Überlegungen im Gange, wo der Landtag sein 
endgültiges Zuhause finden könne. Das Stammhaus an der Prannerstraße war  
– wie schon gesagt – nicht mehr verwendbar und niemand glaubte auch, dass diese 
Ruine in absehbarer Zeit einen Wiederaufbau erleben werde. Da fielen die 
suchenden Blicke auf das Maximilianeum, dieses imposante Gebäude, das hoch 
über dem rechten Isarufer thronte, zwar auch beschädigt aber doch einigermaßen 
intakt vom Krieg zurückgelassen. König Max II. hatte das architektonische Monu
ment um die Mitte des vorigen Jahrhunderts eigentlich zweckfrei und nur als 
noblen östlichen Abschluss der nach ihm benannten Prachtstraße errichtet. Den 
Namen bekam  es  dann von der  dort  untergebrachten Studienstiftung  Maximilia
neum.
Die Aus und Umbauarbeiten begannen schon bald – vorrangig musste ja ein 
Plenarsaal eingebaut werden, auch ein staatliches Bauvorhaben aber kam damals 
wegen des totalen Mangels an Werkzeugen und Baustoffen nur im Schnecken
tempo voran. Erst die Währungsreform vom Juni 1948 brachte auch hier Schwung 
in die Sache und im Januar 1949 war es dann endlich so weit: Der Bayerische 
Landtag konnte im Maximilianeum sein endgültiges Domizil beziehen, schlicht 
aber solide ausgestattet und bis heute kaum verändert. Auch der Bayerische Senat 
hatte hier sein Unterkommen gefunden und alles atmete auf: Die Verwaltung 
musste ihre Akten nicht mehr kreuz und quer durch die Stadt transportieren, die 
Ausschüsse konnten ihr bisheriges Wanderleben aufgeben und vor keiner Sitzung 
stand die Frage, wo sie denn stattfinden werde.
Trotzdem, auch jetzt waren die Arbeitsbedingungen noch keineswegs ideal. Vom 
äußeren Ansehen und seiner Lage her hatte der Landtag zwar eines der schönsten 
Parlamentsgebäude der Welt bezogen, doch die monumentale Architektur des 
vorigen Jahrhunderts hatte den Nachteil, hinter ihren prächtigen Fassaden nur 
wenig nutzbaren Raum anzusiedeln. So waren die Verwaltungsräume knapp, es 
fehlte an genügend kleineren Sitzungssälen für die Ausschüsse, die Abgeordneten 
hatten keine Büros und ein Pressezimmer gab es zwar dem Namen nach, meist 
aber hatte dort ein Ausschuss des Landtags oder des Senats sein Beratungsquartier 
aufgeschlagen. So wurden viele Berichte weiterhin stehend geschrieben, auf Fens
terbrettern vornehmlich, und Abgeordnete installierten ihr „Sprechzimmer“ auf 
den Wandelgängen, wo sie mit ihren oft beschwerlich aus der nordbayerischen 
Ferne angereisten Wählern deren Anliegen besprachen.
Von diesen materiellen Begleitumständen abgesehen jedoch war die nun schon 
alte Zeit jenes ersten für die Legislaturperiode 1946/1950 gewählten Nachkriegs
landtags eine gute Zeit. Die damalige Volksvertretung zählte noch 180 Mandate 
und das Wahlergebnis hatte davon der CSU 104, der SPD 54, der Wirtschaftlichen 
Aufbauvereinigung (WAV) 13 und den Freien Demokraten 9 Sitze zugewiesen. 
Die Kommunisten hatten bei dieser Wahl schon kein Mandat mehr erringen 
können. Wie weit aber spannte sich der Bogen von Ereignissen und Situationen in 
diesen ersten vier Jahren, auch im Entferntesten nicht vergleichbar mit dem, was 
später die jeweils vier Jahre einer Wahlperiode brachten und noch bringen.
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Begonnen hatte dieser Landtag auf der untersten Talsohle einer Katastrophe, wie 
sie allenfalls noch mit der des Dreißigjährigen Krieges zu vergleichen war. Die 
Städte lagen in Trümmern, die Verkehrswege auf Straße und Schiene waren 
vielfach unterbrochen, der Hunger war stummer Dauergast, ohne Kohle und 
warme Kleidung wurde der Winter zur grauenhaften Vorstellung; kein Material 
auch, um geborstene Mauern zu reparieren, Dächer zu decken, Fenster zu 
verglasen – und in all dieses Elend obdachloser Verzweiflung strömten bald schon 
die aus Polen und aus der Tschechoslowakei millionenfach vertriebenen Deutschen 
hinein.
Doch am Ende dieser ersten vier Jahre bereits war all die Not zwar keineswegs 
vergessen, immerhin aber war aus erdrückender Gegenwart jüngste Vergangenheit 
geworden. Der Landtag und die von ihm bestellte Staatsregierung hatten vermie
den und verhindert, was ausländische Beobachter teils mitleidig teils nur wissen
schaftlich interessiert oder sogar schadenfroh als unvermeidlich ansahen: Das 
absolute Chaos ohne Wiederkehr von Glaube und Hoffnung.
Jener erste Landtag aber konnte die schier unglaubliche Spanne zwischen ausweg
loser Trübsal und einer schüchtern wieder aufkeimenden Lebensfreude binnen vier 
Jahren nur bewältigen, weil dieses Parlament schlichtweg ein guter Landtag war. 
Seine Abgeordneten hatten sich nicht aus Ehrgeiz oder im Wettlauf um einen Platz 
an der Sonne zusammengefunden, denn der damalige Staat konnte keine wohldo
tierten Ämter und Pfründe, ja nicht einmal Ehre und Ansehen vergeben. Was er 
zu bieten hatte, das war mühselige Verantwortung ohne Lohn und Anerkennung, 
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war der mit bloßen und leeren Händen geführte Kampf ums pure Überleben eines 
geschlagenen Volkes. So hatte diese Frauen und Männer nur der Wille zusammen
geführt, aus dem Schutt des zerbrochenen Staates wieder eine Ordnung aufzurich
ten, den immer noch labilen Boden des politischen Grundstücks Bayern vor 
weiterem Abrutschen zu sichern und allmählich die Resignation eines nur gerette
ten Lebens in die Kräfte eines wieder gelebten Lebens zu verwandeln. 
So gab es damals kaum die später üblichen kleinkarierten Streitereien um Themen, 
die einen Zwist eigentlich nicht lohnen. Der auf allen Parteien lastende Druck 
einer bis dahin unvorstellbar gewesenen Not unterdrückte viel Nebensächliches. 
Und fleißig, mein Gott, fleißig war dieser Landtag! Es wäre ihm nie in den Sinn 
gekommen, am Donnerstag schon so ums Zwölfuhrläuten herum in Richtung 
Heimat zu denken oder eine Woche sitzungsfrei zu halten, weil da auf halber 
Strecke irgendein Feiertag im Kalender stand.
Und nicht zu vergessen: Jener erste Landtag und seine Regierung waren so 
ziemlich souverän und konnten darum nicht nur reden, sondern auch handeln. Die 
amerikanische Besatzungsmacht nämlich machte sich kaum bemerkbar, eine über
geordnete Bundesinstanz gab es noch nicht und nur in Frankfurt regten sich die 
Anfänge einer Zentralgewalt. Dieser für eine wiedergeborene Landespolitik ideale 
Zustand aber war nicht von langer Dauer. Schon wenige Monate später, nachdem 
der Landtag im Maximilianeum sein endgültiges Quartier bezogen hatte, war der 
Bayerische Landtag kein souveräner Landtag mehr. Zwar hatte im Mai 1949 jene 
denkwürdige und bis in die frühen Morgenstunden gelaufene Debatte mit den 
Stimmen der CSU zur eindeutigen Ablehnung des Grundgesetzes der Bundesrepu
blik Deutschland geführt – Ministerpräsident Hans Ehard selbst hatte eindringlich 
vor den zentralistischen Tendenzen dieser Verfassung gewarnt –, laut Anweisung 
der westalliierten Besatzungsmächte jedoch wurde dieses Grundgesetz auch für 
Bayern verbindlich, nachdem es die Landtage aller anderen Länder gebilligt 
hatten. Von nun an stand über allem Handeln des Landesgesetzgebers das Wort 
geschrieben: „Bundesrecht bricht Landesrecht!“ Und aus eigenständiger Ordnung 
war wiederum Unterordnung geworden. Und keine Frage, dass dies auch dem 
legislatorischen Schwung der Abgeordneten seinen lähmenden Stempel aufprägte. 
Die Zeitspanne freilich, bis der Bund sich etablierte und seine Eingriffe spürbar 
wurden, hat gerade noch ausgereicht, um die Legislaturperiode im Dezember 1950 
einigermaßen eigenständig zu beenden. So bleiben auch Tatsache und Ruhm 
bestehen, dass die Bewältigung des Kreuzwegs aus tiefster Nacht bis zum Sonnen
aufgang allein eine Leistung des Landes und seines ersten, weitgehend souveränen 
Landtags war.
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Wahlergebnisse 
Landtagswahlergebnisse für die in den Landtag gewählten Parteien in Bayern seit 1946

Wahl periode 
(WP)

CSU SPD BÜNDNIS 90 /  
DIE  GRÜNEN

FDP BP GB/BHE Sonstige

WAV
1. WP 1.593.908 871.760 – 172.242 – – 225.404
1946/1950 52,3% 28,6% 5,6% 7,4%
2. WP 2.527.370 2.588.549 – 653.741 1.657.713 1.136.148 –
1950/1954 27,4% 28,0% 7,1% 17,9% 12,3%
3. WP 3.691.954 2.733.946 – 703.924 1.286.937 990.109 –
1954/1958 38,4% 28,1% 7,2 % 13,2% 10,2%
4. WP 4.192.904 2.839.300 – 512.344 742.424 793.628 –

1958/1962 45,6% 30,8% 5,6% 8,1% 8,6%
5. WP 4.663.528 3.465.168 – 577.836 469.877 – –
1962/1966 47,5%  35,3% 5,9% 4,8% NPD
6. WP 5.074.342 3.968.973 –  – – – 781.813
1966/1970 48,1% 35,8% 7,4%
7. WP 6.344.599 3.742.760 – 624.560 –  – –
1970/1974 56,4% 33,3% 5,5%
8. WP 7.001.551 3.520.065 – 586.533 –  – –

1974/1978 62,1% 30,2% 5,2%
9. WP  6.782.091 3.599.479 – 711.348 –  – –

1978/1982 59,1% 31,4% 6,2%
10. WP 7.091.443 3.876.970 –  – –  – –
1982/1986 58,3% 31,9%
11. WP  6.333.734 3.119.124 854.353 –  – –  – 
1986/1990 55,8% 27,5% 7,5%
12. WP  6.093.514 2.882.008 712.101 573.338  – –  – 
1990/1994 54,9% 26,0% 6,4% 5,2%
13. WP 6.163.888 3.506.620  713.732 – –  –  – 
1994/1998 52,8% 30,0% 6,1%
14. WP  6.447.764 3.501.900 692.456 – –  –  – 
1998/2003 52,9 % 28,7% 5,7%

15. WP  6.213.024 2.012.265 793.050 –  – –  – 

2003/2008 60,7% 19,6% 7,7%
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Wahl periode (WP) CSU SPD BÜNDNIS 90 /  
DIE  GRÜNEN

FDP FREIE WÄHLER

16. WP 4.603.960 1.927.437  999.111 847.227 1.085.896
2008/2013 43,4% 18,6%  9,4%  8,0% 10,2%

17. WP 5.636.425 2.437.401 1.019.373 – 1.062.553
2013/2018 47,7% 20,6% 8,6%  – 9,0%

Gesamtwahlergebnisse 

Gesamtstimm
berechtigte

Wähler Wahlbeteiligung Ungültige 
Stimmen

Gültige Stimmen

26.11.1950 6.026.641 4.813.953 79,9% 838.851 9.237.840

28.11.1954 6.089.384 5.030.235 82, 4% 325.782 9.724.178

23.11.1958 6.257.090 4.794.604 76,6% 353.227 9.203.820

25.11.1962 6.573.179 5.055.183 76, 5% 285.547 9.816.377

20.11.1966 6.717.744 5.616.645 80,6% 290.627 10.940.680

22.11.1970 7.253.205 5.765.850 79,5% 287.247 11.243.107

27.10.1974 7.415.892 5.765.145 77,7% 249.858 11.278.586

15.10.1978 7.651.716 5.863.069 76,6% 256.781 11.468.095

10.10.1982 7.962.090 6.212.329 78,0% 256.100 12.167.201

12.10.1986 8.265.474 5.797.523 70,1% 235.974 11.354.399

14.10.1990 8.583.278 5.652.294 65,9% 200.050 11.098.912

25.09.1994 8.743.532 5.926.503 67,8% 182.026 11.669.881

13.09.1998 8.846.155 6.175.848 69,8% 161.755 12.186.909

21.09.2003 9.108.516 5.205.073 57,1% 160.479 10.248.735

28.09.2008 9.321.417 5.398.356 57,9% 183.729 10.612.275

15.09.2013 9.442.013 6.005.395 63,6 % 187.577 11.821.792
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Sitzverteilung 

Bayerischer Beratender Landesausschuss

(26.02.1946 bis 30.06.1946)
128 Vertreter des bayerischen Volkes, teils von den politischen Parteien benannt,  
teils von der Staatsregierung berufen

Bayerische Verfassunggebende Landesversammlung

(15.07.1946 bis 30.11.1946)
180 Sitze
CSU 109, SPD 51, LDP/FDP 3, KPD 9, WAV 8

Bayerischer Landtag
1. Wahlperiode (1946/1950)  

180 Sitze  
CSU 104, SPD 54, FDP 9, WAV 13

2. Wahlperiode (1950/1954)  
204 Sitze (101 Direktmandate, 103 Listenmandate) 
CSU 64 (46 direkt), SPD 63 (38 direkt), BP 39 (16 direkt), FDP 12 (1 direkt), 
GB/BHE 20, DG 6 (diese Gruppe spaltete sich zu Beginn der 2. Wahlperiode  
vom GB/BHE ab und konstituierte sich als eigene Fraktion.  
Durch Landtagsbeschluss vom 3. April 1952 wurde für eine Fraktion  
die Mindeststärke von 10 Mitgliedern verlangt. Dadurch verlor die DG den  
Fraktionsstatus. Die Mitglieder wurden danach als fraktionslos geführt.)

3. Wahlperiode (1954/1958)  
204 Sitze (99 Direktmandate, 105 Listenmandate) 
CSU 83 (68 direkt), SPD 61 (29 direkt), BP 28 (2 direkt), FDP 13, GB/BHE* 19

4. Wahlperiode (1958/1962)  
204 Sitze (101 Direktmandate, 103 Listenmandate) 
CSU 101 (77 direkt), SPD 64 (23 direkt), BP 14 (1 direkt), FDP 8, GB** 17

5. Wahlperiode (1962/1966)  
204 Sitze (101 Direktmandate, 103 Listenmandate) 
CSU 108 (72 direkt), SPD 79 (28 direkt), BP 8 (1 direkt), FDP 9

6. Wahlperiode (1966/1970)  
204 Sitze (102 Direktmandate, 102 Listenmandate) 
CSU 110 (70 direkt), SPD 79 (32 direkt), NPD 15 

* am 05.11.1957 GB/BHE Umbenennung auf GB 
** am 24.04.1961 GB Umbenennung auf GDB
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7. Wahlperiode (1970/1974)  
204 Sitze (102 Direktmandate, 102 Listenmandate) 
CSU 124 (81 direkt), SPD 70 (21 direkt), FDP 10

8. Wahlperiode (1974/1978)  
204 Sitze (105 Direktmandate, 99 Listenmandate) 
CSU 132 (100 direkt), SPD 64 (4 direkt), FDP 8

9. Wahlperiode (1978/1982)  
204 Sitze (105 Direktmandate, 99 Listenmandate) 
CSU 129 (98 direkt), SPD 65 (7 direkt), FDP 10

10. Wahlperiode (1982/1986)  
204 Sitze (105 Direktmandate, 99 Listenmandate) 
CSU 133 (93 direkt), SPD 71 (12 direkt)

11. Wahlperiode (1986/1990)  
204 Sitze (104 Direktmandate, 100 Listenmandate) 
CSU 128 (103 direkt), SPD 61 (2 direkt), DIE GRÜNEN 15

12. Wahlperiode (1990/1994)  
204 Sitze (104 Direktmandate, 100 Listenmandate) 
CSU 127 (102 direkt), SPD 58 (2 direkt), DIE GRÜNEN 12, FDP 7

13. Wahlperiode (1994/1998)  
204 Sitze (104 Direktmandate, 100 Listenmandate) 
CSU 120 (99 direkt), SPD 70 (5 direkt), BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 14

14. Wahlperiode (1998/2003)  
204 Sitze (104 Direktmandate, 100 Listenmandate) 
CSU 123 (99 direkt), SPD 67 (5 direkt), BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 14

15. Wahlperiode (2003/2008)  
180 Sitze (92 Direktmandate, 88 Listenmandate) 
CSU 124 (92 direkt), SPD 41 (0 direkt), BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 15

16. Wahlperiode (2008/2013)  
187 Sitze (91 Direktmandate, 96 Listenmandate,  
davon 4 Überhang- und 3 Ausgleichsmandate) 
CSU 92 (90 direkt), SPD 39 (1 direkt), FREIE WÄHLER 21,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 19, FDP 16

17. Wahlperiode (2013/2018)  
180 Sitze (90 Direktmandate, 90 Listenmandate) 
CSU 101 (89 direkt), SPD 42 (1 direkt), FREIE WÄHLER 19,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 18,
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Präsidenten 

Bayerischer Beratender Landesausschuss

(26.02.1946 bis 30.06.1946)
Präsident Dr. Georg Stang
I. Vizepräsident Georg Hagen
II. Vizepräsidentin Kunigunde Schwab

Bayerische Verfassunggebende Landesversammlung

(15.07.1946 bis 30.11.1946)
Präsident Dr. Michael Horlacher (CSU)
I. Vizepräsident Matthäus Herrmann (SPD)
II. Vizepräsident Lorenz Sedlmayr (CSU)
 

Bayerischer Landtag

1. Wahlperiode (1946/1950)  
Präsident Dr. Michael Horlacher (CSU), Rücktritt 08.02.1950,  
Nachfolger Dr. Georg Stang (CSU)  
1. Vizepräsident Georg Hagen (SPD)  
II. Vizepräsident Konrad Kübler (CSU) 

2. Wahlperiode (1950/1954)  
Präsident Dr. Georg Stang (CSU), verstorben 10.05.1951  
Nachfolger ab 19. 6. 1951 Dr. Dr. Alois Hundhammer (CSU)  
I. Vizepräsident Georg Hagen (SPD)  
II. Vizepräsident Dr. Jakob Fischbacher (BP) bis 27.11.1953,  
dann Georg Bachmann (CSU) 

3. Wahlperiode (1954/1958) 
Präsident Dr. Hans Ehard (CSU)  
I. Vizepräsident Georg Hagen (SPD)  
II. Vizepräsident Georg Bantele (BP) 

4. Wahlperiode (1958/1962)  
Präsident Dr. Hans Ehard (CSU) bis 26.01.1960  
Nachfolger ab 27.01.1960 Rudolf Hanauer (CSU)  
I. Vizepräsident Hans Högn (SPD)  
II. Vizepräsident Ernst Riediger (GDP) 

5. Wahlperiode (1962/1966) 
Präsident Rudolf Hanauer (CSU)  
I. Vizepräsident Dr. Wilhelm Hoegner (SPD)  
II. Vizepräsident Otto Bezold (FDP) 
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6. Wahlperiode (1966/1970)  
Präsident Rudolf Hanauer (CSU)  
I. Vizepräsident Dr. Wilhelm Hoegner (SPD)  
II. Vizepräsident Simon Nüssel (CSU) 

7. Wahlperiode (1970/1974)  
Präsident Rudolf Hanauer (CSU)  
I. Vizepräsident Dr. Helmut Rothemund (SPD)  
II. Vizepräsident Simon Nüssel (CSU),  
ab 08.12.1970 Konrad Pöhner (CSU) 

8. Wahlperiode (1974/1978)  
Präsident Rudolf Hanauer (CSU)  
I. Vizepräsident Dr. Heinz Rosenbauer (CSU)  
II. Vizepräsident Dr. Helmut Rothemund (SPD),  
ab 26.10.1976 Volkmar Gabert (SPD)

9. Wahlperiode (1978/1982)  
Präsident Dr. Franz Heubl (CSU)  
I. Vizepräsident Bertold Kamm (SPD)  
II. Vizepräsident Ernst Lechner (CSU) 

10. Wahlperiode (1982/1986)  
Präsident Dr. Franz Heubl (CSU)  
I. Vizepräsident Bertold Kamm (SPD)  
II. Vizepräsident Ernst Lechner (CSU)

11. Wahlperiode (1986/1990)  
Präsident Dr. Franz Heubl (CSU)  
I. Vizepräsident Siegfried Möslein (CSU)  
II. Vizepräsident Dr. Helmut Rothemund (SPD)

12. Wahlperiode (1990/1994)  
Präsident Dr. Wilhelm Vorndran (CSU)  
I. Vizepräsident Siegfried Möslein (CSU)  
II. Vizepräsident Dr. Helmut Rothemund (SPD)  
ab 06.10.1992 Karl-Heinz Hiersemann 

13. Wahlperiode (1994/1998)  
Präsident Johann Böhm (CSU)  
I. Vizepräsident Karl-Heinz Hiersemann (SPD), verstorben 15.07.1998  
II. Vizepräsidentin Anneliese Fischer (CSU) 

14. Wahlperiode (1998/2003)  
Präsident Johann Böhm (CSU)  
I. Vizepräsident Dr. Helmut Ritzer (SPD)  
II. Vizepräsidentin Roswitha Riess (CSU)
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15. Wahlperiode (2003/2008)  
Präsident Alois Glück (CSU)  
I. Vizepräsidentin Barbara Stamm (CSU)  
II. Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD) 

16. Wahlperiode (2008/2013)  
Präsidentin Barbara Stamm (CSU)  
I. Vizepräsident Reinhold Bocklet (CSU)  
II. Vizepräsident Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD) bis 15.12.2009,  
Vizepräsident Franz Maget (SPD) ab 16.12.2009  
III. Vizepräsident Peter Meyer (FREIE WÄHLER)  
IV. Vizepräsidentin Christine Stahl (Bündnis 90/Die Grünen)  
V. Vizepräsident Jörg Rohde (FDP) 

17. Wahlperiode (ab 2013)  
Präsidentin Barbara Stamm (CSU)  
I. Vizepräsident Reinhold Bocklet (CSU)  
II. Vizepräsidentin Inge Aures (SPD)  
III. Vizepräsident Peter Meyer (FREIE WÄHLER)  
IV. Vizepräsidentin Ulrike Gote (Bündnis 90/Die Grünen) 

Fraktionsvorsitzende 

CSU-Fraktion
1. Wahlperiode (1946/1950)  

Vorsitzender (V): Dr. Dr. Alois Hundhammer  
Stellvertretende Vorsitzende (StV): Dr. Eugen Rindt,  
ab 06.10.1947 Dr. Friedrich von Prittwitz und Gaffron

2. Wahlperiode (1950/1954)  
V: Dr. Dr. Alois Hundhammer, ab 19.06.1951 Georg Meixner  
StV: Dr. Friedrich von Prittwitz und Gaffron,  
ab 19.06.1951 Dr. h.c. Rudolf Eberhard

3. Wahlperiode (1954/1958)  
V: Georg Meixner  
StV: Dr. h.c. Rudolf Eberhard bis 16.10.1957, Josef-Ernst Fürst Fugger von Glött  
(2. StV, ab 16.10.1957 1. StV), Dr. Franz Lippert (geschäftsführender Vorsitzender  
ab 16.10.1957)

4. Wahlperiode (1958/1962)  
V: Dr. Franz Heubl  
StV: Erich Rosa (verstorben 23.06.1960), ab 26.09.1960 Dr. Konrad Pöhner,  
Josef-Ernst Fürst Fugger von Glött bis 17.09.1959, dann Dr. Bruno Merk  
(zugleich geschäftsführender Vorsitzender) 
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5. Wahlperiode (1962/1966)  
V: Dr. Ludwig Huber  
StV: Dr. Bruno Merk, Erwin Lauerbach bis 14.10.1964, dann Simon Nüssel 

6. Wahlperiode (1966/1970)  
V: Dr. Ludwig Huber  
StV: Simon Nüssel, Reinhold Vöth

7. Wahlperiode (1970/1974) 
V: Dr. Ludwig Huber bis 15.03.1972, dann Dr. Alfred Seidl  
StV: Dr. Alfred Seidl bis 15.03.1972, dann Albert Meyer, Ernst Lechner 

8. Wahlperiode (1974/1978)  
V: August Richard Lang  
StV: Ernst Lechner, Dr. Gebhard Glück 

9. Wahlperiode (1978/1982) V: August Richard Lang  
StV: Dr. Gebhard Glück, Siegfried Möslein 

10. Wahlperiode (1982/1986)  
V: Gerold Tandler  
StV: Dr. Gebhard Glück bis 17.07.1984, dann Hans Maurer,  
Siegfried Möslein 

11. Wahlperiode (1986/1990) 
V: Gerold Tandler bis 14.06.1988, dann Alois Glück  
StV: Paul Diethei, Barbara Stamm bis 30.09.1987, dann Hermann Leeb,  
Dr. Günther Beckstein 14.07.1988 bis 19.10.1988, Hans Spitzner 30.07.1987  
bis 14.06.1988, Dr. Paul Wilhelm ab 29.11.1988 

12. Wahlperiode (1990/1994)  
V: Alois Glück  
StV: Paul Diethei, Anneliese Fischer, Hans Spitzner bis 17.06.1993,  
Dr. Manfred Weiß ab 07.07.1993

13. Wahlperiode (1994/1998) 
V: Alois Glück 
StV: Dr. Otmar Bernhard, Josef Miller, Roswitha Riess, Dr. Manfred Weiß

14. Wahlperiode (1998/2003)  
V: Alois Glück  
StV: Dr. Otmar Bernhard, Dr. Ingrid Fickler, Willi Müller,  
Dr. Manfred Weiß bis 13.09.1999, Joachim Herrmann ab 21.09.1999 

15. Wahlperiode (2003/2008)  
V: Joachim Herrmann bis 17.07.2007, Georg Schmid ab 17.07.2007  
StV: Dr. Otmar Bernhard bis 17.12.2005, Renate Dodell, Thomas Kreuzer,  
Engelbert Kupka ab 17.12.2005, Markus Sackmann bis 17.10.2007,  
Karl Freller ab 17.10.2007
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16. Wahlperiode (2008/2013) 
V: Georg Schmid bis 26.04.2013, Christa Stewens ab 26.04.2013  
StV: Helmut Brunner bis 30.10.2008, Renate Dodell, Karl Freller, Alexander König  
ab 01.11.2008, Thomas Kreuzer bis 16.03.2011, Reserl Sem ab 23.03.2011

17. Wahlperiode (ab 2013) 
V: Thomas Kreuzer  
StV: Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller, Kerstin Schreyer, Josef Zellmeier

SPD-Fraktion
1. Wahlperiode (1946/1950)  

V: Jean Stock 
StV: Waldemar von Knoeringen (1947/1949), Franz Haas

2. Wahlperiode (1950/1954)  
V: Waldemar von Knoeringen  
StV: Jean Stock

3. Wahlperiode (1954/1958) 
V: Waldemar von Knoeringen, ab 28.05.1958 Dr. Wilhelm Hoegner 
StV: Jean Stock bis 28.05.1958, dann Heinrich Stöhr, Franz Haas bis 18.01.1957

4. Wahlperiode (1958/1962)  
V: Dr. Wilhelm Hoegner 
StV: Volkmar Gabert, Fritz Gräßler

5. Wahlperiode (1962/1966)  
V: Volkmar Gabert 
StV: Hans Högn bis 09.12.1964, dann Dr. Helmut Rothemund, Dr. Richard Oechsle, Ger-
da Laufer

6. Wahlperiode (1966/1970) 
V: Volkmar Gabert 
StV: Dr. Helmut Rothemund, Dr. Richard Oechsle, Fritz Gräßler, Karl Weishäupl

7. Wahlperiode (1970/1974)  
V: Volkmar Gabert 
StV: Georg Kronawitter bis 31.07.1972, Gerda Laufer, Horst Haase bis 07.12.1972, Dr. Jür-
gen Böddrich ab 06.12.1972, Bertold Kamm ab 06.12.1972

8. Wahlperiode (1974/1978) 
V: Volkmar Gabert bis 20.10.1976, dann Dr. Helmut Rothemund 
StV: Dr. Jürgen Böddrich, Bertold Kamm

9. Wahlperiode (1978/1982) 
V: Dr. Helmut Rothemund 
StV: Dr. Jürgen Böddrich, Karl-Heinz Hiersemann, Xaver Wolf
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10. Wahlperiode (1982/1986)  
V: Dr. Helmut Rothemund 
StV: Dr. Jürgen Böddrich, Karl-Heinz Hiersemann, Xaver Wolf

11. Wahlperiode (1986/1990)  
V: Karl-Heinz Hiersemann 
StV: Fritz Geisperger bis 20.06.1990, dann Dietmar Franzke, Hedda Jungfer,  
Rolf Langenberger

12. Wahlperiode (1990/1994) 
V: Karl-Heinz Hiersemann bis 23.09.1992, ab 23.09.1992 Dr. Albert Schmid 
StV: Hedda Jungfer und Rolf Langenberger bis 23.09.1992,  
dann Gerda-Maria Haas und Walter Engelhardt, Herbert Müller

13. Wahlperiode (1994/1998) 
V: Renate Schmidt, Geschäftsführender V: Dr. Albert Schmid bis 07.09.1995  
StV: Walter Engelhard, Gerda Maria Haas, Franz Maget, Herbert Müller

14. Wahlperiode (1998/2003) 
V: Renate Schmidt bis 20.09.2000, Franz Maget ab 21.09.2000 
StV: Franz Maget bis 20.09.2000, Susann Biedefeld ab 25.10.2000,  
Karin Radermacher, Johanna Werner-Muggendorfer

15. Wahlperiode (2003/2008)  
V: Franz Maget 
StV: Dr. Thomas Beyer ab 05.04.2006, Susann Biedefeld, Karin Radermacher  
bis 05.04.2006, Johanna Werner-Muggendorfer

16. Wahlperiode (2008/2013)  
V: Franz Maget bis 20.10.2009, Markus Rinderspacher ab 21.10.2009 
StV: Johanna Werner-Muggendorfer bis 08.06.2011, Christa Naaß bis 08.06.2011,  
Dr. Thomas Beyer bis 08.06.2011, Volkmar Halbleib ab 08.06.2011,  
Inge Aures M.A. ab 08.06.2011, Natascha Kohnen ab 08.06.2011

17. Wahlperiode (ab 2013)  
V: Markus Rinderspacher 
StV: Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger bis 10.05.2016, Margit Wild ab 
10.05.2016, Dr. Simone Strohmayr

FDP-Fraktion

1. Wahlperiode (1946/1950) 
V: Dr. Fritz Linnert (verstorben 27.10.1949), dann Otto Bezold  
StV: Otto Bezold
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2. Wahlperiode (1950/1954)
  V: Otto Bezold  

StV: Dr. Albrecht Haas

3. Wahlperiode (1954/1958) 
V: Dr. Karl Eberhardt 
StV: Dr. Hildegard Brücher bis 23.05.1958, dann Walter Muth

4. Wahlperiode (1958/1962)
V: Otto Bezold 
StV: Dr. Klaus Dehler

5. Wahlperiode (1962/1966)
V: Dr. Klaus Dehler 
StV: Dr. Albrecht Haas bis 19.10.1965, dann Otto Bezold

7. Wahlperiode (1970/1974)
V: Otto Bezold bis 01.05.1972, dann Dr. Hildegard Hamm-Brücher 
StV: Dr. Fritz Flath bis 01.05.1972, dann Otto Bezold und Dr. Herbert Guhr

8. Wahlperiode (1974/1978)
V: Dr. Hildegard Hamm-Brücher bis 01.12.1976, dann Hans-Jürgen Jaeger  
StV: Hans-Jürgen Jaeger bis 01.12.1976, dann Ursula Redepenning

9. Wahlperiode (1978/1982) V: Hans-Jürgen Jaeger
StV: Ursula Redepenning

12. Wahlperiode (1990/1994)
V: Josef Grünbeck bis 08.01.1991, dann Dr. Jürgen Doeblin  
StV: Karin Hiersemenzel, Joachim Spatz

16. Wahlperiode (2008/2013)
V: Thomas Hacker 
StV: Dr. Andreas Fischer, Karsten Klein, Dr. Otto Bertermann bis 20.02.2013,  
Renate Will ab 20.03.2013

BP-Fraktion

2. Wahlperiode (1950/1954) 
V: Dr. Joseph Baumgartner 
StV: Dr. Franz Lippert bis 02.06.1953, dann Carljörg Lacherbauer

3. Wahlperiode (1954/1958)
V: Dr. Carljörg Lacherbauer bis 19.06.1957, dann Dr. Jakob Fischbacher  
StV: Max Klotz bis 11.12.1957, dann Raimund Lang
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4. Wahlperiode (1958/1962)
V: Dr. Jakob Fischbacher bis 12.10.1960, dann Dr. Josef Panholzer bis 05.12.1960,  
dann Dr. Karl Brentano-Hommeyer 
StV: Dr. Josef Panholzer

5. Wahlperiode (1962/1966)
V: Dr. Karl Brentano-Hommeyer bis 30.01.1963, dann Dr. Josef Panholzer  
StV: Dr. Josef Panholzer bis 30.01.1963, dann Dr. Martin Schweiger

GB/BHE/GDP-Fraktion

2. Wahlperiode (1950/1954)
V: Dr. Wilfried Keller bis 06.05.1952, dann Dr. Johann Strosche bis 06.09.1953,  
dann Erich Simmel 
StV: Erich Simmel bis 06.09.1953, Ernst Riediger ab 06.02.1952

3. Wahlperiode (1954/1958) V: Dr. Walter Becher
StV: Ernst Riediger

4. Wahlperiode (1958/1962) 
V: Dr. Walter Becher 
StV: Dr. Herbert Schier (verstorben 08.08.1960), Dr. Willi Reichstein  
vom 29.09.1960 bis 09.04.1962, Ernst Riediger ab 02.05.1962

WAV-Fraktion

1. Wahlperiode (1946/1950)
V: Alfred Loritz bis 17.03.1949, dann Hans Keeß  
StV: Hans Keeß bis 17.03.1949, dann Julius Höllerer

DG-Fraktion

2. Wahlperiode (1950/1954)
V: August Haußleiter (bis 03.04.1952)  
StV: Dr. Walter Becher (bis 03.04.1952)

NPD-Fraktion

6.  Wahlperiode (1966/1970) 
V: Dr. Siegfried Pöhlmann 
StV: Walter Bachmann, Dietrich Richter
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Fraktion DIE GRÜNEN

11. Wahlperiode (1986/1990)
Fraktionsvorstand bis 16.11.1987 Hartmut Bäumer, Margarete Bause,  
Ulrike Wax-Wörner, ab 16.11.1987 Eleonore Romberg, Ruth Paulig, Christine Scheel, 
ab 13.02.1989 Margarete Bause, Hartmut Bäumer, Dr. Christian Magerl

12. Wahlperiode (1990/1994)
Fraktionsvorstand Dr. Manfred Fleischer, Ruth Paulig, Christine Scheel

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

13. Wahlperiode (1994/1998) 
Fraktionsvorstand: Dr. Manfred Fleischer bis 15.09.1997 (Parteiaustritt),  
Theresa Lödermann bis 23.09.1996, Elisabeth Köhler ab 23.09.1996,  
Petra Münzel ab 23.09.1996

14. Wahlperiode (1998/2003)
Fraktionsvorstand: Ruth Paulig bis 30.11.2000, Emma Kellner bis 06.12.2000,  
Elisabeth Köhler bis 06.12.2000, Christine Stahl ab 06.12.2000,  
Dr. Sepp Dürr ab 06.12.2000

15. Wahlperiode (2003/2008)
Fraktionsvorsitzende: Margarete Bause, Dr. Sepp Dürr

16. Wahlperiode (2008/2013)
V: Margarete Bause, Sepp Daxenberger bis 16.06.2010,  
Thomas Mütze ab 17.06.2010 bis 09.02.2011, Dr. Martin Runge ab 10.02.2011

17. Wahlperiode (ab 2013)
V: Margarete Bause, Ludwig Hartmann  
StV: Thomas Gehring, Katharina Schulze, Gisela Sengl 

Fraktion FREIE WÄHLER

16. Wahlperiode (2008/2013) 
V: Hubert Aiwanger 
StV: Eva Gottstein bis 15.09.2009 und ab 22.03.2011,  
Prof. Dr. Michael Piazolo bis 21.03.2011, Bernhard Pohl bis 15.09.2009  
und ab 22.03.2011, Alexander Muthmann ab 16.09.2009,  
Florian Streibl ab 16.09.2009 bis 21.03.2011

17. Wahlperiode (ab 2013)  
V: Hubert Aiwanger  
StV: Thorsten Glauber, Ulrike Müller (bis 21.10.2014), Dr. Karl Vetter (bis 16.02.2016), 
Bernhard Pohl (21.10.2014-16.02.2016), Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (ab 
16.02.2016), Alexander Muthmann (ab 16.02.2016)
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Bayerische Kabinette seit 1945 

KABINETT SCHÄFFER 28.05.1945 bis 28.09.1945

 Ministerpräsident, zugl. Minister f. Finanzen: Schäffer Fritz

 Inneres: Fischer Karl August
  07.06.1945 bis 01.09.1945

 Justiz: Dr. Ehard Hans 

 Kultus: Dr. Hipp Otto
  16.06.1945 bis 29.09.1945

 Wirtschaft: Dr. Lange Karl Arthur
  06.06.1945 bis 20.09.1945

 Landwirtschaft: Rattenhuber Ernst 

 Bahn: Dr. Rosenhaupt Karl 

 Post: Geiger Hugo

 Arbeit: Roßhaupter Albert

KABINETT HOEGNER I  28.09.1945 bis 21.12.1946

 Ministerpräsident, zugleich Justizminister: Dr. Hoegner Wilhelm

 Staatssekretär: Dr. Pfeiffer Anton, bis 03.07.1946
  Dr. Kraus Hans, Min.-Dir.

 22.10.1945

 Arbeitsminister, zugl. stv. Ministerpräsident: Roßhaupter Albert

 Staatssekretär: Krehle Heinrich 

 Innenminister: Seifried Josef 

 Staatssekretär: Ficker Ludwig 

 Justizminister: Dr. Hoegner Wilhelm 

 Staatssekretär: Dr. Ehard Hans 

 Kultusminister: Dr. Fendt Franz 

 Staatssekretär: Dr. Meinzolt Hans 

 Finanzminister: Dr. Terhalle Fritz 

 Staatssekretär: Dr. Müller Hans

 Wirtschaftsminister: Dr. Erhard Ludwig 
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 Staatssekretär: Fischer Georg,
  17.01.1946 bis 08.06.1946

 Landwirtschaftsminister: Dr. Baumgartner Joseph 

 Staatssekretär: Thunig Ewald bis 03.03.1946
  Dr. Niklas, Staatsrat

 Verkehrsminister: Helmerich Michael ab 09.02.1946 

 Staatssekretär: Waldhäuser Josef

 Sonderminister: Schmitt Heinrich bis 01.07.1946
  Dr. Pfeiffer Anton ab 03.07.1946

KABINETT EHARD I 21.12.1946 bis 20.09.1947 

 Ministerpräsident: Dr. Ehard Hans (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Pfeiffer Anton (MdL, CSU)

 Justizminister zugl. stv. Ministerpräsident: Dr. Hoegner Wilhelm (MdL, SPD)

 Staatssekretär: Dr. Hagenauer Ludwig
  10.01.1947 bis 15.07.1947
  Dr. Lacherbauer Carljörg 
  (MdL, CSU) ab 18.07.1947

 Innenminister: Seifried Josef (MdL, SPD)

 Staatssekretär: Dr. Ankermüller Willi
  (MdL, CSU) ab 10.01.1947

 Staatssekretär f. d. Bauwesen: Fischer Franz ab 10.01.1947

 Staatssekretär für das Flüchtlingswesen: Jaenicke Wolfgang ab 31.01.1947

 Kultusminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)
 Staatssekretär: Pittroff Claus (MdL, SPD)

 Staatssekretär für Schöne Künste: Dr. Sattler Dieter ab 31.01.1947

 Finanzminister: Dr. Kraus Hans 

 Staatssekretär: Dr. Müller Hans

  Wirtschaftsminister: Dr. Zorn Rudolf 

 Staatssekretär: Geiger Hugo ab 10.01.1947

 Staatssekretär f. Planung u. Wiederaufbau: Sedlmayr Lorenz ab 10.01.1947

 Landwirtschaftsminister: Dr. Baumgartner Joseph (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Gentner Hans 

 Arbeitsminister: Roßhaupter Albert
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 Staatssekretär: Krehle Heinrich 

 Verkehrsminister: Frommknecht Otto ab 10.01.1947

 Staatssekretär: Schubert Johann
  10.01.1947 bis 31.08.1947
 Sonderminister: Loritz Alfred (MdL, WAV)
  bis 24.06.1947
  Dr. Hagenauer Ludwig ab 15.07.1947
 Staatssekretär: Höltermann Arthur
  bis 28.05.1947
  Sachs Camille ab 15.07.1947

 Ausscheiden der SPD aus der Regierungskoalition

KABINETT EHARD II 20.09.1947 bis 18.12.1950
 
 Ministerpräsident: Dr. Ehard Hans (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Pfeiffer Anton (MdL, CSU)

  Justizminister zugl. stv. Ministerpräsident: Dr. Müller Josef (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Lacherbauer Carljörg
  (MdL, CSU) bis 01.12.1948
  Dr. Konrad Anton ab 15.12.1949

 Innenminister: Dr. Ankermüller Willi
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Schwalber Josef (MdL, CSU)

 Staatssekretär f. d. Bauwesen: Fischer Franz

 Staatssekretär für das Flüchtlingswesen: Jaenicke Wolfgang

 Kultusminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Sattler Dieter 

 Finanzminister: Dr. Kraus Hans bis 08.02.1950
  Dr. Ehard Hans, Ministerpr.

 Staatssekretär: Dr. Müller Hans

 Wirtschaftsminister: Dr. Seidel Hanns (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Geiger Hugo

 Landwirtschaftsminister: Dr. Baumgartner Joseph
  (MdL, CSU) bis l5.01.1948
  Dr. Ehard Hans, Ministerpr. 
  bis 26.02.1948
  Dr. Schlögl Alois (MdL, CSU) 
  ab 26.02.1948
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 Staatssekretär: Sühler Adam 

 Arbeitsminister: Krehle Heinrich (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Grieser Andreas ab 24.10.1947

 Verkehrsminister: Frommknecht Otto 

 Staatssekretär: Sedlmayr Lorenz 

 Sonderminister: Dr. Hagenauer Ludwig
  (verstorben 20.07.1949)

KABINETT EHARD III 18.12.1950 bis 14.12.1954
 
 Ministerpräsident: Dr. Ehard Hans (MdL, CSU)

  Innenminister zugl. stv. Ministerpräsident: Dr. Hoegner Wilhelm (MdL, SPD)

 Staatssekretär: Dr. Nerreter Paul ab 03.01.1951 

 Staatssekretär für das Flüchtlingswesen: Dr. Oberländer Theodor
  (MdL, GB/BHE) bis 24. 11. 1953
  Stain Walter (MdL, GB/BHE)

 Justizminister: Dr. Müller Josef (MdL, CSU)
  bis 05.06.1952
  Weinkamm Otto

 Staatssekretär: Dr. Koch Fritz

 Kultusminister:  Dr. Schwalber Josef ab 03.01.1951 

 Staatssekretär: Dr. Brenner Eduard ab 03.01.1951 

 Finanzminister: Dr. Zorn Rudolf
  03.01.1951 bis 19.06.1951
  Zietsch Friedrich (MdL, SPD)

 Staatssekretär: Dr. Ringelmann Richard 

 Wirtschaftsminister: Dr. Seidel Hanns (MdL, CSU)
  Brunner, Ministerialdirektor, mit der 
  Führung der Geschäfte beauftragt

 Staatssekretär: Dr. Guthsmuths Willi
  (MdL, GB/BHE)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Schlögl Alois (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Maag Johann (MdL, SPD)

 Arbeitsminister: Dr. Oechsle Richard 

 Staatssekretär: Krehle Heinrich (MdL, CSU)

 Verkehrsminister: Dr. Ehard Hans, Ministerpr.
  09.01.1951 bis 01.10.1952
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KABINETT HOEGNER II 14.12.1954 bis 16.10.1957
 
 Ministerpräsident: Dr. Hoegner Wilhelm
  (MdL, SPD)

 Staatssekretär: Dr. Haas Albrecht (MdL, FDP)

 Landwirtschaftsminister
 zugl. stv. Ministerpräsident: Dr. Baumgartner Joseph
  (MdL, BP)

 Staatssekretär: Simmel Erich (MdL, GB/BHE)

 Innenminister: Dr. Geislhöringer August
  (MdL, BP)

 Staatssekretär: Vetter Ernst 

 Justizminister: Dr. Koch Fritz 

 Staatssekretär: Eilles Kurt 

 Kultusminister: Dr. Rucker August 

 Staatssekretär: Dr. Meinzolt Hans

 Finanzminister: Zietsch Friedrich (MdL, SPD) 

 Staatssekretär: Dr. Panholzer Joseph

 Wirtschaftsminister: Bezold Otto (MdL, FDP)

 Staatssekretär: Dr. Guthsmuths Willi
  (MdL, GB/BHE)

 Arbeitsminister: Stain Walter (MdL, GB/BHE)

 Staatssekretär: Weishäupl Karl (MdL, SPD)

KABINETT SEIDEL I 16.10.1957 bis 09.12.1958

 Ministerpräsident: Dr. Seidel Hanns (MdL, CSU)

  Arbeitsminister zugl. stv. Ministerpräsident: Stain Walter (MdL, GB/BHE)

 Staatssekretär: Strenkert Paul (MdL, CSU) 

 Innenminister: Bezold Otto (MdL, FDP) 

 Staatssekretär: Junker Heinrich (MdL, CSU)

 Justizminister: Dr. Ankermüller Willi
  (MdL, CSU)
 Staatssekretär: Goppel Alfons (MdL, CSU)

 Kultusminister: Dr. Maunz Theodor 

 Staatssekretär: Burkhardt Karl ab 05.11.1957 
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 Finanzminister: Eberhard Rudolf (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Haas Albrecht (MdL, FDP)

 Wirtschaftsminister: Dr. Schedl Otto (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Guthsmuths Willi
  (MdL, GB/BHE)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Simmel Erich (MdL, GB/BHE)

KABINETT SEIDEL II 09.12.1958 bis 26.01.1960
 
 Ministerpräsident: Dr. Seidel Hanns (MdL, CSU)

  Finanzminister zugl. stv. Ministerpräsident: Eberhard Rudolf (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Lippert Franz (MdL, CSU) 

 Innenminister: Goppel Alfons (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Junker Heinrich (MdL, CSU) 

 Justizminister: Dr. Haas Albrecht (MdL, FDP) 

 Staatssekretär: Hartinger Josef

 Kultusminister: Dr. Maunz Theodor 

 Staatssekretär: Dr. Staudinger Fritz

 Wirtschaftsminister: Dr. Schedl Otto (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Guthsmuths Willi
  (MdL, GB/BHE)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Simmel Erich (MdL, GB/BHE) 

 Arbeitsminister: Stain Walter (MdL, GB/BHE)

 Staatssekretär: Strenkert Paul (MdL, CSU)
 

KABINETT EHARD IV 26.01.1960 bis 11.12.1962
 
 Ministerpräsident: Dr. Ehard Hans (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Heubl Franz (MdL, CSU)

  Finanzminister zugl. stv. Ministerpräsident: Dr. h.c. Eberhard Rudolf
  (MdL, CSU)
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 Staatssekretär: Dr. Lippert Franz (MdL, CSU) 

 Innenminister: Goppel Alfons (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Junker Heinrich (MdL, CSU) 

 Justizminister: Dr. Haas Albrecht (MdL, FDP) 

 Staatssekretär: Hartinger Josef

 Kultusminister: Dr. Maunz Theodor 

 Staatssekretär: Dr. Staudinger Fritz

 Wirtschaftsminister: Dr. Schedl Otto (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Guthsmuths Willi
  (MdL, GB/BHE)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Simmel Erich (MdL, GB/BHE) 

 Arbeitsminister: Stain Walter (MdL, GB/BHE)

 Staatssekretär: Strenkert Paul (MdL, CSU)
 

KABINETT GOPPEL I 11.12.1962 bis 05.12.1966
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Goppel Alfons
  (MdL, CSU)

 Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. h.c. Eberhard Rudolf
  (MdL, CSU) bis 24.06.1964
  Dr. Dr. Hundhammer Alois 
  (MdL, CSU)

 Innenminister: Junker Heinrich (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Wehgartner Robert 

 Justizminister: Dr. Ehard Hans (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Hartinger Josef 

 Kultusminister: Dr. Maunz Theodor bis 07.10.1964
  Dr. Huber Ludwig (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Pöhner Konrad (MdL, CSU) 
  bis 24.06.1964
  Lauerbach Erwin (MdL, CSU)

 Finanzminister: Dr. h.c. Eberhard Rudolf
  (MdL, CSU) bis 24.06.1964
  Dr. Pöhner Konrad (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Lippert Franz (MdL, CSU) 
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 Wirtschaftsminister: Dr. Schedl Otto (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Wacher Gerhard

 Arbeitsminister: Strenkert Paul (MdL, CSU)
  bis 24.06.1964
  Schütz Hans

 Staatssekretär: Schütz Hans bis 24.06.1964
  Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)

 Minister für Bundesangelegenheiten: Dr. Heubl Franz (MdL, CSU)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Vilgertshofer Lorenz
  (MdL, CSU)

KABINETT GOPPEL II 05.12.1966 bis 08.12.1970
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Goppel Alfons
  (MdL, CSU)

 Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)
  Dr. Schedl Otto (MdL, CSU) 
  ab 11.03.1969

 Innenminister: Dr. Merk Bruno (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Fink Hugo (MdL, CSU) 

 Justizminister: Dr. Held Philipp (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Bauer Josef (MdL, CSU) 

 Kultusminister: Dr. Huber Ludwig (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Lauerbach Erwin (MdL, CSU) 

 Finanzminister: Dr. Pöhner Konrad (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Jaumann Anton (MdL, CSU)

 Wirtschaftsminister: Dr. Schedl Otto (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Sackmann Franz (MdL, CSU)

 Landwirtschaftsminister: Dr. Dr. Hundhammer Alois
  (MdL, CSU)
  Dr. Eisenmann Hans (MdL, CSU) 
  ab 11.03.1969

 Staatssekretär: Vilgertshofer Lorenz  (MdL, CSU)

 Arbeitsminister: Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)
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 Staatssekretär: Dr. Hillermeier Karl (MdL, CSU)

 Minister für Bundesangelegenheiten: Dr. Heubl Franz (MdL, CSU)

KABINETT GOPPEL III 08.12.1970 bis 12.11.1974
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Goppel Alfons (MdL, CSU)

 Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. Schedl Otto* (MdL, CSU)

  Dr. Held Philipp (MdL, CSU) 
  ab 22.02.1972

 Staatsminister der Finanzen: Dr. Schedl Otto** (MdL, CSU)
  Dr. Huber Ludwig (MdL, CSU) 
  ab 22.02.1972

 Staatssekretär: Dr. Hillermeier Karl (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Merk Bruno (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Kiesl Erich (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Dr. Held Philipp (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Bauer Josef (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Prof. Dr. Maier Hans

 Staatssekretär: Lauerbach Erwin (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Jaumann Anton (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Sackmann Franz (MdL, CSU)

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Dr. Eisenmann Hans (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Nüssel Simon (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)

 Staatssekretär:  Vöth Reinhold*** (MdL, CSU)  
Dr. Vorndran Wilhelm (MdL, CSU)  
ab 24.10.1972

 Staatsminister für Bundesangelegenheiten: Dr. Heubl Franz (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung 
 und Umweltfragen: Streibl Max (MdL, CSU)
 Staatssekretär: Dick Alfred (MdL, CSU)

* bis 22.02.1972
** ausgeschieden am 22.02.1972
*** ausgeschieden am 24.10.1972
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KABINETT GOPPEL IV 12.11.1974 bis 07.11.1978
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Goppel Alfons
  (MdL, CSU)

 Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. Huber Ludwig* (MdL, CSU)
  Dr. Hillermeier Karl (MdL, CSU) 
  ab 26.05.1977

 Staatsminister der Finanzen: Dr. Huber Ludwig* (MdL, CSU)
  Streibl Max (MdL, CSU) ab 26.05.1977

 Staatssekretär: Meyer Albert (MdL, CSU) 

 Staatsminister des Innern: Dr. Merk Bruno* (MdL, CSU)
  Dr. Seidl Alfred (MdL, CSU)
  ab 26.05.1977

 Staatssekretär: Kiesl Erich (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Dr. Hillermeier Karl (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Seidl Alfred** (MdL, CSU)
  Neubauer Franz (MdL, CSU) 
  ab 26.05.1977

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Prof. Dr. Maier Hans

 Staatssekretär: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Jaumann Anton (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Sackmann Franz (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Dr. Eisenmann Hans (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Nüssel Simon (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Vorndran Wilhelm (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Streibl Max (MdL, CSU)
  Dick Alfred (MdL, CSU)  
  ab 26.05.1977

 Staatssekretär: Dick Alfred** (MdL, CSU)
  Dr. Fischer Max (MdL, CSU)  
  ab 26.05.1977

  Staatsminister für Bundesangelegenheiten: Dr. Heubl Franz (MdL, CSU)

* ausgeschieden am 26.05.1977
** bis 26.05.1977
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KABINETT STRAUSS I 07.11.1978 bis 27.10.1982

 Ministerpräsident: Dr. h.c. Strauß Franz Josef
  (MdL, CSU)

  Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. Hillermeier Karl
  (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Streibl Max (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Meyer Albert (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Tandler Gerold (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Neubauer Franz (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Dr. Hillermeier Karl
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Vorndran Wilhelm
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Prof. Dr. Maier Hans
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Jaumann Anton (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Frhr. von Waldenfels Georg 
  (MdL, CSU)

  Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Dr. Eisenmann Hans
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Nüssel Simon (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Rosenbauer Heinz
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Bundesangelegenheiten: Schmidhuber Peter (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dick Alfred (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Fischer Max (MdL, CSU)
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KABINETT STRAUSS II 27.10.1982 bis 30.10.1986

 Ministerpräsident: Dr. h.c. Strauß Franz Josef
  (MdL, CSU)
 Staatssekretär: Dr. Stoiber Edmund  
  (MdL, CSU)
 
 Stv. des Ministerpräsidenten: Dr. Hillermeier Karl
  (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Streibl Max (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Meyer Albert (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Hillermeier Karl
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Neubauer Franz (MdL, CSU)

 Nachfolger: Dr. Rosenbauer Heinz
  (MdL, CSU) ab 17.07.1984

 Staatsminister der Justiz: Lang August Richard
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Vorndran Wilhelm
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Prof. Dr. Maier Hans
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

  Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Jaumann Anton (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Frhr. von Waldenfels Georg 
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Dr. Eisenmann Hans
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Nüssel Simon (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Pirkl Fritz (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Rosenbauer Heinz
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Bundesangelegenheiten: Schmidhuber Peter (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dick Alfred (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Dr. Fischer Max (MdL, CSU)
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KABINETT STRAUSS III 30.10.1986 bis 19.10.1988
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Strauß Franz Josef
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Sonderaufgaben
 – Leiter der Staatskanzlei: Dr. Stoiber Edmund (MdL, CSU)

 Stv. Ministerpräsident  seit 12.07.1988
 und Staatsminister der Finanzen:  Dr. h.c. Streibl Max (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Meyer Albert (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Lang August Richard
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Rosenbauer Heinz (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Gauweiler Peter (CSU) 

 Staatsministerin für Justiz: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Vorndran Wilhelm (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Zehetmair Johann (CSU)

 Staatssekretär: Maurer Hans (MdL, CSU)
  bis 30.09.1987,
  Dr. Glück Gebhard (MdL, CSU)  
  30.09.1987 – 14.06.1988,
  Meyer Otto (MdL, CSU) 
  ab 14.06.1988

 Staatsminister für Wissenschaft und Kunst: Prof. Wild Wolfgang

 Staatssekretär: Dr. Goppel Thomas (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Jaumann Anton (MdL, CSU)
  bis 14.06.1988,
  Tandler Gerold (MdL, CSU)  
  ab 14.06.1988

 Staatssekretär: Dr. Frhr. v. Waldenfels Georg
  (MdL, CSU) bis 30.09.1987,
  Zeller Alfons (MdL, CSU) 
  ab 30.09.1987

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Hillermeier Karl (MdL, CSU)
  bis 14.06.1988,
  Dr. Glück Gebhard (MdL, CSU) 
  ab 14.06.1988

 Staatssekretär/in: Dr. Glück Gebhard (MdL, CSU)
  bis 30.09.1987, 
  Stamm Barbara (MdL, CSU)  
  ab 30.09.1987
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 Staatsminister für Ernährung
 Landwirtschaft und Forsten: Dr. Eisenmann Hans
  (MdL,CSU) bis 31.08.1987,
  Nüssel Simon (MdL, CSU)  
  ab 30.09.1987

 Staatssekretär: Nüssel Simon (MdL, CSU)
  bis 30.09.1987,
  Maurer Hans (MdL, CSU)  
  ab 30.09.1987

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dick Alfred (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Glück Alois (MdL, CSU)
  bis 14.06.1988,
  Spitzner Hans (MdL, CSU) 
  ab 14.06.1988

  Staatsminister für Bundesangelegenheiten
 und Bevollmächtigter des Freistaates Bayern Schmidhuber Peter (MdL, CSU) 
 beim Bund – seit 08.12.1987 bis 27.09.1987 
 umbenannt in Staatsminister für 
 Bundes- und Europaangelegenheiten: 

 Staatssekretär: Dr. Frhr. v. Waldenfels Georg
  (MdL, CSU) ab 30.09.1987,
  Sauter Alfred (CSU) seit 14.06.1988

KABINETT STREIBL I 19.10.1988 bis 30.10.1990

 Ministerpräsident: Dr. h.c. Streibl Max (MdL, CSU)
  Staatssekretär und Leiter der Staatskanzlei: Dr. Vorndran Wilhelm (MdL, CSU)

 Stv. Ministerpräsidentin
 und Staatsministerin der Justiz: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Rosenbauer Heinz
  (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Stoiber Edmund
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Beckstein Günther
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Gauweiler Peter (CSU)

 Staatsminister für Wissenschaft und Kunst: Prof. Wild Wolfgang bis 20.06.1989,
  Leitung des Geschäftsbereich 
  ab 20.06.1989 Zehetmair Johann 
  (CSU)*
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 Staatssekretär: Dr. Goppel Thomas (MdL, CSU)  
 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Zehetmair Johann (CSU)

 Staatssekretär: Meyer Otto (MdL, CSU) 

 Staatsminister der Finanzen: Tandler Gerold (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. h.c. Meyer Albert (MdL, CSU)

  Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Dr. h.c. Lang August Richard
  MdL, CSU)

 Staatssekretär: Zeller Alfons (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Ernährung:
 Landwirtschaft und Forsten: Nüssel Simon (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Maurer Hans (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung: Dr. Glück Gebhard (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Stamm Barbara (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dick Alfred (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Spitzner Hans (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Bundes-  
 und Europaangelegenheiten: Dr. Frhr. v. Waldenfels Georg
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Sauter Alfred (CSU)

* gem. Art. 50 Abs. 1 BV

KABINETT STREIBL II 30.10.1990 bis 17.06.1993
 
 Ministerpräsident: Dr. h.c. Streibl Max (MdL, CSU) 

 Leiter der Staatskanzlei;
 Staatssekretär: Böhm Johann (MdL, CSU)

 Stv. Ministerpräsidentin
 und Staatsministerin der Justiz: Dr. Berghofer-Weichner
  Mathilde (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Sauter Alfred (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Stoiber Edmund (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Beckstein Günther (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Huber Herbert/Landshut 
  (MdL, CSU)
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  Staatsminister für Unterricht, Kultus,
 Wissenschaft und Kunst: Zehetmair Johann (MdL, CSU)

 Staatssekretär im Bereich Unterricht, Kultus: im Bereich Unterricht, Kultus 
  Leeb Hermann (Mdl, CSU)

 Staatssekretär im Bereich Wissenschaft, Kunst: im Bereich Wissenschaft, Kunst
  Dr. Wiesheu Otto (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Dr. Frhr. v. Waldenfels Georg
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. h.c. Meyer Albert (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Dr. h.c. Lang August Richard
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Zeller Alfons (MdL, CSU)

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Maurer Hans (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Miller Josef (MdL, CSU)

 Staatsminister für Arbeit,
 Familie und Sozialordnung*: Dr. Glück Gebhard (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Stamm Barbara (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dr. Gauweiler Peter (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Zeitler Otto (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Bundes-  
 und Europaangelegenheiten : Dr. Goppel Thomas (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Wilhelm Paul (MdL, CSU)

* Seit 01.02.1991 umbenannt.

KABINETT STOIBER I 17.06.1993 bis 27.10.1994

 Ministerpräsident: Dr. Edmund Stoiber (MdL, CSU)

 Stv. Ministerpräsident: Hans Zehetmair (MdL, CSU)

  Leiter der Staatskanzlei: Dr. Herbert Huber (MdL, CSU)

  Staatsminister des Innern: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den
 Bereich Allg. Verwaltung: Hermann Regensburger (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den Bereich
 Staatsbauverwaltung / Oberste Baubehörde: Alfred Sauter (MdL, CSU) 
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 Staatsminister der Justiz: Hermann Leeb (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Gerhard Merkl (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht,
 Kultus, Wissenschaft und Kunst: Hans Zehetmair (MdL, CSU)

 Staatssekretärin für den Bereich Unterricht
 und Kultus: Monika Hohlmeier (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den Bereich
 Wissenschaft und Kunst: Bernd Kränzle (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Dr. Georg Frhr. von Waldenfels
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Alfons Zeller (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr: Dr. Otto Wiesheu (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Hans Spitzner (MdL, CSU)

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Reinhold Bocklet (CSU) 

 Staatssekretärin: Marianne Deml (MdL, CSU)

 Staatsminister für Arbeit und Sozialordnung,
 Familie, Frauen und Gesundheit: Dr. Gebhard Glück (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Barbara Stamm (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dr. Peter Gauweiler (MdL, CSU)
  bis 23.02.1994,
  ab 25.02.1994
  Dr. Thomas Goppel (MdL, CSU)

  Staatssekretärin: Christl Schweder (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Bundes- 
 und Europaangelegenheiten: Dr. Thomas Goppel (MdL, CSU)
  bis 25.02.1994,
  ab 25.02.1994
  Dr. Edmund Stoiber (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Johann Böhm (MdL, CSU)

KABINETT STOIBER II 27.10.1994 bis 06.10.1998
 
 Ministerpräsident: Dr. Edmund Stoiber (MdL, CSU) 

 Stv. Ministerpräsident: Hans Zehetmair (MdL, CSU)
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  Leiter der Staatskanzlei,
 Staatsminister: Erwin Huber (MdL, CSU)
  bis 15.11.1995,
  Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den Bereich 
 Allg. Innere Verwaltung: Hermann Regensburger (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den Bereich
 Staatsbauverwaltung/Oberste Baubehörde: Alfred Sauter (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Hermann Leeb (MdL, CSU) 

 Staatssekretär: Bernd Kränzle (MdL, CSU)

 Staatsminister für Unterricht, Kultus,
 Wissenschaft und Kunst: Hans Zehetmair (MdL, CSU)

 Staatssekretärin für den Bereich
 Unterricht und Kultus: Monika Hohlmeier (MdL, CSU)

 Staatssekretär für den Bereich
 Wissenschaft und Kunst: Rudolf Klinger (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Dr. Georg Frhr. von Waldenfels
  (MdL, CSU) bis 15.11.1995,
  ab 15.11.1995 
  Erwin Huber (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Alfons Zeller (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wirtschaft,
 Verkehr und Technologie: Dr. Otto Wiesheu (MdL, CSU)

  Staatssekretär: Hans Spitzner (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Reinhold Bocklet (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Marianne Deml (MdL, CSU) 

 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung,
 Familie, Frauen und Gesundheit: Barbara Stamm (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Gerhard Merkl (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dr. Thomas Goppel (MdL, CSU)

 Staatssekretär Dr. Herbert Huber (MdL, CSU)  
  bis 15.11.1995,
  Willi Müller (MdL, CSU)

 Staatsministerin
 für Bundesangelegenheiten: Prof. Ursula Männle (CSU)
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KABINETT STOIBER III 06.10.1998 bis 14.10.2003
 
 Ministerpräsident: Dr. Edmund Stoiber (MdL, CSU)

  Stv. Ministerpräsidentin: Barbara Stamm (MdL, CSU)
  Rücktritt am 29.01.2001,
  Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU) 
  ab 30.01.2001

 Leiter der Staatskanzlei,
 Staatsminister: Erwin Huber (MdL, CSU)

 Staatsminister für Bundes- und 
 Europaangelegenheiten in der Staatskanzlei: Reinhold Bocklet (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Hermann Regensburger (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Alfred Sauter (MdL, CSU)
  Rücktritt am 13.09.1999,
  Dr. Manfred Weiß (MdL, CSU) 
  ab 13.09.1999

 Staatsministerin für Unterricht und Kultus: Monika Hohlmeier (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Karl Freller (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wissenschaft,
 Forschung und Kunst: Hans Zehetmair (MdL, CSU)

  Staatsminister der Finanzen: Prof. Dr. Kurt Faltlhauser
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wirtschaft,
 Verkehr und Technologie: Dr. Otto Wiesheu (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Hans Spitzner (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Ernährung,
 Landwirtschaft und Forsten: Josef Miller (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Marianne Deml (MdL, CSU)
  Rücktritt am 29.01.2001

 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung,
 Familie, Frauen und Gesundheit: Barbara Stamm (MdL, CSU)
  Rücktritt am 29.01.2001

 Staatssekretär: Joachim Herrmann (MdL, CSU)
  Rücktritt am 12.09.1999, 
  Georg Schmid (MdL, CSU)  
  ab 13.09.1999

 Staatsminister für Landesentwicklung
 und Umweltfragen: Dr. Werner Schnappauf (CSU)
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 Staatssekretärin: Christa Stewens (MdL, CSU)
  bis 30.01.2001

 Staatsminister für Landwirtschaft
 und Forsten ab 30.01.2001: Josef Miller (MdL, CSU)

 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung,
 Familie und Frauen ab 30.01.2001: Christa Stewens (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Georg Schmid (MdL, CSU)

 Staatsminister für Gesundheit, Ernährung
 und Verbraucherschutz ab 30.01.2001: Eberhard Sinner (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Erika Görlitz (CSU, MdL)

KABINETT STOIBER IV 14.10.2003 bis 16.10.2007

 Ministerpräsident: Dr. Edmund Stoiber (MdL, CSU)

 Stv. Ministerpräsident: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Staatsminister und
 Leiter der Staatskanzlei: Erwin Huber (MdL, CSU)
  bis 29.11.2005,
  Eberhard Sinner (MdL, CSU)

  Staatsministerin für Bundes- 
 und Europaangelegenheiten: Eberhard Sinner (MdL, CSU)
  bis 29.11.2005,
  Emilia Müller (CSU)

 Staatsminister des Innern: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Georg Schmid (MdL, CSU) 

 Staatsministerin der Justiz: Dr. Beate Merk (CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Monika Hohlmeier (MdL, CSU)
  bis 21.04.2005,
  Siegfried Schneider (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Karl Freller (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wissenschaft,
 Forschung und Kunst: Dr. Thomas Goppel (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Prof. Dr. Kurt Faltlhauser (MdL, CSU)
 Staatssekretär: Franz Meyer (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur,
 Verkehr und Technologie: Dr. Otto Wiesheu (MdL, CSU)
  bis 29.11.2005,
  Erwin Huber (MdL, CSU)
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 Staatssekretär: Hans Spitzner (MdL, CSU) 

 Staatsminister für Umwelt,
 Gesundheit und Verbraucherschutz: Dr. Werner Schnappauf (CSU)

 Staatssekretärin: Emilia Müller (CSU)
  bis 29.11.2005,
  Dr. Otmar Bernhard (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landwirtschaft
 und Forsten: Josef Miller (MdL, CSU)

 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung
 Familie und Frauen: Christa Stewens (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Jürgen Heike (MdL, CSU)

KABINETT BECKSTEIN 16.10.2007 bis 30.10.2008

 Bayerischer Ministerpräsident: Dr. Günther Beckstein (MdL, CSU)

 Stellvertreterin des Ministerpräsidenten: Christa Stewens (MdL, CSU)

 Staatsminister und Leiter der Staatskanzlei: Eberhard Sinner (MdL, CSU)

 Staatsminister für Bundes-
  und Europaangelegenheiten: Dr. Markus Söder (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern: Joachim Herrmann (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Jürgen Heike (MdL, CSU)

 Staatsministerin der Justiz: Dr. Beate Merk (CSU)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Siegfried Schneider (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Bernd Sibler (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wissenschaft,  
 Forschung und Kunst: Dr. Thomas Goppel (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen: Erwin Huber (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Georg Fahrenschon (CSU)

 Staatsministerin für Wirtschaft, 
 Infrastruktur, Verkehr und Technologie: Emilia Müller (CSU)

 Staatssekretär: Markus Sackmann (MdL, CSU)

 Staatsminister für Umwelt, Gesundheit 
 und Verbraucherschutz: Dr. Otmar Bernhard 
  (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Dr. Marcel Huber (MdL, CSU)

 Staatsminister für Landwirtschaft und Forsten: Josef Miller (MdL, CSU)
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 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
 Familie und Frauen: Christa Stewens (MdL, CSU)

 Staatssekretärin: Melanie Huml (MdL, CSU)

KABINETT SEEHOFER 30.10 2008 bis 10.10.2013

 Bayerischer Ministerpräsident: Horst Seehofer (CSU)

 Stellvertreter des Ministerpräsidenten: Martin Zeil (MdL, FDP)

 Leiter der Staatskanzlei Staatsminister: Thomas Kreuzer (MdL, CSU, 
  seit 09.11.2011)
  Dr. Marcel Huber (MdL, CSU,  
  (17.03. bis 03.11.2011);
  Siegfried Schneider (MdL, CSU, 
  bis 16.03.2011)

 Staatsministerin für Bundes- 
 und Europaangelegenheiten: Emilia Müller (CSU)

 Staatsminister des Innern: Joachim Herrmann (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Gerhard Eck (MdL, CSU,  
  seit 14.10.2009);
  Dr. Bernd Weiß (MdL, CSU,
  bis 14.10.2009)

 Staatsministerin der Justiz 
 und für Verbraucherschutz: Dr. Beate Merk (MdL, CSU)

 Staatsminister für Wissenschaft, 
 Forschung und Kunst: Dr. Wolfgang Heubisch 
  (MdL, FDP)

 Staatsminister für Unterricht und Kultus: Dr. Ludwig Spaenle (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Bernd Sibler (MdL, CSU, 
  seit 09.11.2011)
  Thomas Kreuzer (MdL, CSU, 
  17.03. bis 08.11.2011);
  Dr. Marcel Huber (MdL, CSU, 
  bis 16.03.2011)
 Staatsminister der Finanzen: Dr. Markus Söder (MdL, CSU, 
  seit 04.11.2011);
  Georg Fahrenschon (MdL*, CSU, 
  bis 03.11.2011)
 Staatssekretär: Franz Josef Pschierer (MdL, CSU)

* MdL ab 17.05.2011 bis 02.04.2012
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 Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, 
 Verkehr und Technologie: Martin Zeil (MdL, FDP) 

 Staatssekretärin: Katja Hessel (MdL, FDP)

 Staatsminister für Umwelt und Gesundheit: Dr. Marcel Huber (MdL, CSU, 
  seit 04.11.2011)
  Dr. Markus Söder (MdL, CSU, 
  bis 03.11.2011)

 Staatssekretärin: Melanie Huml (MdL, CSU)

 Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft 
 und Forsten: Helmut Brunner (MdL, CSU)

 Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
 Familie und Frauen: Christine Haderthauer (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Markus Sackmann (MdL, CSU)

KABINETT SEEHOFER II ab 10. Oktober 2013

 Bayerischer Ministerpräsident: Horst Seehofer (MdL, CSU)

 Stellvertreterin des Ministerpräsidenten: Ilse Aigner (MdL, CSU)

 Leiter der Staatskanzlei und Staatsminister  
 für Bundesangelegenheiten und Sonderaufgaben: Dr. Marcel Huber (MdL, CSU,  
  seit 05.09.2014)  
  Christine Haderthauer (MdL, CSU,  
  bis 01.09.2014)

 Staatsministerin für Europaangelegenheiten  
 und regionale Beziehungen: Dr. Beate Merk (MdL, CSU)

 Staatsminister des Innern, für Bau und Verkehr: Joachim Herrmann (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Gerhard Eck (MdL, CSU)

 Staatsminister der Justiz: Prof. Dr. Winfried Bausback  
  (MdL, CSU)

 Staatsminister für Bildung und Kultus,  
 Wissenschaft und Kunst: Dr. Ludwig Spaenle (MdL, CSU)

 Staatssekretäre: Bernd Sibler (MdL, CSU), 
  Georg Eisenreich (MdL, CSU)

 Staatsminister der Finanzen,  
 für Landesentwicklung und Heimat: Dr. Markus Söder (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Albert Füracker (MdL, CSU)
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 Staatsministerin für Wirtschaft und  
 Medien, Energie und Technologie: Ilse Aigner (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Franz Josef Pschierer (MdL, CSU)

 Staatsministerin für Umwelt und Verbraucherschutz: Ulrike Scharf (MdL, CSU,  
  seit 16.09.2014) 
  Dr. Marcel Huber (MdL, CSU,  
  bis 15.09.2014)

 Staatsminister für Ernährung,  
 Landwirtschaft und Forsten: Helmut Brunner (MdL, CSU)

 Staatsministerin für Arbeit und Soziales,  
 Familie und Integration: Emilia Müller (MdL, CSU)

 Staatssekretär: Johannes Hintersberger (MdL, CSU, 
  seit 30.06.2015; davor vom  
  10.10.2013 bis 30.06.2015  
  Staatssekretär im Staatsministerium  
  der Finanzen, für Landesentwicklung  
  und Heimat)

	 Staatsministerin	für	Gesundheit	und	Pflege:	 Melanie	Huml	(MdL,	CSU)
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Parlamentarische Ausschüsse und Kommissionen

1. Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen

2. Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen

3. Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport

4. Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr,  
Energie und  Technologie

5. Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

6. Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration

7. Ausschuss für Wissenschaft und Kunst

8. Ausschuss für Bildung und Kultus

9. Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 

10. Ausschuss für Eingaben und Beschwerden

11. Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen

12. Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 

13.	Ausschuss	für	Gesundheit	und	Pflege

14. Kinderkommission des Bayerischen Landtags

15. Enquete-Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“

16. Enquete-Kommission „Integration in Bayern aktiv gestalten und Richtung geben“

17. Parlamentarisches Kontrollgremium

18. G10-Kommission
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Parlamentarische Ausschüsse
Wahlperiode

Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
AIDSKommission +
Ausschuss als Beirat des Beauftragten zur Durchführung des Art. 
160 der Verfassung (in der 1. Wahl periode bezeichnet als: Beirat 
des Staatskommissars für die Überführung von Unternehmen in 
Staats eigentum  gem. Art. 160 der Bayerischen Verfassung) in der 
3. WP auch als Kommission bezeichnet

+ + +

Ausschuss Bayern Pfalz + + +
Ausschuss für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen  
(bis 21.3.1951)

+

Ausschuss für Angelegenheiten der Heimatvertriebenen und 
Kriegsfolgegeschädigten (ab 21.3.1951 und bis 31.3.1957) +

Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration +
Ausschuss für Besoldungsfragen + +
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport + + + +
Ausschuss für Bildung und Kultus +
Ausschuss für Bundes und Europaangelegenheiten 11. WP  
ab 27.10.1988

+ + + + + +

Ausschuss für Bundes und Europaangelegenheiten sowie 
 regionale Beziehungen

+

Ausschuss für Bundesangelegenheiten und Europafragen 11. WP 
bis 26. Oktober 1988

+ +

Ausschuss für den Staatshaushalt + +
Ausschuss für die Geschäftsordnung (bis 31.3.1957) + + +
Ausschuss für Gesundheit und Pflege +
Ausschuss für die Wahlprüfung (bis 31.3.1957) + + +
Ausschuss für Eingaben und Beschwerden + + + + + + + + + + + + + + + + +
Ausschuss für Entnazifizierungsfragen +
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 11. WP  
bis 31.7.1990

+ + + + + + + + + + +

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 11. WP  
ab 1.8.1990

+ + + + + +

Ausschuss für Flüchtlingsfragen +
Ausschuss für Fragen des Beamtenrechts und der Besoldung  
7. WP bis 23.10.1973

+ + + +

Ausschuss für Fragen des Länderrats und für Fragen bizonaler und 
mehrzonaler Art

+

Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes + + + + + + + + + + +
Ausschuss für Geschäftsordnung und Wahlprüfung  
(ab dem 1.4.1957)

+ + + + + + + + + +

Ausschuss für Grenzlandfragen 11. WP bis 19. Juli 1990 + + + + + + + + + + +
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Wahlperiode
Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
Ausschuss für Hochschule, Forschung und Kultur + + + +
Ausschuss für Innerdeutsche Entwicklung und Grenzlandfragen 
11. WP ab 19. Juli 1990

+ +

Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere Sicherheit + + + +
Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport +
Ausschuss für kulturpolitische Angelegenheiten +
Ausschuss für kulturpolitische Fragen + + + + + + + + + + +
Ausschuss für Landesentwicklung und Umweltfragen + + + + + +
Ausschuss für Landwirtschaft und Forsten +
Ausschuss für Rechts und Verfassungsfragen + +
Ausschuss für Sicherheitsfragen (ab 15.2.1952) + + + + + + + + + +
Ausschuss für Sozial und Gesundheitspolitik 6. WP ab 
15.12.1966  und  8. WP bis 15.5.1975

+ + +

Ausschuss für Sozial, Gesundheits und Familienpolitik 8. WP  
ab 15. Mai 1975

+ + + + + + + +

Ausschuss für Soziales, Familie und Arbeit 16. WP ab 13.11.2008 +
Ausschuss für sozialpolitische Angelegenheiten 6. WP  
bis 15.12.1966 und 3. WP bis 31.3.1957

+ + + + + +

Ausschuss für sozialpolitische Angelegenheiten und für Angele
genheiten der Heimatvertriebenen und Kriegsfolgegeschädigten 
(3. WP ab 1.4.1957)

+ +

Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen + + + + + + + + + + + + + + +
Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz + +
Ausschuss für Umwelt und Gesundheit, 16. WP ab 13.11.2008 +
Ausschuss für Verfassungs, Rechts und Kommunalfragen + + + + + + + +
Ausschuss für Verfassungs, Rechts und Parlamentsfragen + + +
Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen +
Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbrau
cherschutz, 16. WP ab 13.11.2008

+

Ausschuss für Verfassungsfragen und Rechtsfragen + +
Ausschuss für Verkehrsfragen +
Ausschuss für Wirtschaft (bis 9.2.51) + +
Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr (ab 9.2.51) + + + + + + + + + + +
Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, 
14. WP Bezeichnung ab 29.10.1998

+ + +

Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und 
 Verkehr, Energie und Technologie

+

Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und Grenzland; 14. WP  
bis 28.10.1998

+ +

Ausschuss für Wissenschaft und Kunst +
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Wahlperiode
Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
Ausschuss für Wohnungs und Siedlungsbau +
Ausschuss zur Ausarbeitung von Vorschlägen zur Förderung  
der Technik (bis 15.1.1957)

+

Ausschuss zur Einbringung von Vorschlägen für die 
 Verwaltungsvereinfachung

+ +

Ausschuss zur Förderung des technischen Nachwuchses  
(ab 16.1.1957)

+

Ausschuss zur Information über Bundesangelegenheiten 8. WP 
bis 26.4.1978

+ + + + + + +

Ausschuss zur Information über Bundesangelegenheiten und 
 Europafragen 8. WP ab 26.4.1978

+ +

Ausschuss zur Überprüfung der Einstellungen in die 
 Bereitschaftspolizei (am 15. Februar 1952 umbenannt in 
 Ausschuss für Sicherheitsfragen) 

+

Kinderkommission des Bayerischen Landtags + +
Kommission zur Begleitung der Energiewende in Bayern +
Kommission zur parlamentarischen Begleitung der 
 Krisenbewältigung bei der BayernLB

+

EnqueteKommission  
„Mit neuer Energie in das neue Jahrtausend“

+

EnquêteKommission  
„Reform des Föderalismus – Stärkung der Landesparlamente“

+

EnqueteKommission „Jungsein in Bayern –  
Zukunftsperspektiven für die kommenden Generationen“ 

+

EnqueteKommission  
„Gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern“

+

EnqueteKommission  
„Integration in Bayern aktiv gestalten und Richtung geben“

+

Parlamentarische Kontrollkommission (bis 2000) + + +
Parlamentarisches Kontrollgremium (ab 2000) + + +
Prüfungsausschuss für den Fall Meißner (Präsidiumssitzung) +
Prüfungsausschuss für Kreditfragen + +
Prüfungsausschuss zur Prüfung der Einsprüche nach Art. 6 des 
Gesetzes zur Siedlungs und Bodenreform

+

Sonderausschuss zum Abschluss der Entnazifizierung +
Sonderausschuss zur Beratung des Betriebsrätegesetzes +
Unterausschuss für Arbeitsrechtsfragen  
(Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss  für Fragen der Landessiedlung  
(Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft)

+

Unterausschuss (Kommission) für Aufgaben wirtschaftlicher Art 
(Wirtschaft)

+
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Wahlperiode
Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
Unterausschuss für Bautechnik (Wohnungs und Siedlungsbau) +
Unterausschuss für die Verteilung der 18 Mio. Staatszuschüsse 
an nichtstaatliche höhere Schulen (kulturpolitische Fragen)

+

Unterausschuss für Eingaben und Beschwerden +
Unterausschuss für Ernährung und Landwirtschaft +
Unterausschuss für finanzielle Angelegenheiten  
(Wohnungs und Siedlungsbau)

+

Unterausschuss für Fragen der Staatszuschüsse an Kirchen 
(Staatshaushalt)

+

Unterausschuss für Fürsorgewesen (Sozialpolitischer Ausschuss) +
Unterausschuss für Gesamtplanung  
(Wohnungs und Siedlungsbau)

+

Unterausschuss Hochschule für Politik +
Unterausschuss für Jugendfragen (kulturpolitischer Ausschuss) +
Unterausschuss für rechtliche Grundlagen  
(Wohnungs und Siedlungsbau)

+

Unterausschuss für Rechts und Verfassungsfragen +
Unterausschuss für Sozialversicherungsfragen  
(Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss für Theaterfragen (Staatshaushalt) +
Unterausschuss für Verkehrsfragen +
Unterausschuss für Wirtschaft +
Unterausschuss für Zins und Teilwaldfragen  
(Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft)

+

Unterausschuss zum Studium der Frage der Verwendung von 
 Düsenmotoren (Staatshaushalt, Wirtschaft)

+

Unterausschuss zum Studium der Frage des Erlasses einer 
 LaufbahnVerordnung für Lehrer und andere Beamtengruppen 
(Beamtenrecht und Besoldung)

+

Unterausschuss zur Änderung des Bayer. Ärztegesetzes  
(Sozialpolitische Angelegenheiten)

+

Unterausschuss zur Behandlung der Wohnungsfragen  
(Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung der Änderungen des Betriebsärzte
gesetzes, der Röntgenreihenunter suchungen, der Fürsorge 
Mindestrichtsätze, der Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten, des 
Landes gesundheitsrates, der Presseversicherung  
(Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung der Änderungen des 
 Rundfunkgesetzes (Kulturpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung der gemeindlichen Verhältnisse 
 Alling/Eichenau (Verfassungsausschuss)

+
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Wahlperiode
Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
Unterausschuss zur Beratung des Änderungsgesetzes zum 
 Aufwandsentschädigungsgesetz  
der Abgeordneten des Bayer. Landtags  
(Verfassungsfragen und Rechtsfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung des Antrags Hauffe betr. Wieder
einsetzung der früheren Angehörigen des bayer. Versorgungsver
bandes in ihre alten Rechte (Verfassungsausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Bayerischen Gesetzes zu  
Art. 131 GG (Besoldungsausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Gewährung von Blindengeld an Frie
densblinde vom 28.9.1949 (Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Bekämpfung der Tuberkulose (Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Forstrechtsgesetzes  
(Verfassungsfragen und Rechtsfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung des Gesetzes über versorgungs
rechtliche Maßnahmen (Besoldungsausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Grenzlandhilfeprogramms 
(Grenzlandausschuss)

+

Unterausschuss zur  Beratung des Problems der Landflucht  
(Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung des Problems der nichtstaatlichen, 
höheren Schulen (Kulturpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Beratung von Anträgen über den Erlass der 
Grunderwerbsteuer (Staatshaushalt und Finanzfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung von Fragen der Sägewerksbetriebe 
im Grenzgebiet (Grenzlandfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung von Fremdenverkehrsangelegen
heiten (Grenzlandfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung von Maßnahmen zu Gunsten der 
Notstandsgebiete (Ausschuss für Wirtschaft und Verkehr und des 
Ausschusses für Grenzlandfragen)

+

Unterausschuss zur Beratung wichtiger Eingaben  
(Eingabenausschuss)

+

Unterausschuss zur Besichtigung der Flüchtlings und Grenzland
lager (Heimatvertriebenenausschuss)

+

Unterausschuss zur Betreuung der Kriegsbeschädigten und hin
terbliebenen (Sozialpolit. Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Förderung des Wiederaufbaues 
 WürzburgNürnberg (Staatshaushalt)

+

Unterausschuss zur Prüfung der Haushaltsüberschreitungen 
beim Ausbau des Residenztheaters und weiterer staatlicher Bau
vorhaben (Untersuchungsausschuss Residenztheater)

+
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Wahlperiode
Ausschussbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
Unterausschuss zur Überprüfung der räumlichen Verhältnisse bei 
den Landesversicherungsanstalten (Sozialpolitischer Ausschuss)

+

Unterausschuss zur Überprüfung der Wirtschaftsverbände  
(Ernährung und Landwirtschaft)

+

Unterausschuss zur Überprüfung des Rückgabeanspruchs der 
Hüttenvereine (Rechts Verfassungsfragen)

+

Unterausschuss zur Vorberatung der Besoldungsordnungen  
(Beamtenrecht und Besoldung)

+

Unterausschuss zur Vorberatung schwieriger Artikel des Forst
rechtsgesetzes (Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft)

+

Unterausschuss zur Vorbereitung der neuen Geschäftsordnung 
(Geschäftsordnungsausschuss)

+

Untersuchungsausschüsse 

1. Wahlperiode (1946/1950)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Vorgänge in der Bauabteilung des Staats-
sekretariats für das Flüchtlingswesen (11 Sitzungen des Ausschusses für Flüchtlingsfragen)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der Personalverhältnisse in der Ge-
sundheitsabteilung des Staatsministeriums des Innern (eingesetzt auf Antrag der CSU, 
8 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung einzelner Vorgänge im Staatsministerium für 
Ernäh rung, Landwirtschaft und Forsten – Fall Urbancyk, Fall Gehring, Fall Steffen, 
Fall Nüßlein (eingesetzt auf Antrag der CSU, 72 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der Vorgänge im Staatsministerium für 
Sonderaufgaben bei der Regierungsbildung (eingesetzt auf Antrag der SPD, 6 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der Missstände im Staatsministerium für 
Wirtschaft und in den Wirtschaftsämtern (17 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zur Überprüfung der derzeitigen Organisation der Land polizei 
(eingesetzt auf Antrag von SPD, FDP und WAV, 16 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zum Fall Blum (Hofbräuhaus) (eingesetzt auf Antrag der SPD, 
15 Sitzungen)

Untersuchungsausschuss zur Klärung des Falles Dr. Burgard (eingesetzt auf Antrag von 
SPD und FDP, 7 Sitzungen)
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Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der gegen die Abgeordneten Höllerer und 
Strasser erhobenen Vorwürfe (eine Sitzung des Ältestenrates)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der Vorgänge beim Bau der Häuser der 
Staatsforstverwaltung in Geiselgasteig (eingesetzt auf Antrag der SPD, 2 Sitzungen)

2. Wahlperiode (1950/1954)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Vorgänge im Landesentschädigungsamt 
(einge setzt auf Antrag der BP am 25.04.1951, 34 Sitzungen vom 19.06.1951 bis 20.01.1954)
 
Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Haushaltsüberschreitungen beim Ausbau des 
Residenztheaters (eingesetzt auf Antrag von SPD und BHE am 09.08.1951, 65 Sitzungen vom 
14.08.1951 bis 09.09.1954, Ausdehnung der Arbeit des Untersuchungsausschusses auf weitere 
staatliche Bauvorhaben am 07.09.1951)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Filmkredite (eingesetzt am 29.05.1953, 
45 Sitzungen vom 03.06.1953 bis 04.08.1954)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung von Kreditfällen – Metex, Dumpe, Lang,  
Dr. Bungartz (eingesetzt am 08.10.1954, 6 Sitzungen des Ältestenrates vom 11.10.1954  
bis 22.11.1954)

3. Wahlperiode (1954/1958)

Untersuchungsausschuss zur Überprüfung der Vorgänge um die Erteilung der Spiel-
bankkonzessionen (auf Antrag der CSU am 27.10.1955 eingesetzt, 42 Sitzungen vom 
07.11.1955 bis 07.05.1957, Schlussbericht vom 07.05.1957, Minderheitenbericht vom 10.05.1957, 
Ausschussvorsitzender Martin Hirsch, SPD; stellvertretender Ausschussvorsitzender Dr. Franz 
Lippert, CSU)

6. Wahlperiode (1966/1970)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Vorgänge bei den Grundstücksgeschäften des 
Freistaates Bayern im Raum Ingolstadt (eingesetzt aufgrund von Anträgen der SPD und der 
CSU am 12.03.1968, 12 Sitzungen, Schlussbericht vom 10.12.1968, im Plenum besprochen am 
05.02.1969, Vorsitzender Dr. Alfred Seidl, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Willi  
Reiland, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung der Vorgänge im Zusammenhang mit den 
Landabgaben der Grundeigentümer Finck und Winterstein u. a. (eingesetzt aufgrund von 
Anträgen der SPD und der CSU am 28.04.1970, 15 Sitzungen, Schlussbericht vom 01.10.1970, 
Vorsitzender Peter Schnell, CSU; stellvertretender Vorsitzender Horst Haase, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Überprüfung der städtebaulichen Maßnahmen der 
Landes hauptstadt München (Anträge von SPD und CSU, die CSU fragt nach „Fehlern und 
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Versäumnissen beim Stachusbauwerk“, eingesetzt am 28.04.1970, 10 Sitzungen, Schlussbericht 
vom 01.10.1970, Vorsitzender Albert Meyer, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Helmut 
Rothemund, SPD)

8. Wahlperiode (1974/1978)

Untersuchungsausschuss zur Nebentätigkeit der beamteten Hochschullehrer und 
wissen schaftlichen Assistenten und Mitarbeiter (eingesetzt auf Antrag der SPD am 
29.01.1976, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem Plenum am 19.09.1978 vorgelegt, Vor-
sitzender Hermann Leeb, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Helmut Meyer, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Durchführung des Staatsvertrages zur 
Ver gabe von Studienplätzen (eingesetzt auf Antrag der SPD am 29.1.1976, kein Schluss-
bericht, Vorsitzender Franz Krug, CSU; stellvertretender Vorsitzender Sepp Klasen, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Vorgänge und Hintergründe im Zusammen-
hang mit den Vorwürfen gegen die Amtsführung des Herrn Staatsministers Dr.Heubl 
(eingesetzt auf Antrag der SPD am 26.10.1976, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem 
Plenum am 15.02.1977 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Heinz Rosenbauer, CSU; stellvertretender 
Vorsitzender Günther Wirth, SPD)

Untersuchungsausschuss zum Verhalten von Herrn Staatssekretär Sackmann und 
Herrn Ministerialrat Dr. Dörrbecker im Zusammenhang mit Vorgängen um die Firmen-
gruppe Glöggler (auf Antrag der SPD am 27.01.1977 eingesetzt, Schlussbericht und Minder-
heitenbericht dem Plenum am 15.03.1978 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Richard Hundhammer, 
CSU; stellvertretender Vorsitzender Karl-Heinz Hiersemann, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Vorgänge und Hintergründe bei der Behand-
lung bestimmter Steuerfälle im Bereich der Bayerischen Finanzverwaltung (auf Antrag 
der SPD am 25.01.1978 eingesetzt, Schlussbericht dem Plenum am 13.07.1978 vorgelegt, Vor-
sitzender Dr. Gerhard Frank, CSU; stellvertretender Vorsitzender Hans Werner Loew, SPD)

9. Wahlperiode (1978/1982)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der Durchführung des Staatsvertrages zur  
Vergabe von Studienplätzen (konnte in der 8. Wahlperiode nicht beendet werden, wieder ein-
gesetzt auf Antrag der SPD am 22.02.1979, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem 
Plenum  am 27.03.1980 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Richard Hundhammer, CSU; stellvertreten-
der Vorsitzender Josef Klasen, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung des Vorgehens des Bayerischen Staatsministe-
riums des Innern und der ihm nachgeordneten Behörden gegenüber Asylsuchenden und 
anderen Staatsangehörigen von Ostblockländern und zur Aufklärung der Ursachen der 
insbesondere in Zusammenhang mit der Abschiebung der CSSR-Staatsangehörigen 
Cermak und Zilka aufgetretenen Informationsmängel im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern und in dessen politischer Spitze (auf Antrag von SPD und FDP eingesetzt 
am 27.02.1980, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem Plenum am 04.02./04.03.1982 
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vorgelegt, Vorsitzender Dr. Paul Wilhelm, CSU; stellvertretender Vorsitzender Karl-Heinz 
Hiersemann, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung des Verhaltens des bayerischen Ministerprä si-
denten während der Kundgebung der CSU am 23.09.1980 auf dem Münchner Marien-
platz  sowie zur Prüfung der Vorfälle bei und nach dieser Kundgebung (auf Antrag von 
SPD und FDP eingesetzt am 30.10.1980, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem Plenum 
am 08.04.1981 vorgelegt, Vorsitzender Hermann Leeb, CSU; stellvertretender Vorsitzender 
Karl-Heinz Hiersemann, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung der landespolitisch bedeutsamen Gesichtspunkte 
der Affäre um behauptete Veröffentlichungen, Kenntnisse und Verhaltensweisen des 
Leiters der Abteilung Staatsschutz im Bayerischen Staatsministerium des Innern (auf 
Antrag von SPD und FDP eingesetzt am 01.04.1982, Schlussbericht dem Plenum am 21.07.1982 
vorgelegt, Minderheitenbericht dem Plenum am 13.09.1982 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Richard 
Hundhammer, CSU; stellvertretender Vorsitzender Karl-Heinz Hiersemann, SPD)

10. Wahlperiode (1982/1986)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung aller landespolitisch bedeutsamen Gesichtspunk-
te bislang bekannt gewordener Verhaltensweisen und Kenntnisse des langjährigen Lei-
ters der Abteilung Staatsschutz Dr. Langemann sowie des Vorgehens der Mitglieder der 
Staatsregierung, insbesondere der jeweiligen Dienstvorgesetzten Dr. Langemanns, in 
dieser Angelegenheit (eingesetzt auf Antrag der SPD am 03.05.1983, Schlussbericht dem 
Plenum am 20.03.1985 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Richard Hundhammer, CSU; stellvertreten-
der Vorsitzender Karl-Heinz Hiersemann, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung von in der Presse erhobenen Vorwürfen gegen den 
stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-Landtagsfraktion Karl-Heinz Hiersemann und 
gegen den Assistenten der SPD-Landtagsfraktion Günther Plass wegen des Verdachts 
der Weitergabe geheimer Unterlagen aus dem Untersuchungsausschuß „Dr. Langemann“ 
u. a. (eingesetzt auf Antrag der SPD am 09.02.1983, Schlussbericht dem Plenum am 28.03.1985 
vorgelegt, Vorsitzender Dr. Richard Hundhammer, CSU; stellvertretender Vorsitzender Josef 
Klasen, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung aller Vorgänge beim Bau der Trabantenstadt 
Neuperlach infolge der Einschaltung der nicht gemeinnützigen „Terrafinanz“ und der 

„Neuen Heimat“ durch die Landeshauptstadt München in der Amtszeit des ehemaligen 
Oberbürgermeisters Dr. Hans Jochen Vogel (eingesetzt auf Antrag der CSU am 23.03.1983, 
Schlussbericht dem Plenum am 23.02.1984 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Gustav Matschl, CSU; 
stellvertretender Vorsitzender Karl Heinz Müller, SPD)
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Untersuchungsausschuss zur Prüfung des Vorgehens von Behörden und Einzelpersonen 
im Zusammenhang mit möglichen unzulässigen Baupreisabsprachen (eingesetzt auf 
Antrag der SPD am 20.07.1983, Schlussbericht dem Plenum vorgelegt am 04.04.1984, Vor-
sitzender Dr. Gerhard Merkl, CSU; stellvertretender Vorsitzender Klaus Warnecke, SPD)

Untersuchungsausschuss „Wiederaufarbeitungsanlage Wackersdorf“ (eingesetzt auf  
Antrag  der SPD am 11.12.1985, Schlussbericht dem Plenum vorgelegt am 24.07.1986, Vor-
sitzender Hermann Leeb, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Helmut Ritzer, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung von Vorwürfen gegen bayerische Behörden sowie 
zur Prüfung personeller Konsequenzen bei der Bayerischen Landesbank im Zusam-
menhang mit Steuerstrafverfahren bzw. strafrechtlichen Ermittlungen gegen die Mega 
Petrol , Schleicher u. a. (eingesetzt auf Antrag der SPD am 23.01.1986, Schlussbericht dem 
Plenum vorgelegt am 24. Juli 1986, Vorsitzender Dr. Gerhard Frank, CSU; stellvertretende 
Vorsitzende Carmen König, SPD)

11. Wahlperiode (1986/1990)

Enquete-Ausschuss WAA (eingesetzt auf Antrag von SPD und Grünen am 02.02.1989, 
Schlussbericht mit Minderheitenberichten dem Plenum am 20.07.1990 vorgelegt, Vorsitzender 
Dr. Gustav Matschl, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Helmut Ritzer, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung des Vorgehens des Justizministeriums und der 
Staatsanwaltschaft im Zusammenhang mit einem Treuhandvertrag zwischen Gerold 
Tandler und der BIT GmbH (eingesetzt auf Antrag der SPD am 17.03.1989, Schlussbericht 
mit Minderheitenberichten dem Plenum am 11.10.1989 vorgelegt, Vorsitzender Hermann Leeb, 
CSU; stellvertretende Vorsitzende Carmen König, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Vorlage des Rechnungshofberichts „Wienerwald- 
Steuerfragen“ (eingesetzt auf Antrag der SPD am 11.05.1989, Schlussbericht mit 
Minderheiten bericht dem Plenum am 12.10.1989 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Manfred Weiß, 
CSU; stellvertretende Vorsitzende Carmen König, SPD)

Untersuchungsausschuss Chemische Fabrik Marktredwitz (eingesetzt auf Antrag von SPD 
und Grünen am 12.10.1989, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem Plenum am 
19.07.1990 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Paul Wilhelm, CSU; stellvertretender Vorsitzender  
Heiko  Schultz, SPD)
 
Untersuchungsausschuss zur Prüfung des Vorgehens der zuständigen Finanzbehörden 
(Finanzamt München für Körperschaften, Oberfinanzdirektion München, Bayerisches 
Staatsministerium der Finanzen) im Zusammenhang mit der Besteuerung des Wiener-
wald-Konzerns (eingesetzt auf Antrag der SPD am 13.12.1989, Schlussbericht mit Minder-
heitenbericht dem Plenum am 19.07.1990 vorgelegt, Vorsitzender Dr. Manfred Weiß, CSU; 
stellvertretende Vorsitzende Carmen König, SPD)



643

Namen – Daten – Zahlen 

Untersuchungsausschuss zur Prüfung von Beschwerden an den Bayerischen Landtag 
(Art. 115 BV) aus der Justizvollzugsanstalt Straubing (eingesetzt auf Antrag der SPD am 
21.03.1990, Schlussbericht mit Minderheitenberichten dem Plenum am 18.07.1990 vorgelegt, 
Vorsitzender Hermann Leeb, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. Sepp Klasen, SPD)

Untersuchungsausschuss zum Atomkraftwerk Isar I (eingesetzt auf Antrag der SPD am 
01.06.1990, Schlussbericht mit Minderheitenbericht dem Plenum am 12.07.1990 vorgelegt, 
Vorsitzender Dr. Gerhard Merkl, CSU; stellvertretender Vorsitzender Hans Kolo, SPD)

12. Wahlperiode (1990/1994)

Untersuchungsausschuss betreffend Bayerische Bezüge der Tätigkeit des Bereichs 
„Kommerzielle Koordinierung“ und Alexander Schalck-Golodkowski (eingesetzt auf  
Antrag  der SPD am 23.10.1991, Schlussbericht dem Plenum am 13.07.1994 vorgelegt, Vor-
sitzender Dr. Manfred Weiß, CSU; stellvertretender Vorsitzender Karl-Heinz Hiersemann, 
SPD)

Untersuchungsausschuss zum Verdacht der Verquickung von Staatsaufgaben mit 
Par teiarbeit im Staatsministerium des Innern (eingesetzt auf Antrag der SPD am 
12.12.1991, Schlussbericht mit Minderheitenbericht von SPD und Grünen und einem Ergän-
zungsbericht der FDP dem Plenum am 18.03.1993 vorgelegt, Vorsitzender Peter Welnhofer, 
CSU; stell vertretender Vorsitzender Max von Heckel, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Erwerbspolitik der Bayerischen Staatsregierung – ins-
besondere der Bayerischen Staatsgemäldesammlungen – bei Kunstgegenständen seit 
1970 (eingesetzt auf Antrag der SPD am 06.10.1992, Schlussbericht dem Plenum am 15.07.1994 
vorgelegt, Vorsitzender Dr. Otmar Bernhard, CSU; stellvertretender Vorsitzender Heiko 
Schultz, SPD)

Untersuchungsausschuss betreffend das Fehlverhalten des Ministerpräsidenten Streibl 
und anderer Mitglieder der Staatsregierung (eingesetzt auf Antrag von SPD, Grünen und 
FDP am 05.05.1993, Neufassung des Beschlusses am 04.05.1994, Schlussbericht mit 
Minderheiten bericht dem Plenum am 20.07.1994 vorgelegt, Vorsitzender Peter Welnhofer, 
CSU; stellvertretende Vorsitzende Carmen König)
 
Untersuchungsausschuss zum Beziehungsgeflecht in Bayern zwischen Politikern und 
Steuerschuldnern – „Steuerfälle“ (eingesetzt auf Antrag der SPD am 24.11.1993,  
Schluss bericht mit Minderheitenbericht dem Plenum am 14.07.1994 vorgelegt, Vorsitzender  
Dr. Paul Wilhelm, CSU; stellvertretende Vorsitzende Carmen König, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Überprüfung des Verdachts, dass das Kabinettsmitglied 
Dr. Peter Gauweiler Beziehungen gegen monatlich 10.000 DM plus Mehrwertsteuer 

„verpach tet“ hat (eingesetzt auf Antrag von SPD, Grünen und FDP am 24.02.1994, 
Schluss bericht  mit Minderheitenbericht dem Plenum am 14.07.1994 vorgelegt, Vorsitzender 
Peter Welnhofer, CSU; stellvertretende Vorsitzende Carmen König, SPD)
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13. Wahlperiode (1994/1998)

Untersuchungsausschuss zur Aufklärung der Verwicklung bayerischer Behörden in  
Fälle  von nuklearer Kriminalität (eingesetzt auf Antrag von SPD und Bündnis 90/Die  
Grünen am 26.10.1995, Schlussbericht am 17.12.1997 dem Plenum vorgelegt, Vorsitzender  
Dr. Manfred Weiß, CSU; stellvertretender Vorsitzender Franz Schindler, SPD)

Untersuchungsausschuss gemäß Art. 25 BV zur Aufklärung des Verhaltens der Baye-
rischen Finanzbehörden (eingesetzt auf Antrag der SPD am 19.12.1996, Schlussbericht am 
04.02.1998 dem Plenum vorgelegt, Vorsitzender Dr. Otmar Bernhard, CSU; stellvertretender 
Vorsitzender Dr. Thomas Jung, SPD)

14. Wahlperiode (1998/2003)

Untersuchungsausschuss zur Aufklärung der Vorgänge, die bei der Landeswohnungs- 
und Städtebaugesellschaft Bayern mbH (LWS) zu bisher bekannt gewordenen Verlusten 
von annähernd 400 Millionen DM geführt haben (eingesetzt auf Antrag von SPD und 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 28.10.1999, Schlussbericht am 09.05.2001 dem Plenum vor-
gelegt, Vorsitzender Dr. Otmar Bernhard, CSU; stellvertretender Vorsitzender Prof. Dr. Peter 
Paul Gantzer, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung unzulässiger staatlicher Einflussnahme seitens 
bayerischer Amtsträger auf die strafrechtlichen Ermittlungen gegen Karlheinz 
Schreiber ,  Max Josef Strauß, Dr. Ludwig-Holger Pfahls, Dieter Holzer, Walther Leisler 
Kiep, Jürgen Maßmann, Winfried Haastert und Dr. Erich Riedl (eingesetzt auf Antrag 
von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 15.02.2001, Schlussbericht am 18.07.2002 dem 
Plenum vorgelegt, Vorsitzender Harald Güller, SPD; stellvertretender Vorsitzender Thomas 
Kreuzer, CSU)
 
Untersuchungsausschuss zur Prüfung staatlicher Vergünstigungen für den Deutschen 
Orden, Brüder vom Deutschen Haus Sankt Mariens in Jerusalem – Deutsche Provinz – 
durch Mitglieder der Staatsregierung, bayerische Behörden und/oder bayerische 
Amtsträger (eingesetzt auf Antrag der SPD am 20.03.2002, Schlussbericht am 25.06.2003 
dem Plenum vorgelegt, Vorsitzender Peter Welnhofer, CSU; stellvertretender Vorsitzender Dr. 
Heinz Kaiser, SPD)
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15. Wahlperiode (2003/2008)

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Prüfung der Frage, inwieweit Staatsmi-
nisterin Hohlmeier über Vorgänge in der CSU, die dem Landeswahlgesetz in Verbin-
dung mit der CSU-Satzung zuwiderliefen und/oder eine Verletzung des Strafgesetzbu-
ches darstellen, informiert war und ggf. diese nicht verhinderte oder sogar aktiv unter-
stützte, zur Prüfung etwaiger unzulässiger Verquickung von staatlichen Aufgaben mit 
Parteiarbeiten für die CSU im Staatsministerium für Unterricht und Kultus, sowie zur 
Prüfung etwaiger rechtswidriger Begünstigungen von Mitarbeitern des Staatsministeri-
ums für Unterricht und Kultus und zur Prüfung etwaiger rechtswidriger Benachteili-
gungen bzw. Beförderungen einzelner bayerischer Schulleiterinnen und Schulleiter 
durch Staatsministerin Hohlmeier

und

Erweiterung des Untersuchungsauftrags des Untersuchungsausschusses zur Prüfung et-
waiger unzulässiger Maßnahmen bei Einsetzung und Geschäftsbetrieb der „Task Force 
Fußball-WM 2006“ im Staatsministerium für Unterricht und Kultus aufgrund von Ent-
scheidungen bis zum 18.04.2005, zur Prüfung damit zusammenhängender etwaiger feh-
lerhafter Verwendung von öffentlichen Mitteln und zur Prüfung der Frage, ob die dama-
lige Staatsministerin Hohlmeier über etwaige Unregelmäßigkeiten informiert war und 
diese ggf. nicht verhinderte (eingesetzt auf Antrag von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
am 16.12.2004, Erweiterung des Untersuchungsauftrags des Untersuchungsausschusses am 
01.02.2006, Schlussbericht am 15.02.2007 dem Plenum vorgelegt Vorsitzender Engelbert Kup-
ka, CSU; stellvertretende Vorsitzende Karin Radermacher, SPD)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung möglicher Versäumnisse und etwaiger unzulässi-
ger Einflussnahmen bei der staatlichen Kontrolle der Firma Deggendorfer Frost GmbH, 
der Unternehmensgruppe Berger und anderer Fleisch verarbeitender Betriebe in 
Bayern  und zu den Konsequenzen, die sich hieraus zur Verbesserung des Verbraucher-
schutzes ergeben 

und

Erweiterung des Untersuchungsauftrags des Untersuchungsausschusses gemäß Drs. 
15/5574 Vorgänge bei den Kontrollen der Firmen Georg Bruner in München-Johannes-
kirchen und Reiß Fleischzentrale in Metten Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zur Prüfung möglicher Versäumnisse von Staatsminister Erwin Huber, Ministerpräsi-
dent Dr. Günther Beckstein, Staatsminister Joachim Herrmann und Staatssekretär a.D. 
Georg Schmid im Zusammenhang mit der Information des Parlaments über Verluste, 
Abschreibungen und Wertberichtigungsbedarf der Bayerischen Landesbank für das 
Geschäfts jahr 2007 und der Ausübung der diesbezüglichen Kontrollfunktion und zur 
Prüfung der Frage, ob Staatsminister Erwin Huber gegenüber dem Parlament seit 
Dezem ber 2007 Auskünfte erteilte, die möglicherweise nicht in vollem Umfang seinem 
Kenntnis und Wissensstand entsprachen

und

Erweiterung des Untersuchungsauftrags des Untersuchungsausschusses gemäß Drs. 
15/5574 und 15/7436 Vorgänge bei den Firmen Kollmer Fleisch und Kühlhaus GmbH, 
Firma Ernst Kollmer, Eurekfrost Kühl- und Handelsgesellschaft mbH und Rothtalfrost 
GmbH (eingesetzt auf Antrag von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 19.05.2006, Erwei-
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terungen des Untersuchungsauftrags des Untersuchungsausschusses am 07.02.2007 und am 
18.07.2007, Vorsitzender Thomas Kreuzer, CSU; stellvertretender Vorsitzender Herbert Müller, 
SPD, Schlussbericht am 06.05.2008 dem Plenum vorgelegt) 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Prüfung möglicher Versäumnisse von 
Staatsminister Erwin Huber, Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein, Staatsminister 
Joachim Herrmann und Staatssekretär a.D. Georg Schmid im Zusammenhang mit der 
Information des Parlaments über Verluste, Abschreibungen und Wertberichtigungs-
bedarf der Bayerischen Landesbank für das Geschäftsjahr 2007 und der Ausübung der 
diesbezüglichen Kontrollfunktion und zur Prüfung der Frage, ob Staatsminister Erwin 
Huber gegenüber dem Parlament seit Dezember 2007 Auskünfte erteilte, die möglicher- 
weise nicht in vollem Umfang seinem Kenntnis und Wissensstand entsprachen (eingesetzt 
auf Antrag von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 03.04.2008 Vorsitzender Peter 
Welnhofer (CSU), stellvertretende Vorsitzende Adelheid Rupp (SPD) Schlussbericht der Voll-
versammlung vorgelegt am 16.07.2008)

16. Wahlperiode (2008/2013)

Untersuchungsausschuss zur Prüfung etwaigen Fehlverhaltens und möglicher Versäum-
nisse von Ministerpräsident Horst Seehofer, Staatsminister Georg Fahrenschon, Staats-
minister Joachim Herrmann, Staatsministerin Emilia Müller, Staatsminister Martin 
Zeil, Ministerpräsident a. D. Dr. Edmund Stoiber, Ministerpräsident a. D. Dr. Günther 
Beckstein, Staatsminister a. D. Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, Staatsminister a.D. Erwin 
Huber , Staatssekretär a. D. Georg Schmid, Staatssekretär a. D. Jürgen W. Heike in 
Zusam menhang mit dem Erwerb und dem Verkauf der Hypo Group Alpe Adria (HGAA) 
durch die Bayerische Landesbank Bayern (BayernLB) (eingesetzt auf Antrag von SPD, 
FREIE WÄHLER und Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 24.02.2010, Vorsitzender Thomas Kreu-
zer, CSU bis 16.03.2011, ab 17.03.2011 Dr. Florian Herrmann, CSU, stellvertretender Vorsitzen-
der Harald Güller, SPD, Schlussbericht der Vollversammlung vorgelegt am 29.03.2011)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens baye rischer 
Sicherheits- und Justizbehörden einschließlich der zuständigen Ministerien, der Staats-
kanzlei und der politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger im Zu-
sammenhang mit der Beobachtung rechtsextremistischer Strukturen und Akti vitäten in 
Bayern, insbesondere der Herausbildung der rechtsextremistischen Grup pierung „Na-
tionalsozialistischer Untergrund“ (NSU) und eventueller Unterstützer in Bayern und 
der Verfahren zur Ermittlung der Täter der Mordanschläge vom 9. September 2000 
in Nürnberg, 13. Juni 2001 in Nürnberg, 29. August 2001 in München, 9. Juni 2005 in 
Nürnberg und 15. Juni 2005 in München und eventueller weiterer, in Bayern von Rechts-
extremisten begangener Straftaten und der hieraus zur Verbesserung der Bekämpfung 
rechtsextremistischer Strukturen und Aktivitäten und zur Opti mierung der Ermittlungs-
verfahren und der Zusammenarbeit der verschiedenen Sicherheits- und Justizbehörden 
erforderlichen organisatorischen und politischen Maßnahmen (eingesetzt auf Antrag von 
SPD, FREIE WÄHLER und Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 04.07.2012, Vorsitzender Franz 
Schindler, SPD, stellvertretender Vorsitzender Dr. Otmar Bernhard, CSU, Schlussbericht der 
Vollversammlung vorgelegt am 17.07.2013)
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Untersuchungsausschuss zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens bayerischer 
Justiz- und Finanzbehörden, der zuständigen Ministerien, der Staatskanzlei und der po-
litischen Entscheidungsträgerinnen und -träger im Zusammenhang mit der Unter-
bringung des Herrn Gustl Mollath in psychiatrischen Einrichtungen und mit den Straf-
verfahren gegen ihn und im Zusammenhang mit dem Umgang mit den von Herrn Mol-
lath erstatteten Strafanzeigen (eingesetzt auf Antrag von SPD, FREIE WÄHLER und 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN am 24.04.2013, Vorsitzender Dr. Florian Herrmann, CSU, stellver-
tretender Vorsitzender Florian Streibl, FREIE WÄHLER, Schlussbericht der Vollversamm-
lung vorgelegt am 17.07.2013)

17. Wahlperiode (2003/2018 | Stand: Oktober 2016)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens bayerischer 
Polizei- und Justizbehörden einschließlich der zuständigen Staatsministerien, der Staats-
kanzlei und der politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger im Zu-
sammenhang mit dem Labor Schottdorf und der beim Bayerischen Landeskriminalamt 
eingerichteten Sonderkommission „Labor“ und weiterer Vorkommnisse im Zusammen-
hang mit Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere Beschuldigte und auf entspre-
chende Anzeigen des Dr. B. S. und anderer Personen sowie bei der Rechtsaufsicht über die 
Beachtung der Vorschriften der  Gebührenordnung für Ärzte und bei der gegebenenfalls 
notwendigen Korrektur der Rahmenbedingungen im selbstverwalteten Gesundheitssys-
tem bei der Abrechnung von Laborleistungen durch bayerische Ärzte (eingesetzt auf An-
trag von SPD, FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN am 01.07.2014, Vorsitzen-
der Alexander König, CSU, stellvertretender Vorsitzender Franz Schindler, SPD, Schlussbericht 
der Vollversammlung vorgelegt am 26.10.2016)

Untersuchungsausschuss zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens der verant-
wortlichen bayerischen Bezirkskliniken einschließlich der zuständigen Staatsministerien, 
der Staatskanzlei und der politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträ-
ger im Zusammenhang mit der forensischen Psychiatrie und den damit verbundenen 
Therapien, insbesondere der Arbeitstherapie „Modellbau“ in Ansbach und Straubing seit 
dem Jahr 1986, der Staatsministerin a.D. Christine Haderthauer, MdL im Zusammen-
hang mit der Frage der Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit während ihrer Amtszeit 
als Staatsministerin seit dem Jahr 2008,
der Staatsministerin a.D. Christine Haderthauer, MdL im Zusammenhang mit mögli-
chen Einflussnahmeversuchen auf Privatpersonen, Abgeordnete und die öffentliche me-
diale Berichterstattung zum Themenkomplex „Modellbau“ (eingesetzt auf Antrag von SPD, 
FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN am 27.11.2014, Vorsitzender Horst Ar-
nold, SPD, stellvertretender Vorsitzender Dr. Florian Herrmann, CSU)
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Strukturdaten 

Altersstruktur seit 1946

Altersstufe  
(Jahre)

1. WP 
(1946/50)

2. WP 
(1950/54)

3. WP 
(1954/58)

4. WP 
(1958/62)

5. WP 
(1962/66)

6. WP 
(1966/70)

7. WP 
(1970/74)

8. WP 
(1974/78)

20–29 4 (2,2%) 6 (3,0%) 3 (1,5%) 1 (0,5%) 2 (1,0%) 3 (1,5%) 3 (1,4%) 4 (2,0%)

30–39 18 (10,0%) 32 (15,7%) 30 (14,7%) 36 (17,5%) 37 (18,1%) 33 (16,2%) 49 (24,0%) 59 (28,9%)

40–49 66 (36,7%) 59 (28,9%) 55 (27,0%) 56 (27,5%) 60 (29,4%) 77 (37,7%) 87 (42,7%) 81 (39,7%)

50–59 59 (32,8%) 69 (33,8%) 75 (36,7%) 73 (35,8%) 59 (28,9%) 59 (28,9%) 49 (24,0%) 50 (24,5%)

60–69 32 (17,8%) 36 (17,6%) 39 (19,1%) 32 (15,7%) 41 (20,1%) 29 (14,2%) 15 (7,4%) 10 (4,9%)

70–79 1 (0,5%) 2 (1,0%) 2 (1,0%) 6 (3,0%) 5 (2,5%) 3 (1,5%) 1 (0,5%) –

Gesamt 180 100% 204 100% 204 100% 204 100% 204 100% 204 100% 204 100% 204 100%

Durch
schnitts alter 
in Jahren

50,2 49,56 50,31 50,15 50,08 48,5 45,6 45,1

Altersstufe  
(Jahre)

9. WP 
(1978/82)

10. WP 
(1982/86)

11. WP 
(1986/90)

12. WP 
(1990/94)

13. WP 
(1994/98)

14. WP 
(1998/2003)

15. WP 
(2003/08)

16. WP
(2008/13)

17. WP 
(ab  2016)

20–29 1 (0,5%) ) 1 (0,49% 2 (1,0%) 4 (2,0%) 1 (0,5%) 3 (1,5%) 1 (0,6%) 1 (0,5%) –

30–39 48 (23,5%) 34 (16,67%) 19 (9,2%) 23 (11,2%) 24 (11,8%) 18 (8,8%) 15 (8,3%) 1 (0,5%) 10 (5,6%)

40–49 81 (39,7%) 82 (40,20%) 84 (41,1%) 76 (37,3%) 67 (32,8%) 64 (31,4%) 54 (30,0%) 37 (19,8%) 49 (27,2%)

50–59 67 (32,8%) 75 (36,76%) 73 (35,6%) 72 (35,3% 99 (48,5%) 97 (47,5%) 80 (44,4%) 78 (41,7%) 73 (40,6&)

60–69 7 (3,5%) 11 (5,39%) 24 (12,1%) 29 (14,2%) 13 (6,3%) 22 (10,8%) 29 (16,1%) 53 (28,4%) 44 (24,4%)

70–79 –  1 (0,49%) 2 (1,0%) – – – 1 (0,6%) 17 (9,1%) 4 (2,2%)

Gesamt 204 100% 204 100% 204 100% 204 100% 204 100% 180 100% 204 100% 187 100% 180 
(100%)

Durch
schnitts alter  
in Jahren

45,7 48,24 49,5 49,6 49,2 50,40 50,49 51,7 54,2
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Berufsstatistik seit 1946

Berufe 1946 1950 1954 1958 1962 1966 1970 1974 1978 1982 1986 1990

Selbstständige 83 92 89 88 73 57 60 55 55 59 62 68
Unternehmer, Kaufleute 18 20 19 17 13 17 13 10 9 7 10 15
Handwerker 18 8 6 11 13 7 4 1 4 4 5 3
Land und Forstwirte 29 30 34 33 26 14 20 20 17 15 15 21
Ärzte, Chemiker, Physiker 2 2 4 5 4 4 4 4 1 1 2 1
Architekten, Ingenieure 2 5 4 3 2 3 1 – – 5 2 2
Journalisten, Redakteure 6 8 6 4 3 2 2 1 – 1 3 2
Rechtsanwälte, Notare 5 12 12 14 11 8 11 14 16 21 22 19
Steuerbevollmächtigte 2 6 4 1 1 1 4 4 3 2 1 1
Kunstmaler, Studienleiter 1 1 – – – 1 1 – – 2 – –
Volksw., Wirtschaftsberat. – – – – – – – 1 2 1 – –
Sonstige freie Berufe – – – – – – – – 4 – 2 4

Angestellte 53 56 60 58 60 50 41 38 35 36 36 29
in der freien Wirtschaft 19 16 18 17 29 20 18 13 15 16 16 14
in Parteien 7 5 7 10 12 12 9 7 7 6 7 8
in Gewerkschaften 5 7 8 9 8 10 5 6 6 5 5 3
in Verbänden 22 28 27 22 11 8 9 12 7 9 8 3
in Kirchen – – – – – – – – – – – 1

Arbeiter
in der freien Wirtschaft – – – – – 1 1 1 3 3 5 3
Öffentlicher Dienst – – – – – – – – 108 104 97 99
Landtagspräs. u. Kabinett* – – – – – – – – 19 20 20 25
Beamte, Angestellte 43 55 55 58 70 95 99 108 89 84 77 74
des Bundes 2 2 1 2 6 11 13 16 8 9 5 4
des Landes 26 41 29 37 46 55 66 78 76 71 66 65
der Kommunen 15 12 25 19 17 23 16 13 5 4 6 5
Beschäftigte öffentl. Inst. – – – – 1 6 4 1 – – – –

Hausfrauen 1 1 – – 1 1 3 2 2 2 4 5
180 204 204 204 204 204 204 204 204 204 204 204
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Berufe 1994 1998 2003 2008 2013
Selbstständige/r  Angehörige/r  freier Berufe
Rechtsanwalt/ 
Rechtsanwältin

20 20 19 25 27

Notar/in 1 1 2 1 1
Land/Forstwirt/in 18 20 16 15 17
Unternehmer/in 11 8 16 15 11
Handwerker/in 1 1 2 1 2
Forschung/Lehre – 1 1 3 1
Mediziner/in 4 3 3 9 4
Architekt/in, Dipl.Ing. 4 2 2 6 3
Journalist/in, Redak
teur/in

4 5 5 7 10

Steuerberater/in – – – 3 –
Sonstiges* 2 11 8 12 6
Gesamt 65 72 74 97 82

Öffentlicher Dienst Beamtin/er Angestellte/er  
Arbeiter/in

Beamtin/er Angestellte/er  
Arbeiter/in

Beamtin/er Angestellte/er 
Arbeiter/in

Beamtin/er Angestellte/er 
Arbeiter/in

Beamtin/er Angestellte/er 
Arbeiter/in

Verwaltung 35 3 28 4 19 5 17 4 21 4

Bildung/Forschung/ 
Lehre

27 4 29 5 17 10 18 7 17 8

Justiz 10 – 10 – 7 – 5 – 3 –
Kommune 1 2 5 2 3 4 1 1 2 1
Polizei/Bundeswehr 2 – 3 – – 2 – 1 –
Gesamt 75 9 75 11 48 19 43 12 44 13

Angestellte/r in  Wirtschaft/Verbänden
Wirtschaft 16 15 14 13 10
Parteien 11 7 2 – 3
Verbände/Organisationen 5 3 5 3 7
Gewerkschaften 3 2 2 2 1
Kirchen 3 4 5 3 3
Gesamt 38 31 28 21 24

Hausfrau/Hausmann 9 6 4 3 1

Kommunale/r 
 Wahlbeamtin/er 
(Berufsm. Bürger
meister/in, berufsm. 
Stadtrat/Stadträtin)

7 6 3 7 14

Sonstige/r** 1 3 4 4 2
204 204 180 187 180

* IT-Berater, Umweltprojektplaner, Gastronom, Familientherapeutin, Interkulturelle Trainerin, Apothekerin, 
Ökotrophologin

** Tierarzt (Angestellter), Beraterin
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Frauen im Bayerischen Landtag seit 1946

Wahljahr CSU SPD FW GRÜNE FDP fraktions 
los

DG Sitze v.H. Sitze 
gesamt

1946 2 1      3 1,7 180
1950 1 4   1  1 7 3,4 204
1954 2 3   1   6 2,9 204
1958 3 3   1   7 3,4 204
1962 6 4   1   11 5,4 204
1966 4 3      7 3,4 204
1970 10 3   3   16 7,8 204
1974 11 4   1   16 7,8 204
1978 7 7   1   15 7,4 204
1982 9 7      16 7,8 204
1986 10 8  9    27 13,2 204
1990 11 12  6 2   31 15,2 204
1994 14 22  8    44 21,6 204
1998 17 23  9  1  50 24,5 204
2003 28 16  9    53 29,4 180
2008 19 18 5 11 5 1  59 31,6 187
2013 21 18 3 9    51 28,3 180

DG Deutsche Gemeinschaft
CSU Christlich-Soziale Union in Bayern e. V.
FDP Freie Demokratische Partei
FW FREIE WÄHLER
GRÜNE Bündnis90/Die Grünen
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Namen – Daten – Zahlen 



652

Dem Landtag  
wurden vorgelegt

1. WP 
1946/ 
1950

2. WP 
1950/ 
1954

3. WP
1954/
1958

4. WP
1958/
1962

5. WP
1962/
1966

6. WP
1966/
1970

7. WP
1970/
1974

8. WP
1974/
1978

9. WP
1978/
1982

10. WP
1982/
1986

11. WP
1986/
1990

12. WP
1990/
1994

13. WP
1994/
1998

14. WP
1998/
2003

15. WP
2003/
2008

16. WP
2008/
2013

Gesetzesvorlagen des Senats 1 4 1 4 2 3 1 4 10 – 3 7 4 2 – –
2,2% 8,7% 2,2% 8,7% 4,3% 6,5% 2,2% 8,7% 21,7% 0,0% 6,5% 15,2% 8,7% 4,3% 0,0% 0,0%

Gesetzentwürfe nach Art. 74 Abs. 2 u. 3 BV ( Volkbegehren) – – – – – 2 1 – – – 1 – 2 – – 2 
Gesetzesvorlagen der Abgeordneten 81 83 114 82 81 123 131 95 108 69 85 114 85 88 78 188

5,0% 5,2% 7,1% 5,1% 5,0% 7,7% 8,2% 5,9% 6,7% 4,3% 5,3% 7,1% 5,3% 5,5% 4,9% 11,7%
Anträge 1285 1655 1436 1182 813 1004 1644 1878 2810 2413 4135 3942 3604 4505 3586 5718
Verordnungen 2 – – – – – – – – – – – – – – 1

66,7% – – – – – – – – – – – – – 33,3%
Vorlagen Staatsregierung 160 141 92 89 86 125 120 83 70 49 58 86 90 113 167 126
Gesetzesvorlagen 9,7% 8,5% 5,6% 5,4% 5,2% 7,6% 7,3% 5,0% 4,2% 3,0% 3,5% 5,2% 5,4% 6,8% 10,1% 7,6%
Anträge der Staatsregierung 21 99 15 6 5 5 2 1 0 8 8 8 8 10 10 10

9,7% 45,8% 6,9% 2,8% 2,3% 2,3% 0,9% 0,5% 0,0% 3,7% 3,7% 3,7% 3,7% 4,6% 4,6% 4,6%
Verordnungen 13 12 1 2 0 4 7 5 6 3 3 6 6 10 4 4

15,1% 14,0% 1,2% 2,3% 0,0% 4,7% 8,1% 5,8% 7,0% 3,5% 3,5% 7,0% 7,0% 11,6% 4,7% 4,7%
Staatsverträge 0 2 1 4 10 16 18 12 9 15 19 21 21 22 25 18

0,0% 0,9% 0,5% 1,9% 4,7% 7,5% 8,5% 5,6% 4,2% 7,0% 8,9% 9,9% 9,9% 10,3% 11,7% 8,5%
Sonstige Vorlagen 73 136 74 61 76 113 87 96 94 107 63 93 59 74 98 95
Verfassungsbeschwerden 5,2% 9,7% 5,3% 4,4% 5,4% 8,1% 6,2% 6,9% 6,7% 7,6% 4,5% 6,6% 4,2% 5,3% 7,0% 6,8%

Anträge auf Aufhebung der Immunität 57 90 33 27 17 13 9 16 10 7 11 10 4 1 4 2
18,3% 28,9% 10,6% 8,7% 5,5% 4,2% 2,9% 5,1% 3,2% 2,3% 3,5% 3,2% 1,3% 0,3% 1,3% 0,6%

Eingaben 10567 10682 8233 6650 5354 5763 6773 10401 12864 14031 15424 16588 15766 14466 12979 11311
5,9% 6,0% 4,6% 3,7% 3,0% 3,2% 3,8% 5,8% 7,2% 7,9% 8,7% 9,3% 8,9% 8,1% 7,3% 6,4%

Außerdem wurden behandelt 63 67 20 13 7 13 7 17 27 25 32 33 26 17 10 11
Interpellationen 16,2% 17,3% 5,2% 3,4% 1,8% 3,4% 1,8% 4,4% 7,0% 6,4% 8,3% 8,2% 6,7% 4,4% 2,6% 2,8%
Schriftliche Anfragen* 134 149 277 304 562 1172 2994 4952 3199 1950 2948 2013 2915 2612 1934 4645

0,4% 0,5% 0,8% 0,9% 1,7% 3,6% 9,1% 15,1% 9,8% 6,0% 9,0% 6,1% 8,9% 8,0% 5,9% 14,5%
Mündliche Anfragen* 795 944 451 418 395 836 1031 1065 935 860 1210 2077 1909 1946 1097 0

5,0% 5,9% 2,8% 2,6% 2,5% 5,2% 6,5% 6,7% 5,9% 5,4% 7,6% 13,0% 12,0% 12,2% 6,9% 0,0%
Anfragen zum Plenum 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 468 2304

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 16,9% 83,1%
Aktuelle Stunden 0 0 0 0 0 3 7 4 20 28 31 32 40 47 65 64

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,9% 2,1% 1,2% 5,9% 8,2% 9,1% 9,4% 11,7% 13,8% 19,1% 18,8%
Ministerbefragung 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 21 31

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 40,4% 59,6%
Arbeit geleistet in 192 227 153 135 112 102 102 115 134 116 140 137 112 122 130 133
Plenarsitzungen 8,9% 10,5% 7,1% 6,2% 5,2% 4,7% 4,7% 5,3% 6,2% 5,4% 6,5% 6,3% 5,2% 5,6% 6,0% 6,2%
Ausschusssitzungen 1727 2403 1711 1363 1157 847 1010 1207 1440 1205 1312 1304 1177 1347 1513 1538

7,8% 10,8% 7,7% 6,1% 5,2% 3,8% 4,5% 5,4% 6,5% 5,4% 5,9% 5,9% 5,3% 6,1% 6,8% 6,9%
Untersuchungsausschüsse 10 4 1 0 0 3 0 5 4 6 7 6 2 3 3 3

17,5% 7,0% 1,8% 0,0% 0,0% 5,3% 0,0% 8,8% 7,0% 10,5% 12,3% 10,5% 3,5% 5,3% 5,3% 5,3%

* eingebrachte

Arbeitsbilanz Gesamtarbeit des Bayerischen Landtags

Namen – Daten – Zahlen 
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Namen – Daten – Zahlen 
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1954/
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6. WP
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7. WP
1970/
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1978/
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10. WP
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1990/
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Verordnungen 2 – – – – – – – – – – – – – – 1
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Gesetzesvorlagen 9,7% 8,5% 5,6% 5,4% 5,2% 7,6% 7,3% 5,0% 4,2% 3,0% 3,5% 5,2% 5,4% 6,8% 10,1% 7,6%
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9,7% 45,8% 6,9% 2,8% 2,3% 2,3% 0,9% 0,5% 0,0% 3,7% 3,7% 3,7% 3,7% 4,6% 4,6% 4,6%
Verordnungen 13 12 1 2 0 4 7 5 6 3 3 6 6 10 4 4

15,1% 14,0% 1,2% 2,3% 0,0% 4,7% 8,1% 5,8% 7,0% 3,5% 3,5% 7,0% 7,0% 11,6% 4,7% 4,7%
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0,0% 0,9% 0,5% 1,9% 4,7% 7,5% 8,5% 5,6% 4,2% 7,0% 8,9% 9,9% 9,9% 10,3% 11,7% 8,5%
Sonstige Vorlagen 73 136 74 61 76 113 87 96 94 107 63 93 59 74 98 95
Verfassungsbeschwerden 5,2% 9,7% 5,3% 4,4% 5,4% 8,1% 6,2% 6,9% 6,7% 7,6% 4,5% 6,6% 4,2% 5,3% 7,0% 6,8%

Anträge auf Aufhebung der Immunität 57 90 33 27 17 13 9 16 10 7 11 10 4 1 4 2
18,3% 28,9% 10,6% 8,7% 5,5% 4,2% 2,9% 5,1% 3,2% 2,3% 3,5% 3,2% 1,3% 0,3% 1,3% 0,6%

Eingaben 10567 10682 8233 6650 5354 5763 6773 10401 12864 14031 15424 16588 15766 14466 12979 11311
5,9% 6,0% 4,6% 3,7% 3,0% 3,2% 3,8% 5,8% 7,2% 7,9% 8,7% 9,3% 8,9% 8,1% 7,3% 6,4%

Außerdem wurden behandelt 63 67 20 13 7 13 7 17 27 25 32 33 26 17 10 11
Interpellationen 16,2% 17,3% 5,2% 3,4% 1,8% 3,4% 1,8% 4,4% 7,0% 6,4% 8,3% 8,2% 6,7% 4,4% 2,6% 2,8%
Schriftliche Anfragen* 134 149 277 304 562 1172 2994 4952 3199 1950 2948 2013 2915 2612 1934 4645

0,4% 0,5% 0,8% 0,9% 1,7% 3,6% 9,1% 15,1% 9,8% 6,0% 9,0% 6,1% 8,9% 8,0% 5,9% 14,5%
Mündliche Anfragen* 795 944 451 418 395 836 1031 1065 935 860 1210 2077 1909 1946 1097 0

5,0% 5,9% 2,8% 2,6% 2,5% 5,2% 6,5% 6,7% 5,9% 5,4% 7,6% 13,0% 12,0% 12,2% 6,9% 0,0%
Anfragen zum Plenum 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 468 2304

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 16,9% 83,1%
Aktuelle Stunden 0 0 0 0 0 3 7 4 20 28 31 32 40 47 65 64

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,9% 2,1% 1,2% 5,9% 8,2% 9,1% 9,4% 11,7% 13,8% 19,1% 18,8%
Ministerbefragung 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 21 31

0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 40,4% 59,6%
Arbeit geleistet in 192 227 153 135 112 102 102 115 134 116 140 137 112 122 130 133
Plenarsitzungen 8,9% 10,5% 7,1% 6,2% 5,2% 4,7% 4,7% 5,3% 6,2% 5,4% 6,5% 6,3% 5,2% 5,6% 6,0% 6,2%
Ausschusssitzungen 1727 2403 1711 1363 1157 847 1010 1207 1440 1205 1312 1304 1177 1347 1513 1538

7,8% 10,8% 7,7% 6,1% 5,2% 3,8% 4,5% 5,4% 6,5% 5,4% 5,9% 5,9% 5,3% 6,1% 6,8% 6,9%
Untersuchungsausschüsse 10 4 1 0 0 3 0 5 4 6 7 6 2 3 3 3

17,5% 7,0% 1,8% 0,0% 0,0% 5,3% 0,0% 8,8% 7,0% 10,5% 12,3% 10,5% 3,5% 5,3% 5,3% 5,3%
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Die Mitglieder des Bayerischen Landtags seit 1946

Die Mitglieder des Bayerischen Landtags seit 1946 

Sämtliche Mitglieder des Bayerischen Landtags seit 1946 sind mit Foto und biografischen 
Angaben aufgeführt unter https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/

Hier finden Sie auch eine interaktive Karte des Freistaats Bayern, die Ihre Abgeordneten in ihren 
jeweiligen Stimm- bzw. Wahlkreisen zeigt: https://www.bayern.landtag.de/abgeordnetenkarte/

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnetenkarte
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infratest dimap Studie: Bürger und Abgeordnete in Bayern

Infratest dimap Studie:  
Bürger und Abgeordnete in Bayern 

Im Auftrag des Bayerischen Landtags wurde 2014 von infratest dimap eine repräsentative Um-
frage durchgeführt. Es wurde ermittelt, welches Bild die Bürgerinnen und Bürger vom Bay-
erischen Landtag und welche Erwartungen sie an ihre Volksvertreterinnen und Volksvertre-
ter haben.
Die Ergebnisse sehen Sie auf den folgenden Seiten.



656

infratest dimap Studie: Bürger und Abgeordnete in Bayern
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infratest dimap Studie: Bürger und Abgeordnete in Bayern

Aufgaben des 17. Bayerischen Landtages: Wünsche der Bürger

 

BÜRGER  UND  AB GEORDNETE  IN  BAYERN_____ 2 

Aufgaben des 17. Bayerischen Landtages: Wünsche der Bürger  

 
 

Am 15. September letzten Jahres wurde der 17. Bayerische Landtag gewählt. Bei den 
Themen, um die sich der neue Landtag und seine 180 Abgeordneten in der angelaufenen 
Legislaturperiode besonders kümmern sollen, haben die Bayern wie schon vor der 
Landtagswahl einen klaren Favoriten. Aufgefordert, aus fünf Themen jene auszuwählen, 
die der Landtag vorrangig in den Blick nehmen soll, nennen 71 Prozent der Bayern den 
Bereich Schule und Bildung. Erst mit deutlichem Abstand folgen an zweiter und dritter 
Stelle Fragen der sozialen Absicherung (54 Prozent) bzw. Themen aus dem Umwelt- und 
Klimaschutzbereich (50 Prozent). Wirtschaftsthemen stehen im momentanen 
konjunkturellen Umfeld für die Bayern wie schon zur Landtagswahl nicht ganz oben auf 
der politischen Agenda: 42 Prozent sehen in Anstrengungen für ein fortgesetztes 
Wirtschaftswachstum die zentrale Aufgabe des neu gewählten Landesparlaments. 
Zuwanderungsthemen stehen bei den bayerischen Bürgern derzeit eher hinten an. 
Immerhin jeder Dritte (33 Prozent) von ihnen aber sieht hierin ein Thema, um das sich der 
Landtag in seiner 17. Wahlperiode vor allem widmen sollte.    

 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Schule und Bildung

Soziale Sicherheit

Umweltschutz

Wirtschaftswachstum

Zuwanderung

Aufgaben des neuen Landtages

Frage: Der jetzige Landtag wurde im vergangenen September neu gewählt. Welchem der folgenden Themen sollte sich der 
bayerische Landtag in der laufenden Legislaturperiode vor allem widmen? (Mehrfachnennungen)

71

54

50

42

35

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Nicht dargestellt: anderen Themen / allen gleichermaßen / keinem davon / weiß nicht / keine Angabe

Am 15. September letzten Jahres wurde der 17. Bayerische Landtag gewählt. Bei den Themen, 
um die sich der neue Landtag und seine 180 Abgeordneten in der angelaufenen Legislaturperi-
ode besonders kümmern sollen, haben die Bayern wie schon vor der Landtagswahl einen kla-
ren Favoriten. Aufgefordert, aus fünf Themen jene auszuwählen, die der Landtag vorrangig in 
den Blick nehmen soll, nennen 71 Prozent der Bayern den Bereich Schule und Bildung. Erst 
mit deutlichem Abstand folgen an zweiter und dritter Stelle Fragen der sozialen Absicherung 
(54 Prozent) bzw. Themen aus dem Umwelt- und Klimaschutzbereich (50 Prozent). Wirtschafts-
themen stehen im momentanen konjunkturellen Umfeld für  die Bayern wie schon zur Landtags-
wahl nicht ganz oben auf  der politischen Agenda: 42 Prozent sehen in Anstrengungen für ein 
fortgesetztes Wirtschaftswachstum die zentrale Aufgabe des neu gewählten Landesparlaments. 
Zuwanderungsthemen stehen bei den bayerischen Bürgern derzeit eher hinten an. Immerhin je-
der Dritte (33 Prozent) von ihnen aber sieht hierin ein Thema, um das sich der Landtag in seiner 
17. Wahlperiode vor allem widmen  sollte.
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infratest dimap Studie: Bürger und Abgeordnete in Bayern

Einfluss des Bayerischen Landtages auf die Landespolitik

 

BÜRGER  UND AB GEORDNETE  IN  BAYERN_____ 3 

Einfluss des Bayerischen Landtages auf die Landespolitik 

 

Dass der Landtag der Ort ist, wo wichtige politische Themen behandelt und bedeutsame 
Fragen entschieden werden, steht für die Mehrzahl der Bayern außer Frage. Richtig ist, 
dass die Bürger im Freistaat der Exekutive eine herausragende Bedeutung zuweisen. Zwei 
Drittel (67 Prozent) bezeichnen den Einfluss der Landesregierung, 74 Prozent den Einfluss 
des Ministerpräsidenten auf das politische Geschehen in Bayern als sehr groß bzw. groß. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Legislative nur wenig oder gar keine Bedeutung für 
die Entscheidungsprozesse im Freistaat beigemessen wird. Ganz im Gegenteil: Sechs von 
zehn (60 Prozent) bewerten den politischen Einfluss des Landtages auf die politischen 
Prozesse in Bayern als sehr groß bzw. groß. Nur ein Drittel (33 Prozent) hält das 
Landesparlament für weniger oder gar nicht bedeutend.   

 
 
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern
Einflussnahme auf die Landespolitik

Bayerischer Ministerpräsident

Bayerische Staatsregierung

Bayerischer Landtag

Sehr groß / groß Eher gering / sehr gering

74

67

60

22

26

33

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

Frage: Wie groß ist Ihrer Meinung nach der Einfluss des / der […] auf die politischen Geschehnisse im Freistaat Bayern? 

Dass der Landtag der Ort ist, wo wichtige politische Themen behandelt und bedeutsame Fragen 
entschieden werden, steht für die Mehrzahl der Bayern außer Frage. Richtig ist, dass die Bürger 
im Freistaat der Exekutive eine herausragende Bedeutung zuweisen. Zwei Drittel (67 Prozent) 
bezeichnen den Einfluss der Landesregierung, 74 Prozent den Einfluss des Ministerpräsidenten 
auf das politische Geschehen in Bayern als sehr groß bzw. groß. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 
der Legislative nur wenig oder gar keine Bedeutung für  die Entscheidungsprozesse im Freistaat 
beigemessen wird. Ganz im Gegenteil: Sechs von zehn (60 Prozent) bewerten den politischen 
Einfluss des Landtages auf die politischen Prozesse in Bayern als sehr groß bzw. groß. Nur ein 
Drittel (33 Prozent) hält das Landesparlament für weniger oder gar nicht bedeutend.
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Zufriedenheit mit dem Bayerischen Landtag

 

BÜRGER  UND  AB GEORDNETE  IN  BAYERN_____ 4 

Zufriedenheit mit dem Bayerischen Landtag 

 
 
Die bayerischen Bürger weisen der Legislative nicht nur eine bedeutsame Stellung im 
politischen Entscheidungsprozess ihres Bundeslandes zu. Sie bewerten insgesamt die 
Arbeit des Landesparlaments im Freistaat auch überwiegend positiv: Fast sechs von zehn 
Bayern (56 Prozent) äußern sich sehr zufrieden bzw. zufrieden zur Arbeit des eigenen 
Landtages. Ein gutes Drittel (38 Prozent) übt Kritik. In Bayern fällt damit das Ansehen des 
eigenen Landesparlaments größer aus als das Ansehen des Bundestages. Die Arbeit des 
Berliner Bundesparlaments stößt im Freistaat sogar überwiegend auf Kritik. Während 44 
Prozent der Bayern zu einem positiven Urteil gelangen, äußert sich mehr als die Hälfte (52 
Prozent) unzufrieden. Ein größeres Ansehen als der Landtag genießen in Bayern 
demgegenüber die kommunalen Vertretungsorgane. Mit der Arbeit des eigenen Stadt- 
bzw. Gemeinderates sind 71 Prozent der Bayern zufrieden. Nur jeder Vierte (23 Prozent) 
ist mit den Leistungen seines Kommunalparlaments weniger oder gar nicht zufrieden.  
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern
Zufriedenheit mit der Arbeit der Parlamente

Stadt- bzw. Gemeinderat

Bayerischer Landtag

Deutscher Bundestag

Sehr zufrieden / 
zufrieden

Weniger / gar 
nicht zufrieden

71

56

44

23

38

52

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

Frage: Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit […]? Sind Sie damit sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden oder gar nicht 
zufrieden?

Die bayerischen Bürger weisen der Legislative nicht nur eine bedeutsame Stellung im politischen 
Entscheidungsprozess ihres Bundeslandes zu. Sie bewerten insgesamt die Arbeit des Landes-
parlaments im Freistaat auch überwiegend positiv: Fast sechs von zehn Bayern (56 Prozent) 
äußern sich sehr zufrieden bzw. zufrieden zur Arbeit des eigenen Landtages. Ein gutes Drittel 
(38 Prozent) übt Kritik. In Bayern fällt damit das Ansehen des eigenen Landesparlaments größer 
aus als das Ansehen des Bundestages. Die Arbeit des Berliner Bundesparlaments stößt im Frei-
staat sogar überwiegend auf Kritik. Während 44 Prozent der Bayern zu einem positiven Urteil 
gelangen, äußert sich mehr als die Hälfte (52 Prozent) unzufrieden. Ein größeres Ansehen als 
der Landtag genießen in Bayern demgegenüber die kommunalen Vertretungsorgane. Mit der 
Arbeit  des  eigenen  Stadt- bzw. Gemeinderates sind 71 Prozent der Bayern zufrieden. Nur je-
der Vierte (23 Prozent)  ist mit den Leistungen seines Kommunalparlaments weniger oder gar 
nicht  zufrieden.
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Funktions-Erwartungen an den Landtag
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Funktions-Erwartungen an den Landtag 

 

Neben der Wahlfunktion gelten vor allem die Gesetzgebungs- und Kontrollfunktion als 
klassische Parlamentsaufgaben. Die Wahlberechtigten in Bayern sehen mit Blick auf ihren 
Landtag in der Verbindung zwischen Bürgern und politischer Willensbildung jedoch die 
weitaus bedeutendste Parlamentsfunktion. Aufgefordert, aus fünf Bereichen die wichtigste 
Aufgabe eines Abgeordneten zu benennen, nennt nur jeweils jeder Siebte die Mitwirkung 
an Gesetzen (15 Prozent) oder aber die Kontrolle der Staatsregierung (13 Prozent). 
Häufiger genannt wird demgegenüber mit 23 Prozent die Vertretung des eigenen Wahl- 
oder Stimmkreises. Sogar jeder Zweite (47 Prozent) sieht die wichtigste Aufgabe des 
Abgeordneten primär darin, Ansprechpartner der Bürger zu sein.     

 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Frage: Welche der folgenden Aufgaben ist Ihrer Meinung nach die wichtigste eines Abgeordneten im bayerischen Landtag? 

Aufgaben der Abgeordneten

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

47

23

15 13

Ansprechpartner der 
Bürger

Vertretung des eigenen 
Stimm-/Wahlkreises

Mitwirkung an Gesetzen Kontrolle der 
Staatsregierung

Neben der Wahlfunktion gelten vor allem die Gesetzgebungs- und Kontrollfunktion als klas-
sische Parlamentsaufgaben. Die Wahlberechtigten in Bayern sehen mit Blick auf ihren Land-
tag in der Verbindung zwischen Bürgern und politischer Willensbildung jedoch die weitaus 
bedeutendste Parlamentsfunktion. Aufgefordert, aus fünf Bereichen die wichtigste Aufgabe 
eines Abgeordneten zu benennen, nennt nur jeweils jeder Siebte die Mitwirkung an Gesetzen 
(15 Prozent) oder aber die Kontrolle der Staatsregierung (13 Prozent). Häufiger genannt wird 
demgegenüber mit 23 Prozent die Vertretung des eigenen Wahl- oder Stimmkreises. Sogar jeder 
Zweite (47 Prozent) sieht die wichtigste Aufgabe des Abgeordneten primär darin, Ansprech-
partner der Bürger zu sein.
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Kriterien für die Wahl des Landtagsabgeordneten 

 

Das bayerische Landtagswahlrecht hat mit der Kombination aus einer Erststimme für die 
Wahl des Direktkandidaten im Stimmkreis und der Zweitstimme für den Listenbewerber 
auf einer „offenen“ Regierungsbezirksliste eine stärkere Personenkomponente als andere 
Landtagswahlsysteme oder auch das Bundestagswahlrecht. In der Entscheidung, für 
welchen Kandidaten man bei der Landtagswahl votiert, ist aber auch in Bayern für die 
meisten Bürger zunächst die Parteizugehörigkeit der Person das zentrale Kriterium: Sechs 
von zehn sehen die Partei des Kandidaten als sehr wichtig bzw. wichtig (57 Prozent) für 
ihre Entscheidung an, bei wem sie letztlich ihr Kreuz setzen. Jenseits der 
Parteizugehörigkeit der Kandidaten sind es vor allem die regionale Herkunft (44 Prozent), 
die die Bürger als wichtig für ihre Entscheidung ansehen, der berufliche Werdegang des 
Kandidaten (36 Prozent) sowie dessen Alter (34 Prozent). Welchen konfessionellen 
Hintergrund der Kandidat hat bezeichnet nur jeder fünfte bayerische Bürger als sehr 
wichtig bzw. wichtig (19 Prozent). Noch weniger Bedeutung hat nach eigenen Angaben 
das Geschlecht der Kandidaten. Ob es sich um einen Kandidaten oder eine Kandidatin 
handelt, ist in Bayern nur für gut jeden Zehnten (11 Prozent) beim Urnengang von 
Bedeutung.  

 
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern
Kriterien der Wahlentscheidung

Parteizugehörigkeit

Regionale Herkunft

Beruf

Alter

Konfession

Geschlecht

Sehr 
wichtig

Eher 
unwichtig

43

32

29

28

15

8

14

12

7

6

4

3

57

44

36

34

19

11

30

36

44

44

40

37

12

19

19

21

40

52

42

55

63

65

80

89

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

Frage: Ich nenne Ihnen nun einige Kriterien, die wichtig sein können, um bei einer Landtagswahl für einen Abgeordneten zu 
stimmen. Bitte sagen Sie mir jeweils, wie wichtig Ihnen diese für Ihre Wahlentscheidung sind. Wie ist das mit der / dem […] des 
Abgeordneten?

Eher 
wichtig

Sehr 
unwichtig

Das bayerische Landtagswahlrecht hat mit der Kombination aus einer Erststimme für die Wahl 
des Direktkandidaten im Stimmkreis und der Zweitstimme für den Listenbewerber   auf einer 
„offenen“ Regierungsbezirksliste eine stärkere Personenkomponente als andere Landtagswahl-
systeme oder auch das Bundestagswahlrecht. In der Entscheidung, für welchen Kandidaten 
man bei der Landtagswahl votiert, ist aber auch in Bayern für die meisten Bürger zunächst die 
Parteizugehörigkeit der Person das zentrale Kriterium: Sechs von zehn sehen die Partei des 
Kandidaten als sehr wichtig bzw. wichtig (57 Prozent) für ihre Entscheidung an, bei wem sie 
letztlich ihr Kreuz setzen. Jenseits der Parteizugehörigkeit der Kandidaten sind es vor allem die 
regionale Herkunft (44 Prozent), die die Bürger als wichtig für ihre Entscheidung ansehen, der 
berufliche Werdegang des Kandidaten (36 Prozent) sowie dessen Alter (34 Prozent). Welchen 
konfessionellen Hintergrund der Kandidat hat bezeichnet nur jeder fünfte bayerische Bürger 
als  sehr wichtig bzw. wichtig (19 Prozent). Noch weniger Bedeutung hat nach eigenen Anga-
ben   das Geschlecht der Kandidaten. Ob es sich um einen Kandidaten oder eine Kandidatin 
handelt, ist in Bayern nur für gut jeden Zehnten (11 Prozent) beim Urnengang von Bedeutung.
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Landtagsabgeordnete als Repräsentanten 

 

Auch wenn die Bürger die Parteizugehörigkeit für ihre Wahlentscheidung als am 
wichtigsten ansehen, wünschen sie sich die Parlamentarier im bayerischen 
Landesparlament nicht in erster Linie als Parteivertreter. Stattdessen richtet sich der Fokus 
der Bürger auf die Vertretung der jeweiligen Region: So stimmen 80 Prozent der Bayern 
der Aussage zu, die Landtagsabgeordneten sollten vor allem ihren Stimm- bzw. Wahlkreis 
vertreten. Die Orientierung der Landtagsabgeordneten an der jeweils eigenen Partei 
erachten die Bürger in Bayern als weitaus weniger bedeutsam: Nur jeder Zweite (50 
Prozent) unterstützt die Aussage, dass die Landtagsabgeordneten vor allem ihre Partei im 
Parlament vertreten sollen. Die Vertretung der gesamten Bevölkerung Bayerns ist den 
Bürgern demgegenüber mit 69 Prozent weitaus wichtiger. Noch bedeutsamer als die 
Vertretung der bayerischen Bürger insgesamt aber ist den Bayern, dass die Abgeordneten 
die Interessen der jeweils eigenen Wähler im Landtag repräsentieren – eine Position, die  
von 76 Prozent unterstützt wird.   

Mit ihren Anforderungen an die Landtagsabgeordneten stehen die Bayern im Grundsatz 
nicht allein. Vielmehr zeigen sich hierin generelle Muster im Verhältnis Bürger und 
Abgeordnete: So steht bei den Deutschen mit Blick auf die Bundestagsabgeordneten die 
Vertretung der eigenen Partei gegenüber der Repräsentanz der Gesamtbevölkerung, der 
eigenen Wähler bzw. des jeweiligen Wahlkreises ebenfalls vergleichsweise zurück.1 Der 
herausragende Stellenwert des Stimm- bzw. Wahlkreises als Bezugsgröße des 
Abgeordneten aber bleibt eine bemerkenswerte Eigenheit in den Erwartungen der 
bayerischen Bürger gegenüber ihren Landtagsabgeordneten.   

  
                                            
1 Vgl. Mirjam Dageförde, Weit entfernt vom „idealen Abgeordneten“? Zu Normen und Praxis parlamentarischer 
Repräsentation aus Sicht der Bürger, in Zeitschrift für Parlamentsfragen, 44. Jg. (2013), H.3, S. 580-592.  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Stimm- oder Wahlkreis

Eigene Wähler

Ganze Bevölkerung

Partei

Abgeordnete als Interessenvertreter

Frage: Es gibt unterschiedliche Auffassungen darüber, wen ein Abgeordneter im bayerischen Landtag [Bundestag] vertreten soll. 
Bitte sagen Sie mir zu jeder der folgenden Aussage, ob Sie ihr voll und ganz, überwiegend, teils/teils, überwiegend nicht oder 
überhaupt nicht zustimmen. Die Landtagsabgeordneten [Bundestagsabgeordneten] sollten vor allem den […] vertreten.

80

76

69

50

69

67

70

37

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100 %: teils-teils / stimme überwiegend/ überhaupt nicht zu / weiß nicht / keine Angabe
* Studie: Citizens and Representations in France and Germany (CITIREP 2010) 

Stimme voll und ganz zu /
stimme überwiegend zu

Bayern: Landtagsabgeordneter

Bundesrepublik: Bundestagsabgeordneter*

Auch wenn die Bürger die Parteizugehörigkeit für ihre Wahlentscheidung als am  wichtigsten 
ansehen, wünschen sie sich die Parlamentarier im bayerischen Landesparlament nicht in erster 
Linie als Parteivertreter. Stattdessen richtet sich der Fokus der Bürger auf die Vertretung der je-
weiligen Region: So stimmen 80 Prozent der Bayern  der Aussage zu, die Landtagsabgeordneten 
sollten vor allem ihren Stimm- bzw. Wahlkreis vertreten. Die Orientierung der Landtagsabge-
ordneten an der jeweils eigenen Partei erachten die Bürger in Bayern als weitaus weniger be-
deutsam: Nur jeder Zweite (50 Prozent) unterstützt die Aussage, dass die Landtagsabgeordneten 
vor allem ihre Partei im Parlament vertreten sollen. Die Vertretung der gesamten Bevölkerung 
Bayerns ist den Bürgern demgegenüber mit 69 Prozent weitaus wichtiger. Noch bedeutsamer 
als die Vertretung der bayerischen Bürger insgesamt aber ist den Bayern, dass die Abgeordne-
ten die Interessen der jeweils eigenen Wähler im Landtag repräsentieren – eine Position, die 
von 76 Prozent unterstützt wird.
Mit ihren Anforderungen an die Landtagsabgeordneten stehen die Bayern im Grundsatz nicht 
allein. Vielmehr zeigen sich hierin generelle Muster im Verhältnis Bürger und Abgeordnete: 
So steht bei den Deutschen mit Blick auf die Bundestagsabgeordneten die Vertretung der eige-
nen Partei gegenüber der Repräsentanz der Gesamtbevölkerung, der eigenen Wähler bzw. des 
jeweiligen Wahlkreises ebenfalls vergleichsweise zurück.1 Der herausragende Stellenwert des 
Stimm- bzw. Wahlkreises als Bezugsgröße des Abgeordneten aber bleibt eine bemerkenswerte 
Eigenheit in den Erwartungen der bayerischen Bürger gegenüber ihren Landtagsabgeordneten.

1 Vgl. Mirjam Dageförde, Weit entfernt vom „idealen Abgeordneten“? Zu Normen und Praxis parlamen-
tarischer Repräsentation aus Sicht der Bürger, in Zeitschrift für Parlamentsfragen, 44. Jg. (2013), H.3, S. 
580-592
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Eigenschaften des idealen Landtagsabgeordneten  

 

Dass sich die Bürger vor allem die Region als Bezugsgröße der politischen Arbeit ihres 
Abgeordneten wünschen, ist das eine. Welche persönlichen Merkmale aber schätzen sie 
an einem Landtagsparlamentarier? Von den Eigenschaften des idealen 
Landtagsabgeordneten steht bei den Bayern die Glaubwürdigkeit des Politikers mit 
deutlichem Abstand an erster Stelle: Acht von zehn (79 Prozent) geben an, dass ihnen ein 
glaubwürdiges Auftreten an einem Landesparlamentarier sehr wichtig ist. Die fachliche 
Kompetenz des Abgeordneten ist den Bürgern im Freistaat ebenfalls wichtig, sie steht in 
der Wertung der Bürger mit 64 Prozent jedoch nur an zweiter Stelle, etwa gleichauf mit 
der Bürgernähe des Abgeordneten, die von 60 Prozent als sehr wichtige Eigenschaft für 
einen Landtagsabgeordneten bezeichnet wird. Auf Durchsetzungsvermögen und 
überzeugendem öffentlichen Auftreten als nicht zu unterschätzende Ressource im 
Politikbetrieb legen die Bürger im Freistaat demgegenüber deutlich weniger Wert. 
Durchsetzungsstärke gilt bei nur noch 51 Prozent als sehr wichtige Eigenschaft eines 
Landtagsabgeordneten, überzeugendes öffentliches Auftreten bei nur 38 Prozent.           

Bürger und Abgeordnete in Bayern
Eigenschaften von Abgeordneten

Glaubwürdigkeit

Kompetenz

Bürgernähe

Durchsetzungsvermögen

Überzeugendes öffentliches 
Auftreten

18

32

34

44

48

79

64

60

51

38

97

96

94

95

86

3

3

5

4

12

1

1

3

3

6

4

13

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

Frage: An einem Abgeordneten des Landtages kann einem ja verschiedenes wichtig sein. Ich nenne Ihnen nun einige Aspekte. 
Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Ihnen diese an einem Landtagsabgeordneten in Bayern sehr wichtig, wichtig, weniger wichtig oder 
gar nicht wichtig sind.

Sehr 
wichtig

Eher 
unwichtig

Eher 
wichtig

Sehr 
unwichtig

Dass sich die Bürger vor allem die Region als Bezugsgröße der politischen Arbeit ihres Abge-
ordneten wünschen, ist das eine. Welche persönlichen Merkmale aber schätzen sie  an einem 
Landtagsparlamentarier? Von den Eigenschaften des idealen Landtagsabgeordneten steht bei 
den Bayern die Glaubwürdigkeit des Politikers mit deutlichem Abstand an erster Stelle: Acht 
von zehn (79 Prozent) geben an, dass ihnen ein glaubwürdiges Auftreten an einem Landespar-
lamentarier sehr wichtig ist. Die fachliche Kompetenz des Abgeordneten ist den Bürgern im 
Freistaat ebenfalls wichtig, sie steht in der Wertung der Bürger mit 64 Prozent jedoch nur an 
zweiter Stelle, etwa gleichauf mit    der Bürgernähe des Abgeordneten, die von 60 Prozent als 
sehr wichtige Eigenschaft für einen Landtagsabgeordneten bezeichnet wird. Auf Durchsetzungs-
vermögen und überzeugendem öffentlichen Auftreten als nicht zu unterschätzende Ressource 
im Politikbetrieb legen die Bürger im Freistaat demgegenüber deutlich weniger Wert. Durch-
setzungsstärke gilt bei nur noch 51 Prozent als sehr wichtige Eigenschaft eines Landtagsabge-
ordneten, überzeugendes öffentliches Auftreten bei nur 38 Prozent.
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Tätigkeitsschwerpunkte und Zeitpensum der Abgeordnetenarbeit 

 

Die Vorstellung der Bürger über die Arbeit ihrer Abgeordneten orientiert sich auch in 
Bayern längst nicht mehr einseitig am Modell des Redeparlaments. Zwar bindet die 
Teilnahme an den Plenarsitzungen im Landtag und die parlamentarische Debatte nach 
Ansicht jedes Vierten (24 Prozent) den Großteil der Arbeitszeit des Abgeordneten. Die 
Bürger halten die Vorbereitung von Gesetzen und Entscheidungen für die Parlamentsarbeit 
jedoch für ähnlich bedeutsam: Für 28 bzw. 27 Prozent machen die Ausschussarbeit und 
Fraktionssitzungen den überwiegenden Teil der Abgeordnetentätigkeit aus. Stärker noch 
als durch die parlamentsinterne Arbeit wird der Abgeordnetenkalender aus Sicht der 
Bürger aber durch Termine in der Öffentlichkeit geprägt (36 Prozent). Demgegenüber 
weisen die Wahlberechtigten dem Kontakt mit den Bürgern in der Stimm- bzw. 
Wahlkreisarbeit eine vergleichsweise nachrangige Bedeutung für die 
Abgeordnetentätigkeit zu (13 Prozent).  

 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern
Aufgabenschwerpunkte der Abgeordneten 

Wahrnehmung von 
öffentlichen Terminen

Arbeit in Ausschüssen

Teilnahme an 
Fraktionssitzungen

Teilnahme an 
Plenarsitzungen im Landtag

Büroarbeit

Bürgersprechstunden im 
Stimm- bzw. Wahlkreis geben

Großteil Geringer Teil

43

46

46

43

41

31

36

28

27

24

22

13

17

19

20

27

34

52

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe

Frage: Ich nenne Ihnen jetzt verschiedene Tätigkeiten, die ein Landtagsabgeordneter zu erledigen hat. Sagen Sie mir bitte zu jeder 
Tätigkeit, ob diese Ihrer Meinung nach einen Großteil der Abgeordnetenarbeit ausmacht, einen erheblichen Teil oder einen 
geringen Teil der Abgeordnetenarbeit ausmacht?

Erheblicher Teil

Die Vorstellung der Bürger über die Arbeit ihrer Abgeordneten orientiert sich  auch  in Bay-
ern längst nicht mehr einseitig am Modell des Redeparlaments. Zwar bindet die Teilnahme an 
den Plenarsitzungen im Landtag und die parlamentarische Debatte nach Ansicht jedes Vierten 
(24 Prozent) den Großteil der Arbeitszeit des Abgeordneten. Die Bürger halten die Vorbereitung 
von Gesetzen und Entscheidungen für die Parlamentsarbeit jedoch für ähnlich bedeutsam: Für 
28 bzw. 27 Prozent machen die Ausschussarbeit und Fraktionssitzungen den überwiegenden 
Teil der Abgeordnetentätigkeit aus. Stärker noch  als durch die parlamentsinterne Arbeit wird 
der Abgeordnetenkalender aus Sicht  der  Bürger aber durch Termine in der Öffentlichkeit ge-
prägt (36 Prozent). Demgegenüber weisen die Wahlberechtigten dem Kontakt mit den Bürgern 
in der Stimm- bzw. Wahlkreisarbeit eine vergleichsweise nachrangige Bedeutung  für  die Ab-
geordnetentätigkeit zu (13 Prozent).
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Das Wissen darum, dass die Abgeordnetenarbeit auch im Landtag bei weitem nicht auf die 
Teilnahme an den regelmäßig stattfindenden Plenarsitzungen beschränkt ist, macht sich in 
der Abschätzung des Zeitpensums heutiger Landtagsabgeordneter bemerkbar: Für gut die 
Hälfte der bayerischen Bürger übersteigt das Arbeitspensum des Landtagsabgeordneten 
das eines Durchschnittsarbeitnehmers: 54 Prozent glauben, dass ein bayerischer 
Landesparlamentarier in der Regel mehr als acht Stunden am Tag arbeitet. Darunter sind 
22 Prozent, die von einem regulären Arbeitstag mit mehr als zehn Stunden ausgehen. 
Jeder Fünfte (20 Prozent) rechnet mit durchschnittlich acht Stunden. Ebenso viele Bürger 
(19 Prozent) sind der Meinung, dass die Parlamentsarbeit den Abgeordneten im Schnitt 
weniger als acht Stunden bindet.      

 
 
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Mehr als 10 Stunden

8 – 10 Stunden

Genau 8 Stunden

Weniger als 8 Stunden

Arbeitsbelastung von Abgeordneten

Frage: Was glauben Sie: Wie viele Stunden am Tag arbeitet im Schnitt ein bayerischer Landtagsabgeordneter?

22

32

20

19

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100 %: Weiß nicht / keine Angabe

Das Wissen darum, dass die Abgeordnetenarbeit auch im Landtag bei weitem nicht auf die 
Teilnahme an den regelmäßig stattfindenden Plenarsitzungen beschränkt ist, macht sich in der 
Abschätzung des Zeitpensums heutiger Landtagsabgeordneter bemerkbar: Für gut die Hälf-
te der bayerischen Bürger übersteigt das Arbeitspensum des Landtagsabgeordneten das eines 
Durchschnittsarbeitnehmers: 54 Prozent glauben, dass ein bayerischer Landesparlamentarier 
in der Regel mehr als acht Stunden am Tag arbeitet. Darunter sind 22 Prozent, die von einem 
regulären Arbeitstag mit mehr als zehn Stunden ausgehen.  Jeder Fünfte (20 Prozent) rechnet 
mit durchschnittlich acht Stunden. Ebenso viele Bürger (19 Prozent) sind der Meinung, dass die 
Parlamentsarbeit den Abgeordneten im Schnitt weniger als acht Stunden bindet.
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Informiertheit über Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten 

 

Die Wahrnehmung und Bewertung von Parlamentsarbeit und Abgeordnetentätigkeit 
hängen am Ende nicht zuletzt von der Informiertheit des Bürgers ab. Wenn es um die 
Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten geht, fühlen sich drei von zehn Bayern (27 
Prozent) sehr gut bzw. gut informiert. Ebenso viele (27 Prozent) geben an, weniger oder 
schlecht über die Tätigkeit ihres Abgeordneten im Landesparlament Bescheid zu wissen. 
44 Prozent der Bayern neigen in diesem Zusammenhang weder einem eindeutig 
positiven, noch einem klar negativen Urteil zu.  

Damit stehen die Bayern keineswegs schlecht da. Auch wenn sich nur ein Teil von ihnen 
als gut informiert sieht, fühlen sie sich über die Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten 
besser ins Bild gesetzt als die Bundesbürger über die Arbeit ihres jeweiligen 
Bundestagsabgeordneten: So antwortete 2010 auf die gleiche Frage nur etwa jeder zehnte 
Bundesbürger (9 Prozent), er sei sehr gut oder gut über die Arbeit des eigenen 
Bundestagsabgeordneten informiert. 

Die Informiertheit über die Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten unterscheidet sich in 
Bayern zwischen den Bevölkerungsgruppen nur geringfügig: Männer bezeichnen sich im 
Vergleich zu Frauen etwas häufiger als informiert (31:23 Prozent), ältere etwas mehr als 
junge Bürger (30:25 Prozent), Bürger in kleineren bayerischen Gemeinden eher als in 
großen (29:22 Prozent). Auch fühlen sich diejenigen, die sich grundsätzlich stärker für das 
Geschehen in Bayern interessieren, besser informiert als diejenigen mit geringem 
Interesse (29:19 Prozent).  

 
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Frage: Wie gut fühlen Sie sich über die Arbeit Ihres Landtagsabgeordneten [Bundestagsabgeordneten] informiert? Würden Sie 
sagen sehr gut, gut, teils/teils, schlecht oder sehr schlecht?

Informiertheit über die Arbeit der Landtagsabgeordneten

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe
* Studie: Citizens and Representations in France and Germany (CITIREP 2010) 

Sehr gut informiert

Gut informiert

Teils / teils

Schlecht informiert

Sehr schlecht informiert

5

22

44

19

8

1

8

23

30

33

Bayern: Landtagsabgeordneter

Bundesrepublik: Bundestagsabgeordneter*

Die Wahrnehmung und Bewertung von Parlamentsarbeit und Abgeordnetentätigkeit  hängen am 
Ende nicht zuletzt von der Informiertheit des Bürgers ab. Wenn es um die  Arbeit des eigenen 
Landtagsabgeordneten geht, fühlen sich drei von zehn Bayern (27 Prozent) sehr gut bzw. gut 
informiert. Ebenso viele (27 Prozent) geben an, weniger oder schlecht über die Tätigkeit ihres 
Abgeordneten im Landesparlament Bescheid zu wissen.
44 Prozent der Bayern neigen in diesem Zusammenhang weder einem  eindeutig  positiven, 
noch einem klar negativen Urteil zu.

Damit stehen die Bayern keineswegs schlecht da. Auch wenn sich nur ein Teil von ihnen  als 
gut informiert sieht, fühlen sie sich über die Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten besser 
ins Bild gesetzt als die Bundesbürger über die Arbeit ihres jeweiligen Bundestagsabgeordneten: 
So antwortete 2010 auf die gleiche Frage nur etwa jeder zehnte Bundesbürger (9 Prozent), er sei 
sehr gut oder gut über die Arbeit des eigenen Bundestagsabgeordneten informiert.

Die Informiertheit über die Arbeit des eigenen Landtagsabgeordneten unterscheidet sich in Bay-
ern zwischen den Bevölkerungsgruppen nur geringfügig: Männer bezeichnen sich im Vergleich 
zu Frauen etwas häufiger als informiert (31:23 Prozent), ältere etwas mehr als junge Bürger 
(30:25 Prozent), Bürger in kleineren bayerischen Gemeinden eher als in großen (29:22 Prozent). 
Auch fühlen sich diejenigen, die sich grundsätzlich stärker für das Geschehen in Bayern inter-
essieren, besser informiert als diejenigen mit  geringem  Interesse (29:19 Prozent).
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Bevorzugte Informationsquellen des Bürgers 

 

Bevölkerungsumfragen zeigen, dass das Fernsehen für die Bürger auch in Bayern nach wie 
vor die größte Bedeutung hat, wenn es darum geht, sich allgemein politisch zu 
informieren. Bei der Suche nach Informationen über die Arbeit ihres Abgeordneten im 
Landtag aber kommen andere Quellen eher zum Tragen. Wer sich hier informieren will, 
greift in Bayern als erstes zur Zeitung: Sieben von zehn Bürgern (70 Prozent) beziehen 
nach eigenen Angaben Informationen über ihren Landtagsabgeordneten am ehesten über 
die Printmedien, gefolgt von direkten Postsendungen (31 Prozent). An dritter Stelle stehen 
beim Bezug von Informationen über den Abgeordneten Fernsehen und Radio (24 Prozent) 
vor den Informationsangeboten im Internet (18 Prozent).  

Die Zeitung ist altersübergreifend als Informationsquelle am bedeutsamsten. Sie spielt bei 
den älteren Bürgern die vergleichsweise größte Rolle (60 Jahre und älter: 81 Prozent), 
steht aber auch bei den jüngeren Bayern weiterhin noch im Vordergrund (57 Prozent). 
Gerade in der Generation der jüngeren Wahlberechtigten zeichnet sich allerdings bei den 
bevorzugten Informationsquellen eine Verschiebung zugunsten von Online-Angeboten ab: 
Von den unter 30jährigen geben drei von zehn (29 Prozent) an, dass sie auf der Suche 
nach Informationen über die Arbeit des eigenen Abgeordneten vor allem auf das Internet 
zurückgreifen würden. Dies sind drei Mal mehr als bei den über 60jährigen (10 Prozent).      

 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Zeitung

Postsendungen

Fernsehen und Radio

Facebook, andere soziale Netzwerke 
oder Twitter

Andere Quellen im Internet

Persönliche Webseite des 
Abgeordneten

Informationsquellen

Frage: Wenn Sie sich über ihren Abgeordneten im bayerischen Landtag informieren. Woher beziehen Sie da vor allem 
Informationen? (Mehrfachnennungen)

70

31

24

9

5

4

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Nicht dargestellt: weiß nicht / keine Angabe

Bevölkerungsumfragen zeigen, dass das Fernsehen für die Bürger auch in Bayern nach wie vor 
die größte Bedeutung hat, wenn es darum geht, sich allgemein politisch  zu  informieren. Bei der 
Suche nach Informationen über die Arbeit ihres Abgeordneten im Landtag aber kommen andere 
Quellen eher zum Tragen. Wer sich hier informieren will, greift in Bayern als erstes zur Zeitung: 
Sieben von zehn Bürgern (70  Prozent) beziehen nach eigenen Angaben Informationen über ihren 
Landtagsabgeordneten am ehesten über die Printmedien, gefolgt von direkten Postsendungen 
(31 Prozent). An dritter Stelle stehen beim Bezug von Informationen über den Abgeordneten 
Fernsehen und Radio (24 Prozent) vor den Informationsangeboten im Internet (18  Prozent).

Die Zeitung ist altersübergreifend als Informationsquelle am bedeutsamsten. Sie spielt bei den 
älteren Bürgern die vergleichsweise größte Rolle (60 Jahre und älter: 81 Prozent), steht aber 
auch bei den jüngeren Bayern weiterhin noch im Vordergrund (57 Prozent). Gerade in der Ge-
neration der jüngeren Wahlberechtigten zeichnet sich allerdings bei den bevorzugten Informa-
tionsquellen eine Verschiebung zugunsten von Online-Angeboten ab: Von den unter 30jährigen 
geben drei von zehn (29 Prozent) an, dass sie auf der Suche nach Informationen über die Arbeit 
des eigenen Abgeordneten vor allem auf das Internet zurückgreifen würden. Dies sind drei Mal 
mehr als bei den über 60jährigen (10 Prozent).
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Kontakte zum Abgeordneten 

 

Die meisten Bürger nehmen die Abgeordneten allein über die Medien war. Ein 
erkennbarer Teil sucht aber auch den direkten Kontakt zum Abgeordneten. In Bayern 
geben immerhin 19 Prozent der Wahlberechtigten an, in den vergangenen fünf Jahren 
Kontakt zu ihrem Abgeordneten im Landtag gehabt zu haben – sei es per Brief, Email, 
Telefon oder auch über eine persönliche Begegnung: 7 Prozent der bayerischen Bürger 
suchten nach eigenen Angaben mehrmals pro Jahr den Kontakt, 7 Prozent etwa einmal 
pro Jahr, 5 Prozent seltener. Damit gehen die Bayern unter dem Strich etwas häufiger auf 
ihren Landtagsabgeordneten zu als die Bundesbürger auf ihren Bundestagsabgeordneten.  

Unabhängig davon, was jeweils Motive und Ergebnisse des Kontakts sein mögen, das 
Aufeinandertreffen von Bürgern und Abgeordneten trägt ganz offensichtlich zum besseren 
Verständnis der Parlamentsarbeit bei: Diejenigen, die in den letzten fünf Jahren 
Verbindung zu ihrem Abgeordneten aufgenommen haben, bezeichnen sich mit 43 Prozent 
fast doppelt so häufig als gut über die Arbeit des Abgeordneten informiert wie diejenigen, 
die keinerlei Kontakt hatten (23 Prozent). Zugleich überwiegt bei den Kontakt suchenden 
Bürgern die Gewissheit, dass der zeitliche Arbeitsaufwand eines Abgeordneten sich 
deutlich von dem des deutschen Durchschnittsarbeitnehmers unterscheidet: Rechnen von 
ihnen 68 Prozent mit einem Parlamentarierarbeitstag von durchschnittlich mehr als acht 
Stunden, ist es bei den übrigen Bürgern nur etwa die Hälfte (51 Prozent).             

 
 
 
 
  

Bürger und Abgeordnete in Bayern

Frage: Hatten Sie in den letzten fünf Jahren Kontakt zu Ihrem Abgeordneten im bayerischen Landtag [Bundestag] – egal, ob per 
Brief, Email, Telefon oder persönlich? Und wie oft hatten Sie da Kontakt?

Anzahl der Kontakte zum Landtagsabgeordneten

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung im Bundesland / Angaben in Prozent
Fehlende Werte zu 100%: Weiß nicht / keine Angabe
* Studie: Citizens and Representations in France and Germany (CITIREP 2010) 

7 7 5

80

3 4 7

86

Mehrmals pro Jahr Etwa einmal pro Jahr Seltener als einmal 
pro Jahr

Nein, hatte keinen 
Kontakt

Bayern: Landtagsabgeordneter

Bundesrepublik: Bundestagsabgeordneter*

Bayern: 19% 

Bundesre-
publik: 14% 

Die meisten Bürger nehmen  die  Abgeordneten  allein  über  die  Medien  war.  Ein  erkennba-
rer Teil sucht aber auch den  direkten  Kontakt  zum  Abgeordneten.  In  Bayern  geben immer-
hin 19 Prozent der Wahlberechtigten an, in den vergangenen  fünf  Jahren  Kontakt zu ihrem 
Abgeordneten im Landtag gehabt zu haben – sei es  per  Brief,  Email, Telefon oder auch über 
eine persönliche Begegnung: 7 Prozent der bayerischen Bürger  suchten nach eigenen Angaben 
mehrmals  pro  Jahr  den  Kontakt,  7  Prozent  etwa  einmal pro Jahr, 5 Prozent seltener. Damit 
gehen die Bayern unter dem Strich etwas häufiger auf   ihren Landtagsabgeordneten  zu als  die 
Bundesbürger  auf  ihren  Bundestagsabgeordneten.

Unabhängig davon, was jeweils Motive und Ergebnisse des Kontakts sein mögen, das Aufein-
andertreffen von Bürgern und Abgeordneten trägt ganz offensichtlich zum besseren Verständ-
nis der Parlamentsarbeit bei: Diejenigen, die in den letzten fünf  Jahren  Verbindung zu ihrem 
Abgeordneten aufgenommen haben, bezeichnen sich mit 43 Prozent fast doppelt so häufig als 
gut über die Arbeit des Abgeordneten informiert wie diejenigen, die keinerlei Kontakt hatten 
(23 Prozent). Zugleich überwiegt bei den Kontakt suchenden Bürgern die Gewissheit, dass 
der zeitliche Arbeitsaufwand eines Abgeordneten sich deutlich von dem des deutschen Durch-
schnittsarbeitnehmers unterscheidet: Rechnen von ihnen 68 Prozent mit einem Parlamentarier-
arbeitstag von durchschnittlich mehr als acht Stunden, ist es bei den übrigen Bürgern nur etwa 
die Hälfte (51 Prozent).
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Bürger & Abgeordnete in Bayern

Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Bayern ab 18 Jahren

Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl

Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

Fallzahlen: 1003 Befragte

Erhebungszeitraum: 23. – 27. Juni 2014

Fehlertoleranzen: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
* bei einem Anteilswert von 5% ** bei einem Anteilswert von 50%

Ansprechpartner        
infratest dimap:

Richard Hilmer  030 / 533 22 – 113
Reinhard Schlinkert  0228 / 329 69 – 3
Roberto Heinrich  030 / 533 22 – 153

Untersuchungsanlage
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Untersuchungsausschuss „Landesentschädi-

gungsamt“ 90
Untersuchungsausschuss „Langemann“ 248, 

250, 261
Untersuchungsausschuss „LWS“ 405
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Untersuchungsausschuss „Marienplatz“ 242
Untersuchungsausschuss „Mega Petrol“ 266
Untersuchungsausschuss „Missstände im 

Wirtschaftsministerium“ 26, 40
Untersuchungsausschuss „Modellbau“ 555
Untersuchungsausschuss „Nebentätigkeit“ 

227
Untersuchungsausschuss „Neuperlach“ 257
Untersuchungsausschuss „Plutonium“ 364, 

383
Untersuchungsausschuss zur „Prüfung eines   

Grundstücksgeschäfts von Finanzminis-
ter Tandler“ 303

Untersuchungsausschuss „Regierungsbil-
dung 1946“ 26, 31

Untersuchungsausschuss „Residenztheater“ 
92

Untersuchungsausschuss „Schalck-Golod-
kowski“ 347

Untersuchungsausschuss „Schreiber“ 412
Untersuchungsausschuss „Spielbanken“ 110, 

131
Untersuchungsausschuss „Staatsgemälde-

sammlungen“ 350
Untersuchungsausschuss „Stachusbauwerk“ 

177
Untersuchungsausschuss „Steuerfälle“ 225
Untersuchungsausschuss „Steuerfall Zwick“ 

348
Untersuchungsausschuss „Studienplatzverga-

be“ 238
Untersuchungsausschuss „Wiederaufarbei-

tungsanlage Wackersdorf“ 262, 264
Untersuchungsausschuss „Wienerwald-Steu-

erfragen“ 304
Untersuchungsausschuss „Wienerwald-Steu-

erfragen II“ 304
Untersuchungsausschuss zur „Prüfung eines 

Grundstücksgeschäfts von Finanzminis-
ter Tandler“ 303

Untersuchungsausschussrecht 379
Urlaubsgesetz 66
US-Immobilienpapiere 473

Vatikanvertretung 120
Verbandsschulen 142, 143

Verbraucherschutz 403, 404, 408, 427, 428, 
450, 451, 485, 544, 554

Verbraucherschutzministerium 403, 427, 451
Verdienstorden 109, 110, 398, 512
Verfassunggebende Landesversammlung 18, 

19, 597, 599
Verfassungsänderung 53, 174, 191, 258, 370, 

379, 382, 390, 391, 419, 453, 454, 514, 
531, 532, 560

Verfassungsgerichtshof 31, 48, 49, 56, 106, 
108, 151, 154, 156, 174, 188, 190, 191, 
195, 208, 211, 215, 220, 221, 222, 236, 
237, 249, 250, 261, 262, 263, 264, 277, 
294, 297, 301, 308, 310, 315, 323, 329, 
351, 361, 373, 381, 432, 434, 436, 485, 
498, 514, 520, 528, 553, 558

Verfassungsgerichtshofgesetz 308
Verfassungsmedaille 324, 512
Verfassungsreform 415, 531
Verfassungsschutz 85, 233, 248, 280, 294, 

310, 311, 344, 345, 353, 489, 499, 517, 
538, 539, 556, 573, 574, 578

Verfassungsschutzgesetz 294, 310, 311, 344, 
345, 489, 573, 574

Verhältniswahlrecht 19, 48
Verkehrsdurchführungsvertrag 370
Verkehrsministerium 24, 83
Verlängerung der Wahlperiode 382
Vermittlungsausschuss 168, 453
Vermummungsverbot 323
Versammlungsgesetz 475, 476, 567
Versorgungsfonds 470, 471
Versorgungsrecht 496
Versuchsreaktor Garching 111
Vertreibung der Sudetendeutschen 526
Vertreibungsverbrechen 43
Verwahrungsgesetz 247
Verwaltung „21“ 428, 434
Verwaltungsgemeinschaften 211, 236, 301, 

338, 339
Verwaltungsreform 111, 427, 428, 429, 434, 

436, 438, 446
Verwaltungsvereinfachung 99, 102, 110, 134, 

247, 438
Verwaltungsverfahrensgesetz 262, 264
„Verwandtenaffäre“ 543, 552
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Videoüberwachung 406
Vierer-Koalition 77
Vogelgrippe 446
Volksbefragung 116, 546, 547, 560, 561
Volksbegehren 48, 49, 54, 66, 104, 105, 151, 

156, 161, 162, 167, 188, 190, 191, 192, 
194, 215, 258, 309, 310, 359, 361, 362, 
379, 380, 381, 383, 419, 439, 472, 495, 
496, 521, 528, 529, 546, 547, 560

Volksbegehren „Aus Liebe zum Wald“ 439
Volksbegehren „Rundfunkfreiheit“ 190
Volksbegehren „Schlanker Staat ohne Senat“ 

380, 381
Volksbegehren Studiengebühren 528
Volksbegehren über das Grundgesetz 54
Volksentscheid 19, 20, 48, 49, 52, 79, 134, 

162, 167, 174, 191, 195, 258, 259, 310, 
319, 361, 362, 379, 381, 382, 463, 472, 
495, 528, 532, 543, 547, 553, 560

Volksentscheid „Reform von Landtag und 
Staatsregierung“ 382

Volksentscheid Verfassung 553
Volksschulgesetz 155, 156, 160, 162
Volkszählung 282, 297, 300, 301, 310, 337, 

406
Vollzeit-Parlamentarier 220

Wachstumsbeschleunigungsgesetz 491
Wackersdorf 255, 256, 262, 263, 264, 267, 

274, 296, 297, 298
Waffenexporte 313, 316
Wahlalter 174, 370
Wählbarkeitsalter 380, 419, 519
Wahlfälscheraffäre 435
Wahlfälschungsaffäre 438
Wahlkampfkostenerstattung 167, 168, 275
Wahlkreisabgeordnete 208
Wahlperiode 69, 70, 129, 207, 208, 226, 238, 

250, 251, 259, 274, 294, 317, 343, 368, 
382, 440, 454, 487, 491, 530, 536, 543, 
546

Wahlrecht 19, 84, 124, 195, 202, 316, 329, 
442, 514, 546

Währungsreform 41, 45, 55, 67, 74, 131, 386
Währungsunion 306, 344, 386
Waldgesetz 204, 439, 440

Waldsterben 254, 256
Wassergesetz 137, 494
Wettbewerbsföderalismus 384
Wiederaufarbeitungsanlage 255, 256, 262, 

263, 264, 267, 274, 275, 296, 297, 358
Wiederaufrüstung 86
Wiedergutmachung 16, 34, 45, 65, 69, 77, 

130, 146, 522
Wiedervereinigung 80, 104, 116, 167, 185, 

192, 195, 305, 306, 314, 319, 325, 342, 
347, 348, 545

Wildtier-Management 459
Windkraft 504, 551, 557, 558, 568, 569
Windkraftausbau 557
Wirtschaftsbeirat der Union 226
Wirtschaftsrat 26, 30, 32, 35, 37, 38, 43
Wirtschaftsstandort Bayern 320, 336
Wirtshauskultur 471
Wittelsbach-Ausstellungen 247
Wohnraumüberwachung 499, 573
Wohnungsgesellschaft GBW 508
Wohnungs- und Siedlungsbau 50

Zehnprozent-Klausel 118, 122
Zentrum Bayern Familie und Soziales 436, 

564
Zukunft Bayern 293, 352, 371, 396, 433, 

465, 468, 469, 532, 544, 560
Zukunftskommission 446, 466
Zukunftskommission „Moderner Haushalt“ 

446
Zukunftsrat 508, 509
Zusammensetzung des Senats 221, 380
Zuwanderung von Flüchtlingen 564
„Zweite Kammer“ 324, 379, 380
Zweites Deutsches Fernsehen 136, 386
Zweitwohnungssteuer 301, 431, 432
Zwergschulen 98, 136, 138
Zwickauer Neonazis 516
Zwischenausschuss 250, 313, 481
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Abkürzungsverzeichnis 
BHE Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten
BP Bayernpartei
BR Bayerischer Rundfunk
BV Bayerische Verfassung
BVP Bayerische Volkspartei
CSU Christlich-Soziale Union
DB Deutscher Block
DG Deutsche Gemeinschaft
DP Displaced Person
DPFR Deutsche Partei für Freiheit und Recht
FDP Freie Demokratische Partei
FFG Freie Fraktionsgemeinschaft (Zusammenschluss aus der DPFR und FPV)
FPV Freie Parlamentarische Vereinigung
FW Freie Wähler Bayern e. V.
GB Gesamtdeutscher Block
Grüne Bündnis 90/DIE GRÜNEN
IRO International Refugee Organization
KPD Kommunistische Partei Deutschlands
LDP Liberaldemokratische Partei
Linke DIE LINKE
MdL Mitglied des Landtags
NPD Nationaldemokratische Partei Deutschlands
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
VgLV Verfassunggebende Landesversammlung
WAA Wiederaufarbeitungsanlage
WAV Wirtschaftliche Aufbauvereinigung
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Bildnachweis 
(nach den Nummern der Chronikeinträge, soweit nicht anders aufgeführt)

Landtagsamt:  
7, 12, 13, 15, 22, 30, 33, 57, 82, 120, 151, 
163, 185, 194, 203, 207, 227, 238, 248, 
250, 258, 266, 267, 274, 284, 299, 303, 
304, 306, 308, 310, 321, 328, 345, 359, 
362, 365, 368, 372, 378, 383, 385, 386, 
393, 421, 426, 438, 444, 445, 446, 447, 
451, 456, 464, 500, 508, 511,513,515, 575, 
579, 592, 600, 621, 622 636, 646, 647

Bilderdienst Süddeutscher Verlag München: 
3, 5, 9, 12 (Militärgouverneur Muller), 14, 
19, 21, 27, 41, 63, 81, 82 (Horlacher), 109, 
111, 135, 137, 143, 151 (Hundhammer), 
152, 154, 158, 160, 165, 175, 185 
(Kabinett), 196, 209, 214, 236, 242, 256, 
271, 277, 287, 319, 331, 383 (Wahlplakat), 
401, 435, 439, 445, 446, 447, 449, 465, 
469, 479, 480, 502, 518, 531, 545, 551, 
556, Seite 593

Stadtarchiv München:  
10, 11, 17, 97, 151, 193, 234, 265, 292, 
301, 345 (Wahlplakat)

Stadtmuseum München:  
11, 44, 53, 59, 62, 97, 103, 133, 151, 171

Innenministerium: 91, 101, 341, 358, 522
Staatskanzlei: 73, 178, 223, 439, Seite 278
Bayerischer Landtag / Rolf Poss:  

460, 495, 496, 508, 537, 570, 583, 619, 
621, 622, 628, 636, 646, 647, 654, 662, 
663, 664, 665, 666, 672, 675, 676, 677, 
678, 679, 684, 687, 689, 691, 694, 701, 
703, 712, 714, 716, 719, 722, 723, 725, 
727, 733, 734, 735, 736,  
Seiten 2/3, 9, 461, 580, 582, 583, 587, 
Umschlag

Rolf Poss:  
704, 738, 740, 754, 758, 765, 770, 771

Josef Göllinger: 459, 488
amw: 485,497, 506, 567
Dr. Leonhard Lenk: 399, 417
Ernest Langendorf: 1, 74
Max Hermann Bloch: 124
Bayerischer Rundfunk: 45, 430
Nationalparkverwaltung: 285, 405

DWK: 423, 435 (oben)
Residenztheater: 147
Universität Regensburg: 232
Rhein-Main-Donau AG: 402
Bayernwerk AG: 366, 444
Wirtschaftsministerium: 127
Bayerisches Rotes Kreuz: 333
Siemens-Bildarchiv: Seite 591
WW-Press: 453
CECA-CEE-CEEA: 474
Luftbild Bertram: 487
Heinz Firsching: 463
Ken Beer: 503
amw: 506
TU Garching: 529
Bayer. Vers. Kammer: 560
Landesanstalt: 562
Privat: 596, 634
CSU-Landesleitung: 609
Vohler: 614
Kaps: 635
CMA: 637
Transrapid: 650
Europäisches Parlament: 670
SPD-Fraktion: 691
BayernLB: 706
dpa: 709, 731, 764, 768
MPG/Griesch: 706
Institut für Zeitgeschichte: 742 (Kommentierte 

Ausgabe von „Mein Kampf“)
Fotostudio Liebhart, München: 742
Michaela Radl: 747
Andre Wahba, Erding: 748
Bundespolizei: 758
Polizei Bayern: 761
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